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DrB«k  TO«  Eadalf  M.  Rohrtr  Is  Brtu. 


ALLGEMEINE  GEDANKEN  ÜBER  SOCIALE  POLITIK.') 


VOM 

KARL  THEODOR  v.  INAMA^STERNEGG. 


M ic  alles  menschliche  Leben,  so  ist  auch  der  Staat,  der  ans  der 
Natur  der  Menschen  entstammt,  in  beständiger  Bewegung.  .Nihil  liuinani 
alienuni  a me  puto*  (Nichts  w.as  menschlich  ist,  kann  mir  fremd  sein),  kann 
auch  der  Staat  von  sich  sagen.  Alles  Denken  und  Empfinden  der  Menschen, 
all  ihre  Lust  und  Unlust,  all  ihr  Wollen  und  Handeln  vollzieht  sich  im 
Staate,  berührt  ihn,  erfüllt  ihn  und  erfasst  ihn  schliesslich  mit  unwider- 
stehlicher Gewalt. 

Denn  das  menschliche  Leben  ist  zu  aller  Zeit  ein  gesellschaftliches 
gewesen  und  jede  Art  der  menschlichen  Gesellschaft  trägt  den  Staats- 
gedanken in  sich ; ob  es  sich  um  die  niedersten  Formen  der  Horde  oder  um 
die  höchsten  Stufen  zielbewusster  politischer  Verbände  handelt,  ob  sich  die 
Idee  des  Staates  nur  io  phantastischen  und  symbolischen  Bräuchen  oder 
in  den  umfassendsten  Einrichtungen  der  öffentlichen  Gewalt  äussert.  Wie 
ein  unendlich  wogendes  Wolkenmeer,  das  hier  sich  ballt  und  dort  sich  ent- 
ladet, bald  formlos  zerfliesst  und  bald  wieder  neue  Gestalt  anninimt,  so  ist 
dieses  menschliche  Gesellschaflsleben : ein  ewiger  titanenhafter  Kampf  des 
Menschengeistes  mit  der  äusseren  Natur  und  mit  den  thierischen  Beizen 
der  Menschennatur  selbst;  ein  beständiges  Bingen  der  Massen  um  Ordnung, 
Geltung  und  um  die  Macht,  alles  das  zu  verwirklichen,  was  jede  von  ihnen 
unter  Menseheuglflck  versteht 

Dieses  ganze  wogende  Meer  des  gesellschaftlichen  Lebens  erfüllt  den 
Staat;  er  selbst,  als  die  vollendetste  Form  menschlicher  Gemeinschaft  ist 
beständig  von  diesem  Leben  bewegt;  es  ist  die  erste  Voraussetzung  seines 
eigenen  Lebens.  Und  doch  muss  sich  der  Staat  diesen  elementaren  socialen 
Gewalten  gegenüber  in  seiner  Eigenart  behaupten.  Denn  tausendfach 
verschieden,  wie  ihre  Formen,  sind  auch  die  Ziele,  denen  die  gesellschaftlichen 
Massen  zustreben.  Im  Staate  aber  soll  die  Kraft  der  socialen  Körper  zu 
einer  höheren  Einheit  zusammengefasst,  ihre  Arbeit  auf  ein  gemeinsames 
oberstes  Ziel  gerichtet  werden.  Das  ist  die  specifische  Aufgabe  der  Politik; 
das  ist  der  Staat,  der  beständig  an  seiner  eigenen  Vollendung  arbeitet. 

1)  Ans  einem  von  n.-ö.  OewerbeTereine  gehaltenen  Vortrage. 

£«luchttft  für  Vulkiwlmcb«fi,  S«cL»l{K>Iitlk  uod  VerwaltUB?.  XI.  U«ad.  J 


Digitized  by  Google 


2 


Inama-Stcrnegg. 


‘\ 


Diese  Arbeit  begiont  immer  mit  der  Analyse  der  Gesellschaft.  Da.« 
nosse  rem  ptiblicara  steht  an  der  Schwelle  der  Politik.  Cnd  das  ist  schon 
recht  schwer.  Denn  wenn  es  sich  auch  dabei  um  lauter  Thatsachen  handelt, 
so  sind  sie  doch  nur  zum  kleineren  Theil  und  selbst  dann  in  der  Regel 
nur  durch  sehr  umständliche  Processe  feststellbar.  Schon  die  elementarste 
gesellschaftliche  Thatsache,  die  Volkszahl  eines  Staates,  ist  ohne  den  grossen 
Apparat  der  Volkszählung  nicht  zu  erkennen  und  ebenso  bedarf  es  einer 
reich  entwickelten  Statistik,  um  nur  die  allerwesentlichsten  Thatsachen  der 
materiellen  Erscheinung  des  Gesellschaftszustandes  in  ihren  dimensionalen 
Verhältnissen  zu  bestimmen. 

Für  die  immateriellen  Seiten  des  gesellschaftlichen  Zustandes  gelingt 
auch  das  nicht.  Oer  Staatsmann  vermag  ans  einer  Parlamentsabstimmung 
zu  entnehmen,  ob  er  sich  in  einer  bestimmten  Anschauung  mit  der  Mehr- 
heit in  Uebereinstimmung  befindet,  vielleicht  auch  aus  einer  politischen 
Wahl  auf  die  Stärke  einer  Partei  zu  sehliessen;  aber  wie  weit  diese  .\nschauung, 
diese  Paiteigrundsätze  von  grossen  Volksmassen  getheilt  werden,  lässt  sich 
aus  solchen  lieobachtungen  noch  nicht  erschliessen,  ebensowenig  wie  die 
sogenannte  Moralstatistik  aus  der  Thatsache,  da.ss  bei  einem  Volke  mehr 
Eigenthumsverhrechen,  bei  dom  anderen  mehr  Dlutthaten  verkommen, 
sehliessen  darf,  dass  das  eine  ein  Volk  von  Dieben,  das  andere  von  Todt- 
Schlägern  oder  Raufbolden  sei. 

Und  doch  muss  die  Politik  in  der  Analyse  der  Ge.sellschaft  so  weit 
gehen,  als  das  irgend  möglich  ist,  bis  zu  den  untersten  Einheiten  gesell- 
schaftlicher Gesammtheiten.  An  die  Stelle  exacter  Masscnbeobachtiing 
tritt  da,  wo  sie  nicht  möglich  ist,  intuitives  Erkennen,  das  den  wahren 
Staatsmann  aiiszeichnet.  Ein  Staatsmann,  der  nicht  weiter  blickt,  als  die 
Leuchte  der  Statistik  ihm  die  M'elt  erhellt,  wfirde  seiner  Aufgabe  wenig 
entsprechen ; freilich  noch  weniger  derjenige,  der  dieses  Licht  verschmäht, 
wo  es  zur  VerfOgung  steht.  Er  gleicht  dem  Mann,  der  im  Dunkel  geht  und 
nun  beständig  Gefahr  läuft,  das  Gesetz  von  der  Undurchdringlichkeit  der 
Materie  an  seinem  eigenen  Schädel  zu  erproben : denn  auch  die  socialen 
Massen  haben  alle  Eigenschaften  des  Dimensionalen ; sie  sind  in  einer 
gegebenen  Grösse  und  Stärke  vorhanden,  undurchdringlich,  mit  einer  im 
Verhältnis  zum  Volumen  stehenden  Hewegungsenergic.  So  bilden  diese 
socialen  Massen  immer  auch  Schranken  der  Politik,  über  die  kein  Staats- 
mann sich  ungestraft  hinweg.setzen  kann. 

Und  nun  beginnt  die  zweite  Etappe  der  Politik:  die  M'elt  der  gesellschaft- 
lichen Thatsachen  so  zu  beeinflussen,  dass  sie  der  Auffassung  des  Staats- 
mannes von  dem  für  den  Staat  besten  Zustande  entspricht.  Denn  keine 
sociale  That.sache,  so  fest  auch  im  .\ugenhlicke  ihr  liestand  sein  mag,  ist 
so  unabänderlich,  so  unzugänglich  für  menschlichen  Einfluss,  wie  die  reinen 
N’aturgewalten. 

Das  eine  ist  hier  sofort  klar:  je  tiefer  die  Ursachen  eines  soci.ilen 
Zustandes  liegen,  je  mannigfacher  oder  complicierter  sie  sind,  umso  weniger 
gelingt  der  Politik  ein  Einfluss  auf  denselben.  Die  Kinderprämien  der 
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franzAsisclien  lievölkerungspolitik  haben  den  Stillstand  der  lievölkerungs- 
entwifklung  nicht  zu  beseitigen  vermocht;  die  Zackerezportprümien  haben 
die  Zuckerproduction  sehr  lebhaft  gesteigert. 

Will  daher  die  Politik  auf  complicierte  Zustände  der  Gesellschaft  ein- 
»irken.  so  muss  sie  dem  ganzen  Ursachensysteme  nachgehen,  das  sic  hervor- 
gehracht  hat  und  erhält. 

Das  aber  ist  die  Welt  der  Ideen,  die  sich  in  den  Thatsachen  der 
Gesellschaft  ansprägen.  .Jedes  Ursachensystem  eines  bestimmten  gesellschaft- 
lichen Zustandes  aber  läuft  in  die  grossen  welthewegenden  geistigen  Zustände 
aus,  unter  denen  sich  ein  Volk  in  bestimmter  Zeit  befindet. 

Auch  diese  geistige  Gesammtdisposition  eines  Volkes  ist  eine  That- 
sache,  welche  die  Politik  kennen  und  verstehen  muss;  auch  sie  ist  eine 
Schranke  der  Politik  und  noch  viel  mächtiger  wirkend,  als  jeder  einzelne 
gesellschaftliche  Zustand.  Ein  Verkennen  dieses  „Geistes  der  Zeit*  ist 
in  der  Politik  noch  viel  geßhrlicher  als  eine  Unkenntnis  über  concrete 
Fonnen  des  Gesellschaftszustandes.  Staatsmänner,  welche  „der  Herren 
eigenen  Geist*  für  den  „Geist  der  Zeit*  ausgeben  wollen,  machen  bald  die 
Erfahrung,  dass  sie  damit  noch  viel  weniger  durchdringen,  als  durch  die 
Materie  der  socialen  Körper. 

Die  Bedeutung  dieser  geistigen  Gesammtdisposition  eines  Volkes  als 
Schranke  der  Politik  kommt  aber  nicht  nur  in  der  Weise  zur  Geltung,  dass 
die  Politik  sich  nicht  in  Widerspruch  zu  ihr  befinden  darf;  die  grossen 
Ideen  einer  Zeit  sind  vielmehr  zugleich  die  Piincipien  der  Politik,  welche 
eine  kategorische  Nothwendigkeit  sind.  Eine  principienlose  Politik  ist  eigentlich 
ein  innerer  Widersprach ; nichts  ist  ihr  sicherer  als  der  Misserfolg. 

Und  doch  steht  die  Politik  auch  diesen  Principien  nicht  wie  einem 
Fatum  gegenüber.  So  mächtig  sie  auch  sind,  so  bieten  sie  doch  der 
Politik  beständig  Angriffspunkte,  an  welchen  sie  ihre  Macht  bewähren  kann. 
Zunächst  in  ihren  einzelnen  Er.scheinungsweisen,  die  auch  bei  unverändertem 
Inhalt  doch  sehr  mannigfaltige  Gestalt  annehmen  können  und  daher  auch 
den  Einwirkungen  einer  principientreuen  Politik  unterliegen.  So  kann  der 
Arbeiterschutz,  die  Altersfflrsorge,  je  nach  der  Auffassung  der  socialen 
Parteien,  sehr  verschiedene  Gestalt  annehmen  und  doch  in  dem  Grundsätze 
flbereinstimmen,  dass  die  wirtschaftlich  Schwachen  durch  die  Mittel  der 
Gesammtheit  eine  Hebung  ihrer  Lebenslage  erfahren  müssen.  Aber  auch 
die  sociale  Grundstimmung  in  einem  Volke  ist  dem  Einflüsse  der  Politik 
nicht  unbedingt  entzogen.  Denn  auch  sie  ist  ja.  wie  alles  Lehen  in  der 
Gesellschaft,  beständig  in  Bewegung,  an  einem  Punkte  bereits  veraltend, 
an  dem  andern  neue  Keime  ansetzend,  aus  denen  eine  Umbildung  auch  der 
Principien  sich  langsam  ergibt.  Will  also  die  Politik  auf  die  einzelnen  That- 
sachen des  Gesellschaftslebens  gestaltend,  umbildeiid  oinwirken,  so  muss  sie 
trachten  die  Ursachen  zu  verändern,  welche  sie  hervorgebracht  haben. 

Will  sie  aber  auf  die  geistige  Gesammtdisposition  eines  Volkes,  auf  den 
Geist  der  Zeit  einwirken,  so  muss  sie  nicht  nur  verstehen,  wie  er  ensteht 
und  worin  er  besteht,  sondern  auch  wie  er  sich  manifestiert.  In  der 
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Bethätigung  des  Zeitgeistes  ist  das  Volk  beständig  an  der  Arbeit  und  der 
Staat  mit  ihm. 

Dieser  Process  ist  zwar  ein  sehr  complicierter,  er  spielt  sich  zunächst 
in  den  tiefsten  Tiefen  des  menschlichen  Seelenlebens  ab,  aber  er  lässt  sich 
doch  in  seinen  Grundformen  feststellen.  Die  gesellschaftlichen  V'erhältnisse, 
unter  denen  die  Menschen  leben,  Oben  ununterbrochen  auf  das  Denken  und 
Empfinden  einen  Einfluss  aus;  sie  erwecken  Lust-  und  Dnlustgeffihle, 
seelische  Heize,  welche  das  zunächst  noch  ganz  unbestimmte  Verlangen 
wecken,  das  eine  festzuhalten,  das  andere  zu  überwinden.  Je  gleichartiger 
nun  diese  gesellschaftlichen  Verhältnisse  sind,  die  auf  die  unter  ihnen 
lebenden  Menschen  einwirken,  desto  einheitlicher  also  auch  kräftiger  werden 
die  socialpsychischen  Reize  sein,  welchen  diese  Gruppen  und  Massen  von 
Menschen  unterliegen. 

Bald  erwacht  auch  das  Bewusstsein  dieser  socialen  Reize,  nicht  nur 
nach  der  subjectiveii  Seite  hin  als  Urtheil  über  den  ethischen  Wert  der  so 
geschaffenen  Zustände,  sondern  auch  nach  der  objectiven  Seite  hin  als  Ver- 
ständnis der  gesellschaftlichen  Zustände  selbst,  welche  die  Quelle  dieser 
socialen  Reize  sind. 

So  entsieht  erst  die  praktische  Socialethik,  welche  auf  die  Ver- 
besserung der  Gesellschaftszustände  selbst  gerichtet  ist,  nicht  mehr  bloss 
auf  die  Verbesserung  der  subjectiven  Zustände  innerhalb  der  Gesellschaft. 
Und  je  allgemeiner  das  Bewusstsein  wird,  dass  jeder  im  Staate,  ira  Volke 
auf  Schritt  und  Tritt  von  der  Gesellschaft  bestimmt  wird,  in  die  er  gestellt 
ist,  dass  er  sein  Leben  nur  verbessern  kann,  wenn  er  die  Gesellschaft  ver- 
be.ssern  hilft,  desto  näher  rücken  die  subjectiven  Gedanken  der  Socialethik 
an  die  objectiven  socialcthischen  Probleme  heran.  Die  Vorstellungen  vom 
Werte  und  Unwerte  der  einzelnen  gesellschaftlichen  Einrichtungen,  unter 
denen  die  Menschen  leben,  werden  massiger,  sie  verdichten  sich  zu  Volks- 
stimmungen, und  das  zunächst  noch  ganz  unbestimmte  Verlangen,  die  Welt 
im  Grossen  oder  im  Kleinen  zu  verbessern,  erzeugt  Spannungen  in  der 
Volksseele,  welche  nach  Auslösung  verlangen.  Es  liegt  in  der  Luft,  sagt  der 
gesunde  Menschenverstand,  wenn  er  diesen  Zustand  der  collectiven  seelischen 
Reizbarkeit  eines  Volkes  oder  einer  Masse  überhaupt  ausdrücken  will. 

Und  nun  beginnt  jenes  tausendfältige  Ringen  nach  neuen  socialen 
Werten,  die  an  die  Stelle  wertlos  gewordener  socialer  Einrichtungen  treten 
sollen ; die  Collectivzustände  des  menschlichen  Lebens,  die  als  die  Quelle 
auch  des  subjeetiven  socialen  Lebens  erkannt  sind,  bilden  fortan  die  Sub- 
strate für  die  Bestrebungen  nach  Vermehrung  und  Steigerung  der  socialen 
Werte.  Eine  ganze  Scala  solcher  Werte  bildet  sich  aus,  von  denen  die  einen 
bald  mehr,  bald  wieder  weniger  erstrebenswert  erscheinen,  die  aber  im 
Ganzen  immer  eine  Bereicherung  des  Bestandes  an  Socialwerten  nicht  bloss 
für  das  suhjective  Leben,  sondern  für  das  Leben  der  Gesammtheit  sein 
sollen. 

Nichts  unterscheidet  vielleicht  die  moderne  Zeit  so  sehr  von  der 
vergangenen  als  die  Ansätze  zu  einer  collectivistischen  Weltanschauung 
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gegenüber  der  individualistisch  subjectiven,  unter  welcher  wir  Aelteren 
aufgewachsen  sind.  Die  modernen  Verkehrsmittel  und  technischen  Fort- 
schritte haben  die  Solidarität  der  Interessen  in  weiten  Kreisen  enorm 
gesteigert.  Das  ungewöhnliche  Wachsthum  der  Bevölkerung  selbst  bat  die 
Bedeutung  des  Individuums  für  die  Gesammtheit  emphndlicb  abgeschwächt 
Nur  unter  den  Gesichtspunkten  socialer  Ethik  ist  trotzdem  eine  Steigerung 
der  Wertschätzung  des  Einzellebens  erreicht  worden.  Ebenso  aber  findet  auch 
der  wirtschaftliche  Egoismus  seine  Befriedigung  immer  mehr  nur  in  CoUectiv- 
verbänden.  Jedermann  weiss  heutzutage,  dass  objectiv  gegebene  mächtige 
Tbatsachen  es  sind,  welche  den  Preis  eines  Metercentners  Weizen,  einer 
Tonne  Bessemerstahl,  einer  Devise  London  bestimmen;  ein  subjectives 
Werturtheil  des  Einzelnen  Ober  diese  Gäter  ist  ohne  Belang.  Die  ganze 
Summe  gesellschaftlicher  Organisation,  die  spccifisch  staatliche  inbegrifi'en, 
kommt  in  jedem  solchen  objectiven  Weiiiurtheile  zum  Ausdrucke.  Darum 
setzt  auch  jede  wirtschaftspolitische  Iteform  heute  immer  bei  den  Institu- 
tionen ein  und  verlässt  sich  nicht  mehr,  wie  im  Zeitalter  des  Individualismus 
darauf,  dass  die  freie  Concurrenz  schon  den  richtigen  Preis  erzeugen  werde. 

Von  den  Associationen  erwarteten  die  Landwirte,  wie  die  Handwerker, 
die  Arbeiter  wie  die  Unternehmer  ihr  Heil;  fast  scheint  schon  die  einst 
so  heiss  begehrte  wirtschaftliche  Freiheit  des  einzelnen  wertlos  gegenüber 
der  wirtschaftlichen  Macht,  von  welcher  jeder  durch  die  Association  sein 
Theil  erhofft. 

Ja  der  ganze  Vorstellungskreis,  das  Wollen  und  Wirken  der  Massen 
weist  diesen  Zug  auf;  neben  dem  individuellen  Selbstbewusstsein  macht 
sich  ein  entwickeltes  Classenbewusstsein  geltend  und  die  allgemeinen 
Menschenrechte  scheinen  entwertet  gegenüber  den  besonderen  Rechten, 
welche  jede  Classe,  jede  Gruppe  von  besonderen  Socialinteressen  beanspruchen. 

Ira  letzten  Grunde  sind  alle  diese  Versuche,  neue  und  höhere  Werte 
des  socialen  Lebens  zu  schaffen,  aus  dem  unbefriedigenden  Ergebnisse  der 
individualistischen  Ethik  entsprungen,  also  doch  auch  selbst  wieder 
Versuche  eine  höhere  Stufe  und  einen  reicheren  Inhalt  einer  Socialethik 
auszubilden,  in  der  schliesslich  doch  alles  Gemeingefühl,  jeder  Gesammtwille 
und  jede  auf  die  Gesammtheit  gerichtete  gesellschaftliche  That  münden. 

Und  hier  ist  denn  auch  der  Punkt,  an  welchem  die  praktische  Politik 
einsetzen  muss  in  ihrem  Be.streben,  die  ganze  geistige  Arbeit  des  Volkes 
auf  ein  gemeinsames  oberstes  und  im  höchsten  Maasse  erstrebenswertes 
Ziel  zu  richten. 

Die  Politik  selbst  ist  praktische  Socialethik.  Will  sie  nicht  abdicieren, 
so  muss  ihre  Aufgabe  beständig  darauf  gerichtet  sein,  die  Evolution  der 
socialethischen  Strömungen  ira  Volke  so  zu  beeinflussen,  dass  immer  mehr 
sociale  Werte  geschaffen  werden  und  dass  die  Scala  dieser  Werte  immer 
mehr  ausgebildet  wird,  bis  sie  schliesslich  im  Staate  mündet. 

Das  erreicht  die  Politik  in  erster  Linie  dadurch,  dass  sie  an  ihrem 
Theile  dazu  beiträgt,  das  sociale  Leben  mit  Gedanken,  Aufgaben  und 
Zielen  zu  bereichern,  welche  erstrebenswert  erscheinen.  Die  Fördenmg 


Digitized  by  Google 


6 


Inania-Stemegi;. 


aller  Art  legitimen  geaellscliaftliclicn  Wirkens  ist  ein  wichtiges  Mittel  der 
Politik;  die  Verkflmmerung  des  socialen  Lebens,  Mangel  an  Initiative  und 
Unterdrückung  momentan  unbequemer  Strömungen  sind  immer  politische 
Fehler.  Sie  erzeugen  Monotonie  und  Indillerentismus,  eine  gewisse  Oede 
im  gesellschaftlichen  Leben,  welche  die  ^lenschen  dann  nur  allzuleicht 
ungesunden  Tendenzen  zugänglich  macht, 

liequemlichkeit,  Gedankenlosigkeit,  auch  blasse  Furcht  weisen  der 
Politik  oft  andere  Wege;  es  scheint  zweckmässiger  und  einfacher,  nur  mit 
wenigen  politischen  Problemen  zu  thun  zu  haben,  als  einer  unübersehbaren 
Fülle  immer  neuer,  gährender  Strebungen  gegenüber  gestellt  zu  sein. 

In  letzter  Linie  erwächst  aber  dem  Staate  aus  einer  solchen  Politik 
doch  mehrfacher  Schaden.  Die  freie  Vereinsbildung,  die  Coalitionen,  die 
Cartelle  und  Gewerkschaften  sind  doch  lauter  Versuche,  neue  Organe 
socialen  Wirkens  zu  schaffen,  durch  welche  die  Leistungsfähigkeit  der 
Gesellschaft  gesteigert  werden  soll.  Durch  ihre  Unterdrückung  benimmt  sich 
die  Politik  selbst  die  Möglichkeit,  auf  eine  dem  Ganzen  ßrdcrliche  Ent- 
wickelung dieser  socialen  Organbildung  einzuwirken;  der  Staat  entwertet 
sich  selbst  in  den  Vorstellungen  seiner  Bürger,  wenn  er  sich  nicht  geeignet 
erweist,  ihre  socialen  Bestrebungen  zu  pflegen  und  zu  leiten;  die  Politik 
darf  sich  dann  nicht  wundern,  wenn  die  sociale  Organbildung  schliesslich 
Wege  einschlügt,  welche  sich  von  den  gesammtstaatlichen  Aufgaben  und 
Zielen  immer  mehr  entfernen. 

Dieser  socialen  Grnndströmung  der  wirtschaftlichen  Organbildung  trägt 
die  moderne  sociale  Politik  insbesondere  dadurch  Kechnung,  dass  sie  auf 
allen  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  .Associationen  befördert  oder  selbst 
hervorruft.  Sie  steht  damit  in  deutlichem  Gegensätze  zu  der  Zeitströmung 
des  wirtschaftlichen  Individualismus,  der  die  älteren  überlebten  F'ormeu  der 
Zwangsverbände,  wie  sie  die  ständische  Gesellschaftsordnung  dem  19.  Jahr- 
hunderte überliefert  hatte,  beseitigt,  aber  es  verabsäumt  hatte,  moderne, 
dem  socialen  Bedürfnisse  unserer  Zeit  angepassto  Organisationen  für  die 
gleichartigen  Interessen  der  einzelnen  gesellschaftlichen  und  besonders  wirt- 
schaftlichen Gruppen  des  Volkes  an  ihre  Stelle  zu  setzen. 

Damit  schafft  nun  die  moderne  sociale  Politik  zunächst  allgemeine 
Voraussetzungen  einer  gesteigerten  AVirksamkeit  der  einzelnen  Volkskreise 
im  Dienste  der  .Allgemeinheit,  des  Staates  im  ganzen.  Diese  allgemeine 
Aufgabe  socialer  Politik,  das  Leben  des  Volkes  mit  gesellschaftlichen  Gütern 
zu  bereichern,  verlangt  aber  auch  eine  besondere,  concrete  Ausbildung  in 
den  einzelnen  localen  und  Interessenkreisen  der  Gesellschaft. 

Diese  Anregung  und  Förderung  zeitgemässer  gesellschaftlicher  Be- 
strebungen wird  eine  umsichtige  Politik  daher  insbesondere  auch  für  die  P r o- 
V i n z im  Auge  behalten  müssen.  Die  wenigen  grossen  Centren  des  öffentlichen 
Lebens  leiden  ohnehin  an  einer  gewissen  Ifvpertrophie  ihres  socialen 
Zustandes,  dem  gegenüber  das  gesellschaftliche  Leben  in  den  kleineren 
Provinzstädten  geradezu  eine  gewisse  Oede  aufweist  und  an  einer  unver- 
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kennbaren  Sterilität  künstlerischen,  wissenschaftlichen  und  culturellen  Wirkens 
krankt  Durch  vielseitige  und  kräftige  Impulse,  welche  die  Politik  gerade 
dem  socialen  Leben  der  Provinzstädte  gibt,  weckt  sie  tausendfältig  latente 
Kräfte  und  stellt  sie  in  den  Dienst  allgemeiner  cultureller  Interessen, 
während  die  grosstädtiache  DevOlkening  der  üeberfülle  socialer  Impulse 
vielleicht  schon  gar  nicht  mehr  gewachsen  ist. 

Auch  auf  das  ganze  politische  Leben  kann  der  Staat  einen  ungleich 
grässeren  Kintluss  gewinnen,  wenn  er  vor  allem  in  den  Provinzstädten  der 
lievälkerung  anschaulicher,  wertvoller  und  begehrenswerter  gegenübertritt. 
Nicht  nur  die  Grosstädte,  auch  die  Provinzstüdte  brauchen  ihre  Galerien 
und  Museen,  ihre  Theater  und  Musikinstitute,  ihre  Bibliotheken  und  wissen- 
schaftlichen Anstalten,  durch  welche  der  Staat  anf  das  Geistesleben  der 
Nation  einwirkt.  Die  reichen  Verkehrsmittel  unserer  Zeit  erleichtern  auch 
weithin  eine  politische  und  administrative  Decentralisation.  wodurch  die 
Gegensätze  der  Grosstadtpolitik  und  Provinzpolitik  wesentlich  gemildert 
werden  können.  Mit  jeder  Institution,  die  der  Staat  einer  Provinzstadt 
schafft,  erwirbt  er  eine  feste  Position  mehr  in  dem  weiten  Bereiche  gesell- 
schaftlichen und  politischen  Empfindens  und  Schaffens;  ja  er  bekämpft  damit 
auch  wirksam  den  einseitigen  Provinzgeist,  soweit  er  dem  Ganzen  schädlich 
werden  könnte.  Und  er  emancipiert  sich  damit  zugleich  von  dem  einseitigen 
Einfluss  einer  grosstädtischen  Socialpolitik,  die  sich  schon  wiederholt  in 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  geradezu  terroristischer  Weise  bemerkbar 
gemacht  hat. 

Und  es  darf  dabei  auch  nicht  flbersehen  werden,  dass  es  schon  in 
der  gesellschaftlichen  Naturanlage  der  Menschen  begründet  ist,  ihr  Wirken 
für  das  Allgemeine  zunächst  immer  in  localer  Beschränkung  zu 
bethätigen.  Umsomehr  suchen  in  unserer  Zeit  starker  impressionistischer 
Reize  die  socialen  Strömungen  sieh  auf  dem  sinnlich  näher  liegenden 
localen  Boden  in  Tbaten  umzusetzen.  Die  Scala  socialethischer  Werte  setzt 
immer  bei  den  unteren  gesellschaftlichen  Zuständen  ein.  welche  auch  der  rein 
sinnlichen  Wahrnehmung  leicht  fassbar  und  in  ihrem  Verhältnisse  zu 
anderen  Gütern  des  allgemeinen  gesellschaftlichen  Bereiches  leicht  zu  über- 
blicken sind;  nur  in  geistig  entwickelteren  Kreisen  des  Volkes,  die  auch 
der  Wertschätzung  abstracter  Ideen  schon  zugänglich,  mit  weiterem  Gesichts- 
und Interessenkreise  ausgestattet  sind,  werden  solche  engbegrenzte  sociale 
Werte  durch  .allgemeinere,  aber  nur  durch  Reflexion  erkennbare  Werte  mehr 
in  den  Hintergrund  gedrängt. 

Gilt  das  zunächst  zweifellos  für  das  allgemein  culturelle  Wirken,  so 
bewährt  sich  derselbe  Gedanke  auch  auf  dem  eigentlich  politischen 
Gebiete.  Dem  gemeinen  Manne  steht  die  Gemeindeverwaltung  ungleich 
näher  als  die  Verwaltung  des  SLaates  und  er  stellt  sein  bestes  Wollen  und 
Können  tausendfältig  in  den  Dienst  einer  localen  Genossenschaft,  bevor  er 
nur  in  die  Lage  kommt,  in  dem  Parlamente  oder  in  einer  das  ganze  Reich 
oder  das  ganze  Land  umspannenden  Körperschaft  sich  für  die  .Allgemeinheit 
zu  bethätigen. 
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Ana  dieser  selben  socialetliischen  Grundstimmung  heraus,  welche  zu 
gemeinnOtzigon  Thaten  in  der  localen  Sphäre  reizt,  entspringt  dann  aber 
auch  das  Verlangen,  die  socialen  Institutionen  sich  auswirken  zu  lassen, 
frei  und  unbehindert  von  den  Interessen,  welche  grössere  aber  fernerstehende 
Kreise  in  sie  hineintiugen  möchten. 

Selbstverwaltung,  innere  Autonomie  strebt  jede  sociale  Ge- 
meinschaft an,  welche  Aufgaben  des  gemeinen  Wohles  freiwillig  sich  gestellt 
oder  abemommen  hat.  Jede  unnöthige  Einmischung  oder  Bevormundung 
durch  die  Politik  schwächt  zunächst  das  Bewusstsein  der  eigenen  Ver- 
antwortlichkeit, dann  den  Eifer  und  die  Thatkraft,  schliesslich  auch  den 
Glauben  an  den  Wert  der  Institutionen  selbst.  Damit  aber  zerstört  die 
Politik  ungezählte  Reihen  socialer  Werte,  welche  das  Volk  aus  sich  selbst 
geschalfen  und  bereitwilligst  in  den  Dienst  der  Gesammtheit,  also  auch  des 
Staates  gestellt  hat. 

Gerade  von  diesem  Standpunkte  einer  möglichst  reichen  Entfaltung 
der  Selbstverwaltung  aus  darf  freilich  nicht  übersehen  werden,  dass  öffentliche 
Aufgaben  ebenso  unbedingt  und  sachgemäss  erfQllt  werden  müssen,  mögen 
sie  nun  den  Händen  sogenannter  autonomer  Körper  anvertraut  oder  von 
staatlichen  Behörden  übernommen  sein.  Darum  kann  der  Staat  auf  die 
Aufsicht  Ober  die  Selbstverwaltung  nicht  verzichten.  Eine  völlige  Preisgebung 
öffentlicher  Aufgaben  an  die  Selbstverwaltung  würde  eine  Entwertung  des 
Staatsschutzes  bedeuten,  der  allen  öffentlichen  Interessen  zutheil  werden 
soll.  Die  Staatsaufsicht  Ober  die  Selbstverwaltung  soll  dagegen  den  Wert 
derselben  steigern,  indem  sie  ihre  sachgemässe  Function  zu  jeder  Zeit 
gewährleistet. 

Wenn  sie  allerdings  dafür  keine  anderen  Mittel  anzuwenden  weiss,  als 
gelegentlich  einmal  einen  unbequemen  Landtag  aufzulösen  oder  einer 
liederlichen  Gemeindeverwaltung  einen  Regierungscomraissär  an  den  Hals 
zu  setzen,  so  wird  das  weder  dem  Prestige  der  Politik  noch  dem  Werte 
der  Selbstverwaltung  förderlich  sein.  Eine  gute  Politik  muss  dafür  sorgen, 
dass  es  nicht  so  weit  kommt. 

Auch  das  Leben  der  politischen  Parteien  hat  unter  dem 
Einflüsse  dieser  socialethischen  Grundstimmung  eine  gründliche  Veränderung 
erfahren.  Die  Zeiten  der  grossen  politischen  Parteien,  in  welchen  die 
principiellen  Gegensätze  des  politischen  Fühlens  und  Denkens  auf  eine 
einfache  Formel  gebracht  waren,  sind  vorüber.  Je  reicher  dasselbe  an 
seinem  Inhalte  wurde,  je  stärker  die  Reize  wurden,  die  von  der  Mannig- 
faltigkeit gesellschaftlicher  Zustände  auf  das  sociale  Empfinden  ausgiengeu, 
desto  weniger  reichten  solch  einfache  Formeln  politischer  Grundsätze  für 
die  praktische  Bethätigung  politischen  Sinnes  aus.  An  dieser  grundsätzlichen 
Aenderung  des  V'olksgeistes  giengen  die  alten  grossen  Parteien  zugrunde. 
Sie  verloren  zuerst  an  Grundsätzen,  indem  sie  den  immer  mehr  anstürmenden 
politischen  F’orderungen  durch  Modificationen  und  Abschwächungen  ihres 
Prograinmes  gerecht  zu  werden  trachteten,  bis  schliesslich  dieses  Programm 
so  unbestimmt,  so  verwässert  war,  dass  es  keine  Anziehungskraft  mehr 
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ausübt«,  kein  Zutrauen  mehr  fand  bei  den  vielen  kleinen  politischen 
Kreisen,  die  sie  früher  unter  ihren  Fahnen  versammelt  hatten.  Fortwährende 
C'ompromisse,  um  den  alten  Bestand  wenigstens  annähernd  zusammen- 
zubalten,  brachten  sie  um  Ansehen  und  Einfluss. 

Schliesslich  sahen  sich  die  grossen  politischen  Parteien  genSthigt, 
um  ihre  Anziehungskraft  wieder  zu  verstärken  und  den  Boden  nicht 
gänzlich  zu  verlieren,  ihr  Programm  zu  vereinseitigen,  Parteigrundsätze 
aufzustellen  nach  dem  Geschmack  der  am  wichtigsten  scheinenden  politischen 
Gruppen.  Damit  aber  verloren  die  grossen  politischen  Parteien  erst  recht 
ihren  Halt,  indem  sie  einerseits  diejenigen  vollends  abstiessen,  welche 
gerade  mit  dieser  einseitigen  Richtung  der  Partei  nicht  einverstanden 
waren,  und  indem  sie  anderseits  auf  das  Niveau  politischer  Fractionen 
herabstiegen.  Denn  eine  grosse  politische  Partei  kann  auf  die  Dauer  immer 
nur  eine  solche  Partei  sein,  welche  ein  allgemeines,  die  Fragen  des  öffent- 
lichen Lebens  einheitlich  und  erschöpfend  erfassendes  Programm  hat;  jede 
grosse  politische  Partei  muss  darin  vor  allem  ihre  Fähigkeit  erweisen,  die 
Politik  des  Staates  nach  allen  ihren  Richtungen  zu  bestimmen,  ohne  sie  in 
eine  einseitige  Parteiströmung  zu  treiben. 

Das  Verhalten  der  praktischen  Politik  des  Staates  gegenüber  diesem 
gährenden  Leben  der  politischen  Parteien  unterliegt  noch  immer  einer  sehr 
verschiedenartigen  Beurtiieilung.  Zwar  die  aus  dem  Mutterlande  des 
Parlamentarismus  abgeleitete  einfache  Formel,  dass  die  staatliche  Politik 
die  Politik  der  Majorität  der  Volksvertretung  sein  soll,  ist  mit  dem  Verfalle 
der  grossen  politischen  Parteien  selbst  hinfällig  geworden. 

Aber  auch  das  entgegengesetzte  Axiom,  dass  die  Politik  des  Staates 
unjiarteiisch  sein,  über  den  Parteien  stehen  soll,  gilt  vielfach  als  eine 
Unmöglichkeit.  Parteilosigkeit  sei  Grundsatzlosigkeit,  also  politisch  un- 
möglich, weil  ja  mit  der  Anerkennung  einer  socialctbiscben  Grundstimmung 
des  Volkslebens  Grundsätze  selbst  schon  gegeben  seien,  deren  Missachtung 
nur  zum  Schaden  der  Politik  selbst  ausfallen  könne.  Eine  Politik  ohne 
Grundsätze  sei  aber  auch  im  Widerspruch  mit  der  Ethik,  welche  ja  eben 
auf  der  höchsten  Wertschätzung  der  obersten  Güter  des  Volkes  beruhe. 
Gerade  die  differente  Wertschätzung  der  Güter,  welche  das  Volk  im  Staate 
und  durch  den  Staat  erringen  will,  drückt  sich  in  den  Parteiprogrammen 
aus.  daher  müsse  sich  auch  die  Leitung  der  staatlichen  Politik  für  ein 
solches  Programm  entscheiden,  also  mit  einer  Partei  überoinstimmen. 

In  diesem  Gedankengang  liegt  zweifellos  der  richtige  Kern,  dass  keine 
Politik  — so  wenig  wie  etwa  die  Wissenschaft  — voraussetzungslos  an 
ihre  Aufgabe  herantreten  kann;  sie  wird  von  ihrem  Standpunkte  aus  sich 
darüber  entscheiden  müssen,  welches  Parteiprogramm  mit  ihrem  eigenen  die 
meisten  Berührungspunkte,  die  wenigsten  Gegensätze  enthält.  Und  es  ist 
selbstverständlich,  dass  die  Regierung  infolge  dessen  auch  mit  einer  Partei 
nähere  Beziehungen  unterhält  als  mit  der  andern.  Aber  sie  muss  sich  doch 
— da  sie  vor  allem  die  allgemeinsten  Interessen  der  Staatsgescllschaft  im 
Auge  hat,  — die  selbständige  Wertschätzung  der  in  jedem  Parteiprogramme 
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enthaltenen  politischen  Postulate  offen  halten  und  darnach  den  Äbstand 
bemessen,  der  zwischen  ihr  und  den  einzelnen  Parteien  besteht. 

So  entsteht  der  landlüutige  Gegensatz  von  Kegieningsparteien  und 
Opposition,  in  welchem  aber  das  mögliche  Verhältnis  der  Kegiernng  zu  den 
Parteien  keineswegs  erschöpfend  ausgedrückt  ist. 

Denn  nur  in  anormalen  Zeiten  spitzt  sich  dieser  Gegensatz  so  zu, 
dass  alle  Parteien  nur  das  eine  oder  das  andere  sind:  blinde  Gefolgschaft 
und  unbedingte  Gegnerschaft. 

ln  normalen  politischen  V'erhältnissen  wird  dieser  Gegensatz  durch 
zahlreiche  Uebergänge  vermittelt.  Auch  in  den  Programmen  sogenannter 
Oppositionsparteien  ist  vieles  enthalten,  was  sich  mit  dem  Programm  der 
Kegiernng  berührt  oder  von  dieser  als  wertvolle  Anregung  angesehen  wird. 

Da  liegt  es  doch  durchaus  innerhalb  des  Aufgabenkreises  der  Regierung, 
solchen  Parteien  entgegenzukommen  und  ihnen  die  Erreichung  dieser  Ziel- 
punkte zu  erleichtern.  Ja  es  kann  als  ein  besonders  geschickter  Zug  der 
praktischen  Politik  gelten,  Oppositionsparteien  an  der  Durchführung  solcher 
Ziele  praktisch  zu  engagieren  und  sie  so  auf  einem  Gebiete  fest  zu 
verankern,  das  ihnen  mit  der  Regierungspolitik  gemeinsam  ist. 

Da  die  Regierung  für  ein  solches  Entgegenkommen  in  der  Regel  wohl 
eine  Gegenleistung  erwartet,  begibt  sie  sich  damit  allerdings  auf  den 
berüchtigten  luogo  di  traflico,  dessen  Berechtigung  in  dem  bezeichneten 
Sinne  wohl  nicht  bestritten  werden  kann,  so  verwerflich  auch  die  Preis- 
gebung  staatlicher  Interessen  um  augenblicklicher  Vortheile  willen  ist. 

Aber  auch  abgesehen  davon  wird  die  Regierung  eine  Annäherung  der 
Parteien  aneinander  und  an  ihr  eigenes  Programm  immer  als  erstrebenswert 
anselien.  Das  hierfür  ebenso  oft  angewendete  wie  bekämpfte  Mittel  durch 
Gewinnung  von  Zufalls-  oder  Augenblicksmajoritäten  gewisse  Ziele  der 
Regierung  diirchzusetzen,  ist  in  der  That  ein  zweischneidiges  Mittel.  Es 
hilft  der  Regierung  in  der  Kegel  nur  über  augenblickliche  Verlegenheiten 
« hinweg,  stiftet  aber  andauernd  grossen  Schaden  an;  Parteien  und  Regierung 
werden  dadurch  demoralisiert  und  jede  Continuität  der  Gesetzgebung  geht 
verloren:  jede  nachfolgende  Abstimmung  kann  im  Widerspruche  zu  einer 
vorhergehenden  sein  und  so  zu  einer  Selbstvomichtung  führen,  einem 
Kronos  gleich,  der  seine  eigene  Kinder  verschlingt. 

Wesentlich  anders  ist  freilich  die  Sachlage,  wenn  eine  Regierung  hei 
dem  Mangel  fester  grosser  Parteien  den  wiederholten  Versuch  unternimmt, 
Parteien  zu  einer  übereinstimmenden  Haltung  in  concreten  politischen  Fragen 
zu  veraulassen,  in  welchen  sie  ohnehin  eine  gewisse  Verwandtschaft  ihres 
politischen  Programmes  aufweisen.  Dann  kann  die  Bildung  einer  Majorität 
ad  hoc  ein  wertvolles  Mittel  werden,  um  die  üebel  einer  grossen  Partei- 
zersplitterung  zu  vermindern,  ja,  bei  Wiederholung  in  analogen  Füllen,  sogar 
zur  Ausgestaltung  eines  homogenen  Prograinmes  in  den  wichtigsten 
politischen  Fragen  führen. 

.Auch  der  gewissermaassen  als  Gegenstück  solcher  Politik  auftretende 
Fall  der  Sprengung  einer  grossen  Partei  unter  dem  Einflüsse  der  Regierung 
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fällt  nicht  ohneweiterä  ausser  den  Itahmen  einer  legitimen  Politik.  Nur  darf 
man  nicht  glauben,  dass  solches  leichter  Hand  gelingen  kann,  wenn  nicht 
die  Partei  bloss  mehr  äusserlich  durch  Traditionen  und  persönliche 

Rücksichten  zusammengehalten,  innerlich  aber  schon  zerklüftet  und  für 
thatkräftiges  Wirken  schon  unbrauchbar  geworden  ist  Aber  selbst  dann 
setzt  der  Erfolg  einer  solchen  Politik  voraus,  dass  die  Regierung  neue  und 
nun  höher  bewertete  Ideen  und  Ziele  in  die  durch  solche  Sprengung 

entstehende  Parteibewegung  hineinzutragen  vermag,  um  mit  ihrer  Hilfe 

einer  neuen,  der  socialethischen  Grundstimmung  entsprechenderen  Partei- 
gruppierung die  Wege  zu  ebnen.  Eine  frivole  Zerstörung  des  bestehenden 
politischen  Parteigefüges,  bloss  um  leichter  benschen  zu  können,  würde 
dagegen  nur  allzuleicht  unnatürliche  Coalitionen  hervonufen,  welche  der 
Regierung  die  angestrebte  Machtfülle  aus  den  Händen  winden,  um  sie 

selbst  auszuüben. 

Ob  nun  in  unserem  Zeitalter  eine  Umbildung  der  politischen  Parteien 
ira  Geiste  collectivistischer  Weltanschauung  sich  vorbereitet,  ist  nach  dem 
Gesagten  wohl  eine  mflssige  Frage.  In  dem  Parteilehen  unserer  Tage  ist 
diese  Bewegungstendenz  schon  unverkennbar  vorhanden.  Aber  noch  sind 
diese  socialen  Impulse  nicht  mächtig,  die  socialethische  Wertung  ihrer  Ziele 
nicht  deutlich  genug  zum  Bewusstsein  gekommen,  und  die  Scala  der 
socialen  Werte  nicht  hinreichend  ausgebildet,  um  sich  einheitlich  in  den 
politischen  Programmen  der  Parteien  auszuprägen.  Noch  ragen  in  unsere 
Zeit  Gegensätze  aus  der  Epoche  dos  politischen  Individualismus  herein; 
Rassengegensätze  und  andere  auf  den  mehr  sinnlichen  Impulsen  des  Gesell- 
schaftszustandes aufgebaute  Antithesen  überwuchern  noch  das  Empfinden 
für  den  unendlich  höheren  Wert  einer  vollkommeneren  socialen  Ordnung 
unseres  Rechts-  und  Wirtschaftslebens.  Aber  doch  vollzieht  sich  ununter- 
brochen vor  unseren  .Augen  die  Umwertung  der  politischen  Parteien  im 
Sinne  einer  socialen  Politik,  deren  oberste  Grundzüge  heute  schon  weniger 
Unterschiede  aufweisen,  als  die  Zerplitterung  der  Parteien  und  die  Viel- 
gestaltigkeit ihrer  Programme  eigentlich  vermuthen  lässt 

Und  damit  ist  nun  auch  schon  das  oberste  Ziel  der  socialen  Politik  in 
ihrem  Verhältnisse  zu  den  politischen  Parteien  berührt.  Auch  die  politischen 
Parteien  und  ihre  Programme  sind  socialethische  Thatsachen,  welche  zugleich 
Schranken  der  Politik  bilden.  Aber  wie  alles  gesellschaftliche  Leben,  so 
sind  auch  sie  in  beständigem  Flusse,  einer  Umbildung,  einer  Steigerung 
ihres  Wertes  zugänglich.  Für  den  Staatsmann,  der  ein  Bildner  dos  Volks- 
geistes sein  soll,  sind  sie  Gefasse,  deren  Inhalt  durch  fortwährende  Ent- 
wickelung zu  den  höchsten  Gemeingütern  eines  Volkes  veredelt  werden 
soll.  In  den  Niedeningen  der  materiellen  und  localen  Interessen  kann  das 
vielgestaltigste  Parteileben  Nutzen  stiften,  latente  Kräfte  freim.ichen  und 
zu  gemeinnützigen  Thatcn  führen.  Auf  den  höheren  Stufen  politischen 
Wirkens  können  Parteien  socialer  Selbsthilfe,  socialer  Staatshilfe,  socialer 
Demokratie  nebeneinander,  und  ohne  sich  gänzlich  auszuschliessen,  dem 
Ganzen  förderlich  werden.  In  dieser  Sphäre  kommen  auch  die  Gegensätze 
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der  Autonomie  und  des  Centralismus,  der  Nationalitäten  und  Confessionen 
mehr  nur  als  Gradunterschiede,  denn  als  sich  gegenseitig  ausschliessende 
oberste  Principien  d?r  socialen  Politik  zur  Geltung.  Auf  den  höchsten  Höhen 
des  politischen  Lebens,  wo  der  Bestand,  dio  Ehre  und  die  Üultur  des  Staates 
in  Frage  steht,  soll  es  überhaupt  keinen  Gegensatz  der  Parteien  geben.  Das  ist 
die  höchste  Aufgabe  der  praktischen  Politik,  dass  sie  all  den  tausendfachen 
Strömungen  und  Strebungen  des  gesellschaftlichen  Geistes  liebevoll  nach- 
geht, überall  das  Einigende  pflegt,  das  Trennende  begrenzt,  das  Allgemeine 
neben  dem  Besondern  zum  Bewusstsein  bringt  und  dem  Staatsgedanken,  der 
zugleich  der  Culturgedanke  ist,  die  oberste  Stelle  in  der  Scala  der  social- 
etbischen  Werte  erringt.  Das  erreicht  sie  nicht  mit  sanften  Worten,  nicht 
mit  rauher  Gewalt,  aber  auch  nicht  mit  schablonenhafter  Ausübung  der 
Staatsgewalt.  Anschaulich  greifbar  will  vor  allem  unser  impressionistisches 
Zeitalter  den  Staat  vor  Augen  sehen,  dem  es  die  höchste  Wertung  in  seinen 
socialen  Empfindungen  zuerkennen  soll.  Seine  ünentbehrlichkeit,  seine  relative 
Vorzüglichkeit,  seine  Ueberlegenheit  Ober  alle  anderen  Formen  menschlicher 
Gemeinschaft  muss  täglich  überzeugend  vor  Augen  treten  in  dem  Wirken 
der  ganzen  Beamtenschaft,  in  den  Institutionen  des  Friedens  und  des  Krieges, 
in  Kunst  und  Keligion. 

Dieses  Wirken  iiiit  den  Mitteln  des  Staates  bildet  die  eigentliche 
Meisterschaft  des  Staatsmannes ; mit  ihm  kann  er  das  höchste  Ziel  der 
Politik  erreichen:  ein  Volk,  dessen  unendlicher  Keichthum  gesellschaftlichen 
Wirkens  auch  dem  Staate  zur  unversiegbaren  Quelle  cultureller  und 
politischer  Kraft  wird,  erfüllt  mit  einer  reich  entwickelten  socialen  Ethik 
von  unwiderstehlicher  Kraft,  die  im  Staate  selbst  das  unerbittliche  höchste 
sittliche  Gebot  erblickt. 
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I. 

Staatsrecht  ist  derjenige  Thcil  der  Rechtsordnung,  welcher  vom  Staate 
selbst  handelt,  die  staatlichen  Verhältnisse  selbst  normiert. 

Steuerrecht  ist  die  Summe  derjenigen  Normen,  welche  die  seitens  der 
Staatsbürger  für  öffentliche  Zwecke  zu  leistenden  Giebigkeiten,  deren  Vor- 
scbreibung  und  Einhebung  festsetzen. 

Nach  der  herrschenden  Lehre  ist  der  Staat  eine  Persönlichkeit,  welche 
der  physischen  Einzelpersönlichkeit  der  Individuen  vollständig  analog  ist. 
.Der  Staat  ist  eine  Personeneinheit  auf  territorialer  Grundlage“,  .der  Staat 
ist  die  von  einem  machtvollen  Willen  getragene,  herrschaftliche  Organisation 
eines  sesshaften  Volkes“,  .der  Staat  ist  die  Organisation  eines  Volkes  inner- 
halb eines  bestimmten  Gebietes  zu  einer  juristischen  Persönlichkeit“, — das 
sind  die  in  verschiedenen  Variationen  bei  der  herrschenden  Staatslehre  auf- 
tretenden Begriffsbestimmungen  des  Staates.  Diese  Staatspersönlichkeit  ist, 
so  wird  gelehrt,  aus  den  verschiedenen  Elementen  genau  so  real  zusammen- 
gesetzt, wie  die  physische  Einzelpersönlichkeit  ein  Atomencomplex  ist,  und 
diese  Staatspersönlichkeit  hat  ebenso  ihren  selbständigen  Willen,  wie  der 
einzelne  Mensch.  Die  Willensorgane  des  Staates,  welche  von  der  Rechts- 
ordnung festgesetzt  werden,  sind  nach  der  herrachenden  Lehre  keineswegs 
blosse  Stellvertreter  zur  Herbeiführung  des  Willens  der  juristischen  Person, 
sie  supplieren  nicht  den  Willen  des  Staates,  sondern  sind  seine  Willens- 
organe ! „In  dem  Willen  physischer  Personen  wird  der  Staatspersönlichkeit 
ein  Willensorgan  bestellt,  da  der  menschliche  Wille  die  Fähigkeit  des  för 
andere  Wollens  besitzt.“ 

Diese  Staatspersönlichkeit  ist  dann  Subject  aller  Rechte  des  Staates, 
und  da  die  verschiedenen  Staatspersönlichkeiten,  die  auf  der  Erdoberfläche 
nebeneinander  bestehen,  auch  miteinander  in  Beziehungen  treten,  so  sind 
sie  in  ihrem  Wechselverkehr  natürlich  auch  ihrer  eigenen,  höheren  Rechts- 
ordnung unterworfen,  dem  Völkerrechte,  dessen  befriedigende,  logische  und 
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juristisclie  Conslruction  auf  dem  Hoden  der  lierrsclienden  PersOnliclikeita- 
lehre  allerdings  noch  keinem  Schriftgelehrten  gelungen  ist. 

Da  das  Steuerrecht  nur  festsetzt,  wie  dieser  Staatspersönliclikeit  und 
ihren  Theilen  die  zu  ihrer  Ernährung  nöthigen  Mittel  — in  der  Zeit  der 
Geldwirtschaft  können  das  natürlich  nur  wieder  Geldmittel  sein  — zuzu- 
führen sind,  so  ist  klar,  dass  vom  Standpunkte  der  herrschenden  Lehre  ein 
innerer  Zusammenhang  zwischen  Staatsrecht  und  Steuerrecht  nicht  erkannt 
worden  ist. 

Woher  das  einzelne  physische  Individuum  seine  Kost  nimmt,  ist  für 
seine  Ernährung  und  sein  Wohlbefinden  vollständig  irrelevant,  genau  ebenso, 
wie  es  gleichgiltig  ist,  woher  die  zum  glatten  Betriebe  einer  Maschinen- 
anlage  nöthige  Oelmenge  bezogen  wird.  Wenn  der  Staat  nur  die  ihm  nöthigen 
Mittel  erhält;  auf  welche  Weise  diese  Mittel  zugewendet  werden,  wurde  für 
eine  so  secundäre  Frage  betrachtet,  dass  es  vorgekommen  ist,  dass  die  in 
einem  bestimmten  Staate  herrschende  oder  empfohlene  Steuerpolitik  in  den 
directen  Gegensatz  zu  der  ganzen  staatsrechtlichen  Structur  des  betreffenden 
Staates  gelangen  konnte. 

Nichts  in  der  Natur  und  nichts  in  der  Welt  ist  etwas  Abgeschlossenes, 
Fertiges ; auch  jede  staatliche  Organisation,  jedes  der  sogenannten  Staats- 
nesen,  ist  constant  in  der  Entwickelung  begriffen,  ein  Werdendes,  Auf 
strebendes  oder  ein  im  Absterben  Begriffenes,  sich  Auflösendes.  Die  in 
der  einen  oder  anderen  Bichtung  hin  sich  geltend  machenden  Tendenzen 
machen  das  Wesen  der  politischen  Parteien  aus. 

Eine  politische  Partei  ist  eine  Mehrheit  von  Staatsgenossen,  welche 
den  Staat  nach  ihren  Ueberzeugungen  und  Bedürfnissen  einzurichten,  zu 
erhalten  oder  abzuändern  bestrebt  ist.  AVenn  wir,  um  dies  anschaulich  zu 
gestalten,  die  politischen  Parteien  unseres  Vaterlandes  unter  dem  Gesichts- 
winkel grosszttgiger  Entwickelung  betrachten,  so  ergibt  sich,  dass  dio  einen 
den  Staat  in  seinem  gegenwärtigen  I'infang  als  Einheitsstaat  zu  erhalten 
oder  auszugestalten,  die  anderen  denselben  in  eine  Keihe  von  kleineren 
Staaten,  die  untereinander  mehr  oder  minder  lose  Zusammenhängen,  auf- 
zulösen  bestrebt  sind. 

Man  sollte  nun  billig  meinen,  dass  die  einen  wie  die  anderen  von 
diesem  richtunggebenden  Grundsätze  in  allen  Fragen  der  Gesetzgebung  und 
A’crwaltung  geleitet  sind,  und  dass  sie  demnach  auch  die  Fragen  des  .Steuer- 
rechtes unter  demjenigen  Gesichtswinkel  zu  lösen  suchen,  welchen  sie  hei 
der  Behandlung  staatsrechtlicher  Fragen  als  richtunggebend  betrachten.  Dies 
ist  aber  nicht  der  Fall  und  der  Grund  hierfür  liegt  darin,  dass  die  in  den 
spanischen  Stiefeln  der  Persönlichkeitslehre  gedrillte  Generation  den 
Zusammenhang  zwischen  Staatsrecht  und  Steuerrccht  sich  nicht  zum  Bewusst- 
sein bringen  kann.  Denn  ganz  vereinzelt  ist  vorläufig  das  Geständnis  eines 
mamhaften  Bechtslehrers ; .Immer  klarer  wird  mir  das  Bewusstsein,  dass 
bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  herab  die  richtige  Lösung  staatsrecht- 
licher Fragen  abhängt  von  der  Erkenntnis,  die  man  vom  AVesen  des 
Staates  besitzt.“ 
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Wenn  man  die  Dinge,  wie  »io  sind,  ohne  die  Krücke  der  PersOnliehkeits- 
lehre  betrachtet,  so  ergibt  sich,  dass  der  Staat  nicht  ein  Wesen  neben  und 
ausser  den  Individuen  bildet. 

Ein  Heer,  welches  von  dem  einheitlichen  Willen  des  Heerführers 
beherrscht  wird,  ist  nicht  ein  neues  Wesen  neben  und  über  den  einzelnen 
Soldaten,  kein  Heerwurm.  So  ist  auch  der  Staat  nur  die  Gesaniintheit  der 
Bewohner  eines  bestimmten  Theiles  der  Erdoberfläche,  welche  unter  einem 
Hen-scherwillen  vereinigt  sind,  ein  statu-s,  ein  Zustand  der  Staatsbürger,  der 
Zustand  der  Beherrschung. 

Die  Art  und  Weise,  wie  der  Zustand  der  Beherrschung  im  concreton 
Staatsverbande  eingerichtet  ist.  macht  die  Hechtsordnung  des  betreuenden 
Staatsverbandes,  seine  Verfassung,  sein  Staatsrecht  aus.  Die  Bevölkerung 
hat  — ob  durch  Wahl  oder  durch  Anerkennung  eines  Erbrechtes  innerhalb 
einer  bestimmten  Familie,  macht  keinen  grundsätzlichen  Unterschied  aus  — 
eine  Person  als  Oberhaupt  eingesetzt,  dessen  Wille  der  herrschende  ist.  Im 
modernen  Staate  entspringt  nun  der  Inhalt  dessen,  was  das  Staatsoberhaupt 
in  der  .Ausübung  der  Herrschaft  will,  nicht  seinem  Ermessen  oder  Belieben, 
sondern  dem  in  verfassungsmässiger  Weise  sich  bildenden  Willen  der  Staats- 
bürger selbst. 

In  diesem  Sinne  kann  man  sagen,  die  Verfassung  stellt  den  Staat 
fertig.  Innerhalb  dieses  Hahmens  machen  sich  nun  die  in  den  politischen 
Parteien  verkörperten  Tendenzen  geltend,  welche  den  Staat  nach  ihren  Ueber- 
zeugungen  und  Bedürfnissen  einrichten  wollen. 

Diese  Tendenzen  richten  sich  nicht  bloss  dahin,  die  Macht  der  Staats- 
gewalt gegenüber  den  Individuen  zu  heben  oder  zu  schwächen,  sondeni  sie  sind 
auch,  und  zwar  vor  allem,  entweder  auf  die  Erhaltung  und  Stärkung  oder 
aber  auf  die  Zersetzung  des  staatlichen  Verbandes  selbst  gerichtet. 

Man  denke  nur  an  das  Deutsche  Heich  ! In  der  ursprünglichen  A’er- 
fassung  des  .lahres  1871  war  der  Gesetzgebung  des  Heichos  ein  viel 
geringerer  Umfang  gegeben,  als  die  heutigen  reichsgemeinsamen  Angelegen- 
heiten ausmachen.  Der  .Artikel  4 der  Keichsverfassung  kannte  nur  ein 
gemeinsames  Obligationenrecht,  heute  besteht  ein  für  ganz  Deutschland 
gemein-sames,  bürgerliches  Hecht  überhaupt.  Die  Reichsverfassung  kennt  eine 
Reihe  von  Reservatrechten  der  einzelnen  Staaten,  die  heute  einverstäudlich 
aufgehoben  wurden  zu  Gunsten  der  Reichsgemeinsamkeit.  Im  deutschen 
Reiche  ist  eben  eine  centripetale  Tendenz  ersichtlich,  in  der  richtigen 
Eikenntnis,  dass  grosse,  mächtige,  culturfördernde  und  die  Wohlfahrt  ihrer 
Staatsbürger  verbürgende  Staaten  die  Zusammenfassung  der  Kraft  von 
Millionen  erheischen,  und  dass  Ciiltur  und  Wohlstand  umsomehr  gefördert 
wird,  je  grösser  die  Zahl  derer  ist.  die  in  gemeinsamer  Arbeit  zusammenstehen. 

Die  nordamerikanische  Union  ist  erst  mächtig  geworden,  seitdem  sie 
sich  aus  einem  schwachen  Bunde  von  Staaten  zu  einem  einheitlichen  Bundes- 
staate umgewandelt  hat.  und  ähnliches  gilt  von  der  Schweizer  Eid- 
genossenschaft. 
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Auch  in  Oesterreich  wurde,  wie  das  kaiserliche  Manifest  vom  4.  März 
1849  beweist,  das  Problem  richtig  dahin  erkannt,  dass  es  die  Aufgabe 
einer  zweck-  und  verfassungsmässigen  Organisation  sei:  , die  Einheit  des  ganzen 
Staates  mit  der  selbständigen  Entwickelung  seiner  Theile,  eine  starke  Central- 
gewalt  über  das  gesammte  Reich  mit  der  Freiheit  der  Länder  und  der  ver- 
schiedenen Kationalitätcn  in  Einklang  zu  bringen.“ 

Weshalb  die  Versuche,  dieses  Problem  zu  lösen,  immer  wieder  unter- 
brochen wurden,  ist  hier  nicht  der  Ort  zu  untersuchen.  — Die  Staatsgrund- 
gesetzgehiing  vom  Jahre  1807  bedeutet  einen  nachhaltigen  Sieg  dieser 
Principien,  welchen  das  20jährige  Vorwalten  entgegengesetzter  Tendenzen 
nicht  aufzuhebon  vermochte.  — Wohl  aber  bedeutet  die  1867  er  und 
1873  er  Organisation  Oesterreichs  einen  Höhepunkt,  von  dem  aus  die 
Wirksamkeit  der  centrifugalen  Tendenz  constant  zugenommen  hat. 

Insolango  man  in  der  Staatspersönlichkeit  des  östeiveichischen  Staates 
eine  reale  Existenz  ausserhalb  und  neben  den  österreichischen  Staatsborgern 
und  neben  seinen  mit  Corporationsrechten  ausgestalteten  Theilen  fand, 
insolange  war  und  ist  man  auch  naturgemäss  der  Ansicht,  dass  eine  solche 
reale  Pemönlichkeit  nur  durch  katastrophale  Ereignisse  ihr  Ende  finden 
kann  und  demnach  durch  einzelne  öesetzgebungsacte  nicht  in  ihrem  Wesen 
beeinflusst  wird.  Insolange  eben  die  in  der  Schule  der  Persönlichkeits- 
lehre gezogene,  mit  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Staates  befasste 
Generation  an  die  reale  Existenz  eines  besonderen  Staatswesens  glaubt, 
insolange  Obersieht  man  den  engen  Zusammenhang  jeder  einzelnen  Ver- 
wirklichung der  Parteitendenzen  mit  der  Haltbarkeit  der  staatlichen  Organi- 
sation der  Individuen,  und  insolange  Obersieht  man  auch  die  den  einzelnen 
Gesetzgebungsacten  innewohnende,  nur  in  entsprechender  Sehweite  erkenn- 
bare Tendenz  des  einzelnen  Gesetzgebungsactes.  Sobald  man  aber  Ober  die 
Nichtigkeit  der  Persönlichkeitslehre  sich  klar  ist  und  erkennt,  dass  der 
Staat  nichts  ist  als  die  Organisation  seiner  Einwohner,  welche  Organisation 
durch  die  wechselnde  Verwirklichung  der  Parteitendenzen  in  ihrer  Wesenheit 
verschoben  und  verändert  wird,  dann  wird  es  klar,  dass  jede  gesetzgeberische 
Maassnahrae,  auch  wenn  sie  nur  steuerrechtlicher  Natur  ist,  entscheidend 
ist  fOr  die  gesammte  staatsrechtliche  Organisation  und  entscheidend  ist  für 
den  Werdegang  der  staatlichen  Entwickelung  Oberhaupt. 

Man  kann  Wagnerianer  in  der  Musik  und  Föderalist  in  der  Politik 
sein,  ohne  sich  mit  der  Logik  in  Wider.spruch  zu  versetzen;  aber  man  kann 
nicht  Centralist  sein  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechtes  uud  Decentralist 
auf  dem  Gebiete  des  Steuerrechtes. 


III. 

ln  vollständiger  Verkennung  des  engen  Zusammenhanges  zwischen 
Staatsrecht  und  Steuerrecht  geht  in  Oesterreich  seit  mehr  als  10  Jahren 
durcli  Tlieorie  und  Praxis  das  Bestreben,  die  Steuergesetzgebung  des  Staates 
zu  beschränken  und  die  Länder  mit  Steuerhoheit  auszustatten,  und  man 
beruft  sich  in  Wissenschaft  und  Politik  auf  das  Beispiel  Preussens,  wo  der 
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Staat  nur  die  Personalsteueru  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  den  Cominunal- 
kSrpern  aber  die  Realsteuern  Oberlüsst.  — In  Oesterreich  ist  die  Finanznoth 
der  Länder  zu  einer  acuten  Frage  geworden,  und  ohne  Unterschied  der 
Parteistellung  und  Nationalität  wird  eine  dem  preussischen  System  analoge 
Theilung  der  Steuern  zwischen  Staat  und  Land  von  Centralisten  und 
Föderalisten  empfohlen  und  propagiert. 

Um  staatsrechtlich  die  Bedeutung  dieses  steuerrechtlichen  Projectes 
zu  erfassen,  ist  es  nSthig,  einen  Blick  auf  die  staatsrechtliche  Structur 
Oesterreichs  und  auf  das  Verhältnis  des  Gesammtstaates  zu  den  I,ändem 
zu  werfen.  — Das  österreichische  Verfassungsrecht  hat  den  namenlosen 
oder  doch  wenigstens  direct  ohne  Namen  gelassenen  Staat,  der  aus  den 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  besteht,  im  wesent- 
lichen als  Einheitsstaat  organisiert.  Warum  den  einzelnen  Kronländenr  ein 
so  überaus  reiches  Maass  an  Autonomie  und  Selbstverwaltung  eingeräumt 
wurde,  muss  hier  unerörtert  bleiben. 

Jedenfalls  wurde  den  einzelnen  Kronländern  soviel  an  Autonomie  und 
Selbstverwaltung  eingeräumt,  dass  ein  Mehr  ohne  Schädigung  der  gesammt- 
staatlichen  Interessen  und  ohne  Infragestellung  des  Bestandes  des  Einheits- 
staates, der  einheitlichen  Zusammenfassung  der  östor-reichischen  Völker  und 
Staatsbürger  zu  einer  kraftvollen  einheitlichen  Organisation  überhaupt  nicht 
mehr  rrtöglich  ist. 

Die  Verfassung  hat  die  Länder  auch  als  selbständige  Fiitanzkörper 
constituiert,  welche  die  den  Ländern  gestellten  Verwaltungsaufgaben  mittelst 
der  eigenen  Landesmittel  zu  besorgen  haben,  und  welche  deshalb  auch  mit 
dem  Rechte  ausgestattet  wurden,  für  Landeszwecke  Zuschläge  zu  den  Staats- 
steuern ,bis  zu  10  Proc.‘,  wie  unsere  Landesordnung  sagt,  selbständig  um- 
zulegen und  einzuheben. 

Diese  steuerrechtliche  Organisation,  kraft  welcher  die  Steuerhoheit 
dem  Staate  Vorbehalten  wurde,  während  den  Ländern  nur  das  Recht  der 
Umlagen  zu  den  Staatssteuem  eingeräumt  wurde,  stand  und  steht  im 
vollen  Einklänge  mit  der  staatsrechtlichen  Organisation  Oesterreichs  als  Ein- 
heitsstaat. 

Mit  der  Constituierung  als  besondere  Finanzkörper  wurde  den  Ländern 
auch  das  Recht  gegeben,  selbständige  Schulden  zu  machen,  und  sie  haben 
von  diesem  Rechte  einen  ausgiebigen  Gebrauch  gemacht.  — Aber  auch 
die  Landesumlagen  überschritten  sehr  rasch  das  Ma.ximum  jener  Höhe, 
welches  die  Landesordnungen  im  Auge  gehabt  hatten,  und  die  Umlagen 
stiegen  bis  auf  das  fünf-  oder  sechsfache  der  ursprünglich  gedachten  Höhe. 

Diese  Umlagenhöhe  und  Ueberschuldung  der  Länder  machen  eben 
die  Finanznoth  derselben  zum  acuten  Problem,  für  welches  die  laösung  in 
der  Ueberweisung  der  Realsteuern  an  die  Länder  empfohlen  wird. 

Wird  nun  aber  den  Ländern  der  Ertrag  der  Kealsteuern  von  staats- 
wegen  Oberwiesen,  dann  kann  man  doch  logiscberweise  den  Ländern  die 
Gesetzgebungsbefugnis  über  die  Realsteuern  nicht  vorenthalten,  und  es 
wäre  zweifellos  nur  eine  Frage  der  kürzesten  Zeit,  dass  der  Ueberweisung 
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des  Ertrages  der  bezüglichen  Steuer  auch  die  Ueberweisung  der  Uestinunung 
und  Einbebung,  kurz  der  Gesetzgebung  hierüber  folgen  müsste. 

Mit  dieser  Theilung  der  Steuerhoheit  zwischen  Staat  und  Land  würde 
sich  aber  nicht  bloss  eine  steuerrechtliche  und  finanzielle  Maassregel  voll- 
ziehen, sondern  eine  bedeutsame  staatsrechtliche  Dm  Wälzung, 
welche  den  ganzen  verfassungsmässigen  Aufbau  Oesterreichs  verschieben 
und  zersetzen  und  den  heutigen  decentralisierten  Einheitsstaat  vielleicht  in 
einen  Bundesstaat,  wahrscheinlicherweise  aber  — und  jedenfalls  im  Zuge  der 
Wciterentwickelung,  zu  der  hierdurch  der  triebkräftige  Ansatz  gegeben  w urde 
— in  einen  blossen  Staatenbund  verwandeln  würde. 

Die  üeberweisung  der  Realsteuern  an  die  Länder  und  die  damit  noth- 
wendig  verbundene  Constituierung  einer  Steuerhoheit  der  Länder  wäre  eine 
gesetzliche  Ausführung  derjenigen  staatsrechtlichen  Tendenzen,  welche  seit 
1879  im  österreichischen  Staatsleben  mehr  oder  minder  bis  zur  Gegenwart 
maassgebend  waren,  sich  aber  nur  in  einzelnen  Gesetzgebungs-  und  Ver- 
waltungsacten verwirklichten. 

Derjenigen  Tendenz,  welche  von  1849  bis  1867  und  1873  für  den 
verfassungsrechtlichen  Aufbau  Oesterreichs  maassgebend  war,  ist  die 
Theilung  der  Steuerhoheit,  welche  die  Zuweisung  der  Realsteuem  an  die 
Wnder  mit  sich  bringen  muss,  diametral  entgegengesetzt,  und  da  es  immer 
darauf  ankommt,  nach  welcher  Richtung  hin  eine  Entwickelung  sich  voll- 
zieht und  der  einmal  maassgebend  gewordenen  Tendenz  eine  verstärkende 
Macht  innewohnt,  so  ist  mit  Grund  anzunehmen,  dass  diese  Tendenz  bei 
der  Schaffung  eines  Bundesstaates  sich  nicht  erschöpfen,  sondern  bis  zur 
Auflösung  in  einen  Staatenbund  und  darüber  hinaus  zu  einer  itio  in  partes 
gelangen  müsste. 

Wie  sehr  eine  Tendenz,  sobald  sie  einmal  im  Staatslcben  Eintluss 
gewonnen  bat,  sich  verstärkt,  geht  am  besten  daraus  hervor,  dass  anläss- 
lich der  vorjährigen  Brantweinsteuer-Debatte  im  böhmischen  Landtage  bereits 
der  Ruf  laut  gew  orden  ist,  dem  Staate  lediglich  die  indirecton  Steuern  zu 
lassen,  wogegen  die  directen  Steuern  insgesummt  für  die  Länder  in  Anspruch 
genommen  wurden.  — Man  sieht,  der  Appetit  kommt  während  des  Essens. 
Die  Bedenken,  welche  gegen  die  Theilung  der  directen  Steuern  zwischen 
Staat  und  Land  geltend  gemacht  wurden,  gelten  selbstverständlich  in  noch 
erhöhterem  Maasse  gegen  den  Versuch,  dem  Staate  alle  directen  Steuern 
wegzunebraon.  Ein  Staatsverband,  für  welchen  überhaupt  keine  directen 
Steuern  bestehen,  ist  überhaupt  kein  Einheitsstaat  mehr,  sondern  nur  noch 
ein  Zollverband,  der  nach  aussen  hin  sozusagen  zu  einer  Verzehrungssteuer- 
Einheit  zusammengescblossen  ist.  — Wohl  aber  zeigt  dieser  Ausblick, 
wohin  der  Weg  führt,  der  mit  der  üeberweisung  der  Realsteuem  an  die 
Länder  eingeschlagen  wird. 

Solange  die  Länder  nur  das  Umlagenrecht  zu  den  Staatssteuern 
besitzen  oder  aus  der  Staatscassa  Beiträge  beziehen,  ist  ihre  Abhängigkeit 
von  der  Gesammtsta.itsgewalt,  ihre  ünterordming  unter  den  Einheitsstaat 
gesichert.  In  dem  Augenblick  jedoch,  wo  sie  eine  selbständige,  der  Steuer- 
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hoheit  der  Staatsgewalt  parallele  Steuerhoheit  erlangen,  erlangen  sie  auch 
die  wesentlichste  Voraussetrung  der  Staatshoheit  selbst  und  werden  zu 
Gliedstaaten  eines  blossen  FSderativstaates.  weil  sie  mit  der  selbständigen 
Steuerhoheit  die  selbständigen  Mittel  zur  selbständigen  Ausgestaltung  eines 
selbständigen  Staates  erhalten. 

Man  denke  nur  an  Croatien!  Trotz  seiner  staatsrechtlichen  Sonder- 
stellung innerhalb  der  Länder  der  Stephanskrone  ist  seine  Zugehörigkeit 
zum  ungarischen  Staatskörper  vor  allem  darin  gesichert,  dass  Croatien  keine 
selbständigen  Finanzen  hat. 

Es  ist  nicht  zuviel  gesagt:  Uebcrweist  man  den  Krouländern  die 
Realsteuern  und  in  Conse(iuenz  dessen  den  Landtagen  das  Realsteuergesetz- 
gebungsrecbt,  so  fährt  man  nicht  bloss  den  Grundstein,  sondern  je  den 
Eckstein  für  so  viel  Staaten  auf,  als  es  selbständige  Landtage  gibt 

"Wenn  man  den  engen  Zusammenhang  zwischen  Staatsrecht  und  Steuer- 
recht  Obersieht,  oder  im  Hanne  der  Theorie  von  der  Kealesistenz  eines 
realen  Staatswesens  vermeint,  dass  es  gleichgiltig  ist,  auf  welche  AVeise  die 
Mittel  für  die  öffentlichen  Bedürfnisse  beschafft  werden,  so  erscheint  cs 
allerdings  viel  einfacher,  das  durch  die  Finanznoth  der  Länder  acut 
gewordene  Problem  dadurch  zu  lösen,  dass  man  den  Ländern  einzelne 
Steuergattungen,  also  zum  Beispiel  die  Realsteuern,  Oberlässt.  — Vom  rein 
linanzwissenschaftlichen  und  finanztechnischen  Standpunkte  mag  es  ja  sogar 
theoretisch  richtiger  erscheinen,  statt  complicierter  Ab-  und  Verrechnungen 
zwischen  Staats-  und  Ländercassen  die  Länder  sozusagen  auf  eigene  Fasse 
zu  stellen  und  der  Staatscassa  die  eine,  den  Ländercassen  die  andere  Steuer 
zur  Vorschreibung  und  Verwaltung  zu  überlassen,  und  vom  Standpunkte 
der  logischen  Wohlgeschlossenheit  des  finanztheoretischen  Systemes  erscheint 
das  Princip,  dem  Staate  die  Personalsteuern,  den  Ländern  die  Realsteuern, 
umso  angemessener,  weil  bei  der  Festsetzung  der  Höhe  der  den  Ländern 
überwiesenen  Steuern  den  provinziellen  Sonderverhältnissen  besser  und  ver- 
hältnismässig einfacher  Rechnung  getragen  werden  kann. 

Aber  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  hinab  hängt  die  richtige  Lösung 
auch  steuerrechtlicher  Fragen  von  der  Bedachtnahme  auf  die  verfassungs- 
rechtliche Structur  des  Staates  ab  und  von  der  staatsrechtlichen  Tendenz, 
welcher  die  concrete  Institution  zu  dienen  hat. 

Hier  müssen  die  individuellen  Verhältnisse  des  besonderen  Staates 
luaassgebend  sein,  und  was  für  Preussen  passt,  welches  ein  nach  Verfassung 
und  Verwaltung  stramm  centralisierter  einheitlicher  Staat  ist,  schickt  sich 
nicht  für  alle. 

IV. 

Die  Erkenntnis  von  den  nahen  und  innigen  Beziehungen  zwischen 
Staatsrecht  und  Steuerrecht  ist  zwar  sowohl  für  die  Theorie,  als  auch  für 
die  praktische  Lösung  des  gegenwärtig  in  Oesterreich  am  meisten  acut 
gewordenen  Finanzproblems  von  grösster  Bedeutung,  beinhaltet  aber  aller- 
dings noch  nicht  eine  Lösung  dieses  Problems  selbst. 
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Die  moderne  Steuergesetzgebung  Oesten-eichs  hat  der  Finanznoth  der 
Länder  durch  Ucberneisung  eines  Antheiles  am  Ertrtgnis  der  Personal- 
einkommensteuer an  die  Länder  abzuheireu  versucht. 

Hierdurch  wird  aber  der  Staatsschatz  in  die  Holle  des  reichen  Onkels 
gedrängt,  welcher  für  die  Bedürfnisse  und  Schulden  seiner  zahlreichen  Ver- 
wandtschaft in  Anspruch  genommen  wird.  — Hier  hat  der  eine  Theil  die 
selbstverständliche  Tendenz  möglichst  viel  zu  verlangen,  der  andere,  mög- 
lichst wenig  zu  geben. 

Es  ist  also  klar,  dass  in  diesem  Princip  des  beständigen  Heischens 
seitens  der  Länder  mit  permanentem  Feilschen  von  Seiten  des  Staats- 
schatzes eine  befriedigende  Lösung  des  Verhältnisses  zwischen  Landescassa 
und  Staatscassa  auf  die  Dauer  nicht  gefunden  werden  kann. 

ln  der  Thal  sind  die  Ueberweisungen.  welche  die  Steuerreform  aus 
den  Erträgnissen  der  Personaleinkommensteuer  vorgesehen  hat,  eigentlich 
gar  nicht  zum  Zwecke  der  Hebung  der  Finanznoth  der  Lander  geschaffen 
worden,  sondern  nur,  um  die  Zusehlagsfreihcit  der  Personaleinkommensteuer 
zu  erwirken. 

Die  SteueiTeform  hat  ja  als  Fundament  die  Erzielung  wahrheits- 
gemässer  Fatieningen;  will  man  von  dem  Steuerzahler  ein  ehrliches 
Uekenntnis,  dann  muss  er  genau  wissen,  wieviel  Steuer  er  zu  zahlen 
haben  wird,  und  das  ist  bei  wechselnden  Zuschlägen  zu  der  Steuer  nicht 
zu  erzielen. 

Die  Betheiligung  der  Länder  an  den  Erträgnissen  der  Personal- 
einkommensteuei  ist  also  eigentlich  eine  milde  Stiftung  zu  frommen 
Zwecken,  nämlich  zur  Hebung  der  Steuermoral,  und  deshalb  ist  sie,  wie 
die  meisten  Stiftungen  der  Mildtbätigkeit,  unzureichend. 

Mau  hat  also  den  Weg  eingeschlagen,  den  Ländern  durch  Betheiligung 
an  den  indirecten  Steuern  zu  Hilfe  zu  kommen. 

Der  erste  Versuch,  die  Brantweinsteuererhöhuug  durch  die  conforme 
Oesetzgebung  von  17  Landtagen  zustande  zu  bringen,  ist  gescheitert. 
Diese  Form  des  Steuerreebtes  war  ebenfalls  im  \Viders|iruch  zu  der  staats- 
rechtlichen Structur  Oesterreichs,  und  dieses  Scheitern  au  dem  Widerspruch 
eines  einzigen  Landtages  war  nicht  bloss  ein  Beweis  von  der  Kichtigkeit 
und  Zweckmässigkeit  der  V'ereinigung  der  gesainmten  Steuerhoheit  in  den 
Händen  der  Gesammlstaatsgew,alt,  sondern  ein  sprechender  Beleg  für  die 
volkswirtschaftliche  Nützlichkeit  derjenigen  staatsrechtlichen  Principien, 
welche  in  der  18ö7er  Gesetzgebung  verkörpert  sind.  Nur  diejenige  Form 
der  Betheiligung  der  Länder  an  dem  Ertrage  der  indirecten  Steuer  entspricht 
dem  österreichischen  Staatsrechte,  welche  die  indirecten  Steuern  gesammt- 
staatlich  festsotzt  und  eiuheht  und  nach  gesammtstaatlicheu  Beschlüssen 
aus  den  Erträgnissen  die  Länder  bedenkt.  Gerade  das  gescheiterte  Project 
der  Landes-Brantweinsteuergesetzgebung  hat  gezeigt,  dass  bei  der  Landes- 
steuerhoheit  geradezu  Zwischeuzollinien  zwischen  den  einzelnen  Kronländern 
errichtet  werden,  welche  die  der  Landessteuergesetzgebung  innewohnende 
Tendenz  zur  Auflösung  des  Staates  in  Staaten  drastisch  vor  Augen  führen. 
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Allein  auch  bei  der  Betheiligung  der  Länder  an  den  indirecten  Stenern 
wird  sich  jenes  Verhältnis  nicht  umgehen  lassen,  welches  w'ir  oben  als  das 
beständige  Unzufriedenheit  hervorrufende  System  des  reichen  Onkels  charak- 
terisiert haben.  Kine  den  staatsrechtlichen  Grundsätzen,  auf  denen  die 
Verfassung  Oesterreichs  beruht,  entsprechende  Lflsung  des  Problems,  die 
Länderfinanznoth  zu  mindern,  wird  sich  jedoch  ergeben,  wenn  man  auf  die 
Ursachen  der  letzteren  zurQckgeht. 

Gewiss  ist  in  mehr  als  einem  Falle  nachweisbar,  dass  die  Sucht 
einzelner  Landtage,  sich  als  .Königreich*  aufzuspielen,  manche  Auslagen 
verursacht  hat,  welche  die  Unzulänglichkeit  der  Landesmittel  mitverursacht 
haben. 

Die  Hauptsache  ist  aber  denn  doch  die,  dass  zur  Zeit  der  verfassungs- 
rechtlichen Organisation  des  Staates  der  Staatsschatz  selbst  in  Finanznöthen 
war  und  an  einem  beständigen  Deficit  krankte.  — Deshalb  entlastete  man 
den  Staat  möglichst  von  kostenmachenden  Verwaltungsaufgaben,  und  wies 
den  Ländern  Verwaltungsaufgaben  und  deren  Lasten  zu,  welche  von  rechts- 
wegen  gesamratstaatliche  Aufgaben  waren. 

So  hat  der  Staat  z.  B.  das  Schulrecht  staatlich  organisiert,  aber  die 
Schulverwaltung  und  die  Schullasten  von  sich  abgewülzt,  und  gerade  die 
steigenden  Schullasten  sind  mit  eine  Hauptursache  der  steigenden  Landes- 
umlagen  und  der  steigenden  Verschuldung  geworden. 

Soll  nun  das  Steuerrecht  im  Einklang  stehen  mit  den  Grundsätzen 
des  geltenden  österreichischen  Staatsrechtes,  so  muss  die  Steuerhoheit 
ungetheilt  dem  Staate  verbleiben,  die  schreiende  Finanznoth  der  Länder 
aber  durch  Entlastung  der  Länder  von  den  Kosten  derjenigen  Verwaltuugs- 
aufgaben  behoben  werden,  welche  von  rechtswegen  dem  Staate  obliegen. 

V. 

Die  Länder  verbluten  sich  an  der  Verwaltung  von  Staatsaufgaben, 
welche  der  Staat  den  Ländern  aufgelastet  hatte,  als  er  wegen  eigenen 
schmalen  Säckels  seine  Aufgaben  möglichst  von  sich  ahwälzte.  Was  liegt 
also  näher,  als  dass  der  Staat,  nachdem  er  erstarkt  ist  und  die  Deticitnoth 
so  überwunden  hat,  dass  er  au  die  Ermässigung  der  Realsteuern  schreitet, 
diese  Auslagen  und  Aufgaben  den  Ländern  wieder  abnimmt? 

Dagegen  erheben  sich  allerdings  von  zwei  Seiten  her  gewichtige 
Einwendungen.  Diejenigen  Parteien  im  Staate,  welche  den  gesamint- 
staatlichen  Verband  der  österreichischen  Völker  lockern  wollen  und  durch 
kleinere  Organisation  Selbstständigkeit  oder  Selbstherrlichkeit  anstreben, 
weisen  diesen  Vorschlag  natürlich  mit  Entrüstung  als  Verkümmerung  der 
Autonomie  der  Länder  zurück.  — Mit  diesem  Einwand  haben  wir  uns  au 
dieser  Stelle  nicht  weiter  zu  befassen;  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte 
nicht,  weil  es  ja  unsere  Aufgabe  ist,  die  Discrepanz  aufzudecken,  in  welche 
die  Steuergesetzgebung  zum  österreichischen  Staatsrechtc  zu  gelangen 
droht,  und  den  inneren  Zusammenhang  zu  beleuchten,  welcher  zwischen 
jeder  steuerrcchtlichen  Gesetzgebuugsinaassnahme  und  der  .\rt  der  staats- 
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rechtlichen  Organisation,  zwischen  Staatsrecht  nmi  Steuerrecht  bestellt. 
Aber  auch  von  unserem  concreten  staatstheoretischen  Standpunkte  aus 
haben  wir  uns  mit  diesen  Gegnern  nicht  zu  befassen,  weil  wir  von  dem 
Grundsätze  ausgehen,  dass  der  Zusammenschluss  möglichst  grosser  Volks- 
organisationen  zu  wirtschaftlicher  Zusammenarbeit  die  grOsstmögliche 
Bttrgschaft  für  die  Wohlfahrt  und  wirtschaftliche  Erstarkung  der  Individuen 
bietet. 

Gegen  die  Erweiterung  der  Staatsaufgaben,  das  ist  die  Verstaatlichung 
einzelner  Länderverwaltungsaufgaben,  haben  sich  jedoch  auch  Einwendungen 
von  einer  hochansehnlichen  Seite  erhoben,  die  von  denselben  staatsrechtlichen 
Grundsätzen  geleitet  ist  wie  wir.  — Diese  Einwendungen  gehen  dahin, 
dass  durch  die  Verstaatlichung  von  Länderaufgaben  dem  Staatsschätze  neue 
und  grosse  Lasten  auferlegt  werden,  welche  zwar  von  den  Steuerträgern 
des  Gesammtstaates  aufzubringen  sind,  welche  aber  eben  dadurch  die 
Steuerträger  der  activen  Provinzen  Oesterreichs  stärker  treffen,  als  die 
Steuerträger  der  passiven  Provinzen.  Wenn  z.  B.  die  Schulverwaltung 
verstaatlicht  wird,  so  haben  die  Steuerträger  Böhmens  dann  nicht  bloss  für 
den  Schulaufwand  Böhmens  an  den  Staatsschatz  zu  steuern,  sondern  auch 
für  das  Deficit  des  galizischen  Schulaufwandes,  welches  sich  aus  der 
minderen  Steuerkraft  und  minderen  Steuerleistung  Galiziens  ergibt 

Dieser  Einwand  ist  zweifellos  richtig;  richtig  ist  aber  auch,  dass  er 
nicht  bloss  für  diejenigen  Verwaltungsaufgaben  gilt,  welche  den  Ländern 
ahzunehmen  wären,  sondern  auch  für  alle  Verwaltungszweige,  welche  heute 
verstaatlicht  sind.  — W'enn  man  sich  auf  den  Standpunkt  stellt  zu  fragen,  wie 
die  Steuerträger  Böhmens  dazu  kommen,  das  Verwaltungsdeficit  Galiziens 
zu  tragen,  dann  muss  man  folgerichtig  den  österreichischen  Staatsverband 
möglichst  so  zu  lockern  und  zu  lösen  suchen,  dass  jede  Provinz  nur  für 
ihre  eigenen  Vorwaltungskosten  zu  sorgen  hat  Von  diesem  finanziellen 
Standpunkte  aus  muss  man  consequeuterweise  nichts  geringeres  fordern, 
als  die  volle  Föderalisierung  Oesterreichs.  Wenn  man  heute  erklärt, 
was  kümmert  uns  die  galizische  Schulverwaltung  und  die  MisOre  der 
galizischen  oder  dalmatinischen  Lehrer,  so  muss  man  aiich  fragen,  warum 
haben  wir  denn  die  namhaften  Kosten  der  Durchfühning  der  Civilprocess- 
reform  in  Galizien  und  Dalmatien  auf  uns  genommen?  Bei  allen  Zweigen 
der  Staatsverwaltung  tragen  doch  die  activen  Provinzen  das  Verwaltungs- 
deficit der  passiven  Provinzen,  und  wenn  man  eimvenden  wollte,  dass  wir 
vermöge  unseres  Handelsverkehrs  ein  Interesse  an  der  galizischen  .Justiz 
haben,  so  sei  dem  gegenüber  darauf  verwiesen,  dass  der  Gesammtstaat  ein 
ebenso  starkes  Interesse  an  der  höheren  Schulbildung  in  Galizien  und  an 
der  Abnahme  der  Zahl  der  Analphabeten  im  Gesammtstaatsgehiet  hat.  Hier 
handelt  es  sich  nicht  bloss  um  den  historischen  Beruf  Oesterreichs,  Cultur 
nach  dem  Osten  zu  tragen,  sondern  überhaupt  um  die  Frage,  ob  die 
Zusammenfassung  der  Individuen  zu  gemeinsamer  Thätigkeit,  ob  die 
gesammtstaatliche  Organisation  und  der  Einheitsstaat  überhaupt  einen 
Wert  hat  oder  nicht. 
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VI. 

Aber  ganz  abgesehen  hiervon,  die  Finanznoth  der  Länder  in  Oester- 
reich ist  eine  so  brennende  Frage  geworden,  dass  Theorie  und  Präzis, 
Wissenschaft  und  Politik  die  Lösung  des  Problems  zu  suchen  gezwungen  sind. 

Entweder  man  hilft  den  Ländern  durch  Zuschläge  zu  den  directen 
Steuern  — das  war  der  bisherige,  als  unzulänglich  bereits  erwiesene  Stand 
der  Dinge!  Oder  man  fährt  Zuschläge  zu  den  indirecten  Steuern  ein:  Der 
Versuch  einer  conformen  Landesbrantweinsteuer-Gesetzgebung  ist  gescheitert 
und  hat  bewiesen,  dass  dieser  Weg  vernünftigerweise  ungangbar  ist.  Weist 
man  aber,  wie  dies  nunmehr  thatsächlieh  geschehen  ist,  die  Gesetzgebung 
über  die  Zuschläge  zu  den  indirecten  Steuern  dem  Staate  und 
der  Reichsvertretung  zu,  dann  liegt  in  diesen  , Zuschlägen'  nichts  anderes, 
als  eine  Erhöhung  der  staatlichen  indirecten  Steuern  selbst  mit  einer  aus- 
gesprochenen Zweckbestimmung,  nämlich  der  üeberweisung  eines  Theil- 
ertrages  an  die  Länder. 

Die  üeberweisung,  das  ist  die  ünterstOtzung  der  Ländercassen  aus 
dem  Staatsschätze,  ist  der  zweite  Weg,  der  Finanznoth  der  Länder  abzu- 
helfen, und  es  sei  nicht  geleugnet,  dass  vom  Standpunkte  der  praktischen 
Politik  auch  nach  der  Ansicht  des  Verfassers  dieser  Weg  der  momentan 
einzig  gangbare  ist,  weil  jeder  andere  eine  umfassendere  Gesetzgebungsarbeit 
erfordert,  die  im  Momente  und  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten  steht. 
Vom  staatstheoretischen  Standpunkte  kann  es  jedoch  nicht  zweifelhaft 
sein,  dass  der  Weg  der  Unterstützung  der  Ländercassen  durch  Ueber- 
weisungen  aus  dem  Staatsschätze  sowohl  vom  logischen  Standpunkte,  als 
auch  vom  Standpunkte  des  concreten  österreichischen  Verfassungsrechtes 
nicht  der  richtige  ist.  Die  üeberweisungen  aus  dem  Erträgnis  der  directen 
Steuern  haben  den  Vortheil,  dass  sie  sozusagen  einen  gerechten  Maasstab 
erleichtern,  indem  sie  ohne  weitere  Umständlichkeiten  gestatten,  die  Ueber- 
weisungen  an  die  einzelnen  Länder  nach  Maassgabe  der  directen  Steuer- 
leistungen derselben  einzurichten.  Aber  einerseits  wird  den  Ländern  dadurch 
nicht  immer  geholfen,  weil  ja  gerade  diejenigen  Länder  die  meisten  Bedürf- 
nisse haben,  welche  am  wenigsten  Steuerkraft  besitzen,  so  dass  die 
Zuweisung,  wenn  sie  nicht  nach  Maassgabe  des  Bedürfnisses  erfolgt,  denn 
doch  wieder  nur  die  Frage  nach  dem  AVerte  gesammtstaatlicher  Organisation 
Bufrollt;  anderseits  liegt  in  der  Zuweisung  eines  directen  Theiles  der 
directen  Steuern  ein  Anreiz  zur  Tendenz,  die  gesummten  Steuern  an  sich 
zu  reissen.  Die  Vertreter  des  Landessäckels  lauern  ja  wie  die  AVölfe  darauf, 
sich  in  den  Lagerstätten  des  Staatsschatzes  festzusetzen  und  möglichst 
auszubreiten  und  jede  von  der  Staatsgewalt  verlassene  oder  noch  nicht 
betretene  Lagerstätte  an  sich  zu  reissen.  — Üeberweisungen  aus  dem 
Erträgnis  der  indirecten  Steuern  sind,  wie  bereits  erwähnt,  im  gegenwärtigen 
Zeitpunkte  die  einzig  mögliche  Art,  das  Ländertinanzproblem  zu  lösen;  aber 
auch  der  üebenveisung  aus  den  indirecten  Steuererträgnissen  kleben  die 
bereits  geschilderten  Nachtheile  an.  Man  muss  sich  also  doch  vergegen- 
wärtigen, dass  die  Länder  aus  dem  Staatsschätze  unterstützt  werden  müssen. 
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weil  die  Ländereassen  mit  den  Kosten  von  Staatsaufgalien  belastet  sind. 
Da  ist  es  denn  doch  viel  natürlicher,  wenn  der  .Staat  die  Kosten  seiner 
Aufgaben  selbst  bezahlt,  als  wenn  er  sie  anderen  Factoren  auftrügt  und 
diese  dafür  honoriert. 

Besonders  deutlich  wird  dieses  Missverhältnis  ja  auch  auf  einem 
anderen  Gebiete,  dem  der  Gemeindeverwaltung.  Auch  die  Gemeinden  sind 
ja  vielfach  für  die  Zwecke  der  Staatsverwaltung  in  Anspruch  genommen; 
insbesondere  ist  dies  jedoch  bei  den  Städten  mit  eigenem  Statut  der  Fall, 
wo  die  Stadtverwaltung  gleichzeitig  die  Agenden  der  politischen  Behörde 
1.  Instanz  zu  versehen  hat.  Nun  verlangen  gegenwärtig  die  Städte  mit 
eigenem  Statut  nachdrücklich  eine  Entschädigung  vom  Staate  für  die  Kosten 
des  übertragenen  Wirkungskreises,  und  da  die  verschiedenen  Parteien  dieses 
Begehren  unterstützen,  so  stellt  sich  die  Kegierung  grundsätzlich  nicht 
ablehnend.  — Nun  ist  es  allerdings  richtig,  dass  die  kleinen  Gemeinden  in 
der  Lage  sind,  die  Geschäfte  des  Staates  durch  ihre  Gemeindeorgane  mit- 
besorgen zu  lassen,  und  dass  der  Staat,  weun  er  diese  Gemeinden  für  die 
Besorgung  seiner  Geschäfte  subventioniert,  immer  noch  weitaus  billiger 
fährt,  als  wenn  er  für  die  von  den  Gemeinden  mitbesorgte  Verwaltungs- 
thätigkeit  eigene  staatliche  Organe  bestellen  würde.  Ganz  anders  steht 
es  jedoch  bei  den  Städten  mit  eigenem  Statut.  Hier  kann  davon,  dass  die 
Städte  durch  ihre  Stadtorgane  die  Staatsagenda  mitbesorgen  lassen,  keine 
Rede  sein,  sondern  die  Städte  müssen  einen  eigenen  grossen,  administrativ 
ausgebildeten  Beamtenkörper  bestellen  und  bezahlen,  der  ausschliesslich  für 
die  den  Städten  übertragenen  Agenden  der  politischen  Behörde  I.  Instanz 
bestimmt  ist.  Wenn  nun  der  Staatsschatz  den  Städten  mit  eigenem  Statut 
die  Kosten  dieses  im  Stadtbudget  einen  besonderen  Bestandtheil  bildenden 
Beamtenkörpers  ersetzen  soll,  so  ist  es  doch  gewiss  weitaus  natürlicher, 
wenn  die  Staatsverwaltung  den  Städten  mit  eigenem  Statut  diejenige  Agenda 
abnimmt,  für  welche  die  Städte  einen  besonderen  und  die  gleiche  Aus- 
bildung, wie  für  den  Staatsdienst,  erheischenden  Beamtenkörper  erhalten 
müssen.  Vom  finanziellen  Standpunkte  ist  cs  gewiss  einerlei,  ob  der 
Staat  diese  Verwaltung  durch  seine  eigenen,  von  ihm  selbst  bezahlten 
Beamten  besorgt  oder  ob  der  Staat  sich  der  dazu  eigens  bestellten  Gemeinde- 
beamten bedient  und  die  Kosten  hierfür  der  Gemeindecassa  ersetzt.  Vom 
verwaltungsteclinischen  Standpunkte  aus  (und  auch  vom  Standpunkte  der 
verwalteten  Staatsbürger  selbst;  ist  es  jedoch  sicherlich  vorzuziehen,  wenn 
die  Staatsgewalt  die  ihr  obliegende  Verwaltung  einheitlich  vornimmt  und 
die  in  ihrem  Namen  zu  vollziehende  Verwaltung  durch  ihr  selbst  verant- 
wortliche Beamten  ausübt,  als  wenn  sie  über  die  in  ihrem  Namen  amts- 
handelnden Organe  keine  Gewalt  hat,  und  die  letzteren  einem  von  der 
Staatsgewalt  unabhängigen,  lediglich  seiner  AV'ählerschaft  verantwortlichen 
und  berufsmässig  von  politischen  oder  äussersten  Falls  von  laienhaften 
Gesichtspunkten  geleiteten  Stadtrath  oder  Gemeindehaupt  unterstehen. 
Wenn  der  Staatsschatz  den  Gemeinden  die  Kosten  des  übertragenen 
Wirkungskreises  im  vollen  Betrage  bezahlen  muss,  so  thut  er  doch  sicher- 
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lieh  klüger,  das,  was  er  selbst  zahlen  muss,  auch  selbst  zu  machen,  als 
wenn  er  andere  dafür  bezahlt,  damit  sie  seine  IJelehle  statt  nach 
seinem,  nach  ihrem  Ermessen  ausführen. 

VII. 

Ein  ähnliches  gilt  aber  sicherlich  auch  bezüglich  der  Staatsaufgaben, 
welche  den  Ländern  überlassen  worden  sind.  Hierfür  ist  jedoch  noch  ein 
weiterer,  und  zwar  entscheidender  Grund  auzufOhren.  Die  Landtage  unter- 
liegen in  ihrer  Budgetierung,  sofern  dieselbe  landesordnungsmüssig  ist,  keiner 
Sanction  der  Krone  und  keiner  Genehmigung  der  Regierung.  Wenn  die 
Finanznotb  der  Länder  lediglich  durch  Ueberweisungen  aus  dem  Staatsschätze 
behoben  wird,  so  bieten  die  Landtage  keinerlei  Garantie  für  die  zweck- 
entsprechende Verwendung  der  vom  Staate  beigestellten  Mittel.  Die  Selbst- 
verwaltung der  Landtage  über  die  Verwendung  der  Landesmittel,  aus  welcher 
Quelle  immer  diese  Landesmittel  fliessen,  irgendwie  durch  Vorschreibung 
der  Verwendungsart  des  Staatszuschusses  anzutasten,  geht  nicht  an.  .\ber 
ebensowenig  geht  es  an,  die  Verwendung  der  Staatseinnahmen  der  Budge- 
tierung der  Regierung,  der  Controle  des  Reichsrathes  und  dem  Sanctions- 
recht  der  Krone  zu  entziehen. 

Wird  die  Ueberweisung  zu  einem  ständigen  Rechtsinstituf,  so  fehlt 
es  an  jeder  Sicherstellung  dagegen,  dass  nicht  das  Land  mit  dem  Kalbe 
des  Staates  in  Unrechter  Weise  pflügt.  Die  Länder  könnten  trotz  der  Deber- 
weisung  von  grossen  Barmitteln  in  finanzieller  Nothlago  bleiben  oder  in 
solche  gelangen,  wenn  sie  schlecht  wirtschaften,  und  die  Zuweisung  von 
Staatsgeldern  an  einen  uncontrolierbaren  autonomen  Landtag  zu  einem 
ständigen  Rechtsinstitut  machen,  hiesse  ebenso  die  Grundsätze  des  öster- 
reichischen Verfassungsrechtos  gefährden,  als  die  staatstheoretischen  Grund- 
begriffe auf  den  Kopf  stellen.  Das  österreichische  Staatsrecht  und  die  Staats- 
theorie verlangen  in  gleicher  Weise  eine  solche  ateueirechtliche  Organisation, 
nach  welcher  die  vom  Staate  aufgetriebenen  Mittel  von  der  Staatsverwaltung 
selbst  verwendet  werden. 

Wenn  hierdurch  der  Umfang  der  Staatsthätigkeit  sich  erweitert,  so 
ist  dies  keine  vereinzelt«  Erscheinung.  Der  Ruf  nach  Freiheit  von  der  Staats- 
gewalt ist  eines  von  den  Schlagworten  aus  der  .Sturm-  und  Drangperiode 
aus  der  Mitte  des  vorigen  .Jahrhunderts,  der  seine  Zauberkraft  bereits  ein- 
gebOsst  hat.  Die  Entwickelung  des  Staates  zum  modernen  socialen 
Staat  hat  eine  Summe  von  Thätigkeit  in  den  Händen  der  Staatsgewalt 
vereinigt,  welche  ihr  der  üebereifer  der  Sturm-  und  Drangperiode  aus  der 
Hand  genommen  hat.  Auch  das  Verhältnis  von  Staatsrecht  und  Steuerrecht 
unterliegt  dem  Gesetze  der  socialen  Entwickelung. 
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I. 

Die  Keforra  der  landwirtschaftlichen  Börsen  in  Oesterreich,  welche 
diuch  den  von  der  Regierung  dem  Abgeordnetenhause  in  der  XVII.  Session 
vorgclegten  Gesetzentwurf*)  verwirklicht  werden  soll,  stellt  sich  dar  als 
eine  Erweiterung  und  Vertiefung  der  ursprünglich  bloss  auf  eine  Reform 
des  börseninüssigen  Terminhandels  mit  landwirtschaftlichen  Producten 
abzielenden  Bestrebungen.  Die  letzteren  reichen  bis  über  die  Mitte  des 
letzten  Decenniums  zurück  und  erfuhren  iiaturgemüss  eine  erhebliche 
Kräftigung  durch  das  im  § 50,  alinea  3 des  Deutschen  Börsengesetzes  vom 
22.  Juni  1896  ausgesprochene  Verbot  des  Terminhandels  in  Getreide  und 
Mühlenfabricaten.  Dom  Drucke  der  von  der  österreichischen  Landwirtschaft, 
der  in  dieser  Frage  die  überwiegende  Mehrheit  der  österreichischen  Müller 
Gefolgschaft  leistete,  wiederholt  und  nachdrücklich  ausgesprochenen  Wünsche 
folgend,  stellte  zunächst  der  landwirtschaftliche  Ausschuss  des  Abgeordneten- 
hauses die  Frage  des  Terminhandels  in  einer  parlamentarischen  Enquete 
zur  Discussion,  die  in  der  Zeit  vom  13.  bis  17.  Mai  1897  abgehalten 
wurde.  Die  Ergebnisse  dieser  kurzen  und  recht  eigentlich  aus  dem  Stegreife 
abgohaltenen  Enquete  waren  nicht  ausreichend,’)  um  darauf  eine  Reform- 
action in  grösserem  Stile  — zumal  auf  dem  heissumstrittenen  Boden  des 
Börsenrechtes  und  der  börsenmässigeu  Handelsformen  — zu  gründen.  Die 
Regierung  entschloss  sich  daher,  im  Herbste  1900  eine  gross  angelegte 
Enquete  einzuberufen,  welche  Vertretern  aller  in  Betracht  kommenden 

*)  .Gcfiotz , mit  welchem  einige  abändemde  and  ergänzende  Bestim- 

mungen zu  dem  Gesetze  vom  1.  April  1875,  K.-Ü.-Bl.  Xr.  67,  betreffend  die  Organisierung 
der  Börsen  erlassen  werden.“  Kegieningsvorlage.  X’r.  10.57  der  Beilagen  zu  den  steno- 
grupbischen  rrotokoilen  des  Abgeerdnetenbauses.  XVII.  Session  1901. 

*)  Sie  gipfelten  in  der  Iteselutien  des  Ausschusses,  .dass  nicht  nnr  die  AuswQchse 
des  DitTerenzgeschdftes,  vielmehr  das  gcsaminte  Bifferenzspiel  mit  seinen  Unklarheiten 
beseitigt,  dagegen  nur  ein  solider  Terminhandel  mit  effccliver  Ware  in  die  Usancen  der 
Fruchtborae  aufgeuonimen  werde“. 
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Interessen  .Gelegenheit  bieten  sollte,  sich  Ober  die  Nothwendigkeit  und 
die  Richtung*  der  angestrebten  Reform  zu  hussern.  Sie  motivierte  diesen 
Schritt  damit,  dass  Ober  die  AVMrkungen  des  Deutschen  Börsengesetzes,  aller 
literarischen  Discussion  über  das  Problem  ungeachtet,  keineswegs  ein 
abschliessendes  ürtheil  gewonnen  werden  könne  und  hierflber  die  Meinungen 
im  Deutschen  Reiche  selbst  weit  auseinandergiengen.  Auch  könnten  die 
in  anderen  Ländern  gewonnenen  Erkenntnisse  und  gesammelten  Erfahrungen 
nicht  ohneweiters  auf  die  heimatlichen  Verhältnisse  Obertragen  werden.*) 
Der  bisherige  Verlauf  aber  auch  der  auf  die  östeiTeichische  Enquete 
gegründeten  praktischen  Reformaction  der  Regierung  hat  jedoch  gezeigt, 
dass  in  der  Frage  des  börsenmässigen  Terminhandels  auf  ein  abschliessendes 
Urtheil  vveder  gerechnet,  noch  fOglich  gewartet  werden  kann.  Denn  obgleich 
die  Enquete  Raum  bot  für  die  grOndlichste  und  rückhaltloseste  Durch- 
arbeitung des  Stoffes  und,  ihrem  Abschlüsse  sich  zuneigend,  sogar  den 
Eindruck  erwecken  konnte,  es  sei  über  gewisse  Partien  des  Reformproblems 
eine  communis  opinio  erzielt  worden:  so  fanden  sich  doch  beide  Parteien 

— die  Landwirte  und  die  Börse  — sofort,  als  der  Gesetzentwurf  vorlag, 
wieder  am  Fusse  des  Berges,  von  dessen  entgegengesetzten  Seiten  aus 
sie  — um  das  treffende  Gleichnis  eines  Führers  der  Landwirte  zu  gebrauchen 

— während  der  Enquete  den  Aufstieg  unternommen  hatten,  der  ihnen  mit 
der  fortschreitenden  Erweiterung  des  Gesichtsfeldes  natürlich  auch  immer 
grössere  Partien  der  Landschaft  in  ein  gemeinsames  Gesichtsfeld  rückte. 
De.ssenungeachlet  darf  die  Enquete  — gleichmässig  um  ihrer  Technik  wie 
um  ihrer  Resultate  willen  auf  eingehende  Würdigung  Anspruch  erheben. 

Die  technische  Anlage  und  Durchführung  der  Enquete  erhebt  sie 
über  alle,  die  ihr  in  Oesterreich  vorangegangen,  und  stellt  sie  dem  Range 
der  englischen  Parlamentsenqueten  zum  mindesten  gleich.  Sie  beruhte  auf 
dem  Principe  der  Mündlichkeit  und  einer  durch  mehrfache  Garantien 
gesicherten  Controle  der  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  von  den 
Eiperten  abgegebenen  Aussagen.  Diese  Controle  wurde  geübt  durch  das 
dem  Vorsitzenden,  den  Mitgliedern  der  Commission  und  den  Experten 
selbst  nach  der  Geschäftsordnung  P.  8 zustehende  Recht,  an  die  Experten 
nach  Beendigung  ihrer  Aussage  Fragen  zu  stellen  und  über  ihre  Aeusse- 
rungen  eine  Discussion  zu  eröffnen.  Von  diesem  Rechte  wurde  ausgiebigster 
Gebrauch  gemacht,  so  dass  die  Enquete  eich  verwandelte  in  eine  stets 
sich  erneuernde  Debatte  über  die  im  Fragebogen  verzeichneteu  und  über 
andere  von  den  Experten  spontan  zur  Discussion  gestellte  Fragen  — eine 
Debatte,  die  sich  von  der  parlamentarischen  Durchberatbung  einer  Materie 
jedoch  dadurch  unterschied,  dass  jeder  Experte  verpflichtet  war,  zum 
Gegenstände  das  Wort  zu  ergreifen  und  über  seine  Aeusserung  Rede  und 
Antwort  zu  stehen.  Dadurch,  dass  fortlaufend  ein  Auszug  aus  dem  steno- 

')  Vcrgl.  .Das  Getreide  im  Weltverkehr.“  Vom  k.  k.  Ackcrhauininisterium  vor- 
bereitete Materialien  für  die  EnqoCte  Uber  des  bCraentnässigen  Teruiinliandel  mit  land- 
wirtschaftlichen Producten.  Wien,  Couimissiunsverlag  von  Wilhelm  Krick,  lÜOO. 
Vorwort  S.  III. 
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graphischen  Protokolle  in  den  Tagesblättern  veröflentlicht  wurde,  wurde  die 
Knquete  auch  unter  die  Controle  der  Oeffentlichkeit  gestellt,  obwohl  die 
V'erhandlungen  selbst  nicht  öffentlich  abgehalten  wurden.  Von  der  Grflnd- 
lichkeit  der  Discussion  — es  wurden  72  Experten  in  neun  Gruppen  an 
dreissig  Sitzungstagen  vernommen  — gibt  das  drei  umfangreiche  Folio- 
bände umfassende  stenographische  Protokoll')  Zeugnis;  die  Objectivität  der 
Verhandlungsleitung  und  das  hohe  Maass  der  Iledefreiheit  wurde  in  den 
Abschiedsreden  von  den  Vertretern  aller  Gruppen  rühmend  anerkannt.  Der 
den  Experten  vorgelegte  Fragebogen  enthielt  47  Fragen,  von  denen  sich 
die  Fragen  1 — 5 auf  den  Begrilf  des  börsenmässigen  Terminhandels  und 
seine  Abgrenzung  von  verwandten  Handelsfornien  und  Rechtsgeschäften,  die 
Frage  6 auf  seine  Entwickelung,  die  Fragen  7 — 10  auf  seine  Wirkungen 
bezogen.  Das  legislative  Problem:  Verbot  oder  Beschränkung  war  in  den 
Fragen  11—15  zur  principiellen  Discussion  gestellt;  mit  der  Reform  im 
einzelnen  beschäftigte  sich  die  Fragengruppe  IG — 24,  mit  der  Sanction, 
unter  welche  die  Reforramaassregeln  zu  stellen  wären,  um  ihre  Wirksamkeit 
zu  sichern,  die  Fragen  25 — 43;  die  wichtige  Materie  der  Börsenorganisation 
bildete  den  Gegenstand  von  bloss  vier  Fragen  44 — 47,  aber  einer  aus.ser- 
ordentlich  breiten  und  erschöpfenden  Discussion.  Trotz  der  grossen  Zahl 
von  Fragen  sind  von  den  Experten  selbst  eine  Anzahl  selbständiger  und 
nicht  unwichtiger  Probleme  in  den  Gesichtskreis  der  Enquete  gerückt 
worden:  so  die  Frage  nach  der  Natur  und  Wirkung  der  Arbitragegeschüfte, 
das  Verhältnis  der  Banken  zum  Terminhandel,  das  Wesen  der  sogenannten 
Börsencoulisse,  Vorschläge  zur  Verhinderung  unlauterer  Beeinflussung  der 
Oourse,  die  Sicherungsfunction  des  Terminhandels,  die  Besteuerung  des 
Terminhandels  und  insbesondere  das  Verhältnis  der  Börsenusancen  zum 
Privatrecht,  namentlich  zum  Handelsrecht.*) 

Den  Experten  wurde  in  dankenswerter  W'eise  die  .Aufgabe,  das  Pro- 
blem von  seiner  statistischen  Seite  aus  zu  erfassen,  erleichtert  durch  die 
ihnen  von  der  Regierung  vorgelegten  Materialien,  welche  in  dem  bereits 
erwähnten  Werke  .Das  Getreide  im  Weltverkehr'“  zusammengefasst  sind. 
Der  tiberaas  reichhaltige  1.  Theil,  zusammengestellt  von  der  k.  k.  statistischen 
Centralcommission,  enthält  im  Hauptabschnitte  A.  Production,  Tabellen 
über  die  Anbauflächen,  relativen  und  ge.sammten  Ernteerträge  sämmtlicher 
europäischen  und  der  für  die  Versorgung  des  Weltmarktes  mit  Cerealien 
in  Betracht  kommenden  ausserenropäischen  Länder;  die  Ergehni.sse  der 
landwirtschaftlichen  Betriebszählungen  sind,  soweit  solche  Zählungen  in  den 
einzelnen  Ländern  stattgefunden  haben,  aufgenommen.  Der  Hauptabschnitt 


Stenographbehes  Protokoll  über  die  Kttquvto,  betrefiVud  die  Kcfomi  dee  bCrsen* 
mässigen  TerminhandeU  mit  landwirtechaftiiehen  Producten.  Bd.  I — III.  Nebst  Anhang. 
Sach-  and  Personenregister  and  Beilagen  (Diagrammen).  Aua  der  Hof- und  Staatsdnickerci. 
Im  Cominissionsrerlagc  von  Wilhelm  Frick.  Wien  1901. 

Vergl.  den  «Sjsteniatiscbcn  Austag  aus  den  Aeusaerungen  der  Connnisnions- 
mitgUeder-Eiperten.  Heraujigcgeben  vom  k.  k.  Ackerbauminbteriaro.  Wien  1901.  Com- 
miasioDsrerlag  von  Wilhelm  Frick.  Ji.  Specieller  Theil. 
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IS.  Handel,  reproduciert  die  Handelsstatistik  der  europäischen  und  der 
wichtigsten  aussereuropäischen  Länder  in  Cerealien  unter  Berücksichtigung 
der  Herkunftsländer  und  des  Veredlungsverkehrs.  Abschnitt  0.  Consum 
enthält  den  Versuch  einer  Consuuitionstatistik  der  Brotfrüchte  in  den 
europäischen  Grosstaaten  und  den  Vereinigten  Staaten.  Die  Preisstatistik 
(.Abschnitt  I).  Preise)  enthält  Jahres-  und  Monatsdnrchschnittspreise,  höchste 
und  niedrigste  Monats-  und  Wochendurchschnittspreise  an  Börsen  und 
Märkten,  sowie  Vergleiche  zwischen  Börsen-  und  Marktpreisen.  Auf  eine 
kurze  Darstellung  wichtiger  Frachtsätze  in  den  Vereinigten  Staaten 
Frachtsätze)  und  der  an  der  Wiener  Börse  1894/98  gekündigten 
Getreidcniengen  \F.  Kündigungen)  folgen  ira  Anhänge  interessante  und 
reichhaltige  .Internationale  Uehersichten*  über  Cerealienproduction,  Handel 
und  Consum  in  den  europäischen  Ländern  und  Nordamerika  und  die  Preis- 
bewegung an  den  wichtigsten  Börsen  der  Welt.  Die  Preisstatistik  (und  im 
Anschlüsse  daran  die  „Graphischen  Darstellungen  der  Preisbewegung“) 
blieben  von  landwirtschaftlicher  Seite  im  Hinblick  auf  Grosshandelspreise 
im  Deutschen  Reiche  nicht  unangefochten,  während  hingegen  die  der  Börse 
nahestehende  Presse  gegen  die  .Erläuternden  Bemerkungen*  (111.  Theil  des 
Gesammtwerkes)  den  Vorwurf  richtete,  sie  enthielten  weniger  eine  Dar- 
stellung, denn  eine  Kritik  des  börsenmässigen  Terniinhandels.  Im  allgemeinen 
aber  wurde  der  Reichhaltigkeit  und  Brauchbarkeit  des  statistischen  Materials, 
insbesondere  der  Tabellen,  von  allen  Parteien  anerkennender  Beifall  gezollt: 
und  es  sei  gestattet,  den  Wunsch  auszndrflcken.  dass  diese  Publication 
auch  ohne  Rücksicht  auf  den  speciellen  Zweck  fortgesetzt  und  dadurch 
wissenschaftlichen  Forschungen  und  legislativen  Aufgaben  auch  auf  diesem 
Gebiete  jene  Unterstützung  geleistet  werde,  die  das  ö.sterreichische  Finanz- 
ministerium durch  Fortsetzung  der  gleichfalls  ursprünglich  für  die  Zwecke 
der  Valutaenquete  bestimmten  .Tabellen  zur  Währungs.statistik“  den  Wälirungs- 
politikern  aller  Länder  in  dankenswerter  AVeise  gewährt. 

Kurz  nach  dem  Zusammentritte  der  Enquete  trat  bereits  in  scharfen 
Umrissen  die  Gruppierung  der  Evperten  hervor,  welche  ihre  Stellungnahme 
zu  den  beiden  wichtigsten  Fragen : Terminhandel  und  Börsenorganisation 
bestimmte.  Es  standen  die  Landwirte  und  .Müller  mit  geringen  Ausnahmen 
geschlossen  den  Vertretern  der  Börse  gegenüber,  welch  letztere  durch  die 
Repräsentanten  der  Bank-  und  Handelskreise  — wenige  Ausnahmen  ab- 
gerechnet — unterstützt  wurden.  Die  in  die  Enquete  berufenen  Vertreter 
der  Wissenschaft  stellten  sich  in  den  die  Börsenorganisation  betreffenden 
Fragen  mit  Entschiedenheit  auf  die  Seite  der  Landwirte,  während  sie  zum 
grössten  Theile  das  von  den  letzteren  aufgestellte  Postulat  des  Verbotes  des 
Terminhandels,  in  welchem  die  Stellungnahme  der  Landwirte  zu  diesem 
Theile  des  Problems  gipfelte,  nicht  zu  unterstützen  vermochten.')  Bestimmend 

’)  A'ergl.  Ober  die  Enquete;  von  Schnllern-Schrattenbofen  in  den  Jahrb.  für 
Nat.-Oek.  u.  Statistik.  N.  K.,  Jahrg.  1001,  ferner  in  der  Zeitschrift  tiir  SocialwissenBchaft. 
beransg.  von  .1.  Wolf  Jabrg.  den  .tufsatr  von  Dr.  tj.  v.  Weisa:  .Die  österr. 
Enquete  über  den  Terminhsudel  mit  landw.  Producten“. 
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för  diese  Haltung  der  Theoretiker  war  die  Schwierigkeit  einer  begrifts- 
mässigen  Bestimmung  des  Terminhandels,  insbesondere  der  einzelnen  Termin- 
geschäfte und  ihrer  Abgrenzung  von  äusserlich  gleichartigen  ell'ectiven 
Lieferungsgeschäften,  welche  für  ein  Verbot  der  ersteren  oder  gar  eine 
strafrechtliche  Sanction  desselben  ausgereicht  hätte ; die  Erfahrungen,  welche 
in  dieser  Hinsicht  im  deutschen  Keiche  seit  dem  Bärsengesetze  von  1806 
gemacht  worden  waren;  die  Bedeutung,  welche  dem  Terminhandel  trotz 
seiner  Mängel  als  Mittel  der  Orientierung  Ober  die  Conjunctur  und  als 
marktbildenden  Factor  zukärae;  der  geringe  Umfang,  auf  den  der  Termin- 
handel  in  landwirtschaftlichen  Producten  in  Oesterreich,  insbesondere  seit 
der  durch  das  Einfährungsgesetz  zur  Civilprocessordnung  verfügten  Neu- 
ordnung der  Börsen  Schiedsgerichte  herabgesunken  ist;  die  Abhängigkeit, 
in  der  sich  durch  die  Zollgemeiuschaft  mit  Ungarn  unsere  Gesetzgebung  in 
dieser  Materie  von  dem  Gange  der  ungarischen  befindet,  da  unter  Umständen 
die  einseitige  Aufrechthaltung  des  Terminhandels  in  Ungarn  die  Wirkungen 
eines  Verbotes  in  Oesterreich  nicht  nur  vereiteln,  sondern  sogar  in  ihr 
Gegentheil  verkehren  kann.  Es  sei  in  letzterer  Hinsicht,  wie  überhaupt 
betreffs  des  Verhältnisses  der  Enqueteresultate  zu  den  leitenden  Grundsätzen 
der  Kegierungsvorlage  auf  den  11.  Theil  dieses  Aufsatzes  verwiesen.  Hier 
sei  nur  hervorgehoben,  welch  geringen  that.sächlichen  Umfang  der  Termin- 
handel in  landwirtschaftlichen  Producten  in  Oesterreich  hat  und  welche 
Schwierigkeiten  sich  seiner  Begriffsbestimmung  entgegenstellten.  In  den  im 
Keichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  ist  die  Wiener  Börse 
für  landwirtschaftliche  Products  die  einzige,  an  welcher  der  Terminhandel 
in  Getreide  (auch  in  Kapsj  betrieben  wird;  ein  Terminmarkt  in  Gerste 
besteht  auch  hier  nicht.  An  den  übrigen  Waren-  und  landwirtschaftlichen 
Börsen  in  Oesterreich  (Prag,  Linz.  Graz,  Czernowitz,  Triest)  besteht  diese 
Handelsform  überhaupt  nicht.')  Aber  auch  in  Wien  sind  die  Terminumsätze 
nach  Einführung  der  Civilprocessordnung  auf  ein  sehr  bescheidenes  Maass 
herabgesunken;  ihr  Umfang  ist  bedeutend  kleiner  als  in  Budapest;  die 
Betheiligung  der  sogenannten  Outsiders  am  Börsenspiel  hat  fast  ganz  auf- 
gehört. 

Hinsichtlich  der  Begriffsbestimmung  des  Terminhandels  und  seiner 
Abgrenzung  von  verwandten  Geschäften  giengen  die  Meinungen  weit  aus- 
einander, ln  lichtvoller  Weise  wies  Eiperte  Prof.  G r fi  n h u t nach,  dass  das 
Termingeschäft  kein  Auswuchs  der  modernen  Entwickelung  sei,  die  Anfänge 
desselben  bis  in  die  Champagnemessen  des  12.  und  13.  Jahrhun<iertes  zurück- 
datierten, dass  der  Missbrauch  desselben  zur  Tripotage  und  Agiotage  so  alt 
sei,  wie  die  Institution  selbst;  dass  jedoch  eine  Unterscheidung  zwischen 
Termingeschäft  und  Zeitgeschäft  in  der  juristischen  Literatur  nirgends  gemacht 
worden  sei,  sondern  beide  als  das  identische  Zeitgeschäft  aufgefasst  wurden, 
bis  durch  das  Deutsche  Börsengesetz  von  1896  das  Termingeschäft  in 
Acht  und  Bann  gethan  worden  sei  und  die  Fähigkeit,  die  gestatteten  Terrain- 

’)  Vergl.  den  3fotirenbericht  S.  15. 
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geächäfte  abzuschliessen,  von  der  Eintragnng  in  ein  besonderes  Register 
abhängig  gemacht  wurde.’) 

Auch  die  Scontration  sei  kein  entscheidendes  Merkmal  des  Termin- 
geschäftes. Anderseits  sei  aber  das  letztere  nach  der  Erfahrung  des  Lebens 
nicht  bestimmt,  sich  durch  eSectire  Erfüllung  abzuwickelu,  sondern  vielmehr, 
sich  in  eine  Differenzzahlung  aufzulöseu.  Das  Termingeschäft  sei  ein  präsum- 
tives DifferenzgeschäfL  G r Q n h u t sucht  die  legislative  Lösung  dieser 
Antinomie  darin,  dass  eine  besondere  Börsenrechtssphäre  geschaffen  werde 
— technische  Börsengeschäfte  nnd  ausserbörsliche  Geschäfte  von  berufs- 
mässigen Börsenbesuchern  und  registrierten  Kaufleuten  umfassend  — , inner- 
halb deren  jedes  Geschäft  als  Effectivgeschäft  zu  fingieren  sei.  Ausserhalb 
dieser  Sphäre  seien  alle  Termingeschäfte  präsumtiv  als  blosse  Differenz- 
geschäfle,  die  Präsumption  allerdings  als  widerlegbar  aufzufassen.  So  fruchtbar 
der  Gedanke  der  Abgrenzung  einer  Böi-senrechtssphäre  ist,  so  geht  doch 
aus  ihm  hervor,  dass  auch  G r ü n h ii  t eine  Unteracheidung  zwischen  Termin- 
und  Zeitgeschäft  nach  äusseren  begrifflichen  Merkmalen  zu  setzen  nicht 
unternommen  hat. 

Experte  Prof.  A d 1 e r (Czernowitz)  fasst  als  das  wesentliche  Merkmal 
des  Terminhandels  die  dabei  stattfindonde  Geld-  und  Warenseontration  auf;*) 
die  Legaldefinition  des  Termingeschäftes  in  seiner  Vereinzelung  biete  fär 
die  Gesetzgebung  kaum  Oberwindliche  Schwierigkeiten;  ein  Gegensatz 
zwischen  dem  handelsrechtlichen  Lieferungsgeschäfte  und  dem  Termingeschäfte 
bestehe  erst  dort,  wo  beide  Kategorien  von  Geschäften  unter  verschiedene 
Rechtsnormen  subsuramiert  seien.  Man  mOsse  das  Problem  richtiger  dahiu 
stellen,  es  sei  das  Effectiv-  vom  Difforenzgeschäfte  abzugrenzen.  Das  Börsen- 
termingeschäft sei  aber  überwiegend  ein  Differenzgeschäft. 

Verfasser  hat  bei  seiner  Vernehmung  als  Experte  als  das  wichtigste 
wirtschaftliche  Merkmal  des  Terminhandels  angegeben  die  Entkleidung  des 
Termingeschäftes  von  seiner  individuellen  Gostaltuug  durch  Festsetzung 
einer  Type.  Schlusseinheit,  gemeinsame  Lieferungstermine  und  eines  gemein- 
samen Erfüllungsortes,  also  die  Generalisierung  des  Geschäflsinhaltes.  Die 
Scontration,  das  Arrangement  seien  keine  Begriffsmerkmale,  sondern  wesent- 
lich nur  technische  Hilfsmittel  des  Tenninhandels.*) 

Experte  Prof.  v.  Schullern  erblickt  gleichfalls  in  der  Scontration 
kein  charakteristisches  Moment,  aber  vielleicht  ein  qualiflcicrendes  Element 
des  Terminhandels;  er  bezeichnet  den  Terminhaiidel  als  den  Inbegriff  Jener 
Lieferungsgeschäfte,  welche  Kraft  ihrer  Natur  und  auf  Basis  der  Usancen 
fungibile  Ware  durch  ein  fungibiles  Geschäft  auf  dem  Wege  über  liie 
Preisuotierung  für  den  allgemeinen  Markt  wirksam  m.achen. 

Bezüglich  des  Verhältnisses  der  Handels  form  des  Termingeschäftes 
zum  Differenzgeschäfte,  dessen  Merkmal  durch  den  Geschäfts  z w e c k gegeben 


■)  Prot,  der  Enqoet«  III.  S.  62.',  f. 
*)  EnquCte-Protokolle  I,  S.  526  f. 
»j  Ibid.  II,  S.  72  f. 
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18t,  begegneten  sich  v.  Sc  hui  lern')  und  der  Verfasser*)  in  der  Auf- 
stellung gewisser  Kategorien.  S c h u 1 1 e rn  unterscheidet  die  Termingeschäfte 
in  solche,  bei  denen  von  vorneherein  nichts  anderes  intendiert  ist,  als  dass 
der  Gewinnende  vom  Verlierenden  die  Dift'ereni  ausgezahlt  erhält;  ferner 
Termingeschäfte,  die  auf  effective  Lieferung  abzielen  und  mit  solcher  enden 
I elfectiveTermingeschäfte,  handelsrechtliche  Lieferungsgeschäfte  nach  Usanceni; 
endlich  Termingeschäfte  zu  Sicherungszwecken,  welche  nicht  in  der  Absicht 
geschlossen  werden,  reell  zu  effectuieren,  bei  denen  aber  Zufalle  irgendwelcher 
■Art  die  effective  Lieferung  bewirken  käiinen. 

Verfasser  hingegen  unterscheidet  folgende  Kategorien;  Termin- 
geschäfte. die  durch  effective  Lieferung  und  üebernahme  abgewickelt  werden; 
solche,  die  abgeschlossen  werden  in  der  Absicht,  dass  effectiv  erfOllt  werde,  aber 
infolge  eines  im  Laufe  der  Geschäftsdauer  eingetretenen  ümstandes  mittelst 
Differenzzahlung  abgewickelt  werden ; dieselben  gleichen  thatsächlich  den 
Differcnzgeschäflen,  sind  aber  juristisch  nicht  als  solche  aufzufassen.  Ferner 
gibt  es  Tenningeschäfte,  welche,  zur  Sichening  von  L'ffectivgeschäften  ab- 
geschlossen, die  Ausgleichung  durch  Differenzzahlung  intendieren;  solche 
Geschäfte  wären  juristisch,  aber  nicht  ihrem  wirtschaftlichen  Zwecke  nach 
als  Differenz,  Spiel (gcscliäfte  zu  betrachten.  Endlich  die  eigentlichen  Differenz- 
(Spiel)geschäfte.  deren  wirtschaftlicher  Zweck  bloss  aut  Gewinnlucrierung 
infolge  Veränderung  des  Börsenpreises  ohne  Absicht  effectiver  Lieferung  oder 
Üebernahme  gerichtet  ist 

Aus  dieser  Kategorisierung  geht  hervor,  welche  Schwierigkeiten  es 
bereitet,  die  Termingeschäfte  einer  einheitlichen  Rechtsnorm  zu  unterstellen. 

Mit  dem  Verlaufe  und  den  Ergebnissen  der  Enquete  befasste  sieh 
zunächst  die  landw  irtschaftliche  Abtheilung  des  Industrie-  und  Landwirtschafts- 
rathes,  welche  ein  Subcomite  mit  dem  Aufträge  bestellte,  den  Bericht  Ober 
Verlauf  und  Ergebnis  der  Enquete  zu  erstatten  und  zugleich  meritorische 
Anträge  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Abschaffung  oder  Reform  des  börsen- 
mässigeu  Getreideterminhandels  zu  stellen.  Das  Subcomite  erstattete  in  der 
Sitzung  vom. 6.  Mai  l'JUl  zwei  Referate,  deren  erstes  vom  Berichterstatter 
Robert  Sand  den  Antrag  auf  Verbot  des  Terminhandels  und  auf  eine 
weitgehende  Reform  der  Productivbörse  stellte,  während  der  Correferent 
Prof.  v.  S c h u 1 1 e r n lediglich  den  Antrag  auf  eine  einschneidende  Reform 
der  Productenbörse  stellte.  Prof.  v.  Sc  hui  lern  zog  seinen  Bericht  zurück, 
nachdem  das  Referat  des  Referenten  Saud  mit  Stimmenmehrheit  angenommen 
worden  war.’) 

Mit  diesen  Ergebnissen  befasste  sich  sodann  das  Subcomite  des  volks- 
wirtschaftlichen Ausschusses  des  Abgeordnetenhauses,  welches  durch  seinen 
Berichterstatter  Abg.  Hofrafh  Dr.  Ploj  die  principiellen  Forderungen  der 
Landwiite  in  folgender  Weise  formulierte: 

*)  Knquete-PrötokolU'  III,  S.  129  ff. 

»)  Ibid.  II.  S.  573. 

Verj;!.  den  Boricht  de»  Sabcomitee  des  ToIkswirtücbaftUcben  Anssohusses  des 
Abgcordnetciiliauscsübcrden  Antra^Heimricli  und  Genossen  etc.  vom  30.0ctoberl901,  S.3. 
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1.  Verbot  des  börsemässigen  Terminhandels  in  landwirtschaftlieben 
Hoden-  und  Malilprodncten,  und  zwar  in  der  Art,  dass  hierdurch  das  effec- 
tive  Getreidclieferungsgeschäft  auf  Zeit  nicht  beeinträchtigt  wird. 

2.  Aufhebung  der  Hestimmungen  des  Artikels  357  des  Handels- 
gesetzbuches. 

3.  För  alle  an  den  Productenbhrsen  abgeschlossenen  Geschäfte  ist  die 
Declarationspflicht  zu  statuieren  und  sind  für  die  Unterlassung  der  Declaration, 
beziehungsweise  fOr  die  Angaben  unwahrer  Facten  über  ein  abgeschlossenes 
Börsegeschäft  strafrechtliche  Bestimmungen  zu  normieren. 

4.  Unterstellung  der  Productenbörsen  unter  das  Ackerbauministerium 
und  das  Handelsministerium,  Krnennung  des  Börsecommissürs  und  seiner 
Stellvertreter  durch  das  erstgedachte  Ministerium.  Ausgestaltung  des  Ueber- 
wachiingsrechtes  des  Börsecommissärs  in  der  Art,  dass  dasselbe  in  der 
wirksamsten  Weise  ausgeflbt  werden  kann. 

5.  Modifieierung,  beziehungsweise  entsprechende  Ausge.staltung  der 
Usancen.  Gewissen,  im  Verordnungswege  zu  bestimmenden  landwirtschaft- 
lichen Korporationen  ist  in  Hinsicht  auf  die  Usancen  ein  Einspnichsrecht 
zuzugestehen. 

Die  Usancen  unterliegen  der  Genehmigung  der  beiden  genannten 
Ministerien. 

6.  Die  Bestimmungen  Ober  den  Conimissionshandel  in  landwirtschaft- 
lichen Producten  sind  entsprechend  abzuändern  und  insbesondere  das  Hecht  auf 
Selbsteintritt  und  Selbstbefriedigung  des  Comraissionfirs  dcrniaas.sen  zu  formu- 
lieren, dass  eine  Benachtheilignng  der  Committenten  hintangehalten  erscheint. 

7.  Die  Schiedsgerichtsordnung  ist  in  der  Richtung  abzuändern,  dass 
den  Vorsitz  hei  den  Verhandlungen  dieses  Gerichtes  geprüfte  Richter  zu 
führen  haben,  dass  sowohl  den  Parteien  als  auch  dem  Vorsitzenden  ein 
Berufungsrecht  gegen  Erkenntnisse  des  Schiedsgerichtes  zusteht. 

8.  Die  landwirtschaftlichen  Producenten  haben  in  der  Börseleitung 
eine  entsprechende  Vertretung  zu  finden.  Die  Nominierung  dieser  Vertreter 
hat  durch  die  im  Verordnungswege  bekanntzugebenden  landwirtschaftlichen 
Korporationen  zu  erfolgen. 

Aus  den  von  den  Landesculturräthen,  beziehungsweise  Landwirtschafts- 
gesellscbaften  und  von  den  Handels-  und  Gewerbekammem  in  Vorschlag 
gebrachten  Persönlichkeiten  und  aus  den  Mitgliedern  der  Börsekammer  ist 
ein  aus  je  8,  zusammen  also  aus  24  Mitgliedern  bestehender  Börseausschuss 
für  die  Dauer  der  Functionsperiode  der  gedachten  Körperschaften  zu  wählen, 
welcher  dem  Ackerbau-  und  H.andelsministerium  in  allen  Börsenangelegen- 
heiten als  Beirath  zu  fungieren  hat. 

ln  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  19.  November  1901  legte 
sodann  die  Regierung  den  eingangs  erwähnten  Gesetzentwurf  sammt  Motiven- 
bericht  vor.')  Die  den  Tenninhandel  betreffenden  Partien  der  Regierungs- 

*)  Verpl.  darflber  die  irtikcl  in  der  «Neuen  freien  Presse“  vom  20.  und  21.  Novem* 
ber  1901,  Nr.  13.377  und  13.77H:  «I>er  Gesetzentwurf  über  die  Börsen  für  Undwirtschaft' 
liehe  Producte“  und  «Der  Motivenbericht  zum  Gesetzentwürfe“. 

ZeltwhrlA  fflr  VoUiiwirtwbAA,  KoelalpoMtik  uad  Vemaltuas.  XI.  lUad.  3 
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Vorlage  bildeten  kurze  Zeit  darauf  den  Gegenstand  einer  durch  einen  Dringlich- 
keitsantrag  veranlas.sten  Debatte  im  Abgeordnetenhause,  welches  sich  zu 
Gunsten  eines  Verbotes  des  Teiiriinhandels  erklärte  und  mit  234  gegen 
7 Stimmen  beschloss,  den  volkswirtschaftlichen  Ausschuss  zu  beauftragen, 
in  diesem  Sinne  Gegenvorschläge  zu  erstatten. 

II.*) 

So  ist  denn,  obwohl  in  solcher  Weise  sorgfaltigst  vorbereitet,  selten 
ein  Entwurf  entschiedener  von  den  Interessenten  abgelehnt  worden,  als 
die  Regierungsvorlage  Ober  den  Börsenhandel  mit  Getreide  und  Mühlen- 
fabrikaten. Die  Landwirte  haben,  wie  erwähnt,  beschlossen,  über  die 
Vorlage  zur  Tagesordnung  überzugehen  und  es  ist  ihnen  gelungen,  das 
Abgeordnetenhaus  fortzureissen;  auch  die  Börsenpartei  wollte  fast,  wenigstens 
in  der  ersten  Aufwallung,  Ober  die  Börse  selbst  zur  Tagesordnung  Ober- 
gehen und  proclamieite  es  als  ein  Gebot  der  Selbstachtung,  diese  in 
ihren  Augen  entwürdigte  Institution  zu  sprengen.  Nun  kam  diese 
Extase  — jeder  Theil  reclamierte  ja  den  „Faustschlag*  für  sein 
Gesicht  — niemand  unerwartet,  am  wenigsten  vielleicht,  nach  gewissen 
Ereignissen  der  jüngsten  Zeit,  den  Urhebern  der  Gesetzvorlage.  Man  kann 
annehmen,  dass  ihre  Gemfltbsverfassung  durch  eine  starke  Note  von  Selbst- 
ironie oder  Resignation  charakterisiert  war,  als  sie  in  dem  sorgfältigen, 
klaren  und  in  der  Darstellung  des  Terminhand(‘ls  zu  wissenschaftlicher 
Höhe  sich  erhebenden  Motivenberichte  doit  gerade  die  Argumente  häuften 
und  aufs  überzeugendste  zu  gestalten  suchten,  wo  aller  Liebe  Müh'  ver- 
geblich war  und  bleiben  musste. 

Denn  kun,e  Zeit  nach  der  Enquete  ist  es  klar  geworden,  dass  ihre 
Ergebnisse  vielleicht  für  die  Wissenschaft,  aber  sicherlich  nicht  für  das 
praktische  Problem  Bedeutung  gewinnen,  und  dass  jeder  Entwurf,  der  diesen 
Ergebnissen  entspräche,  von  beiden  Theilen  zunächst  zurückgewiesen  werden 
würde.  Kein  Raisonnement  konnte  den  Landwirten  das  vorzügliche  Argument 
rauben,  das  Herr  l)r.  Lecher  in  der  Enquete  vorbrachte  und  womit  er 
bewies,  dass  er  nicht  nur  die  glänzendste  Dauerrede  zu  halten,  sondern 
auch  in  der  kürzesten  Fonn,  ja,  in  einem  einzigen  Satze  zu  sagen  vermöge, 
was  entscheidender  sei,  als  drei  Bände  Enqueteprotokolle  mit  ihrem  Con- 
volut  von  Wissenschaft,  praktischer  Erfahrung  und  Statistik:  das  Dictum 
nämlich,  dass  sich  im  Abgeordnetenhause  keine  30  Stimmen  für  den  Termin- 
handel linden  würden.  Ja,  es  hat  sich  herausgestellt,  dass  Herr  Dr.  Lecher 
eher  optimistisch  veranlagt  ist.  Die  Partei  der  Börse  aber  liess  sich  dadurch, 
dass  sie  die  Bestimmungen  über  die  Organisation  der  Börse  vielleicht  zu 
sehr  aus  dem  Gefühlsstandpunkte  heraus  beurtheilte  und  mit  der  Errungen- 
schaft der  Autonomie  einen  Anklaug  an  erworbene  Rechte  verbindet,  ver- 

')  Dieser  Theil  des  Aufsatzes  entstammt  einem  lieferat,  welches  Verfas<;er  am 
10.  December  1901  in  der  pGeseilschaft  Österreichischer  Volkswiite**  über  die  Itegierun^s- 
Torlsgc  erstattet  hat.  Ueber  die  Discussion  vgl.  nuten  S.  7.  9.  ff. 
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leiten,  ihrerseits  den  besagten  drei  BfinJen  und  sonstigen  Argumenten  den 
Kücken  zu  kehren.  Allein  das  Statut  einer  Börse  ist  kein  erworbenes  Kecht, 
.Sentiments  sind  keine  Argumente  und  eine  an  Einstimmigkeit  grenzende 
Mehrheit  im  Parlamente  imponiert,  aber  sie  muss  nicht  Überzeugen.  Daher 
mag  es  wohl  gestattet  sein,  auf  die  Gefahr  hin.  beide  Parteien  unzufrieden 
zu  stellen,  zu  erklären : dass  vorbehaltlich  aller  Kritik  des  Gesetz- 
entwurfes im  einzelnen,  seine  beiden  Principien : Aufrechterhaltung  des 
Terminhandels  in  gründlich  reformierter  Form  und  Keform  der  Börsen- 
organisation gesund  sind  und  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  entsprechen, 
welche  in  gemeinsamer,  monatelanger  Arbeit  gewonnen  wurde. 

Bei  der  Börsenpartei,  als  dem  politisch  schwächeren  Thcil,  muss  aber 
und  wird  die  Phase  der  verstandesmüssigen  Prüfung  zuerst  eintreten.  Sie 
empfand  aufs  stärkste  als  einen  Eingriff  in  ihre  Autonomie;  das  der  Regierung 
vorbehaltene  Kecht,  die  Hälfte  der  Mitglieder  der  Börsenleitung  zu  ernennen 
t§  des  Entwurfes)  und  die  Dsancen  und  Li(|uidation3Vorschriften  zu 
genehmigen  (§  8).  Das  sind  gewiss  einschneidende  Neuerungen,  aber  die 
Autonomie  der  Börse  ist  kein  Axiom,  sondern  das  revisionslahige  Organisations- 
priucip  einer  öffentlichen  Anstalt.  Dadurch,  dass  der  Entwurf  seine  Geltung 
auf  landwirtschaftliche  Börsen  einschränkt  — solche  Börsen,  an  denen 
Getreide  oder  Mflhlenfabrikate  gehandelt  werden  (§  1)  — , erleichtert  er  es 
ungemein,  einen  objectiven  Standpunkt  für  die  Kritik  dieses  Organisations- 
princips  zn  finden.  Die  landwiitschafllichen  Börsen  in  Oesterreich,  vor  allem 
die  Wiener  Börse,  sind  wesentlich  Getreidebörsen.  Der  Börsenhandel  in 
Mehl  und  sonstigen  Mühlenfabrikaten  ist  von  weit  geringerer  Bedeutung  als 
der  Getreidehandcl,  und  ein  Terminhandel  in  Mühlen  fab  rikaten  besteht 
überhaupt  nicht.  Der  Vorstand  der  .Börse  für  landwirtschaftliche  Producte' 
in  Wien  bestand  nun  zur  Zeit  der  Enquete  aus  18  Getreidehündlcm, 
8 Müllem,  B Bäckern  und  einem  Lagerhausdirector  (Experte  Schwitzer, 
Prot.  II  168).  Zwei  von  den  Müllern  sind  auch,  sozusagen  im  Nebenbetriebe, 
Grossgrundbesitzer.  Die  .Autonomie  dieser  Getreidebörse  charakterisiert  sich 
also  heute  dadurch,  dass  die  Produce iiten  derjenigen  Güter,  über 
deren  wirtscliaflliches  Schicksal  an  der  Börse  entschieden  wird,  in  der 
Börsenleitung  nicht  vertreten  sind.  Das  ist  Ja  sicherlich  historisch  durch  die 
strenge  Arbeitstheilung  zwischen  Production  und  Handel  auf  diesem  Gebiete 
erklärlich,  allein  es  hat  infolgedessen  das  Princip  der  Autonomie  an  der 
Getreidebörse  dennoch  eine  ganz  andere  Bedeutung  als  an  den  übrigen 
Warenbörsen  oder  an  den  Effectenhörsen.  Denn  die  autonome  Elfectenbörse 
beispielsweise  wird  schon  rechtlich  (durch  das  Ciirienwahlrecht  der  .Actien- 
gesellscliaften),  noch  mehr  aber  thatsächlich  von  den  Banken,  speciell  den 
Emissionsinstituten,  beherrsclit.  welche  das  Producenteninteresse  an  den 
börsenmässig  gehandelten  Wertpapieren  repräsentieren.  Auch  an  den  Waren- 
börsen stehen  die  Producenten  der  wichtigsten  Artikel  — Spiritus,  Zucker, 
Petroleum  etc.  — dem  Börsenleben  keineswegs  ferne,  sie  durchdringen  es 
vielmehr  mit  ihrem  Geiste  und  passen  seine  Formen  und  Einrichtungen  den 
Bedürfnissen  ihrer  Production  an. 

3* 
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Da:<  erhellt  ja  die  Organisation  dieser  Bflrsenkategorien  noch  nicht 
Ober  alle  Kritik,  allein  es  erfüllt  wenigstens  das  formale  Princip  der 
Autonomie  mit  einem  lebendigen  und  gerechteren  wirtschaftlichen  Inhalte. 
Die  Börse  ist  ja  nicht  bloss  ein  Ort,  au  welchem  sich  bequem  und  rasch 
Be.sitzwechsel  in  den  gehandelten  Gütern  vollziehen;  eine  ihrer  wichtigsten 
Functionen  ist  es  auch,  den  Process  der  Preisbildung  zu 
concentrieren  und  zu  formalisieren.  Die  Formen  des  Börsen- 
verkehrs sind  aber  nicht  nur  für  die  E r m i 1 1 1 u n g der  Preise  von  Bedeutung; 
die  Bedingungen  für  die  Eingehung  und  Abwicklung  von  Börsengeschäften 
sind  mehr  als  blosse  juristisch-technische  Hilfsmittel  des  Börsenverkehrs, 
sie  sind  auch  Factoren  der  Preisbildung  selbst,  deren  Wichtigkeit 
nicht  verkannt  werden  darf,  wenn  auch,  in  letzter  Linie,  Bedarf  und 
Vorrath,  Angebot  und  Nachfrage  entscheiden.  Ob  ein  Etfect  oder  eine  Ware 
bloss  perCassa  oder  .auch  auf  Termine,  ob  auf  längere  oder  kürzere  Termine,  in 
welchen  Schliisseinheiten,  in  welcherType  eine  Ware,  in  welcher  Börsengruppe : 
Coulisse  oder  Schranken,  ein  Wertpapier  gehandelt  wird  und  andere  formale 
Einrichtungen  mehr;  das  sind  sehr  einflussreiche  Momente,  nicht  bloss  für  die 
richtige  Ermittelung  der  Preise,  sondern  auch  für  ihre  Bildung,  und  jede 
Veränderung  in  ihnen  beeinflusst  die  Curve,  in  der  die  Preise  auf  einem 
organisierten  Markte  zeitlich  verlaufen.  Daran  zu  vergessen  erlaubt  am  wenigsten 
eine  Discussion  über  den  Entwurf,  in  deren  Centrum  das  Problem  steht,  welchen 
Einfluss  auf  die  Preisbildung  gerade  eine  bestimmte  Form  des  Börsenverkehrs, 
nämlich  der  Terrainhandel,  aiisübt  Und  nur,  wenn  man  den  formalen  Ein- 
richtungen des  Börsenverkehrs  diese  preisbestimmende  Kraft  absprechen 
will,  kann  man  eine  Autonomie  befürworten,  die  den  Producenten  in  jenem 
Verwaltungsorgan,  das  die  Börsenordnung  bestimmt  und  handhabt,  keinen 
Platz  gewährt.  Die  Autonomie  der  Getreidebörse  muss  mehr  sein,  als  eine 
blosse  Autonomie  der  Handelsinteressen ! 

Die  Bör.se  allerdings  beruft  sich  darauf,  dass  sich  ihr  Princip  in  dem 
Vierteljahrhundert  autonomer  Verwaltung  bewährt  und  Wien  aus  einem 
Getreidomarkte  zu  einem  grossen  Getreideplatze  erhoben  habe.  Wiens 
Entwickelung  während  dieses  Zeitraumes  ist  nicht  zu  bestreiten,  und  man 
kann  es  als  enquetemässig  erwiesen  annehmen,  dass  auch  die  autonome 
Getreidebörse  Kefonuen  eingelührt.  die  Typen  verbessert,  eine  leistungs- 
fähige, schiedsgerichtliche  Organisation  geschaffen  habe,  gegen  die  b e g r ü n- 
dete  Angriffe  nicht  vorgebracht  wurden  und  dass,  insbesondere  seit  der 
Wirksamkeit  der  Civilprocessordnung.  auch  dem  Missbrauche  der  Börse 
zum  Difl'erenzspiele  börsenfremder  Kreise  wirksam  gesteuert  wurde.  Aber 
die  Entwickelung  Wiens  zu  einem  Getreidestapelplatze  hängt  inniger  als  mit 
dem  Principe  der  Börsenautonomie  zusammen  mit  zollpolitischen  und 
Verkehrsverhältnissen,  mit  der  Ausbildung  des  Creditweseus,  ja  selbst 
mit  dem  Terrainhandcl,  den  gleichwohl  im  ersten  Stnrm  der  Leidenschaft 
die  Börse  bereit  war,  preiszugeben,  um  die  »Autonomie'“  zu  retten.  Hat 
denn  wirklich  dieses  Princip  des  Börsengesetzes  vom  Jahre  1H75,  gewiss 
zunächst  auch  bestimmt,  die  damalige  Uegierung  von  der  Verantwortlichkeit 
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ftlr  die  BSr^envorgänge  zu  entlasten,  sich,  zum  mindesten  für  die  Börsen 
selbst,  so  segensreich  erwiesen  ? Hat  das  Vierteljahrhundert  autonomer 
Börsenverwaltung  unser  Börsenleben  erweitert,  es  für  die  Volkswirtschaft 
fruchtbarer  gestaltet,  hat  es  eine  lebendige  Fühlung  der  Börsenhändler, 
auch  nur  mit  den  ihnen  nächststehenden  Kreisen,  erzeugt  ? In  einigen  wenigen 
Ländern  hat  die  Börse  die  Würde  einer  nationalen  Einrichtung:  in  fast 
allen  besteht  jedoch  mindestens  ein  inniger  Connex  zwischen  Grossproduction 
und  Grosshandel  und  den  Börsen.  Unsere  autonomen  Börsen  dagegen  siechen 
anämisch  dahin.  Unfähig  zu  einer  Keorganisation  aus  eigener  Kraft,  ihres 
legitimen  Einflusses  auf  die  öftentliche  Meinung  beraubt,  sieht  die  Wiener 
Elfectenbörse  selbst  den  Contact  mit  der  grossen  Industrie  und  dem  W.aren- 
grosshandel  stetig  schwinden,  die  anderwärts  am  Börsenleben  activ  theil- 
nehmen.  Dafür  wahrhaftig  kann  man  nicht  allein  die  Steuerpolitik  der 
Finanzorgane  oder  den  anticapitalistischen  Zug,  der  durch  unsere  Stadt 
geht,  verantwortlich  machen ! 

Aus  dieser  Versumpfung  kann  unsere  Börsen  nur  ein  Weg  liinaus- 
führen : Sie  müssen  das  formal  juristische  Princip  der  Autonomie,  welches 
nichts  anderes  bedeutet  als  ihre  Isolierung  und  Entkräftigung,  mit  wirtschaft- 
lichem Inhalte  erfüllen,  indem  sie  jene  Berufskreise,  deren  Wirtschafts- 
organisation eine  Ergänzung  durch  den  Mechanismus  der  betreffenden  Börse 
bedarf  und  erfährt,  zur  Theilnahme  an  der  Böi'senleitung,  zur  zielbewussten 
Ausbildung  und  Nutzbarmachung  dieses  Mechanismus  für  ihre  Bedürfnisse 
veranlassen  und  heranziehen.  In  der  Enquete,  bei  ruhigerem  Blute,  haben 
auch  die  Börsonvertretcr  keinen  principiellcn  Widerstand  gegen  die  Theil- 
nahme der  Landwirte  an  der  Börsenleitung  erhoben.  Ihre  Einwendungen 
waren  mehr  formaler  Natur;  sie  verlangten,  da,ss  die  Landwirte  der  Börse 
als  Mitglieder  beitreten  und  als  solche  ihr  Wahlrecht  ausOben  sollten.  Ich 
nenne  das  formal,  weil  dieser  Vorbehalt  praktisch  ja  bloss  die  Eiuhebung 
von  Mitgliedsbeiträgen  von  den  Landwirten  bedingt,  aber  weder  erhellte, 
dass  die  Börse  einer  Stärkung  ihrer  Finanzen  bedürfe,  noch  auch  die  Land- 
wirte Anspruch  auf  Theilnahme  an  der  Verwaltung  des  Börsenvermögens 
erhoben  haben.  Die  Regierungsvorlage  sucht  diesem  Formalismus  in  einer, 
ich  möchte  sagen,  witzigen  Weise  die  Spitze  abzubrecheu.  indem  sie  um- 
gekehrt den  ernannten  Börsenrätlien  den  Charakter  von  Börsen  mitgliedern 
verleiht  (§5).  Im  Principe  aber  spricht  sie  den  Landwirten  und  den 
anderen  am  Börsenverkehre  interessierten  Berufskreisen  das  Hecht  zu,  als 
Curie  in  der  Börsenkammer  vertreten  zu  sein. 

Das  Princip  ist  richtig,  aber  gegen  die  Form  seiner  Verwirk- 
lichung — das  Ernennungsrecht  der  Regierung  — erheben  sich  schwere 
Bedenken.  Ich  kann  nicht  umhin,  diese  Bedenken  vorzubiingen,  obwohl  ich 
anerkenne,  dass  für  eine  gewisse  Uebergangsperiode  dieses  Etnennungsrccht 
vielleicht  eine  Nothwendigkeit  ist  und  ich  daher  in  meinem  praktisclieu 
Vorschläge  auch  diesem  Gesichtspunkte  Rechnung  tragen  werde.  Es  ist 
principiell  allein  richtig,  den  Interessentenvertretungcn  der  verschiedenen  in 
Betracht  kommenden  Berufskreise  ein  Delcgationsrecht  in  die  Börsenleitung 
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zu  gewahren;  wenn  der  Motivenbericht  diesen  Vorgang  als  bedenklich 
bezeichnet,  weil  die  Börsenhändler  sich  als  „Opfer  des  Misstrauens*  fühlen, 
die  delegierten  Börsenräthe  aber  eine  .besondere  Controlbefugnis“  in  Anspruch 
nehmen  würden,  so  ist  es  wohl  nicht  wahrscheinlich,  dass  die  von  der 
Begierung  ernannten  Börsenräthe  gerade  bescheidener  sein  werden, 
aber  sie  werden  — und  das  ist  ausschlaggebend  — überdies  unverant- 
wortlich sein.  Sie  sollen  ja  die  Interessen  ihrer  Berufskreise,  nicht 
Regierungsinteressen  vertreten,  aber  sie  werden  von  der  Regierung  ernannt. 
Den  erstercn  sind  sie  nicht  verantwortlich,  weil  sie  nicht  von  ihnen  bestellt 
werden ; der  Regierung  nicht,  weil  sie  nicht  ihre  Interessen  zu  wahren 
haben.  Eine  Selbstverwaltung  ohne  Verantwortlichkeit  ist  aber  ein  Unding. 
Sie  würde  insbesondere  in  höchstem  Maasse  den  Absentismus  der 
ernannten  Börsenräthe  begünstigen,  eine  Gefahr,  welche  ihre  Wirksamkeit 
auf  dasselbe  Niveau  hcrabschrauben  würde,  wie  die  Wirksamkeit  der 
sogenannten  Listenrichtcr,  und  gegen  die  im  Gesetze  Vorsorge  zu  treffen 
wäre.  Denn  die  Vertreter  der  Landwirtschaft  sollen  ja  die  Börse  nicht  bloss 
mitregicren,  sondern  auch  durch  regelmässigen  Besuch  kennen  lernen. 

Man  versetzt  auch  den  Börsencommissär  in  eine  schiefe  Stellung,  wenn 
man  ihn,  als  Regierungsorgan,  das  über  beiden  Parteien  zu  stehen  hat, 
einer  Partei  gegenOberstellt,  die  sich  gleichfalls  als  Regierungsorgan  bezeichnen 
d.arf.  Es  wäre  endlich  den  Börsenhändlern  nicht  zu  verargen,  wenn  sie  die 
Befürchtung  einer  steten  Majorisierung  durch  die  ernannten  Börsenräthe 
hegten;  denn,  dank  der  — börsentechnisch  gesprochen  — gleichen  .Pro- 
venienz" der  letzteren,  könnte  leicht  an  die  Stelle  sachlicher  Gesichtspunkte 
bei  Abstimmungen  ein  gewisser  esprit  de  corps  treten. 

Die  Verleihung  eines  Delegationsrechtes  an  die  Interessenvertretungen 
der  verschiedenen  Berufskreise  ist  also  sicherlich  als  Detinitivum  ins  Auge 
zu  fassen.  W'enn  daher  die  Bedürfnisse  der  Gegenwart,  die  Neuheit  der 
Institution,  die  Schwierigkeit  der  Auswahl  der  zu  berufenden  Körperschaften 
eine  andere  Regelung  erheischen,  so  sollte  die  ganze  Materie  im  Gesetze 
der  V e ro r d n u n gs g e w al  t der  Regierung  Vorbehalten  sein.  — Es  wäre 
aber  auch  ein  Wort  zu  Gunsten  jener  .Absatzgenossenschaften*  der  Land- 
wirte, die  sich  an  der  Börse  ständig  vertreten  lassen,  und  denen  in  diesem 
Palle  eine  Curialstimme  im  Börsenräthe  zu  sichern  wäre,  eintliessen  zu 
lassen.  Welcher  Zukunft  diese  jungen  Schöpfungen  entgegengehen,  ist  heute 
noch  ungewiss  und  es  mangelt  ihnen  nicht  an  Kinderkrankheiten.  .Aber 
sie  repräsentieren  den  wertvollsten  Vereuch,  die  strenge  Arbeitstheilung 
zwischen  Production  und  Handel,  die  einigermaassen  die  gegnerische  Stellung 
der  Landwirte  zur  Börse  erklärt,  zu  überwinden.  Activ  am  Handel  betheiligt, 
werden  die  Landwirte  gezwungen  sein,  sich  commerziell  zu  schulen  und  ein 
tieferes  Verständnis  für  die  specifischen  Institutionen  des  Handels  gewinnen. 
Anderseits  wird  ihnen  die  Information  über  die  für  .Absatz  und  Preis 
erheblichen  Momente  nicht  ausschliesslich  durch  Händler  vermittelt  werden, 
in  denen  sie  heute  die  A'ertreter  gegensätzlicher  Interessen  erblicken.  An 
einem  innigeren  Contacte  zwischen  diesen  commerzicllen  Organisationen  der 
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Landwirte  und  der  Bürse  haben  beide  Parteien  und  die  Volkswirtschaft  ein 
eminentes  Interesse  und  das  sollte  seinen  Ausdruck  in  der  Börsenleitung 
finden. 

Die  Kegierung  behält  sich  ferner  das  Recht  vor,  die  Usancen  und 
Liquidationsvorschriften  zu  genehmigen  (S  8).  Hier  erhebt 
sich  die  Principienfrage : Was  sind  diese  Usancen?  Sind  sie  Handelssitten, 
Handelsgebräuche  oder  Handelsgewohnheitsrecht,  oder  gehören  sie  einer 
Kategorie  des  gesalzten  Rechtes  an?  Handelsgebräuche  sind  bekanntlich 
thatsächlich  in  Uebung  befindliche  Gebräuche,  auf  deren  Ezistenz  bei  der 
Interpretation  des  Parteiwillens  Rücksicht  genommen  wird,  weil  vorausgesetzt 
wird,  dass  diese  Gebräuche  regelmässig  einen  Bestandtheil  des  Partei- 
willens  bilden.  Handelsgewohnheitsrecht  sind  Nonnen,  die  durch  die  Uebung 
der  Betheiligten  in  Verbindung  mit  dem  Bewusstsein,  dass  diese  Uebung 
eine  Rechts  Übung  sei,  zu  Recht  werden.  Fallen  nun  die  Usancen  unter 
diese  Kategorien?  Sehr  bedeutende  Autoritäten,  z.  B.  Pf  aff,  Co  sack 
H.  a.,  haben  sich  gegen  diese  Auffassung  ausgesprochen.  Und  die 
Enquete  hat  für  die  gegensätzliche  Auffassung  einen  schlagenden  Beweis 
erbracht,  .\uf  Grund  einer  vortrelTlichen  Rede  des  Professors  Dr.  v.  Gorski, 
die  eine  Kritik  der  Usancen  erhielt,  hat  sich  in  der  Enquete  die  Vertretung 
der  Börse  in  loyaler  Weise  bereit  erklärt,  die  Usancen  theilweise  zu 
reformieren.  Nun  darf  man  fragen:  Kann  man  am  grünen  Tische  die 
Handelssitten  ändern  ? Kann  eine  noch  so  glänzende  Kritik  das  Handels- 
gewohnheitsrecht erschüttern?  In  der  That  sind  die  Usancen  Ausfluss  der 
Autonomie,  gesalztes,  statutarisches  Recht,  für  einen  Kreis  von  Interessenten 
festgestellt  durch  Organe  der  Interessenten,  auf  Grund  einer  Delegation 
durch  die  Staatsgewalt.  Und  daher  muss  auch  der  letzteren  das  Recht 
znstehen,  auf  den  Inhalt  dieser  Normen  Einfluss  zu  nehmen. 

Aber  wie  ist  dieser  Einfluss  zweckdienlich  zu  gestalten  ? Nach  dem 
Entwürfe  findet  ein  Genehraigungsrecht  statt.  Dieser  Genehmigung  muss 
— es  wäre  denn  Gefahr  im  Venuge  — ein  Informationsprocess  vorangehen, 
eingeleitet  durch  eine  ölfentliche  Kundmachung  der  von  der  Börsenleitung 
beschlossenen  V’orsehriflen,  gegen  die  .jedermann*  binnen  drei  Wochen 
Erinnerungen  einzubringen  berechtigt  sein  soll.  Diese  Erinnerungen  sind  von 
der  Börseuleitung  zu  sammeln,  zu  begutachten  und  der  Regierung  zur 
Prüfung  vorzulegen.  Es  tritt  in  diesen  Bestimmungen  viel  liebevolle  .Sorgfalt 
der  Regierung  für  ihren  Papierkorb  zutage,  da  ja  bekanntlich  Börsenfragen 
wegen  ihrer  Einfachheit  sich  so  recht  für  eine  actio  popularis  eignen.  Es 
wäre  dies  von  minderem  Belange,  wenu  nicht  thatsächlich  der  Handel  ein 
lebhaftes  und  berechtigtes  Interesse  an  der  Beschleunigung  dieser 
Erledigungen  hätte.  „Gefahr  im  Verzüge“  könnte  in  der  Präzis  doch  nur 
in  den  seltensten  Fällen  angenommen  werden,  z.  B.  bei  Verlegung  von 
Transportwegen  durch  Elenientarereignisse  u.  dgl.  Jlir  erscheint  cs  daher 
weniger  beschwerlich,  im  Verorduungswege  die  Körperschaften  zu  bezeichnen, 
denen  ein  Reclamatiousrecht  zukommt.  Aber  auch  dies  dürfte  in  manchen 
Fällen  überflüssig  sein,  und  selbst  das  Genehmigungsrecht  der  Regierung 
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könnte  entfallen.  Dann  nämlich,  wenn  die  Usancen  von  einer  q u a 1 i- 
ficierten  Majorität  aller  Börsenrätlie  beschlos.sen  worden  sind,  in  welcher 
alle  Interessengruppen  vertreten  wären.  Zur  Wahrung  höherer  staatlicher 
Interessen  würde  in  diesem  Falle  ein  kurzfristiges  Einspruchsrecht  des 
Börsencommissärs  genügen.  Aber  um  solche  Interessen  wird  es  sich  ja  in 
aller  Kegel  nicht  handeln,  sondern  um  ein  Compromiss  zwischen  den 
Interessen  der  verschiedenen  Berufskreise.  In  Ermangelung  einer  quali- 
ficierten  Mehrheit  aber  — also,  wenn  die  Gefahr  der  Majorisierung 
wichtiger  Interessengruppen  besteht  — hätte  das  Reclamationsverfahren 
und  das  Oenehmigungsrecht  der  Kegierung  unter  Festsetzung  be- 
stimmter Fristen  für  seine  Ausübung  einzutreten.  Ist  eine  Frist 
bestimmt,  so  ist  dem  Unterscbiede  zwischen  Qenehmigungs-  und  ünter- 
sagungsrecht  der  Kegierung  nur  eine  theoretische  Bedeutung  bei- 
zumessen: denn  ein  Kechtszug  an  den  Vorwaltungsgerichtshof  findet  wegen 
des  freien  Ermessens  in  keinem  E'alle  statt. 

Eine  derartige  Regelung  dieser  vielumstrittenen  Frage  scheint  uns 
keinen  Eingriff  in  die  Autonomie  der  Börse,  sondern  vielmehr  eine  frucht- 
bare Fortbildung  dieses  Princips  zu  bedeuten. 

Neben  den  Vorschriften,  deren  Genehmigung  sich  die  Regierung 
vorbehält,  treten  zwei  Gruppen  von  Normen  hervor,  die  das  Gesetz  selbst 
feststellt  und  deren  Aufnahme  in  den  Entwurf  die  leidenschaftlichste 
Erregung  auf  beiden  Seiteu  entfacht  hat:  die  9 — 12  einerseits,  welche 
die  wichtigsten  Usancen  des  T e rm i n h an d el s regeln,  und  die  Vor- 
schriften über  die  Coursnotierung  (§§  13 — 20)  anderseits. 

Die  g§  9 — 12  tragen  den  wichtigsten  E’ordcrungen,  welche  an  die 
Reform  des  Terminhandels  gestellt  wurden,  Rechnung. 

Diesen  9 — 12  kommt  zunächst  eine  grosse  principielle  Be- 

deutung zu.  Denn  sie  enthalten  die  gesetzmässige  Festlegung  der  Aufrecht- 
erhaltung eines  reformierten  Terminhandels;  sie  enthalten  die  Erklärung 
der  Regierung,  dass  sie  die  ihr  von  verschiedenen  Seiten  suggerierte 
Mentalreservatiou,  den  Terminhandel  auf  dem  Umwege  über  das 
Genehmigungsrecht  der  Usancen  todtzureformieren,  ab  Ich  ne.  Auf  diese 
principielle  Bedeutung  und  die  schroffe  Ablehnung,  die  der  Entwurf  deshalb 
erfaliren  hat,  werde  ich  später  ausführlich  zurückkommen.  Zunächst  sei  es 
mir  gestattet,  diese  wichtigen  Bestimmungen  einzeln  vorzuführen. 

§ 9 führt  bei  Termingeschäften  den  Köndigungszwang  ein,  unter 
obligatorischer  Benützung  des  officiellen  Liquidationsbureaus  nebst  Regie- 
s tr  icr  u n gs  z w a n g fOrdie  Kflndigungsscheine,  und  untersagt  Kündigungen 
an  sich  selbst  und  Abwickelungen  ohne  Kündigung  (Compensatious- 
abwickelungeni.  § 10  sichert  den  wirklichen  Besitz  des  Verfügungsrechtes 
über  die  Ware  auf  Seite  des  Kündigenden  (Verbot  der  sogenannten  Liifl- 
kündigungen  und  mehrfacher  Kündigung  mit  derselben  Ward.  Beide  §§ 
stehen  unter  der  Strafsanctiou  des  § 2i  (Geldbusse  bis  ÖOüO  Kronen, 
Ausschluss  vom  Börsenbesuche).  Diese  Bestimmungen  stehen  theils  im 
Einklänge  mit  schon  bestehenden  Verhältnissen;  so  existieren  z.  ß.  keine 
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Kündigungen  an  sicli,  theils  sind  sie  selbst  von  competenter  Börsen- 
8 eite  befürwortet  worden.  Ein  Einwand  wurde  nur  gegen  die  obligatorische 
Kündigung  respective  den  Ausschluss  der  Compensationsabwickelung  erhoben, 
und  zwar  wegen  der  Coulis.se.  Allein  der  Credit  der  Coulisse  beruht  nicht 
auf  der  Kürze  der  Termine,  sondern  darauf,  dass  sich  die  Coulissiers 
täglich  glattstellen  (vergl.  die  Erfahrungen,  die  an  der  Effectenbörse  bei 
hlinfühmng  der  ültimoliquidation  gemacht  wurden).  § 11  regelt  das  dem 
Käufer  vorbehaltene  Recht  der  Vorexpertise  im  Sinne  der  Enquete.  Die 
Expertise  ist  nicht  obligatorisch,  sondern  in  Käufers  Wahl  gestellt,  sie 
erfolgt  erst  nach  der  Ankündigung.  Es  wäre,  um  die  Vorexpertise 
regelmässig  zu  ermCglichen,  allerdings  wünschenswert,  dass  dem  von  kauf- 
männischer Seite  oft  geäusserten  Verlangen  nach  Verbesserung  der  Lager- 
hausverhältnisse in  Wien  Rechnung  getragen  werde.  § 12  regelt  die  Aus- 
gleichung von  Mehr-  oder  Minderwert  der  gelieferten  AVare  im  Verhältnisse 
zur  üsancequalität.  — Zu  erwähnen  sind  noch  die  wichtigen  civilrechtlichen 
IJestimmungen  der  §§  21  und  22.  § 21  ’)  enthält  das  Verbot  von  Anschaffung 
und  Veräusserungsgeschäften  mit  der  Vereinbarung  sofortiger  Fälligkeit 
bei  Preisänderung  sowie  von  Geschäften  mit  Nachschussclausei,  wenn  bei 
Coursrückgüngen  mangels  der  Leistung  des  Nachschussos  Fälligkeit  mit  dem 
Rechte  der  Befriedigung  ohne  gerichtliches  Verfahren  vereinbart  wurde, 
unter  der  Sanction  der  Nichtigkeit.  Der  hierdurch  gewährte  Schutz  gegen 
das  .Werfen  aus  dem  Engagement“  ist  zu  begrOssen,  da  das  letztere  der 
V'olkswirtschaft  empfindliche  Wunden  schlägt.  Die  ira  Motivenberichte  für 
diese  Bestimmung  als  maassgebend  erklärte  Absicht,  ein  Kriterium  für  reine 
Spielgeschäfte  zu  schaffen,  scheint  uns  jedoch  durch  diese  Norm  nicht 
verwirklicht.  Derselbe  Paragraph  schränkt  den  Differenzcinwand  in  einer  den 
Geboten  von  Treu  und  Glauben  entsprechenden  W'eise  ein,  indem  er  das 
Verbot  der  Rückforderung  von  Deckungen  auf  Grund  des  Spieleinwandes 
ausspricht.  — Von  obigem  Grundsätze  sind  wichtige  Ausnahmeu  festgelegt 
zu  Gunsten  der  Öffentlichen  Creditinstitute  und  Lagerhäuser.  Auch  der 
überaus  fruchtbare,  von  Professor  G r ü n h u t in  die  Debatte  geworfene 
Gedanke  der  Schaffung  einer  besonderen  Börsenrechtssphäre 
ist  in  diesem  und  im  folgenden  Paragraph  zur  Geltung  gebracht,  indem 
BOrsenbesucher  und  protokollierte  Kaufleute  den  besonderen  Favor  dieser 
Verbote  nicht  geniossen.  Sie  müssen  vielmehr  für  ihre  Acte  voll  cin- 
stehen.  § 22  erheischt  für  die  Unterwerfung  unter  die  Usancen  schriftliche 
Vereinbarung  und  für  Börse-  und  handelsfrerado  Kreise  überdies  Kenntnisse 
der  Bedeutung  dieser  Vereinbarung.  Die  Unterwerfung  unter  das  Schieds- 
gericht bewirkt  daher  nicht  mehr  ipso  jure  auch  die  Unterwerfung  unter 
die  Usancen.  — Mit  diesen  Bestimmungen,  deren  juristischer  Inhalt 
hier  allerdings  nicht  ausgesebOpft  werden  kann,  muss  man  sich  i m 
wesentlichen  einverstanden  erklären.  Manche  juristisch- 

*)  Vergl.  Prof.  Karl  Adler:  Der  § 21  der  Regiertiiigsvorlagc  betreffend  die  Orga- 
nisierang  der  Börsen  etc.  in  der  .Allgemeinen  Oestcrrcicbischen  Oericlitezeitung“  vom 
11.  and  18.  Jänner  1902,  53.  Jalirgang,  Xr.  2 und  3. 
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teclinische  Details  wären  allerdings  verbesscningaledürflig.  So  besagt 
i.  B.  § 19;  .Das  Verfflgungsrecht  über  die  Ware  bleibt  an  den 
Kündigungsscbein  gebunden,*  Wie  aber,  wrenn  über  dieselbe  Ware  bereits 
ein  Lagerschein  ausgestellt  ist?  Die  Circulation  der  letzteren  könnte  durch 
diese  Bestimmung  beeinträchtigt  werden,  welche  aus  dem  Kündigungs- 
scheine bei  wörtlicher  Interpretation  ein  Warenpapier  machen  würde, 
während  sie  offenbar  bloss  den  Zweck  verfolgt,  festznstcllen,  dass  jeder 
Empfänger  des  KOudigungsscheines  durch  denselben  die  im  § 9 vor- 
ge-schriebene  Verfügungsberechtigung  über  die  Ware  ausweisen  kann. 
Ferner:  Erstreckt  sich  die  Strafsanction  des  § 24  auch  auf  den  Erfüllungs- 
Vorzug  des  § 9,  Absatz  2,  wenn  derselbe  z.  B.  in  Zahlungsstockung  seinen 
Grund  hat?  — Die  Worte  .mit  Ein.schluss  der  beeideten  Handelsraakler* 
sind  wohl  nur  aus  Versehen  im  § 24  stehen  geblieben. 

Was  die  Anordnung  des  § 7 betrifft,  die  soviel  Anfechtung  erfahren 
hat  — die  Ersetzung  des  rechtsgelehrten  Secretärs  des  Börsenschiedsgerichtes 
durch  einen  rechtsgelehrten  Obmann  — , so  muss  betont  werden,  dass  die 
Wirksamkeit  des  Schiedsgerichtes  in  der  Equete  einen  sehr  befrie- 
digenden Eindruck  hinterlassen  hat.  Ein  älisstranensvotum  ist  daher 
meines  Erachtens  in  dieser  Bestimmung  nicht  zu  erblicken,  sondern  offenbar,  wie 
der  Motivenbericht  besagt,  die  Fürsorge  dafür,  dass  die  rechtsbildeiide  Thätigkeit 
des  Schiedsgerichtes  für  die  gesammte  Kechtsentwickeiung.  soweit  dieselbe 
in  den  Händen  der  Gerichte  liegt,  fruchtbarer  gemacht  werde  und  umgekehrt 
Von  meinem  Standpunkte  als  Jurist  kann  ich  kaum  dagegen  auftreten,  wie 
denn  auch  die  Theilnahme  von  Handelsbeisitzem  den  Wert  der  staatlichen 
Gerichte  nur  erhöht.  Dagegen  könnte  bei  blossen  Wareu-E i p erti se n die 
Mitwirkung  des  rechtsgelehrten  Obmannes  entfallen,  und  hiei-zu  scheint  mir 
g H (.nach  den  im  Börsen s tat u te  getroffenen  V'orschriften*)  eine 
geeignete  Handhabe  zu  bieten. 

Die  Vorschriften  über  die  Coursnotierung  (g  13 — 21)  gehören  zu 
den  am  meisten  angegriffenen  Partien  des  Gesetzes.  Ich  kann  diese  Angriffe 
nicht  berechtigt  finden.  Die  Häufung  der  persönlichen  und  sachlichen 
Garantien  für  die  AVtahrheit  und  Vollständigkeit  der  Kotierungen  trägt  bloss 
der  Thatsache  Kechnung,  dass  die  Getreidebörse  für  weite  Kreise  der 
Bevölkerung  eben  nicht  unmittelbar  als  Markt,  sondern  als  Organ  der 
Preisbildung  und  Information  in  Betracht  kommt.  Der  persönliche  Apparat 
ist  sehr  umfassend.  Verpflichtet  mitzuwirken  sind  der  Börsen- 
commissär,  dessen  Vollmachten  erweitert  sind,  unter  seinem  Vorsitze  eine 
von  der  Börsenleitung  gewährte  C o u r s c o m m i s s i o n i g 19)  mit  paritätischer 
Vertretung  der  Berufskroisc,  die  beeideten  Sensale  betreffs  der  von  ihnen 
vermittelten  Geschäfte  i^g  14)  und  besondere  sogenannte  Coursregistratoren 
(g  Iti).  Berechtigt  mitzuwirken  ist  jedes  Börscumitglied  (gg  15,  19): 
Für  gewisse  Arten  von  Geschäften  ig  15)  kann  Declarationszwang 
eingefflhrt  werden.  Das  Coursmaterial  wird  zunächst  in  ein  Coursregister 
eingetragen  (g  Iti)  und  nach  den  Xormen  des  Conrsregulativs  ^g  20)  für  die 
eigentliche  Coursredaction  verwendet;  alle  an  der  letzteren  betheiligten 
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Personen  haben  auch  ihre  persönliche  Erfahrung  nach  bestem  Wissen  zu 
verwerten.  Das  Coursregulativ  hat  Vorsorge  für  die  Deutlichkeit, 
.M 1 g e lu e i n g i 1 1 i gk e i t,  Verlässlichkeit,  Brauchbarkeit  und 
Actualität  der  Coiirse  und  für  die  Verständlichkeit  des 
C’oursblattes  zu  treffen.  .Vbnormale  Conrse,  bedenkliche  und  Scheingeschäfte 
bleiben  ausser  Betracht;  dolose  Courstreibereien  werden  unter  eine  strenge 
Strafsanction  gestellt  (§  26),  die  allerdings  präciser  gefasst  sein  könnte.  *) 
Die  Bedenken,  die  gegen  diese  Bestimmungen  geäussert  wurden,  beziehen 
sich  zunächst  darauf,  dass  unter  ihrer  Herrschaft  der  Process  der  Cours- 
feststellung  sich  sehr  compliciert  gestalten  würde.  Ohne  den  Praktikern 
vorgreifen  zu  wollen,  habe  ich  doch  den  Eindruck,  dass  hier  eine  Ver- 
wechslung vorliegt  zwischen  den  Gesetz  normen,  die  allerdings  sehr 
umständlich  sind  und  es  .sein  müssen,  weil  sie  Erfahrungsregeln  in  Kechts- 
sätze  kleiden,  und  dem  Processe  selbst,  der  an  der  Hand  dieser  Kechtssätze 
doch  ein  sehr  einfacher  bleiben  kann.  So  z.  B.  habe  ich  oben  die  ganze 
Essenz  des  g 20  in  sechs  Worte  gekleidet;  alle  praktischen  Ziele  sind 
damit  ausgesprochen.  Das  Gesetz  aber  kann  sich  nicht  begnügen,  bloss  die 
Ziele  abzusteeken,  es  muss  vielmehr  auch  die  Mittel  zu  deren  Verwirklichung 
festsetzen  und  daher  umständlicher  sein. 

Die  Strafbestimmung  gegen  vorsätzliche  Verletzung 
der  den  Mitgliedern  der  Courscommission  obliegenden 
Pflichten  (§  23)  hat  den  lebhaftesten  Widerstand  der  Börse  liervor- 
gerufen.  Insofern  diese  Erregung  auf  die  Befürchtung  zurückzufüliren  ist, 
dass  die  Aufnahme  dieser  Strafbestimmung  auf  die  frühere  Wirksamkeit 
der  Börsenorgane  ein  schiefes  Licht  werfen  könne,  muss  wohl  gesagt 
werden,  dass  nur  der  Motivenbericht  oder  parlamentarische  Erklärungen 
der  Regierung,  nicht  aber  der  Gesetz text,  solche  Deutungen  ausschliesscn 
können.  Der  principielle  Einwand  aber,  dass  Ehrenämter  nicht  mit  Straf- 
drohungen verknüpft  werden  sollen,  hält  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
Ober  die  directen  Personalsteuern  nicht  Stand,  welche  die  Mitglieder  der 
Schätziingscommission  unter  eine  besondere  Strafnorm  stellen.  Dagegen  sollte, 
wenn  schon  der  Entwurf  aus  unbekannten  Gründen  auf  die  Einsetzung 
eines  besonderen  Ehrengerichtes  verzichtet  hat,  die  Handhabung  dieses 
Strafrechtes  nicht  schlechtweg  der  .Börsenleitung'“  anvertraut  sein.  Dieses 
Kollegium  wird,  solange  wenigstens  die  bisherige  Kampfesstimmung  fort- 
wirkt. keineswegs  die  Garantien  eines  Judicium  pari  um  bieten.  Ein 
Collegium  von  30  Personen  ist  Oberhaupt,  schon  wegen  der  Abschwächuug 

')  Der  Motirenbericht  selbst  (S.  öS)  hebt  hervor,  dass  durch  diese  Strafbestimmung 
auch  jene  Fälle  getroffen  sind,  in  welchen  sich  der  Effect  des  Täuschungsmittels  auf  die 
Preise  ziffennässig  deshalb  nicht  mit  Sicherheit  feststellen  lässt,  weü  die  Preisbildung 
auch  von  anderen  L' inständen  abhängig  war.  Solche  Falle  seien  als  Versnob  zu  bestrafen, 
wenn  die  Täuschung  durch  ein  hierzu  geeignetes  Mittel  unternommen  wurde.  Der  Motiven- 
beriebt  deckt  sich  nicht  mit  dem  Test  des  | 20.  Letzterer  ist  einerseits  enget  („wer  . . , 
einwirkt“)  als  er  es  nach  dem  Motivenbericht  sein  sollte,  anderseits  zu  weit;  es  müsste 
heissen:  .durch  Abschluss  eines  zur  Beeinflnssung  der  Preise  nach  der  Sachlage 
geeigneten  Schoingeschäftes'*. 
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der  Verantwortlichkeit  durch  die  Zahl,  ungeeignet,  Recht  zu  sprechen; 
umsomehr  dann,  wenn  in  demselben  politische  Kämpfe  stattfinden.  Es  muss 
vielmehr  eine  ständige  Disciplinarcoramission,  aus  wenig  Mitgliedern 
bestehend,  vorgesehen  werden.  Diese  Commission  wäre  nach  dem  Vorbilde 
der  Courscommission,  mit  paritätischer  Vertretung  beider  Uerufskreise,  von 
der  BSrsenleitung  zu  wählen,  unter  Aufrechthaltung  des  allgemeinen  straf- 
processualen  Grundsatzes,  dass  bei  Stimmengleichheit  die  dem  Beschuldigten 
günstigeren  Stimmen  entscheiden.  Erhebliche  Verletzungen  der  Amtspflichten 
wird  wohl  auch  die  Partei  des  Beschuldigten  nicht  decken  wollen  und 
können.  Auch  müsste  der  Beschuldigte  ein  Recusationsrecht  wegen  Be- 
fangenheit gemessen,  bei  dessen  Ausübung  die  Entscheidung  dem  Börsen- 
conimissär  zufiele.  Unter  diesen  Garantien  kann,  glaube  ich,  auch  künftighin 
die  Courscommission  in  Ehren  ihres  Amtes  walten.  Was  jedoch  das  Disciplinar- 
strafrecht,  dem  die  sogenannten  Coursregistratoren  unterstellt  sind,  betrifft, 
so  ist  dasselbe  ohnehin  demjenigen  nachgehildet,  dem  sie  schon  vermöge 
ihrer  Eigenschaft  als  Handelsmükler  nach  dem  Gesetze  unterstehen. 

Indem  wir  uns  wieder  der  principiellen  Bedeutung  der  Bestimmungen 
über  den  Te  rtn i n h an  d el  zuwenden,  ist  vorauszusenden:  Diese  Bestim- 
mungen stehen  nur  noch  auf  dem  Papiere.  Das  Abgeordnetenhaus  ist  Ober 
sie  zur  Tagesordnung  hinweggegangen,  und  ein  Nekrolog  ist  alles,  was  man 
darüber  schreiben  kann.  Aber  auch  ein  Nekrolog  gestattet  mitunter,  die 
Wahrheit  zu  sagen. 

In  dem  Kampfe  gegen  den  Terrainhandel  steckt  zweifellos  ein  gutes 
Stück  reiner  Machtpolitik.  Eine  blosse  Handelsform!  Die  Handelsform  einer 
Börse!  Welches  corpiis  vile!  Welche  Lust,  die  compacte  Majorität  dagegen 
aufmarschieren  zu  lassen;  welch  günstiges  Object,  die  Scharen  zu  ralliieren, 
zu  einem  künftigen,  vielleicht  wichtigeren  Vorstosse.  Aber  der  Kampf  dar 
Landwirtschaft  gegen  den  Terminhandel  findet  seine  Erklärung  auch  in 
wichtigen  Thatsachen  der  Wirtschaft.  Die  Landwirtschaft  steht  mehr 
als  irgend  ein  anderer  Productionszweig  im  Banne  zeitlich  und  örtlich 
gegebener  Productionsbedingiingen.  Das  heisst:  der  Factor  Pro  du c- 
tionskosten  ist  bei  ihr  weniger  veränderlich  als  in  allen 
anderen  M'irtschaftszweigen.  Es  hängt  dies  zusammen  mit  der  Bindung  des 
Capitals  in  der  Landwirtschaft,  mit  der  Bodenverschuldung,  mit  der  natür- 
lichen Schwierigkeit,  die  wichtigsten  Defensivwaflen  anderer  Productionszweige 
gegen  ungünstige  Conjuncturen:  Specialisierung  der  Production,  temporäre 
Ausdehnung  und  Einschränkung  des  Betriebes  — auch  nur  annähernd  in 
gleichem  Umfange  oder  mit  gleichem  Erfolge  anzuwenden.  Der  ausser- 
persünliche  Factor  alles  M'irtschaftslebens,  die  Conjuuetur,  hat  in 
keinem  anderen  Productionszweige  ein  gleiches  Uebergewicht  über  den 
persönlichen  Factor:  Productionskosten.  Und  die  Conjunetnr  ist  für  die 
mitteleuropäische  Landwirtschaft  seit  mehreren  Jahrzehnten  überwiegend 
ungünstig.  Die  Conjunctur  aber  wird  durch  den  Terminhandel  vermittelt. 
Der  Handel,  der  die  Conjunctur  nicht  umgehen  kann,  der  an  beiden  Polen 
seines  Wirtschaftsprocesses,  bei  Anschaffung  und  Verüusscrung,  von  der 
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Conjunctur  ergriffen  wird,  ist  gezwungen,  auf  sie  mit  einer  specifischen 
Function  zu  reagieren.  Das  Organ  fflr  diese  Function  ist  der  Terminhandel, 
seine  Aufgabe,  die  Weltconjunctiir  ökonomisch  erfassbar  zu  machen,  sie 
möglichst  klar  zu  vermitteln.  Der  Terminhandel  in  seiner  vollkommensten 
Gestalt,  von  allen  Irrungen  und  Missbräuchen  befreit,  müsste  die  Conjunctur 
getreulich  wiederspiegeln.  Aber  in  diesem  Spiegel  würde  die  Landwirtschaft 
überwiegend  eine  ihr  ungünstige  Conjunctur  erblicken.  Und  daher  das 
natürliche  Bestreben,  den  Spiegel  zu  zertrümmern. 

Es  braucht  nicht  gesagt  zu  werden,  dass  dieses  Bestreben  fehl  geht. 
Der  Terminhaudel  ist  nicht  identisch  mit  der  Conjunctur.  Die  deutsche 
Landwirtschaft  hat  dies  an  ihrem  eigenen  Leibe  erfahren.  Sie  hat  vor 
fünf  Jahren  den  Terrainhandel  in  ähnlicher  Weise  parlamentarisch  ecrasiert, 
und  sie  kämpft  heute  mit  einem  grossen  Theile  des  deutschen  Volkes  einen 
erbitterten  Kampf  um  Erhöhung  der  Oetreidezölle.  Cnd  der  damalige  Sieg 
ist  heute  eine  Waffe  in  der  Hand  ihrer  Gegner. 

Der  Terminhandel  ist  ferner  der  Landwirtschaft  antipathisch  durch  die 
Eigenart  und  Schwerverstandlichkeit  seiner  Einrichtungen.  Die  Generalisierung 
der  Warenqualitüt  zur  Type  — ein  Essentiale  des  Terminhaudels  — entspricht 
den  Productionsverhältnissen  in  den  Vereinigteu  Staaten;  dem  heimischen 
Landwirte,  der  auf  seine  Sorte  stolz  ist,  widerstrebt  sie..  Vor  allem  aber 
kommt  in  Betracht,  dass  der  Terminhandel  in  seiner  wichtigsten,  der 
Sicherungsfunction,  eine  eigenartige  Duplicität  der  Geschäftsabschlüsse 
bedingt,  indem  jeder  Effectivverkauf  einen  Terminkauf,  jeder  Effectivkauf 
eine  Baisaeoperation  auf  dem  Terminmarkte  auslöst.  Der  Landwirtschaft 
gegenüber  ist  aber  der  Händler  Käufer,  seine  Bethätigung  auf  dem  Termin- 
markte daher  der  SOndenfall,  der  auf  die  Landwirtschaft  zurOcklällt.  Daher 
die  Theorien  von  der  essentiel  preisdrückenden  Wirkung  des  Terminhandels, 
von  der  Begünstigung  selbst  unrentablen  Imports  durch  eine  angeblich  dem 
Terminmarkte  eigenthümliche  Form  der  Arbitrage.  Mit  diesen  Theorien  sich 
hier  auseinanderzusetzen  ist  unmöglich.  Es  muss  auf  die  vorzüglichen  Aus- 
führungen des  Motivenberichtes  und  auf  die  Enquöteprotokolle  verwiesen 
werden.')  Abstract  gesprochen,  bedeutet  jedoch  diese  Inversion  des  Geschäftes 
auf  dem  Terminmarkte  die  in  die  Fomi  eines  Verzichtes  auf  Conjunctur- 
gewinn  gekleidete,  also  aus  entgangenem  Gewinne  resultierende  Versicherungs- 
piämie  gegen  Conjuncturverlust.  Die  allergrössten  Getreidehäuser  betheiligen 
sich  bezeichnenderweise  am  Terminhandel  nicht;  sie  machen  die  Ver- 
sicherung in  sich.  Die  Aufhebung  des  Terminhandels  muss  daher  mit  der- 
selben Xothwendigkeit  dazu  führen,  den  Getreidelmndel  in  den  Händen  der 
capitalsstärksten  Häuser  zu  concentrieren,  mit  der  das  Verbot  des  Termin- 
handels in  gewissen  Sorten  von  Wertpapieren  diesen  Zweig  des  Effecten- 
handeis  in  die  Hände  der  deutschen  Grossbanken  gespielt  hat.  Ich  brauche 
nicht  ansztiführen,  dass  das  für  die  Landwirtschaft  kein  Vortheil  wäre:  aber 


Verg!.  Slotivenberkht  S.  18  f.,  insbesondere  aber  S.  21  IT.,  ferner  meine  Aus- 
föhniiigen  in  der  26.  .Sitrung  der  Enquite,  Protolcoll  III.  S.  480 ff. 
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in  entüchiedenster  Weise  würde  sich  der  Nachtheil  einer  solchen  Entwickelung 
für  die  Consumenten,  das  sind  in  diesem  Falle  die  weitesten  V'olksschichten. 
üussern. 

Allein  der  Temiinhandel  ist  endlich  auch  weit  davon  entfernt,  ein 
automatisch  registrierendes  Barometer  der  Conjunctur  zu  sein.  Seine  Trieb- 
federn sind  Meinungen,  seine  Mittel  sind  Wirtschaftsacte,  nach  aussen 
gleichartig,  in  ihrer  Motivation  tausendfältig  verschieden;  seine  tVirkuugen 
p.sychologisch  vermittelt,  daher  oft  völlig  incommensurabel  mit  den  Ursachen, 
die  sie  hervorrufen.  Ebensoviel  mögliche  Fehlerquellen  als  Merkmale,  in 
ihrer  Gesammtwirkung  geeignet,  den  Terminhandel  zeitweilig  zu  einer 
grossen  Fehlerquelle  zu  gestalten,  die  Conjunctur  zu  entstellen,  die  Con- 
junctur zu  verschärfen,  ja,  neben  der  Weltconjiiuctur  eine  besondere 
technische  Börsenconjunctur  zu  schallen.  Die  Einrichtungen  des  Termin- 
handels gestatten  es.  die  Capitalsühemiacht  einer  der  Parteien  zeitweilig 
mit  solchem  Nachdruck  zur  Geltung  zu  bringen,  dass  die  andere  Partei  vernichtet 
wird,  ehe  sic  die  von  ihr  richtig  erkannte  Conjunctur  ausnOtzen  kann.  Der 
Temiinhandel  ist  nicht  ein  blosses  Accessorium  des  EITectivhandels,  er  kann 
auch  selbständig  bewirtschaftet  werden,  und  diese  Bewirtschaftung 
kann  in  der  Form  des  verderblichsten  Differonzspieles  erfolgen.  Diese 
Uebelstände  und  Missbräuche  können  nicht  bloss  bestehen,  sie  haben 
wirklich  bestanden,  auch  in  tVien  bestanden;  sie  luaben  der  Opposition 
der  Landwirte  gerechte  Nahrung  gegeben,  und  wenn  es  in  den  letzten  .Jahren 
wesentlich  besser  geworden  ist.  wenn  spontan  und  im  Anschlüsse  an  die 
Processgesetzgebung  Reformen  eingefobrt  wurden,  so  darf  nur  bedauert 
werden,  dass  das  Princip  der  Autonomie  in  seiner  formalen  Auffassung  dem 
entgegensUmd,  dass  diese  Reformen  unter  Mitwirkung  und  unter  den  Augen 
der  Landwirte  durchgeführt  wurden.  Denn  wir  ständen  d.mn  heut«  vielleicht 
nicht  vor  dem  Problem,  altgewordenen  Haas  zu  kühler  Kritik  abzustinimen. 

Gewiss,  der  Terminhandel  verträgt  die  volle  Freiheit  nicht,  seine  Luft 
soll  und  muss  gründlich  .assaniert*  werden.  Aber  gerade  ein  Versuch 
solch  gründlicher  .Assanierung,  strenger  Reglementierung  dieser  Handels- 
form, zum  erstenmale  in  Europa  auf  Giund  sorgfältigst  gesammelter  Er- 
fahrungen und  in  grösserem  Stile  gemacht,  liegt  nun  vor  uns.  Die  Land- 
wirte haben  ihn  trotzdem  fast  mit  Empörung  zurückgewiesen.  So  scheint  es 
denn  vorläufig  der  AVeisheit  letzter  Schluss  zu  sein:  besser  gar  kein,  als 
selbst  ein  reformierter  und  reglementierter  Terminhandel!  Ich  fürchte  aber, 
dass  zwar  unser  Handel  eine  schwere  Störung  erfahren,  dass  aber  unseren 
Landwirten  dieselbe  Enttäuschung,  wie  den  deutschen,  beschieden  sein  wird. 

Da  ist  zunächst  die  Sorge  um  das  famose  Problem  der  gesetzlichen 
Abgrenzung  des  perhorrescierten  sogenannten  Biancotermingeschäftes  von 
dem  efl'ectiven  Lieferungsgeschäfte.  das  die  Landwirte  selbstverständlich 
gerne  uns,  den  Juristen,  überlassen  werden.  Aber  ich  glaube,  wir  Juristen 
werden  die  Aufgabe  mit  Dank  ablehnen  müssen,  nicht  aus  Bescheidenheit, 
denn  wir  Juristen  sind  nicht  bescheiden  — sondern  weil  das  Problem  un- 
lösbar ist:  es  ist  die  Quadratur  des  Cirkels.  Das  zeigt  nicht  bloss  die 
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praktische  Erfahning  in  Deutschland,  nicht  bloss  die  vergeblichen  Be- 
mühungen ausgezeichneter  Juristen  im  österreichi-schen  Abgeordnetenhause. 
Das  zeigt  auch  die  Logik. 

Was  ist  das  Problem?  Eine  Geschäftsform  derart  definieren,  dass, 
wenn  ein  Singularfall  dieser  Geschäftsform,  eine  Einzelerscheinung,  zur 
Cognition  des  Richters  kommt,  er  dieselbe  zu  erkennen,  der  Norm  zu 
unterstellen  imstande  ist.  Was  aber  ist  in  Wirklichkeit  der  Fall?  Da  ergibt 
sich,  dass  der  Tenninhandcl  wesentlich  nur  als  M a s s e n er  sc  h ei  n u n g 
zu  verstehen  und  zu  definieren  ist.  Alle  Merkmale  — Generalisierung  des 
Geschäftsinhaltes,  Scontraction  etc.  — sind  Merkmale  der  Massen- 
erscheinung. Und  nun  ist  eben  die  unlösbare  .\ufgabe,  die  E i n z e 1- 
erscheinung  so  zu  definieren,  dass  in  der  Definition  die  Merkmale  der  Massen- 
erscheinnng  als  solcher  Aufnahme  finden.  Das  aber  ist  unmöglich.  Denn 
Termin  h an del  kann  man  definieren,  das  Termingeschäft  nicht.  Denn 
sein  Inhalt  kann  concret  mit  dem  typischen  der  Terminhandelsgeschäfte 
flbereinstimmen,  und  es  kann  doch  ein  gewöhnliches  Lieferungsgeschäft  sein. 
Den  Termin  h a n d e 1 kann  man  auch  zerstören,  d.  h.  man  kann  seine 
officielleu  Einrichtungen  durch  ein  Polizeigesetz  unterdrücken. 
Aber  damit  drängt  man  ihn  nur  in  die  Heimlichkeit  der  Bureaus,  wie  in 
Deutschland.  Und  wenn  aus  dieser  Heimlichkeit  ein  Einzelgeschäft  zur 
Cognition  des  Richters  kommt,  welche  Anweisung  kann  ihm  das  Gesetz 
geben?  Kaum  mehr  als  das:  Der  Terminhandel  ist  verboten.  Informiere  Dich 
durch  einen  Cursus  der  politischen  Oekonomie  oder  durch  .Sachverständige, 
was  das  für  ein  Ding  ist,  und  sieht  ihm  das  Geschäft  ähnlich,  so  unter- 
drücke cs!  Allein,  kann  man  ein  solches  Blankettgesetz  im  schlimmsten 
Sinne  schäften?  Kann  man  an  einem  solchen  Thatbestand  eine  civilrechtlichc 
Sanctiou  knüpfen,  geschweige  denn  eine  noch  weitergehende? 

.\uch  die  Sorge  um  die  Zukunft  Wiens  als  Gctreideplatz  werden  die 
Landwirte  getrost  den  Kaufleuten  überlassen:  aber  der  leichte  Sieg  birgt 
noch  andere  Sorgen  im  Schosse. 

Der  Terminhandel,  bei  all  seinen  Misständen  und  Missbräuchen,  ist 
eine  wichtige  Informationsquelle,  eine  Preisbildungsorganisation.  deren  Wert 
durch  die  strenge  Keglementiernng  selbstverständlich  bedeutend  erhöht 
wird.  Die  Landwirte  sind  leichten  Herzens  bereit,  auf  diese  Informations- 
quellen zu  verzichten,  aber  sie  werden  die  Händler  kaum  verhindern  können, 
ihre  Sicherung  und  ihre  Information  in  Budapest  zu  suchen  und  zu  finden. 
Denn  kein  ernstes  Symptom  deutet  darauf  hin,  dass  die  Ungarn  ihrerseits 
die  Abschaft'ung  des  Terminhandels  überstürzen  werden.  Das  ist  eine  blosse 
Hoffnung  unserer  Landwirte,  verstärkt  durch  eine  Drohung  — kein  Termin- 
handel  oder  kein  .Ausgleich!  — , deren  V'crwirklichung  selbst  die  nnlcugb,ar 
grosse  Macht  der  österreichischen  Landwirtschaft  übersteigt.  Die  Rede  des 
Ministerpräsidenten  Szell  hat  diese  Hoffnung  wohl  bedeutend  abgekflhit 
Allein  auch  abgesehen  von  der  Persönlichkeit  eines  bestimmten  Staats- 
mannes hat  diese  Hoffnung  wenig  innere  Berechtigung.  Die  Ungarn  sind 
keine  Freunde  gnmdstOrzender  Maassregeln,  zumal  aus  blosser  Solidarität; 
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sie  werden  vielmehr  kohlen  Blutes  Zusehen,  wie  sich  ihr  Cerealieneiport 
nach  Oesterreich  unter  dem  Monopol  des  Budapester  Terniinmarktes 
gestaltet.  Sie  werden  sich  höchstwahrscheinlich  die  Erfahrungen  der 
Enquete  zunutze  machen,  die  unsere  Landwirte  verschmähen;  denn  sie 
können,  schon  um  ihre  Mahlen  und  deren  heutige  Machtstellung  zu 
erhalten,  den  Terminraarkt  mit  seiner  markthildenden,  mit  seiner  Capital 
und  Credit  ansaugenden  Kraft  nicht  missen.  Aber  sie  werden  es  auch 
nicht  wollen.  Denn  ganz  im  Gegensätze  zu  der  obigen  Drohung  der 
Landwirte:  die  einseitige  Verlegung  des  Terminhandels  nach  Budapest 
würde  die  Aufrichtung  einer  Zollschranke  zu  einem  für  uns  umsoviel 
gefährlicheren  Eiperimente  gestalten!  Wie!  Man  will  eine  Zoll- 
schranke aufrichten  und  leitet  diese  Maassregei  damit  ein,  dass  man  dem 
handelspolitischen  Gegner  einen  leistungsfähigeren  Markt  4 Stunden  von 
der  Grenze  geradezu  in  die  Hände  spielt,  ihm  das  Capital,  die  commer- 
zielle  Regsamkeit  und  Erfahrung  einer  geschulten,  kaufmännischen  Schichte 
Zufahrt,  ihm  das  rechtliche  Monopol  einer  gerade  den  Bedflrfnissen  des 
internationalen  Handels  angepassten  Handelsfonn  aufzwingt!  Und  nun  die 
Kehrseite  der  Medaille,  die  uns  zugewendet  ist.  Man  will  eine  Zollinie 
errichten;  das  heisst,  die  materiellen  Grundlagen  der  Versorgung  des 
Inlandes  mit  Brotfrucht  von  Grund  aus  verändern,  unseren  Consum,  der 
sich  bisher  aus  dem  Z o 1 1 i n 1 a n d decken  konnte,  auf  den  Import  aus 
dem  Zollauslaude  angewiesen  sein  lassen;  was  das  bedeutet,  zeigt  die 
Erwägung,  dass  wir  im  vorigen  J,ihre  23  Millionen  Metercentner  aus 
Ungarn  und  bloss  2 Millionen  Metercentner  aus  dem  Zollausland  im- 
portiert haben:  und  eine  solche  Maassregel  glaubt  man  für  uns  zu  er- 
leichtern, für  unsere  Consuraenten  erträglicher  zu  machen,  wenn  man  auch 
die  Verkehrs-  und  Handelsformen,  in  denen  sich  die  Versorgung  des 
Inlandes  heute  vollzieht,  radical  ändert?  Eine  solche  Auffassung  ist  mir 
nicht  verständlich,  und  gegen  sie  mOsste  vom  Standpunkte  der  Consnmenten, 
die  hier  mit  den  am  meisten  belasteten  Volk.sclassen  identisch  sind,  ent- 
schieden tViderspruch  erhöhen  werden. 

tVenn  aber  auch  der  Terminhandel  in  Budapest  unterdrflekt  werden 
sollte,  was  wäre  damit  gewonnen?  Solange  es  einen  Terminmarkt  in  Europa. 
Telegramme  und  eine  kaufmännische  Arithmetik  gibt,  werden  alte  Zoll- 
schranken und  Distanzen,  die  man  zwischen  das  Inland  nnd  den  Termin- 
markt stellt,  wohl  die  Glieder  des  kaufmännischen  Kettensatzes  vermehren, 
den  Gebrauch  des  Kettensatzes  aber  nicht  vereiteln.  Mit  technischen  und 
wirtschaftlichen  Refonnen  lässt  sich  die  Conjunctur  wirksam  bekämpfen: 
es  hilft  aber  nichts,  sie  zu  ignorieren!  Es  muss  betont  werden:  Das 
Problem  des  nationalen  Getreidepreises  ist  ein  agrar-  und 
handelspolitisches;  es  ist  nichts  weniger  als  ein  börsen- 
rechtlicbos.  Es  ist  der  grosse  Trugschluss  unserer  Landwirtschaft, 
erzeugt  durch  unwissenschaftliche  Tendenzschriflen,  anzunehmen,  dass  dem 
Terminhandel  unent reissbar  die  Kraft  eigne,  mit  geringen  Mitteln 
grosse  Wirkungen  zu  erzeugen,  insbesondere  mit  geringem  Capitalsaufwande 
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grosse  Warenbewegungen  auszulSsen.  Dieses  Missverhfiltnis  zwisclien  Crsaclie 
und  Wirkung  kann  erzielt  werden  durch  einen  Mis.sbraucb  dieser  Handels- 
form,  durch  eine  Verfälschung  der  psychologischen  Motivation,  indem  deren 
Spiel  bei  Eingehung  oder  Abwickelung  der  Geschäfte  in  eine  falsche  Bahn 
gedrängt  wird;  aber  einer  strengen  Keglementierung  können  diese  Missbräuche 
nicht  standhalten. 

Wir  dfirfen  also  wohl  unsere  AusfQhrungen  dahin  resümieren:  Die 
Landwirtschaft  ist  im  Begriffe,  die  heutige  Organisation  des 
wichtigsten  Handelszweiges  zu  zerstören,  einen  Theil 
desselben  hinauszudrängen,  durch  ein  Experiment  den 
Mechanismus  der  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  den 
wichtigsten  Nahrungsmitteln  zu  erschüttern,  die  Ver- 
sorgung des  Staates  in  ausserordentlichen  Fällen  zu 
erschweren:  so  sage  sie  doch,  was  sie  dafür  ein  tauscht.  Sie  unter- 
schätzt offenbar  im  höchsten  Maasse  die  Schwierigkeit,  den  unentbehrlichen 
Informationsdienst  auf  ihr  genehmen  Grundlagen  neu  aufzubaueu:  entzieht 
sie  doch  leichten  Herzens  auch  ihren  eigenen  jüngsten,  zukunftsreichen 
Schöpfungen,  den  Absatzgenossenschaften,  die  berufen  sind,  zu  Gunsten  der 
Producenten  die  Conjunctur  auszunützen,  mit  deren  Geschäftsbetrieb  also 
ein  speculatives  Moment  verbunden  ist,  den  signalisierenden  Apparat 
des  Terminmarktes,  dessen  erfahrene  und  capitalsstarke  Kaufleute  nicht 
entrathen  konnten.  Die  Entwickelung  der  Dinge  in  Deutschland  seit  1896 
hat  aber  zur  Genüge  dargethan,  dass  der  bureaukratisch-statistische  In- 
fonuationsdienst.  den  die  Landwirtschaft  einzurichtcu  in  der  Lage  ist,  an 
Sicherheit  und  Präcision,  die  Informationsquellen,  die  der  Handel  durch 
Verkehrsacte  unter  dem  Drucke  des  eigenen  Risico  schafft, 
nicht  erreichen  kann.  In  dieser  Sphäre  ist  aus  natürlichen  Gründen  das 
Uebergewicht  des  Handels,  dem  die  Information  aus  tausend  Quellen 
znströmt.  der  sie  unermüdlich  sucht,  der  ihre  Kosten  zu  seinen  bereit 
willigst  getragenen  Productionskosten  rechnet,  nicht  zu  brechen;  und  dieses 
Uebergewicht  wird  umso  stärker  zur  Geltung  kommen,  je  mehr 
durch  die  nunmehr  eingeschlagene  Bahn  der  Process  der  Concentration  des 
Getreidebandeis  in  den  capitalsstärksten  Händen  begünstigt  wird.  Wie  dadurch 
die  Abhängigkeit  der  Landwirtschaft  vom  Handel  vermindert  werden  soll,  ist 
schwer  abzusehen,  und  es  ist  wohl  ein  schwacher  Trost,  dass  auch  das  Con- 
sumtionsiuteresse  der  Bevölkerung,  auf  diesem  für  sie  wichtigsten  Gebiete, 
der  Orientierung  wird  entbehren  müssen,  die  ein  nach  dem  heutigen  Stande 
der  Erkenntnis  gründlich  reformierter  Terminhandel  ihr  hätte  bieten  können. 

Indess  die  Würfel  sind  gefallen,  und  die  im  Abgeordnetenhause  zu 
Gunsten  des  Terminlmndels  abgegebenen  sieben  Stimmen  geben  keinen 
Anspruch  auf  eine  Revisionsinstanz.  Es  wird  ein  kurzer,  fröhlicher  Feldzug 
werden  gegen  den  Terminhandel,  und  die  Farben  des  Siegers  sind  schon 
heute  bekannt.  Aber  so  sicher  der  Sieg  ist,  so  fraglich  erscheint  es,  wer 
schliesslich  die  Kosten  des  Feldzuges  tragen  wird:  der  Handel,  die 
Consumeuten  oder  die  Landwirtschaft  selbst. 

2*lt«chrifi  Idr  VoUuiwirtiebaft,  Boci*lpttUUk  und  VcrwaltUDC.  XI.  fUud.  4 
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NACHWORT. 

Seitdem  dieser  Aufsatz  zum  Drucke  gegangen  ist,  haben  die  Entwürfe 
und  Gegenentwflrfe  zur  Amendierung  der  oben  erörterten  Kcgierungsvorlage 
sich  derart  gehäuft,  dass  es  unmöglich  ist,  aus  dem  kaleidoskopartig 
wechselnden  Bilde  die  Form  zu  erkennen,  in  der  sich  die  vom  Ausschüsse 
an  das  Parlament  zu  leitende  Vorlage  schliesslich  präsentieren  wird.  Auf 
einen  Entwurf  des  Abgeordneten  Hofrath  P 1 o j,  der  den  Versuch  machte, 
das  von  ihm  sogenannte  .generische*  Geschäft  zu  definieren  und  es  Aus- 
nahmsbestimmungeu  zu  unterteilen,  folgte  ein  amendierter  Regierungs- 
entwurf, der  wesentlich  verschärfte  Strafbestimmungen  enthält,  die  auf  die 
Beseitigung  des  Biancoterminhandels  abzielen.  Das  Subcomitc  des  volks- 
wirtschaftlichen Ausschusses  suchte  nun  seinerseits  dieses  Ziel  dadurch  zu 
erreichen,  dass  es  die  Sphäre  der  erlaubten  Börsengeschäfte  abgrenzte 
und  ein  generelles  Verbot  anderer  Geschäftsformen  in  Vorschlag  brachte. 
Die  Regierung  bekämpft  aber  diesen  Entwurf  — - anscheinend  erfolgreich  — , 
und  es  ist  heute  nicht  abzusehen,  auf  welcher  Grundlage  schliesslich  die 
Einigung  erfolgen  wird.  Dieser  Sachverhalt  gestattet  dem  Verfasser  leider 
nicht,  den  definitiven  Entwurf  vor  dessen  parlamentarischer  Berathung  an 
dieser  Stelle  zu  erörtern,  soll  nicht  das  Erscheinen  dieses  Heftes  ganz 
ungebürlich  verzögert  werden:  das  dankenswerte  Entgegenkommen  der 
Bedaction  in  dieser  Hinsicht  blieb  leider  infolge  der  geschilderten  Verhält- 
nisse unfruchtbar.  So  kann  sich  denn  der  Verfasser  nur  Vorbehalten,  hei  der 
Wiedergabe  des  zur  Verabschiedung  gelangten  Gesetzes  in  dieser  Zeitschrift 
auch  auf  seine  Entstehungsgeschichte  kritisch  zurückzukommen. 
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CX.  und  CXI.  Plenarversammlung. 

Dir  Verhandlungen  der  Goseltschafl  1901/2  wurden  am  12.  November  mit 
einer  Discussion  über  die  Frage  der  Kisenbahnvorstaatlichnng  in 
Oesterreich  eröffnet. 

Der  Referent  Herr  Dr.  Rudolf  Kobatsch  (Secretär  des  niederöster- 
reichischen Gewerbevereinea)  constatiert,  dass  in  wissenschaftlichen  Kreisen  all- 
gemein die  Meinung  sich  dnrchgerimgen  hat,  dass  der  Staat  einen  maassgebenden 
Einfluss  auf  die  Gestion  der  Bahnen  sich  sichern  müsse,  sei  es,  dass  er  den 
Betrieb  selbst  übernimmt,  sei  es,  dass  er  sich  ein  weitgehendes  üeberwachungs- 
recht,  eine  Ingereni  auf  den  Betrieb  u.  s.  f.  wahrt. 

Dabei  könne  es  sich  im  wesentlichen  nur  um  zwei  Systeme  bandeln: 
SUatsbahnbetricb  oder  Privatbahnbetrieb  mit  entsprechender  staatlicher  Einfluss- 
nahme. Gewiss  sind  für  diejenigen,  welche  die  Fortsetzung  der  Verstaatlichungs- 
action befürworten,  zunächst  auch  allgemein  wirtschaftspolitische  Erwägungen  maass- 
gebend gewesen. 

Ira  Parlamente  wurden  auch  nationalpolitischc  Gründe  für  die  Verstaat- 
lichung ins  Treffen  geführt.  Die  Czechen  erhoffen  also  von  der  Verstaatlichung 
eine  gerechtere  Berücksichtigung  ihrer  nationalpolitischen  Wünsche,  von  den 
deutschen  Abgeordneten  wieder  wird  damit  der  gegenUieilige  Standpunkt  begründet. 
Aus  nationalpolitischen  Gründen  heraus  ist  also  kein  durchschlagendes  .Argument 
für  die  Verstaatlichung  zu  holen. 

Es  wurden  aber  auch  socialpolitische  Gründe  für  die  Verstaatlichung 
angeführt.  So  haben  einige  Abgeordnete  den  Beamten  gerathen,  intensiver  für  die 
Verstaatlichung  einzntreten,  weil  es  ihnen  daun  besser  ginge.  Die  grosse  Mehr- 
zahl der  Privateisenbahnbeamten  dürfte  aber  nicht  sehr  für  die  Verstaatlichung 
schwärmen.  Sie  fürchten  ein  l'eberwuchem  des  Burcankratismns  und  einen 
ungünstigen  Einfluss  auf  die  Avanceraentverhältnisse. 

Die  weitaus  wichtigsten  Argumente  sind  die  verkehrspolitischen,  die  tari- 
farischen. Man  sagt,  der  Staat  wird  dann  die  Tarifbestimmung  vollständig  in  der 
Hand  haben  und  von  handelspolitischen  Gesichtspunkten  aus  die  Tarife  so  beein- 
flussen können,  wie  es  für  die  Import-  und  Exportverbäitnisse  nöthig  ist  Man 
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erinnert  daran,  dass  die  Privatbalintarifc  in  vielen  Füllen  höher,  ja  bedentend 
Iniher  sind  als  die  Staatsbahntarife,  dass  i.  B.  die  Tarife  der  Bahnen,  welche 
die  östlichen  Theile  Böhmens  durchlaufen,  wesentlich  höher  sind,  als  die  der 
Staatsbahnen  im  we.st]ichen  Theile,  was  lermlich  einer  Binnenzollinie  gleich- 
komnie,  so  dass  die  Industriellen  iin  östlichen  Böhmen  wesentlich  angün.stiger 
behandelt  werden,  als  die  im  westlichen  Theile  u.  s.  w.,  dass  ferner  die  Privat- 
bahnen gewisse  Tarife  im  Cartellwege  erstellen,  um  mitunter  Transporte  zu  hindern, 
welche  ihnen  ans  anderen  Gründen  unangenehm  sind.  So  wurde  in  der  Debatte 
des  Ahgeordnetonhauses  z.  B.  ein  (.'artell  der  Staatseisenbahngesellschaft  mit  der 
Nordwestbahn  angeführt,  welches  zur  Behinderung  der  Einfuhr  preussischer  Kohle 
nach  Böhmen  speciell  zu  Gunsten  des  Absatzes  der  Kladnoer  Kohle  getroffen 
wurden  sein  soll,  einer  Kohle,  welche  übrigens  in  das  Ausland  weit  billiger 
verfrachtet  wird,  als  für  inlündische  Indu.strieetablissemenLs.  Weiters  wurde  vor- 
gebraebt,  da.ss  es  bei  Tarifconflicten  mit  dem  Auslände,  wenn  der  Staat  die 
Tarife  in  der  Hand  hat.  leichter  sei,  mit  grösserem  Nachdruck  die  gleichmassige 
Behandlung  der  Tran.sporte  in  beiden  Riihtungen  dnrehzusetzen. 

Auch  könnten  die  Vortheile  des  Sfaffeltarifsystemes  infolge  des  Bestehen» 
der  Privatbahnen  nicht  voll  und  ganz  zur  Geltung  kommen,  weil  es  bünfig 
vorkomme,  dass  Localtarife  der  einzelnen  Privatbahnen  zusammengestos.sen  und 
nicht  diirchgerechnet  werden. 

Als  Gründe  gegen  die  Fortführung  der  Verstaatlichnngsaction  führt  der 
Referent  an:  durch  die  Schaffung  de»  EiBenbahnministerium»  habe  die  Verwaltung 
der  Staatsbahnen  sich  compliciert,  verlangsamt,  vertheuert;  der  Einfluss  des 
Finanzministeriums  sei  selbst  bei  kleinen  Ausgabeposteu  ein  überwiegender  und 
hemmender.  Da«  Damoklesschwert  der  Nichtbewillignng  auch  kleiner  Ansgaben 
schwebt  über  jedem  Ressortminister.  Wenn  es  »ich  darum  handelt,  billige  Tarife 
zu  erstellen,  verzögern  sich  die  Verhandlungen  zwischen  den  verschiedenen 
Referenten  oft  so  lange,  dass  inzwischen  der  günstige  Moment  längst  vorüber  ist. 
Aus  demselben  Grande  wird  oft  der  gün.stige  Angenblick  für  Anschaffungen  ver- 
passt, so  dass  der  richtige  finanzielle  Effect  nicht  erzielt  wird.  Die  grosse  Ab- 
hängigkeit vom  Finanzministerium,  die  sich  noch  progressiv  steigern  müsste,  wenn 
das  .Staatseisenbahnnetz  um  soviel  grösser  wird,  wird  als  wesentliche»  Argument 
gegen  die  Verstaatlichung  ins  Feld  geführt. 

Voraussetzungen  für  die  wirksame  Dnrchführnng  der  Verstaatlichung  »eien: 
kräftige  Regierung,  geschnlte  technische  und  nicht  aus  irgendwelchen  politischen 
Gründen  angestellte  leitende  Beamte  der  Bahnen,  vollkommen  geordnete  finanzielle 
Verhältnisse. 

Der  Referent  beschäftigt  »ich  sodann  mit  der  tinanzwirtsrhaftlichen  Frage. 
Der  bisherige  Betrieb  der  Staatsbahnen  habe  stetig  sinkenden  Ertrag  bei  stetig 
steigendem  Gebahningsabgange,  bezw.  Staatsznschu.sse  zur  Folge  gehabt.  Als 
Gründe  dafür  wird  angeführt,  das»  der  Staat  gezwungen  war,  rein  passive  Bahnen 
zu  übernehmen,  ferner  Bahnen,  die  rein  militärischen  Zwecken  dienen,  weiters 
solche,  deren  Existenzberechtigung  vornehmlich  in  der  Anfschliessnng  räumlich 
ausgedehnter,  entlegener  Landestheile  für  den  Verkehr  und  die  wirtschaftliche 
Entwickelung  liegt. 
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Ferner  sind  die  Baukosten  und  auch  die  Betriebskosten  zahlreicher  Linien 
der  Staatsbahnen,  namentücli  deijeuigen,  welche  in  den  Gehirgsländern  Oester- 
reichs laufen,  unverhältnissmässig  höher,  als  z.  B.  die  der  billigen  preussi- 
schen  Staatsbahnen.  Dazu  kommt  ein  undichter,  nngleiclimSssiger  Verkehr  — 
namentlich  Güterverkehr  — auf  den  Staatsbahnen,  der  zum  Theif  wieder  darauf 
zuruckzuföhren  ist,  dass  unrentable  Bahnen  in  den  Staatsbetrieb  übernommen 
wurden,  zum  Theil  auf  die  wenig  entwickelte  Verkehrsdichtheit  in  OesteiTeich 
überhaupt.  Auf  den  Betriebskilometer  entfällt  in  Deutschland  ein  jährlicher 
Transport  von  6400  Gütertonnen,  anf  den  österreichischen  Staatsbahnen  ein 
solcher  von  3200,  ahso  gerade  die  Hälfte.  In  Deutschland,  und  insbesondere  bei 
den  deutschen  Staatsbahnen,  sind  circa  36  Proc.  sämmtlicher  Linien  schon  zwei- 
uud  mehrgeleisig,  von  den  österreichischen  Staatsbahnen  circa  10  bis  12  Proc. 
Dadurch  wird  der  Betrieb  wieder  theurer,  anderseits  weniger  dicht  und  weniger 
ertragreich. 

So  ist  es  erklärlich,  dass  die  Betriebsausgaben  der  Staatsbahnen  bedeutend 
steigen,  während  die  Betriebseinnahmen  damit  nicht  gleichen  Scliritt  halten;  eine 
Krschfinnng,  bei  der  übrigens  auch  die  bedeutende  Herabsetzung  der  Tarife 
mitgewirkt  hat  Die  Betriebsausgaben  sind  im  abgelatifcnen  Decennium  per 
Betriebskilometer  um  70,  die  Betriebseinnahmen  um  etwa  28  Proc.  gestiegen, 
kein  Wunder  also,  dass  der  BetriebscoSfBcient  in  derselben  Zeit  von  62  anf 
nahezu  80  Proc.  sich  erhöht  hat.  So  sehr  die  Herabsetzung  der  Tarife  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkte  für  die  Verfrächter  zu  begnissen  ist,  so  sehr 
muss  doch  beklagt  werden,  dass  die  Staatsbahnverwaltung  sich  dazu  herbeiliess, 
die  Tarife  mitunter  in  einer  Weise  herabzusetzen,  die  schon  nahe  an  Einzel- 
begünstigungen grenzt,  und  dabei  soweit  gegangen  ist,  dass  von  einer  Herein- 
bringung der  Selbstkosten  gar  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann. 

Hand  in  Hand  mit  dem  ungünstigen  Ergebnis  geht  natürlich  die  sinkende 
Tendenz  in  der  Verzinsung  des  .Viilagecapitals.  In  Deutschland  ist  die  Verzinsung 
von  4 Proc.  ira  Jahre  1880  auf  4'8  Proc.  im  Jahre  1800  gestiegen  und  betrügt 
derzeit  weit  über  6 Proc.  Die  preu.ssischen  und  auch  die  sächsichen  Staatsbahnen 
führen  einen  bedeutenden  Reinüberschuss  an  den  Staat  zu  beliebiger  Verwendung 
ab,  dagegen  sinkt  die  Capitalsverzinsung  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen 
von  4 Proc.  zu  Beginn  der  Achtzigerjahre  constant  auf  3'8,  3’5,  dann  in  den 
Xeunzigeijahren  auf  2‘0,  2’8,  2’4.  endlich  im  Jahre  1000  bis  anf  2‘06  Proc. 
In  dem  Präliminare  für  dies  Jahr  1902  rechnet  die  Regierung  wieder  mit  einer 
Verzinsung  von  2'2  Proc.  Der  Referent  vennag  aber  nnr  eine  solche  von 
P9  Proc.  zu  berechnen. 

Dass  die  Staatsbahnen  ein  Deßcit  haben,  ist  allgemein  bekannt.  Wie  gro.ss 
aber  ist  dieses  Deficit  und  wie  wird  es  berechnet?  Eine  Berechnung,  die  nicht 
einwandfrei  war,  und  gegen  welche  namentlich  Dr.  Kaizl  ankümpfte,  war  die, 
da.ss  man  den  budgetären  Erfolg  feststellte  und  davon  die  Kosten  für  das  Anlage- 
capital  ezclnsive  der  Investitionen  abzog.  Da  ergab  sich  natürlich  ein  verhältnis- 
mässig kleines  Gebarnngsdeflcit.  Ein  neueres  und  richtigeres  Verfahren  besteht 
darin,  dass  man  einerseits  den  Dienst  für  die  Veninsung  und  Tilgung  des 
investierten  Capitals,  anderseits  die  Betriebsüberschüsse,  dann  aber  auch  das 
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Nettoerfordemis  für  die  Investitionen,  und  zwar  auch  im  Extraordinarium,  die 
sogenannten  ausserordentlichen  Investitionen,  in  Kechnnng  stellt.  Das  ist  voll- 
kommen begründet,  da  diese  Post  unmittelbar  die  Staatsbabncn  betrifft  und  nicht 
auf  irgend  ein  anderes  Conto  des  Staahsetats  gestellt  werden  darf.  Auf  diese 
Weise  gelangt  man  zu  dem  jährlichen  Gebarungsdeficit  der  Staatsbahneii,  für 
welches  der  Staat  in  Form  von  Zuschüssen  aufkommen  muss.  Diese  Staats- 
znschüsse,  die  zu  Beginn  der  Achtzigerjahre  noch  7 bis  8 Millionen  Kronen 
betrugen,  erreichen  in  der  Mitte  der  Achlzigerjahre  den  Betrag  von  36  bis  40 
Millionen,  in  den  Xeunzigerjahren  überschreiten  sie  50  Millionen,  im  Jahre  1900 
betragen  sie  58  Millionen,  und  im  Präliminare  pro  1902  werden  sic  von  der 
Reprierung  mit  60  bis  62  Millionen  berechnet.  Der  Referent  würde  übrigens  den 
Betrag  bereits  mit  65  Millionen  einsetzon,  da  hier  im  Präliminare  ein  Budgetiemngs- 
vorgang  beobachtet  werde,  der  nicht  vollkommen  gerechtfertigt  sei.  Es  wird 
nämlich  von  den  Investitionen,  die  in  dem  Programm  des  Investitionsgesetzes 
für  dieses  Jahr  vorgesehen  sind,  nur  die  llälfti*  der  für  den  Eisenbahnbetrieb 
erforderlichen  Investitionen  eingesetzt.  Die  andere  Hälfte  verschiebt  die  Regiemng 
auf  das  nächste  Jahr.  Sie  hat  allerdings  die  Ermächtigung,  die  für  ein  Jahr 
bewilligten  Credite  auch  zum  Theile  noch  in  den  zwei  nächsten  Jahren  zu  ver- 
wenden. Daraus  folgt  aber  nur  eine  entsprechende  Mehrbelastung  der  nächsten 
Jahre.  Die  steigende  Tendenz  des  Gebarungsahganges  oder  Staatszuschnsses  ist 
jedenfalls  unleugbar. 

2fun  haben  freilich  sehr  hervorragende  Volkswirte  erklärt,  es  sei  gar  nicht 
nothwendig,  dass  der  Staat  mit  so  billigen  Tarifen  arbeite,  cs  sei  vielmehr 
geboten,  dass  er  aus  den  Betriebseinnahmen  nicht  bloss  sämmtliche  Betriebs- 
ausgaben, sondern  auch  die  Verzinsung  des  gesaramten  Anlagecapitals  bestreite. 
Ja  manche  fordern  noch  einen  Gebarungsüberschuss  für  den  Staatssäckel.  Es 
wird  gesagt,  es  sei  volkswirtschaftlich  nicht  gerechtfertigt,  dass  zn  Gunsten  der 
verhältnismässig  wenig  zahlreichen  Eisenbahninteressenten,  Vcrfrächter,  Händler, 
Sjieditenre,  welche  allein  von  den  billigen  Staatsbahntarifen  profitieren,  die 
Allgemeinheit  der  Xichtintercssenten  in  der  Form  von  Steuern  für  das  Deficit 
anfkomme.  Insbesondere  hat  Dr.  K a i z I diesbezüglich  Detailberechnnngen  ange- 
stellt.  um  zu  zeigen,  dass  die  Ermäs.sigung  der  Staatsbahntarife  auf  die  Detailpreise 
der  betreffenden  Güter  gar  keine  Wirkung-  oder  höchstens  eine  solche  hatte,  die  sich 
in  Zehnteln  von  Kreuzern  ansdrücke.  Hier  ist  aber  vor  allem  nicht  zu  übersehen,  dass 
doch  die  Herabsetzung  der  Tarife  einer  Erhöhung  der  Gflterpreiso  entgegeiiwirken 
konnte.  Und  nm  wieviel  müssten  die  Staatsbahntarife  erhöht  werden,  um  die  oben 
genannten  Forderungen  zu  erfüllen?  Abg.  Kaftan  spricht  von  einer  Erhöhung  nm 
53  Proc.  Die  Erhöhung  der  Tarife  der  wichtigeren  Massengüter  trifft  aber  bei  den 
Rohstoffen  die  Industriellen  und  Gewerbetreibenden,  bei  den  Lebensmitteln  die 
breiten  Massen  der  Bevölkerung.  Und  wenn  cs  sich  auch  nur  um  einige  Heller 
beim  Centner  Getreide  oder  Mehl,  um  einige  Kreuzer  beim  Kilogn-amm  Heisch 
handelt,  so  bedeutet  das  doch  eine  Erhöhung  der  Preise,  und  hier  kann  gewiss 
nicht  mehr  von  einer  beschränkten  Zahl  der  Interes.-ienteu  gesprochen  werden. 
Dass  aber  die  Tariferhöhung  in  einer  Erhöhung  der  Güterjireise  zum  Ausdruck 
kommen  würde,  ist  zweifellos,  selbst  wenn  die  Ennässigung  nicht  gewirkt  hat. 
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Man  muss  sich  also  aus  Tolkswirtsrfaaftlichen  Gründen  gegen  eine  so  veit 
gehende  Krhöhnng  der  Staatsbahntarife  ganz  entschieden  anssprechen.  Es  ist 
auch  nicht  anznnehmen,  dass  die  Begierang  derzeit  ernstlich  daran  denke; 
wenigstens  lassen  Aenssemngen  competenter  Persönlichkeiten  darauf  nicht  schliessen. 
Wohl  wurden  Versuche  gemacht,  die  Gütertarife  der  Staatsbahn  zu  erhöhen,  sie 
wurden  aber  durch  den  energischen  Widerstand  der  wirtschaftlichen  Vertretungs- 
köriier  abgeschlagen.  Auch  das  Gespenst  der  Transportsteuer,  welche  ja  im  Effect 
nur  eine  Erhöhung  des  Frachtpreises  bedeuten  würde,  kehrt  von  Zeit  zu  Zeit 
immer  wieder,  aber  auch  diese  wurde  bisher  immer  glücklich  abgewehrt 

Will  man  aber  die  Verstaatlichung  fortsetzen,  so  bleiben  nur  zwei  Alternativen. 
Wenn  der  Staat  die  grossen  Privatbahnen  übernimmt  und  deren  heutige,  höhere 
Tarife  auf  sein  Tarifniveau  herabdrückt,  so  wird  das  Gebarungsdeficit  natürlich 
ein  ungleich  höheres  werden,  nnd  der  Staat  müsste  also  notbwendig  die  Tarife 
erhöhen  oder  an  eine  Erhöhung  der  Steuern,  an  die  Einführung  neuer  Steuern 
schreiten. 

Die  indirccten  Abgaben  wird  man  ohne  einen  Sturm  der  Entrüstung 
schwerlich  erhöhen  können.  Die  Gebüren  sind  auch  hoch  genug.  Welche  directen 
Stenern  will  man  noch  einführen?  Man  bat  vom  jetzigen  Finanzininister  selbst 
den  berühmten  Au.sspruch  von  der  budgetären  Enge  gehört,  die  zum  grossen 
Theil  darauf  znrückznführen  ist,  dass  die  Elasticität  der  Mehrzahl  der  directen 
Stenern,  aber  auch  der  indirecten  Abgaben  geradezu  schon  an  dem  Mnllpnnkt 
angelangt  ist.  Ja,  gewisse  directe  Stenern  sind  pro  1002  sogar  schon  mit  einem 
geringeren  Betrage  eingestellt  Wenn  man  aber  weder  die  Tarife  ausgiebig  erhöhen, 
noch  auch  neue  Stenern  cinfuhren  will,  dann  wird  man  vorerst  wohl  auch  von 
der  Fortführung  der  Verstaatlichnngsaction  absehen  müssen. 

Das  Facit  ist  also  sehr  wenig  versprechend:  Man  kann  derzeit  in  grösserem 
Maasstahe  nicht  weiter  verstaatlichen.  Sollen  wir  uns  aber  damit  wirklich  begnügen, 
Oller  Hesse  sich  vielleicht  doch  ein  Ausweg  finden,  um  wichtige  Hoffnungen  rum 
Theile  wenigstens  zu  erfüllen,  die  von  so  mancher  Seite  an  die  Verstaatlichung 
geknüpft  werden? 

Der  Referent  möchte  zu  erw.ägen  geben,  ob  man  nicht  vielleicht  mit  einer 
Reform  des  Eisonbahnconcessionsrechtes  nnd  vor  allem  mit  einer  starken  Hand- 
habung des  Deberwachungsrechtes,  mit  einem  maassgebenderen  Einfluss  des 
Staates  auf  die  Privatbahnen  vergehen  könnte.  Die  Geschichte  des  Eisenbahn- 
concessionsrechtes  in  Oesterreich  ist  sehr  lehrreich,  sie  zeigt  eine  gewisse 
Entwickelung,  die  nicht  still  zu  stehen  braucht.  Bei  den  Berathungen  über  die 
ersten  Concessionsnormen  zu  Endo  der  Droissigerjahre  befand  man  sich  noch  auf 
dem  Standpunkte  der  vollkommen  freien  Wirtschaft.  Man  sagte  sich:  Die  Bahnen 
werden  schon  in  ihrem  eigenen  wohlverstandenen  Interesse  möglichst  billigst 
verfrachten,  alle  Vorschriften  können  nur  einen  störenden  Einfluss  üben.  Auch 
das  Eisenbahnconcessionsgesetz  vom  Jahre  18,54  ist  vorhältnissmässig  wenig  weit 
gegangen.  Man  hat  das  Einlösungsrecht  eigentlich  nicht  ausdrücklich  normiert 
und  auch  das  Tarifhoheitsrecht,  die  Einfluasnahme  auf  die  Tarifsätze,  sehr  milde 
stilisiert.  Man  sagte,  der  Staat  könne  auf  eine  billige  Erm.'lssigung  der  Tarife 
dann  einwirken,  wenn  der  Beinertrag  13  Proc.  des  Anlagccapitals  ausmacbe;  das 
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sei  dnrchans  kein  zu  hoher  Procentaatz,  der  Eisenbahnbetrieb  sei  ein  gefährlicher, 
er  rentiere  sich  schwer,  namentlich  in  den  ersten  Jahren  n.  s.  w.  Spätere  Con- 
cessionsiirknnden  sind  allerding.«  schon  viel  weiter  gegangen:  Das  Tarifboheits- 
recht  im  Sinne  der  Ermässignng  der  Tarife  kann  nun  schon  bei  einem  Reinertrag 
von  10,  in  einzelnen  Fällen  von  6 Proc.  ausgeübt  werden.  Man  hat  den  Rahnen 
gewisse  Pflichten  anferlegt,  so  z.  B.  bei  einer  gewissen  Höhe  des  Ertrage.s  ein 
zweites  Geleise  zu  legen,  welcher  Pflicht  bekanntlich  nicht  alle  Eisenbahnvcr- 
waltnngen  gerne  nachznkommen  pflegen.  Dann  bat  man  vor  allem  die  persönliche 
Regüustignng  einzelner  Verfrachter  zu  Ungnnsb>n  der  grossen  Mehrzahl  der 
anderen  ansznschlieasen.  ferner  — freilich  mit  wenig  Glück  — die  Frage  der 
Maximaltarife  einznführen  versucht. 

Einen  wesentlichen  Fortschritt  bedeutet  offenbar  die  letzte  Concessions- 
nrknnde  der  Nordhahn  ans  dem  Jahre  1886  und  vor  allem  auch  die  Concession.s- 
nrkunden  der  meisten  Localbahnen.  In  der  Concessionsnrknnde  der  Nordhahn 
sind  dem  Staate  gewisse  Rechte  zogesichert,  welche  für  eine  Reform  des  Con- 
cessionsrechtes  beispielgebend  sein  können,  so  die  Bestimmung,  dass  die  Tarife 
der  Nordbahn  unter  bestimmten  Voraussetzungen  nicht  höher  sein  dürfen,  als  di« 
der  westlichen  Staatsbalincn,  ja  der  Staat  kann  verlangen,  da.ss  die  Bahn  sogar 
unter  dieses  .\usmaa.s8  hernntergehe,  wenn  volk.swirtschafüiche  Rücksichten  dies 
gebieten.  Sehr  wichtig  ist  auch,  dass  der  Staat,  wie  bei  der  Nordbahn,  auch  bei 
der  Anssig-Teplitzer  Bahn  eine  flnanziello  Bethoiligung  an  dem  Reinertnögnis  sich 
gesichert  hat,  sobald  dasselbe  ein  gewisses  Ansmaass  erreicht. 

Auch  auf  ausländische  Concessionsgosetze  ist  hier  binznweisen.  so  auf  das 
prenssische  und  schweizerische.  So  findet  sich  in  dem  preu.ssischcn  Concessions- 
gesetz  die  Bestimmung,  dass,  wenn  eine  Eisenbahnnntemehmnng  eine  allgemeine 
oder  auch  eine  besondere  Betriebsbedingnng  nicht  erfüllt  und  einer  Anfforderung 
zur  Erfüllung  derselben  binnen  einer  Frist  von  drei  Monaten  nicht  nachkonimt, 
der  Staat  das  Recht  hat,  die  Bahn  öffentlich  zu  versteigern.  In  un.serem  f(pn- 
cessionsgesetz  ist  wohl  eine  ähnliche  Bestimmung  entlialten,  doch  ist  dort  von 
wiederholten  Aufforderungen  die  Rede.  Der  Staat  kann  also  bei  uns  die  Bahn 
auch  hundertmal  dazu  anffnrdem.  Allerdings  gibt  es  in  Preussen  keine  Privat- 
bahnen, aber  trotzdem  ist  die  Bestimmung  sehr  gut.  Freilich  würde  es  nicht  auf 
die  Bestimmung  allein  ankommeu,  sondern  auch  auf  die  Handhabung. 

Von  Wichtigkeit  ist  auch,  dass  die  einzelnen,  concroten  Concessionsurkunden 
unklar  verfasst  sind  und  der  Anslegungskunst  Thür  und  Thor  öffnen.  So  ist  z.  B. 
in  manchen  frkunden  die  Frage,  wa.s  der  Staat  im  Falle  der  Einblsung  zu 
erhalten  hat,  nicht  klar  gelöst.  .Auch  aus  dem  englischen  und  amerikanischen 
Gesetz  ist  manches  Lehrreiche  zn  entnehmen  — und  dort  gibt  es  Privatbahnen  — , 
so  das  Verbot,  für  näher  liegende  Stationen  höhere  Sätze  zn  erstellen,  als  für 
weiter  gelegene,  das  Verbot  der  Vereinbarung  der  Verkehrstheilung  unter  zwei 
oder  mehrere  Bahnunternehraungen. 

Ein  sehr  wichtiger  Vorschlag  wurde  von  der  Leobener  Handelskammer 
gemacht,  nämlich  zwangsweise  zu  erreichen,  dass  das  Stsffeltarifsystem  auch  auf 
den  Privatbahnen  vollkommen  zur  Durchführung  gelange,  indem  die  Localbahn- 
tarife nicht  zusammengestossen  werden,  sondern  eine  Durchrechnung  stattfindet. 
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Obfriuspectur  B 8 ii  k fordert,  dass  die  Einführung  directer  Tarife  von  und  nach 
allen  österreichischen  Stationen  möglich  sei.  Er  scheidet  aber  gewisse  Güter  aus 
und  berechnet  einen  gewissen  Ausfall  für  die  Privatbahnen,  für  die  er  eine 
Entschädigung  seitens  des  Staates  beansprucht  Bei  den  traurigen  finanziellen 
Verhältnissen  der  Staatseisenbahnen  wird  man  mit  einer  solchen  Entschädigung 
wohl  schwerlich  rechnen  können.  Der  Staat  müsste  sich  eben  billiger  mit  Zwangs- 
maassregeln  helfen. 

Eine  wichtige  Frage  ist  auch  die  der  Corapetenz  in  Eisenbahn-Rechts- 
streitigkeiten; es  ist  zu  bezweifeln,  ob  die  Bestimmung  des  Concessionsgesetz.es, 
wodurch  die  Competenz  der  Verwaltungsbehörden  eingeführt  wurde,  sich  voll  und 
ganz  bewährt  hat.  In  England  besteht  eine  autonome  königliche  Commission, 
vor  die  jede  Frage  der  Erhöhung  von  Eisenbahntarifen  von  jedem  einzelnen 
Verfrachter,  der  sich  geschädig't  fühlt,  gebracht  werden  kann,  und  vor  der  diese 
Tariffragen  contradictorisch  verhandelt  werden.  Die  Commission  entscheidet  end- 
giltig  und  rechtswirksam.  Es  ist  die  Frage,  ob  wir  eine  ähnliche  Commission 
bilden  könnten;  aber  es  würde  sich  jedenfalls  empfehlen,  entsprechende  Institutionen 
auch  in  Oesterreich  ins  Leben  zu  rufen. 

Selbstverständlich  müsste  auch  die  Competenz  und  die  Thätigkeit  des  öster- 
reichischen Staatseisenbahnrathes  ansgestaltet  werden  oder  es  müsste  an  dessen  Stelle 
vielleicht  etwas  anderes  treten.  Jedenfalls  müsste  der  Einfiuss  des  Uandels- 
ministeriums  als  des  obersten  Hüters  der  Interessen  der  Verfrachter  bei  den 
eisenbahnpolitischen  und  eisenbahntarifarischen  Fragen  ein  grösserer  und  wirk- 
samerer werden. 

Der  Referent  resümiert  seine  Ausführungen  schliesslich  dahin:  Unserem 
Eisenbalinwesen  haften  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  bestehenden  Privat- 
bahnen gewiss  zahlreiche  M.ängel  an.  Diesen  Mängeln  würde  aber  dadurch  nicht 
abgeholfen  werden,  wenn  man  mit  der  Verstaatlichung  im  grossen  Stile  fortfahren 
wollte.  Es  würden  sich  im  Gegentheil  so  schwerwiegende  finanzielle  Uebelstände 
ergeben,  dass  der  Zustand  sich  kaum  verbessern,  wahrscheinlich  verschlechtern 
würde.  Es  würde  sich  daher  empfehlen,  statt  dessen  durch  eine  Reform  des 
KIsenbabnconcessionsrechtes,  insbesondere  aber  auch  dadurch,  dass  der  Staat  sich 
mehr  factischen  Einflu.ss  auf  die  Gestion  der  Frivatbahnen  in  jeder  Hinsicht  zu 
verschaffen  weiss,  die  Frage,  wenn  auch  nicht  zu  lösen,  so  doch  einer  Lösung 
nahe  zu  führen.  Ich  weiss  nicht,  schlieast  Redner,  ob  der  österreichische  Staat 
in  der  Lage  ist,  sich  diesen  Einfluss  wirklich  zu  veiachaffen.  Ein  sehr  geistreicher 
österreichischer  Pnblicist  äusserte  sich  mir  gegenüber  dabin:  Man  soll  die 
Eisenbahnen  nicht  früher  verstaatlichen,  bevor  man  in  Oesterreich  den  Staat 
selbst  verstaatlicht  hat.  (Beifall.) 

In  der  hieran  sich  knüpfenden  Debatte  bestreitet  Herr  Julius  Singer 
die  Möglichkeit,  die  Conces.sionen  nachträglich  zu  ändern.  Auch  hält  er  die  Frage 
der  Rentabilität  nicht  für  entscheidend  bei  öffentlichen  Unternehmungen,  deren 
Bestimmung  es  ist,  den  öffentiiehen  Interessen,  der  Cultur,  militärischen  Interessen, 
der  Vertheidigung  des  Vaterlandes  zu  dienen. 

Heute,  wo  die  Handelspolitik  alles  beherrscht  und  wo  man  die  Halmen  als 
Mittel  für  die  Industrie-  und  Exportförderung  benützen  will,  gehe  es  nicht  au. 
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ZU  erklären:  Wir  können  die  Verstaatlichungsaction  nicht  weiter  fortsetzen  aus 
Angst,  dass  unser  Deficit  vielleicht  nm  1 oder  2 Millionen  grösser  werden 
könnte.  Vom  Staate  könne  man  verlangen,  dass  er  ans  bandelspcUtischen  Motiven 
für  die  Industrie-  oder  Exportförderung  in  den  Tarifen  Opfer  bringe. 

Herr  Alfred  Ostersetzer  glaubt,  dass  der  Staat  heute  bereits  so 
bedeutenden  Einfluss  auf  die  Privatbahnen  besitzt,  dass  er  bei  ihnen  alles  Ver- 
nünftige durchsetzen  könnte  und  es  in  seiner  Hand  liege,  noch  mehr  sachlichen 
Einfluss  zu  gewinnen,  ohne  weitere  Verhandlungen,  ohne  Contractbruch  u.  dgl. 
'Wenn  aber  der  Einfluss  des  Staates  beute  nicht  ganz  jener  ist,  welchen  Referent 
zu  wünschen  scheint,  so  beruht  dies  eben  darauf,  dass  sich  der  Staat  mit  seiner 
Kisenhabnpolitik  in  einer  sehr  bedauerlichen,  halbschlächtigen  Position  beßndet. 
Auf  der  einen  Seite  ist  er  selbst  Unternehmer,  Interessent,  Concurrent,  und  als 
solcher  in  tarifarischer  Hinsicht  gerade  durch  die  Natur  seines  jetzigen  eigenen 
Netze.s  nicht  sehr  ausschlaggebend,  während  seine  eigene  Gestion  vielleicht 
nicht  immer  ganz  einwandfrei  ist.  Auf  der  anderen  Seite  ist  er  Aufsichtsorgan 
gegenüber  allen  Privatbahnen;  und  die  Maa.vsregeln,  welche  er  als  solches  verfügt, 
sind  technisch  oft  so,  dass  die  Privatbahnen  mit  Recht  darauf  verweisen  können, 
der  Staat  thäte  besser  daran,  diese  Verfügungen  zunächst  auf  seinem  Netze 
anzuwendeii.  Was  sonst  unter  dem  Titel  des  Aufsicbtsrechtes  vom  Staate  besonders 
in  finanzieller  Beziehung  gegen  die  Privatbahnen  verfügt  wird,  hat  schon  oft  den 
neutralsten  Beobachtern  Anlass  zu  ernsten  Bedenken  gegeben. 

Diese  gegenwärtige  unbefriedigende  Situation  des  Staates  bezüglich  seines 
Eisenbahnnetzes  ist  die  Folge  davon,  dass  seinerzeit  mit  ziemlicher  Unklarheit, 
jedenfalls  aber  aus  ganz  verschiedenen  Motiven  an  die  Verstaatlichung  heran- 
getreten wurde.  Der  Staat  sah  sich  einerseits  veranlasst,  Bahnen  zu  über- 
nehmen, welche  infolge  des  aus  den  schüinmsten  Zeiten  der  Staatswirtsebaft 
stammenden  Garantieverhiütnisses  enorme  Staatszuschüsse  erforderten.  Er  musste 
ferner  viele  neue,  absolut  unrentable  strategische  Linien  bauen,  weil  niemand 
anderer  es  gethan  hätte.  Endlich  bestand  anfangs  das  Bestreben,  gut  rentierende 
grosse  Linien  in  die  Hand  zu  bekommen  und  damit  einem  grossen  rentablen 
Staatsbahnnetz  vorzuarbeiten,  wobei  man  wohl  auch  dachte,  durch  Einführung 
niedriger  Tarife  auf  den  eigenen  Linien  die  anderen  guten  Privatbahnen  billiger 
hert'inzubekomineu.  Diese  Politik  wurde  aber  wieder  nicht  conseqoent  dnrehge- 
führt,  denn  die  anfänglich  .sehr  billigen  Tarife  wurden  wieder  hinaufgesetzt,  so 
dass  die  besten  Freunde  der  Verstaatlichung  auch  an  den  volkswirtschaftlichen 
Zielen  derselben  irre  werden  mussten. 

Aus  dieser  in  jeder  Richtung  unbefriedigenden  Situation  muss  nun  der 
Staat  herauskoniinen.  Wenn  man  aber  auch  im  Princip  der  Ansicht  wäre,  dass 
einen  solchen  Ausweg  nur  eine  energische  Fortsetzung  der  Verstaatlichung  bieten 
könne,  um  ein  grosses,  gut  geleitetes  StaHtsbahnnetz  zu  schatfen,  so  kann  man 
sich  doch  nicht  verhehlen,  dass  einige  wichtige  Vorfragen  erst  noch  genügend 
klargestelit  werden  müssten,  ehe  man  an  ein  solches  Programm  geht. 

Schon  die  principielle  Gnindfrago,  ob  Bahnen  nur  nach  dem  Grundsätze 
der  Rentabilität  oder  nach  jenem  der  volkswirtschaftlich  günstigsten  Tarifpolitik 
vom  Staate  zu  verwalten  seien,  ist  noch  keineswegs  geklärt.  Weiters  urtbeilt  inan 
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auch  über  dte  Ursachen  des  schlechten  Ergebnisses  der  bisherigen  Staatsbabnon 
zu  oberdüchlicht  uro  hieraus  bindende  Schlüsse  bezüglich  der  Fortsetzung  der 
Yerstaatlichong  ziehen  zu  können.  Man  beweise  erst,  dass  der  Staat  bei  früher 
rentablen  Linien,  z.  6.  der  KHsabethbahn,  schlechtere  Kesultate  erzielt  als  seine 
Vorgänger,  nnd  dass  eine  etwaige  Verschlechterung  auf  anderen  Gründen  beruhe, 
als  jenen,  welche  für  die  Privatbahnen  heute  auch  gelten,  wie  socialpolitische 
Lasten  etc.  Beweist  man,  dass  der  Staat  wirklich  schlecht  gewirtschaitet  habe, 
80  wird  dies  vielleicht  gegen  Fortsetzung  der  Verstaatlichung  sprechen.  Aber 
klargestellt  ist  dies  bisher  noch  nicht,  nnd  dass  die  strategischen  Bahnen  nichts 
tragen  können,  weiss  man  ohnehin,  und  das  kann  mau  als  Argument  gegen 
Erwerbung  guter  Privatbahnen,  welche  jedenfalls  eine  einheitlichere  Verwaltung 
aller,  der  guten  wie  der  schlechten  Linien  ermöglichen  würde,  nicht  benützen. 

Und  schliesslich  wäre,  um  zu  einem  klaren  Urtheil  zu  gelangen,  die 
wesentlichste  Frage  zn  beantworten,  nämlich  die,  wie  sich  finanziell  die  Erwerbung 
der  grossen  Privatbahnen,  welche  noch  zu  kaufen  wären,  auf  Grund  einer 
anständigen  Ablösung  stellen  würde.  Dabei  wird  man  auf  die  grössten  Schwierig- 
keiten stossen.  Denn  schon  jetzt  geben  die  Concessionon  dieser  Bahnen,  w'elche 
tbeils  zur  Zeit  grösster  finanzieller  Ohnmacht  des  Staates  erthoilt  wurden,  tbeils 
zu  einer  Zeit,  wo  die  nOihigen  Faebkenntnisse  in  der  Begierung  mangelten,  fort- 
während zu  unüberwindlichen  Unklarheiten  Anlass.  So  bei  der  Kordwestbahn 
bezüglich  des  zweiten  Geleises,  bei  der  Klbetbalbahn  bezüglich  der  Steuer  etc. 
Und,  wenn  sich  auch  bei  der  aus  jüngerer  Zeit  stammenden  neuen  Concession 
der  Kordbabu  gezeigt  bat.  dass  die  Beschränkung  der  Dividende  auf  100  fl. 
keineswegs  ein  sehr  glücklicher  Griff  war,  wenn  bei  dem  Thoilungsvertrage  mit 
Aussig-Teplitz  bereits  Discussionen  entstehen  können,  so  sieht  man,  dass  auch 
heute  das  Interesse  des  Staates  nicht  immer  aufs  glücklichste  vertreten  wird, 
und  man  wird  die  Schwierigkeiten  der  concessionsmässigen  Einlösung  der  grossen 
Bahnen  umsoweniger  unterschätzen  dürfen. 

Auch  der  Redner  ist  daher  im  Princip  für  die  Fortsetzung  der  Verstaatlichung, 
zumal  die  gegenwärtige  Situation  für  den  Staat  nicht  haltbar  sei,  weder 
verkehrspijlitisch  noch  finanzpolitisch.  Aber  die  Frage  kurzweg  zu  entscheiden,  sei 
nicht  möglich,  well  die  Voraussetzungen  viel  zu  unklar  sind. 

Generaldirector  der  Kordbahn,  Hofrath  Jeittoles,  legt  an  Beispielen 
dar,  wie  die  grossen  AVandlungen  iu  der  uHterreichischen  Kiseubahnpolitik  immer 
durch  finanzielle  Momente  begründet  waren.  Der  Verkauf  der  Staatsbahnen  in  den 
Fünfzigerjahren,  die  Einffihmiig  des  Garantiesystemes  und  dann  wieder  die  Auf- 
hebung desselben,  alle  diese  Veränderungen  waren  dadurch  begründet,  dass  die 
finanziellen  Ergebnisse  so  ungünstige  waren.  Und  nun  ist  in  den  Siebzigeijahren 
jenes  System  inauguriert  worden,  welches  noch  heute  in  Kraft  ist  nnd  sich  durch 
successive  Ausdehnung  des  Staatseisenbahnnetzes  kennzeichnet,  tbeils  im  Wege 
des  Baues  neuer  Bahnen  durch  den  Staat,  insbesondere  in  jenen  Fällen,  wo  das 
Privatcapilal  für  den  Bau  gewisser,  nnthwendiger  Bahnen  durchaus  nicht  zu 
haben  war,  tbeils  durch  Erwerbung  bestehender  Bahnen. 

Es  ist  nun  genau  nachw’eisbar,  dass  gerade  diese  Periode  auch  wieder  durch 
finanzielle  Bedürfnisse  initiiert  worden  ist.  Es  ist  schon  darauf  lüngowiesen 
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worden,  dass  in  der  Mitte  der  Siehzigerjahre  das  Staatsbudget  in  dem  Erfordernis 
für  Subventionen  und  Dotationen  ungefähr  25  Millionen  Gulden  als  Vorschüsse 
für  die  garantierten  Bahnen  enthielt.  Dabei  war  sich  die  Staatsverwaltung  bewnsst, 
dass  sie  nicht  das  gering.ste  Mittel  habe,  nm  die  Verwaltung  dieser  Bahnen 
irgendwie  zu  beeinflussen.  Diese  Bahnverwaltungen  haben  vollstindig  nach  eigenem 
Ermessen  und  ohne  irgendwie  der  Ingerenz  des  Staates  in  Bezug  auf  die  eigent- 
liche fikonomiscbe  Verwaltung  unterworfen  zu  sein,  gewirtschaftet,  während  es 
die  Staatsverwaltung  war,  welche  die  Conseqnenzen  die.ser  Wirtschaft  so  lange 
wenigstens  zu  tragen  hatte,  als  nicht  offenbare  Missbrauche  nachzuweisen  waren. 
Nun  war  es  klar,  dass  ein  solcher  Zustand  nicht  gut  haltbar  sei.  Daraus  ist  das 
bekannte  Gesetz  vom  Jahre  1877  entstanden,  welches  die  Staatsverwaltung 
ermächtigte,  unter  gewissen  Bedingungen,  die  sich  lediglich  auf  die  finanziellen 
Ergebnisse  der  garantierten  Bahnen  bezogen,  dieselben  auf  Rechnung  der  Gesell- 
Kchafteii  in  Verwaltung  zn  nehmen,  wie  man  popniär  sagt;  zu  sequestrieren. 
Allerdings  musste  dies  wohl  in  dem  .Sinne  aufgefasst  werden,  da.ss  der  Staat 
hiebei  nicht  Maassregeln  vornehme,  welche  gegen  das  Interesse  des  verwalteten 
Unternehmens,  wenn  auch  vielleicht  im  allgemeinen  Staatsinteresso  gewesen  wären. 
Zur  Handhabung  dieses  Gesetzes  ist  es  kaum  gekommen.  Eine  Bahn  wurde 
Anfang  der  Achtzigerjahre  unter  der  Herrschaft  dieses  Gesetzes  in  die  Verwaltung 
des  Staates  genommen.  Die  weitere  Ausübung  desselben  ist  aber  durch  die 
Verstaatlichungsacliou  überflüssig  geworden.  Das  Wesentliche  ist,  dass  also  auch 
hier  wieder  finanzielle  Gesichtspunkte  maassgebend  waren. 

.Alle  Erwägungen,  mit  denen  man  damals  an  die  einzelnen  Verwaltmigen 
herantrat,  und  alle  Vorschläge  der  Uegiemng  an  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften waren  lediglich  auf  finanzielle  Gründe  basiert.  Bei  dem  ersten  dieser 
grösseren  Verträge,  jenem  vom  Jahre  1880  und  1881  über  die  Verstaatlichung 
der  Elisabethbahn,  bemühte  man  sich,  peinlich  anszorechneii.  wie  dnrcli  eine 
einfache  Veränderung  der  rein  finanziellen  AVirtschaft,  durch  den  Umstand,  dass 
die  Privatgesellschaft  in  Bezug  auf  Anlehen  an  kurze  Termine  gebumlen  war. 
was  beim  Staate  nicht  der  Fall  sein  werde,  durch  Converticrung  der  damaligen 
fünfprocentigen  .Aiilehen  ein  finanzieller  Gewinn  für  den  Staat  gegenüber  der 
A'ereinbarung  mit  der  Gesellschaft,  die  übrigens  bei  völliger  Wahrung  der  crni- 
cessionsmAssigen  Rechte  durchgeführt  worden  ist,  von  selbst  resultieren  würde. 
Und  gerade  diese  Momente  waren  es,  welche  bei  der  Verhandlung  im  Abgeordneten- 
hause auf  das  heftigste,  aber  wieder  aus  finanziellen  Gesichtspunkten  bekämpft 
wurden.  Der  Gmiidged.inke  war  immer:  im  übrigen,  in  der  eigentlichen  Betriebs- 
wirtschaft, werde  das  Ergebnis  so  ziemlich  dasselbe  sein,  wie  bisher.  Denn  es 
sei  einerseits  nicht  anznnehmen,  dass  der  Staat,  welcher  das  ganze  Beamten- 
personal übernehmen  würde,  das  die  Privatbahn  beschäftigt  hat,  anders,  besser 
oder  schlechter,  verwalten  würde,  aber  anderseits  werde  der  Staat  auch  keine 
erheblichen  Opfer  in  tarifarischer  Hinsicht  zu  bringen  haben.  Immer  hat  man  den 
finanziellen  Berechnungen  — abgesehen  von  dem  Capitalsdienst  — denselben  reinen 
Betriobsüberschuss  zngrundegelegt,  wie  er  sich  vor  der  Verstaatlichung  ergeben  hat. 

Ich  habe  kurze  Zeit,  nachdem  die  Rudolfsbabn  sequestriert  worden  ist, 
die  Elisahethbahn  auf  Staatsrechming  in  Betrieb  genommen  war  und  die 
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Venraltung  dieser  beiden  Unternehmangen  znsaunnengelegt  wurde,  einer  Sitzung 
beigewobnt,  wo  es  sich  darum  gebandelt  hat,  wie  die  natürlich  in  mancher 
Beziehung  disparaten  Tarife  dieser  beiden  grossen  üntemehinungen  zusammen- 
lulegeii  seien.  Ich  rieUi  dazu,  die  Tarife  zu  egalisieren,  aber  so  zu  egalisieren, 
dass  schliesslich  das  Gesammtresnitat  dassidbe  wäre,  wie  bisher.  Dies  ist  mir 
schon  damals  nicht  gelungen. 

Von  diesem  Zeitpunkt«  an  aber  wurden  die  Staatsbahntarife  nahezu  unaus- 
gesetzt rednciert.  mindestens  bis  zum  Jahre  1890,  wo  der  bekannte  Kreuzer- 
Zonentarif  im  PersonenTerkehr  eingeführt  wurde,  und  bis  zum  Jahre  1891,  wo 
der  in  seinen  hauptsächlichen  Grundzügen  heute  noch  heetehonde  Gütertarif  der 
österreichischen  Staatsbahnen  eingefflhrt  wurde.  Durch  diese  Tarife  sind  die 
Staatsbahneinnabmen  sehr  erheblich  beeinflusst  worden.  Ich  stimme  mit  der 
Anschauung  ruUstäudig  überein,  die  der  Herr  Gisenbahnminister  in  der  früher 
citierten  Schrift  ausgesprochen  hat,  dass  der  österreichische  Staat  genöthigt  ist 
und  seit  der  Zeit,  in  der  man  überhaupt  von  einem  Eisenbahnwesen  bei  uns 
sprechen  kann,  stets  genöthigt  war,  wenn  er  die  Entwickelung  der  österreichischen 
Eisenbahnen  überbanpt  fördern  wollte,  erhebliche  flnanzielle  Opfer  zu  bringen. 
Das  war  ja  unvermeidlich  in  einem  Lande  mit  so  dünner  Bevölkerung,  mit  einer 
so  wenig  entwickelten  Industrie,  wie  es  vor  den  Sechzigerjahren  der  Fall  war, 
mit  einer  so  nngün.stigen  Bodengestaltnng;  In  einem  solchen  Lande  konnte  das 
Eisenbahnwesen  sich  nicht  lediglich  durch  das  Privatcapital  entwickeln.  Wenn 
der  österreichische  Staat  sich  auf  diesen  Standpunkt  hätte  stellen  wollen,  dann 
wären  wir  heute  in  Bezug  auf  das  Eisenbahnwesen  vielleicht  mit  Kleinasien  zu 
vergleichen. 

Deshalb  darf  man  die  .Staatsverwaltung  nicht  dafür  verantwortlich  machen, 
dass  das  österreichische  Staatseisenbahnnetz  nicht  rentabel  ist,  während  das 
preussische  ausserordentlich,  das  bsirisebe  und  sächsische  mindestens  erträglich 
rentabel  sind,  so  dass  sie  doch  das  Erfordeniis  für  die  bezüglichen  Eisenbahn- 
srhulden  decken.  Was  man  aber  verlangen  durfte,  das  ist,  dass  angesichts  dieser 
natürlichen  Verhältnisse  nicht  unnöthigerweise,  nicht  ohne  zwingenden  Grund 
das  finanzielle  Erträgnis  der  Ktaatsbahnen  ge.scbädigt  werde:  und  das  ist  aller- 
dings geschehen.  Der  österreichische  Staat  ist  in  der  Herabsetzung  der  Staats- 
bahntarifc  weiter  gegangen,  als  es  sachlich  begründet  war.  Vergleichen  wir  das 
Einnahmeergebnis  der  österreichischen  Staatsbahnen  mit  jenem  anderer  Länder, 
welche  in  staatsfinanzieller  Beziehung  viel  günstiger  gestellt  sind.  Hach  der 
Statistik  des  deutschen  Eisenbabnvereines  betrugen  im  Jahre  1899  die  Transjiort- 
einnahmen  im  Personenverkehr  per  Personenkilometer  — ein  Betrag,  den  man 
erhält,  wenn  man  die  Gosamniteinnahmen  aus  dem  Personenverkehr  durch  die 
Anzahl  der  Personenkilometer,  das  heisst  die  Summe  der  von  allen  Reisenden 
lurückgelegten  Kilometer,  dividiert  — bei  den  bairischen  Staatsbahnen,  die  in 
dieser  Beziehung  unter  den  grösseren  deutschen  Eisenbahnen  am  höciislen  stehen, 
8'2  Pfennige.  Dann  kommen  die  badischen  mit  3'13,  die  elsass-lothringischen 
mit  3‘90,  die  sächsischen  mit  2'87,  die  wflrttembergiscben  mit  2'80,  das  grosse 
preussische  Netz  mit  2’65.  Unter  den  grossen  deutschen  Staatseiseiibahn-Ver- 
wallungen  haben  die  preussischen  btaatsbahnen  sonach  die  geringste  Durch- 
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schnittseinnahme  per  Personenkilometer,  hanptsdchlicb  infolge  der  Wirkung  der 
IV.  Classe.  Der  Darchschnitt  für  sämmtliche  dentseben  Staats-  und  Privatljahnen 
beträgt  2'75  Pfennige.  In  demselben  Jahre  ergaben  die  listerreichischen  StaaLs- 
bahnen  die  Dnrchschnittsiiffer  von  2’23,  also  nin  O'o2  weniger,  als  der  Dnrch- 
schnitt  in  Dentsehland.  Die  durchschnittliche  Wirkung  der  deutschen  Personen- 
tarife ergibt  also  eine  Einnahme,  die  um  23  Proc.  höher  ist,  als  jene  der 
österreichischen  Staatsbahnen. 

In  Oesterreich  ist  durch  den  nicht  genug  tn  beklagenden  Zonentarif  vom 
Jahre  1890  auch  der  Personentarif  der  meisten  grösseren  Privatbahiieu  voll- 
ständig verdorben  worden.  Die  Tarife  der  Nordwestbahn,  der  Staatseisenbahn- 
Gesellschafl,  die  sich  mehr  oder  weniger  dem  System  accommodieren  mussten, 
variieren  wenig  von  denen  der  StaaLsbahnen;  bei  der  Nordbahn  ist  es  am 
schlimmsten,  weil  hier  der  Zonentarif  noch  immer  ganz  unverändert  zum  Aus- 
druck gelangt.  Ist  es  nun  nothwendig  gewesen,  den  Personentarif  im  Jahre  1890 
so  weit  horabzusetzen?  Wer  die  Geschichte  des  Tarifwesens  verfolgt,  wird  mit 
„Nein“  antworten  müssen.  Was  war  die  letzte  Ursache  der  Einführung  dieses 
Tarifes?  Nichts,  als  der  Umstand,  dass  damals  die  ungarische  Kegierung  auf 
ihren  Linien  einen  Tarif  eingeführt  hat,  welcher  gegenüber  den  früheren 
ungarischen  Staatsbahntarifen  erhebliche  Ermässigungen  im  Personenverkehr  mit 
sich  brachte,  die  aber  auch,  wenigstens  für  Eisenbahnreisen  auf  die  gewöhnlichsten 
Distanzen,  durchaus  nicht  so  weit  gegangen  sind,  wie  in  Oesterreich.  Hier 
musste  natürlich  zunächst  etwas  anderes  gemacht  werden  und  ausserdem  etwas, 
was  jenes  Ziel  noch  überboten  hat.  So  ist  der  Tarif  entstanden,  welcher  mir 
speciell  von  maassgebender  Seite  mit  den  Worten  zur  Nachahmung  empfohlen 
wurde.  „Sehen  Sie  denn  nicht,  wie  schön  das  ist:  3 — 2 — 1.“  (Heiterkeit,  i Wenn 
man  eine  so  eminent  wirtschaftliche  Angelegenheit  mit  derartigen  Gründen 
behandelt,  so  lAsst  sich  damit  nicht  weiter  rechten. 

Durch  die  Einführung  dieses  Tarifes  und  seiner  Begleiter  bei  den  grösseren 
österreichischen  Privatbahnen  — glücklicherweise  war  die  Südbalin  nicht  genöthigt, 
diesem  Beispiel  zu  folgen,  die  anderen  haben  cs  mehr  oder  weniger  thnn  müssen 
— ist  das  österreichische  Personentransportwosen  vollständig  unrentabel  geworden, 
und  die  österreichischen  Bahnen  stehen  auf  dem  Standpunkte,  dass  eine  Erhöhung 
des  Personenverkehres  nur  eine  Vermehrung  der  Lasten,  nicht  aber  des  Erträg- 
nisses bedeute,  namentlich  mit  ßücksicht  darauf,  dass  jode  erhebliche  Vermehrung 
des  Verkehres  weitere  Investitionen  bedingt. 

Wäre  der  österreichische  Staat  damals  nicht  so  weit  gegangen,  ja  hätte  er 
mit  Bücksicht  auf  die  schon  zu  jener  Zeit  billigen  Tarife  der  österreichischen 
Staatsbahnen  gar  nichts  getlian,  so  wäre  das  auch  kein  Unglück  gew'esen.  Bis 
zum  Jahre  1890  betrug  der  Normalsatz  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen 
von  der  ersten  Classe  abwärts  für  Personenzügo  4,  3,  2 Kreuzer.  Die  preussischen 
Staatsbahnen  hatten  schon  damals,  wie  auch  hente,  noch  den  Satz  von  8,  6, 
4 Pfennige,  also  mehr,  als  unser  Satz  ausmachtc.  Dabei  haben  sie  allerdings  die 
vierte  Classe.  Dafür  hatten  wir  aber  in  Oesterreich  die  ermässigten  Arbeitertarife, 
welche  die  Hälfte  der  Tarife  für  die  dritte  Classe  ausmachen,  also  eigentlich  den 
Tarifen  der  vierten  Classe  gleichkommen,  dazu  überdies  die  Ermässignngen  für 
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Tuor-  nnd  Ketoarkarten.  Hfitte  die  i'isterrcichische  StaatseisenbahnTorwaltnng  damals 
genügend  Knckgrat  und  Voraussicht  besessen,  so  wjro  sie  beim  alten  Tarif 
geblieben.  Denn  es  ist  entschieden  unrichtig,  dass  die  Verbilligung  der  Porsonen- 
tarife  einen  weittragenden  Einfluss  auf  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bevölkerung 
ansübt.  Selbst  bei  den  Bemfsreisenden  bilden  ja  die  Eisenbahnspesen  nur  einen 
geringen  Theil  der  gesammten  Heisekosten.  Wäre  aber  die  österreichische  Staats- 
eisenbahnverwaltnng  damals  nicht  weiter  gegangen,  als  nothwendig,  um  jenen 
Durchschiiittselfect  ru  erreichen,  der  in  Deutschland  heute  noch  erreicht  wird, 
so  würde  das  eine  Mehreinnahme  von  2,3  Proc.  ausniachen,  was,  nachdem  hier 
eine  Summe  von  62  Millionen  Kronen  in  Betracht  kommt,  schon  14  Millionen 
Kronen  im  Jalire  ansmachen  würde. 

Im  Güterverkehr  steht  die  Sache  nicht  wesentlich  verschieden,  wenn  auch 
nicht  so  crass.  Die  Durcbschiiittseinnalime  der  deutschen  Bahnen  betrug  im 
Jahre  1899  für  den  Tonnenkilometer  3’69  Pfennige,  die  der  österreichischen 
Staatsbabnen  3'39.  Sie  war  sonach  um  81  Proc.  geringer  als  in  Deutschland, 
was  bei  einer  Einnahme  aus  dem  Gütertransport  von  187  Millionen  Mark 
12  Millionen  Mark  oder  wieder  14  Millionen  Kronen  ansmacht. 

Ich  will  ja  nicht  sagen,  dass  gerade  dieses  oder  jenes  Maass  für  die 
österreichischen  Verhältnisse  unbedingt  wünschenswert  gewesen  wäre.  Ich  wollte 
nur  zeigen,  mit  wie  grosser  Vorsicht  solche  Verhältnisse  benrtheilt  werden  müssen, 
wenn  man  die  Eisenbahnen  wirklich  in  ökonomischer  Weise  verwalten  will.  Cnd 
dass  das  in  Oesterreich,  einem  Staate,  der  mindestens  seit  dem  Jahre  1848  nie 
in  Ceberfluss  geschwommen  ist,  nothwendig  ist,  wird  kaum  geleugnet  werden 
können.  Wenn  man  nicht  unvorsichtig  sein  will,  darf  man  Summen  von  10, 
20  Millionen  nicht  mit  einem  Federstrich  und  ohne  der  Bedürfnisfrage  auf  das 
eingehendste  näher  zu  treten,  ans  der  Welt  schaffen.  Die  ganze  Frage  wird  also 
wirklich  durch  die  staatsfinanziellen  Momente  beherrscht,  und  man  muss  mit  dem 
Referenten  darin  übereinstimmeu,  dass  diese  staatsfinanziellen  Momente  jedenfalls 
hier  nicht  ausseracht  gelassen  werden  dürfen. 

Anderseits  ist  es  wohl  begreiflich,  wenn  die  Frachtinteressenten  an  den 
höher  tarifierenden  Privatbahnen  sagen:  Wie  kommen  wir  dazu,  mit  den  Industrie- 
nntemehmnngen  an  den  Staatsbahnen  zu  concurrieren,  welche  so  wesentlich 
günstiger  daran  sind,  und  noch  zur  Bestreitung  des  Ausfalles  im  Staatshaushalte 
beizntragen,  der  durch  diese  billigen  Tarife  hervorgemfen  wird?  Der  sehr  wichtigen 
Frage  der  gleichförmigen  Behandlung  aller  Staatsbürger  auch  in  wirtschaftlicher 
Beziehung  kann  man  aber  nicht  damit  ans  dem  Wege  gehen,  dass  inan  sagt: 
Es  ist  eine  schwierige  Frage,  man  muss  noch  vielfach  darüber  nachdenken.  Und 
das  ist  auch  nicht  einmal  richtig. 

Wenn  die  Regierung  gegenüber  den  Privatbahnen  in  loyaler  Weise  bei  der 
Verstaatlichnng  vorgeht  nnd  nicht  in  kleinlicher  Weise  allerhand  Sachen  heraus- 
zudrücken trachtet,  und  wenn  das  Parlament  — was  allcrditigs  zweifelhaft  ist  — 
die  bezüglichen  Gesetzesvorlagen  in  gleicher  Weise  beurtheilt,  dann  ist  es  sicher, 
dass  die  Verstaatlichung  der  meisten  rein  österreichischen  PrivatbahneD  sehr 
leicht  dnrebzuführen  ist.  Es  ist  heute  durchaus  kein  Vergnügen,  an  der  Spitze 
der  Verwaltung  einer  österreichischen  Privatbahu  zu  stehen,  es  ist  auch  kein 
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Vergnügen,  Actionür  einer  solchen  Bahn  zn  sein.  Wenn  man  diese  beiden  Bernfe 
los  werden  kann  in  einer  die  Interessen,  die  man  zn  vertreten  hat,  schützenden 
Weise,  dann  wird  sich  keine  Verwaltnng  in  Oesterreich  dagegen  stemmen.  Nun 
ist  aber  doch  in  erster  Linie  das  staatsfinanzielle  Moment  ausschlaggebend,  und 
die  Verstaatlichung  derjenigen  Bahnen,  von  denen  jetzt  in  dieser  Kichtung 
zumeist  die  Rede  ist,  würde  bei  den  heutigen  Staatebahntarifen  enorme 
Einnahmsverringemngen  zur  Folge  haben.  Wenn  man  deshalb  einerseits  die 
bereebfigten  Interessen  der  Verfrächter,  anderseits  die  notliwendige  Schonung  der 
Staatsfinanzen  gewahrt  sehen  will,  so  muss  man  eines  concedieren:  dass  gleich- 
zeitig mit  der  Verstaatlichung  oder  unmittelbar  nach  derselben  ein  einheitliches 
neues  Staalsbabn-Barüme  eingeführt  werde,  welches  mindestens  umso  viel  höher 
als  das  heutige  ist,  dass  wenigstens  die  durch  die  Verstaatlichung  erfolgenden 
Kinnahmsausfülle  ersetzt  werden.  Dann  könnte  man  unter  der  obigen  Voraus- 
setzung in  zwei  bis  drei  Jahren  sümmtliche  wichtigen  Privatbahnen,  mit  Aus- 
nahme der  gemeinsamen,  ohne  Gefahr  für  den  Fiscus  verstaatlichen. 


ln  der  am  26.  November  d.  J.  fortgesetzten  Disenssion  erklärte  Eisenbahn- 
director  i.  P.  Ritter  v.  We  nasch  sich  als  Gegner  der  Verstaatlichung,  weil 
nach  seiner  Meinung  der  .Staat  nicht  befähigt  sei,  so  grosse,  wichtige  Verkehrs- 
unternehmungen richtig  zu  leiten.  Er  sei  seit  jeber  auf  diesem  Standpunkte 
gestanden,  und  die  finanziellen  Misserfolge  der  Staatsbahnen  hätten  ihm  Rr-cht 
gegeben.  Wenn  auf  die  deutschen,  insbesondere  die  ]>reus.sischcn  Verhältnisse 
hingewiesen  wird,  so  geht  daraus  nur  hervor,  dass  sich  eben  wieder  der  Salz 
bewahrheitet:  Wenn  zwei  dasselbe  thnn,  ist  es  nicht  das.selbe. 

Der  Referent  habe  für  die  Verstaatlichung  folgende  Voraus-setzungen  auf- 
gestellt:  kräftige  Regierung,  geschultes  BeamteniK-rsonal.  geordnete  Verhältnisse. 
Keine  dieser  drei  Bedingungen  trifft  aber  seiner  l'eberzengnng  nach  bei  uns  zu. 
Uebet  den  ersten  Punkt  widle  Redner  nicht  sprechen.  Was  den  zweiten  betrifft, 
so  fehle  es  wohl  nicht  an  einem  geschulten  untergeordneten,  aber  an  einem 
geschulten  leitenden  Personal.  Bei  Besetzung  wichtiger  Stellen  entscheidet  hänffg 
nicht  die  Befäliignng.  Was  aber  die  finanziellen  Verhältni.sse  anbelangt,  so  haben 
wir  ohnehin  seit  Jahren  grosse  Schwierigkeiten,  das  Gleichgewicht  im  Staats- 
haushalt herzustcllen.  Daher  hätte  man  bei  den  Stimtsbahnen  jedes  gefährliche 
Kiperiment  vermeiden  sollen,  wie  die  ganz  maasslose  Herabsetzung  der  Tarife 
eines  war. 

Die  berühmten  Verhältniszahlen  de.s  Zonentarifes  1:2:3  entstammen 
einer  in  der  Mitte  der  Achtzigeijahre  erschienenen  Broschüre  über  Eisenbabn- 
reform,  die  einen  Schriftsteller,  Dichter  und  Philologen  zum  Verfasser  hatte.  Da 
in  England  seinerzeit  mit  dem  einheitlichen  Briefporto  ein  Riesenerfolg  erzielt 
worden  war,  dachte  er.  dass  es  auch  bei  dem  Personentransport  so  sein  würde. 
Dass  billigere  Tarife  für  viele  Menschen  von  Nutzen  wären,  wissen  auch  die 
Kisenbahnfachmänner  recht  wohl.  Eine  noch  grössere  Wohltbat  wäre  es.  wenn 
das  Essen,  die  Bekleidung,  die  Wohnung  u.  s.  w.  nicht  so  viel  kosten  würden. 
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wie  gegenwärtig.  Diese  Broschüre,  die  .seinerzeit  viel  Aufsehen  erregt  und  selbst 
ganz  vernönAigen  Leuten  den  Kopf  verdreht  hat,  ist  nicht  ohne  Mitschuld  an 
unseren  Misserfolgen. 

Auf  Grund  eines  sehr  ausführlichen,  nach  den  verschiedensten  Gesichts- 
punkten Ubeliarisch  geordneten  Ziffernmateriales  fuhrt  sodann  Redner  den  Nach- 
weis, dass  viele  Bahnen  trotz  der  höheren  Tarife  einen  grösseren  Verkehr  auf- 
weisen.  als  die  Staatsbahnen,  wobei  er  als  den  einzig  richtigen  Vergleichmaasstab 
den  BegritT  des  specifischen  Verkehrs,  d.  h.  des  auf  den  Kilometer  Bahnlänge 
durchschnittlich  entfallenden  Personenverkehrs,  aufhhdit.  Wenn  man  z.  B.  die 
Anzahl  der  auf  den  Staatsbahnen  im  Jahre  1888  beförderten  Personen  mit  rund 
19  Millionen  mit  jenen  vom  Jahre  1893,  also  zwei  Jahre  nach  Kinfnhning  de.s 
Zonentarifes,  mit  rund  35  Millionen  vergleicht,  so  läge  es  nahe,  diese  bedeutende 
Zunahme  von  84  Proc.  dem  Kinfluss  des  Tarifes  allein  zuzuschreihen.  Dies  wäre 
aber  falsch,  da  sich  in  diesem  Zeitraum  auch  das  Bahnnetz  bedeutend  vergrössert 
hat,  nämlich  von  5600  auf  7065  km,  mithin  um  26  Proc,  Kino  Znnnahme  des 
Persononverkehres  wäre  daher  auch  unter  Beibehaltung  dos  ursprünglichen  Tarifes 
«ingetreten.  Als  specitiscber  Personenverkehr  aber  ergibt  sich  für  die  Staats- 
bahnen  im  Jahre  1888  die  Zahl  von  336t3,  im  Jahre  1893  eine  solche  von 
5001  Reisenden.  Der  specifische  Personenverkehr  hat  demnach  nicht  um  84, 
sondern  nur  um  48  Proc.  zugenomraen.  Der  specifische  Personenverkehr  der 
Südbahn  weist  im  Jahre  1888  die  Zahl  von  6812  Personen  auf,  er  war  dem- 
nach doppelt  80  gross  als  jener  der  Staatsbahneii.  In  der  Zeitperiode  von 
1888 — 1899  steigerte  sich  der  specifische  Personenverkehr  bei  der  Südhahn  auf 
13.558,  jener  der  Staatsbahneii  auf  5990.  Während  er  demnach  bei  der  Südbalin 
in  der  Zeit  von  1883—1899  um  99  Proc.  zugenommen  hat,  ist  er  bei  den 
Staatsbahnen  trotz  des  um  die  Hälfte  niedrigeren  Tarifes  in  der  gleichen  Zeit 
nur  um  78  Proc.  gewachsen.  Während  er  bei  der  Södbahn  im  Jahre  1888  um 
102  Proc.  höher  war  als  bei  den  Staatsbahnen,  ist  er  im  Jahre  1899  bereits 
um  126  Proc.  höher,  obgleich  inzwischen  die  Staatsbahnen  den  Zonentarif  ein- 
geführt haben. 

Trotz  der  Herabsetzung  der  Tarife  war  also  eine  entsprechende  Steigerung 
des  Verkehrs  auf  den  Staatsbahnen  nicht  möglich.  Werden  aber  die  Tarife  hinuuf- 
gesetzt,  dann  wird  die  grosse  Beg4*isterang  für  die  Verstaatlichung  gewiss  ent- 
fallen. Das  heurige  Deficit  d^r  Staatsbabnon  beträgt  angeblich  61  Millionen  Kronen. 
Das  würde  per  Kopf  der  Bevölkerung  fl.  1*20  ansmachen.  Jeder  Xichtfahrende 
muss  also  fl.  1'20  bezahlen,  es  müssen  30  Millionen  Gulden  im  Wege  der 
Erhöhung  der  Steuern  oder  der  Schaffung  neuer  Steuern  hereingebracht  werden, 
damit  die  anderen  fahren  können,  ln  Oesterreich  entfallen  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  5 Reisen  mit  einem  Betrag  von  2 fl.  60  kr.;  hiervon  auf  die  Staata- 
bahnen  2 ReLsen  mit  1 fl.  10  kr.,  in  Prenssen  15,  in  Frankreich  10,  auf  allen 
deutschen  Bahnen  12,  in  Belgien  14,  in  Grossbritannien  24  Reisen.  Alle  diese 
Bahnen  haben  aber  gewaltig  höhere  Tarife  als  die  österreichischen  Staatsbahnen. 
Das  Entscheidende  sind  eben  nicht  die  Tarife,  sondern  das  Reisebedürfnis,  die 
Blüte  TOD  Industrie  und  Handel.  Man  führt  den  armen  Handwerksburschen  als 
Argument  vor,  der  wegen  der  Höhe  der  Tarife  neben  dem  modernen  Verkebrs- 
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mittel,  der  Eisenbahn,  zu  Fnss  gehen  ninss.  Man  frage  doch  diesen  armen 
Handwerksbnrschen,  wa.s  ihm  lieber  ist:  eine  llinanfsetzung  der  Tahakpreise  oder 
der  Tarife.  Er  wird  für  das  letztere  stimmen. 

Kedner  führt  sodann  an  der  Hand  von  Tabellen  an.s.  da.sa  die  Anlagekosten 
der  ö.slerreichischen  StaaLsbahnen  mit  2()(i.l00  Mark  per  Kilometer  fast  die 
billigsten  unter  allen  grösseren  Staatsbahnen  in  Europa  sind  und  sich  nur  um 
8000  Mark  per  Kilometer  theurer  als  die  der  pren.ssischen  Staalsbahnen  und 
nur  um  2300  Mark  per  Kilometer  theurer  als  der  Durchschnitt  der  deutschen 
Vereinsbahnen  stellen,  ein  Betrag,  der  absolut  nicht  ins  Gewicht  flillt. 

Im  Jahre  189.3  waren  übrigens  die  Baukosten  der  österreichischen  .Staats- 
bahnen sogar  um  1788  Mark  per  Kilometer  billiger  als  die  der  preussischen 
StJiatsbahnen.  Die  Anlagekosten  der  französischen  Eisenbahnen  betrugen  z.  B 
im  Jahre  1897  nicht  weniger  als  314.600,  jene  der  englischen  gar  632.000  Mark 
per  Kilometer. 

Die  Gehalte  der  Beamten  der  österreichischen  Staatsbahnen  sind  ganz 
unvi-rhältnism.üssig  geringere  als  die  der  deutschen.  Die  lientabililät  unserer 
.Staatsbahnen  wird  also  auf  Kosten  ihrer  eigenen  Beamten  herausgebracht* 
Bedauerlich  ist,  das  die  Tarifherabsetzung  auch  auf  die  Localbahnen  eingewirkt 
hat.  so  dass  in  der  letzten  Zeit  nichts  übrig  geblieben  ist,  als  dass  der  Staat 
selbst  in  herrorragender  Weise  sich  an  der  Capitaibeschaffung  betheiligen  mus.ste: 
ob  das  gerade  von  günstigen  Folgen  sein  wird,  ist  zu  bezweifeln. 

Merkwürdig  ist  auch,  dass  man  gerade  jetzt,  wo  man  die  Tauernbahn  und 
die  Wasserstrassen  bauen  will,  noch  weitere  Verstaatlichungen  vornehmen  soll, 
So  dass  der  Staat  sich  selbst  Concurrenz  macht.  Wenn  es  ein  Trost  ist,  einen 
Leidensgefrdirten  zu  haben,  so  könnte  man  auf  die  Schweiz  hinweisen,  die  erst 
vor  einigen  Jahren  mit  der  Verstaatlichung  begonnen  hat  nild  auch  bereits  vor 
einem  Deficit  steht.  Die  einzige  Möglichkeit  wäre  also,  die  Tarife  zu  erhöhen 
oder  ein  weiteres  Anwachsen  des  Deficits  durch  die  Verstaatlichung  zu  gewärtigen. 
Man  hat  die  Tarife  auf  falsche  Voraussetzungen  hin  herabgesetzt,  und  wenn 
man  etwas  unter  falschen  Vorraussetzungen  unternimmt,  ist  der  Misserfolg  nnau.s- 
bleiblich. 

Herr  Walther  Federn  ist  auch  der  Ansicht,  dass  die  Eisenbahnen  vom 
Staate  verwaltet  werden  sollen,  von  der  .kllgemeinheit  für  die  Allgemeinheit,  und 
dass  das  gemischte,  bei  nns  bestehende  System,  Staat.shahnen  und  Privatbahnen 
nebeneinander  und  durcheinander,  doppelt  nnzuköminlich  ist.  Dieses  System  bringt 
vor  allem  ein  unentwirrbares  Tarifchaos  henor.  Es  ermöglicht  nicht  eine  einheit- 
liche, den  Ilandelsinteressen  wirklich  dienende  Tarifpolitik.  Es  wirkt  aber  auch 
verderblich  auf  das  Verhältnis  der  Staatsgewalt  zu  den  Privalbabnen.  Unserer 
Staatsgewalt  ist  es  nicht  gelungen,  in  das  dreieckige  Verhältnis,  in  welchem 
die  Staatsverwaltung  zu  den  Privatbahnen  stellt,  als  Aufsichtsbehörde,  Contrahent 
und  Concurrent  Ordnung  zu  bringren. 

nicht  als  Aufsichtsbehörde  fordert  die  Staatsverwaltung  Leistungen  von 
den  Privatbahiien  für  die  iVllgemeinheit,  sondern  sie  missbraucht  ihr  Aiifsichts- 
reclit,  nm  liscalischen  Interessen  zu  dienen.  Jahre  hindurch  hat  die  Südbahn  die 
dringendsten  Investitionen  nicht  vorgenommen,  bis  die  erschreckende  Unfallsserie 
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«■io  verwahrlostes  Nete  offenbarte,  und  nun  Hals  über  Koi)f  gebaut  werden 
musste.  Wo  war  die  Staatsverwaltung  gewesen?  Weit  entfonit  davon,  die  Süd- 
bahn zu  Bauten  anzusporiien,  hat  sie  vielmehr  die  Ausführung  der  Investitionen 
dadurch  gehemmt,  dass  sie  die  Zustimmnng  zur  Aufnahme  von  Anlehen  der 
Südbalin  verweigerte,  respective  nur  dann  ortheilon  wollte,  wenn  die  Südbahn 
dem  Fiscus  gewisse  ünanziello  Opfer  brächte.  In  gleicher  Weise  handelte  der 
Kisenbahnminister  gegenüber  fast  allen  grossen  Bahnen.  Ohne  Vortheil  für  den 
Staat  hatte  dieser  Krieg  nur  zur  Folge,  dass  die  Verkehrssicherheit  und  Verkehrs- 
tüchtigkeit der  Privatbahneu  leidet,  und  dass  auch  die  für  Investitionen  der 
Bahnen  dienenden  Bestellungen  der  Industrie  verloren  gehen. 

Es  handelt  sich  dabei  fast  nie  um  Geltendmachung  von  Bechten.  In 
deren  Verfolgung  ist  die  Staatsvorwaltung  merkwürdig  lax.  Redner  verweist  auf 
die  Frage  des  zweiten  Geleises  der  Nordwestbahn.  Das  zweite  Geleise  liegt  im 
Interesse  der  Verkehrssicherheit.  Die  Schienenbestellungen  würden  der  Industrie 
Beschäftigung  geben;  im  Falle  der  Verstaatlichung  würde  ein  besser  ausgerüstetes 
Netz  dem  Staate  Zufällen.  Warum  dringt  die  Regierung  also  nicht  auf  die 
Erfüllung  der  Verpfficbtnng  der  Bahn  und  verweist  die  Bahn  mit  ihrer  üarantie- 
forderung  auf  den  Rechtsweg? 

Seit  Jahr  und  Tag  ist  die  Bahn  Teplitz-Kcichenberg  in  Betrieb,  aber  die 
Personenzüge  können  nicht  nach  Heichenberg  einfahren,  müssen  auf  der  Strecke 
bleiben,  weil  der  Reichenberger  Bahnhof  noch  immer  nicht  dem  erweiterten  Ver- 
kehr entsprechend  umgebaut  ist  Wo  ist  die  Aufsichtsbehörde? 

Aber  auch  unsere  Staatsbahneii  sind  durchaus  nicht  Musteranstalteo. 
Waggonmangel,  ungenügende  Verkehrsoinrichtungen,  unerträglich  langsame 

Verkehrsahwickelung,  Personeiiwagenüberfüllung,  das  alles  sind  alltägliche 

Erscheinungen  bei  den  Staatsbabnen.  Aber  der  Hauptgrund  der  Abkühlung  der 
Verstaatlicbungsanhänger  liegt  in  dem  finanziellen  Misserfolg  der  StaaUbabnen. 
Zu  diesem  Misserfolg  trägt  zunächst  der  theurc  Ankauf  unrentabler  Bahnen, 
daun  die  ununterbrochenen  Forderungen  unserer  Militärverwaltung  bei.  Für  die 
Militärbahn  Lemberg-Sambor-nngarische  Grenze  sind  38  Millionen  Kronen  ein- 
gestellt. Diese  Bahn  bildet  den  fünften  Schienenweg  von  Ungarn  nach  Galizien, 
sie  künt  die  Entfernungen  zwischen  den  Hauptorten  beider  Länder  nicht  um 
einen  Kilometer,  sie  hat  keine  Transporte  zu  erwarten,  wird  keine  Industrie 
fordeni,  nur  die  ohnedies  rapid  fortschreitende  Entwaldung  der  Karpathen 
beschleunigen,  sie  wird  sich  nie  rentieren,  niemandem  zugute  kriromeii,  aus- 
genommen etlichen  polnischen  Faiseuren,  welche  wie  gewöhnlich  Bahngründe 
vorkaufen  und  dem  Bahnärar  tbeiier  anhäiigen  werden.  Die  zweite  Bahnverbindung 
nach  Triest  kommt  uns  viel  tfaeurer  und  wird  unzweckmässiger  gebaut  durch  das 
Verbot  der  Predilbahn  seitens  der  Militärvorwaltung  und  die  Emetzung  durch  die 
W.icheinerbabn. 

Ein  anderer  Factor  des  finanziellen  Misserfolges  des  Staatsbahnbetriebes 
sind  die  niedrigen  Tarife  der  Staatsbahnen.  Redner  glanbt,  die  Transporte 

müssen  die  Selbstkosten  einschliesslich  Capitalzinsen  mindestens  decken,  aller- 
dings dürfen  die  Selbstkosten  nicht  durch  schlechte  Wirtschaft  hiiiaufgoscbraubt 
sem;  nur  ausnahmsweise  kann  bei  Missernten,  Krisen,  zu  Exportzwecken  miter 
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den  Selbstkostenpreis  gegangen  werden.  Vdllig  nngerecbtfertigt  ist  es.  dass  nun 
hochwertige  Güter,  wie  Zacker,  Petroleum  und  ähnliches  etwa  zum  selben  Tarif 
befördere,  wie  Steine,  Erde  und  Schnee. 

Eben  so  unokonomiscb  sind  viele  der  zahllosen  alljährlich  besonders  kund- 
gemachten  Tarifermässigungen,  welche  nur  einzelnen  gro.ssen  Verfrachtern  zuguto 
kommen,  den  Consamentfm  in  der  Regel  gar  nichts  nutzen  und  bei  den  Staats« 
bahnen  Millionen  Ausfälle  b«^wirken.  Der  Krebsschaden  bei  den  Staatsbahnen  ist 
aber  die  absolute  Hohe  der  Retriebsaasgabcn.  Die  Betrieb.sansgaben  per  1000  Wagen- 
achskilometer betrugen  im  Jahre  1899  nach  der  Statistik  des  Vereines  deutscher  Eisen- 
babnvorwaltungen  bei  derBuschtiehraderbabu  46  Mark,  bei  der  Ferdinands-Xordbabii 
48  Mark.  Staatseisenbabngesellschafl  49  Mark,  Ka.scbau-Oderbergerbahn  55  Mark, 
Elbethalbabn  56  Mark,  Südbahn  58  Mark.  Nurdwestbahn  58  Mark,  Äussig-TepUtzer- 
bahn  63  Mark,  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen  69  Mark.  Die  prenssischen 
Staatsbahnen  branchcn  60  Mark  per  1000  Wagenachskilometer.  Eisenbahnfach' 
loote  haben  wiederholt  dai^elegt,  dass  die  Uauptursache  der  Misswirtschaft  in  der 
maiigolndeii  Eignung  eines  grossen  Tbeiles  des  in  den  leitenden  Centralämtem 
befindlichen  Personales  liegt,  welches  für  diese  Aemter  nicht  die  geeignete  tech- 
nische und  commerzielle,  sondern  nur  jaristiscbe  Vorbildung  mitbringt.  Den  in 
der  Praxis  geschulten  Beamtenkörpern  ist  das  Aufsteigen  in  jene  verantwortungs- 
reicben,  wichtigen  und  gut  gezahlten  Posten  in  der  Kegel  verwehrt. 

Angesichts  dieser  Verhältnisse  ist  auch  nicht  anzunehmeti,  dass  die  Ein- 
beziehung der  gut  situierhni  Privatbahnen  das  Erträgni.s  des  ganzen  Staatsbahn- 
netzes  beträchtlich  heben  werde,  vielmehr  ist  zu  erwarten,  dass  bald  auf  den 
gegenwärtigen  Privatbahneu  die  gleiche  Misswirtschaft  herrschen  wird,  wie  auf  dem 
alten  Staatsbahnnetz.  Ueberdies  ist  die  Tahfungleichheit  auf  den  Staatsbahnen  und 
den  meisten  Privatbahneu  ein  zwingender  Grand  für  einen  grossen  Ausfall.  Eine 
Tariferhöhung  wird  schwer  durchführbar  sein.  Schon  die  vorjährige  Tariferhölumgs- 
action  ist  an  dem  Widerstand  der  Industriellen  auf  halbem  Woge  stecken  ge- 
blieben. Die  Unterschiede  gegenüber  den  prenssischen  Staatsbahnen  sind  heute 
nicht  mehr  so  gross.  Per  Tonnenkilometer  wurde  in  Preussen  3*59  Pfennige  im 
Jahre  1899  durchschnittlich  eingenommen.  Bei  den  österreichischen  Staatsbahnen 
3*39  Pfennige,  auf  der  Nordwestbahn  dagegen  4’60  rospective  4*33  Pfannige, 
auf  der  Staat.sbahii  5*14  Pfennige,  auf  der  Ferdinands-Nordbahn  2‘98  Pfennige. 
Eine  Erhöhung  auf  das  preussische  Baremo  würde  höchstens  8 Millionen  Mark 
eintragen.  Durch  die  seitherige  partielle  TariferböbuDK  mus.<  sich  die  Differenz 
gegen  Preussen  noch  vermindert  haben.  Auf  den  österreichischen  Staatsbahnen 
zahlt  man  per  Porsonen-Kilometer  durchschnittlich  2*23  Pfennige;  auf  den  preus- 
sischen  Staatsbahnen  2*65.  Die  preussischen  Staatsbahnen  haben  aber  eine 
IV.  Oasse,  welche  jetzt  bereits  mit  Sitzplätzen  versehen  ist  und  1*96  Pfennige 
gegen  1*95  Pfennige  unserer  III.  Classo  kostet,  und  auf  welche  42  29  Proc.  des 
gesararaten  Personenverkehrs  entfallen.  Die  projecüerte  Fahrkartensteuer  würde, 
wenn  sie  durchdringt,  den  Preis  der  III.  Classe  auf  2*19  Pfennige  hoben.  Eine 
Tariferhöhung  würde  die  ärmeren  Reisenden  ganz  empfindlich  gegenüber  Deut-seb- 
land  in  Nachtlieil  setzen  und  könnte  also  nur  discassionsfähig  werden,  wenn  man 
auch  eine  billige  IV.  Ciasse  einführt. 
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Können  wir  in  Erwartung  eines  weiteren  Ausfalles  bei  Fortsetzung  der  Ver- 
staatlichnngs-Action  einer  solchen  dennoch  das  Wort  reden?  Es  wird  immer 
schwerer  fallen,  budgetdre  l'ebcrschässe  zu  erzielen.  Die  grossen  Bahnbauten  nnd 
Wasserstrassen  werden  durch  ihre  Erträgnisse  die  Verzinsung  der  Anlehen  in  ab- 
sehbarer Zeit  nicht  decken.  Das  Budget  wird  durch  den  Dienst  dieser  Anlehen 
in  steigendem  Maasse  belastet  werden.  Für  unser  gros.ses  InTestitions-  nnd  Wasser- 
strassen-Programm  werden  wir  in  den  nächsten  Jahren  mit  ungewöhnlichen  An- 
sprüchen an  den  Geldmarkt  herantreten.  Es  ist  gewagt,  parallel  mit  dieser  Action 
noch  eine  Milliarden-Operation,  wie  es  die  Verstaatlichung  der  meisten  Prirat- 
bahnen  wäre,  zu  begannen.  Es  ist  auch  zu  befürchten,  dass  ein  Theil  der  im 
Ausland  placierten  Actien  nnd  Prioritäten  unserer  Bahnen  infolge  der  Verstaat- 
lichungsaction  znrfickwandere.  Die  Stabilität  unserer  Valuta  wäre  dadurch  gefährdet. 

Redner  ist  rullkommen  mit  Herrn  Hofrath  Jeitteles  einverstanden,  dass 
die  Regierung  bei  der  Verstaatlichung  loyal  roigehen  muss.  Nichts  liegt  mir 
ferner,  als  Ihnen  die  Nachahmung  des  Vorgehens  der  Schweiz  zu  empfehlen, 
welche  durch  Adhoc-Gesetze  die  Verstaatlichung  zu  für  den  Fiscus  ungewöhnlich 
günstigen  Bedingungen  dnrehzuführen  wusste.  Den  Bahnen  soll  werden,  was  ihres 
Rechtes  ist  Aber  wenn  verstaatlicht  werden  soll,  ist  die  Staatsverwaltung,  wie 
immer,  wenn  es  sich  um  Geltendmachung  von  Rechten  handelt,  der  weitaus 
schwächere  Theil.  Die  Vertreter  dos  Staates  sind  bei  den  öffentlichen  Verhand- 
lungen weit  weniger  tüchtig,  als  die  der  Privatbahnen.  So  kommen  Verstaat- 
lichungsfdäne  heraus,  wie  die  des  Grafen  Wurmbrand,  welche  üoberzahlniigen  von 
gering  gerechnet  30 — 40  Proc.  des  Wertes  bedeutet  hätten.  Auch  das  Verstaat- 
lichungs-üebereinkomuien  mit  der  Nordwestbahn,  welches  vom  Parlament  verworfen 
wurde,  birgt  solche  üeberzahlungen.  Die  klare  Bestimmung  der  Concession,  dass 
Garantievorschüsse  ans  dem  freien  Vermögen  der  Bahn  rückbezahlt  werden  müssen, 
fand  in  dem  Uebereinkommen  keinen  Ausdruck.  Solche  l'ebereinkommcn  werden 
nie  zur  Durchführung  gelangen. 

Was  soll  aber  doch  geschehen,  um  die  Verstaatlichung  billigerweise  dnreh- 
luführen?  Man  könnte  vergessen,  dass  wir  in  einem  Rechtsstaat  leben,  wenn  man 
sieht,  dass  die  Conflicte  zwischen  der  Staatsverwaltung  nnd  den  Eisenbahnen  nie 
vor  den  ordentlichen  Richter  gelangen.  Seit  Jahr  nnd  Tag  streitet  die  Regierung 
mit  der  Stairtseisenbahn-Gesellschafl,  ob  das  Uebereinkommen  vom  Jahre  1882  für 
die  Einlösung  gütig  sei  oder  nicht.  Ungezählte  Millionen  stehen  am  Spiele.  Bei 
allen  sichtbaren,  principiellen  Conflicten  über  Einlösungstermin  und  Einlösnngs- 
bedingungen  hätte  längst  an  den  ordentlichen  Richter  appelliert  werden  sollen,  nnd 
es  ist  noch  immer  nicht  zu  spät  dazu.  Allerdings  haben  es  die  Bahnen  dann 
immer  noch  in  der  Hand,  durch  Chicanen  über  den  concessionsmässig  zu  be- 
rechnenden Einlösnngspreis  die  Verstaatlichnngs- Verhandlungen  endlos  hinans- 
zuziehen.  Das  concessionsmässige  Rinlösungsrecht  des  Staates  hat  nur  dann  einen 
Sinn,  wenn  es  dem  Staate  bei  Eintritt  des  Tennincs  möglich  ist,  gegen  die 
concessionsmässig  berechnete  Rente  auf  kurzem  Wege  die  Bahn  zu  übernehmen. 
Es  könnte  in  dieser  Hinsicht  nützlich  sein,  ein  Gesetz  zu  schaffen,  welches  das 
concessionsmässige  Einlösungsrecht  völlig  sinngemäss  dahin  auslegt,  dass  die  Bahn- 
gesellschafl  nach  feststehendem  Eintritt  des  concessionsmässigen  Einlösungstermins 
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verpflichtet  sei,  in  dem  zur  rcbernahme  von  der  Staahrverwaltmig  kundgcgehenen 
Zeitpunkt  nnd  gegen  Verabfolgung  der  von  dieser  concessionsmässig  festgestcdlten 
AbUisnngsrente  das  Unternehmen  dem  Staate  zu  übergehen.  Ergibt  sich  über 
die  Hohe  der  Rente  eine  Diflerenz,  dann  ist  die  Rahn  an  den  ordentlichen  Richter 
zu  verweisen.  Dadurch  würden  die  berechtigten  Interessenten  in  keiner  Weise  zu 
Schaden  kommen.  Den  nicht  strittigen  Theil  der  Rente  erhielten  sie  sofort  bei 
Uebergabe  der  Bahn,  den  etwa  strittigen,  je  nach  der  Entscheidung  des  Gerichtes, 
nachträglich  mit  Zinsen  bei  Heller  nnd  Pfennig.  Und  der  Staat  würde  nicht  ge* 
nöthigt  sein,  um  überhaupt  verstaatlichen  zu  können,  unannehmbare,  freie  Ueber- 
einkommen  abznschliessen. 

Uebetzahlen  können  wir  die  Bahnen  nicht.  Wir  müssen  ohnedies  im  Falle 
der  Einlösung  mit  einem  betrfichtlichen  Ausfall  rechnen.  E.s  wird  so  oft  behauptet, 
dass  Prenssen,  obwohl  es  seine  Bahnen  theuer  eingelöst  habe,  doch  damit  ein 
gutes  Geschäft  gemacht  habe.  Das  ist  zunächst  nicht  richtig.  Prenssen  hat  für 
die  in  den  Siebzigerjahren  cingolöston  Bahnen  durchgehends  weniger  an  Rente 
bezahlt,  als  das  Erträgnis  des  letzten  Jahres  gewesen.  Wenn  die  Cnrse  der  Bahn- 
actien  dennoch  nach  Bekanntgabe  der  Einlösnngsbedingungen  stiegen,  so  liegt 
das  nur  in  dem  Mehrwert  der  capitalistischen  Rente  am  offenen  Markt  gegenüber 
der  capitalistischen  Dividende.  Den  Gewinn  wollen  wir  den  Actionären  auch  bei 
uns  nicht  verkümmern.  Ueberdies  hätte  Prenssen  damals  viel  leichter  die  Bahnen 
überzahlen  können,  als  wir  beute.  Damals  waren  die  bestehenden  Verkebrsein- 
richtungen  durch  den  A'erkehr  noch  nicht  voll  ausgenützt.  Das  Tempo  des  Ver- 
kebrszuwaebses  war  ein  viel  rascheres,  als  das  der  durch  den  steigenden  Verkehr 
nöthigen  Erweiterungen  der  Bahnen.  Heute  ist  dies  umgekehrt.  Wir  sehen,  dass 
die  Bahnen  meist  mehr  für  Verzinsung  der  zu  Investitionszwecken  ansgegebenen 
neuen  Anlehen  brauchen,  als  der  Zuwachs  an  Erträgnis  aus  der  Verkehrssteigernng 
ihnen  einbringt.  AVir  wissen  auch  gar  nicht,  welche  Umwälzungen  der  Bahnbetrieb 
durch  die  Elektricität  erfahren  wird. 

Redner  ist  priucipiell  zu  sehr  Anhänger  des  Staatsbahnsystemes,  um  sich 
gegen  die  Fortsetzung  der  A'erstaatlichungsaction  auszusprechen,  aber  jedenfalls 
werden  wir  sic  nur  vorsichtig  and  allmählich  durchführen  können.  Und  dringender 
als  die  Fortsetzung  der  A’erstaatlichungsaction  ist  die  Reform  n n s e r e r 
,S  t a at  sei  senb  ah  n-A’ e r wal  t u ng,  damit  die  Staatsbabnen  dem  A'erkehrs- 
bednrfnis  gerecht  werden  können,  ohne  alljährlich  60  Millionen  Zn.scbnss  zu  er- 
fordern. AA’enn  wir  das  erreicht  haben,  dann  können  wir  wieder  von  A'erstaat- 
lichung  reden. 

Reichsrathsabgeordneter  Kaftan  gehört  auch  zu  jenen,  welche  bestrebt 
sind,  die  Fortsetzung  der  A'erstaatlichungsaction  zu  fördern. 

Nach  dem  ersten  gelungenen  A’ersnch  des  Eisenbahnbanes  in  Oesterreich 
überhaupt,  nach  dem  Baue  der  handelspolitisch  wichtigen  Linie  der  Nordbahii, 
hat  es  auch  der  österreichische  Staat  für  angezeigt  gefunden,  sich  mit  dem  Staats- 
eisenbahnbau  zu  beschäftigen:  Ende  der  A'ierzigcrjahre  wurde  der  Bau  der  Bahn 
von  Prag  nach  Brünn  und  von  Prag  gegen  Bodenbach  von  staatswegen  in  An- 
griff genommen.  Aber  nicht  lauge  genossen  wir  in  Oesterreich  die  Frende,  eine 
Staatsbahn  zu  besitzen:  sie  wurde  an  eine  Privatgesellschaft,  man  muss  schon 
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sagen,  geradezu  verklopfl.  Seit  dieser  Zeit  gerieth  der  Staatseiseiibahnbau  in  ein 
bedenkliches  Stocken.  Erst  anfangs  der  Siebzigerjahre  hat  der  Staat  durch  den 
Ausbau  der  Kakonitz-Protiwiner  Staatseisenbahii  in  dieser  Kichtung  abermals  einen 
Schritt  vorwArts  gethan:  nur  unter  dem  Titel  eines  Nothstandsbaues  gelang  e.s 

damals  der  Uegierong,  die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Factoron  für  diesen 
Kau  zu  erreichen. 

Die  eigentliche  Vorstaatlichungsaction  begann  in  den  Achtzigerjahren.  Leider 
waren  aber  dabei  nicht  wirtschaftliche  Momente  maassgehend,  es  waren  das  so> 
genannte  nothleidende  Bahnen,  die  man  verstaatlicht  hat,  Bahnen,  deren  Ertrag 
vom  Staate  garantiert  war  und  für  die  jedes  Jahr  bedeutende  Zuschüsse  geleistet 
werden  rau»sU‘n,  deren  Leitungen  aber  dabei,  da  es  doch  Privatbaimen  waren, 
stets  auf  den  Vortheil  ihrer  Actionäro  bedacht  waren;  der  Bahnkörper  und  die 
ganze  Bahnausrüstung  wurden  nicht  sehr  liebevoll  behandelt,  die  Bahnen  befanden 
sich  in  betriebstechnischer  Hinsicht  in  einem  sehr  traurigen  Zustand.  Der  Staat 
konnte  sich  nicht  andei^  helfen  und  begann  also  mit  der  V'erstaatlichnng.  Leider 
gerieth  aber  auch  diese  Verstaatlichungsaction  in  Stockung.  Im  Jahre  1894  fand 
sie  mit  der  Einlösung  der  Strecken  der  böhmischen  Westbahn,  der  mährischen 
Grenzbahn  und  der  mährisch-schlesischen  Centralbahn  ihr  Ende. 

Erst  im  Jahre  1806  wurde,  insbesondere  über  Andrängen  der  Abgeordneten 
aus  Böhmen,  seitens  der  Regierung  neuerdings  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Fort- 
setzung der  Verstaatlichungsaction  gelenkt  Die  Gruppen  der  Nordwestbahii  und 
der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  sollten  in  diese  Actlon  einbezogen  w'erden. 
Die  Schicksale  der  bezüglichen  Regierungsvorlage  sind  bekannt.  Es  waren  die 
merkwürdigsten  Grunde,  die  man  gegen  sie  vorgebracht  hat,  und  es  gelang  den 
Gegnern  wirklich,  diese  Vorlage  zum  Scheitern  zu  bringen.  Seither  ruht  die 
Verstaatlichungsaction  in  Oesterreich  gänzlich.  Wohl  wurde  seitens  eines  öster- 
reichischen Handelsministers  noch  eine  Action  wegen  Verstaatlichung  der  auf  Grund 
des  Uebereinkommens  vom  Jahre  1882  einlusungsreifen  Staatseisenbahngesollschaft 
eingeleitet.  Hier  wurde  aber  das  Pferd  vom  Schweife  aufgezäumt,  indem  man  mit 
einer  Bahn  begann,  deren  Verstaatlichung  von  der  ungarischen  Regierung  abhängig 
war.  So  ist  denn  auch  diese  Action  im  Sande  verlaufen. 

Trotzdem  wurde  vor  einigen  Wochen  die  Frage  im  Abgeordnetenhause 
neuerdings  in  Anregung  gebracht.  In  der  diesbezüglichen  Debatte  wurde  freilich 
von  den  Gegnern  der  Ver.staatlichnng  behauptet,  nationale  Momente  seien  für 
diesen  Antrag  bestimmend  gewesen.  Wer  aber  die  Verhältnisse  in  Böhmen  kennt 
und  unparteiisch  betrachtet,  wird  zageben,  dass  diese  Behauptung  nicht  stichhältig 
war.  Unter  dem  Drucke  der  Nordwestbahn  leiden  die  deutschen  Bezirke  ebenso 
wie  die  böhmischen.  Im  Jahre  1896,  als  die  Österreichische  Regierung  ihre  Vor- 
lage wegen  Verstaatlichung  der  Nordwestbahn  einbrachte,  giengen  dem  Hause 
Hunderte  von  Petitionen  für  die  Verstaatlichung  dieser  Bahn,  sowohl  aus  böhmi- 
schen wie  ans  deutschen  Bezirken  zu.  Uebrigens  wird  es.  wenn  die  Verstaat- 
lichung der  zwei  augenblicklich  in  Rede  stehenden  Bahnen  in  Fluss  kommt,  ge- 
wiss dabei  nicht  bleiben,  die  Action  wird  sich  auch  auf  andere  Bahnen  aasdehnen, 
also  auch  auf  solche  in  rein  deutschen  Gegenden. 
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Redner  erörtert  sodann  die  Vortheile  der  Vcrstaatlichnng  in  staats-  und 
volkawirtscliaftlicher  Beziehung.  Durch  die  Verstaatliclmiig  der  Nordwestbahn 
mit  einer  Länge  von  1224  Kilometer  und  der  Staalaeisenbabngesellscbaft  mit 
einer  solchen  von  1320  Kilometer,  zusammen  also  2550  Kilometer,  erhält  das 
btaatscisenhahnnetz  eine  bedeutende  VerstArknng,  und  dies  gerade  an  jenem 
Funkte,  wo  es  wirtschaftlich  nicht  imr  für  uns,  sondern  auch  für  unseren  Ver- 
kehr mit  dem  benachbarten  Deutschland  schwer  ins  Gewicht  fällt  und  wodurch 
anch  die  commerzielle  Actionsfähigkeit  und  der  tarifarische  Kinflnss  der  Staats- 
bahnen  in  neuen,  geschlossenen  Durchgangslinien  bedeutend  erhöht  wird.  Wir 
werden  dadurch  dasjenige  erreichen,  wonach  wir  schon  lange  streben,  und  wofür 
wir  vor  kurzem  so  grosse  finanzielle  Opfer  gebracht  haben;  dass  nämlich  der 
grosse  Durchgangsverkehr  von  Norddeutschland  zu  unserem  einzigen  bedeutenden 
Seehafen  Triest  mitten  durch  nn.ser  Staatsgebiet,  mitten  durch  die  verkehrsreichsten 
Städte,  Prag,  Wien  und  die  südlicher  gelegenen,  geleitet  wird.  Wir  werden  uns 
dadurch  auch  in  die  Lago  versetzen,  den  Verkehr  von  Breslan  durch  Oesterreich 
hindurch  über  Prag  gegen  Bayern  zu  leiten,  der  gegenwärtig  grossentheils 
Oesterreich  zu  unserem  Schaden  umgeht. 

Was  speciell  Böhmen  betrifft,  so  wird  die  bisher  schwer  empfundene  unge- 
rechte Ungleichheit  in  den  Tarifen  zwischen  dem  westlichen  und  dem  östlichen 
Tlieile  behoben  werden.  Heute  sind  die  Bewohner  des  östlichen  Tlieiles,  dieses 
industriell  so  hervorragenden  Landes,  nicht  nur  gezwungen,  die  höheren  Tarife 
der  Privatbahnen  zu  ertragen,  sondern  auch  noch,  das  Deficit  der  Staatsbahnen 
bezahlen  zu  helfen,  die  sie  gar  nicht  zn  benützen  imstande  sind. 

In  unserem  Exportverkehr  mit  Deutschland  werden  wir  dann  den  gewissen 
Tarifconflicten  ausweichen,  die  in  der  letzten  Zeit  so  acut  geworden  sind,  indem 
die  preussischen  Bahnen  unseren  Gütern  iricht  für  alle  Relationen  die  directen 
Tarife  zugestehen  wollten.  Wenn  diese  Bahnen  alle  in  den  Händen  des  Staates 
sind,  dann  ist  er  selbstverständlich  in  der  Lage,  ganz  anders  aufzutreten,  als 
wenn  er  erst  mit  den  Privatbahnen  verhandeln  muss,  die  ihre  besonderen  Rück- 
sichten haben  und  nicht  immer  geneigt  sind,  einer  etwas  schärferen  Action  der 
Staatseisenbahnverwaltung  Folge  zu  leisten. 

Der  Hauptvortheil  aber  ist,  dass  durch  eine  systematische  Fortsetzung  der 
Verstaatlichungsaction  endlich  der  Impuls  zu  der  so  nothwcndigeii  Reorganisation 
unserer  .Staatseisenbahnverwaltung  gegeben  würde.  Unsere  Staatsbalmausweise 
bieten  kein  erfreuliches  Bild.  Alljährlich  schliessen  sie  mit  einem  namhaften 
Deficit,  welches  nun  die  Summe  von  50  Millionen  Kronen  bereits  weit  über- 
schritteu  bat.  Die  Hauptursache  hiefür  liegt  in  der  juristisch-bnrean- 
kratischen  Verwaltung  der  Staatsbahnen.  Ich  will  damit  natürlich 
unseren  Juristen  nicht  nahetreten,  aber  die  ausschliessliche  Unterordnung  einer 
Anlage,  welche  sich  aus  technischen  und  coiumerziellen  Theilen  znsammensetzt, 
unter  eine  jnridisch-bureaukratische  Dirigiemng  kann  nicht  von  Vortbeil  sein. 
Der  Uebergang  za  einer  technisch-commerzicllen  Verwaltung  wäre  die  wesent- 
lichste Remednr  gegen  die  .Mängel,  die  sich  bisher  an  dem  Staat8bahnköri>er 
zeigen.  Der  BetriebscoöfBcient  ist  bei  den  Staatsbahnen  in  geradezu  erschreckender 
Weise  gewachsen,  obgleich  manche  dieser  Bahnen  wirtschaftlich  hochentwickelte 
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Gebieie  darchziehen,  die  auch  in  technischer  Buziehnng  keine  Schwierigkeiten 
bieten:  Er  beträgt  gegenwärtig  76  Proc.  gegenüber  56  Proc.  bei  der  Staats- 
eisenbahngesellschafl  und  54  Proc,  bei  der  Nordwestbahn. 

Wir  haben  nothleideiide,  wirtschaftlich  schwache  Bahnen  eingelöst.  Nnn 
haben  wir  die  Möglichkeit,  wirtschaftlich  kräftige  Bahnen  einzulösen,  und  ich 
glaube,  es  ist  eine  Verpflichtung  des  Staates,  hier  nicht  stehen  zu  bleiben,  sondern 
Torwärta  zu  gehen.  Ich  will  ja  nicht  sagen,  dass  wir  um  jeden  Preis  einlösen 
müssen.  Wir  sollen  aber  auch  die  Bahnen  nicht  durch  die  verschiedenen,  früher 
so  beliebten  Kunststücke  und  Theorien  über  den  sogenannten  commerziellen  Wort 
drücken,  sondern  sie  zu  einem  annehmbaren  Preise  einlösen.  Wir  stehen  Tor  einem 
sehr  wichtigen  staatlichen  Act,  dem  österreichisch-ungarischen  Ausgleich.  Es  mag 
das  Geschick  dieser  Ausgleichsaction  im  Abgeordnetenhausc  wie  immer  sein,  die 
österreichische  Begiemng  wird  endlich  zn  einer  Vereinbarung  mit  der  anderen  Reichs- 
hälfte kommen  müssen.  Durch  die  Einlösung  der  Staatseisenbahngesellscbait  aber  ist 
uns  die  Gelegenheit  geboten,  in  Bruck  und  in  Marchegg  den  Schlüssel  zu  einer 
selbständigen  Tarifpolitik  gegenüber  Ungarn  in  die  Hand  zu  bekommen. 

Von  Hofrath  Jeittel  es  wurde  in  der  letzten  Versammlung  darauf  hin- 
gewieaen,  dass  unsere  Gütertarife  gegenüber  Deutschland  um  circa  9 Proc.,  unsere 
Personentarife  um  circa  23  Proc.  niedriger  sind.  Das  ist  richtig.  Aber  unsere 
Getreidetarife  sind  um  20  Proc.  niedriger,  und  das  ist  in  erster  Linie  ein  Geschenk 
an  die  andere  Keichshälfte.  welches  wir  ihr  auf  Kosten  unserer  Staatswirtschaft, 
namentlich  aber  zu  Ungunsten  unserer  Landwirtschaft  machen.  Auf  diesem  Wege 
können  wir  nicht  weiterschreiton.  Es  giebt  kein  anderes  Mittel,  als  die  Bahnen, 
welche  uns  mit  Ungarn  verbinden,  in  die  Hände  des  Staates  zn  bekommen.  Nur 
dann  sind  wir  bei  den  künftigen  Verhandlungen  mit  Ungarn  und  auch  bei  den 
Zoll-  nnd  Handelsverträgen  gleichwertig.  Es  ist  dies  die  einzige  utid  mächtigste 
Waffe,  welche  der  Staat  besitzt,  und  die  er  rechtzeitig  gebrauchen  muss,  nachdem 
er  die  Verstaatlichungsaction  endgiltig  nnd  systematisch  gelöst  hat. 

Reichsrathsabgeordneter  Dr.  Kolischer  betont,  dass  die  Eisenbahnfrage 
in  Oesterreich  einen  ganz  anderen  W'ert  hat  als  in  anderen  Volkswirtschaften.  Wir 
müssen  mit  der  Thatsache  rechnen,  dass  durch  die  Vernachlässigung  eines  ganzen 
Jahrhunderts  uns  keine  Canäle  zur  Verfügung  stehen,  dass  die  meisten  Wasser- 
strassen  bei  uns  nicht  ausgebaut  wurden  und  demgemäss  bei  nns  die  Eisenbahnen 
ganz  andere  Ziele  nnd  Zwecke  zu  verfolgen  haben,  als  in  den  Volkswirtschaften 
westlich  nnd  östlich.  Wenn  man  von  einem  durchschnittlichen  Baröme  der  Eisen- 
bahnen in  Frankreich  spricht,  so  setzt  man  doch  in  der  Regel  voraus,  dass 
Massengüter  nicht  mit  der  Eisenbahn  befördert  werden  oder  doch  nur  auf  jenen 
Theilstrecken,  welche  von  Canal  zn  Canal,  vom  Canal  zum  Fluss  oder  vom  Fluss 
zum  Meer  fuhren.  Zieht  man  Deutschland  zum  Vergleiche  herbei,  so  findet  man 
dort  gleichfalls,  dass  zahlreiche  ausgezeichnete  Ströme  zur  Verfügung  stehen,  dass 
aas.serdem  an  einem  grossen  Canalnetz  gearbeitet  wird,  dass  die  Ströme  canalisiert 
nnd  regnliert  werden  nnd  dass  demgemäss  die  Eisenbahnen  dort  nicht  jene 
Aufgabe  zn  erfüllen  haben,  die  sie  bei  uns  nothgedrnngen  erfüllen  müssen,  den  ge- 
sammten  Güterverkehr  zu  bewältigen,  sondern  dass  sie  nur  eine  Znfuhrstrasse  zu  dem 
natürlichsten  und  billigsten  Commnnicationsmittei,  dem  Wasser,  darstellen. 
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Wir  haben  ja  in  diesem  Jahre  in  Oesterreich  Gesetze  geschaffen,  welche 
in  dem  nächsten  Vierteljahrhnndert  die  Sache  vielleicht  in  ein  anderes  Fahr- 
wasser bringen  werden.  Solange  aber  diese  Gesetze  nicht  ihre  Wirkungen  zeitigen, 
müssen  die  Eisenbahnen  bei  ans  Zwecken  dienen,  denen  sie  anderwärts  nicht  zn 
dienen  haben.  Wenn  auch  zugegeben  ist,  da.ss  das  centralistiscbe.  bureaukratische 
System  unserer  Staatsbahuen  gewiss  nicht  zur  Hebung  ihrer  Kentabüität  beigetragen 
hat,  so  muss  man  doch  sagen,  dass  diese  Kentabilität  auch  darum  eine  geringere 
sein  musste  als  anderwärts,  weil  wir  keine  Wa.sserstrasseii  hatten  und  von  der 
Katar  in  Bezug  auf  die  Yerkehrsvermittlnng  stiefmütterlicher  behandelt  sind  als 
andere  Länder.  Oesterreich  ist  ein  Land,  in  welchem  die  Wirtvschaft  des  Menschen 
mit  grösseren  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  als  anderswo.  In  Deutschland  führen 
die  Oder,  der  Rhein,  die  Elbe  zum  Meere.  Wenn  wir  zu  unserem  Meere  kommen 
wollen,  so  bauen  wir  eine  zweite  und  eine  dritte  Bahnverbindung  nach  Triest,  von 
denen  Jeder  Kilometer  sechsmal  so  viel  kostet  als  in  Deutschland  oder  in  Ungarn, 
weil  es  sich  um  Gebirgsbahnen  handelt.  Diese  Bahnen  müssen  deshalb  auch  ganz 
andere  Betriebskosten  bei  kleineren  Zögen  haben  u.  s.  w.  Die  Consequenz  ist 
also,  dass  man  in  Oesterreich  überhaupt  theurer  wirtschaftet  und  dass  man,  wenn 
man  das  volk.swirischa!tliche  Leben  nicht  unterdrücken  will,  welches  bei  uns  an 
sich  schon  schwierige  Verhältnisse  zu  bekämpfen  hat,  selbst  Opfer  für  Eisenbahnen 
bringeu  muss,  die  man  anderwärts  als  Volkswirt  in  geringerem  Maasse  nur  zu 
bringen  brauchte. 

Wenn  beanstandet  wird,  dass  die  Staatsbahntarife  in  OesUreich  ursprünglich 
auf  einem  zu  niedrigen  Baröme  aufgebant  wurden,  so  wird  niemand  sagen,  dass 
ein  bestehendes  Baröine  ein  Koli  me  tangere  sei.  Wir  hatten  aber  in  Oesterreich 
eine  Menge  von  Transporten  nicht  gehabt,  wenn  wir  bei  unseren  kolossalen 
Distanzen  und  sonstigen  Verkehrs-  und  Krzoagung.sschwierigkeiten  nicht  mit  ge- 
wissen billigen  Tarifen  gearbeitet  hätten. 

Der  Industriorath  bat  sich  in  der  letzten  Zeit  mit  der  Frage  des  Verhält- 
nisses der  Production  und  der  ConsumÜon  des  Eisens  in  Oesterreich  and  Ungarn 
beschäftigt.  Man  mag  von  dem  einheitlichen  Wirtschaftsgebiet  reden,  so  viel  man 
will;  es  wird  immer  eine  Täuschung  sein.  Oesterreich  und  Ungarn  sind  kein  ein- 
heitliches Wirtschaftsgebiet.  Denn  die  Ungarn  wollen  nicht  — berechtigter  oder 
unberechtigterweise  — ein  einheitliches  Wirtschaftsgebiet  mit  Oesterreich  sein. 
Wenn  aber  dem  so  ist,  müssen  auch  wir  nn.s  darauf  einrichten,  mit  gleichen  oder 
ähnlichen  Waffen  zu  kämpfen. 

Wenn  wir  Handelspolitik  machen  wollen,  können  wir  sie  nur  durch  Tarif- 
politik machen.  Und  wenn  wir  Tarifpolitik  machen  sollen,  müssen  wir  über  das 
Eisenbahnwesen  verfügen.  Ich  kann  mir  eine  andere  Constmetion  nicht  denken. 
Wenn  der  Referent  meint,  dass  mau  rückwirkende  Coucessionsurkunden  machen 
wird,  nnd  wenn  selbst  die  Eisenbahnen  damit  einverstanden  wären,  kann  ich  mir 
eine  Formel  nicht  denken,  welche  für  10  Jahre  gelten  würde,  denn  das  Leben 
ist  compliciert,  und  ebenso  wie  das  Leben  kann  ein  Eisenbahiitarif  nicht  in  die 
einfache  Formel  1:2:3  gebracht  werden,  sondern  er  muss  compliciert  nnd  dem 
Leben  angepas.st  compliciert  sein.  Wenn  wir  in  Zukunft  mit  Deutschland  oder  an- 
deren tnittelcuropäischcn  Staaten  wieder  Handelsverträge  machen  und  wenn  wir  ein 
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l'ebereiiikomraen  mit  Ungarn  aljschliesaen,  so  liegt  es  in  niiserem  Interesse,  ilen 
bevnssten  Artikel  15  zn  streichen,  das  heisst  eine  Tarifbindiing  nicht  zu  gewähren, 
«eil  wir  bei  jeder  Tarin>iudang,  die  nur  eine  formelle  sein  kann,  stets  die  (!e- 
leimten  sein  werden.  Denn  was  exportieren  wir  nach  Ungani  und  was  importieren 
wir  aus  Ungarn?  Die  Waffe  des  Eisenbahntarifes  trifft  doch  ganz  anders  Massen- 
artikel mit  einem  Werte  des  M.-C.  von  7 fl.  als  Industrieartikel  mit  einem  Werte 
von  60  fl.  Und  um  wieviel  mehr  Metercentner  W'eizeii,  Ochsen,  Holz  werden  ver- 
frachtet als  Seidenwaaren!  Wenn  wir  nun  die  Machtmittel  auf  tarifarischem  Ge- 
biete besitzen  wollen,  so  müssen  wir  über  Staatsbahnen  verfügen.  Und  cs  wäre 
seihst  eine.s  Opfers  wert,  die  Staatsbahnen  zu  bekommen,  wenn  es  eines  Opfers 
bedürfte. 

Eine  andere  Frage  ist;  Sollen  wir  so  liebenswürdig  und  cuulant  sein,  die 
Taschen  der  Steuerträger  weit  zu  «ffiien  und  zu  bezahlen,  was  die  Bahnen  ver- 
langen, um  diese  Idee  zu  verwirklichen?  Wir  stehen  alle  auf  dem  Standpunkte 
der  gegenseitigen  Coulance.  Darin  sind  wir  alle  eines  Sinnes,  dass  man  nicht 
nürgeln  und  Sophisterei  treiben  soll,  um  den  Eisenbahnen  eine  Kleinigkeit  abzn- 
haiideln.  Aber  anderseits  müssen  die  Bahnen  auch  bedenken,  dass  es  nicht  nur 
die  Tarifpolitik  ist,  welche  den  Ertrag  der  Bahnen  schafft.  Es  handelt  sich  weiters 
auch  um  die  Socialpolitik.  Man  mag  darüber  denken,  wie  man  will,  mau  mag  wollen, 
oder  nicht,  man  wird  diejenigen,  welche  den  Betriebscoöfficicnten  machen,  immer 
besser  und  menschlicher  behandeln  müssen.  Die  persönlichen  Leistungen  werden 
bei  den  Bahnen  immer  thenrer,  die  sachlichen  vielleicht  unter  Umständen  billiger 
werden,  aber  die  Bahnen  müssen  einmal  mit  der  Tbatsache  rechnen,  dass  diese 
Ausgaben  zu  ihren  Lasten  fallen  müssen,  mügen  sie  nun  Privatbahnen  bleiben 
oder  in  den  Staatsbetrieb  übergehen.  Anderseits  unterliegt  es  gar  keiner  Frage, 
dass,  normale  Zeiten  vorau.sgesetzt,  nicht  nur  im  Personenverkehr  nach  Ueber- 
wiudung  der  unangenehmen  Krise,  welche  die  Transportstener  zweifellos  zur  Folge 
haben  wird,  sondern  auch  im  Güterverkehr  eine  Steigerung  eiiitreteu  wird.  Mau 
muss  sich  also  gegenseitig  coulant  entgegenkommen,  und  dann  wird  ein  Ueber- 
emkommen  erzielt  werden. 

Der  W'eg  der  eventuellen  Anrufung  der  Gerichte  gefällt  dem  Redner  nicht,  weil 
wir  hei  unseren  Zahlungsbiianzverhältnissen  mit  besonderer  Vorsicht  vorgeben  müssen, 
damit  die  gegenwärtigen  Actionäre  in  Zukunft  möglichst  Staatsrentner  bleiben. 
Nichts  ist  für  unsere  Verhältnisse  gefährlicher,  als  eine  Finctuation  des  Besitzes 
der  Actien,  beziehungsweise  der  künftigen  Renten.  Trotz  aller  Geldabnndanz  sind 
wir  noch  keine  so  reiche  Volkswirt.schaft,  um  uns  den  Spass  machen  zu  können, 
da-ss  unsere  Papiere  in  grösserem  Maasse  Heimweh  bekommen.  Man  solle  deshalb 
ohne  Heranziehung  der  Gerichte  mit  den  Privatbahnen  lieber  in  Frieden  uinl 
Freundschaft  abschliessen. 

Der  Vorsitzende  Herr  Hofrath  von  P h i 1 i p p o v i c h sprach  am  Schluss 
gleichfalls  seine  persönliche  Meinung  ans. 

Er  ist  ein  Freund  der  Verstaatlichung,  und  für  die  Verstaatlichung  haben 
eigentlich  alle  Redner  gesprochen,  insbesondere  auch  derjenige,  der  sehr  fein  und 
vorsichtig,  aber  entschieden  gegen  die  VerstaaUichung  anfgetreten  ist,  Herr  Federn. 
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Die  erste  Hälfte  seiner  Rede  hat  eine  Fülle  überzeugender  Argumente  dafür  ge- 
bracht, dass  das  gemischte  System  unhaltbar  ist;  und  wenn  man  die  Eisenbahn- 
politik der  verschiedenen  Staaten  in  Europa  betrachtet,  so  kommt  man  zur  Ueber- 
zeugnng,  dass  das  gemischte  System  bei  einigermaassen  sich  entwickelnder  Volks- 
wirt.schaft  nicht  haltbar  ist.  Dieses  gemischte  System  war  in  Dentschland  dio 
Ursache  einer  Volkssträmnng,  die  im  Jahre  1879^ — 80  die  preussisebe  Regierung 
gezwungen  hat,  nachdem  der  Gedanke  einer  Vereinigung  der  Bahnen  in  den 
Händen  dos  Reiches  unmöglich  geworden  war,  die  Bahnen  in  Preussen  zn  ver- 
staatlichen. Das  gemischte  System  hat  in  Schweden  eine  bedeutende  Bewegung  zu 
Gunsten  der  Verstaatlichung  hervorgerufen  und  in  Belgien  vor  5 — 6 Jahren  zu 
einer  .Action  geleitet,  die  schliesslich  zur  Verstaatlichung  geführt  hat.  Das  ge- 
mischte System  besteht  heute  nur  noch  in  Portugal;  man 
bekämpft  die  Verstaatlichung  nur  noch  in  der  Türkei,  Griechenland  und 
Spanien.  In  der  Schweiz  ist  durch  die  Volksabstimmung  vor  3 Jahren  mit  einer 
Majorität  von  300.000  gegen  100.000  Stimmen  das  Grundprincip,  welches  der 
Bnndesralh  für  die  Führung  der  Bahnen  durch  den  Bund  aufgestellt  bat,  ange- 
nommen worden.  Im  Deutschen  Reiche  ist  das  Bewusstsein  von  der  Notbwendig- 
keit  einer  einheitlichen  Tarifpolitik  so  stark,  dass  es  dort  heute,  ao  ja  in  mancher 
Beziehung  die  particularistischen  Tendenzen  stärker  geworden  sind,  diese  zn  über- 
winden im  Begriffe  ist;  Es  hat  z.  B.  in  dem  so  selbstbewussten,  geradezu  eigen- 
sinnigen Württemberg  dazu  geführt,  dass  die  Mehrheit  der  Handelskammern  sich 
dafür  ausgesprochen  hat,  dass  Württemberg  auf  eigene  Bahnen  verzichte  und  sich 
hierin  lieber  an  das  Deutsche  Reich  anschliesse. 

Es  kann  auch  ein  Zweifel  darüber  nicht  bestehen:  Will  man  eine  einheit- 
liche Eisenbahnpolitik  im  Interesse  der  Bevölkerung,  im  Sinne  der  wirtschaftlichen 
Interessen  eines  Staates  treiben,  so  müssen  die  Bahnen  in  einer  Hand  sein.  Man 
kann  der  Meinung  sein,  dass  vielleicht  die  Bahnen  in  den  Händen  privater  Be- 
triebsverwaltungen sich  auch  einer  einheitlichen  Politik  nnterordnen  lassen  — ich 
bin  dieser  Meinung  nicht,  aber  das  ist  immerhin  ein  Standpunkt  — , oder  man 
kann  der  iMeinnng  sein,  und  dieser  schliesse  ich  mich  an,  dass  es  sich  hier  um 
eine  .Aufgabe  des  Staates  handelt.  Als  im  Jahre  1879 — 80  die  prenssische 
Regierung  die  Denkschrift  über  die  Motive  ansarbeitete,  aus  denen  sie  zur  A'er- 
stuatlichnng  schritt,  erklärte  sie,  das  Aufsichtsrecht  des  Staates  gegenüber  den 
Privathahnen  fordere  so  tiefe  Eingriffe  in  die  finanzielle  Verwaltung,  in  die 
administrative  Führung  der  Privatbahnen,  dass  es  hier  ohne  Widersprüche  nicht 
abgehe,  die  des  Staates  nicht  würdig  sind. 

Nun  hat  man  bei  uns  zwei  Gründe  dagegen  hervorgehoben,  dass  der  Staat, 
was  seines  Amtes  ist,  auch  wirklich  time.  Der  erste  ist  ein  linanzielles  Moment: 
der  Staat  wirtschafte  heute  schlecht,  er  habe  schlechte  Erträgnisse;  wenn  dio 
Bahnen,  die  heute  gute  Erträgnisse  haben,  verstaatlicht  sein  werden,  werden  sie 
auch  schlechte  Erträgnisse  liefern.  Ich  bin  dadurch  nicht  überzeugt  worden.  Ich 
bin  nicht  überzeugt  worden,  dass  die  schlechten  Erträgnisse  unserer  Staatsbahnen 
ausschliesslich  dem  System  der  Staatsverwaltung  zuzuschreiben  sind.  Die  Aus- 
führungen, da.ss  nnsere  Staatsbahnen  ein  gutes  Erträgnis  deshalb  nicht  liefern 
können,  weil  sie  militärische  Bahnen,  Gebirgsbahnen  u.  s.  w.  umfassen,  sind  nicht 
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widerlegt  worden.  Wenn  ich  aber  selbst  zngebe,  dass  der  Staat,  wenn  er  i.  B. 
die  Xordbahn  übernimmt,  in  den  nächsten  Jabreu  nicht  in  der  Lage  sein  wird, 
die  Rente  herans/nwirtschaften,  welche  die  Nordbahn  in  den  letzten  7 Jahren  er- 
zielt hat:  wird  diese  Wirkung  wirklich  Ünanziell  so  ungünstig  sein,  dass  man 

gleich  Ton  einer  Zerrüttung  des  Staatshansbaltes  sprechen  darf? 

Ks  ist  bisher  in  der  Debatte  noch  nicht  darauf  hingewiesen  worden,  dass 
die  Rente  ja  nur  bis  zum  Ablauf  der  Concessionsdauer 

bezahlt  wird.  Wenn  der  Staat  also  heute  die  Nordbahn  übernimmt,  so 

zahlt  er  als  Preis  dafür  nur  eine  Rente  bis  zum  Jahre  IU40.  Das 
Geschäft,  das  der  Staat  dabei  macht,  ist  meines  Erachtens  sicher.  So  sicher, 
dass  ich.  wenn  ich  in  der  Leitung  irgendeiner  finanziellen  Corporation  wäre, 
kein  Bedenken  trüge,  mit  dem  Staate  einen  Vertrag  abzuschliesscn,  wonach  sie 

den  Nordbahn-Actionären  ihre  Rente  zu  bezahlen,  dafür  aber  vom  Staate  die 

Reinerträge  während  der  nächsten  40  Jahre  zu  empfangen  hätte.  Ich  habe  so 
viel  Vertranen  in  die  Entwickelung  der  Volkswirtschaft  in  Oesterreich,  dass  ich 
annehme,  dass  im  Laufe  dieser  Jahre  die  Bevölkerung  angewachsen  sein,  Industrie, 
Handel  und  Verkehr  zugenommen  haben  werden.  Aber  selbst,  wenn  das  nicht  der 
Fall  ist,  selbst  wenn  der  Staat  so  ungeschickt  oder  die  Verhältnisse  so  ungünstig 
wären,  dass  die  Erträgnis.so  die  Hohe  der  Rente  nicht  erreichen,  so  fallt  doch 
ganz  sicher  im  Jahro  1941  diese  etwas  verminderte  Rente  dem  Staate  vollständig 
lastenfrei  zn.  Und  wenn  der  Staat  das  während  dieser  40  Jahre  etwa  eintretende 
Deficit  durch  Ausgabe  von  Amortisationsrente  deckt,  welche  Uire  Tilgung  in  den 
folgenden  Decennien,  spätestens  von  1041  angefangen,  findet,  so  müsste  die  Aus- 
gabe dieser  specifischen  Rente  eine  Sicherung  besitzen,  wie  sie  eine  andere  Staats- 
scbuldverschreibung  gar  nicht  haben  kann. 

Dass  die  Finanzierung  einer  solchen  Rente  irgendwelchen  Schwierigkeiten 
unterliegen  könnte,  glaube  ich  nicht.  Wenn  also  ein  geringeres  Erträgnis  wirklich 
einträte,  so  würde  das  einfach  bedeuten,  dass  der  Staat  die  Lasten,  die  dadurch 
entstehen,  auf  die  Zukunft  nach  40  Jahren  überwälzt;  und  das  ist  vollständig 
berechtigt:  er  wird  dann  eben  statt  des  einfachen  Heimfalles  für  den  Vortheil,  den 
er  dadurch  gehabt  hat,  dass  er  diese  Bahn  um  40  Jahre  früher  in  seiner  Hand 
batte,  vom  Jahre  1040  angefangen  die  Bevölkerung  etwas  zahlen  lassen.  Oder 
richtiger  gesagt,  der  Staat  wird  einen  Theil  der  dann  lastenfreien  Erträgnisse  zur 
Tilgung  der  in  den  vorausgegangenen  Jahren  entstandenen  Deficite  verwenden. 
Natürlich  setzt  dies  voraus,  dass  die  Rechnung  über  diese  Bahnen  gesondert  ge- 
führt wird.  Die  grosse  Vorsicht,  dass  man  die  Zinsen,  die  etwa  für  einige  Millionen 
alljährlich  gezahlt  werden  müssten,  der  österreichischen  Bevölkerung  nicht  mehr 
auferlegen  kann,  geht  bei  einer  solchen  Frage,  wie  sie  hier  in  Rede  steht,  doch 
zu  weit. 

Muss  nun  aber  wirklich  das  Deficit  so  gross  .sein?  Ist  denn  die  nnvoll- 
kommene  Organisation  der  Staatsbahnen  etwas,  was  man  nicht  ändern  kann?  Herr 
Federn  .sagt  allerdings : Ich  bin  Pessimist,  ich  erwarte  mir  nicht  viel  von  einer 
einheitlichen  Staatsbahnverwaltung.  Gegen  Empfindungen  kann  man  nicht  pole- 
misieren. Es  gibt  andere  Pessimisten,  die  sich  von  der  Entwickelung  unserer 
politischen  Verhältnisse  nicht  mehr  viel  versprechen.  Solange  wir  aber  arbeiten 
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können,  werden  wir  doch  noch  arheiten  nnd  wir  werden  nicht  arbeiten  auf  Basis 
eines  Misstranens  gegen  unsere  staatliche  Organisation,  sondern  auf  Basis 
des  Vertrauens,  dass  unsere  staatliche  Organisation,  was  ihr  *u  thun  obliegt,  auch 
leisten  wird.  Und  gerade  in  diesem  Punkte  dürfen  wir  vielleicht  unsere  )iolitischen 
Sorgen  ewtas  zurückstellen.  Ich  halte  unsere  Bnreaukratie  nicht  für  schlechter, 
als  unsere  Bevölkerung.  Wir  haben  nicht  das  Kecht  zu  verlangen,  dass  das 
Be.amtenthum  sich  von  dem  gesammten  Cnitnrzustande  der  Bevölkerung  so  ge- 
waltig abhebe.  Sonst  müssten  wir  ja  eigentlich  Freunde  einer  bureaukratisch- 
absolutistischen  Ktaatsorganisation  sein.  Wenn  wir  der  Meinung  sind,  dass  in  der 
staatlichen  Verwaltungsorganisation,  speciell  im  Eisenbahnwesen,  etwas  zu  ver- 
bessern ist.  so  wird  die  Schuld  auch  auf  uns  zurückfailen,  wenn  dies  nicht  ge- 
schieht. Es  wird  dann  eben  unsere  Aufgabe  sein,  nicht  bloss  zu  nörgeln,  sondern 
durch  eindringliches  Studium  der  Verbültnisse  und  durch  positive  Vorschlüge 
an  der  Verbesserung  zu  arbeiten.  Und  solange  wir  noch  ein  Parlament  haben,  wird 
es  Aufgabe  dieses  Parlaments  sein,  sich  Garantien  dafür  zu  verschaffen,  dass  die 
Verwaltung  in  der  Weise  geführt  werde,  wie  das  Parlament  es  für  zweckmassig 
erkennt.  Als  im  Jahre  1879  in  Preussen  an  die  Venstaatlichungsaclion  geschritten 
wnrde,  verlangte  und  acceptierte  auch  das  Abgeordnetenhaus  zwei  Garantiegesetze, 
von  denen  sich  das  eine  auf  die  flnanziellnn  Frag'en,  das  andere  anf  die  Eisen- 
balinorganisation  bezog. 

Aufgabe  der  österreichischen  Bevölkerung,  der  Politiker  und  der  Nichtpolitiker, 
ist  es  daher,  sich  mit  den  Fragen  des  Tarifwesens,  des  Eisenbahnwesens,  der 
notliwendigen  Hefonnen  der  Organisation  in  positiver  Weise  zu  beschäftigen.  Und 
das  gebt  zum  Theil  uns  Theoretiker  an.  Nirgends  sind  die  thatsüchlichen  Zustände 
des  volkswirtschaftlichen  Lebens  so  wenig  studiert  und  wissenschaftlich  durchforscht, 
wie  gerade  in  Oesterreich.  Die  Herren  in  den  Parlamenten  aber  mü.ssen  verlangen, 
dass  verstaatlicht,  gleichzeitig  damit  aber  Garantiegesetzo  vorgelegt  werden, 
die  sich  einestheils  anf  die  finanziellen  Fragen,  anderentheils  auf  die  Eisenbahn- 
verwaltung beziehen.  Haben  wir  diese,  so  ist  alles  gethan,  was  gethan  werden 
muss,  um  die  Eisenbahnver.staatlichnng  in  die  Wege  zu  leiten,  das  heisst  in  die 
Verhandlungen  mit  den  Eiscnbahnverwaltiingen  einzutrelen.  Die  Führung  dieser 
Verhandlungen  denke  ich  mir  allerdings  mehr  im  Sinne  des  Herrn  Federn,  weil 
ich  nicht  glaube,  dass  der  Staatscredit  dadurch  eine  Schädigung  erfahren  kann, 
dass  eine  strittige  Frage  durch  das  Gericht  entschieden  wird. 

Auch  bei  uns  wächst  die  Meinung,  der  Staat  müsse  sich  eine  richterliche 
Entscheidung  gefallen  lassen.  Niemand  wird  Anstoss  daran  nehmen,  dass,  wenn 
bei  den  Verhandlungen  zwischen  dem  Staate  nnd  einer  Privatverwaltiing  sich 
Zweifel  über  die  Auslegung  einer  einzelnen  Bestimmung  der  Concessionsurkunde 
heraussteilen,  der  Staat  oder  die  Verwaltung  sich  an  das  ordentliche  Gericht 
wendet.  Im  Gegentheil.  Die  Unterwerfung  des  Staates  unter  die  richterliche  Ent- 
scheidung müsste  den  besten  Eindruck  machen,  weil  sie  den  Verzicht  anf  die 
Möglichkeit,  Gewalt  anzuwenden,  die  der  Staat  ja  hat,  und  die  Achtung  vor  dem 
Rechte  bedeutet.  Es  wäre  nicht  wünschenswert,  dass  der  Staat  eine  Legal-Iiitor- 
pretation  vornimmt  nnd  ein  Gesetz  heschliesst,  in  welchem  er  undeutliche  Be- 
stimmungen einer  Concessionsurkunde  einseitig,  durch  den  einen  Vertragstheil, 
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darch  sich  selbst  l^sen  lässt.  Das  wäre  die  Anwendung'  der  staatlichen  Macht, 
nicht  die  Anerkennung  des  Rechtes. 

CXII.  und  GXIIL  Plenarversammlung. 

Der  Gesetzentwurf  über  die  Prodnctenbt^rsen  beschäftigte 
die  Gesellschaft  während  zweier  Abende. 

Am  10.  December  1901  leitete  Herr  Dr.  Julius  Dandesbergor  die 
Verhandlungen  durch  ein  längeres  Referat  ein,  das  in  wesentlich  erweiterter  Form 
in  diesem  Hefte  der  Zeitschrift  veröffentlicht  ist 

Professor  Dr.  v.  Schallern  gieng  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass 
die  Beeinflussung  der  Preise  durch  den  Terminhandel  den  Kampf  der  Landwirte 
gegen  den  Terminhandel  rechtfertige.  Diese  preisbildende  oder  richtiger:  preis- 
beeinflussende Function  des  Terminhandels  sei  der  Landwirtschaft  schädlich, 
und  nur  insoweit  solle  der  Termiiihandel  reformiert  werden.  Redner  ist 
bereits  in  der  Enquete  nicht  für  das  Verbot  dos  Tenninhandels,  wohl  aber  für 
eine  solche  Reform  eingetreton,  wcdche  die  Entnationalisierung  der  Getreidepreiso 
unmöglich  mache.  In  der  ganzen  Frage  handle  es  sich  um  den  grossen,  gnmd- 
legenden  Gegensatz  des  Kampfes  um  nationale,  beziehungswoise  internationale 
Getreidepreise,  des  Kampfes  für  den  Weltmarkt  auf  der  einen,  für  den  localen 
oder  doch  nationalen  Markt  auf  der  anderen  Seite.  Das  Verbot  des  Torminhandels 
sei  deshalb  nicht  anzustreben,  weil  die  schädliche  Form  des  Terminhandels  nicht 
genau  definiert  werden  könne,  und  weil  ohne  eine  legale,  zwingende  Definition 
jedes  Verbot  ein  Schlag  ins  Wasser  wäre,  endlich  weil  nicht  alles  am  Tenninhandel 
verwerflich,  nicht  alles  den  landwirtschaftlichen  Interessen  schädlich  sei.  Auch 
dürfe  man  das  freie  Spiel  der  Kräfte  auf  allen  Gebieten  nicht  weiter  einschränken, 
als  eben  nothwendig  ist. 

Die  Regierungsvorlage  sei  dem  Moment,  das  hier  in  Frage  kommt 
gleichsam  bewusst  aus  dem  Wege  gegangen.  Wenn  die  österreichische  Land- 
wirtschaft eine  nationale  Preisbildung  verlangt,  eine  solche,  welche  einen 
Preis  erzeugt,  der  die  Productionskosten  deckt,  so  thue  sie  damit  nichts  anderes, 
al.s  was  alle  anderen  Krwerbszwoige  auch  thnn.  Sie  könne  es  aber  nicht  in  der 
Weise  thun,  wie  andere  Erwerbszweige,  weil  die  Zahl  der  Producenten  eine  viel  zu 
grosse,  Vereinbarungen  daher  oder  gar  die  Regelung  der  Prodactionsraengeii  viel 
zu  schwierig  wären.  Sie  müsse  also  trachten,  die  Preisbewegong  insofern  zu 
beeinflussen,  dass  sie  alle  jene  Momente  ausschaltet,  die  in  einem  antinationalen 
l^inne  wirken  könnten.  Und  wenn  sie  nun  gerade  den  Terminhandel  ansgescbaUet 
wissen  will,  so  hänge  dies  selbstverständlich  damit  zusainmen,  dass  der  Termin- 
handel auf  die  Scfaaffutig  internationaler  Preise  abziele. 

Die  Regierungsvorlage  hätte  also  ihrer  Aufgabe  vollständig  enbiprochon, 
wenn  sie  jene  Momente  ans  den  bestehenden  Bestimmungen  über  den  Tennin- 
handel ausgeschaltet  hätte,  die  für  die  Entnationalisierung  der  Preise  wirksam 
werden  können.  In  dieser  Richtung  scheine  nun  die  Regierung  zu  weit  gegangen 
zu  sein,  in  der  anderen  Richtung  dagegen,  wo  es  sich  um  die  Sicherung  des 
riiarakters  der  Preisnotiemngen  handelt,  sich  etwas  zu  sehr  beschiänkt  zu  haben. 
Doch  sei  der  Regierung  wegen  der  von  ihr  gewählten  Form  ein  Vorwurf  nicht 
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zu  machen,  weil  sie  eben  der  Landwirtscliaft  ein  Entgegenkommen  beweisen 
wollte,  da.s  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  so  weit  ging,  als  es  nur  möglich 
war,  nnd  weil  sie  für  ihren  Entwnrf  eine  andere  Form  kaum  wählen  könnt«. 

Die  zwei  Punkte,  die  in  der  Regierungsvorlage  in  Betracht  kommen,  sind 
einerseits  die  Einschränkung  der  Autonomie  der  Börse,  anderseits  eine  Reihe  von 
Normen,  die  den  Terminhandel  reglementieren  sollen.  In  den  Be.stimmnngen  über 
die  Einschränkung  der  Börsenautonoraie  steckt  ein  etwas  stark  bureaukratischer 
Zug,  es  wird  in  den  Einschränkungen  der  freien  Selbstbestimmung  etwas  zu  weit 
gegangen.  Aber  daran,  dass  di«  Autonomie  der  Börse  überhaupt  eingeschränkt 
wird,  dürfe  man  keinen  Anstoss  nehmen ; die  Börse  muss  genau  so  dem  Geiste 
unserer  heutigen  Zeit  folgen,  genau  so  dem  Einfluss  des  Staates  nnd  den  in  der 
staatlichen  Gesetzgebung  herrschenden  Tendenzen  entsprechen,  wie  jede  andere 
Institution.  Sie  wird  auf  die  Dauer  ihre  ezceptionelle,  die  Preisbildung  vollständig 
beherrschende  Position  nicht  behaupten  können  und  dürfen,  wenn  sie  sich  in  den 
Organismus  unserer  modernen  Volkswirtschaft  noch  weiter  einfügen,  wenn  sie 
sich  in  demselben  noch  wohl  fühlen  will. 

Die  Regieningsvorlage  entspricht  also  den  agrarischen  Forderungen  des- 
wegen nicht,  weil  sie  die  Momente,  die  im  Terminhandel  preisbeeinflusaend  herror- 
treten,  nicht  genügend  trifft,  weil  sie  insbesondere  nicht  hervorhebt,  was  an  den 
Usancen  geändert  werden  soll  oder  in  welchem  Sinne  die  Regierung  bei  der  Prüfung 
der  Usancen  vorzngehen  hat  In  manchen  anderen  Punkten  aber  geht  sie  sogar 
über  die  Wünsche  der  Agrarier  hinaus.  Die  Forderung  der  Agrarier  nach  einem 
nationalen  Preise  ist  vollständig  gerechtfertigt,  aber  dieser  Forderung  kann  nicht 
entsprochen  werden,  ohne  dass  der  Terminhandel  verboten  wird,  und  ohne  dass 
die  Autonomie  der  Börse  in  weitgehendem  Maasse  eingeschränkt  wird.  Redner 
glaubt  daher,  dass  eine  Abänderung  des  Regiorungsentwnrfes  nicht  schwer  zn 
erreichen  wäre,  und  dass  dann  dieser  abgeänderte  Entwnrf  die  berechtigten  For- 
derungen der  Landwirtschaft  vollständig  befriedigen  könnte.  Für  das  Verbot  des 
Terminhandels  aber  könne  er  sich  ans  den  bereits  erörterten  Gründen  unter 
gar  keinen  Umständen  erwärmen. 

Herr  Büla  Strasser  sagt,  er  als  Getroidehändler  könne  sowohl  des 
Terniinhandels  in  Oesterreich  als  auch  der  landwirtschaftlichen  Börse  in  Wien 
entrathen,  solange  Oesterreich  und  Ungarn  ein  gemeinsames  Zollgebiet  bilden 
nnd  die  Bndapester  Getreidebörse  in  der  heutigen  Ausdehnung  functioniert.  Wird 
der  Terminhandel  hier  verboten,  so  könne  er  seine  Versicherungsoperationen  in 
Budapest  machen.  Macht  man  uns  durch  veiatorische  oder  ehrenrührige  Maass- 
regeln den  Besnch  der  Börse  unmöglich,  so  können  wir  und  andere  den  Efi'ectiv- 
handel  von  Bureau  zn  Bureau  abwickeln. 

Werde  der  Terminhandel  einseitig  verboten,  so  sei  damit  auch  die  Börse 
schon  zerstört  nnd  diecer  Torso  bedarf  keiner  grossaiigelegten  Reform.  Nach 
Vollzug  eines  eventuellen  österreichischen  Torminhandelsverbotes  werden  die  täg- 
lichen Börsenversammlungen  in  Wien  anfbören,  es  wird  überhaupt  das  verhasste 
Wort  „Börse“  auf  diese  Organisation  nicht  mehr  anwendbar  sein.  Es  wird  dann 
nur  so,  wie  auch  jetzt,  an  jedem  Samstag  der  W’iencr  Markt  abgehalten  werden, 
wie  es  ja  auch  in  allen  Provinzstädten  eingeführt  ist,  Wochenmärktc  abznhalten. 
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Selbst  dieser  Wiener  Wochenmarkt  werde  lange  nicht  die  heutige  BesucherMhl 
aufweisen  and  den  Zuspruch  ron  aussen  haben,  wie  bisher.  Denn  riele  der 
Besucher  kommen  heute  nach  Wien,  nicht  allein,  um  Geschäfte  abzuschliessen, 
snndeni  um  eine  Orientierung  über  die  Marktlage,  die  zukünftige  Preisgestaltung, 
über  Angebot  und  Kachfrage,  Qualitäten,  Schiffsfrachten  etc.  zu  gewinnen.  Die 
Orientierung  würde  man  in  Zukunft  von  dem  ausschlaggebenden  Budapester  Markte 
erhalten;  die  Zeitungen  würden  sich  beeilen,  der  neuen  Situation  Rechnung  tragend, 
täglich  ausführliche  Cours-  und  Tendenzberichte  aus  Budapest  zu  bringen.  All  dies 
berechtigt  zu  der  Vennutliung,  dass  selbst  der  Sainstagswochenmarkt  in  Wien 
ziemlich  verödet  wäre. 

Man  könne  sich  nun  selbst  ein  Bild  der  zukünftigen  Börse  für  landwirtschaft- 
liche Prodncte  in  Wien  entwerfen.  Wer  soll  angesichts  des  zu  erwartenden  grossen 
Ausfalles  an  Börsenbesnchem  die  Regie  decken,  die  bei  der  heutigen  Organisation 
eine  ziemlich  beträchtliche  ist?  Die  Börse  verausgabt  jährlich  circa  120.000  A'; 
sie  vereinnahmt  an  Schiedsgerichtsgebühren  und  Entrdea  bei  175.000  A,  von 
denen  aber  noch  die  Annuitäten  mit  35.000  K abgehen,  so  dass  das  Budget  sich 
jetzt  noch  mühevoll  nivelliert.  Für  nächstes  Jahr  sei  schon  ein  Deficit  präliminiert. 

Die  Frage  steht  also  angesichts  der  jüngsten  Abstimmung  im  Parlamente 
so:  Wird  der  Tenninhandel  einseitig  verboten,  dann  hat  die  Börse  aufgehört, 
eine  börsenmässige  Organisation  zu  sein;  wir  stehen  dann  einem  Wochenmarkt 
gegenüber,  auf  den  doch  der  Gesetzentwurf  kaum  zngeschnitton  ist  Es  handelt 
sich  nun  darum,  ob  es  der  Regierung  gelingt,  diese  rein  wirtschaftliche  Frage 
einer  Behandlung  von  rein  volkswirtschaftlichem  Standpunkte  znznführen,  ob  es 
gelingt,  die  Terminhandelsgegner  von  dem  Nonsens  eines  einseitigen  Verbotes  zu 
überzeugen  und  diese  Frage  der  Parteipolitik  zu  entrücken.  Sollte  dies  uner- 
warteter Weise  der  Fall  sein,  dann  wird  die  Discussion  dieser  Reformbill,  dieses 
Vcrlegenheitsgesetzes  wieder  in  den  Vordergrund  rücken. 

Von  dem  einseitigen  Verbot  des  Terminhandels  dürften  die  Landwirte  sich 
nichts  versprechen.  Denn,  solange  wir  mit  L'ngarti  in  wirtschaftlicher  Gemeinschaft 
leben,  beraubt  es  sie  nur  der  Vortheile  des  Terminhandels,  lässt  aber  die  Nach- 
theile von  Dngarn  ans  wirken.  Setzen  wir  aber  auch  das  Unmögliche  voraus, 
dass  der  Terminhandel  auch  in  Ungarn  verboten  wird.  Wie  wird  sich  die  Situation 
dann  entwickeln? 

Eine  normale  Weizenemte  in  Ungarn  beträgt  circa  38  Millionen  Meter- 
centner  Weizen;  es  ist  keine  Uebertreibnng,  dass  in  den  Monaten  August-September, 
wo  jeder  Geldbedarf  bat,  circa  ein  Drittel  der  Ernte  zu  Markte  gebracht  wird. 
Ziehen  wir  von  den  38  Millionen  6 Millionen  ab,  die  als  Saat  und  Deputat 
znrückbehalten  werden,  so  resnitiert  für  die  zwei  Haupteinkaufsmonate  ein  Weizen- 
angebot von  circa  10‘/j  Millionen  Metercentner.  Die  Aufnahme  dieses  Quantums 
vollzieht  jetzt  neben  dem  Consnm  zum  grossen  Theil  der  Grosshandel  auf  Grund 
des  Terrainhandels  im  Wege  der  Arbitrage. 

Eliminieren  wir  nnn  auf  Wunsch  der  Landwirte  diesen  grossen  Käufer.  AVird 
gleichzeitig  der  Geldbedarf  kleiner  werden?  Wird  die  Production  das  Angebot  auf 
jenes  Maass  beschränken,  das  der  Oonsnm  aufzunehmen  gerade  gewillt  und  in  der 
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Lago  ist?  Das  Angebot,  der  Geldbedarf  wird  sich  in  dem  bisher  gewohnten 
Rahmen  bewegen,  nur  der  grosse,  nnentbehrlicbe  Arbitragekfinfer  wird  fehlen,  und 
man  wird  allgemein  nach  einem  Ersätze  ansspähen.  Dieser  Ersatzkänfer  kann 
nnr  der  Ezport  sein,  der  neue,  nothwendige  Kanferkreis  kann  nur  aus  dem 
angrenzenden,  auf  dem  Wasserwege  billig  erreichbaren  Zollausland  erscheinen.  Was 
für  Augen  aber  unsere  Landwirte  machen  werden,  wenn  man  ihnen  zumuthet, 
mit  dem  Ueberschuss  an  Zufuhren  in  Baiem  und  der  Schweiz  mit  Amerika. 
Russland,  Argentinien  in  Conenrrenz  zu  treten,  das  zn  schildern  fehlten  dem 
Redner  die  Worte. 

Eine  kleine  Calculation  mag  dies  veranschaulichen.  Circa  Mitte  September 
dieses  Jahres  war  amerikanischer  Weizen,  Kansas  II,  im  Qnalitütsgewicht  von 
80  bis  82  Kilogramm  pro  Hektoliter,  also  analog  dem  feinen  Theissweizen,  mit 
Mark  123  pro  Tonne  oder  Mark  12'30  pro  100  Kilogramm,  sowohl  cif  Rotterdam, 
wie  auch  cif  Hamburg  angeboten.  Marl*  123  cif  Rotterdam  heisst  Mark  17'60 
deutsch  verzollt  Süruberg.  Rechnen  wir  diesen  Preis  auf  dem  billigen  W'asserweg 
via  Regensburg  erst  nach  Wien  und  dann  nach  Szegediii,  also  in's  Centrnm  der 
ungarischen  Weizeiiproduction,  zurück,  so  resultieren  K 7‘20  pro  50  Kilogramm 
ab  Wien  und  K G'30  ab  Szegediu!  Demgegenüber  war  Mitte  September  feitier 
Theissweizen  in  Wien  mit  K 8'ö0  verkäuflich,  in  Szegedin  mit  K 7'65,  und 
zwar  gekauft  von  den  veri)önten  Terininhändlem,  von  der  Arbitrage,  die  täglich, 
ja  stündlich  jedes  angeboteno  Quantum  auf  Basis  der  Terminversichemng  aufzu- 
nebmen  in  der  Lage  ist.  Man  wähle  zwischen  den  zwei  Alternativen  und 
versuche,  ob  es  möglich  sein  wird,  nach  Abschaffung  des  Terminhandels 
in  Oesterreich  einen  nationalen  Preis  zu  statuieren,  wie  der  Motivenbericht  des 
SubcomiWs  des  volkwirtschaftlichcn  Ausschusses  ihn  als  so  wünschenswert  hinge- 
stellt hat. 

Der  nationale  Preis  — wieder  ein  Schlagwort!  Oesterreich  produciert  circa 
11 — 12  Millionen  Metercentner  Weizen,  consuniiert  aber,  Mehl  in  Weizen  nm- 
gereebnet,  circa  25  Millionen  Metercentner.  Wie  ist  eine  selbständig  nationale 
Preisentwickelung  möglich,  wenn  wir  nicht  einmal  die  Hälfte  unseres  Bedarfes  pro- 
ducicren?  Wie  können  wir  uns  von  der  preisbestimmenden  Weltproduction,  die 
750  Millionen  Metercentner  beträgt,  emancipieren?  Wir  müssten  uns  mit  einer 
chinesischen  Mauer  umgeben.  Dagegen  wurde  sich  gewiss  vor  allem  der  grosse 
Consum  Oesterreichs  verwahren,  die  Stadt  Wien  mit  ihrem  Interesse  an  einer 
ausreichenden  Approvisionierung  und  nicht  zuletzt  die  Kriegsverwaltung.  Alle  haben 
ein  eminentes  Interesse  daran.  Oesterreich,  das  jährlich  circa  30  Millionen  Meter- 
centner Getreide,  Futterartikei  uud  Mehl  importiert,  einen  kraftvollen  Markt  und 
damit  einen  leistungsfähigen,  gut  organisierten  Gotreidehandel  zu  erhalten.  Speciell 
die  Kriegsverwaltnng  lässt  sich  jährlich  Reverse  unterschreiben,  durch  welche 
man  sich  verpflichtet,  im  plötzlichen  Ernst-  respective  Bedarfsfälle  ein  gewisses 
Quantum  hier  lagerndes  Brut-  und  Futtergetreide  zu  liefern.  Dies  allein  schon 
bedingt  die  fortwährende  Unterhaltung  eines  am  Terminmarkt  versicherten  Lagers. 

üeberhaupt  ist  es  doch  widersinnig  und  nichts  weniger  ais  zielbewusst, 
wenn  man  der  Regierung  zumuthet,  einen  gut  fnnctionierenden,  leistungsfähigen 
Markt  zu  zertrümmern,  während  gleichzeitig  Millionen  für  den  Bau  eines  Winter- 
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hafens  reransgabt  werden  und  die  Donau-DampfscUiffahrts-Gesellscliaft  uiit  jährlich 
1 Million  Kronen  subTentioniert  werden  soll. 

Herr  Dr.  Kaff! er  meint,  dass  gerade  die  Nähe  Budapests,  die  leichte  Erreich- 
baikeit  eines  anderen  Terminmarktes  für  die  Aufhebung  des  Terminhandels  in  Wien 
spricht.  W'enn  man  auch  für  die  Aufrechlerhaltung  des  Terminhandels  im  allgemeinen 
ist,  80  ist  deshalb  gar  nicht  nothwendig,  sich  den  Beschlüssen  des  Abgeordneten- 
hauses entgegenzustellen:  denn  der  Terminhaudel  wird  nicht  aufgehoben  werden, 
weil  er  nicht  aufgehoben  werden  kann,  weil  er  in  der  Welt  besteht.  Was  aber 
aufgehoben  werden  kann,  das  ist  der  Terminhandel  an  einem  bestimmten  Orte.  Es 
ist  bisher  noch  nicht  erörtert  worden,  ob  nicht  auch  die  allerverlässlichston  Freunde 
des  Tenninhandels  zugeben  müssen,  dass  er  nicht  überall  seilten  Boden  haben 
kann,  dass  im  Gegentheil  der  richtige  Tenninhandel  in  seinen  wahren  Functionen 
sich  nur  dort  entwickeln  kann,  wo  ein  gewisses  breites  Territorium  für  ihn  ge- 
geben ist.  Es  ist  nicht  richtig,  dass  der  Tenninhandel  das  Effectivgeschäft  an 
sich  ziehe,  dass  mit  der  Aufhebung  des  Termtnhandels  auch  das  Effectivgoschäft 
von  W*ien  fortmüsse.  l)er  Terminhandel  ist  kein  Kffectivgeschäft  und  darf  es  nicht 
sein.  Nur  wenn  er  vollständig  losgelöst  ist  von  der  Qualität,  von  der  Verschie- 
denheit der  Sorten,  auf  die  der  Landinann  so  stolz  ist,  von  den  verschiedenen 
nationalen  Verhältnissen,  den  verschiedenen  Zahlungshedingungen  etc.,  kann  er 
das  Regulativ  der  Preisbildung  sein,  das  er  sein  soll.  Der  Fehler  war  immer, 
die  Csanceqnalität  möglichst  hinaufzusetzen,  um  den  Gegnern  zu  zeigen,  dass 
gegen  diesen  Tenninscbluss  auch  das  Etfectivgeschäft  gemacht  werden  kann. 
Börsen,  die  in  viel  grösseren  Quantitäten  in  Termin-  und  Efifectivsorten  handeln, 
haben  genau  den  entgegengesetzten  W'og  eingeschlagen  und  das  Kichtige  getroffen. 
Sie  haben  Ihre  Usancequalität  auf  das  Niederste,  was  in  der  betreffenden  Ware 
überhaupt  existiert,  heruntergesetzt,  damit  das  ganze  Anbot  dieser  Ware  sich  auf 
dem  Terminmarkt  concentrieren  kann. 

Es  kann  also  das  Termingeschäft  ausserordentlich  nothwendig  sein,  dabei 
aber  dem  kleinen  Terminmarkt  doch  eine  grosso  Anzalil  von  Fehlem  anhaften.  Bei 
der  Baumwolle  konnten  sich  in  der  ganzen  Welt  nur  zwei  Terminmärkte  halten. 
Es  wurde  an  allen  möglichen  anderen  Orten  auch  die  Schaffung  von  Termin- 
märkten versucht,  von  ungleich  grösseren,  als  der  Wiener  Getreidoterminniarkt 
Jemals  war,  und  trotzdem  konnten  sie  sich  nicht  halten,  weil  die  grossen  Effectiv- 
händler  nicht  in  der  Lage  waren,  sich  auf  den  Markt  zu  verlassen;  sie  haben 
dort  nicht  gefunden,  was  sie  gesucht  haben:  den  unbedingten  Käufer  und  den 
unbedingten  Verkäufer  für  jedes  Quantum.  Darum  hat  sich  das  Effectivgeschäft 
in  sehr  vielen  Fällen  von  dem  Termingeschäft  fortgezogen.  In  Bremen,  wo  fast 
das  ganze  BaumwoII-lmportgeschäft  für  Centraleuropa  gemacht  wird,  besteht  kein 
Terminhandel,  und  doch  wird  jeder  einzelne  Abschluss  auf  Termin  basiert:  nämlich 
in  Liverpool  oder  in  New  York. 

Der  Terminhandol  kann  also  aufrecht  erhalten  werden,  man  muss  aber 
wohl  untersuchen,  ob  ein  bestimmtes  Land,  eine  bestimmte  Stadt  geeignet  ist, 
den  Boden  für  ihn  abzugeben.  Eine  ganze  Keihe  von  Nacbtfaeilen,  die  dem  Termin- 
handel anhaflen,  treffen  immer  nur  die  kleinen  Terminbörsen.  Alle  die  Mani- 
pulationen, alle  die  Fehler,  die  besonders  von  Seite  der  Landwirte  vorgeworL^n 
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werden,  terschwinden  auf  dem  grossen  Terminmarkte.  da  entscheidet  nur  die 
Quantität  und  das  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage.  Ich  kann  mir  voll- 
ständig denken,  dass  für  das  Gsterreicbisch-unguriscbe  Zollgebiet  eine  Termin- 
börse genügt,  und  glaube,  dass  dies«  Terminbörse  wesentlich  besser  fnnctionieren 
wird,  als  mehrere  kleine. 

Eine  Reformierung  des  Wiener  Terminmarktes  hält  Redner  nicht  für  mGglicb 
und  nicht  für  wünschenswert,  einfach  weil  er  zu  klein  ist  Der  Wiener  Termin- 
markt kann  in  der  Form,  wie  es  der  Gesetzentwurf  wünscht,  nicht  fnnctionieren, 
darum  ist  es  besser,  man  schliesst  das  Capitel. 

Am  17.  December  1901  wurde  di«  Disenssion  zu  Ende  geführt. 

Vicepräsident  der  ‘Wiener  Productenbftrae,  Gomroemalrath  Weil  begreift, 
dass  die  Regierung  nach  den  Ergebnissen  der  Enquete,  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  die  auch  von  Oegnem  des  Getreidetenninhaiidels  zngegebene  Zweck- 
losigkeit der  einseitigen  Aufhebung  in  Oesterreich  sich  nicht  veranlasst  sab,  ein 
Verbot  des  Getreideterminhandels  vorzuschlagBn.  Um  es  womöglich  beiden  Theilen 
recht  zu  thun,  hat  sich  die  Regierung  mit  einem  Gesetzentwürfe  eingestellt,  für 
dessen  Beurtheilung  wohl  nichts  bezeichnender  ist,  als  dass  alle  Börsen  Oesterreichs, 
von  denen  ja  nur  eine  einzige  ein  Interesse  am  Getreideterminhandel  hat, 
ihn  unannehmbar  ünden.  Dies  iat  auch  vollständig  begründet.  Dieser  Gesetzent- 
wurf würde,  wenn  er  Gesetzeskraft  erlangt,  nicht  eine  Reform,  sondern  eine  Zer- 
störung der  Börsen  zur  Folge  haben. 

Durch  da.s  in  4|  5 der  Regierung  einzuräumende  Recht,  die  Hälfte  der  zur 
Börseleitnng  berufenen  Pei^oiien  zu  ernennen,  würde  die  Autonomie  dieser 
Körperschatten  beseitigt  werden.  Und  das  geschähe  ohne  Ursache  und  ohne 
praktischen  Zweck. 

Referent  bespricht  sodann  die  vorgeschlagene  Neuregelung  der  Börsen- 
schiedsgerichte. 

Dieselben  wurden  der  Controls  der  Oeffentlichkeit  unterstellt,  dem  juristischen 
Element«  wurde  gebärender  Einfluss  gesichert,  sie  werden  jährlich  strenger 
Revision  durch  das  Justizministerium  unterzogen,  und  sie  fungieren  klaglos.  Parteien 
au.s  aller  Herren  Ländern  erscheinen  vor  dem  freigewählten  Forum  und  tragen 
das  Lob  der  Institution  in  ihre  Heimat.  Wäre  es,  wenn  die  Knqnet«  nicht  statt- 
gefunden hätte,  in  ganz  Oesterreich  auch  nur  einem  Menschen  eingefallen,  den 
dermaligeu  Zustand  als  einen  reformbedürftigen  zu  bezeichnen?  In  Hinkunft  soll 
der  Vorsitzende  bei  den  Börsenschiedsgerichten  ein  von  der  Justizverwaltung  zu 
designierender  Berufsriebter  sein.  Die  letzter«  Bestimmung  bildete  bereits  bei 
Schaffung  des  gegenwärtigen  Zustandes  den  Gegenstand  reiflichster  Erwägung,  und 
sie  wurde  im  ablehnenden  Sinne  entschieden,  hauptsächlich  deshalb,  weil  bei  der 
Mebrzalil  der  von  den  Schiedsgerichten,  insbesondere  der  Prodnetenbörsen,  ver- 
handelten Fällen  es  sich  um  Entscheidungen  handelt,  wo  die  Warenkenntnis,  di« 
Vertrautheit  mit  rein  facbtecbnischeii  Fragen  den  Richtern  unentbehrlich  ist,  weil 
der  Obmann  nur,  wenn  er  im  Besitze  dieser  Kenntnisse  ist.  bei  Stimmengleich- 
heit sachentsprecbeiid  dirimieren  kann  oder,  und  das  ist  nicht  unwesentlich,  in 
der  Verhandlung  die  Yergleichsversuche  in  die  richtigen  Bahnen  zu  lenken  vermag. 
Ks  wird  daher  wohl  begreiflich  erscheinen,  dass  sich  ohne  irgend  eine  gemeinsame 
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Kürkspracbe  alle  Börseleitangen  gegen  die  vorgeeclilageiie  Aendernng  wenden,  von 
der  die  Begiemng  in  ihrem  Motirenberichte  selbst  sagt,  dass  sie  sich  anf  Bedenken 
gegen  die  bisherige  Qualität  der  Schiedssprüche  nicht  stütze. 

Jene  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes,  welche  sich  anf  die  Usancen 
und  die  Conrsnotiernng  beziehen,  erfahren  von  Bürsekreisen  entschiedene 
Ablehnntig  deshalb,  weil  sie  den  Bedürfnissen  des  praktischen  Lebens  stark  znwider- 
lanfen.  Wir  haben  nichts  gegen  ein  Versagnngsrecht  bei  den  Usancen,  aber  ein 
so  complicierter  Instanzenzug,  wie  der  für  die  Genehmigung  der  Usancen  geplante, 
ist  einfach  nicht  gangbar.  Und  gar  die  Vorschläge  hinsichtlich  der  Modalitäten 
der  Conrsnotiernng  sind  vollends  undurchführbar.  Es  wäre  kein  Wort  dagegen  zu 
sagen,  wenn  die  Begiemng  in  dem  Gesetze  sich  ganz  and  gar  die  Genehmigung 
der  Art  und  Weise  der  Conrszettelredaction  vorbehielte.  Aber  mit  jenem  Ballast 
von  Vorschriften  ist  alles  zu  machen,  nnr  nicht  ein  richtiger  Conrszettel.  Auch 
darauf  weisen  mir  mit  Befriedignng  hin;  was  immer  im  Jahrelangen  Kampfe 
gegen  die  Börsen  gesagt  wurde,  über  die  Art  der  Coursuotiemng  ist  niemals  ein 
irgendwie  fundierter  Einwurf  erhoben  worden. 

Der  kritischeste  Punkt  sind  die  Strafbestimmungen.  Kein  anständiger 
Mensch  kann  die  mit  Strafandrohung  hczeichneten  Pflichtverletzungen  billigen,  aber 
weil  wir,  wie  jeder  ehrenhaft*  Mensch,  nicht  nnr  die  von  den  Mitgliedern  der  Cours- 
coramission,  sondern  die  von  allen  Mitgliedern  der  zu  Ehrenstellen  in  unserer 
Institution  bemfenen  Personen  zu  übernehmenden  Pflichten  als  solche  ausehen, 
deren  Verletzung  als  Verstoss  gegen  Pflicht  und  Ehre  gilt,  müssen  wir  gegen 
diese  Strafbestimmungen  auf  das  entschiedenste  protestieren.  Das  Pftichtbewus.sLsein 
derer,  denen  die  £bm  zntheii  wird,  von  ihren  Berafsgenosson  zur  Leitung  ihrer 
Institution  gewählt  zu  werden,  die  über  die  Interessen  von  Tausenden,  über 
deren  Vermögen,  ja  über  deren  Ehre  zn  ertheilen  in  die  Lage  kommen,  bedarf 
keines  Ansporns  durch  Specialbestimmungon,  welche  die  Standesehre  verletzen. 

Die  unsachliche  Behandlung  der  Präge  des  Terminhandels  liegt  schon  in 
der  unglaublichen  üebertreibung  ihrer  Wichtigkeit  für  Oesterreich. 

Oe.sterreich  producierte  im  Jahre  1900  11  1 Millionen  Metercentner  Weizen, 
13'9  Millionen  Metercentner  Koggen,  rund  circa  25  Millionen  Metercentner  Brot- 
getreide, hat  hingegen  aus  Ungarn  allein  15’8  Millionen  Metercentner  Weizen, 
Uoggen  und  Xlehl  auf  Getreide  nmgerechnet  bezogen. 

Rechnet  man  von  der  Eigenproduction  die  zur  Aussaat  nöthigen  Ijnantitäten 
ab.  so  gelangen  wir  zu  dem  liesnltat,  dass  wir  circa  40  Proc.  unseres  Weizen-  und 
Boggenbedarfes  nicht  im  Lande  decken  und  wohl  nicht  decken  können.  Dontschlands 
Ernte  betrug  im  Jahre  1900  38'4  Millionen  Metercentner  Weizen,  85'5  Millionen 
Metercentner  Roggen,  somit  124  Millionen  Metercentner  Brotgetreide,  sein  Importaaldo 
an  Weizen.  Roggen  und  Mehl  nur  16'4  Millionen.  Oesterreich  mit  261  Millionen 
Einwohneni  importierte  demnach  ungefälir  ebensoviel  Brotgetreide  wie  Deutschland 
mit  56'4  Millionen  Einwohnern.  Unser  Import  von  Brotgetreide  beträgt  50 — 60  Proc. 
der  eigenen  Ernte,  jener  von  Deutschland  15 — 20  Proc.  Oesterreichs  Ernte  in 
alleti  Getreidesurten  znsammen  beträgt  im  Dnrchschnitte  von  10  Jahren  circa 
65  Millionen  Metercentner.  Dagegen  haben  wir  im  ahgelaufenen  Jahre,  welches 
uns  die  nicht  genug  zn  rühmende  Zwischenverkebrsstatistik  brachte,  ans  Ungarn 
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circa  23  Millionen  Metcrcentner,  aus  dem  ZoIIauslande  circa  2 Millionen,  rusanmien 
rund  25  Millionen  Metcrcentner  Getreide  und  Mahlprodncte  überhaupt  bezogen.  Der 
Gesanimternte  Deutschlands  TOn  rund  225  Millionen  Metcrcentner  stand  im  Jahre 
1900  ein  Totalimport  von  nur  circa  41  Millionen  Metcrcentner  gegenüber. 

Unser  engeres  Vaterland  gehSrt,  was  seinen  relativen  und  absolnbm  Import 
von  Brotgetreide  betrifft,  zu  den  grössten  Importländern  Europa.s;  das  erste 
Getreideimportland  Europas  — Grossbritanien  — bezieht  in  normalen  Jahren 
45  Millionen  Metcrcentner  Weizen  und  Mehl.  Wenn  also  selbst  angenommen 
werden  könnte,  dass  die  preisdrückendc  Wirkung  des  Terminhandels  vorhanden 
sei,  hat  man  angesichts  solcher  Thatsachen  wohl  das  liecht  zu  sagen,  dass  unter 
allen  Um.ständen  die  Frage  des  Terminhandcls  bei  uns  sich  ganz  anders  präsen- 
tiert, als  in  Deutschland  oder  Frankreich.  Wir  streiten  um  Bruchtheile  eines  l’ro- 
centes  au  unserer  Bcitragsleistnng  zur  Quote,  aber  eine  wahre  Begeisterung  soll 
Oesterreich  erfüllen,  wenn  die  Weizen-  und  lioggenpreise  um  ein  paar  Gulden  per 
Metercentiier  höhere  wären,  damit  wir  etwa  um  100  Millionen  Kronen  mehr  nach 
Ungarn  und  dem  Zollanslande  senden.  Es  wäre  demnach  noch  die  Frage,  ob  die 
Verfechter  des  Terminhandels  nicht  die  Allgemeinheit  für  sich  hätten,  wenn  sie 
vom  Standpunkte  der  rein  österreichischen  Gesainmtinteressen  das  von  den  Agra- 
riern ins  Feld  geführte  .Argument  von  der  preisdrnckenden  Wirkung  gelten 
liesseii!  Das  können  sie  aber  nicht,  denn  thatsächlich  besteht  diese  Wirkung 
nicht.  Selbst  die  enragiertesten  Agrarier  bezeichneten  in  der  Enquete  den  Termin- 
haiulel  als  keine  der  wirkungsvollen  Ursachen  der  Ermässigung  des  Preisniveaus. 
Es  handelt  sich  ihnen  offenbar  bei  der  Entscheidung  um  den  Terminhandel  nur 
um  eine  Kraftprobe  für  weitere,  ganz  andere  Vorstösse!  Deshalb  kann  die 
Abstimmung  im  Abgeordnetenhause  verblüffen,  aber  nicht  überzeugen,  letzteres 
schon  deshalb  nicht,  weil  die  Frage  der  sachlichen  Berathung  entrückt,  ein  poli- 
tisches Schlagwort  geworden  ist.  Und  wenn  demgegenüber  mit  einem  gewissen 
Schein  von  Recht  gesagt  werden  könnte,  dass  die  Abgeordneten  wohl  in  vielen 
Fällen  gegen  ihre  Ansicht  doch  dem  von  der  Wählerschaft  ausgehenden  Verlangen 
nachgeben,  so  kann  ruhig  entgegnet  werden,  dass  diese  Agitation  eine  gemachte 
ist.  Preisdrfickend  soll  eine  Form  des  Handels  sein,  eine  Form  des  Handels 
soll  alle  Gesetze  der  Preisbildung  umzustosseu  vermögen!  Ich  habe  nie  behauptet, 
dass  die  Frage  des  Terminhandels  eine  solche  ist,  dass  sie  keiner  controversen 
Meinung  Spielraum  lässt,  aber  das  bestreite  ich  entschieden.st,  dass  der  Tenuin- 
handel  von  Xachtheil  für  die  Producenten  sein  kann.  Ein  Nachtheil  kann  es 
nicht  sein,  wenn,  wie  es  durch  den  Tenninhandel  geschieht,  die  in  denselben 
einbezogenen  Waren  jederzeit  zum  vollen  Tagespreise  verkäuflich  gemacht  werden, 
der  Zwischenhandelsnutzen  unter  Einschränkung  des  Risicos  verringert,  überflüssige 
Transportkosten,  unwirtschaftliche  Spesen  erspart,  K.änfer  um!  Verkäufer  stets 
auf  das  genaueste  über  den  jeweiligen  AVert  der  einschlägigen  Waren  orientiert 
werden.  Dies  alles  sind  unstreitig  die  Wirkungen  des  Terminhandels  nnd  das 
alles  sagt  ja  auch  der  Motivenbericht  zum  vorliegenden  Gesetzentwürfe  selbst 
überzeugend.  Eine  Autorität,  wie  Professor  Dr.  Gustav  Cohn,  sagt  über  die  An- 
sicht von  der  Schuld  des  Terminhandels  an  dem  Getreidepreisrückgange,  dass  sie 
unterhalb  jeder  wissenschaftlichen  Discussion  stehe. 
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Herr  GeneralsecretSr-Stellvertretor  der  Wiener  Prodnctcnbßrse  Dr.  Alexander 
Hororitz  meint,  dass  die  in  letzter  Zeit  viel  erörterte  Frage  des  Getreidetcrmin- 
bandels  und  der  ßeforrn  der  ProdnctenhOrsen  ohne  jede  Sachlichkeit  und  ans- 
schliesslich  mit  durch  die  Parteibrille  getrübten  Augen  behandelt  wird,  sei  darauf 
zurnckzuführen,  dass  üffentlichc  Körperschaften  nnd  Trüger  öffentlicher  Mandate  es 
nicht  verschmähten,  in  einer  Frage,  in  welcher  strenge  Sachlichkeit  nnd  peinlichste 
Znrückhaltnng  von  jeder  parteipolitischen  Stellungnahme  erhöhte  Pflicht  war,  diese 
Pflicht  gänzlich  ausser  Acht  zu  lassen.  Dieser  Vorwurf  sei  in  erster  Reihe  gegen  die 
Referenten  des  Landwirtschaftsrathes  und  des  Subcomitds  des  volkswirtschaftlichea 
Anssclmsses  zu  erhoben.  Beide  Referenten,  dazu  ansersehen,  Regierung,  Parlament 
und  die  grosse  sachunknndige  Oeffentlichkeit  über  einen  schwierigen,  vielumstritteuen 
Frageuconiplei  durch  eine  von  Partei-  nnd  Sonderinteressen  losgelöste  Darstellung 
des  Knqneteergebnisses  anfznklären,  hielten  es  für  atigemessen,  in  einer  geradezu 
beispiellosen  Weise  die  ohnehin  durch  Schlagworto  oft  unsinnigster  Art  irre- 
geleitete öffentliche  Meinung  durch  Vorführung  eines  theils  falschen,  theils  ein- 
seitigen nnd  willkürlich  gefärbten  Thatsachenmaterials  noch  mehr  zu  verwirren. 
Redner  habe  das  dem  Landwirtschaftsratho  von  seinem  Referenten  Robert  Sand 
erstattete  nnd  vom  Landwirtschaftsrathe  der  Regierung  unterbreitete  Referat  sofort 
nach  seiner  Veröffentlichung  unter  .äufühmng  bestimmter  Thatsachen  in  der 
Presse  als  das  gekennzeichnet,  was  es  in  Wirklichkeit  sei,  als  ein  Sammelwerk 
von  zumeist  falsch,  lückenhaA  und  entstellt  wiedergegebenen  .^eussernngen  nnd 
Feststellungen  ans  dem  Krgebnisse  der  Tenninhandelsenquöte.  Einige  Monate 
später  verwendete  das  Subcomitd  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  dieses 
Referat  al.s  „eine  instructivo  Besprechung  dos  Enqueteergebnissos“  nnd  ergänzte 
es  durch  eigene  Feststellnngen  von  gleich  fragwürdigem  Werte. 

Festgestellt  wird  beispielsweise  vom  Subcomitd,  dass  sich  für  das  Verbot 
des  Terminhandcls  «auch  eine  respectablo  Anzahl  von  Männern  der  Wissenschaft“ 
ausgesprochen  hat.  obschon  alle  der  Wissenschaft  znzuzäldendcn  Experten  das 
Verbot  des  Terminhandels  ablehnten.  Festgestellt  wird  auch  die  Thatsache,  dass 
„in  dem  Kampfe  gegen  den  Terminhandel  Producenten  nnd  Consumenten  vereint 
marschieren",  obwohl  der  einzige,  zu  Wort  gelangte  Vertreter  eines  nach  Zehn- 
tansenden  zählenden  Consumentenkreises  sich  entschieden  gegen  das  Verbot  aus- 
sprach. Festgestellt  wird,  dass  „das  effective  Lieferungsgeschäfl  auf  Grund  von 
Börsenusancen  eine  ganz  untergeordnete  Rolle  im  börsenlässigen  Verkehre  spiele", 
während  thatsächlich  der  überwiegende  Theil  der  Geschäfte  an  der  Wiener  Producten- 
börse  effective  Liefemngsgeschäfte  mit  Zugrundelegung  von  Börsenusancen  sind. 
Festgestellt  wird,  dass  „die  dem  Terminbandel  zugrunde  liegende  Getreidetj'pe 
eine  ihrer  Güte  nach  unbestimmte,  jedenfalls  aber  minderwertige  und  in  der 
Regel  auch  für  den  Consum  unbrauchbare  Ware  liefert“,  während  im  Gegenthcil 
die  dem  Terminhandel  zugrunde  liegende  Type  von  Kom,  Mais  und  Hafer  von 
Sachverstfmdigen  überhaupt  nicht  bemängelt  und  auch  jene  von  Weizen  nicht  nur 
von  Getreidehandlem,  sondern  auch  von  allen  Müllerexperten  als  ein  Handelsgut 
mittlerer  Art  und  Gute  erklärt  und  ihre  Verwendbarkeit  für  Müllereizwecke  aus- 
drücklich festgestollt  wurde.  Das  Subcomitv  stellte  anch  fest,  dass  „die  derzeitige 
Organisation  der  Börsenschiedsgerichte  nicht  die  entsprechende  Garantie  biete 
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für  eine  in  jeder  Beziehung  correctc  Judicatur,  indem  erfahrungsgem3ss  in 
diesem  Gerichte  die  am  hörseninässigen  Terminhandel  einzig  interessierten  Bürsen- 
kreise eine  aasschlaggebende  Position  einnehmen  und  nicht  allzu  selten  ihren 
einseitigen  Interessen  zum  Siege  verhelfen“.  Gegenüber  dieser  „Erfalimng“  des 
objectiven  Subcomitds  ist  in  Wahrheit  festznstellen,  dass  nur  1 — 1^/,  Proc.  aller 
beim  Börsensebiedsgeriebt  anhängigen  Bechtsstreitigkeiten  Termingeschäfte  betretfeii 
und  im  Jahresdurchschnitt  unter  2 — 3000  Processen  ein  einziger  Hechts- 
streit ans  Terminprocessen  einen  Schiedsrichter  berührt.  Dieser  Anwurf  des  Sub- 
comites  enthält  in  einer  versteckten  Anspielung  dasselbe,  was  ein  Abgeordneter 
jüngst  im  Parlamente  in  einer  seiner  würdigen  Weise  als  „organisiert«  Bäuber- 
bande  beim  Schiedsgerichte“  bezeichnete.  Die  beste  Zurückweisung  solcher  Ver- 
unglimpfungen liegt  in  der  Aussage  des  Delogierten  des  Justizministeriums,  L.-G.- 
Präs.  Dr.  Pia,  der  in  der  Enquete  erklärte,  dass  er  „nach  seiner  vollen  und 
festen,  auch  jederzeit  in  seinen  Berichten  an  das  Justizministerium  zum  Ausdruck 
gebrachten  üeberzengung  die  Geschäftsführung  der  Börsenschiedsgerichte  als  durch- 
aus gesetzlich  erachte,  dass  die  Schiedsrichter  mit  Gewissenhaftigkeit  und 
Unparteilichkeit  artheilen,  und  dass  die  Erkenntnisse  sich  auf  die  gesetzlichen 
Vorschriften  stützen.“ 

Unter  solchen  V'erhältnissou  darf  es  auch  nicht  wunder  nehmen,  wenn 
unter  dem  Drucke  einer  wüsten,  in  ihren  Kampfmitteln  wahllosen  Agitation  alle 
jene  — und  ich  kann  Sie  versichern,  sehr  zahlreichen  — Handelsmüller 
Niederüsterreiebs,  Böhmens.  Mährens.  Galiziens,  welche  sich  seit  jeher  regelmässig 
des  Wiener  Tcrminhandels  zu  Deckunpzwecken  bedienen,  nicht  den  Muth  besitzen, 
ihrer  Ansicht  von  der  Erspriesslichkeit  und  wirtschaftlichen  Xothwendigkeit  dieser 
Verkehrsform  öffentlich  Ausdruck  zu  geben.  Wir  erleben  vielmehr  das  merkwürdige 
Rebanspiel,  dass  viele  unter  diesen  vormittags  geharnischte  Besolntionen  gegen  den 
Terminhandel  vom  Stapel  lassen  und  nachmittags  Getreidetermingeschäfte  echliessen. 

Eine  ungerechtfertigte,  weil  vollkommen  unbegründete  Einschränkung  ihres 
Belbstverwaltungsrechtes  erblickt  aber  die  Burse  in  der  Oclroierung  der  Hälfte  der 
Bürsenleitung  mit  dem  öffentlichen  Börsenverkehr  fernestehenden  Personen.  Pro- 
ducenten und  Consumenten  soll  der  gehürende,  aber  doch  nicht  der  dominierende 
Einfluss  auf  den  Börsenverkehr  eingeräumt  werden.  Warum  ahmen  wir  Deutschland 
gerade  hierin  nicht  nach?  Dort  wurde,  um  keine  Seite  zu  verletzen,  der  .-tusweg 
des  Prä.sentationssvstemes  gewählt,  indem  bestimmte  landwirtschaftliche  Oorpora- 
tionen  der  Börsenleitung  eine  gewisse  .Vnzahl  von  Personen  namhaft  machen, 
unter  welchen  sie  die  Wahl  treffen  muss. 

Die  Anfpfropfung  starrer,  dem  praktischen  Geschäftslebeu  widerstreitender 
Normen  gefährdet  den  geregelten  Ge-schäftsverkohr  in-  und  an.sserhalb  der  Börse.  Eine 
solche  den  Verkehr  hemmende  Maassregel  sei  die  Form  der  Usancengenehmigung, 
nicht  aber,  wie  der  Beferent  meint,  die  Genehmigung'  selbst.  Was  gefordert 
werden  darf,  ist,  dass  die  Genehmigung  nicht  in  einem  Zeitpunkt  erfolge,  in  welchem 
der  rasch  wechselnde  Geschäftsverkehr  bereits  andere  Bedürfnisse  gezeitigt  hat. 

Auch  die  Einsetzung  eines  Borufsriebters  als  Vorsitzenden  des  Schieds- 
gerichtes würde  in  dem  Geschäft-sverkehr  der  Börsen  eine  tiefeinschneidende  Ver- 
änderung herbeiführen. 
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Dur  Motirenbcricht  der  Regierung  stellt  selbst  fest,  dass  gegen  die  Bdrscn- 
schiedsgerichte  „begründete  Anvürfe  nicht  erhoben  wurden“,  dass  „Bedenken 
g«gen  die  bisherige  QualiUt  der  Schiedssprüche  nicht  bestehen“  und  erklärt,  mit 
der  Neuregelung  lediglich  den  Zweck  r.n  verbinden,  „die  für  den  rechtsgeschäft- 
lichen Verkehr  mit  Bürsenverkehrsgegenständen  maassgebenden  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Momente  der  richterlichen  Erfahrung  der  ordentlichen  Gerichte 
näher  zu  bringen“.  Diesem  Ziele  könnte  ja  eventnoll  eine  Ausgestaltung  der 
Gerichtsinspection  oder  eine  Vorsorge  hinsichtlich  der  Veröffentlichung  der  wichti- 
geren Schiedssprüche  näher  führen,  als  die  gesammelten  Erfahrungen  eines  rich- 
terlichen Vorsitzenden.  Und  deshalb  soll  einer  dem  Kaufmannsstande  so  wichtigen 
Institution  die  freiere  Beneglichkeit  genommen,  deren  allseits  anerkannte  äVirk- 
samkeit  gestört  und  das  Schritthalten  mit  dem  fortschreitenden  Handelsverkehr 
wesentlich  erschwert  werden? 

Es  besteht  keine  bedeutende  ausländische  Börse,  welche  nicht  auch  ein 
Börsenschiedsgericht  besässe,  in  Deutschland  und  Ungarn  mit  bedeutend  grösserem 
Wirkungskreise  als  in  Oesterreich,  und  nirgends  wurde  auch  nur  der  Versuch 
gemacht,  den  rein  kaufmännischen  Charakter  dieser  Börsenschiedsgerichte  durch 
Einsetzung  eines  Bemfsriebters  als  Vorsitzenden  zu  verwischen. 

Diese  angeführten  sowie  die  Vorschriften  über  die  Coursnotierung,  die  Straf- 
norraen,  der  bei  der  üsancengenehmigung  aufzuwendende  Apparat  und  der  weit« 
InsUnzenzug  sind  als  eine  verkehrshemmende  und  rein  formalistische  Aus- 
gestaltung des  Börsenverkehrs  anzusehen,  der  mehr  als  jeder  andere  Geschäftszweig 
auf  Treu  und  Glauben  gegründet  ist.  Die  an  die  kaufmännische  Gewissenhaftigkeit 
und  Redlichkeit  gestellten  .Anforderungen  sind  höhere  und  strengere,  als  sie  je 
der  starre  Buchstabe  des  Gesetzes  formulieren  könnte.  Schleichwege  und  Winkel- 
züge werden  als  Rechtsbruch  angesehen  und  führen  zur  Erschütterung,  oft  Ver- 
nichtung des  in  das  kaufmännische  Gebaren  gesetzten  Vertrauens.  Und  weil  im 
Börsenverkehr  das  schlichte,  knappe  Wort,  eine  kurze,  bündige  Notiz  den  para- 
graphenreichsten Vertrag  ersetzt,  weil  Handschlag  und  Kopfnicken  die  ernste 
Willensabsicht  verkörpeni:  deshalb  ist  auch  die  möglichst  schleunige  Begründung 
und  Abwickelung  geschäftlicher  Beziehungen,  die  thunlichst«  Freiheit  in  der  Willens- 
bestimmung  eine  Lebensbedingung  des  Börsenverkehrs.  Vorschriften,  welche  diesen 
Verkehr  ohne  zwingenden  Grund  beschränken,  bringen  Unklarheit,  Verwirrung  und 
Unordnung  in  denselben,  und  gegen  solche  die  warnende  Stimme  zu  erheben, 
ist  unsere  Pflicht.  Die.se  erfüllen  wir  hiermit,  unbeirrt  von  allen  Anfeindungen 
und  Beschimpfungen. 

Herr  Reichsratbsabgeordneter  Dr.  Ofner  findet  gleichfalls,  dass  das  Ver- 
fahren, welches  die  Regierung  vorschlügt,  viel  zu  langwierig  sei.  Er  zweifelt,  ob 
die  Art  und  Weise  der  CoursfesLstellung,  wie  die  Regierung  sie  haben  will,  eine  voll- 
kommen sachgemässe  ist. 

Die  Zusammensetzung  des  Vorstandes  ist  zu  bureaukratisch ; einem  anderen 
Vorgang,  bei  welchem  zugleich  den  lebeniligen  Interessen  Rechnung  getragen  wird, 
wäre  der  Vorzug  zu  geben.  Ich  glaube  allerdings,  dass  der  Börsenvorstand  so  viel  mit 
internen  Dingen  zu  thnn  hat,  dass  jemand,  der  entweder  der  Börse  nicht  augehört 
oder  mit  ihrem  Getriebe  nicht  vollständig  vertrant  ist,  nicht  hineingehürt. 
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Was  den  Terminliandel  betrifft,  so  haben  die  Agrarier  gar  nicht  das  Börse- 
spiel znm  eigentlichen  Ansgangspnnkt  ihres  Angriffs  genommen,  sonst  hätten 
eie  sich  nicht  anf  die  ProdnctenbSrse  beschränken  dürfen,  sondern  an  der  Pro- 
ductenbörse  führen  die  Agrarier  den  Kampf  um  den  Preis,  also  den  Kampf  gegen 
diejenigen,  welche  durch  Benützung  des  Weltmarktpreises  den  Localpreis  beein- 
flussen weilen:  das  aber  ist  eine  wirtschaftliche  Function,  und  deshalb  ist  es  in 
der  That  die  kaufmännische  Spcculation,  welche  den  eigentlichen  Angriffspntikt 
bildet 

Der  Kampf  der  Agrarier  ist  im  Grunde  nicht  gegen  das  Spiel  wegen  seiner 
ünwirtschaflliclikeit,  wegen  seiner  Unmoral  gerichtet,  sondern  es  ist  eigentlich, 
wie  Professor  v.  Schul  lern  gesagt  hat,  der  Kampf  für  einen  sogenannten 
nationalen  Preis. 

Dieser  Kampf  ist  zunächst  aussichtslos.  Denn  solange  wir  Eisenbahnen 
und  Canäle,  Telegraphen  und  Telephone  haben,  wird  man  es  nie  bewirken  können, 
dass,  wenn  in  Hamborg  der  Preis  des  Getreides  eine  gewisse  Höhe  hat  und 
man  sich  ausrechnen  kann,  dass  dieses  Getreide  sammt  Transport  und  Zoll  in 
Wien  sich  auf  einen  gewissen  Preis  stellt,  nunmehr  hier  ein  höherer  Preis, 
erzielt  werden  kann.  In  der  That  wurde  auch  Ton  einem  agrarischen  Schriftsteller 
anerkannt,  dass,  als  Berlin  ansserstande  war,  den  Preis  zu  filieren,  der  New 
Yorker  Preis  zum  Ausgangspunkt  der  weiteren  Speculationen  genommen  wurde, 
und,  als  die  Agrarier  den  Versuch  einer  anderen  Preisbildung  durch  eine  Commission 
machten,  diese  Preisbildung  für  vollständig  vertrauensunwürdig  erklärt  wurde, 
weil  die  Preisbildung  an  der  Börse  auf  Grund  von  Tbatsachen  erfolgt  ist,  während 
die  Preisbildung  dieser  Commission  ganz  willkürlich  stattfand. 

Soweit  aber  dieser  Kampf  thatsächlich  eine  Wirkung  üben,  soweit  er  als 
eine  Art  Zoll  wirken  könnte,  ist  gewiss  ein  Iiiteressenconflict  mit  dem  Consunienten 
vorhanden.  Denn  der  Consnment  hat  zweifellos  ein  Interesse  daran,  insbesondere 
das  Getreide,  welche.s  für  seine  Ernährung  dient,  möglichst  billig  zn  erhalten, 
und  wenn  es  wahr  ist,  dass  der  Weizen,  der  von  Amerika  gekommen  ist,  billiger 
erlangt  werden  kann,  als  wenn  er  aus  Ungarn  kommt  oder  in  Oesterreich  produciert 
wird,  so  hat  der  Consnment  ein  Interesse,  diesen  billigeren  Weizen  zu  erhalten. 

Wenn  wir  nebstbei  bedenken,  dass  in  Berlin  das  Verbot  gar  keinen  wirk- 
lichen Erfolg  hatte,  so  müssen  wir  zu  dem  Schlüsse  kommen,  cs  gehe  nicht  an, 
alles  kurz  und  klein  zu  schlagen,  sondern  der  richtige  Weg  sei  der  einer  ruhigen, 
nüchternen,  überdachten  Keform. 

Herr  Handelskammerrath  Schwitzer  glaubt,  die  vorge.schlagene  Börse- 
reforra  sei  geeignet,  die  ganze  Organisation  der  Börse  zu  zertrümmern  und  den 
Bestand  der  Börse  überhaupt  in  Frage  zu  stellen. 

Was  die  Frage  der  Autonomie  betrifft,  so  besteht  die  Börse  jetzt  30  Jahre. 
Sie  bat  es  verstanden,  ans  einem  unscheinbaren  Markte  einen  grossen  Getreide- 
handelsplatz zu  schaffen.  Sie  hat  ohne  Mittel  angefangen  und  hat  ein  eigenes 
Börsegebände  gebaut.  Sie  hat  einen  internationalen  Saatenmarkt  gegründet,  der 
allerdings  durch  die  Bemühungen  der  communalen  antiliberalen  Partei  von  Wien 
weggeekelt  wurde.  Sie  hat  die  Gründung  commnnaler  und  anderer  Lagerhäuser 
angeregt  und  es  dahin  gebracht,  dass,  während  früher  nicht  20.000  Metercentner 
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hier  lagerten,  es  heute  über  eine  Million  Metercentncr  sind.  Die  obligatorische 
Wasserassecuranz  für  diese  Lager  wurde  hier  zum  erstenmale  in  der  Welt  cin- 
geführl.  Sie  hat  den  Mehluiarkt,  der  ganz  desorganisiert  war,  in  Wien  concen- 
triert,  indem  sie  unter  den  grüssten  Schwierigkeiten  eine  einheitliche  Mehltype 
geschaffen  hat.  Sie  hat  Usancen  geschaffen,  die  von  allen  Bbrsen  nachgeahmt 
und  ihren  Bedürfnissen  angepasst  verwendet  wurden.  Sie  hat  es  verstanden,  die 
Börse  zum  Concentrationspunkt  eines  geregelten  Handels-  und  Börseverkehrs  zu 
machen.  In  der  Börsekammer  sind  alle  Interessenten,  die  bisher  überhaupt  ein 
Interesse  am  Börseverkehr  gezeigt  haben,  vertreten. 

Der  Kntwurf  verlangt  weiters  das  Recht  der  Genehmigung  der  Usancen. 
Heute  werden  die  U.sancen  jedes  Vierteljahr  neu  durchberathen.  Es  wird  eine 
Kundmachung  an  alle  Börsemitglieder  erlassen,  ihre  Wünsche  schriftlich  bekannt- 
zngeben.  Dann  wird  eine  Durchberathiing  der  Usancen  im  Fachverein  „Wiener 
Lloyd''  vorgenummen.  Dann  erfolgt  im  üsancencomitü,  wo  alle  Interessenten 
vertreten  sind,  die  erste  Lesung  in  Gegenwart  des  Börsecommissärs,  der 
unzähligemale  das  Wort  ergriffen  und  seine  reiche  Erfahrung  zur  Verfügung 
gestellt  hat.  Auch  das  Handelsministerium  war  meistens  im  Usancencomitü  ver- 
treten. Dann  wurden  die  Vorschläge  in  Druck  gelegt  und  allen  Mitgliedern  des 
Börsevorstandes  zugeschickt.  Diese  haben  wieder  ihre  Ansichten  darüber  geiiussert, 
und  dann  kam  es  zur  zweiten  und  dritten  Lesung  im  Usancencumitü.  Dann  ist 
das  gesammte  Schiedsgerichtscollegium,  dem  auch  die  Listenrichter  angehören, 
zusammengetreten,  um  sein  Gutachten  abzugeben.  Und  dann  kamen  die  Vor- 
schläge endlich  vor  das  Plenum. 

Mit  grösserer  Vorsicht  kann  man  Usancen  doch  nicht  schaffen.  Gegen 
diese  Usancen  sind  nicht  so  wesentliche  Bedenken  erhoben  worden,  dass  man  es 
nethwendig  hätte,  ein  Genehmigungsrecht  der  Regierung  einzuffihren,  vor  dem 
wir  uns  nicht  fürchten,  das  aber  den  Verkehr  ausserordentlich  hemmen  würde. 

Was  die  Coursnotierung  anbelangt,  so  ist  gegen  das  Meritorische  derselben 
in  der  Enquete,  wo  sich  die  geschworensten  Feinde  der  Börse  befanden,  von 
keiner  Seite  eine  Einwendung  erhoben  worden.  Trotzdem  kommt  man  mit  einem 
Gesetze,  durch  welches  die  Coursnotierung  in  einer  unausführbaren  Weise  und 
unter  den  strengsten  Strafbestimmungen  geregelt  werden  soll.  Die  Frage  des 
Schiedsgerichtes  endlich  ist  schon  übergenug  erörtert  worden. 

Herr  Victor  Heller  bezeichnet  es  als  eine  Uebertreibung,  wenn  gesagt 
wird,  die  Autonomie  der  Börse  habe  Wien  zu  einem  grossen  Handelsplatz 
gemacht.  Sic  hat  zweifellos  sehr  viel  dazu  beigetragen,  aber  wenn  man  die 
wirtschaftspolitischen  Constellationen,  aus  denen  heraus  Wien  ein  grosser  Handels- 
platz geworden  ist,  ganz  ausseracht  lässt,  so  ist  das  doch  eine  Uebertreibung. 

Für  die  Preisbildung  ist  cs  irrelevant,  ob  im  Börsevorstand  die  Landwirte 
durch  1.5  oder  20  oder  5 Mitglieder  vertreten  sind.  Denn  auf  die  Preisbildung 
selbst  hat  ja  die  Courscommission  u.  s.  w.  keinen  Einfluss.  Die  Herrschaft  über 
die  Preisbildung  reicht  so  weit  als  die  Organisation  der  Production.  .\ber  auch 
die  halbwegs  unabhängige  Stellung  der  Production  ist  bedingt  durch  die 
Beherrschung  der  technischen  .Seite  des  Austanschprocesses:  diese  ist  aber  den 
Getreideproducenten  nur  unvollkommen  oder  gar  nicht  geläufig,  so  dass  sie  die 


Digitized  by  Google 


92 


Verhandlungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte. 


Vorgänge  anf  dom  Markte  nicht  zu  deuten  wissen.  In  dersellien  Lago  befindet 
sich  ein  Theil  des  Getreideconsnms,  z.  B.  die  kleinen  Mühlen  auf  dem  Lande. 

Während  in  allen  anderen  Prodnetionazweigen  der  Handel  in  eine  Art 
ünterthänigkeitsverhältnis  zur  Production  gekommen  ist  — man  denke  z.  B.  an 
das  Kisencartell,  wo  die  Production  die  Preise  dictiert  nnd  der  Handel  fa.st  ans- 
geschaltet ist  — ist  hier  der  Handel  noch  fast  absoluter  Herrscher.  Aber  diese 
Herrschaft  fallt  dem  Handel  nicht  kraft  einer  Usurpation  zu,  sondern  dank  der 
Ohnmacht  und  Unwissenheit  der  Production.  Für  die  Producenten  gibt  es  zwei 
Wege,  ans  dieser  schiefen  Stellung  heransznkommen : einen  directen  und  einen 
indirecten. 

Iler  industrielle  Prodneent  ist  meist  auch  commerziell  ausgebildet;  ist  das 
nicht  der  Fall,  so  stellt  er  entsprechend  ausgebildete  Leute  au.  Hem  Landwirt 
ist  das  nicht  luznmuthen.  Her  mittlere  nnd  kleinere  landwirtschaftliche  Betrieb 
erfordert  die  Kraft  der  ganzen  Familie.  Her  Landwirt  ist  aber  auch  vielfach 
wirtschaftlich  nicht  kräftig  genug  zur  Botheilignng  am  Terminhandel.  Bas  Mindest- 
quantnm  für  einen  Abschluss  sind  .500  Metercentner.  Ks  gibt  aber  eine  sehr 
erkleckliche  Anzahl  landwirtschaftlicher  Betriebe,  welclle  keine  500  Metercentner 
aufbringen.  Auch  die  Operationscredite,  deren  der  Terminhandel  sich  bedient, 
stehen  dem  Landwirte  nicht  zur  Verfügung. 

Her  einzelne  Landwirt  kann  auch  nicht  coromerzielle  Kräfte  anstellen. 
Hies  hätte  auch  keinen  Sinn,  weil  .seine  Production  keine  continuierlicho  ist  nnd 
er  mit  dem  Austauschprocess  nur  fallweise  zu  thun  hat.  Wohl  aber  kann  dies 
die  Gesanimthcit  der  Landwirte  thun.  Wenn  cs  ihr  gelungen  ist  — und  cs  wird 
ihr  gelingen  — den  kaufmännischen  Credit  vor  allem  in  den  Hienst  der 
Urprodnetion  zu  stellen,  dann  bat  sich  die  Emancipiemng  vom  Handel  eigentlich 
schon  vollzogen.  Hie  F.ntwickelnng  der  Verkehratechnik  hat  dem  Getreidehandel 
Stück  um  Stück  seiner  Function  genommen.  Transport  und  Lagergeschäft  sind 
für  jeden  zugänglich,  nur  der  commerzielle  Credit  ist  noch  seine  Bomäne 
geblieben. 

Ben  credittechnischen  Apparat  muss  man  also  den  Bedflrfiiis.sen  der  Land- 
wirtschaft anznpas.sen  suchen.  Es  ist  charakteristisch,  dass  die  Landwirtschaft  beute 
vor  der  Benützung  eines  Creditinstnimentea,  welches  für  den  landwirtschaftlichen 
Realcredit  und  für  die  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des  gesammten  Cir- 
culationsprocesses  unschätzbare  Dienste  leisten  könnte,  des  Warrant«,  eine  gewisse 
Scheu  besitzt.  Es  handelt  sich  also  nicht  um  die  Eliminierung  des  Privatcapitals 
aus  dem  Getreidehandel,  sondern  nur  um  die  Schwächung  des  dominierenden 
Kinflnsse.s  des  Getreidehandels  auf  die  Preisbildung.  Biese  Schwächung  darf  aber, 
wenn  sie  mit  Vortheil  für  die  gesammte  Volkswirtschaft  erfolgen  soll,  niemals  in 
einer  positiven,  agressiven  Weise  geschehen,  wenn  auch  gewisse  Modificationen 
de«  technischen  Apparates  dazu  nöthig  erscheinen,  sondern  es  muss  nur  die 
.Ausgestaltung  des  A'erkehrswesens  und  aller  sonstigen  Hilfsmittel  des  Handels 
und  der  Landwirtschaft  ganz  ebenso  zunutze  gemacht  werden,  wie  es  auch  der 
Motivenbericht  ausspricht.  Allerdings  erscheint  auch  dieses  -ganz  ebenso“  unzu- 
reichend bei  den  österreichischen  nnd  speciell  Wiener  A'erhältnissen.  Man  denke 
nur  an  die  Unzulänglichkeit  der  hiesigen  Lagerräume,  an  die  geradezu  atavistische 
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Primitivität  der  Verkehrseinrichtangen  und  daran,  dass  alljährlich  eine  Anzahl 
von  Getreidüschleppen  in  Wien  zurückgewiesen  werden  mnss,  weil  die  Hanipulation 
nicht  bewältigt  werden  kann,  in  demselben  Wien,  wo  stets  so  viele  Menschen 
arbeitslos  hernmgehen. 

Was  ans  notbthat,  ist  eine  zielbewasste  Gelreidebandelspolitik,  deren  Auf- 
gabe einerseits  sein  muss«  die  gekennzeichnete  Ungerechtigkeit  der  Preisbildnng 
durch  commerzielle  Kräftigung  der  Landwirtschaft  aus  der  Welt  zu  schaffen,  ander- 
seits die  Kosten  des  technischen  Processes  des  Getreidebandeis  auf  den  grossen 
Stapelplätzen  tbunlichst  zu  vermindern.  Wenn  die  Kraft,  die  auf  die  Durchsetzung 
des  Terminbaudeisverbotes  vergeudet  wird,  darauf  gerichtet  würde,  die  commer- 
zielle  Organisation  der  Landwirte  aaszugestalten,  so  wurde  damit  gewiss  mehr 
zum  Wollte  der  Landwirtschaft  und  der  gesammten  Volkswirtschaft  geschehen  sein, 
als  durch  die  sehr  problematischen  Vortheile  eines  Terminhandelsvorbotes. 

Nachdem  noch  Uandelskamroerrath  Dr.  Weiss  von  Wellen  stein  und 
Dr.  Benies  kurz  gesprochen  hatten,  hielt  der  Beferent  Docent  Dr.  Landes- 
berger sein  Schlusswort:  Sowohl  die  BOrsepartoi  als  die  landwirtschaftliche 
Partei  ist  nach  dem  Grundsatz  roi^egangen : getrennt  manschieron,  vereint  schlagen 
— auf  den  Gesetzentwurf  nämlich  und  auf  den  Beferenten,  Und  bei  beiden 
Patteien  ist  zum  Ausdruck  gekommen,  da.ss  sie  den  ernstlichen  Versuch  nicht 
gemacht  haben,  die  Argumente  der  Gegenseite  zu  würdigen.  Die  Agrarier  haben 
sich  diesen  Verzicht  auf  Argumente  vielleicht  im  Gefühle  ihrer  Uebenuacht,  die 
Börse  vielleicht  in  dem  Gefühle  angewöhnt,  dass  ihre  Stimme  nicht  genügend 
gehört  werde. 

Die  Herren  von  der  Börse  haben  übereinstimmend  erklärt,  die  Begierungs- 
Yoriage  bedente  einen  KingrilT  in  die  Autonomie,  der  nicht  acccptabel  sei.  Be- 
gründet hat  diesen  Einwurf  nur  der  letzte  Redner.  Die  Anämie  der  Börse  soll 
nicht  dadurch  geheilt  werden,  dass  die  paar  Landwirte,  die  in  den  Vorstand 
kommen,  grosse  Börsengeschäfte  machen  werden.  Aber  die  Landwirte  werden 
dann  eher  Vertrauen  zur  Börse  haben.  Es  wird  dann  eher  zu  erzielen  sein,  da.s8 
die  comnierziellen  Organisationen  der  Landwirtschaft,  dass  der  Gro.ssgrandbesitz 
sich  selbst  am  Börseleben  betbeiligeii,  was  von  allen  Seiten  zu  wünschoti  wäre. 
Dr.  von  Weiss  ist  selbst  in  der  Enquete  entschieden  für  die  Ernennung  von 
Mitgliedern  der  Börseleitung  aus  den  Producentcnkreiseii  durch  die  Regierung 
eiugetreten.  Kr  musste  also  auch  der  Meinnng  sein,  dass  eine  solche  Ernennung 
für  die  Börse  selbst  nur  von  Vortheil  sein  könne. 

Freilich  wird  gesagt,  die  Landwirte  sollen  der  Börse  als  Mitglieder  bei- 
treteii  und  durch  Ausübung  ihres  Wahlrechtes  in  den  Vorstand  gelangen.  Was 
hat  das  gerade  für  einen  praktischen  Wert?  Aendert  sich  dadurch  die  Gegen- 
sätzlichkeit. wenn  thatsäcblich  eine  Landwirtschaftsgesellschaft  einen  Fond  von 
10  000  Gulden  beschaffen  würde,  aus  welchem  die  Mitgliedsbeiträge  für  einige 
hundert  Landwirte  bezahlt  würden?  Handelt  es  sich  darum,  da.ss  eine  nähere 
Fühlungsiiahme  zwischen  der  Landwirtschaft  und  der  Börse  eintrete,  oder  um  die 
Leistung  des  Mitgliedsbeitragos? 

Was  das  Schiedsgericht  betrifft,  so  wurde  gesagt,  die  Bestellung  eines 
RichUrs  als  Vorsitzenden  würde  nicht  praktisch  sein.  Sie  würde  nicht  praktisch 
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sein,  wo  es  sich  lediglich  um  Expertisen  handelt;  allein  für  diesen  Fall  hietet  das 
öesetx  einen  Ausweg. 

Ob  inan  von  einem  Genohmignugsrecht  oder  einem  Yerbotsrecht  bezüg'lich 
der  Usancen  spricht,  ist,  voransgesotzt,  dass  für  beides  eine  Frist  gesetzt  ist,  an- 
gesichts des  Umstandes,  dass  ein  Kechtszng  an  den  Verwaltnngsgerichtshof  nicht 
stattfindet,  ein  reiner  Wortstreit. 

Was  die  viel  angefochtenen  Strafbestimmungen  anlangt,  so  bin  ich  der 
letzte,  dem  österreichischen  Kanfmannsstande  irgendwelche  Gesinnungen  znzmnuthen, 
die  nicht  mindestens  ebenbürtig  wären  den  Gesinnungen  aller  anderen  Bernfs- 
zweige.  Aber  auch  der  Regiernngsentwnrf  ist  ferne  davon,  dem  Kanfmannsstande 
derartige  Gesinnungen  znzumuthen.  Es  ist  richtig,  dass  ein  Unterschied  besteht 
zwischen  dem  Strafrecht  für  die  Mitglieder  der  Steuerscbätznngscommisson  und  für 
jene  der  Conrsfeststellungscummisun,  insofern  dort  ein  bestimmter  Strafbestand 
angenommen  ist,  während  er  sich  hier  ganz  allgemein  auf  die  Verletzung  der 
Vorschriften  bezieht.  Allein  das  Strafrecht  der  Mitglieder  der  Steuerschützungs- 
commission  ist  ein  criminelles  in  der  Hand  des  Richters,  während  es  sich  hier 
nur  um  ein  Disciplinarrecht  handelt,  das  in  die  Hand  der  Börseleitung,  also  der 
Standesgenossen  selbst,  gelegt  ist,  und  auch  noch  in  Bezug  auf  die  Form  der 
Ausübung  einer  Reform  unterzogen  werden  soll,  so  dass  alle  Garantien  für  ein 
wirkliches  Standesgericht  eintreten.  Wenn  Herr  Weil  gefragt  hat,  ob  die  Advocaten 
derartige  Bestimmungen  über  sich  ergehen  lassen  würden,  so  muss  man  erwidern; 
so  oft  Vertreter  der  Advocaten  zu  Worte  kommen,  plaidieren  sie  eher  für  eine 
Verschärfung  als  eine  Milderung  des  Disciplinarstrafrecbtes.  Sie  fühlen  sich  dadurch 
weder  in  ihren  eigenen  Augen  noch  in  denen  ihrer  Mitbürger  geschädigt. 


Digitized  by  Google 


DIE  ERGEBNISSE  DER 

REVISION  DES  GRUNDSTEUERCATASTERS  AUF 
GRUND  DES  GESETZES  VOM  22.  JULI  1896 

vo» 

ERNST  V.  PLENER. 


Die  Revision  des  Grnndstouercaiastors  stand  Jahre  hindurch  drohend  über 
der  Kinaiizverwaltung.  In  Tielen  Ländern  war  man  mit  den  Ergebnissen  der 
Grundsteuerregelnng  von  1880  nnzufrieden,  die  tbatsächlich  in  einzelnen  Gebiets* 
theilen  eine  anverhältnismässige  KrhOhung  der  Kinscbätznng  berbeigeführt  hatte, 
die  umso  unangenehmer  empfunden  wurde,  als  ausgedehnte  andere  Tbeüe  eine 
namhafte  Ermässigung  der  Grundsteuer  erfahren  hatten.  Dazu  kam  der  allgemeine 
Preisfall  landwirtschaftlicher  Producle,  welcher  einer  totalen  Neubewertung  der 
Catastralerträge  das  Wort  zu  reden  .schien,  so  dass  in  vielen  und  einflussreichen 
Kreisen  eine  völlige  materielle  Revision  der  Ergebnisse  der  Grundstenerregulicrung 
angestrebt  wurde.  Auf  der  anderen  Seite  war  aber  die  Erinnerung  an  die  Kosten 
jener  Regulierung,  welche  mehr  als  30  Hill.  Gulden  in  Anspruch  genommen 
hatte,  sowie  an  die  politische  Aufregung  lebendig,  welche  die  Schiassarbeiten 
der  Qrundstenercentralcommission  seinerzeit  herbeigefuhrt  hatten.  Die  Regierung, 
welche  die  Revisionsvorlage  einbringen  musste,  suchte  daher  die  ganze  Operation 
in  möglichst  engem  Rahmen  zu  halten;  sie  wollte  nur  die  eingetretenen  daneniden 
CuUuränderungen  sowie  auffällige  Hissverbältnisse  in  den  Reiiiertragssätzen,  dann 
Irrtbümer  und  grobe  Versb’sse  in  der  Einreihung  in  die  verschiedenen  Bonitäts* 
classen  berücksichtigen.  Diese  Arbeit  sollte  zunächst  durch  die  Catasterboamten 
geleistet  und  es  sollten  keine  Bozirksscbätzungscommissioncn,  welche  bei  der  grossen 
Regulierung  über  18  Mill.  Gulden  gekostet  hatten,  wieder  aufgestellt  werden.  Die 
Laudescommissionen,  in  welchen  die  Einanzverwaltung  eine  ausgiebige  Vertretung 
erhielt,  sollten  ihr  Hauptaugenmerk  auf  die  Ungleichmässigkeit  der  Besteuerung 
der  einzelnen  Schätzungsdistricte,  beziehungsweise  einzelner  Parcellen,  ganzer  Riede 
oder  grösserer  Grnndcomploxe  richten;  der  Centralcommission  wurde  eine  wesentlich 
aasgleichende  Thätigkeit  zugewiesen.  Da  die  Revision  die  neue  Catastralreinertrags- 
summe  liefern  sollte,  welche  erst  die  eigentliche  ökonomische  und  rechnerische 
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Grundlage  für  die  Gmndsteuerbauptsutnme  bildet,  so  untorliess  es  die  Hegiernngs- 
vurlage,  eine  neue  Grundsteaerbaaptamnme  anszasprecbon  und  behielt  dies  den 
definitiven  Bevisionsergebnissen  vor,  umsomehr  als  durch  die  gleichzeitige  grosse 
Steuerreform  Grundsteuernachlässe  in  nahe  Aussicht  gestellt  waren.  Im  Stouer- 
ausschuss  war  man  mit  die.sen  Vorschlägen  nicht  zufrieden;  eine  Kraction  wollte 
eine  gänzliche  Neuregelung  der  Grundsteuer  mit  dem  ganzen  kostspieligen  Apparat 
der  Bezirksschätzungscommissionen,  andere  Mitglieder,  die  zwar  nicht  soweit 
giengen,  wollten  eine  absolute  Sicherstellung,  dass  die  durch  die  Revision  ent- 
stehenden Ausfölle  am  Reinertrag  nicht  etwa  durch  Erhöhung  anderer  Tarifsätze 
ausgeglichen  werden,  die  meisten  aber  wollten  in  der  vorläufigen  Beibehaltung  der 
alten  Gmndsteuerhauptsumnie  ein  Präjudiz  für  die  künftige  definitive  Fixierung  dieser 
Hauptsumme  erblicken,  eine  Meinung,  die  im  Wortlaut  des  Gesetzes  gar  nicht 
enthalten  war.  Ich  gab  dem  Andrängen  soweit  nach,  dass  ich  die  Versicherung 
aussprach,  dass  der  .Staat  den  Ausfall,  der  durch  Beseitigung  der  Prügravation  in 
einigen  Ländern  entstehen  würde,  auf  sich  nehmen  wolle.  Nach  vielfachen  im 
Laufe  der  Jahre  angestellten  Erhebungen  schätzte  man  im  Finanzministerium  den 
hierdurch  zu  erwartenden  Ausfall  an  Grundsteuer  auf  etwa  Mill.  Gulden.  Der 
Finanzminister  des  Jahres  189G  kam  der  Stimmung  des  Ausschusses  weiter 
entgegen  und  gestand  eine  Herabsetzung  der  bisherigen  Grundsteuerhauptsumrao 
von  37'5  Mill.  Gulden  um  1*/,  Mill.  Gnlden  zu.  wobei  er  selbst  noch  die  Unter- 
scheidung machte,  dass  davon  etwa  V4  Mill.  Gulden  für  Beseitigung  der  soge- 
nannten Prägravationen  und  der  Rest  zu  einer  allgemeinen  Herabsetzung  der 
Steuerhauptsumme  bestimmt  sei.  Das  Abgeordnetenhaus  war  auch  damit  nicht 
zufrieden  und  erhöhte  diese  l’/s  Mill.  trotz  des  lebhaften  Einspruches  der 
Regierung  auf  2'/j  Mill.  Gulden.  Die  Reinertragssnmme  sollte  daher  um  soviel 
herabgesetzt  werden,  als  bei  dem  alten  Steuerprocente  von  22‘7  Proc.  einer 
Grundstenerquote  von  2*/s  Mill.  Gulden  entspricht,  also  rund  um  11,013.000  fl. 
Dies  war  also  der  Betrag,  welchen  die  Landescommissionen  und  die  Central- 
commission zur  Disposition  erhielten,  um  die  einzelnen  Prägravationen  zu  beheben 
und  die  Steuer  überhaupt  zu  ermäs.sigen.  Der  parlamentarische  Erfolg  der  Gmnd- 
steuerträger  war  ein  allgemeiner,  da  ihnen  die  gleichzeitig  finalisierte  Steuerreform 
die  Nachlässe  au  der  Grundsteuer  brachte  und  zugleich  ein  anderes  Gesetz  über 
die  Abschreibung  der  Grundsteuer  anlässlich  von  Elementarschäden  erheblich 
günstigere  Bedingungen  für  die  Gewährung  solcher  Abschreibungen  fcstsetzte. 

Die  Revisionsarbeiten  giengen  rs.sch  voiistatten  bis  Juli  1897  t,  und  ihre 
Ergebnisse  werden  nunmehr  vom  Finanzministerium  in  zwei  Bänden  veröffentlicht.') 
Nachfolgende,  ans  den  einzelnen  Nachweisungen  znsammengestellte  Tabelle  gibt 
ein  anschauliches  Bild  der  Revisionsergebnisse  im  Vergleiche  mit  den  Ergebnissen 
der  Gnindstenerregelung  von  1881,  wobei  für  die  durchschnittlichen  Reinerträge 
per  Joch  auch  noch  die  Ziffern  des  alten  stabilen  Catastera  und  des  Grund- 
stenerprovisoriums  heigefügt  wurden. 

')  Ergebnisse  der  Oatastralrevision  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  12.  Juli 
IHU6.  verfasst  im  Finanzministerium.  I.  Bd.:  Darstellung  der  Fläcbenmaasse  und  Rein- 
erträge, Vn..  893  S,,  II.  Bd.:  Vertheilung  der  Culturflächen  auf  die  einzelnen  Classen  des 
Tarifen  der  joebweisen  Reinerträge,  VI,  291  S.  Wien,  1901. 
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IMener. 


Die  Herabsetinng  der  Stenerhaaptsumme  am  2,615.559  fl.  niid  der  Rein- 
ertrags.suintne  um  11,522.282  fl.  entspricht  der  Vergleichung  mit  den  Ergebnissen 
der  Gmndstenerregelung;  wenn  man  aber,  wie  die  Finanzvcrwaltung  es  su  thun 
sich  für  berechtigt  hält,  jenen  Reinertrag  zum  Ausgangspunkt  nimmt,  welcher 
der  letzten  Steucnrorschroibung  vor  der  Rovi.sion,  nämlich  jener  des  Jahres  1896, 
zugrunde  lag  und  in  welchem  alle  seit  der  Grundeteuerregelung,  infolge  von 
dauernden  Objectänderungen  sowie  infolge  von  durch  das  Auftreten  der  Reblams 
veranlassten  Culturändemngen,  im  Wege  der  Evideiizhaltung  des  Grundstener- 
catasters  durcligeführten  Reinertragsveränderungen  berücksichtigt  erscheinen, 
nämlich  eine  Rcinertragszilfer  von  164,501.419  fl.  mit  einer  Steuersumme  von 
7,342.201  fl.,  so  ergibt  sich  eine  Reinertragsdifferenz  von  11,087.478  fl.  und 
bei  dem  Steuerfusse  von  22’7  Proc.  eine  Steuerdifferenz  von  2,516.857  fl., 
welche  als  der  eigentliche  ziffermässige  Gesammteffect  der  Catastralrevision  anzu- 
sehen ist,  und  die  da.«  im  Revisionsgesetz  festgesetzte  Maximum  der  Stener- 
ennässigung  nur  um  0‘C7  Proc.  übersteigt,  welche  minimale  Differenz  als  ver- 
nachlässigbar erklärt  wird.  Gleichwohl  wird  man  zur  Beurtheihing  der  Wirkungen 
der  Revision  im  einzolnen  doch  immer  die  Ergebnisse  der  Grnndsteuerregelung 
von  1881  heranziehen,  weil  die  ganze  Disenssiun  seit  jener  Regelung  und  insbe- 
sondere bei  lierathiing  des  Revisionsgesetzes  immer  von  ihren  Ergebnissen 
ausgieng-,  deren  Höhe  ja  bekanntlich  vielfach  angegriffen  und  deren  Ermässigung 
durch  die  Revision  verlangt  wurde.  Das  vorliegende  Werk  stellt  gleichfalls  in  den 
nach  Schätzuiigsdistricten  und  Cniturarten  gegliederten  Tabellen  nur  die  Ergebnisse 
der  Grnndsteuerregelung  von  1881  und  die  Ergebnisse  der  Grundstenerrevision 
von  1897  einander  gegenüber. 

Die  Herabsetzung  des  Reinertrages  beträgt  fast  die  Hälfte  der  Erhöhung, 
welche  die  Grundsteuerregelung  von  1881  gegenüber  den  Ertragsziffeni  des 
alten  stabilen  Catasters,  beziehungsweise  des  Grund.stcuerprovisoriums  herheigeführt 
hatte  (24 '2  Mill.  Gulden).  Dieser  grosse  Betrag  der  Herabminderung  macht  cs 
begreiflich,  dass  derselbe,  so  wie  es  in  den  Debatten  von  1895  und  1896  voraus- 
gesagt  wurde,  nicht  bloss  zur  Entlastung  der  prägravierten  Districte,  sondern  zu 
einer  durchgängigen  Ermässigung  di‘r  Reinertrag.«ziffeni  in  allen  Ländern  benützt 
wurde.  So  ist  es  z,  B.  gekommen,  dass  Böhmen,  von  welchem  ursprünglich  nur 
einige  Bezirke  als  prägraviert  galten,  nunmehr  seinen  Reinertrag  um  einen  höheren 
Betrag  2’37  Mill.  Gulden  ) herabgesetzt  erhielt,  als  es  die  vielfach  angegriffene 
Grundsteuerregelung  des  Jahres  1881  gegenüber  dem  stabilen  Cataster  getban 
hatte  (1'57  Mill.  Gulden  •.  Bekanntlich  worden  damals  ausser  Böhmen  nur  noch 
die  Reinertragsziffern  von  Krain  und  Schlesien  herabgesetzt,  während  allen  übrigen 
Ländern  Erhöhnngen  und  darunter  einigen  sehr  namhafte  auferlegt  wurden.  Diese 
Erhöhungen  erfahren  nunmehr  sehr  bedeutende  Ermä.ssiguiigen,  und  zwar  nicht  bloss 
in  den  sogenannten  prägravierten  Ländern,  so  wurde  z.  B.  Tirol  62  Proc.,  Mähren 
•41  Proc.,  Steiermark  40  Proc.,  Vorarlberg  38  Proc.,  Xiederösterreich  30  Proc., 
Oberösterreich  28  Proc.  jener  Erhöhung  wieder  abgenommen.  In  Salzburg,  Dalmatien 
und  einem  Theil  des  Küstenlandes  ist  die  Ermässigung  durch  die  Revision  grösser  als 
die  seinerzeitige  Erhöhung  durch  die  Grundsteuerregelung,  so  dass  der  gegenwärtige 
Reinertrag  dieser  Gebiete  unter  jenem  des  alten  S}slemos  vor  1881  zurückbleibt. 
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Die  gesammte  steuerbare  Fläche  beträgt  28,249.863  ha,  um  40.807 
weniger  als  nach  der  Grundsteuerregelung.  Nach  Culturon  beträgt  die  Verminderung: 


Aecker  weniger 

um 

....  12.031  Ua 

Wiesen 

» 

ii 

....  5.942  „ 

Gärten 

n 

....  817  , 

Weingärten 

n 

tf 

....  6.262  , 

Hatweidon 

n 

n 

....  8.536  „ 

Alpen 

n 

. . . . oo  „ 

Seen,  Sümpfe,  Teiche 

j» 

yy 

....  7.680  , 

Waldungen  mehr  um 

....  519  „ 

Die  steuerfreie  Fläche  (unproductive  Grundfläche,  Banarea,  Hofräume  und 
.SMUstige  steuerfreie  Grundstücke)  beträgt  1,750.929 /t«,  um  39.152  mehr  als 
nach  der  Gmndstenerregelnng. 


lYie  die  verschiedenen  Culturen  in  den  einzelnen  Ländern  (Tlayons)  an  der 
Ib  rabsetzung  des  Reinertrages  tlieilnahmen,  zeigt  folgende  Tabelle  (siehe  S.  100), 
welche,  wenn  sie  zwar  auch  nur  Länder-  und  Rayons-DurchschnittaziflFem  gibt, 
dennoch  einen  deutlicheren  Kinbltck  in  die  praktischen  Ergebnisse  der  Revision 
gewährt,  als  die  allgemeine  Ziffer  des  Reinertrages  auf  die  unnnterschiedliche 
Flächeneinheit. 


Diese  Tabelle  gibt  zwar  auch  nur  durchsebnittsweise  Reinerträge  der 
Flächeneinheit  der  einzelnen  Culturen  wie  sie  sich  aus  der  Division  des  Gesammt- 
ertrages  einer  Culturart  durch  die  ihr  zugehörige  OeRammtfläcbo  ergibt.  Ihre 
Ziffern  geben  aber  doch  ein  richOges  Bild  von  der  Wirkung  der  Revision,  Im 
Tabellenwerk  der  Regierung  wird  die  procentuale  Ermässigung  dieser  Ziflem 
nicht  berechnet,  sondern  jene  der  Gesamratreinertragsziffem  angegeben;  das 
Krmässignngsprocent  der  Heinertragssummen  hängt  aber  nicht  bloss  von  der 
Herabsetzung  der  Tarifierung,  sondern  auch  von  der  eventuellen  Rednetion  der 
Fläche  der  betreffenden  Culturart  ab.  Wenn  weniger  Fläche  vorhanden  und 
diese  niedriger  eingeschätzt  ist,  dann  ergibt  sich  ein  niedrigeres  Krmässigungs- 
procent  als  das  bloss  auf  die  Kinschutzung  entfallende  Procent,  so  z.  B.  erscheint 
der  Reinertrag  der  IVeingürten  in  Vorarlberg  um  mehr  als  72  Proc.  emiässigt, 
die  entsprechende  Fläche  ist  aber  zugleich  um  58  Proc.  zurückgogangen,  und 
der  durchschnittliche  Ertrag  pro  Hektar  ist  nur  um  33'7  Proc.  gefallen.  Im 
nachfolgenden  werden  die  bedeutenderen  Krmässigungeu  des  Durchschnittsertrages 
pro  Hektar  procentuell  angeführt.  In  Niederosterreich  wurden  Aecker  um 
l.>  Proc.,  Weingärten  um  8’9  Proc.  ermässigt.  Di  Salzburg  Aecker  um  11  Proc. 
Im  tirolischen  Schätziiiigsravon  Innsbruck  erfuhren  die  Aecker  eine  Ermässigung 
von  17*3,  Wiesen  12’3,  Weingärten  27'8  (im  Schätzuiigsbezirk  Bozen  sogar 
30’0),  Alpen  32,  Waldungen  28  Proc.  Trienter  Rayon:  Aecker  11*7,  Gärten  13*6, 
Alpen  30,  Waldungen  42*3  Proc.  Vorarlberg  weist  ausser  der  obigen  hohen 
Eniiässigungsziffer  für  Wein  noch  für  Alpen  eine  Herabsetzung  von  41  Proc. 
au'i.  Steiermark:  Aecker  12,  Weingärten  35*8  Proc.,  Käruten:  Aecker  13'8  Proc., 
Kraiu:  Weingärten  33*8  Proc.  Ermässigung.  In  Triest  wurden  Weingärten  um 
25*8,  in  Gorz  die  Alpen  um  33*3,  die  Wiesen  um  18,  Weingärten  um  25  Proc. 
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herabgesetzt.  Dalmatiens  Ermfiasiguiig  ist  nor  bei  Wein  (10  Proc.)  bemerkenswert, 
die  übrigen  Culturen  zeigen  unbedentende  Ermässignngen.  In  Böhmen  sind  in 
allen  fünf  Bavons  ziemlich  gleichmSssig  die  Aecker  um  rund  6 nnd  die  Gärten 
um  rund  5 Proc.  erraüasigt  worden.  In  Mähren  sind  die  Aecker  fast  um  8, 
Wein  um  22,  Hutweiden  um  11  Proc.  ermässigt  worden,  ebenso  die  Aecker  in 
Schlesien  um  mehr  als  10  Proc.,  während  dort  die  Waldungen  um  11  Proc. 
erhöht  wurden,  ein  ausnahmsweiser  Fall,  der  sich  bezüglich  der  Waldungen  auch 
in  Galizien  i Erhöhung  über  9 Proc.)  und  in  der'  Bukowina  (über  25  Proc.) 
wiederholt.  Die  Aecker  in  Galizien  wurden  durchschnittlich  um  7 — 8 Proc. 
ermässigt,  in  der  Bukowina  um  14  Proc. 

Das  Tabellenwerk  enthält  ferner  ausführliche  Kachweisnngen  über  die 
Flächen  der  einzelnen  Culturarten  nach  ihrer  Einreibung  in  die  verschiedenen 
Bouität-sclassen  nnd  im  zweiten  Band  nach  ihrer  Einreihung  in  die  einzelnen 
Tarifsätze,  welche  bekanntlich  innerhalb  einer  Bonitätscla.sso  nach  Classifications- 
districten  verschieden  sind.  Aus  beiden  Tabellen  ergibt  sich,  dass  ein  relativ 
geringer  Theil  der  Cnlturflächen  in  die  obersten  Classen  und  Tarifsätze  einge- 
reiht wurde.  Eine  durchgängige  Vergleichung  der  Vertheilung  der  Cnlturflächen 
auf  die  einzelnen  Tarifsätze  ist  leider  nicht  anfgenommen,  es  wird  nur  soweit 
ein  Vergleich  diirchgeführt,  als  angegeben  wird,  wieviel  Fläche  auf  die  einzelnen 
Tarifsätze  nach  der  Qrundsteuerregelung  nnd  nach  der  Revision  entfällt,  die 
Culturarten  wurden  dabei  nicht  angegeben,  nur  die  Hektarenanzahl  nach  der 
arithmetischen  Reihenfolge  der  172  Tarifsätze,  welche  ganz  verschiedene  Culturen 
nnd  oft  auch  mehrere  Culturen  zugleich  betreffen.  Der  jochweise  durchschnittliche 
Reinertrag  für  alle  Länder  (Rayons)  nnd  Culturen  beträgt  3 fl.  12  kr.  gegen 
3 fl.  36  kr.  von  früher;  mehr  als  die  Hälfte  der  Länder  (Rayons)  steht  unter 
dem  Durchschnitt,  von  der  gesammten  productiven  Fläche  sind  32'29  Proc. 
über  dem  Durchschnitt.starifsatz,  67'71  Proc.  darunter  eingeschätzt. 

Die  Ergebnisse  der  Revision  des  Grundsteuercatasters  erschöpfen  bekanntlich 
nicht  die  Herabsetzung  der  Leistungen  der  Ornndsteuerträger.  Durch  den  jetzt 
zur  vollen  Ausführung  kommenden  Finanzplan  der  Steuerreform  erhalten  die 
Grundsteuerträger  bekanntlich  einen  ISproc.  Nachlass.  Die  Grundsteuer  beträgt 
daher  gegenwärtig  bedeutend  weniger,  als  die  durch  das  Revisionsgesetz  um 
2‘f.  Mill.  Gulden  herabgesetzte  Grundsteuorhauptsummc.  Der  Voranschlag  für 
directe  Stenern  für  das  Jahr  1902  berechnet  die  gegenwärtige  Grundsteuer- 
Schuldigkeit  folgendermaassen : Reinertrag  infolge  der  Revision  des  Grnndstener- 
catasters  153,416.940  fl.,  davon  ab  Abfälle  wegen  Objectsänderungen,  Steuer- 
freiheiten und  Steuerbegünstigungen  411.632  fl.,  bleibt  ein  Reinertrag  von 
153,005.308  fl.,  hiervon  Grundsteuer  zu  22’7  Proc.  34,732.205  fl.,  hiervon  gehen 
weiter  ab  die  Grnndstenerabscbreibnngen  infolge  von  Elenientaiscbädon  mit  rund 
2.000.000  fl.,  bleibt  eine  Vorschreibung  von  32,732.205  li„  hiervon  wieder  ab 
Nachlä.sse  von  15  Proc.,  bleibt  eine  zalilbaro  Schnldigkeit  von  27,822.375  11.. 
factisch  präliminiert  wird  aber  nur  ein  Betrag  von  27  4 Mill.  Gulden,  also  um 
mehr  als  10  Mill.  Gulden  weniger  als  die  GrundstenerhaupLsummo  von  1881. 
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ln  der  letzten  Nnramer  dieser  Zeitschrift  habe  ich  anlfLSslich  einer  Anzeige 
des  N 0 s t i t z'schen  Buches  über  die  Entwickelung  des  englischen  Arbeiterstandes 
eine  kurze  Schilderung  der  Wirksamkeit  der  englischen  Gcwerkvereine  gegeben, 
iti  welcher  die  günstigen  und  erfolgreichen  Momente  im  Vordergnind  standen. 
Gerade  zu  derselben  Zeit  ist  in  den  „Times“  eine  Reihe  von  Artikeln  erschienen, 
welche  in  England  grosses  Aufsehen  erregten  und  die  Trade  Unions  und  ihre 
Lohnpolitik  wesentlich  für  den  Kiedergang  der  englischen  Industrie  und  für  deren 
Verdrängung  durch  die  ausländische  Concunenz  verantwortlich  machen.  In 
mehreren  Einzeldarstellungen  der  verschiedenen  Gewerbe  wird  den  Gewerkvereinen 
Torgehalten,  dass  sie  absichtlich  und  bewusst  das  herzustellende  Arbeitsprodnet 
einschränken  und  an  der  Hand  des  fixen  minimalen  Lohnes,  der  zugleich  ein 
Mormallohn  ist,  jede  individuelle  Mehrleistung  des  geschickteren  und  eifrigeren 
Arbeiters  ausschiiessen.  Die  ganze  Tendenz  der  Trade  Unions  sei  auf  langsame, 
geringe  Arbeit  gerichtet  (skulking,  ca-cauny,  go  easy),  damit  dieselbe  Zahl  Arbeiter 
Beschäftigung  zu  höheren  Löhnen  oder  auch  noch  mehr  Arbeiter  zu  gleichen 
Löhnen  finden.  Jene  Unternehmungen,  welche  sich  von  den  Gewerkvereinen 
emancipiert  haben,  gedeihen,  so  hat  die  South  Metropnlitan-Gasgesellscbaft  mit 
dem  Gewerkvercin  gebrochen,  ihre  neuen  .Arbeiter  arbeiten  jetzt  pro  Stunde  .">0 
Retorten,  während  die  Trade  Union  nicht  über  40  gehen  wollte,  der  Geldlohn 
der  neuen  Arbeiter  sei  in  kurzer  Zeit  gestiegen.  Die  Schiffsrheder,  Gewehr- 
fabrikanten haben  eigene  trainiiig  scbools  zur  Heranbildung  von  Jungen  Leuten 
errichtet  und  sich  so  zu  ihrem  grossen  Nutzen  von  den  Trade  Unious  unabhängig 
gemacht.  Die  grossen  Eisenbahngesellsohaflen,  in  deren  Diensten  etwa  550.000 
Personen  stehen,  wovon  nur  62.000  gewerkschaftlich  organisiert  sind,  haben 
zwar  auch  viel  von  Trade  Unions  zu  leiden,  weil  auch  die  nicht  organisierten 
Arbeiter  von  ähnlichem  Geiste  erfüllt  .sind  und  Prämien  für  Extraleistungen  an  ein- 
zelne Arbeiter  oder  Arbeitergruppen  bekämpfen,  sie  stünden  aber  im  ganzen  doch 
nicht  unter  solchem  Druck  als  viele  Industrien.  Hier  werden  Beispiele  erzählt, 
wie  die  Maurer  die  Zahl  der  täglich  zu  legenden  Ziegel  fortwährend  herab- 
setzen,  wie  die  Schuhmacher  einen  Arbeiter,  welcher  mehr  als  das  durchschnitt- 
liche Arboitsquantura  leistete,  solange  drangsalierten,  bis  er  sich  selbst  tödtete 
u.  s.  w.  Gewisse  Industrien,  wie  namentlich  die  Glas-  und  Flaschenindnstrie, 
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seien  durch  die  GewerbepoHtik  der  Trade  Unions  in  unauflialtsamem  Niedergang. 
Die  Aufnahme  von  Lehrlingen  wird  verhindert  oder  sehr  erschwert,  das  Arbeits- 
angebot nberhaupt  eingeschränkt,  die  Löhne  werden  hoch  und  ununterschiodlich 
gehalten,  Lohn  wird  für  6 Standen  verlangt,  es  wird  aber  nur  4 Stunden  gearbeitet, 
die  neuen  deutschen  und  amerikanischen  verbesserten  Methoden  werden  nicht 
logelassen,  so  dass  die  Gesammtproduction,  insbesondere  von  Kristallglas,  rapid 
lurückgeht  und  der  Bedarf  aus  Deutschland,  Oesterreich  und  Belgien  gedeckt 
wird.  Zur  Erzeugung  von  Glasfiuschen  haben  sich  ganze  Colonien  von  deutschen 
und  französischen  Arbeitern  angesiedelt,  welche  besser  und  wohlfeiler  producieren 
als  die  englischen.  In  der  Birmingbamer  Zinnindnstrie  konnten  oder  wollten 
sich  die  Unternehmer  den  Lohnforderungen  der  Gewerkvereine  nicht  fugen, 

.«^teilten  Frauen  und  amerikanische  Maschinen  ein,  in  der  Bronzewarenindustrie  hat 
das  Schiedsgericht  die  Luhne  herabgesetzt,  aber  die  deutsche  und  amerikanische 
Ooncunrenz  bleibt  fortwährend  bedrohlich.  In  der  Messerschmiedfabrication  von 
Sheffield  bestanden  von  altersher  engherzige  und  veraltete  Handwerksgebränche, 
die  grosse  Enquete  von  1867  war  wesentlich  durch  dortige  Vorfälle  hervorgerufen, 

Lehrlinge  werden  nur  in  geringer  Anzahl  aufgenommen,  oft  nur  Söhne  von 

GewerkschafUmitgiiedeni,  die  Löhne  ziemlich  willkürlich  bemessen,  bei  grossen 
Untemehmungeu  höher,  bei  kleinen  niedriger.  Die  deutsche  Concurrenz  hat  hier 
viel  verdrängt,  die  Scheren,  ein  uralter  ShefRolder  Artikel,  die  dort  immer  nur 
geschmiedet  werden,  wurden  in  Deutschland  erst  gegossen,  dann  gepresst,  die 
Sägefabrication  habe  fast  ganz  aufgehOrt.  Es  würde  zuweit  führen,  hier  alle  ein< 
zelnen  Thatsachen  aus  den  verschiedenen  Gewerben  anzuführeii,  deren  Inhalt 

sich  begreiflicherweise  ja  ziemlich  wiederholt,  es  genügt,  die  Aufmerksamkeit  der 
Leser  auf  jene  Schilderungen  zu  lenken,  welche,  wie  zu  erwarten,  nicht  unwider- 
sprochen biteben. 

Zuerst  richtete  da.s  in  Gowerkvereinssacheii  autoritative  Ehepaar  Sidney 
Wehb  eine  lange  Erwiderung  an  die  „Times^,  in  welcher  einzelne  Thatsachen 
zwar  bestritten,  im  ganzen  aber  für  den  fiion  Minimallohn,  die  Tendenz  auf  eine 
gewisse  Beschränkung  des  Arbeitsqnantums  zugegeben  wurde,  und  die  ,,Times" 
konnten  in  ihrer  Keplik  eine  Stelle  aus  „Industrial  Democracy*  anführen,  worin 
ausdrücklich  anerkannt  wird,  dass  gewerkschaftliche  Regeln  zur  Beschränkung 
des  Arbeitsquantums  ursprünglich  ein  nothweiidiger  Schutz  des  auf  Zeitlobnbasis 
gestellten  Normaliubnes  war,  es  sei  eine  nothwendige  Folge  der  coUqctiven  Lohii- 
abmachungen,  heisst  es  dort,  dass  einer  den  andern  nicht  unterbieten  dürfe,  und 
dies  Unterbieten  kann  ebenso  durch  das  Angebot  von  Ueberarbeit  für  denselben 
Stnndenlohn,  als  durch  das  Angebot  des  normalen  Arbeitsqnantums  zu  einem 
niedrigeren  Stundenlohn  geschehen. 

Noch  nachdrücklicher  lautete  die  Antwort  der  allgemeinen  .Federation 
der  Trade  Unions“.  Nach  Ablengnung  und  Riditigstellurig  einzelner  angeführter 
Thatsachen,  spricht  diese  Erklärung  eine  Art  Lehrineinung  über  die  gewerkschaft- 
liche Lohnpolitik  ans,  die  hier  mitzutheilen  nicht  uninteressant  ist.  .Die 
Gewerkvereine  suchen,  wird  gesagt,  das  Arbeitsinteresso  dadurch  zu  fördern, 
dass  sie  coUective  Arbeitsabmachungen  an  dio  Stelle  von  Kinzelabmachungen 
ihrer  Mitglieder  treten  lassen.  Sie  trachten  gewisse  Normalminima  für  Löhne 
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nnd  Arboitszeit  zn  fixieren,  sie  zwingen  aber  nicht  alle  anf  dieses  Niveau 
herunter  und  verlegen  ihren  Mitgliedern  nicht  den  Weg,  vermöge  besonderer 
Geschicklichkeit  oder  besonderen  Fleisses  auch  Arbeitsbedingungen  über  dem 
Minimum  zu  erwerben.“  Als  Beweis  für  die  Gewilhrnng  dieser  Freiheit  wird 
angeführt,  dass  ja  bekanntlich  Gewerkvereinsmitglieder  vielfach  aus  blossen 
Handarbeitern  Architekten,  Ingenieure  n.  s.  w.  geworden  seien.  Dies  ist  ganz 
richtig,  allein  dies  trifft  nicht  die  angeblich  bestehende  und  geübte  Hegel  der 
Trade  Unions,  den  in  Arbeit  stehenden  Mitgliedern  keine  Überzeit  n.  dgl.  zu 
gestatten.  Die  Kundgebung  hült  sich  bei  diesem  angefochtenen  Punkt  nicht 
lange  auf,  sondern  spricht  ihre  grundsätzliche  Meinung  dahin  aus:  „Die  Haupt- 
aufg'abe  der  Qewerkvereine  ist  die  Krringung  und  Behauptung  von  Minimal- 
arbeitsbedingongen.  Solche  Minimallühne  sind  thatsüchlich  in  vielen  Industrien 
erreicht,  in  welchen  die  Gewerkschaften  stark  sind.  Ja,  die  Trade  Unions 
beküinpfen  das  „sweating“  und  gestatten  ihren  Mitgliedern  nicht  abnorme 
Leistungen,  die  ihre  Kräfte  übersteigen  nnd  ihre  Gesundheit  nnd  ihre  dauernde 
Leistungsfähigkeit  schädigen.  Das  „sweating“  mag  für  eine  Zeit  mehr  .\rbeit 
leisten,  aber  ein  Vergleich  der  Zustände  der  organisierten  Arbeit  mit  jenen  in 
den  unorganisierten  lässt  keinen  Zweifel  über  die  schliessliche  Wirkung  jener 
illusorischen  Freiheit;  ein  bezeichnendes  Beispiel  hierfür  ist  die  Lage  der  un- 
organisierten ländlichen  Arbeiter,  verglichen  mit  jener  der  gewerkschaftlich  orga- 
nisierten, dort  herrschen  geistige  und  physische  Verkümmerung  der  Arbeiter 
und  zugleich  allgemeine  Nothlage  der  Landwirtschaft.  Auf  der  anderen  Seite 
höhere  Löhne,  kürzere  Arbeitszeit,  die  hier  wiederum  die  Krflndnng  und  Ein- 
führung von  Maschinen  angeregt  hat,  zum  Wohle  der  betreffenden  Industrie  und 
der  allgomoinen  Volkswirtschaft.  Die  Behauptung,  dass  die  Trade  Unions  die 
Einführung  arbeitsparender  Maschinen  verhindern,  sei  absolut  unwahr.“ 

Die  ganze  Controverse  kommt  damit  zu  keinem  rechten  Abschlu.sse,  weil 
Behauptung  gegen  Behauptung  steht.  Für  den  Aussonstehenden  wird  wohl  die 
Annahme  richtig  sein,  dass  in  beiden  Ausführungen  Richtiges  enthalten  sein 
wird.  Es  werden  sich  einzelne  Fälle  von  Arbeifsbeschränkung  ereignet  haben, 
nnd  es  ist  sicher,  dass  die  hoben  Löhne  nnd  die  geringe  Arbeitszeit  die  englische 
Indn.strie  in  ihrer  Concurrenz,  namentlich  mit  der  deutschen,  wesentlich  widerstands- 
nnfähiger  macht,  nnd  dass  die  uniformen  Arbeitsregeln  der  Trade  Unions  gegen- 
über den  neuen  amerikanischen  Arbeitsmethoden  ein  Element  der  .Schwäche  im 
Wettbewerbe  bilden;  aber  auf  der  anderen  Seite  kann  ebensowenig  geleugnet 
werden,  dass  das  strenge  Festhalten  der  Trade  Unions  an  auskömmlichen  Löhnen 
nnd  ihr  Widerstand  gegen  das  Herabdrücken  des  Lebensfusses  der  Arbeiter  eine 
grosse  Leistung  nnd  eine  dauernde  Errungeiischafl  der  englischen  arbeitenden 
Classen  bedeuten.  E.  PI. 
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M Ul  man  das  Recht,  beziehungsweise  ein  Theilgebiet  des  Rechtes  zweier 
Länder  rergleicben,  so  genügt  es  nicht,  die  botrefTenden  Gesetze  einander  gegen- 
nberznhalten  und  ihre  Uebereinstimmungen  and  ihre  Unterschiede  festzustellen, 
etwa  um  schliesslich  das  eine  Recht  als  dem  anderen  überlegen  zu  erklären. 

Das  Recht  lässt  sich  in  einer  sociologischen  Untersuchung  nicht  von  den 
übrigen  socialen  Thatsachen  trennen,  mit  denen  es  zu  gegenseitiger  Abhängigkeit 
verbunden  ist.  Jede  Einzelbestimmnng,  specieU  der  socialpolitischen  Gesetzgebung, 
ist  durch  den  industriellen  Entwickelnngsgrad  des  Landes,  die  sociale  Lage,  das 
inteUectnelle  Niveau  seiner  Bewohner,  ja  durch  ethno-  und  geographische  (zum 
Beispiel  klimatische'  Factoren  beeinflusst.  Es  gilt  daher,  die  Socialgesetzgebung 
der  einzelnen  Staaten  als  Ausfluss  ihres  heimatlichen  Milieus  zu  erfassen  und 
die  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Socialgesetzgebungen  durch  die  Verschiedenheit 
ihrer  physischen  und  socialen  Voraussetzungen  zu  erklären. 

Wir  haben  mehrere  Gründe,  die  Socialpolitik  der  übrigen  modernen  Cultur- 
volker  ununterbrochen  im  Auge  zu  behalten.  Wir  werden  hierzu  durch  das  immer 
wieder  anftauchende  Problem  der  internationalen  Arbeiterschutzgesetzgebung  an- 
geregt. Das  Studium  der  fremden  Socialgesetzgebungen  kann  uns  überdies  für 
nu.sere  heimatliche  Politik  wertvolle  Lehren  geben;  wir  sehen,  wie  Maassregeln, 
deren  Einführung  wir  selbst  beabsichtigen,  im  .Auslande  aus  bestimmten  Ursachen 
sich  als  zweckmässig  oder  untauglich  erwiesen  haben. 

Wir  wollen  nun  die  auf  die  gewerbliche  Arbeitsorganisation  bezügliche 
Ge.>'etzgebnng  und  Verwaltnngsthätigkeit  in  Frankreich  und  Oesterreich  mit  dom 
Bestreben  vergleichen,  in  dem  Rechte  eines  jeden  Landes  den  ihm  cigenthüm- 
lichen  Charakter  hervorznheben,  d.  h.  wir  wollen  versuchen,  die  Verschiedenheit 
in  so  vielen  Einzelbestimmungen  auf  die  A'erschiedenheit  allgemeiner  tieferer 
Ursachen  zurückzuführen  oder  doch  die  Divergenzen  zu  höheren  Einheiten  zu 
gruppieren.  Wenn  wir  hierbei  nur  die  Rechtslage  der  gewerblichen  Arbeiter 
berücksichtigen,  so  behandeln  wir  wohl  nicht  das  ganze  Gebiet  der  Socialpolitik, 
doch  deren  actnellsten  Tlieil. 
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Pas  französische  Geverberecht  bietet,  obwohl  es  nirgends  codificiert  ist, 
dem  Oesterreicher  einen  überraschend  einfachen  Anblick.  Es  herrscht  in  Frank- 
reich principiell  Gewerbefreiheit,  nicht  ohne  Ausnahmen:  es  gibt  Staatsmonopole, 
es  gibt  Gewerbe,  zu  deren  Antritt  mit  Rücksicht  auf  die  üffentlichc  .Sicherheit 
und  Gesundheit  rorhergehende  behördliche  Autorisation  nCthig  ist,  andere,  die 
wegen  ihrer  Bedeutung  für  das  politische  Leben  oder  wegen  ihrer  Bedeutung  für 
den  Fiscus  reglementiert  sind  etc.  Aber  die  ganze  Eintlieilung  der  österreichischen 
Gewerbe  in  concessionierte,  handwerksmässige  und  freie  fehlt;  die  zwangsgenossen- 
schaftliche Organisation  der  handwerksmüssigen  Gewerbe  und  deren  Folgen  für 
die  Arbeiterschaft  dieser  Gewerbe  (obligatorischer  Vorwendungsnachweis  etc.)  sind 
nicht  vorhanden.  So  herrscht  denn  auch  in  der  französischen  Socialpolitik  mehr 
Einheitlichkeit,  während  in  Oesterreich  beispielsweise  für  die  Arbeiter  der  fabriks- 
mässigen  und  der  handwerksmüssigen  Betriebe  verschiedene  Bestimmungen  gelten. 

Beim  Vergleiche  des  französischen  Arbeitsrechtes  mit  dem  österreichischen 
fällt  uns  alsbald  die  häufigere  Anwendung,  dis  in  Frankreich  das  \V  a h I- 
princip  gefunden  hat,  auf. 

Die  Bergarbeiter  wählen  in  Frankreich  aus  ihrer  Mitte  „Delegierte  zum 
Schutze  der  Sicherheit  der  Bergarbeiter“,  die  vom  Staate  besoldet  werden  (Gesetz 
vom  8.  Juli  1890).  Diese  Delegierten  haben  vor  allem  zweimal  monatlich  die 
ihnen  zngewiesenen  Bergwerke  auf  ihren  Zustand  mit  Rücksicht  auf  die  Sicherheit 
der  Arbeiter  zu  inspirieren,  ferner  bei  Unfällen  zu  intervenieren.  Ihre  .Auf- 
zeichnungen werden  den  Berufsbcrgwerksinspectoren  übermittelt.  Die  Erweiterung 
des  Institutes  der  von  den  Arbeitern  gewählten  Coinspectoren  auf  die  übrigen 
Arbeiter  wird  angestrebt. 

Im  französischen  Arbeitsbeirathe  (Conseil  supürieur  dn  travail)  sind  seit  dem 
Decrete  des  Handelsministers  Millerand  vom  1.  September  1899  von  66  Mit- 
gliedern 52  von  den  Interessenten  gewählt;  nur  vier  Mitglieder  werden  vom 
Handelsminister  ernannt;  zehn  sind  Virilisten;  darunter  werden  wieder  einige 
durch  Wahl  zn  jenen  Ehrenämtern  berufen,  welche  die  Mitgliedschaft  im  Arbeits- 
beiratbe  zur  Folge  haben,  so  der  Präsident  der  Pariser  Handelskammer,  der 
Cassier  des  Beirathes  der  Arbeiter-Productivgenossonschaften,  der  Vicepr.äsident 
des  Beirathes  dor  Pariser  Arbeitsbörse,  der  Vorsitzende  des  Pariser  Gemeinde- 
rathes.  Von  den  52  direct  in  den  Arbeitsbeirath  zu  wählenden  Mitgliedern  sind 
15  von  den  Gewerkschaften  und  15  von  den  Uandelskamnieni  und  den  be- 
rathenden  Kammern  für  Künste  und  Industrie  zu  wählen,  14  von  den  Gewerbe- 
gerichten, und  zwar  Beisitzer  ans  den  beiden  Gruppen  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  in  gleicher  Zahl,  der  Rest  von  Deputiertenkammer  und  Senat.  Ans  seiner 
Mitte  wählt  der  Arbeitsbeirath  einen  ständigen  Ausschuss,  der  die  Zusammen- 
setzung dos  Plenums  widerspiegelt.  Ein  weiteres  Beispiel,  in  welchem  ebenfalls 
in  Frankreich  Wahl  dort  gilt,  wo  in  Oesterreich  Eniennung  stattlindet,  bieten 
uns  die  französischen  Gewerbegerichte  (Conseils  de  Prud’hommes). 

Die  — wie  in  Oesterreich  — seitens  der  Diteressenten  gewühlten  Gewerbe- 
gerichtsbeisitzer haben  in  Frankreich  ihrerseits  das  Recht,  den  Vorsitzenden  des 
Gewfrbegerichtes  und  seinen  Stellvertreter  aus  ihrer  Mitte  zu  wälilen,  abwechselnd 
einen  Arbeitgeber  und  einen  Arbeiter;  in  Oesterreich  sind  die  Vorsitzenden  der 
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Gewerbegerichle  nnd  deren  Stellvertreter  vom  Justizminister  ernannte  Gerichts- 
beamte.  Das  Wahlprincip  bildet  mit  einen  ßestandtheil  der  von  den  französischen 
Philosophen  des  XYIU.  Jahrhunderts  verbreiteten  Ideen  von  der  Volkssouveränitftt. 
Das  französische  Volk  suchte  diese  Ideen,  von  denen  cs  erfüllt  war,  nicht  nur 
auf  verfassungsrechtlichem,  sondeni  auch  auf  dom  verwaltungsrechtlichen  Gebiete 
zu  realisieren.  Allerdings  trat  die  ccntralistische  Strnctur  Frankreichs  der  con- 
sequenten  Durchführung  des  Wahlprincipes  in  den  kleineren  Kreisen  der  Selbst- 
verwaltung hindernd  entgegen.  Allein  der  Gedanke  selbst  blieb  doch  müchtig 
genug,  um  unter  Berufung  auch  auf  praktische  Vortbeilo  seinen  Eingang  in  die 
neuen  socialpolitischen  Institutionen  zu  linden. 

Hierbei  ist  überraschend,  dass  in  Frankreich  die  rechtliche  Eniancipation 
der  Arbeiterinnen  weiter  vorgeschritten  ist  als  in  Oesterreich ; überraschend, 
da  uns  meist  der  Charakter  der  Französinnen  als  vor  allem  auf  die  Ausbildung 
der  speciell  weiblichen  Eigenschaften  bedacht  vorschwebt.  Die  Frauen  sind  in 
Frankreich  wühlbar  in  den  Arbeitsbeirath,  wählbar  in  die  Arbeitsräthe,  wählbar 
in  die  Arbeiterausschüsse,  welche  der  Entwurf  über  obligatorische  Schiedsgerichte 
schaffen  will  u.  s.  f.  Ueberdies  hatte  Frankreich  im  Jahre  1900  19  weibliche 
Gewerbeinspectoren.  Doch  können  gemäss  dem  Decrete  vom  15.  December  1892 
Gewerbeinspectorinnen  nur  in  Departements  bestellt  werden,  wo  mindestens  auch 
ein  Inspector  fungiert  nnd  nur  für  Betriebe,  wo  nur  weibliche  Arbeitskräfte  und 
keine  Maschinen  verwendet  werden  (Modegeschäfle,  Kleidermacherinnen  etc.). 

Die  vielfach  verschiedene  Entwickelung  des  Arbeitsrechtes  in  Frankreich 
nnd  in  Oesterreich  hat  tiefe,  in  dem  Volkscharakter  wurzelnde  Ursachen.  Die 
deutsche  nnd  daran  anschliessend  die  österreichische  Auffassnng  der  socialen 
Frage  strebt  nach  einer  Organisation  der  Arbeit,  bei  der  zwischen  und  über  den 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  als  vermittelnder,  unparteiischer  Factor  die  Staats- 
gewalt, die  Schützerin  der  Interessen  der  Gesammtbeit,  stehen  soll;  sie  hat  darüber 
zu  wachen,  dass  sich  Arbeitgeber  und  Arbeiter  das  Gleichgewicht  halten;  sie 
schafft  gemeinsame  berufsgenossenschaftlicbe  Zwangsverbände  der  Arbeiter  nnd 
Arbeitgeber  unter  staatlicher  Aufsicht  (Gewerbegenossenschaften,  Genossenschaften 
beim  Bergbau);  an  die  Stelle  der  den  Arbeitern  vielfach  fehlenden  Einsicht  und 
Vorsorge  für  den  Fall  von  Krankheit,  Unfall,  theilweise  Alter,  setzt  der  Staat 
Zwangsversicherung,  zu  der  Arbeiter  nnd  Arbeitgeber,  theilweise  der  Staat  selbst, 
beitragen. 

Wenig  dergleichen  finden  wir  in  Frankreich.  Das  Gesetz  vom  21.  März  1884 
eröffnet  eine  weitgehende  Associationsfreibeit;  es  zeigt  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
den  gesetzlichen  Weg,  sich  zu  organisieren,  — wenn  sie  wollen.  Das  Gesetz  vom 
1.  April  1898  ladet  die  Bcvrdkerung  ein,  durch  auf  Gegenseitigkeit  basierte 
Uilfscassen  für  Krankheit  und  Alter  vorzusorgen:  die  Arbeiterschaft  rafft  sich 
auf  und  erzielt,  von  zahlreichen  „Mutualisten*^  angeeifert  nnd  unterstützt,  grosse 
Erfolge,  was  umso  wichtiger  ist,  als  das  in  zahlreichen  Constitotionen  aufgestellte 
Hecht  auf  Armenversorgung  nicht  organisiert  ist;  eine  obligatorische  Alters*  und 
Krankenversicherung  gibt  es  nur  für  die  Bergarbeiter  (Gesetz  vom  29.  Juni  1894 
nnd  Zosatzgesetee;.  Wohl  macht  das  Gesetz  vom  9.  April  1898  die  Arbeitgeber 
für  die  Unfälle  ihrer  Arbeiter  haftbar;  aber  ob  die  Unternehmer  das  Hisico  dieser 
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Haftpflicht  individuell  trag-en  wollen,  oder  ob  eie  eich  dagegen  durch  eventuell 
weoheelseitige  Versicherung  decken  wollen,  fiberläset  das  GeseU  ihrer  freien  Ent- 
schlieesnng;  für  eahlnngsnnfähig  gewordene  Arbeitgeber  diusb  daher  unter  üm- 
stfinden  der  Staat  subsidiär  haftend  eintreten. 

So  sehen  wir,  dass  sich  das  franeüsische  Recht  auf  vielen  Gebieten,  die 
in  Oesterreich  durch  zwingende  Normen  geregelt  sind,  mit  der  formellen  Regelung 
der  freien  privaten  Irritiative  begnügt.  Manche  wichtige  österreichische  Bestimmungen 
obligatorischer  Natur  fehlen  in  Frankreich  gänzlich. 

Das  französische  Gesetz  vom  2.  Juli  1890  hat  die  bei  uns  obligaten 
Arbeitsbücher  für  erwachsene  Arbeiter  aufgehoben  (man  vergleiche  demgegen- 
über § 80  ff.  österreichische  Gewerbeordnung!.  Es  gibt  in  Frankreich  keine 
obligatorischen  Arbeitsordnungen  (vide  g 88  a)  österreichische  Gewerbeordnung); 
das  Gesetz  vom  2.  November  1892  schreibt  nur  vor,  dass  die  Stunden  des 
Arbeitsbeginnes  und  Arbeitsschlusses,  die  Dauer  der  Arbeitspausen  und  der  Tag, 
an  welchem  die  Frauen  und  Kinder  frei  haben,  in  den  Arbeitsräumen  ange- 
schlagen sein  müssen,  ferner  das  1892er  Gesetz  selbst  und  seine  Ausführungs- 
verordnungen sowie  die  Namen  und  Wohnungen  der  zuständigen  Gewerbe- 
inspectoren. Auch  gibt  es  keine  obligatorischen  Arbeiterausschuese,  wie  wir  sie 
für  die  Bergarbeiter  ;§  23  Gesetz  vom  14.  August  1896)  und  in  den  Gewerbe- 
genossenschaften haben  (ausser  für  die  Arbeiter  der  französischen  Staatsbahnen). 
Erwähnenswert  ist  überdies,  dass  cs  das  französische  Recht  unterlassen  hat,  eine 
subsidiäre  legale  Kündigungsfrist  aufzustellen,  und  dass  es  keine  Strafbarkeit  des 
Vertragsbruches  für  den  Arbeiter  kennt  (vide  S§  77  und  8.)  f.  Gewerbeordnung 
und  Artikel  61  Hand.-Gesetz). 

Die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  organisieren  Wich  in  Frankreich  fast  aus- 
schliesslich getrennt  voneinander;  die  Erlaubnis  des  Gesetzes,  gemein.same, 
den  österreichischen  Gewerbe-  und  Berggenossenschaften  ähnliche  syndicate  miites 
zu  gründen,  war  trotz  Bemühungen  eines  Theiles  der  katholischen  Partei  nur 
wenig  au.sgenützL 

Das  französische  Wohnungsgesetz  vom  30.  November  1891  will  nichts 
anderes  als  die  private  Initiative  unterstützen. 

Die  Förderung  der  Arbeiter-Productivgenossenschaflen  beschränkt  eich  auf 
ein  sehr  liberales  Genossenschaftsrecht  und  Begünstigungen  der  Arbeiter-Productiv- 
genossenschaften bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  und  Lieferungen  für  Staat. 
Departements  und  Gemeinden  (Decret  Floquet  vom  4.  Juni  1888.  ergänzt 
durch  .Avis  du  conseil  d'Etat  vom  27.  Juni  1889  und  Gesetz  vom  29.  Juli  1893). 
Es  sind  nämlich  Prodnetivgenossensebaften  bei  sonst  gleichen  l'inständen  indivi- 
duellen rntomehmeni  vorzuziehen,  sie  sind  vom  Erläge  einer  t'aution  befreit, 
wenn  der  Wert  der  Arbeit  oder  Lieferung  .50.000  Francs  nicht  übersteigt,  sie 
können  alle  14  Tago  Theilzahinngen  im  Verhältnisse  zu  den  bereits  erfolgten 
Arbeiten  oder  Lieferungen  beanspruchen,  und  es  können  ihnen  Arbeiten  im  Werte 
von  höchstens  20,000  Francs  auch  ohne  öffentliche  Licitation  zugetheilt  werden. 

Aber  nicht  auf  allen  Gebieten  der  socialpolitischen  Gesetzgebung  verzichtet 
das  französische  Gesetz  auf  Bestimmungen  zwingenden  Charakters.  Das  .Arbeiter- 
schntzrecht  im  engeren  Sinne  zum  Beispiel,  doch  eine  Summe  zwingender,  die 
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Tertragsfreiheit  einschränkender  Nonnen,  ist  in  Frankreich  in  mancher  Bezieboiig 
mehr  entwickelt  als  in  Oesterreich.  Nur  anf  einige  Beispiele  sei  hier  verwiesen: 
auf  den  11-,  beziehungsweise  10‘/,-  und  lOstündigen  allgemeinen  gewerblichen 
MaiimalarboitsUg  des  Gesetzes  vom  30.  März  1900;  dieses  Gesetz  hebt  aller- 
dings zugleich  die  bisherige  privilegierte  Stellung  der  Frauen  und  Kinder  in  An- 
sehung der  Arbeitsdaner  auf,  da  sich  selb.st  nach  den  Angaben  der  französischen 
Gewerbeinspectoren  verschiedene  Maximalarbeitszeiten  für  verschiedene  in  dem- 
selben Betriebe  beschäftigte  Personen  nicht  controlieren  Hessen  nnd  den  Betrieb 
erschwerten.  Auch  gilt  das  GoseU  vom  30.  März  1900  nicht  für  Betriebe,  in 
denen  aosscblie.sslich  erwachsene  Männer  arbeiten;  für  diese  Betriebe  bleibt, 
wenn  sie  fabriksmässig  sind,  das  12stündige  Maximum  des  Decretis  vom 

9.  und  14.  Oetüber  1848  weiterhin  in  Kraft. 

Um  einige  weitere  Beispiele  von  der  hohen  Kntwickelungsstufe  mancher 
Tbeile  des  französischen  Arbeiterschutzes  zu  geben,  sei  ferner  darauf  verwiesen, 
dass  das  Verbot  der  Frauoiinachtarbeit  in  Frankreich  nicht  bloss  für  Fabriken 
gilt  (wenn  es  auch  wieder  durch  zahlreiche  Ausnahmen  durchbrochen  ist,  di«  aber 
das  Gesetz  vom  30.  März  1900  stark  redneiert  hat);  weiter  sei  verwiesen  auf 
das  Gesetz  vom  29.  December  1900,  betreffend  Sitzgelegenheit  für  Frauen  im 
Bandelsgewerbe,  auf  die  drei  Decrete  des  Handelsministers  Hillerand  vom 

10.  August  1899,  betreffend  den  Arbeiterschutz  bei  Vergebung  Öffentlicher 
Arbeiten  (vergleiche  „Der  Arbeiterschntz  bei  Vergebung  Öffentlicher  Arbeiten  und 
Lieferungen^*,  Bericht  des  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amtes,  Wien  1900),  anf  das 
Gesetz  vom  12.  Jänner  1895,  welches  zum  Schutze  des  Arbeitseinkommens  nur 
die  Pfändung  eines  Zehntels  und  die  Cession  eines  zweiten  Zehntels  des  Arbeits- 
luhnes zulässt,  anf  das  Gesetz  vom  15.  November  1900,  betreffend  die  Aufrecht- 
erhaltuiig  der  Dienst-  und  Arbeitsverträge  der  zu  den  Waffenubungeii  einbe- 
nifeiien  Rest'msten  uud  Landwehrmänner,  schliesslich  anf  das  mit  Decret  vom 
4.  März  1848  ausgesprochene  Verbot  des  Marchandage  oder  der  Ausbeutung 
der  Arbeiter  durch  als  Subcontrahenten  fungierende  Accordarbeiter  (marchandeurs. 
Ueberons),  wie  sie  insbesondere  im  Baugewerbe  häufig  Vorkommen.  Der  französische 
Gesetzgeber  war  der  Ansicht,  die  marchandeurs  drückten  den  Lohn  herab,  da  ja 
ihr  Gewinn  nur  dadurch  entstehen  konue,  dass  sie  die  Arbeiter  geringer  ent- 
lohnen, als  diese  bei  directer  Kntlohnung  durch  den  Unternehmer  bekämen.  Ueber 
das  Marchandage-Verbot  ist  die  französische  Literatur  sehr  getheilter  Meinung, 
Professor  Jay  billigt  es  unbedingt  und  interpretiert  es  als  absolute  Norm  — 
während  manche  Gerichte  das  Marchandage  nur  strafen,  wenn  im  concreten 
Falle  eine  Ausbeutung  der  Arbeiter  stattgefonden  hat  — , Professor  Leroy- 
Beaulieu  verurtheilt  das  Marchandage-Verbot,  da  es  eine  dem  intelligenteren 
Arbeiter  gebotene  Möglichkeit,  auf  der  socialen  Stufenleiter  aufzusteigen,  unter- 
drücke. somit  der  socialen  Selection  entgegen  arbeite.  An  das  Marchandage-Verbot 
knöpA  sich  die  weitere  Streitfrage,  ob  der  Unternehmer,  zum  Beispiel  der  Bauherr, 
im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des  tAchoron  für  die  Arbeitslöhne  civiliter  hafte. 
Die  Gowerbegorichte  bejahen  diese  Frage,  die  Handelsgerichte,  der  oberste  Gerichts- 
hof und  der  obere  Arbeitebeirath  haben  sie  verneint  Das  Marchandage-Verbot  ist 
ein  directer  lohnpoliliscber  Eingriff  in  die  Oiganisation  der  Arbeit,  eine  directe 
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Doeinflassnng  der  in  derselben  bestcbenden  Hierarchie,  die  doch  schliesslich  auf 
Arbeitstheiiung  beruht. 

Aber  in  mehr  als  ehensovielen  liichlnngen  erscheint  das  franr.Asische 
Arheiterschntirecht  ehen  infolge  der  Scheu  vor  zwingenden  Nonnen  unserem 
Kochte  gegenüber  und  mit  Kücksicht  auf  die  französischen  Verhältnisse  selbst 
als  rückständig,  welche  Erkenntnis  wohl  auch  durch  die  zahlreichen,  die  Er- 
gänzung des  Arbeiterschntzrechtes  bezweckenden  französischen  Gesetzesvorschläge 
dargethan  wird.  Für  erwachsene  Männer  gibt  cs  keinen  obligaten  Ruhetag; 
Kinder  und  Frauen  haben  zwar  nach  dem  Gesetze  vom  2.  Novemher  1892.  das 
aber  für  Uau,sindnstrie,  Landwirtschaft,  Handelsgewerbe  etc.  nicht  gilt,  Anspruch 
auf  einen  solchen,  — ausgenommen  in  Betrieben  mit  ständiger  Feuerung  und 
einigen  anderen  — , der  freie  Tag  braucht  aber  nicht  der  Sonntag  zu  sein.  Das 
französische  Gesetz  enthält  keine  Bestimmung,  die  unserem  § 94  Gewerbeordnung, 
betreffend  den  Schulz  der  Wöchnerinnen  gegen  zu  frühzeitige  regelmässige  ge- 
werbliche Arbeit  entspräche.  Frankreich  hat  keinen  neunstündigen  Arbeitstag  für 
Kohlcnarbeiter  (österreichisches  Gesetz  vom  27.  Juni  1901),  Der  Schutz  des 
Arbeitslohnes,  dem  die  §§  78  und  ff.  Gewerbeordnung  gewidmet  sind,  ist  in 
Frankreich  fast  gar  nicht  ausgebildet.  Ausdrückliches  Verbot  des  Trucksystems, 
Gebot  der  Zahlung  in  barem  Golde,  Verbot  der  Lohnzahlung  in  Gasthäusern, 
Schutz  gegen  übermässige  Strafgelder  u.  s,  w.,  alles  dies  sind  wichtige  Maass- 
regeln,  über  die  es  in  Frankreich  nur  GesetzesvorschLäge  gibt 

Das  Gesetz  vom  12.  Jänner  1895,  Artikel  4,  spricht  nur  aus,  dass  Lohn- 
forderungen mit  Forderungen,  welche  die  Arbeitgeber  ans  irgendwelchen  „Lieferungen“ 
(fonmitnres)  gegen  die  Arbeiter  haben,  nicht  compensiert  werden  können.  Diese 
Bestimmung  bezweckte  hauptsächlich,  das  Creditieren  aus  den  früher  zahlreicheren 
von  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter  errichteten  „ftconomats“  (Consuinwaren- 
verschleisse,  Cantinen)  auszuschliessen ; daher  auch  Lieferungen  von  Werkzeugen 
und  Hilfsstoffen  sowie  Darlehen  zur  An.schaffung  ebensolcher  Gegenstände  von 
dem  Conipensationsverbote  ausgenommen  sind.  Kein  Gesetz  schliesst  aber  die 
Compensation  von  Lohnforderungen  mit  nicht  durch  .Lieferungen“  entstandenen 
Forderungen  der  Arbeitgeber  ans,  die  also  zum  Beispiele  zur  Hereinbringung 
von  ,Strafgeldern  am  Lohne  ein  Retentionsrecht  haben. 

Wir  können  in  Frankreich  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  Arbeiterschutzes 
und  darüber  hinaus  des  Arbeitsreebtes  im  weiteren  Sinne  den  Kampf  der 
modernen  socialpolitischen  Bestrebungen  mit  den  angestammten  individualistisch- 
liberalen  Principien  verfolgen.  .\uf  dem  Gebiete  der  Socialpolitik  ward  sich  der 
Deutsche,  obwohl  als  Metaphysiker  und  Doctrinär  verschrien,  früher  bewusst, 
inwieweit  diese  liberalen  Principien  angesichts  der  neuen  Verhältnisse  einer 
Correetnr  bedürfen.  Diese  Erkenntnis  hat  noch  in  Frankreich  mit  vielen  Wider- 
sachern zu  kämpfen.  Die  Frage  nach  den  Grenzen  der  Staatsintervention  ist  auf 
der  Tagesordnung  und  wirkt  parteienbildend;  sic  hat  die  katholische  Partei  in 
zwei  Lager  gespalten,  hie  Le  Play's  wirtschaftlich  liberale  „lieforme  sociale“,  dort 
De  Muns  interventionistische  .A.ssociation  catholiquo“. 

Der  zunehmende  Einfluss  der  in  Frankreich  zu  einem  grossen  Theile  von 
Realpolitikern  geleiteten  Arbeitcrclasse  und  die  wachsende  eocialpolitische  Einsicht 
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der  leitenden  Kreise  lassen  die  immer  ToIIkommenere  Ausgestaltung  des  fran- 
lüsischen  Arbeitsrechtes  sowie  die  Krgftnzung  desselben  durch  eventuell  nothwendige 
swingende  RechLsnormen  voraussehen.  In  den  Kreisen  der  Gebildeten  wirkt  auch 
das  Beispiel  der  deutschen  socialpotitischen  Entnickelung  im  Sinne  der  social- 
politischen  StaatsaufTassung. 

Schon  ist  die  Einführung  der  allgemeinen  obligatorischen  Arbeiter-Alters- 
nnd  Inraliditütsversichornng  projoctiert,  nnd  eine  Reihe  anderer  Gesetzesrorschlüge 
wäre  geeignet,  Frankreich,  was  die  Intensität  der  socialpotitischen  Betliätignng 
der  Staatsgewalt  betrifft,  an  die  Spitze  der  europäischen  Volker  zu  stellen. 

Dass  es  darunter  Gesetzesentwürfe  gibt,  welche  das  Maass  des  vom  Stand- 
punkte der  Gesammtheit  Zulässigen  weit  überschreiten,  ist  wohl  leicht  begreiflich. 

Ohne  auf  die  Einzelheiten  der  bezüglichen  Texte  einzugehen,  wollen  wir 
hier  nur  auf  einige  der  wichtigsten,  für  die  in  der  letzten  Zeit  zutage  tretende 
socialpolitische  .kuffassung  bezeichnenden  Gesetzesentwürfe  verweisen. 

Da  ist  vor  allem  charakteristisch  das  von  der  Deputiertenkammer  bereits 
angenommene  Gesetz,  betreffend  die  Aufhebung  der  privaten  ge«  erbsinässigen  Arbeits- 
vermittlung. Bereits  das  Decret  der  provisorischen  Regierung  vom  8.  Mürz  1848 
hatte  die  private  Arheitsvermittlung  aufgehoben  und  den  unentgeltlichen  Arbeits- 
nachweis den  Gemeinden  übertragen.  Aber  seit  dem  Decrete  vom  25.  Mai  1852 
war  die  ,\rbeitsvemiittlung  wieder  — um  unsere  Terminologie  anzuwenden  — 
ein  concessioniertes  Gewerbe.  Nach  dem  nunmehrigen  Votum  der  Deputierten- 
kammer  sollen  Concessionen  zur  Errichtung  von  privaten  Arbeitsvermittlungsbnreanx 
nicht  mehr  ausgegeben  werden.  Die  bestehenden  privatem  Bureanx  sollen  nach 
fünf  .Tabren  ohne  Entschädigung  (nnd  eventuell  auch  bereits  früher  gegen  Ent- 
schädigung) aufgehoben  werden.  Es  wird  nach  Ablauf  dieser  Zeit  Arheitsver- 
miltlnng  nur  mehr  durch  Unternehinervcreine,  Gewerkschaften,  Arbeitsbürsen, 
gegenseitige  Hilfscassen,  benifliche  nnd  Wohlthätigkeitsvereine  sowie  obligatorisch 
durch  die  Gemeinden,  und  zwar  in  allen  Fällen  stets  unentgeltlich  betrieben 
»erden  dürfen.  Noch  im  Jahro  1897  halte  sich  die  Deputiertenkammer  für  den 
Fortbestand  der  privaten  Arbeitsvermittlung  ausgesprochen. 

Ein  anderer,  bereits  von  der  Deputierlenkammer  votierter  Gesetzesvorschlag, 
der  wohl  za  weit  zu  gehen  scheint,  verbietet  den  Arbeitgebern  die  Verhängung 
vou  Geldstrafen  über  ihre  Arbeiter.  Der  Senat  will  bloss  für  die  Höhe  der  Straf- 
gelder ein  Maximum  fostsetzen,  nämlich  ein  Viertel  des  Lohnes  nnd  will  die 
Strafgelder  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  verwendet  wissen. 

Ein  weiterer  Gesetzesvorschlag  will  die  von  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter 
errichteten  Economats  (Cantinen)  (vide  § 78  Gewerbeordnung)  verbieten,  da  sie 
die  .Arbeiter  in  Abhängigkeit  vom  Ciiternehmer  brächten;  nach  einem  anderen 
Vorschläge  sollen  sich  die  Economats  hinnen  einer  bestimmten  Frist  in  von  den 
.krbeitern  geleitete  Consumvereine  nmwandeln;  als  ob  ein  Gesetz  imstande  wäre, 
da.«  zur  Verwaltung  einer  Consumgenossenschaft  nüthige  Solidaritätsgefühl,  gegen- 
seitige A'ertraiien  und  wirtscbaftlich  commcrzielle  Verständnis  zu  decretieren! 
Ein  Gesetzesvorschlag  vom  20.  November  1899  beantragte  die  Expropriation 
Jener  gewerblichen  Betriebe,  deren  Besitzer  nach  einer  Arbeitseinstellung  den 
■Arbeitern  nicht  mindestens  die  früheren  Arbeitsbedingungen  gewähren  wollten; 
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die  expropriierten  ünteniehmun^en  Rollten  mit  Hilfe  des  Staates  von  den  darin 
beschäftigten  Arbeitern  ^als  Prodnctivgpenossenschaft  weiter  betrieben  werden. 
Eine  jüngst  über  die  Reform  des  Gesetzes  vom  12.  Jänner  1895  schriftlich  bei 
den  Interessenten  veranstaltete  Enquete  hat  sich  angesichts  der  den  Arbeiter 
treffenden  übermässigen  Executionsknsten  mit  allerdings  schwacher  Majorität  für 
die  gänzliche  UnplUndbarkeit  des  Arbeitslohnes  ansgesprochen,  und  es  wird  wohl 
wahrscheinlich  in  diesem  Sinne  ein  Gesetz  zustande  kommen,  wenn  auch  die 
Rücksicht  auf  die  Creditfähigkeit  des  Arbeiters  äusserste  Vorsicht  gebietet. 

Seitdem  der  Conseil  d'^Uat  mit  Arret^  vom  21.  Mürz  1890  die  den  Er- 
Stehern  der  Pariser  städtischen  üffentlichen  Arbeiten  auferlegto  Verpflichtung,  ihren 
Arbeitern  ein  im  Verhältnisse  zu  den  Lebensmittelpreisen  stehendes  Lobnminimnm 
zu  zahlen,  annulliert  hat  — da  diese  Clausei  die  durch  das  königliche  Decret 
vom  14.  November  1837  angeordnete  freie  Concurrenz  bei  Submissionen  be- 
einträchtige — , stehen  GesetzesvorschUge  betreffend  die  Einführung  von  Lohn- 
roinima  an  der  Tagesordnung.  Die  Einführung  des  ^jNormallohnes“  in  den  Decreten 
des  UandelsminLsters  Millerand,  betreffend  den  Arbeiterschutz  bei  öffentlichen 
Arbeiten,  wurde  zwar  durch  diese  Vorsclilägo  angeregt,  führt  sie  aber  nicht  durch, 
da  pKormallohn**  und  „Minimallohn"  wohl  zn  unterscheiden  sind. 

Der  vielbesprochene  Gesetzesentwurf  des  Handelsministers  Millerand,  be- 
treffend obligatorische  schiedsgerichtliche  Beilegung  von  Streitigkeiten  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern,  braucht  wohl  kaum  in  Erinnerung  gerufen  zu  werden. 
Wie  sehr  derselbe  der  individaalistisch-Iiberalen  Gesellschaftsauffassnng  widerspricht, 
liegt  auf  der  Hand.  Er  fasst  die  Arbeiter  desselben  Betriebes  zu  einer  Zwangs- 
genossenscbaft  zusammen,  in  welcher  die  arbeitswillige  Minorität  von  der  Majorität 
zum  Strike  gezwungen  werden  kann;  er  macht  nicht  nur,  wie  einige  ihm  vor- 
hergegangene und  bereits  für  die  Entwickeluiigsrichtung  svmptomatiscb  gewesene 
Projecte  das  facultative,  auf  die  jeweilige  Intervention  des  Frieilensrichters  basierte 
Einigungsverfahren  des  Gesetzes  vom  27.  December  1892  obligatorisch,  indem 
er  es  obligatorischen  ständigen  Arbeiterausschüssen  überträgt;  er  fügt  noch  das 
obligatorische  durch  den  betreffenden  Arbeitsralh  — mangels  eines  solchen  durch 
das  Gewerbegericht,  beziehungsweise  eine  paritätische  Delegation  des  oberen 
Arbeitsbeirathes  — abznbalteiide  Schiedsgericht  hinzu,  freilich  nur  mit  der  Sanction 
des  Verlustes  gewisser  Ehrenrechte  im  Falle  der  Nichteinhaltung  des  Schieds- 
spruches. Das  gegenwärtig  geltende  Gesetz  vom  27.  December  1892  kennt  wie 
das  österreichische  Gesetz  über  GenossenschaB;en  beim  Borgbaue  überhaupt  keine 
individncll  treffende  Sanction,  sondern  nur  den  Appell  an  die  öffentliche  Meinung, 
die  Veröffentlichung  - in  Frankreich  Affichierung)  des  Schiedsspruches. 

Obgleich  das  Gesotz  betreffend  obligatorische  Schiedsgerichte  bekanntlich  nur 
für  Uebernehraer  öffentlicher  Arbeiten  für  Staat  eventuell  De  partements  und  Gemeinden 
sowie  für  jene  üntomehmer  mit  mehr  als  50  Arbeitern,  die  sich  dem  Gesetze  freiwillig 
unterwerfen,  gelten  soll,  läge  in  der  Annahme  dieses  Gesetzes  ein  vollständiger 
Brach  mit  den  individualistischen  Traditionen  der  französischen  SocialpoUtik. 

Bereits  di«  vorhergehend  angeführten  Neuerungen  haben  dargethan,  dass 
sich  die  französische  Socialpolitik  thatsächlich  an  einem  Wendepunkte  befindet 
und  daran  schreitet,  neue  Principien  zu  realisieren. 
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Diese  allemeneste  französische  Socialpolitik  scheint  uns  von  zwei  Tendenzen 
beherrscht,  welche  in  der  Entwickelung  der  Österreichischen  SocialpoHtik  nicht 
in  derselben  Weise  zum  Ausdrucke  kommen. 

Die  erste  Beobachtung,  die  wir  machen  können,  ist,  dass  der  Hegiemngs- 
gewalt  in  Frankreich  keine  so  grosse  Einflossphäre  eingerdumt  ist  als  in  Oester- 
reich. Die  österreichische  Staatsverwaltung  ernennt  den  Arbeitsbeirath,  ernennt  die 
Vorsitzenden  der  Gewerbegerichte  und  der  Schiedsgerichte  in  den  Genossen.schaften 
beim  Bergbaue  (allerdings  die  Obmänner  der  schiedsgerichtlichen  Ausschüsse  der 
Gewerbegenossenschaften  werden  gewiihlt,  § 122  Gewerbeordnung).  Die  öster- 
reichischen Verwaltungsbehörden  bestitigen  die  Arbeitsordnungen,  die  Arbeits- 
vermittlung soll  durch  ein  neues  Gesetz,  dessen  vom  Arbeitsbeirathe  genehmigten 
Grundzüge  uns  bereits  vorliegen,  ein  Zweig  der  Staatsverwaltang  werden  etc. 
.\nf  allen  diesen  Gebieten  ist  der  französisclien  Regierung  jeder  Einfluss  versagt 
Man  hat  vorgeschlagen,  die  Arbeitsordnungen  durch  die  Gewerbegerichte  oder 
durch  den  Friedensrichter  bestätigen  zu  lassen,  man  schlägt  neuerdings  vor,  sie 
durch  die  freigcwählten  Arbeitsratho  bestätigen  zu  lassen,  die  Regierungsbehörden 
kommen  gar  nicht  in  Frage. 

Kann  sich  der  als  Einigungsamt  fungierende  grosse  Ansschus.s  einer  öster- 
reichischen Berggenossensebaft  nicht  über  die  Wahl  des  Vorsitzenden  einigen,  so 
ernennt  ihn  die  Berghauptmannschaft  im  Einvernehmen  mit  der  politischen  Landes- 
stelle; in  Frankreich  ist  es  der  Präsident  des  Civilgerichtshofos,  der  nach  dem 
Gesetze  vom  27.  December  1892  über  Einigungsärater  und  Schiedsgerichte 
mangels  Einverständnls.ses  der  Schiedsrichter  den  Arbitre  döpartiteur  ernennt 
Noch  in  anderen  Fällen  hat  das  französische  Recht  socialpolitische  Functionen, 
die  in  Oesterreich  der  politischen  Behörde  zustehen,  den  Gerichtsbehörden  über- 
tragen, so  dem  Friedensrichter  das  Recht,  im  Falle  eines  Strikes  von  amtswegen 
ein  Einignngscomitö  zu  proponieren,  während  in  den  österreichischen  Berg- 
genossenschaften das  Kevierbergamt  im  Einvernehmen  mit  der  politischen  Behörde 
I.  Instanz  berechtigt  ist,  das  Einigungsverfahren  proprio  motu  anhängig  zu 
machen.  In  der  Lyoneser  Seidenindnstrie  gibt  es  obligatorische  Arbeitsbücher, 
hauptsächlich  zum  Nachweise  des  dem  Arbeiter  gelieferten  oder  von  ihm  rück- 
gestellten Rohstoffes,  aber  sie  werden  vom  Gewerbegeriehte  ansgestellt. 

Sämmtliche  Facteren,  denen  in  Zukunft  die  Arbeitsvermittlung  in  Frank- 
reich übertragen  werden  soll,  sind  von  der  Regierung  gänzlich  unabhängig. 
Ueberdies  kam  — und  hiermit  berühren  wir  einen  weiteren  Unterschied  zwischen 
der  französischen  und  österreichischen  Socialpolitik  — in  Frankreich  der  öster- 
reichische Gedanke  paritätisch  ans  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zusHmmenge.setzter 
Organisationen  für  den  Arbeitsnachweis  nie  zum  Ausdrucke,  wie  überhaupt  die 
bei  uns  häufigen,  Arboitgebem  und  Arbeitern  gemeinsamen  Institutionen  in  Frank- 
reich viel  seltener  sind.  Als  Millerand  mit  dem  Decrete  vom  17.  September  lUOO 
paritätisch  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zu.sammengesetzte  Arbeitsräthe  schuf, 
rief  Lagardelle,  sein  Parteigenosse  und  einer  der  Führer  der  französischen 
regierungsfreundlichen  Socialisten  im  Mouvement  socialiste,  ans:  „Millerand 
will  durch  die  Arbeitsräthe  das  sociale  Gleichgewicht  befestigen,  den  socialen  Frieden 
bestärken;  dies  ist  ein  der  socialistischen  Bewegung  gefährlicher  Gedankengang," 

ZeltMbrift  fflr  Volk*wirtachafl,  Soctftlpolltik  und  Verw«Uaof.  XI.  Band.  g 
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Noue  Gß.sfttze  oder  Verordnungen  vermehren  in  Frankreich  in  der  ßegel 
nicht  den  Einfluns  der  Staatsgewalt,  sondern  direct  den  Einfluss  der  Arbeiter. 

Die  verschiedene  Entwickelung  lässt  sich  wohl  erklären: 

Auf  die  österreichische  Gesetzgebung  nahmen  Kreise  hervorragenden  Kinfinss, 
die  der  Industrie  und  der  Arbeiterclasse  persönlich  ferne  vstehen  und  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  gegenüber  eine  neutrale  Stellung  einnebmen.  Als  Ziel  der 
SocialpoliUk  schwebte  ihnen  das  Interesse  der  Gesammtheit  vor;  sie  gaben  als 
Gesetzgeber  ihrer  üeberzeugung  Ausdruck,  die  Staatsgewalt  und  deren  Organe 
seien  am  geeignetsten,  inmitten  der  Parteienkämpfe  dieses  Gesammtinteresse  zu 
erfassen  und  zu  wahren. 

ln  Frankreich  hingegen  hatte  inan  bisher  daran  festgehalten,  die  wirt- 
schaftliche Freiheit  sei  die  Voraussetzung  der  besten  allgemeinen  Entwickelung. 
In  letzter  Zeit  aber  haben  Vertreter  der  Arbeiterclasseninteressen  grossen  dirocten 
Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  gewonnen.  Anstatt  den  Einfluss  der  Staatsgewalt 
zu  accentuieren,  scheint  es  ihnen  besser,  sicherer,  direct  eventuell  durch  Zwangs- 
normen die  Macht  der  Arbeiterschaft  und  ihrer  Organisationen  zn  vermehren. 
Der  Staat  könnte  sich  ja  schon  bei  veränderter  parlamentarischer  Constellation 
wieder  dem  Einflüsse  der  Arboitervertreter  entziehen.  Diese  legten  in  Frankreich 
auch  kein  Gewicht  auf  die  Schafi’ung  von  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern  gemein- 
samen Organisationen,  die  wir  als  Ansdnick  der  Arbeitgebern  und  Arbeitern 
genieiiisainen  beruflichen  Solidarität  auffa.<(.sen. 

So  ist  denn  die  tbeilweise  verschiedene  Classeiizugehörigkeit  der  Mitglieder 
der  gesetzgebenden  Körperschaften  in  Frankreich  und  Oesterreich  und  eine 
dadurch  bedingte  verschiedene  Gesrdlschafisauffassung  mit  eine  directe  Ursache 
der  Verschiedenheit  der  beiden  Socialgcsetzgebungcn.  Die  Zusammensetzung  der 
gesetzgebenden  Körperschaften  ist  wieder  durch  die  ganze  sociale  und  politische 
Structur  des  Landes  determiniert.  Neben  günstigerer  Gestaltung  des  Arbeits- 
verhältnisses wird  in  Frankreich  mit  einzig  dastehenden  Erfolgen  die  „Ueber- 
Windung*  desselben,  die  Eliminiemiig  des  Arbeitsvertrages  durch  Organisation 
von  Arbeiterprodnctivgenossenschaflen  angostrebt. 

Das  zweite  Charakteristikon  der  jüngsten  Entwickelung  Frankreichs,  das 
wir  in  Oesterreich  nicht  wiederflndeii,  ist  das  Aufsteigeu  der  französischen  Gew'erk- 
schaflen,  also  einseitiger  Arbeiterverbände,  zu  einer  halbofficiellen  Stellung. 

Zur  Erklärung  dieser  Thatsache  sei  es  gestattet,  einen  kurzen  Böckblick 
auf  das  französische  Vereins-  und  Coalitionsrecht  zu  werfen. 

Seit  der  Unterdrückung  der  Zünfte  und  der  Loi  Chupelier  vom  Jahre  1791, 
welche  auch  freie  berufliche  Vereinigungen  verbot,  konnte  die  französische  Gesetz- 
gebung die  einseitig  individualistischen  Fictionen  der  grossen  Revolution  nur 
iheilweise  überwinden.  Im  Jahre  lB4b  allerdings,  nach  der  Revolution  vom 
28.  Februar,  gab  die  provisorische  Regierung  Versaniinlungs-  und  Associations- 
(Vereiiis-)Freibeit.  Aber  dit^se  Freiheiten  verschwanden  bald  wieder  nach  dem 
StaaUstruiche  Napoleons  vom  2.  December  1851.  Halte  die  erste  Revolution 
die  Association  verboten,  angeblich  um  die  volle  Freiheit  des  Individuums  zu 
schützen,  so  that  es  das  II.  Kaiserreich  zum  Schutze  dos  Absolutismus.  Die 
folgende  Zeit  ist  durch  die  allinählicho  Aufstellung  immer  zahlreicherer  Aus- 
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nahmen  Tom  Vereinsverbote  charakterisiert:  wirtschaftliche  Associationen  werden 
in  verschiedener  Form  begünstigt,  Vereine  von  Interessenten  für  indnstriclle 
und  agricole  Arbeiten  werden  gestattet,  Gesellschaften  für  landwirtschaftlichen 
Credit,  gegenseitige  Hilfsvereine  kSnnen  sich  frei  bilden  und  ftidcrieren,  schliesslich 
— und  dies  ist  das  wichtigste  Privilegium  — bernfliche  Vereine  können  sich 
gemäss  dem  Gesetze  vom  21.  März  1881,  auf  das  wir  gleich  znrflckkommen, 
gegen  blosse  Hinterlegung  der  Statuten  und  der  Namen  der  Administratoren 
constitnieren . Ein  neues  Gesetz,  wegen  der  darin  enthaltenen  Kegelung  der 
Rechtsverhältnisse  der  Congregationen  gewöhnlich  Congregationsgesetz  genannt 
und  als  solches  Mittelpunkt  der  leidenschafUicbsten  Discussion,  gab  allgemeine 
Vereinsfreiheit  mit  Ausnahme  für  einige  Kategorien  von  Vereinen,  darunter  eben 
die  Congregationen.  Doch  haben  die  gewöhnlichen  Vereine  auch  künftighin  keine 
juristische  Persönlichkeit,  und  es  bleibt  das  1884er  Gesetz  mit  seinen  Privilegien 
für  die  bemflichen  Vereine  in  Kraft. 

Das  vom  Vereinsrechte  verschiedene  Coalitionsrecht,  d.  h.  das  Recht  der 
Arbeitnehmer  oder  Arbeitgeber,  vorübergehende  Verabredungen  zu  treffen,  um 
günstigere  Arbeitsbedingungen  zu  erringen,  respective  ungünstigere  anfzuerlegen, 
gieng  in  Frankreich  dem  Vereinsrechte  zeitlich  voran,  während  Oesterreich  um- 
gekehrt im  .fahre  1867  ein  Vereinsrecht,  aber  erst  im  Jahre  1871  sein  Coalitions- 
recht bekam,  ln  Frankreich  war  die  Coalition  seit  der  grossen  Rcvulntion  straf- 
bar. doch  wurde  die  Coalition  der  Arbeitgeber  nur  strafbar,  wenn  sie  injuste 
oder  abusive  war  (Art  411  bis  116  Code  pönal  vom  Jahre  1810).  Das 
Jahr  1849  stellte  .\rboitgcber  und  Arbeitnehmer  in  Bezug  auf  die  Strafbarkeit 
der  Coalition  gleich. 

Erst  das  Gesetz  vom  25.  Mürz  1861  hob  die  Strafbarkeit  der  Coalition  auf. 

Die  Organisation  der  französischen  Arbeiterschaft  beruht  auf  dem  Gesetze 
vom  21.  M.ärz  1884  über  Associations  professionelles,  syndicats.  Sämmtliche 
Mitglieder  des  Syndicates  müssen  demselben  Berufszweige  oder  verwandten  Be- 
rufen angehören;  die  Syndicate  dürfen  nur  das  Studium  und  die  Wahrung 
ökonomischer,  industrieller,  commerzieller  und  agricoler  Interessen  zum  Zwecke 
haben.  Es  gibt  also  z.  B.  keine  Syndicate  in  liberalen  Berufen.  Die  Syndicate 
können  nur  Arbeiter  oder  nur  Arbeitgeber  oder  die  einen  sowie  die  anderen 
aufnehmen  (Syndicats  onvriers,  patronanx  und  miites).  Die  Syndicate  können 
sich  zu  l'nionen  föderieren,  doch  haben  die  Unionen  eine  beschränktere  juristische 
Persönlichkeit  und  können  weder  Immobolien  besitzen,  noch  im  coUectiven  Namen 
klagen  oder  geklagt  werden.  Die  einzelnen  Syndicats  dürfen  Immobilien  auch 
nur,  insoweit  sie  zu  ihren  Versammlungen,  zu  Bibliotheken  oder  Facheursen 
nöthig  sind,  besitzen.  Ferner  können  die  Syndicate  Hilfs-  und  Kentencassen  und 
Arbeitsnachweise  gründen.  Seit  1884  haben  sich  die  landwirtschaftlichen  Syn- 
dicate und  nach  ihnen  die  Gewerkschaften,  syndicats  onvriers,  die  Fach- 
Vereine  der  gewerblichen  Arbeiter,  am  meisten  entwickelt.  Die  gemischten  Syn- 
dicate, die,  ähnlich  unseren  Gewerbegenossenschaften,  doch  natürlich  ohne  jeden 
gesetzlichen  Zwang,  Arbeitgeber  und  Arbeiter  vereinigen,  nalimcn  trotz  Unter- 
stützungen durch  einen  Theil  der  katholischen  Fresse  und  Partei  keinen  grossen 
Aufschwung. 
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Die  Wirksamkeit  der  fraTizvsiscben  Gewerkschaften  entspricht  ungefähr  jener 
der  österreichischen  Gewerkschaften,  die  jedoch  noch  nicht  zur  Gründung  von 
ArbeitvSbCrsen  geschritten  sind.  Dies  sind  locale  Gewerkschaftsverbände,  welche 
die  Kanzleien  der  einzelnen  Gewerkschaften  und  ihrer  Hilfscassen,  ferner  Biblio* 
theken,  Festsälo,  Warteräume  für  Arbeitslose,  Schniräume  für  Foribiidungitcnrse  etc. 
unter  einem  Dache  vereinigen.  Die  französischen  Arboitsbursen  sind  wieder 
föderiert  und  besitzen  in  Paris  ihre  Ceiitralarbeitsvermittlungsstelle  (Ofßce  g^n^ral 
des  renseignentents). 

Die  französischen  GewerkschaAen  sind  in  letzter  Zeit  zu  einer  halbofüciellen 
Stellung  gelangt.  Ein  Docret  dos  Handelsministers  M i 1 1 e r a n d trug  den  Gewerbe- 
inspectoren auf,  in  fortlaufendem  Contacte  mit  den  Gewerkschaften  zu  bleiben; 
diese  werden  berufen,  in  coUectiver  Weise  die  Wünsche  und  Beschwerden  der 
Arbeiter  den  Gewerbeiiispectoren  gegenüber  zu  vertreten. 

Die  Gewerkschaften  sind  ira  oberen  Arbeitsheirathe  vertreten.  Ein  trotz  des 
gegentbciligen  Votum.s  des  neuen  nationalistischen  Pariser  Gemeinderathes  vom 
Handelsmiiiister  Millerand  erlassenes  Decret  vom  17.  Juli  1900  überträgt 
den  Pariser  Gewerkschaften  wieder  die  Leitung  der  Pariser  Arbeitsbörse  unter 
der  allgemeinen  Aufsicht  des  Seine-Präfecten.  Die  Pariser  ArbeiUbörse  war 
nämlich  unter  Dupuy  geschlossen  worden,  da  sich  die  in  ihr  vereinigten  Ge- 
werkschaften dem  Aiimeldungszwange  des  1884er  Syndicatsgesetzes  nicht  unter- 
worfen wollten;  seit  dem  Decrete  vom  7.  December  1895  war  die  Verwaltung 
der  Arbeitsbörse  dem  Seine-Präfecten  anvertraut  und  waren  die  Gewerkschaften 
in  der  gleichzeitig  eingesetzten  beratbenden  Commission  nur  durch  10  Mitglieder 
unter  20  im  ganzen  vertreten  gewesen. 

Die  Gewerkschaften  können  ihre  Mitglieder  vor  den  Gewerbegorichten  ver- 
treten. Die  neuen  französischen  Arbeitsrathe  bestehen  ans  einer  gleichen  Anzahl 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  oder  Angestellten,  welche  von  den  ünternehmer- 
Syndicateu  und  den  Arbeiter-Syndicaten  (Gewerkschaften)  oder  deren  localen 
Sectionen  gewählt  sind.  Die  Fachsectionen  der  Arbeitsräthe  sind  also  gemi.schte, 
unter  den  gleichartigen  UntemehmiL‘r>  und  ArbeiUrsyndicaten  gebildete  paritätLsche 
Berufssectionen  (mit  facultativer  Beiziehung  von  Gowerberiebtern).  Zur  Vertretung 
der  Arbeiterinteressen  werden  nicht  von  der  Gesammtheit  der  Arbeiter  zu 
wählende  Mandatare,  sondern  die  Erwählten  der  Gewerkschaften,  in  denen  doch 
nur  die  Minorität  der  Arbeiter  vereinigt  ist,  berufen.  Die  nicht  gewerkschaftlich 
organisierten  Arbeiter  haben  kein  Mittel,  sich  eine  Vertretung  in  den  Arbeits- 
räthen  zu  verschaffen.  Um  die  Ert'üllung  der  zahlreichen  wichtigen  Functionen 
der  .\rbeitsrAthe  (siehe  „Sociale  Kundschau“,  September  1900)  beeinflussen  zu 
können,  sind  die  Arbeiter  daher  gezwungen,  Gewerkschaften  beizutreten.  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  werden  so  durch  die  Schaffung  der  Arbeitsräthe  von  neuem 
angespomt,  sich  in  Unternehmervereinen  und  Gewerkschaften  zu  organisieren. 

Mehrere  Qesctzesvorschläge  stellen  eine  weitere  Ausbildung  der  bereits  balb- 
officielleu  Stellung  der  Gewerkschaften  in  Aussicht.  Die  Gewerkschaftsverbände 
sollen  je  zwei  Mitglieder  zur  Begleitung  des  staatlichen  Gewerbeinspectors  nomi- 
nieren. Die  Neuregelung  der  Arbeitsvermittlung  bedeutet  ebenfalls  eine  Stärkung 
der  Stellung  der  Gewerkschaften,  da  die  Gemeinden  hauptsächlich  für  nicht- 
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organisierte,  ungelernte  Arbeiter  und  für  Dienstboten  Stellen  vermitteln,  die 
übrigen  mit  dem  Arbeitsnachweise  betrauten  Organisationen  (Hilfscassen,  Wobl- 
thütigkeitsvereine  etc.)  kaum  in  Betracht  kommen  und  Gewerkschaften  somit 
ein  thatsüchliches  Monopol  der  Arbeitsvermittlung  für  die  gelernten  Arbeiter 
erhalten. 

Aus  dem  durch  die  Erfolge  der  letzten  Zeit  gestärkten  Selbstbewusstsein 
der  franzSsischen  Gewerkschaften  ist  auch  der  Widerstand  zu  erklären,  den 
diese  gegen  das  Mi  11  e r a n d'sche  Strikegesetz  erhoben.  Dieses  bildet  nämlich 
betriebsweise  Arbeiteransscbüsse  und  basiert  das  ganze  Einigungs-  und  theilwoise 
das  schiedsrichterliche  Verfahren  auf  die  Einheit  dos  Betriebes,  ohne  diu  Gewerk- 
schaften zur  Vertretung  der  Arbeiter  zu  berufen.  Die  Vertreter  der  Gewerk- 
schaften, die  ja  auf  den  collectiven  zwischen  Gewerkschaften  und  Unternehmer 
ahzuschliessenden  Arbeitsvertrag  hinarbeiten,  müssen  natürlich  die  betriebsweise 
Xormierung  des  Arbeitsvertrages  durch  Unternehmer  und  Arbeiterausschuss  be- 
kämpfen und  fordern  Einignngsamt  und  Schiedsgericht  auf,  die  gewerkschaftliche 
Organisation  zu  gründen.  Doch  trägt  der  Mil  1 e ran  d'sche  Gesetzesentwnrf  inso- 
ferne  ihren  Tendenzen  Rechnung,  als  ja  bei  Fruchtlosigkeit  des  Einigungs-  und 
schiedsrichterlichen  Verfahrens  in  der  betreffenden  Unternehmung  der  Schieds- 
spruch an  den  von  Gewerkschaftern  zusammengesetzten  Arheitsrath  devolviert  wird, 
der  sodann  der  betriebsweisen  Differenzierung  des  Arbeitsvertrages  eventuell 
Einhalt  thnn  kann.  Doch  kann  von  einer  Verallgemeinerung  des  collectiven  Ver- 
tragsschlnsses  wohl  noch  keine  Rede  sein,  solange  nicht  in  den  einzelnen  Ge- 
werbszweigen  Unternehmer-  und  Arbcitersyndicat  einander  gegenüberstehen.  Dies 
ist  nicht  einmal  in  Paris  der  Fall,  wo  sich  zahllose  Gewerbszweige  finden,  in 
denen  entweder  nur  ein  Arbeitgeber-  oder  nur  ein  Arbeitersyndicat  besteht 

Ein  die  Tendenz  der  Begünstigung  der  Syndicate  fortführender  Gesetzes- 
entwurf vom  November  1899  enthält  zur  Sicherung  der  Gewerkschafter  die 
principielle  Erklärung,  wenn  ein  Arbeitgeber  einen  Arbeiter  nur  deshalb  entlasse, 
weil  er  einer  Gewerkschaft  angehüre,  so  sei  dies  auf  Seite  des  Arbeitgebers  ein 
Missbrauch  seiner  factischen  Macht;  der  Richter  werde,  im  einzehien  Falle  diesen 
Missbrauch  feststellen  und  dem  enUas.senen  Arbeiter  Genugthnung  verschaffen. 
Weiters  will  dieser  Gesetzosentwurf  W al  d e c k - Rou ss e a u s die  juristische 
Persönlichkeit  der  Syndicate  und  ihrer  Verbände  bedeutend  erwoitem.  Die  Syndicats- 
verbändo  sollen  als  solche  vor  Gericht  klagen  und  geklagt  worden  können  und 
sollen  für  Vereinszwecke  Immobilien  besitzen  dürfen.  Den  einzelnen  Syndicaten 
selbst  soll  künftighin  jeder  Vermögenserwerb  gestattet  sein.  Wenn  sie  Unter- 
nehmungen gründen,  Handel  betreiben  oder  Concessionen  ausbouten  wollen,  so 
sollen  sie  formell  selbständige  civile  oder  handelsrechtliche  Gesellschaften  zu 
diesem  Zwecke  gründen  können  — sowie  die  Gewerkschaften  schon  jetzt  häuög 
Kranken-  und  Alterscasson  für  ihre  Mitglieder  gründen  — , und  es  soll  den 
Syndicaten  als  solchen  gestattet  sein,  alle  Actien,  beziehungsweise  Geschäfts- 
antbeilo  der  von  ihnen  gegründeten  wirtschaftlichen  Vereine  selbst  zu  besitzen. 
Man  könnte  in  diesem  Entwürfe  eine  gewisse  Analogie  mit  dem  Gedankengangii 
finden,  der  unserer  Gewerbenovello  vom  23.  Februar  1897  (§  lld,  alinea  1, 
§ 115  «)  Gewerbeordnung)  zu  Grunde  liegt  In  beiden  Fällen  bandelt  cs  eich 
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darnm,  Berufsverbände,  die  ursprünglich  rn  moralischen,  humanitären,  admini- 
strativen Zwecken  gegründet  wurden,  zu  wirtschaftlichen  Aufgaben,  zu  gemein- 
samen gewerblichen  Unternehmungen  heranzuziehen,  es  handelt  sich  darum,  die 
„Corporation“  zur  „Cooperation“  weiter  zu  entwickeln.’)  Freilich  sind  es  in  den 
Bsterreichischon  Gewerbegenossenschaften  kleine  Unternehmer,  in  den  französischen 
Gewerkschaften  Lohnarbeiter,  vor  denen  sich  das  Problem  solidarischer  wirtschaft- 
licher Thätigkeit  aiifrollt. 

Viele  Socialisten,  .laurOs,  Viviani  u.  a.,  erhoffen  sich  von  dem  eben 
besprochenoii  französischen  Gesetzesentwnrfe  eine  wahre  Umwälzung.  Die  Arbeiter 
selbst  werden  in  ihren  Associationen  zu  Unternehmern  und  Kigenthümern,  sie 
werden  Capitalsrente  und  üntemehniergewinn  einheinisen  und  die  sociale  und 
politische  Macht,  die  jetzt  die  Unternehmerclasse  besitzt,  an  sich  reissen.  Viele 
Vertreter  von  Gewerkschaften  widerstreben  hingegen  diesem  Gedankengange,  der 
die  gewerkschaftliche  und  die  productivgenossenschaftliche  Bewegung  zu  ver- 
schmelzen strebt;  sie  fürchten  einerseits  das  Bisico  der  Unteniehmerstellnng  — 
und  auch  die  in  demselben  Gosetzesvorschlsge  enthaltene  civilrochtliche  Haftung 
der  Gewerkschaften  für  ungerechtfertigte  Aussperrungen  — , oder  sie  finden,  die 
wirtschaftliche  Untornehmerrolle  liege  überhaupt  ausserhalb  der  Aufgaben  der 
Gewerkschaften.  Anderseits  wollen  manche  Gewerkschaften  ihre  Capitalien,  die 
ja  für  den  Kampf  gegen  die  Unternehmer  insbesondere  bei  Striken  verfügbar  sein 
müssten,  nicht  in  wirtschaftlichen  Unternehmungen  immobilisieren.  Der  vorig- 
jährige Congress  der  ConfedOration  genürale  du  travail,  in  welcher  die  Gewerk- 
schaften vereinigt  sind,  sprach  sich  denn  auch  in  der  That  am  14.  September  19ÜÜ 
gegen  den  Entwurf  betreflfond  die  ErweiUrang  der  civilen  Persönlichkeit  der 
Syndicato  aus. 

In  welchem  Sinne  sich  die  Gewerkschaften  weiter  entwickeln  werden,  ins- 
besondere ob  die  Entwickelung  zu  obligatorischen  Gewerkschaften  führen  wird,  ist 
schwer  abznsehen.  Doch  kommen  in  diesem  letzteren  Ziele  radical-gework.scbaft- 
liche  und  conservativ-berofsgenossensrhafUiohe  Tendenzen  einander  nahe. 

Es  ist  jedenfalls  bezeichnend,  da.ss  Waldeck-Bonssean.  der  in  seinem 
soeben  bezogenen  Gesetzesentwnrfe  die  Tyrannis  der  Gewerk-schaften  verpönte,  d.  h. 
ausdrücklich  erklärte,  da.ss  die  Syndicate  niemanden  zum  Beitritte  zwingen,  noch 
einen  Arbeitgeber,  der  nichtorganisierte  Arbeiter  beschäftige,  de.«halb  boycottieren 
dürften,  zn  einem  kürzlich  erschienenen  Buche  Paul  Boncour,  hetitelt;  -La 
füddration  economiqne“,  die  Vorrede  schrieb:  in  diesem  Buche  findet  man  unter 
anderem  folgende  Sätze;  „Die  beruflichen  Vereinigungen  entwickeln  sich  in  der 
Kichtung  auf  die  ökonomische  Senveränität,  welche  sich  auf  die  Aussperrung  der 
ihnen  Widerstrebenden  griinden  wird;  das  positive  Gesetz  wieder  wird  die 
Ausübung  dieser  Souveränität  und  die  Anwendung  dieser  Sanction  anerkennen.“ 
Weiter  sagt  B o n c o n r;  „Gegen  den  collectivistischen  Staat  gibt  es  sehr  gewichtige 
Einwendungen;  der  Staat  der  Zukunft  wird  diese  nicht  begründen,  wenn  er  bei 

’)  Audi  § 9,  7.  6)  des  Osterreichisdien  Gesetzes  über  Bergbaugenosseusebaften, 
der  von  gemeinsamen  Anlagen  und  von  der  Durchführung  gemeinschaftlicher  Arbeiten 
und  Versuche  beim  Hcrgwerksbetriebc  spricht,  scheint  an  die  gemeinsame  Lösung  wirt- 
schaftlicher .Aufgaben  durch  die  vereinigten  Bergwerksbesitzer  zu  denken. 
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Wahmng  seiner  allgemeinen  Autorität  über  alle  Bürger  in  seinem  Schosse  mit 
beschränkter  Sourerünität  ausgestattete  Verbände  zur  Befriedigung  specieller  Be- 
dürfnisse aasbildet.  Die  föderierten  beruflichen  Vereinigungen  sind  berufen,  die 
ökonomische  Souveränität  ausrnüben  und  gemeinsam  mit  dem  Staate  an  der 
Schaffung  und  Ausübung  der  Gesetze  mitznwirken.“ 

Der  Unterschied  zwi.schen  dem  collectivistischen  und  dem  gewerkschaftlichen 
Urogramme  wird  hier  klar  darg'elegt.  Kr  äussert  sich  auch  darin,  dass  die  meisten 
französischen  Gewerkschaften  — zum  Unterschiede  von  den  österreichischen  — 
durchaus  nicht  auf  socialistisch-collectivistischer  Basis  stehen.  Weder  die  Con- 
fedöration  gönerale  du  travail  noch  die  Fedöration  des  bnurses  du  travail  wollten 
am  vorjährigen  socialistischen  Einignngscongresse  theilnehmen.  Wohl  aber  sind 
einige  Gewerkschaften  stark  von  der  anarchistischen  Bewegung  beeinflusst,  die 
übrigens  trotz  der  ihr  gew.ährten  relativen  Freiheit  im  Hückgange  begriffen  ist. 
Die  Anarchisten  verbieten  ihren  Anhängern  natürlich  die  Tlieilnahme  am  politischen 
Leben,  die  Franzosen  verzichten  aber  nicht  gerne  auf  die  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes, Ueberdies  sind  die  Anarchisten  in  mehrere  Richtungen  gespalten;  während 
die  einen  gerade  die  Gewerkschaften  für  ihre  Ziele  gewinnen  wollen,  entgegnen 
andere,  man  müsse  nicht  die  Arbeitorelito,  sondern  ganz  im  Gegentheilc  die  unge- 
lernten Arbeiter,  die  Taglöhner  und  die  Arbeitslosen  für  den  anarchistischen 
Umstnrzplan  gewinnen. 

Dem  Gedanken  W a I d e c k - R o n s s e a n s,  die  Gewerkschaften  zur  Basis 
für  Prodnetivgenossenschaften  zu  machen,  muss  man  wohl  mit  einer  gewissen 
Skepsis  begegnen,  da  gerade  jene  französischen  Productivgenossenschaflen,  lüe 
durch  Gewerkschaften  begründet  wurden,  entweder  zugrunde  giengen  oder  doch 
den  ursprünglichen  Zusammenhang  mit  den  betreffenden  Gewerkschaften  ver- 
loren, hingegen  die  nnabhängig  von  den  Gewerkschaften  rein  aus  der  freien 
Initiative  einer  Gruppe  von  Elitearbeitem  hervorgegangenen  Productivgenossen- 
schaften  viel  günstigere  Erfolge  aufweisen. 

Die  eben  angeführten  Tendenzen,  welche  darauf  abzieleu,  den  Gewerk- 
schaften eine  halbufflcielle  Stellung  elnznränmen  nnd  ihren  Wirkungskreis  immer 
mehr  zu  erweitern,  sind  wie  jede  gewerkschaftliche  Bewegung  wesentlich  aristo- 
kratischen Charakters.  Die  Majorität  der  Arbeiter,  die  nicht  organisierten  Arbeiter, 
können  hiervon  höchstens  indirecten  A’orthuil  ziehen.  Nun  sehen  wir  allerdings, 
wie  in  Frankreich  in  Ergänznng  der  gewerkschaftsfrenndlichen  Neuerungen  zahl- 
reiche gesetzliche  Bestimmungen  entstehen,  welche  den  Schutz  aller  Arbeiter,  ob 
organisiert  oder  nicht,  bezwecken:  die  Arbeitszeit  wird  herabgesetzt,  der  Betrieb.s- 
schntz  ausgebant,  Eiecutionsbe-schränkungen  worden  gewährt,  die  Arbeitgeber  für 
Betriebsunfälle  haftbar  erklärt  etc. 

Mit  Recht  konnte  Professor  Paul  P i c bereits  in  seinem  Berichte  an  die 
1897er  Arheiterschutzconferenz  von  Brüssel  behaupten,  dass  der  französische 
.krbeiterschutz  die  im  Jalirc  1890  von  der  Berliner  Conferenz  ausgesprochenen 
Wünsche  realisiert  habe  und  theilweise  überhole. 

Ans  der  Gesammtheit  des  in  allen  modernen  Staaten  mehr  oder  weniger 
nach  denselben  Zielen  strebenden  Arbeitsrechtes  ragt  jedoch  in  Frankreich  eine 
Reihe  neuer  charakteristischer  rechtlicher  Institute  hervor,  welche  der  in  Oewerk- 
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schäften  organisierten  Arbeiterelite  schon  nicht  mehr  Schatz  gewähren  sollen, 
sondern  ihr  vielmehr  einen  bcsondercu  Einfluss  auf  die  staatliche  Verwaltung 
einräuinen. 

Wenn  gegen  Schluss  des  XIX.  Jahrhunderts  in  allen  Ländern  eine  neue 
Gesellschaftsclasse  — die  gewerbliche  Arbeiterschaft  — auf  der  Bildfläche  er- 
schienen .ist,  um  sich  bessere  Daseinsbedingungen  zu  erringen,  so  ist  es  wohl 
natürlich,  dass  die  Entwickelung  des  Bechtes  die  Erfolge  dieses  neuen,  dos 
vierten  Standes  verzeichnet,  and  es  ist  geschichtlich  nnr  gerecht,  wenn  der  calturell 
entwickeltste,  bestorganisierte  Theil  dieser  Classe,  die  in  Gewerkschaften  organisierte 
Arbeitsaristokratie,  die  meisten  Erfolge  aufzaweisen  hat. 

So  spiegelt  denn  das  französische  Becht  die  kräftigere  Entwickelung  der 
französischen  Gewerkschaften  wieder.  Die  Bepublik  sucht  sich  in  der  Arbeits- 
aristokratie eine  Stütze  and  einen  Ersatz  für  die  depossedierte  Geschlechter- 
aristokratie zu  schaffen.  Denn  auch  ein  demokratischer  Staat  kann  die  sociale 
Hierarchie  der  Classen,  den  Bestand  einer  Aristokratie,  nicht  missen. 

So  unterscheidet  sich  denn  da.s  Arbeitsreebt  der  französischen  Republik 
durch  aristokratische  Tendenzen  von  dem  mehr  egalitären  österreichischen  Arbeits- 
rechte, eine  weitere,  wohl  unerwartete,  paradox  klingende  Divergenz. 
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Daa  Werk,  mit  welchem  vor  mehr  ala  viertig  Jahren  der  junge  Levaisenr  sein 
wl*aetuiehaftlichea  Ansehen,  seinen  literarischen  Rahm  begrQndet  hat,  bietet  er  nun  in 
einer  nenen  Bearbeitung,  bereichert  mit  der  ganzen  Fülle  neuer  Thataachen,  welche  die 
wirtscbafttfgeschichtliche  Forschung  in  Frankreich  in  dieser  langen  Reihe  von  Jahren 
beigestetlt  hat,  und  Tcrtieft  durch  die  reiche  Erfahrung  und  das  abgeklärte  UrtheiJ,  das 
der  au  seinem  Werke  gross  gewordene  NationalOkonom  sich  in  einem  Leben  voll  Arbeit 
errungen  hat.  Wer  immer  sich  für  den  geschichtlichen  Werdegang  der  Wirtschaft  eines 
grossen  V'olkes  interessiert,  wird  dieses  Buch  mit  dem  grössten  Genuss  lesen.  Die  Kräfte, 
welche  in  der  W'elt  der  wirtschaftlichen  Arbeit  des  französischen  Volkes  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  airksam  geworden  sind,  beschreibt,  analjsiert  und  würdigt  der  Verfasser 
mit  jener  Umsicht  und  Objectirität,  welche  dem  grossen  Gelehrten  in  allen  seinen 
Schiiften  zu  eigen  ist. 

Auch  die  deutsche  Wirtschaftsgeschichte  kann  an  Lerasseurs  Geschichte  der 
arbeitenden  Classen  nicht  achtlos  rorbeigehen.  Nicht  nnr  wegen  der  Ticlfachen  Krgänznngen, 
welche  die  Geschichte  des  grossen  Nachbarlandes  der  Erkenntnis  der  eigenen  Zustände 
des  alten  Deutschen  Reiches  hinzufügt;  vieles,  was  hier  nur  unentwickelt  erscheint,  ist 
dort  bei  einer  im  ganzen  früher  reifen  Entwicklung  auch  zu  einem  höheren  Grade  der 
Au<bildong  gelangt,  wie  die  Zunftrerfassuiig,  diecorps  des  metiers  und  die  mercantilistische 
8taatspraxis,  die  mittelalterliche  Goldwährung  u.  a.  Und  anderseits  bietet  die  Entwicklung 
der  Volkswirtschaft  in  Frankreich  doch  auch  so  viele  Parallelen  zu  den  deutschen  Ver* 
hältnissen  derselben  Zeit,  dass  daraus  die  Einheit  der  mittelalterlichen  Cultur  in  Mittel- 
europa oft  in  geradezu  drastischer  Weise  hervortritt.  Die  grosse  Grundbenrschaft  mit  dem 
Svsteiu  der  Feudalität,  die  StädteeuUur  mit  den  Zünften  und  Handelsgilden  sind  hier 
wie  dort  die  beiden  grossen,  gegensätzlichen  und  einander  ablüsenden  Grundformen 
v<dk!«wirtAcha(tlieher  Actirität,  welche  bis  in  die  Details  ihrer  Ausgestaltung  verwandte 
Züge  aufweisen.  In  der  Folge  allerdings  differenzieren  sich  die  Verhältnisse  sehr  bedeutend; 
der  französische  Einheitsstaat  hat  schon  in  der  neueren  Zeit  ganz  andere  Kräfte  zur 
Verfügung,  um  auf  die  V'ulkswirtschaft  bestimmend  einzuwirken  als  die  deutsche  Klein- 
staaterei; der  hundertjährige  Krieg,  der  Frankreichs  materielle  Cultur  iro  14.  und  15.  Jahr- 
hundert aufgehalten  hat,  wird  im  17.  Jahrhundert  ini  Deutschen  Reiche  durch  den 
dreissigjährigen  Krieg  mehr  als  fiberboten.  Die  Zeit  des  aufgeklärten  Absolutismus  hat 
allerdings  gewisse  gleichartige  Grundgedanken  der  wirtschaftlichen  Politik  zu  verwirk- 
lichen gesucht;  aber  die  Mittel  dieser  Politik  sind  in  Frankreich  ungleich  reicher  und 
ungleich  einheitlicher  zur  Geltung  gebracht  als  in  den  vielen  deutschen  Staaten,  die  sich 
gegenseitig  jeden  Erfolg  neideten  und  damit  such  vereitelten. 

Levasseurs  Geschichte  der  arbeitenden  Classen  hat  in  ihrer  ersten  Bearbeitung 
noch  zwei  weitere  Bände,  welche  die  Zeit  von  der  französischen  Revolution  bis  in  die 
Gegenwart  behandeln;  auch  diese  Theiio  will  der  Verfasser  in  kurzem  in  einer  neuen 
Bearbeitung  vorlegen  und  die  wissenschaftliche  Welt  wird  ihm  dafür  bestens  zu  Dank 
verpflichtet  nein.  J. 
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Soclnle  Yerwaltnnp  In  Oeaterrelch  am  Ende  des  19.  Jalirliandertn.  Aus 
Anlass  der  Weltaasstellung  Paris  1900  . . . Herausgegelien  vom  Hpecialeoinitö  für  Social* 
Ökonomie,  Hygiene  und  öffentliches  Hilfswesen.  Wien-Leipzig,  Franz  Üeaticke,  1900.  I.  Band 
Socialökonomie,  II.  Band  Hygiene  und  öffentliches  Hiifswesen.  57  Abhandlungen  von 
zusammen  1026  S. 

Was  der  Zweck  dieses  Buches  ist,  sagen  die  Herausgeber  Pbilippovich  und 
Max  Gräber  in  ihrem  Vorwort  in  trefflicher  W'eUe.  «Es  will  ein  llechenschaftsbericht 
sein,  den  wir  uns  selbst  in  der  vollen  Oeffentlichkcit  der  Weltausstellung  erstatten  über 
die  staatliche  und  organische  Wohlfahrtspfiege  in  unserer  Heimat.  Es  soll  zeigen,  was 
wir  haben,  und  was  uns  fehlt.“  Sieht  man  dieses  Inventar  unseres  socialpolilischen  Besitz* 
Standes  durch,  so  erhält  man  allerdings  den  Eindruck,  dass  das,  was  wir  haben,  zu  dem. 
was  uns  fehlt,  in  einem  krassen  Missverhältnisse  steht;  allein  das  ist  weder  Schuld 
der  Herausgeber  noch  der  Mitarbeiter.  Wenn  die  vorliegende  Poblication  auch  nur  das 
Eine  bewirken  würde,  dass  die  Grösse  unseres  socialpolitischen  Mancos  allen,  die  dsfür 
verantwortlich  sind,  zu  klarem  Bewusstsein  käme,  so  konnte  das  schon  als  ein  grosser 
Erfolg  bezeichnet  werden.  Allein  — was  bedeuten  Bücher  in  Oesterreich?! 

Die  Aufgabe,  die  sich  das  Werk  gesetzt  hat,  hat  es  im  grossen  und  ganzen 
soweit  erfüllt,  als  dies  der  gegenwärtige  Stand  unserer  Erkenntnis  zuliess.  Eine  Reihe 
von  hervorragenden  Praktikern  und  Gelehrten  hat  durch  zwanglos  aneinander  gereihte 
Specialartikel  thatsäclilicb  ein  an.scbaaUches.  wenn  auch  gerade  nicht  lückenloses  Bild 
von  dem  Stande  der  socialen  Verwaltung  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  geboten.  I>a 
es  an  einem  solchen  in  der  Literatur  bisher  gefehlt  hat,  mag  eine  Darstellung  des  hier 
Geboteneu  nicht  überflüssig  erscheinen. 

Das  erste  Heft  behandelt  die  Arbeiterversicherong.  Julius  Kaan  gibt  eine 
knappe,  aber  durchaus  treffende  Darstellung  der  Arbeiter-Unfallversicherung 
(24  S.).  Eingehendere  Beachtung  hätten  wohl  die  Mängel  des  Unfallvcrsicherungswesens 
in  Oesterreich  und  die  daran  anknnpfenden  Keformbcstrebungen  verdient  Wie  viel,  wie 
IVichtiges  wäre  da  zu  sagen  gewesen! 

Diese  letztere  Seite  seines  Gegenstandes  hat  Josef  Mayer  hinsichtiieh  der 
Arbeiter-Krank  en  Versicherung  (21 S.)  ausführlicher  behandelt  Wenig  Aufmerksamkeit 
ist  bisher  dem  geschenkt  worden,  was  er  (S.  29  f)  von  dem  allmuhlich  stattfindenden 
Uebergange  vom  Principe  des  ortsüblichen  Tagelohnes  zum  Lohnclassensystem  roittlieilt. 

Von  demselben  Autor  robrt  auch  die  Abhandlung  über  die  Bergwerksbruder- 
laden  (29  S.)  her.  In  derselben  vermisst  man  indessen  eine  Darstellung,  auf  welche 
Weise  die  „Sanierung“  der  passiven  Bruderladeu  erfolgt  ist,  welche  von  den  Mitteln,  die 
das  Gesetz  in  Aussicht  nimmt,  dabei  thatsächlich  angewendet  worden  sind. 

Dem  Arbeiterschutz  ist  das  zweite  Heft  gewidmet.  Franz  Müller  behandelt 
hier  zunächst  den  gewerblichen  Arbeitersehutz  und  den  Arbeitsvertrag  (86  S.), 
In  einer  Einleitung  zu  dieser  kurzen,  aber  trefflichen  Monographie  des  österreichischen 
gewerblichen  Arbeitsreohtea  gibt  der  Verfasser  zunächst  eine  Skizze  der  historischen 
Entwickelung  des  Arheiterachutzes  in  Oesterreich,  wobei  er  nicht  unterlässt,  auf  die 
Unzulänglichkeit  des  bisher  Erreichten  sowohl  hinsichtlich  des  geschützten  Personeukreises 
als  auch  hinsichtlich  des  Inhaltes  des  Arbeiterschutzes  mit  Nachdruck  hinznwHsen. 
Allerdings  wird  man  ihm  schwerlich  beipffiebten  können,  wenn  er  die  Ansicht  ausspricht, 
der  Ausschluss  der  landwirtschaftlirhen  Arbeiter,  des  Gesindes,  der  Heimarbeiter  und  der 
Taglöhner  vom  Arbeiterschutz  sei  durch  den  Umstand  verhindert  worden,  dass  das 
Kundmachungspatent  zur  Gewerbeordnung  zahlreiche  Exemtionen  enthält.  Dus  ist  zwar 
eine  rein  fonnale,  äusserliche,  aber  keine  materielle  Erklärung.  In  der  Erörterung  des 
Begriffes  und  Umfanges  des  Arbeiterschutzes  werden  insbesondere  die  Arbeitergruppen 
der  Taglöhner  und  der  Heimarbeiter  und  die  Frage  der  Ausdehnung  des  Schatzes  auf 
diese  Kategorien  ausführlich  behandelt.  Der  Verfafiser  befürwortet  zwar  nicht  die 
bedingungslose  Ausdehnung  des  gewerblichen  Arbeitenchutzes  auf  sämmtliche  gewerbliche 
Taglöhner,  wohl  aber  die  Gener^isicrung  der  Krankenvcrsichernngspflicht,  der  Alters- 
begrenzung  und  des  Tmckverbotes.  Er  acceptiert  ferner  die  Forderung  nach  Evidenz- 
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haltong  iler  in  »Jer  Verlagsarbeit  beschäftigten  Heimarbeiter,  nach  stricter  Durclifühning 
«ies  Arbeiterüchntzes  für  die  Sitzgeselleu  and  nai'h  obligatorisclier  Krankenver^icliernng 
für  alle  wirtschaftlich  als  Lohnarbeiter  aiizusehendcn  Personen.  Zur  Frage  des  Arbeiter^ 
Schatzes  der  Heimarbeiter  nimmt  er  nicht  Stellung.  — Auf  die  ausführliche,  grosaentheila 
streng  juristische  HarsleUuug  des  positiven  ArbeiUrsduitzrechtes  kann  hier  nicht  dos 
näheren  eingegangvii  werden.  Die  Heichbaltigkeit  des  Inltaltes  der  in  Rede  stehenden 
Abhandlung  mag  aus  den  folgenden  Ueberschriften  entnommen  werden:  Materieller 
Theil.  A.  Sonderrechte.  Vorschriften  in  Betreff  des  Arbeitsvertragea.  1.  Das  Wesen  des 
Arbeitsrertragea.  2.  Die  besonderen  Garantien  des  Arbeitsvertrages.  B.  Arbeitsordnung 
und  Arbeitvrausweise.  C.  Arbeitersebutz  im  engeren  Sinne.  1.  Arbeitsgelegenheit  (Arbeite- 
vennitUung,  Arbeitslosenrersicherung).  2.  Arbeitslohn.  3.  Arbeitszeit  (Xomialarbeitstag, 
Arbeitspausen,  Nachtarbeit.  Sonntagsruhe,  Arbeit  der  Kinder,  jugendliche  Hilfsarbeiter, 
Frauenarbeit).  4.  Sicherung  der  Geanndheit,  der  Gesittung  und  des  Lebens  der  gewerb- 
lichen Hilfsarbeiter  (Beschaffenheit  der  Arbeitsstätten,  Kraukcnverticherung,  Unfall- 
fcrsichermig,  Unfallverhütnng,  InvaliditäU-  und  Altersvereicherung).  D.  Wohlfabrts- 
einriebtongen  1.  auf  cnlturcllem  Gebiete,  2.  auf  wlrtscbattlicbein  Gebiete.  Formeller 
Theil.  A.  Behördliche  Organe  des  gewerblichen  Arbeiterschutzes.  1.  Gewerbebehördeo. 
2.  Gcwerbeinspection.  3.  Gewerbegeriebte  und  schiedsgerichtliche  Kinrichtungen. 
4.  Arbeitsstatistisches  Amt  nnd  Arbeitsbeiratb.  B.  Organe  der  dem  gowerbiiehen 
Arbeiterscbuize  dienenden  Fachvertretungen:  1.  Staatlich  organisierte  Arbeitervertretungen. 
2.  Freiwillig  organisierte  Arbeitervertretungen.  — Besonders  beachtenswert  sind  die  Ans- 
fdliruugen  (S.  67)  über  die  Nothwendigkeit  einer  eigenen  staatlichen  BehOrdenorganisation 
erster  Instanz  „einerlei,  ob  . . . durch  Schaffung  besonderer  Gewerbe-  und  Arbeiterschutz- 
äniter  oder  durch  Umgestaltungen  der  vorhandenen  Gewerbebehörden  im  Wege  von 
Angliederung  specialisierender  Fachabtbeilungen“ ; ferner  über  die  Nothwendigkeit  eines 
weiteren  Ausbaues  des  Gewerbeinspectorates,  insbesondere  durch  Anstellung  von  Gewerbe- 
hygienikem  und  weiblichen  Aufsichtsbeamten.  Dagegen  berührt  die  Verherrlichung  der 
Institutiou  der  Arbeitsbücher,  deren  Missbräuche  unerwähnt  bleiben,  sonderbar.  Auch 
fehlen  kräftige  Worte  über  den  Mangel  an  entsprechenden  sanitären  Vorschriften  fhr  die 
Arbeitsstellen,  von  UnfallverhOtungsmaassregeln,  über  die  Unzulänglichkeit  der  Normen, 
über  die  Arbeitszeit,  insbesondere  über  deren  Beschränkung  auf  den  industriellen  Gross- 
betrieb u.  8.  w.  Einige  der  angeführten  Ueberschriften,  wie  z.  B.  Alters-  und  Invaliditäts-, 
Arbeitslosenversicherung,  Arbeitsvermittlung  stellen  zumeist  nur  pia  desideria  des 
Wiruebaftspolitikers  dar. 

Ergänzt  wird  die  besprochene  Abhandlung  durch  den  kurzen  Artikel  Matajas 
über  das  Arbeitsstatistisehe  Amt  (3  S.). 

Dagegen  beansprucht  die  eingehende  Abhandlung  Zechners  über  den  ßerg- 
arbeiterschutz  (41  S.)  eine  selbständige  Bedeutung,  besonders,  da,  wie  der  Autor 
mit  Recht  hervorhebt,  die  Literatur  über  diese  Seite  des  Arbeiterschutzes  sehr  dürftig 
i.ft.  Zeebner  gibt  vorerst  einen  kurzen  Abriss  über  den  Bergarbeiterschutz  nm  die 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  um  sich  dann  dem  gegenwärtigen  Stande  des  Bergarbeiter- 
Schutzes,  richtiger  dem  Stande  des  Bergarbeiterschutzrechtes,  zuzuwenden.  Denn 
im  wesentlichen  wird  hier  nur  eine  Darstellung  der  gesetzlichen  Normen  ohne 
den  Versuch  einer  sociaipolitischen  Würdigung  derselben  geboten.  Auch  über 
die  thaUäcbllche  Durchführung  der  Vorschriften  erfahrt  man  nichts.  Hinsichtlich 
der  Arbeitsbücher  keunt  Zechner,  wie  es  scheint,  ebenso  wie  Müller  bloss  die  Licht-, 
nicht  auch  deren  Schattenseiten  für  die  Arbeiter.  Einen  breiten  Raum  nimmt  die 
Darstellung  der  Schiedsgerichte  und  Einigungsämter  ein;  doch  wird  der  Leser  über  das 
gistliche  Versagen  dieser  Einrichtungen  io  den  wichtigsten  Fällen  nicht  unterriclitet. 
Kbeniowenig  über  die  argen  Misstände  bei  vielen  Bruderladen.  Die  gesetzlichen 
Bestimmungen  Ober  die  Organisation  der  Bergarbeiter  werden  zwar  mitgetheilt,  dagegen 
bleibt  die  sich  aufdräiigcnde  Frage,  ob  und  inwieweit  diese  Orgauiaation  verwirklicht  worden 
Ut,  welches  ihre  Erfolge  sind,  unbeantwortet.  Aebnlichcs  wäre  von  den  Abschnitten  „Sicherung 
des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Bergarbeiter“,  „Bergwerksinspection“  zu  sagen. 
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In  dem  dritten  Hefte  orientiert  ein  kurzi»r  Artikel  Brejrchas  Über  die  Gewerbe* 
fOrderuugsaction  des  k.  k.  Handelsministeriums  (U  S.).  Ob  die  Erfolge  dieser 
Action  von  dem  sehr  verdienstvollen  Verfasser  nicht  sehr  überschätzt  werden?  Ein 
längerer  Artikel  von  Wrabetz  (54  S.)  behandelt  die  Erwerbs-  und  Wirtachafts- 
genoBsenschaften,  und  zwar  hauptsächlich  in  historischer  und  statistischer  Weise,  ohne 
hinsichtlich  der  deutnehen  Genossenschaften  allzuviel  Neues  zu  bieten.  Sehr  ausführlich 
wird  die  Frage  der  Besteuerung  erörtert.  Die  böhmischen  und  galizischcn  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  sind  vou  deren  Verbänden  zur  Darstellung  gebracht,  die 
Entwickelung  der  Consumvcreine  von  Kuarek  (14  S.). 

Besonders  interessant  ist  die  das  vierte  Heft  füllende  Arbeit  von  Mayer  über  die 
öffentlichen  Betriebe  (135  S.)  auf  Grund  eines  umfangreicheD,  leider  aber  bei  weitem 
nicht  vollständigen,  grossentbeils  noch  nicht  publicierten  Materiales.  Den  grössten  Raum 
nehmen  in  der  Darstellung  die  Staatsbetriebe  ein:  Staatsbahnea,  Staateroontanwerke, 
Staats-  und  FondsgtUer.  Tabaks-  und  Salzmonopo),  Lagerhäuser,  Münzamt,  Staatsdruckerei, 
„Wiener  Zeitung^  und  Versatzamt.  Es  folgt  eine  Skizze  über  Landesantemebmungen  sowie 
über  die  Betriebe  der  Städte  Wien  und  Prag. 

Aus  den  Mittheilungen  über  den  Staatseisenbahnbetrieb  sei  hervorgeboben.  dass 
jährlich  etwa  13  Millionen  Kronen  für  Wi.hlfahrtseinricbtungen  (einschliesslich  Versicherung) 
ausgegeben  werden,  d.  b.  mehr  als  */|  der  reinen  Personalauslagen.  Allerdings  Ist  dieses 
auffallende  Verhältnis  nur  zum  Theile  auf  die  Höhe  der  fraglichen  Leistungen  zuruck- 
zuführen,  zum  anderen  Theile  aber  wohl  auch  auf  die  niedrigen  regulären  Bezüge  der 
angestHllten  Arbeiter.  Sind  doch  von  jenen  6*6  Millionen  Gulden  allein  etwa  1*3  Millionen 
Gulden  Remunerationen  und  Erspamisprämien,  die  richtigerweise  wohl  zumeist  als  eine 
andere  Form  der  Entlohnung  anzusehen  sind.  Leider  lässt  sich  auch  aus  der  vorliegeuden 
Publication  kein  Einblick  in  die  Lohnverbältnisse  der  bei  den  Staatsbabnen  Bediensteten 
gewinnen.  Von  den  8t^.200  Angestellten  sind  42.346,  also  fast  die  Hälfte,  Taglöhner,  Blr 
welche  nicht  einmal  Lohnsätze  angegeben  sind  (es  wird  nur  mitgethcilt,  dass  sic 
zumeist  bloss  für  6 Wochentage  entlohnt  werden);  26.533  Diener  und  Wächter  beziehen 
„Gehalte“  zwischen  288  und  800  Gnlden  mit  Qoartiergeldem  zwischen  60  und  300  Gulden! 
Wie  entsetzlicli  lange  die  normale  Arbeitszeit  des  Eisenbahnpersonales  ist.  ersieht  man 
auch  wieder  aus  dieser  Publication:  für  das  Stationspersonale  12 — 16  Stunden,  beim 
Schichtwechsel  bis  zu  18  Stunden  (in  praxi  aber  auch  bis  24  Standen),  für  Strecken- 
wärter eventuell  auch  16  Stunden  mit  8 Stunden  Ruhepause.  Im  Zugsdienste  darf  „im 
regebnäasigen  Verkehre“  eine  ununterbrochene  Verwendung  von  mehr  als  14  Stunden 
nicht  stattßnden.  „Diensttouren  von  18  Stunden  sind  für  dieses  Personale  nur  (!)  bei  Local- 
personenzügen und  Güterzögen  gestattet.“  Abgesehen  vom  Zugspersonale  dürfen  die 
Bediensteten  „höchstens  7 Nächte  hintereinander  theilweise  beschäftigt  werden“.  Der 
Verfasser  scheint  allerdings  diese  Festsetzungen  hinsichtlich  der  Maximaldienstdauer  für 
durchaus  entsprechend  zu  halten,  da  er  sie  als  Einrichtungen  bezeichnet,  „welche  zur 
Erhuhnng  der  Verkehrssichereit  getroffen  werden!“ 

Auch  für  die  in  den  staatlichen  Bergbaubetrieben  beschäftigten  Arbeiter  sind 
leider  nicht  die  effectiven  Löhne,  sondern  blosse  Lohudurchschnitte  initgetheilt.  Mit 
Angaben,  wie  „durchschnittlicher  Verdienst  pro  Mann  und  Schicht  von  66'6  bis  178*8  Kreuzer“, 
ist  natürlich  nichts  anzufangen.  In  den  Staats-  und  Fündsforsteii  sind  über  18.000  Arbeiter 
beschäftigt;  nur  für  2400  bestehen  Dienstordnungen,  Kranken-  und  Altersversurgung.  Die 
weitaus  grösste  Zahl  aller  staatlichen  Forstarbeiter  geniesst  weder  eine  Kranken-  und 
Unfall-,  noch  eine  Alters-  oder  Invaliditätsrersicherung.  Wie  weit  gerade  der  Staat  als 
Arbeitgeber  davon  entfernt  ist,  auch  nur  inässige  Ansprüche  an  ArbeiterschuLz  und 
Arbeiterversicberuug  zu  erfüllen,  ersieht  man  aus  dieser  Monographie  deutlich.  Die 
Comniunalbetricbe  in  Oesterreich  harren  n«)ch  immer  einer  eingehenden  Darstellung. 
Die  vorliegende  Studie  behandelt  nur  Wien  und  Prag. 

Auf  40  Seiten  sucht  Scliullern-Schrattenhufen  die  socialen  Beziehungen 
der  österreichischen  Landwirtschaft  zu  skizzieren.  Nach  einer  Betrachtung  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  Oesterreichs  nach  ihrer  Zahl  und  ihrer  wirtschaftlichen 
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nnil  socialen  Stractnr,  ferner  des  productiven  Rodens  nach  seiner  Verwertung  und  seinem 
Ertrage  wendet  sich  der  Verfasser  den  Preisen  der  widitigsten  Bedarfsartikel,  der 
landwirtschaftlichen  Industrien  und  schliesslich  den  gesetzgeberischen  Maassregdii  zur 
Förderung  der  Landwirtschaft  zu.  Die  Darstellung  ist  überall  sehr  vorsichtig  and 
gewissenhaft,  so  dass  die  Lücken  und  Mängel  unserer  Erkenntnis  auf  diesem  Gebiete 
klar  benrortrelen. 

Ceber  die  landwirtschaftlichen  Credite  in  ihrer  gemeinnfltzigen  Aus- 
gestaltung berichtet  Uattingberg  (G2  S.).  Da  aber  dieser  Artikel  wesentlich 
denselben  Inhalt  bat  wie  die  iin  Bande  dieser  Zeitschrift  angezeigte  Arbeit  »Die 
gemeinwirtschafUichcn  Credite  der  Österreichischen  Landwirte“  de^s6lbea  Verfassers,  so 
erübrigt  eine  Besprechung  desselben. 

Ganz  kurz  und  dürftig  ist  eine  Frage  behandelt,  die  zu  den  wichtigsten  Aufgaben 
der  österreichischen  Agrarpolitik  gehört;  es  sind  das  die  «agrarischen  Operationen* 
(Becker.  10  S.),  d.  h.  die  Zusammenlegung  der  Grundstöcke  und  die  Tbcilung  der 
agrarischen  Gemeioschafteii.  Es  wäre  sicherlich  sehr  am  Platze  gewesen,  etwas  mehr 
öber  diesen  hochwichtigen  Gegenstand  zu  sagen,  insbesondere  auch  zu  zeigen,  wie 
verschwindend  wenig  das  ist,  was  auf  diesem  Gebiete  in  Oesterreich  bisher  geleistet 
worden.  Erstaunlich  ist.  was  der  Verfasser  über  die  Erfolge  der  Cummassation,  Geiueinheits- 
theilung  und  Entwässerung  in  der  Gemeinde  Lassee  mittheilt.  Der  Bodenwert  ist  infolge 
dieser  Operation  in  der  Gemeinde  um  mehr  als  1,121.760  K oder  45*3  Proc.  des  bisherigen 
Wertes  gestiegen,  während  die  Kosten  des  Verfahrens  einschliesslich  der  Entwässerung 
nur  164.000  K ausmachten.  Einer  Ertragssteigerung  von  13  4 K per  ha  stehen  Kosten 
von  39*1  K per  ha  gegenüber,  so  dass  die  Auslagen  durch  den  Melirertrag  schon  dreier 
Jahre  hereingebracht  werden!  Trotz  solcher  ausserordentlicher  wirtschaftlicher  Erfolge 
im  einzelnen  haben  diese  Operationen  doch  in  Oesterreich  bisher  nicht  festen  Fass  zu 
fassen  vermocht;  nach  fast  2 Jahrzehnten  der  Geltung  der  betreffenden  ßeichsgesetze 
erst  ein  ganz  verschwindender  Bruchtheii  der  agrarischen  Gemeinschaften  reguliert  oder 
gethoilt,  der  nothwendigen  Zusammenlegungen  durchgeföhrt  worden.  Es  ist  klar,  daas 
daran  nur  entweder  mangelnde  Bildung  und  Wirtschaftlichkeit  der  ländlichen  Bevölkerung 
oder  Unzweckmässigkeit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  scbnld  sein  kann.  Leider 
wirken  in  Oesterreich  beide  Faetoren  in  hohem  Grade  zusammen  und  liindern  so  einen 
der  nothwendigsten  Fortschritte  der  Landwirtschaft. 

kls  folgt  ein  Artikel  über  die  Organisation  des  gemeinsamen  Bezuges  und 
Absatzes  io  Oesterreich  von  dem  für  dies«  Organisation  sehr  verdienten  St.  Richter 
(24  S.).  Er  behandelt  allerdings  nur  denjenigen  Tbeil  des  Problems,  der  sich  auf 
die  Landwirtschaft  bezieht.  Was  zunächst  den  gemeinsamen  Ankauf  landwirtschaft- 
licher Bedarfsartikel  anlangt,  so  wurde  derselbe  zunächst  durch  landwirtschaftliche 
Vereine.  LindwirUchaftsgetiellschaften,  Landescolturräthe  u.  dgl..  dann  durch  selbständige 
Aokaufsgenossenschaften  versucht,  ohne  dass  diese  Formen  sich  jedoch  sonderlich  bewährt 
hätten.  Erst  die  anmittelbaru  Verbindung  des  Bezugsgeschäftes  mit  den  Raiffeisencassen 
hat  sich  als  rationell  erwiesen.  Die  österreichischen  Erfahrungen  scheinen  in  der  That. 
wenigstens  biaher,  hinaicbilich  der  in  Deutachland  sehr  controversen  Frage  für  die 
Vereinigung  der  verschiedenen  Gcnoasenschaftszwccke  in  einer  Organisation  zu  sprechen, 
ln  Böhmen  and  Mähren  ist  dieses  Princip  auch  praktisch  verwirklicht  worden,  während 
In  NiederOaterreicb  die  Haiffetsencassenvereine  sich  auf  die  Gewährung  von  Pei^onalcrcdit 
beschränken  und  eigene  Genossenschaften  den  gemeinsamen  Bezug  und  Absatz  vemiittclu. 
Die  weiteren  Ausführungen  Richters  suchen  die  Vorzüge  der  erstgenannten  Organisations- 
form  zu  erweisen.  Er  rühmt  an  ihr  di«  einfachere  Geschäftagebarung,  die  leichtere  Ueber- 
licht,  die  jederxeitige  Verfügung  über  die  nöthigen  Barmittel,  die  Vermeidung  jeder 
Verlustgefahr  infolge  der  Solidarhaftung,  die  Ermöglichung  wohlfeilen  Creditea  infolge  des 
Ertrages,  den  das  Bezugsgeschäft  für  die  UaiffeissneaHsa  abwirft,  die  rasche  Ausbreitung 
des  Bezugsgeschäftes  durch  Verwertung  der  schon  vorhandenen  Genosaensciiafta- 
organisation,  die  Vermeidung  der  Kräftezcrsplitterung  u.  s.  f.  Ueber  die  praktischen 
Erfolge  des  genossenschaftlichen  Warenbezuges  weiss  uns  der  Verfasser  nur  für  Böhmen 


126 


Literaturbericbt. 


zifTermäsfli^  za  b«richt«n.  Hier  kann  man  einen  staunenswerten  Aufschwung  in  wenigen 
Jahren  beobachten.  Im  Jahre  1897  wurden  erst  1100  q Ware  für  3000  Golden  durch 
den  Centralrerband  der  deutschen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  Rnhtnens  bezogen, 
im  Jahre  1899  bereits  über  360.000  q (ausserdem  87  Maschinen  und  Geräthe.  8072  Sensen 
u.  8.  w.)  fQr  mehr  als  703.000  Gnlden!  Leider  bringt  der  Verfasser  für  die  anderen 
Kronlander  keine  zifTemiiUsigen  Daten  bei. 

Die  Behaudliing  der  Frage  des  gemeinsamen  Absatzes  landwirtachaftlichcrProducte. 
insbesondere  der  genossenscbaftlicben  Lagerbfiuser,  ist  äusserst  dürftig  und  ungenügend. 
Insbesondere  erhält  man  weder  einen  Einblick  in  die  Organisation,  die  technische 
Beschaffenheit,  die  Geschäftsthätigkeit  der  in  Oesterreich  bestehenden  genossenschaftlichen 
Lagerhäuser,  noch  auch  erfährt  man.  welchen  Umfang  diese  Genosseu^chafubewegung 
bisher  bei  uns  erreicht  hat.  ob  und  welche  Erfolge  mit  ihr  erzielt  worden  sind. 

Das  sechste  Meft  ist  dem  Sparcassenwesen  gewidmet.  Nach  einer  kurzen, 
allgemein  orientierenden  Kinleitnug  Tun  Wacek  (6  8.)  geben  Nara  (6  S.)  eine 
Darstellung  der  Österreichischen  Privatsparcassen.  Hattingberg  der  Hypo- 
thekardarlehen der  Sparcassen  (7  S.),  Wacek,  der  Postsparcasse  (55  8.). 
Na?a  beschränkt  sich  darauf,  die  Ziffern  der  amtlichen  Statistik  abzudrucken.  Wacek 
bespricht  zunächst  die  Geschöftsagenden  und  die  Organisation  der  Postsparcassa,  worauf 
eine  eingehende  Schilderung  einerseits  des  Sparverkebrs,  anderseits  des  Cheekverkehrs, 
des  Clearingverkehrs  und  des  Staatspapiergeschäftes  der  Postsparcassa  folgt.  Den  Schluss  des 
Heftes  bilden  tabeliarische  Uebersichten  über  die  Entwickelung  de«  Sparoa^sawesens  in 
Oe:«terreich. 

Das  letzte  (siebente)  Heft  des  ersten  Bandes  bringt  zwei  sehr  wertvolle  Beiträge  zur 
Wohnungsfrage.  PhilippoTich  behandelt  zunächst  (20S.)  die  WohnungSTerhältnisse 
in  Österreichischen  Städten,  insbesondere  in  Wien.  Sehen  zeigt  die  gegenwärtig 
herrschenden  Misstände  im  Wohnungswesen  an  der  Hand  der  Statistik:  die  Zahl  der 
Gebäude  wächst  in  vielen  grossen  Städten  langsamer  als  die  Kinwohnerzah).  die  Besetzung 
der  Häuser  wird  infolgedessen  immer  dichter;  Dachboden  und  Keller  werden  immer 
mehr  zu  Wohnungen  adaptiert  u.  s.  w.  Das  grösste  Uobel  aber  ist  die  CeberfüUung  der 
Wohnriurae.  Verfasser  macht  einen  interessanten  Versuch,  die  Zahl  der  liberfulltcn 
Wohnungen  Wiens  zu  berechnen.  Das  Ergebnis,  wonach  etwa  120.000  Personen  oder 
fast  9 Proc.  der  GesammtbcvOlkerung  in  überfüllten  Wohnungen  lebt  — im  X.  Bezirk 
sogar  18‘5  Proc.  — bezeichnet  der  Verfasser  selbst  als  uiedersebmetternd.  Er  zeigt  auch 
den  engen  Zusammenhang  zwischen  Sterblichkeit  und  Ueberfullung.  In  einem  zweiten 
Abschnitte  beleuchtet  Philippovich  die  Bewegung  des  Bodenwertes  und  der  Mietzinse 
in  Wien,  um  sich  sodann  den  Rcformbcstrebungen  zuzuwend*‘D.  Zum  erstenmale  erfahrt 
man  hier  etwas  Näheres  über  die  praktische  ^\^rkung  des  Gesetzes  über  Arbeiter- 
wohnungen.  Philippovich  bezeichnet  dessen  Erfolge  als  «recht  bescheidene  und 
zudem  noch  höchst  zweifelhafte“.  Auch  was  sonst  zur  Besserung  der  Wohnungs- 
verhältnisse geschehen  ist,  «liefert  ein  äus.oerst  unbefriedigendes  Ergebnis.  Es  ist  ein 
kaum  noch  in  Angriff  genommenes  Gebiet  der  socialen  Verwaltung.“  Was  in  dieser 
Hinsicht  bisher  geschaffen  worden  ist,  kann  kaum  als  ein  .\nfang  angesehen  werden.  Die 
Jubiläuinsstiftung  fBr  Volkswuhnungen  in  Wien,  einzelne  Arbeitcr-lnfallversicherungs- 
anstalten  haben  ein  paar  Arbeiterwohnhänser  errichtet.  «Baugenossenschaften  für  Arbeiter 
und  überhaupt  Familien  mit  kleinerem  Einkommen  . . . sind  in  Oesterreich  kaum 
bekannt.“  (icmeinnützige  oder  ActiennntemehmungcD  fiir  Wuhnungaerrichtung  bestehen  gar 
keine!  Ausserdem  wären  nur  noch  die  Gesellschaft  zum  Baue  von  Arbeiterwobnungen  in 
Prag,  der  Verein  zur  Erbauung  von  Familienhäusern  für  k.  k.  Beamte  in  Wien,  der 
Verein  zur  Herstellung  von  Arbeiterwobnungen  in  Laibach  und  die  AUgeraeine  Sparcasia 
in  Linz  zu  nennen.  — 

Der  zweite  Band  — Hygiene  und  öffentliches  Hilfswesen  — • enthält 
37  Abhandlungen,  welche  thcils  modicinische  und  hygienische  Fragen,  theils  Fragen  der 
Huniauitätsptlego  betreffen. 
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Auf  den  Inhalt  auch  dieses  Uaridea  einzugehen,  fehlt  es  hier  ao  Kaum.  Wir 
müssen  uns  deshalb  mit  einigen  kurzen  Andeutungen  begnügen.  Im  1.  Hefte  wird 
die  Organisation  des  Sanitätsdienstes  sowohl  im  allgemeinen  als  anch  in  den  einzelnen 
Verwaltnngszwcigen  dargeatellt  (Artikel  von  Kusy  t.  Däbrav,  Koller,  Celebrini, 
Hofinokel,  Gauster,  Tiiiua,  Sperkl.  Es  folgen  im  2.  Hefte  3 Abhandlungen  über  das 
Sanit&tspersonalc  (Daiiner,  Netolitzky,  Adler).  Krankenanstalten  (Illing).  Irren> 
anstalten  (TiUowakjr), Gebäranatalten  (Schauta),  Findel-  und  Ainmenanatalten(Unger), 
Blindeninstitute  (Reuss)  und  Taubstummenanstalten  (Urbantschi tsch)  bilden  den 
Gegenstand  des  3.  Heftes,  die  eigentlichen  Humanitktsaiistalten  (Artikel  von  Loew, 
Charas.  Mischler,  Knarek,  Ungar,  Monti.  Wagner  Ritter  t.  Jauregg)  sowie  der 
Alkoholismus  (Daum)  deu  Gegenstand  des  4.  Heftes.  Das  6.  Heft  betrifft  Fragen  der 
Therapie  «^Dairaer,  Paul,  Paltauf),  der  Sterblichkeit  und  des  Leichenwesens  (Daimer). 
Gruber  behandelt  im  6.  Hefte  die  städtische  WasserTersurgung  und  Reinigung  sowie 
die  Verhütung  der  Verunreinigung  der  Gewässer.  Den  Schluss  bilden  Aufsätze  über 
Schulhygiene  tGrassberger,  Netolitzky),  Lebensmittelpolizei  (Grober),  Markt* 
Ordnungen  (Kainz)  und  Veterinärpflege  (Sperk). 

Schon  die  vorstehende  Skizze  dürfte  erkennen  lassen,  wie  vielseitig  und  reichhaltig 
die  in  Rede  stehende  Publication  ist.  Sicherlich  werden  alle  Leser  — und  mOge  es 
deren  recht  viele  geben  — dem  Herausgeber  manuigfacbe  Belehrung  und  Anregung  zu 
danken  haben.  Schiff. 

J.  Goldsteiii,  BevOlkerungsprobieme  und  Berufsgliederung  in  Frank- 
reich. Berlin  IfKK).  J.  Outtentag,  VI  und  223. 

Unter  Verwertung  einer  ausserordentlich  umfungreichen  Literatur  bearbeitet  der 
Verfasser  hier  eine  Fmge,  die  wie  kaum  eine  andere  seit  Jahrzehnten  die  Oflfentliche  Meinung 
Frankreichs  in  Atbem  hält  und  seine  Politiker  wie  seine  Gelehrten,  KationalOkonomen, 
Statistiker,  Aerzte  in  immer  steigendem  Grade  beschäftigt:  den  BevOlkernngsstillstand, 
die  Gefahr  einer  Entvölkerung  Frankreichs.  Die  Thatsachen,  welche  in  so  besorgtem 
lone,  ja  oft  geradezu  im  T«»ne  der  Verzweiflung  discutiert  werden,  sind  ja  bekannt 
genug.  Während  die  anderen  Grosstaaien  Europas  — England,  Deutschland,  Uealcrreich 
u,  w.  — sich  einer  constanten  raschen  Bevölkerungszunahmu  erfreuen,  ist  das  Zuwachs- 
procent  in  Frankreich  seit  dem  Zwauzigerjahre  des  19.  Jahrhunderts  in  starker  Abnahme 
begriffen  und  ist  gegenwärtig  schon  so  niedrig  (0*14  Proc.  im  jährlichen  Durchschnitte 
gegen  060  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderte),  dass  von  einer  völligen  Stagnation 
der  Bevölkerung  gesprochen  werden  muss;  und  nichts  deutet  darauf  hin,  dass  heute  schon 
der  Tiefpunkt  erreicht  ist.  Diese  Ericheiimng  ist  umso  bedenklicher,  als  selbst  dieser 
geringe  Bevrdkerangszuwaebs  nicht  vorhanden  wäre,  würde  nicht  eine  starke  Einwanderung 
von  auswärts  stattflodeu,  während  gleichzeitig  die  Auswanderung  aus  Frankreich  minimal 
ist.  Die  unmittelbare  Ursache  dieser  Erscheinung,  die  gegenwärtig  von  ganz  Frankreich 
als  eine  ernste  nationale,  politische  und  ökonomische  (iefahr  angesehen  wird,  liegt 
weder  in  einer  geringeren  Heiratsfrequenz  noch  in  einer  grösaieren  Sterblichkeit;  sondern 
es  muss  die  niedrige,  rapid  abnehmende  Geburtenfrequeuz  dafür  verantwortlich  gemacht 
werden. 

Welches  aber  die  Ursache  dieser  letzteren  Thatsaclie  ist.  darüber  gehen  die  Meinungen 
weit  aaseinander.  Verfasser  sucht  die  Ansicht,  als  ob  daran  der  Zug  nach  der  Stadt,  die 
Entwickelung  der  Grosstädte,  die  Verringerung  der  landwirUchaftliclien  Bevölkerung 
schuld  sei,  zu  widerlegen.  Sowohl  in  England  als  in  Deutschland  und  Belgien  sei  die 
Grosstadtentwickelung  viel  stärker  und  rascher  vor  sich  gegangen  als  in  Frsukreicli,  ja 
dieses  Land  sei  im  Gegentheil  in  dieser  Hinsicht  stark  zurückgeblieben.  Auch  weist  er 
darauf  hin,  dsss  eine  detaillierte  üntersuchung  der  BuvOlkerungsergebnisse  zeige,  dass, 
je  grösser  der  Antheil  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  eines  Departements  au 
dessen  Gesammtbevrdkerung  sei,  umso  geringfügiger  der  Bevölkerungszuwachs  werde. 
Allerdings  ist  damit  allein  nicht  so  viel  bewiesen,  als  der  Verfasser  meint,  da  die 
Bevölkerungsbewegung  sowohl  von  Gebuitenhlullgkeit  und  Sterblichkeit  aU  auch  von 
dien  Wanderungen  abhängt,  die  geringere  Bevölkerungszunnbrne  in  den  starken  landwirt- 
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schaftiichen  Gebieten  aho  ebensowohl  von  dem  kleineren  Geburtenübenichass  als  von 
der  starken  Abwanderung  in  die  Städte  herrnhren  kann. 

Nachdem  der  Verfa-sser  in  einem  zweiten  Capitel,  von  seinem  eigentlichen  Gegen- 
stände absebweifend.  zu  zeigen  gesucht  hat,  welch  schädliche  Folgen  die  agrarisch^’n 
Schatzzolle  in  Frankreich  fQr  die  Landwirtschaft  gehabt  haben  — der  Fleisch-  und 
Brotconsuui  der  Bevölkerung  sei  dadurch  Termindert,  der  rationelle  Uebergang  vom 
Getreidebau  zur  intensiven  Viehzucht  verhindert  worden,  der  agrarische  Hochsebutz 
habe  den  Fortschritt  der  Landwirtschaft  verlangsamt,  den  Consum  der  arbeitenden 
Classen  beschränkt  — , wendet  er  sich  im  dritten  Capitel  wieder  der  Frage  nach  den 
Ursachen  der  geringen  Kiudcrzahl  zu.  Die  gerade  in  neuester  Zeit  wieder  stark  vertretene 
Ansicht,  das  gleiche  Erbrecht  des  eode  civil  und  der  darin  statuierte  Theilungszwang 
veranlasse  die  Bauern,  für  möglichst  geringe  Nachkoniiuenicbaft  zu  sorgen,*)  wird  nur 
kurz  und  oberflächlich  abgethan.  Der  Schwerpunkt  der  Untersuchung  liegt  vielmehr  in 
dem  Nachweis,  dass,  abgesehen  von  den  statistisch  nicht  ausschlaggebenden  oberen 
Classen,  vor  allem  die  zahlreicben  wohlhabenden,  durch  die  AgrarzOlle  geschützten 
und  begünstigten  grösseren  Bauern  die  Kiuderzabl  möglichst  einschrünken,  und  dass 
bereits  eine  starke  absolute  Abnalime  der  französischen  Bevölkerung  statttknde,  wOrden 
dem  nicht  die  industrielien  und  landwirUcbaftlicheo  Arbeiter  sowie  die  armen  bretontscheu 
Bauern  durch  eine  stärkere  Gsburtenfrequciiz  eotgegenwirken.  Verfasser  thut  zunächst 
dar,  wie  langsam  die  indastrielle  Entwickelung  Frankreichs  ist  im  Vergleiche  zu  England 
und  Deutschland.  Ferner  ist  die  Abnahme  der  Geburtenfrequenz  in  denjenigen  Departe- 
ments am  intensivsten  gewesen,  die  den  stärksten  agricolen,  den  schwächsten  industrielien 
Charakter  haben.  In  ganz  Frankreich  (46  Proc.  landwirtschaftliche  Bevölkerung)  hat  die 
Zahl  der  Geburten  pro  1000  Personen  von  32  auf  23,  also  um  2-':<  Proc.  abgenumineii, 
dagegen  z.  B.  im  Departement  Gera  (72  Proc.  landwirtschaftliche  Bevölkerung)  von 
30  auf  1.5  oder  um  50  Proc.!  Ebenso  sei  die  Geburtenfrequenz  grösser,  je  zahlreicher 
das  ländliche  Proletariat  ist,  schwächer,  je  zahlreicher  die  selbständigen  Eigentbümer  sind, 
und  es  wirke  die  Wohlhabenheit  vermindernd  auf  die  Geburtenfrequenz  ein.  Fast 
unglaublich  klingt,  was  für  eines  der  wohlhabendsten  Departements  featgestellt  ist 
(S.  127  ff.):  io  10  Gemeinden  kommen  dort  auf  1000  Einwohner  jährlich  nur  12  Geburten, 
in  einigen  sogar  nur  8 — 10  (gegen  24  in  ganz  Frankreich);  in  348  von  366  Gemeinden 
dieses  Departements  ist  die  Zahl  der  Todesfälle  grö.sser  als  die  der  Geburten  — in 
22  Gemeinden  sogar  doppelt  so  gross!  In  zwei  Gemeinden  sterben  alljähr- 
lich dreimal  soviel  Menschen  als  geboren  werden!  Dagegen  tragen  die  gänzlich 
veranuten  mittellosen  Bauern  der  Bretagne  zur  Bevölkerungsvermebrung  bei.  ferner  die 
Departements  Nord  und  Pas-de-Calais.  Die  beiden  zuletzt  genannten  Industriecentrea 
stellten  1886—1890  über  50  Proc.  zu  der  gesanimten  natürlichen  Volksveriuehrung 
Frankreichs,  und  während  die  Bevölkerung  Frankreichs  ]801-->189.5  sich  um  1400  Seelen 
verminderte,  vermehrt«  sich  die  Einwohnerzahl  der  beiden  Departements  um  103.000, 
wovon  66.0()0  auf  städtische  Coimnunen  entfielen!  Goldstein  gelangt  so  zum  KesuUat: 
„Die  Departements  mit  stark  entwickelter  Grossindustrie  haben  eine  beträchtlich 
höhere  Geburtenfrequenz  aufzuweisen  als  der  Durchschnitt  für  das  ganze  Land,“  eine 
These,  deren  Richtigkeit  schwerlich  zu  bezweifeln  sein  dürfte. 

Der  Verfasser  kritisiert  nunmehr  die  verschiedenen  Vorschläge,  die  zur  Behebung 
der  geringen  Geburtenzahl  gemacht  worden  sind,  bespricht  einige  nur  in  losem  Zusammen- 
hänge mit  seinem  Thema  stehende  Gegenstände,  erörtert  die  schlechte  Lage  der 
französischen  industriellen  Arbeiterschaft  und  die  Wirkungslosigkeit  der  Arbeiterschatz- 
gesetzgebung. während  gleichzeitig  die  ökonomische  Situation  des  Bauernstandes  bedeutend 
verbessert  wurde.  So  widerspreche  die  auf  Erhaltung  ttberkommener  Formen  gerichtete 
Wirtschafis-  und  Socialpulitik  Frankreichs  der  der  Modernisierung  xustrebenden  Productious- 
weUe;  die  Folge  sei  der  Bevölkerungsstillstand  (S.  200).  Als  einzigen  Ausweg  bezeichnet 
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Goldatein  die  B>^günstigiuig  der  Entwickelang  der  Grossinduatrie  durch  gleichzeitige 
Yornabiue  unifaugreicher  und  durchgreifender  Refonneii  auf  deu  Gebieten  des  Arbeiter- 
Bchutzes,  der  socialen  Hygiene,  der  Yerkehri«,  Zoll«,  Handels*  und  Finanzpolitik. 

Wir  haben  Torsteliend  den  Godaiikengang  und  die  bauptsSchlichaten  Argumente, 
die  der  Verfasser  beibringt,  skizziert.  Es  ist  sicherlich  verdienstroll,  klargestelit  zu 
haben,  welche  sociale  Schichten  es  in  erster  Linie  aind,  anf  deren  Verhalten  der 
BerulkerungsstilUtand  zurückzuführen  ist.  Eine  zureichende  Erklärung  des  Thänomeas 
selbst  ist  indessen  damit  gewiss  nicht  gegeben.  Ebenso  mag  es  zweifelhaft  erscheinen, 
wenn  auch  die  Möglichkeit  zugegeben  werden  mag,  ob  die  intensivere  Industriali- 
sierung Frankreichs  das  Uebel  beseitigen  würde.  Wenn  wirklich  die  Furcht  vor 
Kinderreicbthmn  mit  steigender  Wohlhabenheit  sich  verstärkt  — wird  sie  nicht  vielleicht 
auch  den  Industriearbeiter  ergre;fen,  sobald  sein  Standard  of  life  sich  durcli  socialpolitischc 
Maassregeln  stark  hebt?  So  vermag  auch  das  vorliegende  Buch,  obwohl  es  manches  zur 
Klärung  des  Problems  beiträgt,  die  Fragen  und  Zweifel  nicht  zu  losen,  um  welche  sich 
seit  Jaitren  die  bedeutendsten  Köpfe  der  Franzosen  bemühen.  S. 

Emile  Tandervclde^  La  piopriöt^  fonciere  en  Belgique,  Paris,  librairie  C.  Kein- 
wald,  Scheicber  freres  editeurs,  1900.  327  Seiten. 

Die  „Agrarfrage"  hat  in  den  letzten  Jahren  die  Köpfe  und  die  Federn  der 
socialistischeu  Schriitsteller  Tielfjcb  intensiv  beschäftigt  ~ man  denke  nur  an  die 
bekannten  Arbeiten  von  Kautski,  David,  Hertz  u.  s.  w.  Eine  der  merkwürdigsten 
einschUgigen  Untersuchungen  ist  das  vorliegende  Buch.  Schon  deshalb,  weil  es  für  die 
(auch  von  Vandervelde  verfochtene)  socialistiscbe  These  von  der  Concentrations- 
bewegung  im  Grundbesitz  unanfechtbar  Beweise  beibringen  will,  and  zwar  aus  einem 
Materiale,  das  in  Wahrheit  strikte  das  Gegcntheil  davon  beweist.  Dann  aber  auch,  weil 
das  Buch  zum  Theile  die  Resultate  eigener  directer  Beobachtungen  von  Thatsachen 
bringt  und  die  Kenntnis  der  letcteren  dem  Leser  so  vermittelt,  dass  dieser  selbst  die 
Conclusionen,  die  der  Verfasser  aus  ihnen  zieht,  zu  überprüfen  vermag. 

Weitaus  am  interessantesten  ist  denn  auch  der  erste  Theil  des  Baches,  Mono- 
graphien Über  die  Grundbesitzverbältuisse  dreier  Gemeinden  der  Provinz  Brabant  enthaltend, 
und  zwar  auf  Grund  persönlicher  Beobachtungen  des  Verfassers.  Aus  ihm  lernt  man 
die  höchst  merkwürdige  Umwälzung  kennen,  welche  sich  in  den  ländlichen  Verhältnisseu 
der  ganzen  Provinz  oder  doch  eines  grossen  Theiles  derselben  infolge  des  fast  beispiel- 
losen Wachstlmmes  der  Stadt  Brüssel  und  unter  dem  Einflüsse  einer  Reihe  anderer 
wirtschaftlicher  Factoren  vollzogen  hat. 

Der  Ort  la  Hulpc,  den  uns  der  Verfasser  als  typisches  Beispiel  vorföhrt,  ist 
18  km  von  Brüssel  entfernt.  Im  Jahre  1834  bestand  er  nur  aus  255  Häusern  und 
1250  Einwohnern,  die  fast  alle  an  Ort  nnd  Stelle  als  Bauern,  Taglölmer  oder  gewerb- 
liche Hilfsarbeiter  beschäftigt  waren  und  ein  höchst  kümmerliches  Dasein  fristeten.  Seit- 
her hat  sich  die  Bevölkerung  mehr  als  verdoppelt  — sie  ist  auf  2581  im  Jahre  1898 
gestiegen.  Der  grösste  Theil  dieser  Bevölkerung  besteht  aber  aus  Bauarbeitern,  die 
täglich  mit  der  Eisenbahn  nach  Brüssel  zur  Arbeit  fahren  und  abends  wieder  in  das 
Dorf  zurückkehren,  so  dass  dieses  gleichsam  nur  die  Schlafstelle  für  die  Bauplätze  der 
Hauptstadt  darstellt.  Das  Dorf  hat  gleichzeitig  seinen  Habitus  vollständig  verändert. 
Die  kleinen  niedrigen  Holzhütten  haben  gut  gebauten  steinernen  Häusern  Platz  gemacht, 
ein  grosser  Theil  des  früheren  Waldlandes  ist  urbar  gemacht.  Das  Gemeindegat  ist  ver- 
schwunden, die  Anzahl  der  Grundbesitzbögen  (cotes  foncieres)  ist  von  255  auf  529 
gestiegen,  so  dass  nach  wie  vor  auf  je  G Bewohner  ein  im  Besitze  eines  Ortsinsassen 
befindlicher  Grundbesitzbogen  kommt  und  es  nur  wenige  Familien  dort  gibt,  die  kein 
Stückchen  Boden  ihr  Eigen  nennen.  Zugeuommen  aber  bat  lediglich  der  Parcellenbesitz 
von  weniger  als  2 5a  (von  215  Fällen  mit  100 /la  auf  488  Fälle  mit  174  5a),  während 
die  grösseren  Besitzungen  an  Zahl  abgeuommen  haben  (von  45  Fällen  mit  1.419  5a  auf 
89  Fälle  mit  1.315  5a).  Noch  stärker  als  im  Grundeigentfaum  sind  die  VerändcTungcn  in 
den  landwirtschaftlichen  Betrieben  gewesen:  die  Betriebe  von  15a  und  weniger  haben 
eich  vom  Jahre  1846  bis  1895  von  156  auf  401  vermehrt,  die  Betriebe  zwischen  1 und 
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10  Aa  haben  sich  gleicliEeiti^  vermindert  (140  — IOC),  während  die  Anzahl  der  betriebe 
mit  mehr  als  10 /la  unverändert  geblieben  Ut  Die  Bodencultur  ist  stark  Euröckgegangen. 
Den  254  industriellen  Arbeitern,  die  in  UHulpe  wohnen,  stehen  oben  nur  79  Landarbeiter 
gegenüber.  Von  den  220  männlichen  Iiidastriearbeitern  sind  wenig.^tens  125,  die  täglich 
nach  Brussel  zur  Arbeit  fahren.  Ursachen  für  diese  tflglirhe  Wanderbewegung  sind:  das 
BauOeber  in  der  Hauptstadt,  der  Niedergang  der  Hausweberei  auf  dem  Lande,  die 
Verdrängung  der  einheimischen  Arbeiter  in  la  Hulpe  durch  schlechter  entlohnte  flämische 
Arbeiter  mit  niedriger  Lebenshaltung,  die  Ucduction  di  r landwirtschaftiieben  Arbeits- 
kräfte theils  infolge  der  agrarischen  Krise,  Ihells  infolge  der  V’erdrängung  des  Hand- 
drusches  durch  den  Maschinendrusch.  Die  Bestellung  der  kleinen  Äecker  und  Gärten 
bleibt  nnter  diesen  Umständen  Sache  der  im  Orte  znrückbleibenden  Frauen  und  Kinder, 
und  sie  erfolgt  immer  ausschliesslicher  Mr  die  eigene  Consumtion  der  Arbeiterfamilie. 
So  hat  die  Landwirtschaft,  welclie  früher  in  erster  Linie  Tauschwerte  prodocierte,  sich 
in  steigendem  Maasse  in  die  Erzeugung  bloss  von  Gebrauchswerten  umgewandeH.  Ver- 
ursacht Ist  dieser  Umwähungsproccss  vor  allem  durch  den  ungeheuren  Einfluss  der  plötz- 
lichen Menachenanhäufung  in  Brüssel,  ermöglicht  wurde  sie  durch  die  beispiellos  niedrigen 
Eisenbahntarife.  Nirgends  In  Europa  werden  Arbeiter  so  billig  befördert,  wie  in  Belgien. 
Eine  Arbeiterwochenkarte,  zu  12  Fahrten  berechtigend,  kostet  weniger  als  ein  gewöhn- 
liches Uctourbilletf  fflr2Fr.  25  Cs.  kann  der  belgische  Arbeiter  eine  Woche  lang  täglich 
eine  Strecke  von  50  Am  hin-  und  zurückfahren.  Es  wurden  denn  auch  im  Jahre  189^ 
über  87«  Millionen  Woclienbillets  allein  auf  den  Staatsbabneo  gelöst,  d.  h.  über 
100.000  Arbeiter  (etwa  ein  7a  ganzen  industriellen  Arbeiterschaft)  fahren  Tag  für 
Tag  mit  der  Bahn  vom  Lande  in  die  Stadt  zur  Arbeit! 

Diese  Verbindung  städtischer  Arbeit  mit  ländlichem  Wohnen  hat  för  die  Arbeiter 
gewiss  manche  grosae  hygienische  und  wirtschaftliche  Vortheile;  das  für  andere  Industrie- 
städte so  schwierige  Wohnungsproblem  ist  hier  grossentheils  schon  gelöst  oder  vielmehr, 
es  ist  überhaupt  nicht  in  diesem  Unifangc  entstanden.  Anderseits  werden  aber  die 
höheren  Löhne  in  der  Stadt  bei  gleichzeitigen  niedrigen  Mietziusen  durch  eine  ausser- 
ordentliche Ennüdung  der  Arbeiter  erkauft;  muss  doch  ein  Tbeil  dieser  Arbeiter  täglich 
über  70  Afn  mit  der  Eiseiibabn  und  überdies  die  Wege  von  und  zu  der  Wohnung,  zum 
und  vom  Arbeitsplatz  zurQcklegen!  Auch  hat  es  nachtheilige  Folgen  für  den  Haushalt 
und  für  die  Kindererziehung,  dass  nunmehr  die  Bodenbestellung  ganz  auf  den  Schultern 
der  Frau  ruht. 

Neben  die.scn  zahlreichen  Zwcrgbesitzuiigen  der  industriellen  Arbeiter  gibt  es  in 
den  fraglichen  Theilon  Belgiens  nur  einige  wenige  sehr  grosse  herrscbaftHcbe  Güter,  die 
aber,  wie  der  Verfasser  angibt,  so  gut  wie  keine  Rente  abwerfen. 

Wir  haben  durch  diesen  ersten  Theil  des  Buches  von  Vandervelde  eine  eigen- 
artige und  interessante  ökonomische  Kntwdcklung  keunen  gelernt.  Zu  bedauern  ist  nur 
einerseits,  dass  nicht  gezeigt  ist,  in  welchem  Umfange  die  für  einzelne  einander  benach- 
barten Gemeinden  geschilderten  Verhältnisse  als  typische  anzusehen  sind,  anderseits, 
dass  älmliche  locale  Hunographien  nicht  auch  für  einzelne  Gemeinden  der  anderen 
Provinzen  geboten  werden. 

Diesem  Mangel  wird  auch  dadurch  nicht  abgeholfen,  dass  Vandervelde  in  dem 
zweiten  Theile  seines  Buches  (Monographies  regionales)  einen  Uebcrblick  über  die  Ent- 
wickelung der  Grundbesitzverhältnisse  der  einzelnen  Provinzen  zu  geben  sucht.  Dieser 
Theil  ist  bereits  viel  mehr  Bedenken  ausgesetzt,  als  der  erste.  Die  ganze  Untersuchung 
besteht  im  wcsenilicben  ans  einem  V'ergleichc  der  cotes  foncierea  zur  Zeit  der  Katastrierung 
(grossentheils  1834,  zum  Theile  1845)  mit  der  Gegenwart  {1898).  Ein  solcher  V^ergleich 
ist  jedoch  deshalb  nur  von  sehr  problematischem  Werte,  weil  — älmlich  wie  unsere 
ürundbesitzbugen  — eine  cote  fonciere  den  Besitz  einer  Person  nur  in  einer 
einzigen  Gemeinde  umfasst.  Für  denselben  Grundbesitzer  sind  daher  so  viele  cotes 
fonclcres  ausgefertigt,  als  es  Gemeinden  gibt,  in  denen  er  begütert  ist.  Aus  den  cotes 
foncicres  kann  daher  die  Grundbesitzvertheilung  nicht  richtig  erkannt  werden;  weder 
stimmt  die  Zahl  der  Grundbesitzbugen  mit  der  Zahl  der  Grundbesitzer  überein,  noch  auch 
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kann  au^  der  Gn'>8seDgliederuiig  der  cotes  fonciercfl  auf  die  Grasst'iigliederang  des  Hesitzea 
geschlossen  verden.  Der  Verfasser  selbst  führt  Beispiele  an,  in  welchen  einem  einzigen 
Grondbesiti  50  und  mehr  BOgeii  entsprechen!  Die  Darstellung  der  Grundbesitzrerhältnisse 
nach  Prorinzen  ist  weiters  auch  deshalb  unTollstAndig,  weil  zumeist  nur  die  cotes  von 
mehr  als  100  Afu  und  deren  Zu*  oder  Abnalime  ausführlicher  behandelt  sind.  Trotz  dieser 
Vorbehalte  darf  man  aber  sagen,  dass  der  Verfasser  ein  recht  anschauliches  Bild  run 
den  ungeheuren  localen  Verschiedenbeiten  giebt,  welche  die  einzelnen  Provinzen  Belgiens 
hiusichtlich  der  Agrarverhältnisse  aufaeisen.  Auch  weiss  er  viel  Interessantes  über  die 
Entstebungsgesebiebte  einzelner  Grossgrandbesitzungen  milzutheilen.  In  welch  unglaub* 
lieber  Weise  z.  B.  in  Brabant  König  Wilhelm  zu  Beginn  der  Zwanzigerjahre  sich  in 
den  Besitz  der  Staatsgüter  gesetzt  hat  — falls  die  vom  Verfasser  gegebene  Darstellung 
richtig  ist  — , das  muss  man  im  Werke  selbst  Seite  lC>3fr.  nachlesen. 

In  dem  dritten  Theile  *Der  Grundbesitz  in  Belgien  1834 — 1809“  zieht  der  Verfasser 
seine  Conclusionen:  der  Capitalismus  erobere  immer  mehr  die  Landwirtschaft,  es  finde 
eine  zunehmende  Concentration  des  Grundbesitzes  statt.  Itichtig  ist  es,  dass  die  Verpachtung 
des  Bodens  in  Belgien  immer  noch  l'ortscbritte  macht:  im  Jahre  1880  waren  nur  noch 
35-0  Proc.  des  Ackerlandes  von  den  Eigeuthüinem  selbst  bewirtschaftet,  im  Jahre  1895  sogar 
nur  noch  31*1  Proc.  Während  nur  231.319  Landwirte  ausschliesalicb  oder  zum  grösseren 
Theile  eigenen  Boden  bebauen,  beruht  die  Wirtschaft  von  098.306  Landwiiten  ganz  oder 
überwiegend  auf  Pachtung. 

Dagegen  ist  der  Beweis  für  eine  allgemeine  wachsende  Concentration  weder  hin- 
sichtlich des  Landwirtschaftsbetriebes  noch  hinsichtlich  des  landwirtschaftlichen  Grund- 
besitzes erbracht.  Vielmehr  gebt  aus  den  vom  Verfasser  angeführten  Zahlen  folgendes 
hervor:  1846— 186G  hat  sich  die  Zahl  der  Laudwirtschuftsbetriebe  in  sämintlichen  Grössen- 
ciaasen  stark  vermehrt;  1866 — 1880  sind  die  Zwergbetriebe  (0 — 2/m)  um  fast  30  Proc.  an 
Zahl  gewachsten,  in  allen  grösseren  Bctriebsclassen  ist  die  Zahl  absolut  — und  umso 
mehr  relativ  — gesunken;  1880—1890  endlich  zeigt  sich  zwar  für  die  Zwergbetriebe 
eine  Verminderung,  die  der  Verfasser  aber  selbst  als  nur  scheinbar  bezeichnet,  während 
die  Mittelbetriebe  um  6 Proc..  die  Orossbetriebe  uni  4 Proc.  zahlreicher  geworden  siiuL  lin 
Jahre  1846  waren  70  Proc.  aller  Landwirtschaftsbetriebe  unter  2Aa  gross,  22  Proc.  hatten  eine 
Ausdehnung  von  2— lO/ta.7  Proc.  eine  solche  von  10— 00/ta  und  0*8  Proc.  waren  Groosbetriebo 
über  00  ha;  bis  zum  Jahre  1895  dagegen  ist  der  Anlheil  der  Zwergbetriebe  (unter  2 ha)  von 
70  auf  76  Proc.  gestiegen,  während  die  Quote  bei  allen  grösseren  Betrieben  gesunken  ist, 
und  zwar  bei  den  Betrieben  zwischen  2 und  10  ha  von  22  auf  18  Proc.  (um  etwa  ’/j),  bei 
den  mittleren  Betrieben  (10— 50/ia)  von  7 auf  5 Proc.  (um  mehr  als  */i)»  Gross- 

betrieben sogar  von  0'8  auf  0*4  Proc.,  daher  mn  die  Hälfte!  Es  gehört  ein  hoher  Grad  von 
parteipolitischer  Voreingenommenheit  dazu,  angesichts  solcher  Zahlen,  — die  allerdings 
in  dem  Buche  klugerweise  nicht  in  dieser  Art  gruppiert  sind,  — von  einer  Concentration 
der  Landwirtschaft  in  Belgien,  von  einer  .Eroberung  der  Landwirtschaft  durch  den 
Capitalismus  zu  sprechen! 

Auch  der  Versuch  desAuturs,  eine  Zunahme  des  Grossbesitzes  zu  beweisen,  ist  total 
missglückt.  Selbst  wenn  wir  dem  Verfasser  auf  das,  wie  wir  wissen,  sehr  zweifelhafte  Gebiet 
der  Vergleichung  der  Grundbeaitzbögen  folgen,  ergibt  sich  — itLnier  bei  Benützung 
der  von  V'andervelde  selbst  vorgeführten  Zahlen  — das  entgegengesetzte 
Uesultat:  zur  Zeit  der  Anleguiig  des  Katasters  (1834 — 1345)  wurden  2283  cotes  foncieres  über 
100  ha  gezählt  mit  zusammen  659.448  ha,  im  Jahre  1898,99  dagegen  nur  214.5  solcher  cotes 
foncieres  mit  578.388Aa.  Es  fand  also  eine  Abnahme  der  Zahl  nach  um  6 Proc.,  der 
Fläche  nach  um  12  Proc.  statt.  Die  Grossgrundbesitzungen  waren  hiernach  nicht  nur 
weniger  zalilreich,  sondern  auch  kleiner  geworden,  da  die  DurchsebnittsgrOss«  eines 
Besitzbogens  von  mehr  als  100  A»  sich  zu  Beginn  der  Periode  auf  289,  am  Ende  der- 
selben nur  noch  auf  270  ha  stellte.  Diesen  Zahlen  gegenüber  klammert  sieb  Vaudervclde 
daran,  dass,  wenn  man  die  Besitzungen  der  juristischen  Personen  ausscheide,  die 
Fläche  der  Besitzungen,  welche  Privaten  zugehOren  und  über  lOOAa  umfassen,  in  dem 
genannten  Zeiträume  von  39*2.35.3  An  auf  397.130  ha  gewachsen  sei.  Es  genügt  auf 
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die  Oeringfö^igkeit  dieser  Veränderung  binruweisen,  um  den  Verfasser  ad  absurdum  zu 
fOhren:  der  Äntbeil  des  priraten  Grossbesitze»  wäre  hiernach  im  Laufe  eine«  halben 
Jahrhundertes  von  13*3  Proc.  auf  13*5  Proc.  gestiegen,  die  Zunahme  beträgt  nur  1*2  Proc. 
der  Anfangszahll  Zudem  ist  aber  die  Aasscheidung  des  Besitzes  der  öffentlichen  Körjter- 
schäften  schon  an  und  für  sich  ganz  ungerechtfertigt;  and  doppelt  ist  dies  der  Kall, 
wenn  in  dem  beobachteten  Zeiträume  viel  Gros»besitz  aus  den  Händen  solcher  Cor- 
porationen  in  die  von  Privatpersonen  flbergegangen  ist.  Gerade  der  Verfasser  zeigt  aber 
In  dem  2.  Theile  seines  Boches  — und  das  sind  sogar  mit  die  ioteroHsantesten  Partien 
in  welch  grotsem  Umfange  ätaaU-,  Kirchen-  und  Gemeindegtitcr  von  Privaten  anf  recht- 
liche und  nnrechtiiehe  Weise  erworben  worden  sind. 

Die  vom  Verfasser  behauptete  Entwicklung  zum  Capitalismus  und  zum  Grossbesitze 
in  der  belgischen  Landwirtschaft  ist  daher  in  Wahrheit  eine  Tendenz,  die  lediglich  dem 
Buche  Vanderveldes,  nicht  aber  den  Thatsachen  innewohnt.  Und  gegen  solche  tenden- 
ziöse Darstellungen,  muss  vom  Standpunkte  der  Wissenschaft  aus  energisch  Verwahrnng 
eingelegt  werden.  Schiff. 

Johann  Pollitzer,  Die  Lage  der  Lehrlinge  im  Kleingewerbe  in  Wien- 
(Wiener  Staat^wissenschaftliche  Studien,  berausgegeben  von  Bernatzik  und  Philip- 
povich.  n.  Band,  3.  Heft.)  Tübingen  und  Leipzig,  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck), 
1900.  132  S. 

Diu  Lehrlingswesen  ist  eine  der  dunkcLtcn  Seiten  der  auch  sonst  schon  so 
traurigen  socialen  Verhältnisse  im  österreichischen  Kleingewerbe.  Darflber  lassen  alle 
Urtheile  sachkundiger  Personen,  die  Berichte  der  Gewcrbeinspectoren  sowie  die  mehrfach 
veranstalteten  amtlichen  und  privaten  Oewerbeeiiquötcn  keinen  Zweifel.  Indessen  fehlte 
es  bisher  an  einer  spcctell  die  Lage  der  Lehrlinge  betreffenden  Erhebung.  Eine  solche 
Knquötc  wurde  im  Jahre  1897  von  der  Ethischen  Gesellschaft  in  Wien  veranstaltet,  und  ihre 
llesultate  sind  in  dem  vorliegenden  Buche  von  Pollitzer  dargeatellt.  Er  theilt  zunächst 
in  einer  Einleitung  mit,  wie  die  Enquöte  veranstaltet  worden  ist.  281  Personen  wurden 
nach  einem  einheitlichen  Fragenschema  vernt)mmen,  zum  Theile  Lehrlinge,  zum  Theile 
junge  Gehilfen.  Dass  unterlassen  wurden  ist,  auch  Meister  zu  befragen,  war  sicherlich 
ein  methodologischer  Fehler,  wenn  sich  auch  gezeigt  hat,  dass  die  Angaben  der  Experten 
mit  den  Berichten  der  Gewerbeinspectoren  im  Einklang  stehen.  Auch  der  Grund, 
den  Pollitzer  für  diese  Unterlassung  angibt,  ist  durchaus  nicht  stichhaltig.  In  der  kurz 
vorher  veranstalteten  Arbeiterinnenenquöte  wurden  auch  die  Unternehmer  veinommen,  ohne 
dass  infolgedessen  Arbeiterinnen  gemaassregelt  worden  wären.  Den  Ergebniss«»  der 
Enquöte  acbkkt  der  Verfasser  eine  lichtvolle  Dar^tella^g  des  in  Oesterreich  geltenden 
Lchrlingarechtes  voraus.  Hier  zieht  er  auch  einige  statistische  Daten  an,  welche  an  sich 
schon  das  gänzliche  Versagen  der  Lehrlingsgesetzgebung  zur  Genüge  beweisen.  Alle 
Lehrlinge  sind  gesetzlich  zum  Bt-suche  gewerblicher  Fortbildungsschulen  verpflichtet  — 
den  174.405  Lehrlingen  stehen  aber  nur  83.696  Schüler  an  solchen  Anstalten  gegenüber. 
Die  Genossenschaften  sollen  die  Anzahl  der  von  einem  Meister  zu  haltenden  Lehrlinge 
beschränken  — nur  228  von  5317  Genossenschaften  haben  dies  gethan;  sie  sollen  zur 
Controle  der  Lehrherren  Lehrlingsprufungen  statuieren  — 4282  sind  dieser  Vorschrift 
nicht  nacligekommen;  sic  sollen  für  gewerbliche  Fach’ehranstalten  sorgen  — 4995, 
97*7  Proc.,  haben  diese  Pflicht  unterlassen;  sie  sollen  die  Befolgung  der  VorschrifUn 
über  das  Halten  von  Lehrlingen  überwachen  — sie  thnn  cs  aber  nicht;  sie  sollen 
Lehrlingskrankencsssen  enichten  — es  bestehen  deren  statt  5317  nur  3131 

In  dem  zweiten  Capttel  stellt  der  sehr  sachkundige  Verfssser  die  Lage  der 
Lehrlinge  in  Wien  dar.  In  neun  Abschnitten  werden  die  persönlichen  Verhältnisse,  die 
Vermittlung  und  der  Lehrvertrag,  die  Lehrzeit,  Werkstätte  und  Wohnung,  Kost  und 
Lohn,  die  Behandlung,  die  Meistcrlchrc,  die  Arbeitszeit,  die  Fortbildungsschulen  und  die 
Aussichten  der  Lehrlinge  behandelt.  Dabei  dienen  die  von  den  Experten  gemachten 
Angaben  zumeist  nur  als  — wenn  auch  vielfach  recht  crasse  — Illustrationsfacten 
zu  den  dem  Verfasser  aus  anderweitigen  Quellen  bereits  bekannten  Zuständen,  die  er 
ruhig  und  ubjeciiv,  aber  doch  mit  wolilthucnder  Wärme  aii-.chaulich  schildert. 
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Die  wtiJteiitlidieteu  Ergebnisse  «einer  Vntersuchangen  »eien  hier  knrz  niifgetheüt, 

1.  HorsOniiche  Verhältnisse.  Der  Nachwuchs  des  Wiener  Kleingewerbes  recruticrt 
sich,  was  sehr  charakteristisch  ist,  weder  aus  Wiener  Arbeiterfamilien,  noch  aus  Hand- 
werkerfamilien NiederÖLterreichs,  sondern  fast  ansschlicsslich  aus  Wiener  und  czechischen 
Handwerkerfamilien  und  aus  czechischen  Bauern.  2.  Vermittlung  und  Lehrvertrag. 
Die  Genossenschaften  kommen  ihrer  Pflicht  der  Arbeitsrermittlung  fast  gar  nicht  nach; 
diese  erfolgt  zum  kleinen  Theil  durch  gemeinnützige  Anstalten,  zumeist  auf  privatem 
Wege,  durch  Zeitungen  u.  s.  w.  Manchmal  wird  geradezu  ein  Lehrlingtwucher  getrieben. 
Vielfach  werden  die  aufgenommenen  Lehrlinge  gar  nicht  oder  doch  erst  nach  längerer 
Zeit  aufgedungen.  lufolgedessen  ist  auch  die  Zahl  der  Lehrlinge  in  Wirklichkeit  viel 
grosser,  als  die  genoasenschaftlichen  Ausweise  angeben.  3.  Die  Lehrzeit  wird  durch 
die;e  Nichtanmcldung  ihres  Beginnes  in  zahllosen  Fällen  sehr  verlängert.  Dsss  die  Auf- 
kündigung erst  ein.  zwei,  drei  Jahre  nach  dem  Eintritt  erfolgt,  ist  etwas  Gewöhnliches. 
Aber  auch  fünf,  sechs  Jahre  kommen  vor.  4.  Wie  elend  die  Wohuungsverhältnisse, 
die  Kost,  wie  gering  die  Lohne  sind,  muss  man  an  Ort  und  Stelle  nachlesen.  Freilich 
steht  die  Lebenshaltung  der  Meister  oft  ~ aber  nicht  immer  auf  demselben  niedrigen 
Niveau.  5.  Die  Behandlung  der  Lehrlinge  soll  eich  in  Wien  in  den  letzten  Jahren 
gebessert  haben.  Doch  geboren  auch  heute  noch  brutale  körperliche  Misshandlungen 
nicht  zu  den  Seltenheiten,  ü.  Die  entsetzlich.sten  UebeUtände  bestehen  aber  hinsichtlich 
der  Ausbildung  der  Lehrlinge.  Die  Thatsachen,  die  hier  Pollitzer  vorbringt, 
bestätigen  durchaus,  was  a'le  ehrlichen  Beobachter,  auch  die  für  das  Fortbestehen  des 
Kleingewerbes  sich  einsetienden,  zugestehen  müssen:  LehrlingszQchterei,  d.  h.  übermässige 
Anzalü  der  Lehrlinge  im  Verhältnis  zu  der  Zahl  der  Gehilfen,  infoige-lessen  weit  ver- 
breitete Stellenlosigkeit  der  letzteren;  Unterweisung  der  Lehrlinge  nur  in  einzelnen 
Handgritfrn  des  arbeitstheiligen  Productionsprocesses,  meist  auch  Verwendung  bei  der 
Uerstellung  lediglich  einer  Specialität  — ein  Punkt,  der  die  Lehre  gerade  in  Wien  infolge 
der  weitgehenden  Specialisii-rung  des  Kleingewerbes  besonders  mangelhaft  macht;  der 
Lehrling  wird  auch  zu  den  schwersten,  volle  KOrperkraft  erfordernden  Arbeiten  heran- 
gezogen, während  er  anderseits  als  unbezahlter  h&usLicber  Dienstbote,  Lanfbursche, 
Trag-  und  Zugthier  bcuützt  wird.  Die  Folge  ist,  dass  die  Lehrlinge  violfacb  bestenfalls 
einen  kleinen  Theil  des  Gewerbes  erlernen,  oft  aber  überhaupt  nichts.  Nur  in  ganz 
wenigen  Fällen  erhält  der  Lehrling  wirklich  eine  Ansbildung  im  ganzen  Gewcid>e.  Die  Lcbr- 
lingsprüfuiig  ist  eine  ganz  überHüsaige  Formalität  geworden  — und  fast  ist  das  noch 
ein  Gluck  für  die  Opfer  der  Lehrlingaausbeutung.  Der  Lehrherr  „bildet  seinen  Lehrling 
nidit  zum  Gewerbetreibenden,  sondern  zu  einer  rasch  functionierenden,  zu  seinen  Gnnsten 
arbeitenden  Maschine  aus,  welche  nur  einige  wenige  Arbeitsleistungen,  diese  aber  mit 
Präcision  und  geldspareuder  Geschwindigkeit  vollzieht.  Die  Anschalfung  der  Maschine 
kostet  ihm  nichts,  ihre  Erhaltung  sehr  wenig.  Eine  Ecke  in  der  Werkstätte,  in  der 
Küche,  im  Magazin  bietet  Raum  für  sie.  Fast  ohne  Aussetzen  bleibt  sie  in  Thätigkeit. 
Wenn  die  erwachsenen  Menschen  ruhen  und  sich  von  der  Arbeit  zur  Erholung  oder  zum 
Vergnügen  zurückziehen,  hastet  die  Maschine  weiter;  ohne  ordentliche  Nachtruhe,  ohne 
Ruhetag  wird  sie  weitergequält  Aber  diese  Ma.schine  ist  ein  junger  Mensch,  in  den 
Jahren  der  Entwickelung,  der  der  sorgsamen  Vorsicht  noch  sehr  bedürfte.*  Diese 
Aeutserungen  wird  mancher  vielleicht  für  arg  übertrieben  halten;  wenn  aber  im  folgenden 
sechsten  Abschnitt  Arbeitszeiten  bis  zu  15,  18,  ja  23  Stunden  ohne  Sonntagsruhe 
coDStatieit  werden,  so  kann  man  in  dieser  Meinung  wieder  wankend  werden.  7.  Dass  die 
Fortbf Idu ngsscbnlcn,  deren  Besuch  den  Lehrlingen  gesetzlich  vorgeschrieben  ist, 
unter  solchen  Umständen  in  der  Regel  keine  sehr  grossen  Lehrerfolgc  durch  ihren 
Abendunterricht  aufzuweisen  vermögen,  ist  klar.  8.  So  sind  denn  die  Aussichten  der 
Lehrlinge  infolge  ihrer  grossen  Zahl  und  ihrer  mangelhaften  Ausbildung  die  schlechtesten. 
Das  Uebermaasa  der  Zahl  der  Lehrlinge  führt  einerseits  zu  einem  Ueberangebot  an  jungen 
Gehilfen,  anderseits  zu  einem  Unterbieten  der  letzteren  durch  den  Nachwuchs  an 
Lehrlingen.  So  glückt  es  nur  einem  kleinen  Theile  der  freigesprochenen  Lehrlinge,  in  dem 
gelernten  Gewerbe  zu  bleiben.  Die  Meisten  sind  froh,  wenn  sie  ungelernte  Taglöhner- 
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Arbeit  finden,  sie  werden  declassiert  und  sinken  vielfacb  in  die  unterste  Schichte  des 
Proletariats  herab. 

Den  Schloss  der  Arbeit  bildet  das  Capitel  •Lehrlingspolitik*'.  Mit  Recht  siebt 
Pollitzer  ebenso  wie  zahlreiche  andere  Socialpolitiker  in  der  Rvfon»  der  Meisterlehre 
das  centrale  Problem  des  Lebrlingswescns.  ja  zom  Theüe  der  Handwerkerfrage  überhaupt 
Er  bringt  für  dessen  LOsung  neue  und  originelle  Vorschläge;  nach  der  Volksschule,  noch 
vor  beginn  des  Lehrrerhältnisses,  also  vor  seinem  Eintritte  in  die  praktische  Meister- 
lehre solle  jeder,  der  Lehrling  werden  wolle,  gehalten  sein,  eine  gewerbliche  Fortbildungs- 
schule zu  absolvieren;  ein  continuierliclur  Unterricht  ohne  Ucbermüdnng  durch  Lehr- 
lingsarbeit  wQrdc  den  jungen  Leuten  in  wenigen  Monaten  jene  allgemeinen  Kenntnisse 
beibringen,  die  als  Grundlage  für  die  Ausbildung  in  jedem  Handwerke  erforderlich  sind. 
Während  der  Lehneit  sollen  dann  dem  Unterrichte  in  denjenigen  Fächern,  die  speciell 
nir  die  einzelnen  Arten  des  Handwerkes  gebraucht  worden,  Fachschulen  dienen,  die 
wahrend  der  Meisterlehre  an  einem  Wuchenvormittage  von  den  Lehrlingen  besucht 
werden  tndaseu.  Endlich  soll  die  Gewerheverwaltung  durch  einen  entsprechenden  Turnus 
unter  den  verschiedenen  Meistern  des  nämlicheu  Gewerbes  auch  dafür  sorgen  dass 
jeder  Lehrling  den  vollen  Umfang  seines  Gewerbes  und  nicht  bloss  einzelne  Special- 
arbeiten  erlerne;  der  Lehrturnus  nilisstc  eben  so  eingerichtet  sein,  dass  successive 
alle  einzelnen  Specialzweigc  von  jedem  Lehrling  durcligemacht  weiden  würden. 
Natürlich  ist  eine  solche  Normierung  der  Meisterlehre  nicht  ohne  weitgehende  Zwangs- 
und Controlsrechte  der  staatlichen  Behörden  gegen  die  Lehrlinge  wie  gegen  die  Meister 
ausführbar.  Aber  man  darf  Pollitzer  zuslirmuen,  dass  solche  Zwangs-  und  Controlsrechte 
höchstens  von  demjenigen  als  ungerechtfertigt  angesehen  werden  könnten,  der  das  Lehr- 
Verhältnis  lediglich  als  einen  Arbeitsvertrag  ansieht;  sobald  man  jedoch  den  richtigen 
Gesichtspunkt,  dass  cs  sich  liier  um  ein  Lehr-  und  Erziehungssjstcm  handelt,  streng  festhält, 
schwindet  jedes  Bedenken  über  die  Berechtigung  eines  Zwanges.  Dass  manche  andere 
Bedenken  gegen  die  von  ihm  vorgeschlagene  Reform  bestehen,  sieht  der  Verfasser  selbst 
ein,  und  er  versteht  es  auch,  sic  sehr  wesentlich  abzuscbwücheu,  wenn  auch  vielleicht 
nicht,  sie  ganz  zu  entkräften.  Aber  ein  Einwand  lässt  allerdings  praktisch,  wenn  auch 
nicht  theoretisch,  den  schönen  Plan  fast  unausführbar  erscheinen.  Das  Handwerk  vermag 
sich  gegenwärtig  vielfach  nur  noch  durch  LehrlingszQchtcrei.  durch  die  kostenlose  Aus- 
nützung der  armen,  hilflosen  jungen  Geschöpfe  als  Hilfsarbeiter,  Oberhaupt  noch  zu 
erhalten.  Den  Lehrling  zu  dem  machen,  was  er  in  Wahrheit  sein  sollte,  zu  einem 
Zögling,  einem  Schüler,  das  hiesse  die  Axt  au  die  Wurzel  eines  grossen  Theiies  der 
heutigen  Kleinbetriebe  legen.  Der  Wirtsciiaftspolitiker  mag  fordern,  dass  der  Staat  Hand- 
werksbetriebe ruhig  als  gemuinschädlicU  zugrunde  gehen  lasse,  die  sich  nur  durch 
solche,  social  und  moralisch  gleich  verwerfliche  Mittel  vor  dem  Untergänge  retten 
können:  in  der  Praxis  wird  mau  bei  uns  in  Oesterreich  auf  eine  Wirt>chaftspolitik  dieser 
Art  wohl  vergeblich  warten.  Schiff. 

J.  Kmijansky.  Die  gewerblichen  Genossenschaften  Belgiens  (Staats- 
und  BocialwisBcnschaftliche  Forschungen,  herausgegeben  von  G.  Schuiollcr. 
Will.  Bd.,  Heft  3).  Leipzig  Dunckel  & Humblot  1UCK>,  Vllf  und  S. 

In  dieser  auf  Autopsie  gegründeten  Studie  stellt  der  Verfasser  die  Entwicklung 
und  den  gegenwärtigen  Stand  des  gewerblichen  Geiiusscnschaftswcseiia  in  Belgien  dar, 
das  bekanntlich  durch  die  weite  Verbreitung  und  den  grossen  Erfolg  der  genossen- 
schaftlichen Bäckereien  und  Apothokeu  besonders  intereHsant  ist.  An  Stelle  der  ber- 
gebraebten  Kintheiluug  in  Cunsumvereine  und  Productivgenossenschaften  wendet  er  die 
weit  richtigere  an,  die  Miss  Potter  und  Oppcuheiiuer  vorgeschlagen  haben:  in  Con- 
6umcnten>  und  ProduceiitengciiossenscliafteD.  Zu  den  erstcren  zählen  nebst  den  Cousum- 
vereinen  insbesondere  die  genosseuschaftlichen  Apotheken,  Bäckereien  und  zumeist 
auch  Bierbrauereien,  zu  den  letzteren  die  eigentlichen  Prodnctivassociationen.  Was  die 
belgischen  Arbeiter  auf  dem  erstgenannten  Gebiete  binnen  weniger  Jahre  geleistet  haben, 
und  zwar  nicht  nur  in  den  grossen  Städten  (Voornit  in  Gent,  Malsou  du  people  in 
Brüssel),  sondeni  auch  in  kleineren  (nProgros**  in  Jolimont)  ist  imponierend.  Socialpolitisch 
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wichtig  ist  es  insbesonJere,  dass,  wie*  Boujanskj  zeigt,  diese  Consamentengenossenschaften, 
wo  es  ihnen  möglich  ist,  ihren  Arbeitern  bessere  ArbeiUhedingniigen  als  sonst  üblich 
— höhere  Lolinc,  körzere  Arbeitszeit  — gewähren.  Allerdings  gelingt  dies  nicht  immer; 
and  vielfach  bedienen  sich  diese  Genosscnschafteti  (insbesondere  In  der  Schneiderei)  unter 
dem  Drucke  der  Concurrenz  sogar  der  socialpolitisch  rückständigsten  Form  des  Qross- 
betriebos,  des  Verbigssysteines.  Interessant  ist  cs  ferner,  dass  die  in  Rede  stehenden 
Genossenschaften  bis  zu  einem  gcwis.sen  Grade  die  uncntgoltliche  Kranken-  und  Alters^ 
fürsorge  für  ihre  Mitglieder  eingerichtet  haben:  wer  eine  bestimmte  Minimalzeit  Genossen^' 
schaftsmitglicd  gewesen  ist  (und  ein  Minitiium  bei  der  Genossenschaft  eingekaaft  hat), 
erlangt  damit  von  selbst  Anspruch  auf  ärztliche  Beliandlong,  Medicaniente.  Freibrote, 
xam  Theil  auch  auf  Krankengeld  oder  auf  Altcisreiiten. 

Hingegen  haben  die  belgischen  Arbeiter  auf  dem  Gebiete  der  Prndnetivgenossen- 
schaften  keine  Erfolge  aufzuweisen,  was  der  Verfasser  einestbeiU  auf  das  Fehlen  an  ent- 
sprechendem Betriebscapital.  anderseits  aber  auf  die  dieser  Geno«senschaftsform  inhSric- 
renden  M&ngel  und  tSchwächen  zurückfiihrt,  worüber  die  AusfUhrungen  des  Buches  selbst 
nacbznlescn  sind.  Das  Resultat,  zu  dem  der  Autor  gelangt,  ist:  die  Entwicklungs- 
fähigkeit der  Consumentengenossenschaften  und  die  Lebensunfähigkeit  der  Genossen- 
schaften von  Producenten.  Während  diejenigen  Organisationen,  welche  den  Interessen 
der  Consumenten  dienen,  eine  wirkliche  Socialisiening  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
erreichen,  sind  die  Genossenschaften  von  Producenten  ihrem  Wesen  nach  nur  einzelnen 
Personen  von  Nutzen.  Während  die  ersteren  zur  Verbesserung  der  modernen  wirtschaft- 
licheD  Technik  beitragen,  indem  sie  den  Absatz  regulieren,  lassen  die  anderen  die 
vernichtende  Concurrenz  bestehen.  l*nd  während  schliesslich  die  Ausbreitung  der 
Consumentcngenossenschaflen  als  eine  Form  der  viel  allgemcincreD  Entwickelung  vom 
Kleingewerbe  zur  Grossindnstrie  darstellt,  bedeutet  die  Gründung  Jeder  neuen  Producenten- 
genossenschaft eine  Vergrusverung  der  Zahl  von  untergehenden  Kleinbetrieben.  S. 

Schriften  der  Gesellschaft  für  sociale  Kefonii*  Heft  1:  Die  Errichtung  eines 
Arbeitsamtes.  lieft  2:  Die  Arbeiterberufsvereine.  Jena,  Gustav  Fischer,  19Ü1. 

32  und  22  S. 

Die  erst  kürzlich  unter  dem  Namen  „Gesellschaft  für  sociale  Reform*  ins  Leben 
gerufene  deutsche  Section  der  internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz 
hat  ihre  Thätigkeit  mit  den  vorliegendt-n  Heften  in  weitere  Kreise  zu  tragen  begonnen, 
lieber  die  Frage  der  Errichtung  eines  HeichsarbeiUamtes  haben  Jleichstagsabgeordncter 
Pochnicke  und  der  frühere  Handelsminister  Freiherr  v.  Berlepsch  Referate  erstattet. 
Der  emtero  beleuchtet  die  Unthätigkeit  und  ungenügende  Stellung  der  Commission  für 
Arbeitsstatistik  und  legt  in  knappen  Zügen  die  Notliwendigkeit  eines  unabhängigen 
ReichsarbeiUamtes  dar.  Berlepsch  umschreibt  das  Thätigkeitsfeld,  das  diesem  Amte 
ingetheilt  werden  müsste,  und  die  Art  seiner  Organisation.  Auf  Grund  dieser  Referate 
einigte  die  Gesellschaft  für  sociale  Reform  folgenden  einstimmigen  Beschluss;  „Es  ist 
dnreb  das  Gesetz  ein  Reichsamt  zu  errichten,  mit  der  Aufgabe  der  FesUtellung  und 
Klarlegung  der  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  der  Lohnarbeiter  und  der 
in  ähnlicher  Lage  befindlichen  Angestellten.  Dem  Reichsarbeitsamt  wird  ein  Beirath 
beigegeben,  der  je  zu  einem  Drittel  aus  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter 
sowie  aus  neutralem  Sachverständigen  besteht* 

In  dem  zweiten  Hefte  (Referate  vom  Keichstagsabgeordneten  Basserinann  und 
Arbcitcrsecretär  Gieaberts)  setzt  sich  die  Gesellschaft  für  ein  Gesetz  ein.  welches  die 
Rechtsverhältnisse  der  Berufsvorcioe  regelt,  ihnen  die  Rechtsfähigkeit  verleibt  und  sie 
davor  schützt,  dass  sie  nicht,  wenn  sic  die  Gesetzgebung  im  Sinne  einer  Besserung  der 
Ökonomischen  und  socialen  Verhältnisse  zu  beeinflussen  suchen,  als  politische  Vereine 
angesehen  und  behandelt  werden. 

rninitiilbar  beziehen  sich  also  diese  Schriften  lediglich  auf  specifisch  deutsche 
Verhältnisse.  Aber  — et  de  nobis  fabula  narratur.  l'nd  darum  wäre  die  möglichste  Ver- 
breituog  dieser  Hefte  auch  in  Oesterreich  sehr  wünschenswert  S. 
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VE  BLAG  VON 

WILHELM  BRAUMÜLLER  in  AVIEN  und  LEIP5UG, 

«.  0.  K.  HOP-  UND  TTNIVEBSITÄTS-BÜCHHÄNDLEK. 


„Ein  Oesterreichisches  Compendium“ 

nennt  der  berromfende  Kritiker  and  FeuiUetoniU  Emil  Enh  in  einer  am  28.  Octo> 
ber  ▼.  J.  im  AbendbUtt  dct  ^Neaen  Wiener  TafbUttes^  ersobienenen  ausführ* 
lieben  mehrspaltigen  fietpr»<diaDg  dos  soeben  abgMcblossene  und  in  meüiem  Verlag 
ersebienene  Whrk: 

GescWchte  Oesterreichs 

mit  besondorer  ROcksioht  auf  das  CuKurleben. 

Von  Pnfenor'Br.Pranx  Xartin  Sijrer,  Director  derLandcMbinToaliehiüo  in  Qtu. 

Zweit«,  vollstibidlB  imgearbeltetc  Auflage. 

3 «iatk«  Blad.  broMbiert  X 37-60  in  8 eleg.  Halbfranibifiden  K 84* 60. 

,UM«r  E^uUar  ht  «ia  eOntUobvr  bq4  ««aalst  laaiar  BtthlUgoot?  w«(at>c«* 

aehiaiaM  AVfrOsaakffU  tat  bei  Sea  Mt«BerB  4«a  XSaavaA  «a«l  4m  WUma«  alrht  gar  ««  hlnftg, 
«ad  sar  «atea  kaaat  m TarvOaM  dar  OaffaaUickkali  #1«  Naaa  «Mt  vertrsat  bl,  tUr  n wnfMt, 
I«  ROrva  fl«B«o«k  au  werdan.  Io  Oraa  lebi  m «i«  Mosa,  «1«  SebuldiracUr.  ein  «tlUar  Oftirkrar, 
•Im  nutarikf , der  ao«b««  alt  dar  a«*«lieo  «ad  volUtOadig  «ageorbalutoD  Anfiafe  eiae«  aioHttgm 
WakM  tat  dta  gta»»»  Welt  der  Lobraadao  «ad  Lfraaudaa  tritt.  E«  l«t  dlaa  Dr.  VrmsA  MarUa 
Sla^r,  Dlrroior  der  Load«««b«rT««lMhat«  In  Uraa.  dwaea  Buclt  •Ooicklebt«  Oeaterralrlie  nli 
kaiQuSarar  nOrOakbl  a«f  das CnharlabaD*  aaf  dla  Aoeffcsanoav  A «tprt'eb  naelit,  ••  mtI  darin  rin« 
labrifcidiaaSr  «lertrabm  /Canea  lebergen.  Oaf«n  /aafaahuliandsrt  OsItaB  In  Oroe»fofmat 

«»faassn  db  kaidan  HA  ad«  dhme«  Warkei  und  ab  sind  OberaOtiift  mit  etnar  FBlla  von  WUsea 
«md  ArMt.  dan  FrSebM  sndioes«  PIsleiaa,  dsn  AMosaarungon  slaar  •tiUea,  aber  snUohUdanao 
«md  maaaliaftsm  Onalaeong.  K«  Ut  kaia  Lswktoa,  IlUiarikar  in  Oaaurrelek  aa  ssln,  asi  aller* 
««aieat««  fDr  alaaa  Baamis«  daa  Staatea  ou  IMlwn,  dla  poihbeh  nakbr  «lad,  uaier  data  Walten 
trma  >pBM<8««,  dla  daa  sMaaago«  aaiülcbs  Vark*ri«rbe«  sioer  bottlmmtea  UelabaairOsoM  rar* 
aÜAsen  laa«M.  Man  hat  nt  raa  dar  Objoetivltat  dar  llUtorlket  au  redoa,  abvr  der  GracklcbU- 
arkraikar  iM  ja  eagMak  afa  Uaaa  da«  Tagst,  «r  lat  a&a  BOrfrr  dJsacr  Walt,  «r  vrrntag  tlak  dsa 
Xladrtekaa  «ad  RIaflSatea  der  Krsisksn«,  tlrr  Partaiaugekerickslt,  dar  8taaameageoaaaeaa«kaft 
atfkt  «o  «ntaWkaa;  in  dem  ümda,  lo  wrlekaio  «r  d«a  «uaglairbeBdwB  Wrg  an  lladaa  w«Ua  ln  dar 
Drartli«n«ag  von  RrtTbrlauageB  der  Vargangaabatl  «ad  Ihran  UAllc»lo««eraBrea  saf  dl«  Oef«B> 
mmrt.  alek  eale  Xlhiaan.  >Vwm  Marhn  iü|rm  CTaaaMrUa  Otättrtdcks  üt  *m  Whrt,  aabAea  todaf* 
laamb  mwl  AddirSr  OyarbWifSteit  ab«  iabn  fßfiüai  /.  wuf  daeS  hntJrt  ti*  duM  «M  diaibcAer 

fäl  jkriscSniai'c*  guaiaakr  Mmm  rk  f»acSri«laa  Sei.  S^ltttulaOUgea  For.cbeo,  tapoart  ailt  eeoiptU. 
toftsckeai  J^Waa*  sprlcbt  aaa  daa  Halwa  «Uaar«  Warkes,  bei  aJ  rr  UbJarürttJU  aWr  offgatart  tlrb 
dlaa«  G*im|dlaii««,  «o  «Ina  aolaha  ekklbar  mlrd,  akki  wakUo«.  Oeaterreirb*  niatarlker  altar  ZeUaa 
10«st  der  VaffM**r  tarn  Wort  kamaaa,  aber  n babllt  aleb  das  EadimiiaÜ  rar,  «od  dleaaa  bl,  oian 
baaa  «labt  aadart  aafae,  ata  » flatarrabhltckaa.*  ->  ffWW  r%ngtk$nit  Oafpradkiiv.; 

Dies  nur  Probe  an«  dem  obenerwiUuiten  Referat,  welches  Banmmaogele  halber 
hier  nicht  nbgadmekt  werden  kann  nnd  mit  den  Worten  schlieset; 

,Dlea  Buch  vea  Oeiterreieh  lat  aln  reipeot- 
htlachendei  Product  deateeber  Arbeitakraft  in  dieeen 
Tagei,  und  daran  haben  wir  aeiner  an  dieser  Stelle 
so  autfShrlioh  gedacht.*  Emil  Kuh. 

Ein  Werk,  «elehes  in  der  Badierei  keines  Oesterreiohera  fehlen  sollte. 

Ist  durch  Jede  beeaere  Bnchhnnilluntr  so  belieben.  — Wo  eventnell  nicht  crhalüicb, 
bitto  eich  an  die  YcrUphendlnng  n wenden,  welche  dauelbe  grgebeiienftUe 
aueli  xnr  Aniicbt  rorlegen  IHeet. 


VERLAG  VON 

WILHELM  BRAUMOLLEB  in  WIEN  OND  LEIPZIG 

K.  U.  K.  HOF-  ÜND  ÜNlVEESITÄTS-BOCHHlNDLER. 


Schriften  Ton  Dr.  Ernst  Demelins,  k.  k.  Professor  an  der 
üniversiUt  in  Innsbruck: 

« 

Das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen 

nach  SiterreleblscbeiB  blr^rlicben  Becbt. 

Uit  betond.  Beröcliiichtigiing  dn  bflrg«rU<dieii  OMCtabncbes  f&r  du  DeaUche  Rcicb 
Erste  AbthelltiBg.  Gr.  8»  (XII.  866  S.).  7 A'  20  * =.  6 M. 


Zur  Lehre  von  der  Rechtskraft 

des  CiTÜ-Urtbells 
nach  ceUcudeu  Oit«rreichitcbeo  Keobto 
and  dem  Entwarfe  rom  Jpbro  18dl. 

Gr.  8«  (Vni.  104  8.).  2 Ä"  80  A 
2 M.  40  Pf. 


Kritische  Studien 

ta  dtn  Gesetxentwflrfeo  aas  dom  Jahr« 
1823,  botreffcnd  die  Rcfona  des  cItU* 
gerichtlichen  Verfahrens  in  Oesterreich. 
L Heft  Gr.  8«  (IV.  68  8.\  l X 60A  — 
l M.  40  Pf.  — n.  Heft.  Gr*  8« 
(V.  82  8.).  2 JT  » 1 M.  80  Pf. 


Die  Seibstverwaitung  aie 
Rechtsbegrif, 

Eine  TerwaUannrechtiiche  Uonom* 
pbie.  Von  Dr.  Uermann  Itlodifjini. 
Or.8®  (XIV. 400  S.),  fliC GO /♦  = 8 M. 


Handbuch  des  internationalen 
Privat-  und  Strafrechtes 

mit  Böcksicht  aof  die  GesetsgelmDgen 
Oesterreichs,  Ungarns,  CroaHens  und 
Bosniens.  Von  Dr.  Emfl  Jettel, 
SeoUoniratb  im  k.  a.  k.  Ministeriam 
des  kaiserl.  Haasci  and  des  Aeosseren. 
Gr.  8«  (XV.  344  S.  and  1 Tabelle). 
9 A'  60  A s 6 H. 


lieber  die  socialen  Aufgaben 
der  Rechtswissenschaft. 

Irunnrationsrede,  gehalten  am  24. 
Octobor  1895  ron  Dr.  inton  Kenger, 
•.  X.  Rector  der  Wiener  UnireraiUt. 
Gr.  8*  (SO  8.),  I A 20  A » 1 U. 


Die  geschichtlichen  Grundlagen 
des  Monarchsnrechtes. 

Ein  Beitw  zsr  Bearbeitung  dei 
OaterrcichuciieD  Stutarechtu.  Von 
Dr.  Franz  Uaake,  o.  6.  Profeaaor 
der  Rechte  an  der  DnireraitSt  in 
Ozemowiti. 

Or.  8«  (IX.  146  8.),  8 JT  60  A 8 M. 


Der  Bergarbeiterechutz. 

Von  Radair  Kloaa. 

Qr.  8*  (VL  98  8.),  2 JT  = 1 M.  60  Pt 


Der  Uebergang  zur  Goldwährung. 

Dntemchnngen  Sber  die  Wertpro- 
bleme der  Oaterrciebiich  - nnnnacben 
Valntarefonn.  Von  Dr.  Karl  lleagsr, 
Profeaaor  an  der  k.  k.  UuiTeriitilt  in 
W'on. 

Or.  8«  (86  8 ),  1 A 20  A = 1 M. 


Die  Arbeite -Statistik 

mit  buondervr  Bcrllekaicktigang  dea  öaterreiohUeben  Gesetzentwutfea 
und  der  Kefurmantrige. 

Eine  kritiacbe  Studie.  Von  Siegfried  TBrkel. 

Gr.  8»  (78  8.).  1 A 80  A <=  1 M.  50  Pf. 


Durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen. 
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8«li* 

K.  Tb.  r.  laama*8ternegg:  Die  Entwfolieliuig  der  VerweltongtleUre  and  des  Yer- 

waltoagirechtes  seit  dem  Tode  von  Loreni  yon^^i^  ^ v •V/\^¥ 

)1  « 


Terhandlnngea  der  GeiellKheft  SeterrejchiKher  Tolkewirte 

Dr.  W.  Bcbiff:  üeberblirk  Aber  die  Oeeetifebimg  der  Oiterreicbiechea  Kronllnder 

and  der  Fiecherei 


^er^agd 


eof  dem  Gebiete  da^  1^4' 
in  den  Jnbren 

Dr.  J.  Bnnxel:  Die,lJ^  frj 
Dr.  H.  Pndor:  Die  luidwirtecbnftliche  Genoeienfcheftsbewegniig  in  etaifen  enro- 
plischen  Undem • 


Literntnr:  Dr.  A.  Grand:  Die  Veränderangen  der  Topographie  im  Vienenrnlde 
^ ,^lj:  -.  nndijh’i^aer  Boehfp,;^. ■ „ wl  . . . 825 

Dr.F  Kegler:  Das  landeefOraUicbe  Steaenreaen  in  Tirol  bis  mm 

Ausgange  deb  Mtiebaiuia'l 826 

' Dr.  Tnllins  Ritter  ron  Sartori  Uontecroce;  Beitilge  rar  Oster- 

reiehiichen  Reieba-  nnd  Keebtageachichte,  J 886 

Dr.  R.  Herrinann  ron  Herrnritt:  Die  äUatsfotm  ala  Gegenstand 

der  Verfaasungageaetsgebnng  und  Verfaaanngaindernng,  Saldier . 827 
A.  Hell:  Die  AnfUiga  .der.Baeerabefninng  in  der  Steiermark  nnUt 

Maria  Theresia  nnd  Josef  U..  GrOnberg 3S8 

Dr  H.  T.  Tngan-Barandwakp:  Stadien  rar  Theorie  and  Goaehichle 


if.  Di  Wrfghl:  trVT^uiiun  indaitrielte  it 
Zeiteehriften-Ueberejcbt, - 


«Mlie  „Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Social- 
Politik  und  Verwaltung"  erscheint  jährUch 

in  6 Heften  von  etwa  6 — 7 Druckbogen;  6 Hefte  bilden  einen 
Band  resp.  Jahrgang.  — Der  Preis  per  Jahrgang  beträgt 
20  JST  = 20  M.;  das  vorliegend  Heft  kostet  4 = 4 M. 


Bestellungen  ftbeminunt  i)ede  Buchhandlung,  sowie  die 
Verlagsbuchhandlung.  ^ 

Alle  Zutckriften,  welche  den  redactioaeUen  (literarischen)  Tbeil  der 
Zeitschriil  betreffen,  lum  Austanscbe  bestimmte  Zeitechriften  nnd  Becennont- 
Exemplare  von  PublicationeB  sind  an  den  Bedscdona-Seeret&r,  Priratdocenteai 
Dt.  Walter  Schiff,  Wien  T.,'3ehwarxenberg8traMe  Nr.  Ö.  xn  senden. 


I>r««k  Rudelf  M.  R*kr«r  la  BrSaa. 


DIE 

ENTWI€KELL'N(j  DER  VERWALTUNGSLEHRE 


UND  PKS 

^ ■ E R W A L T U X G S R E C H T E S 

SEIT  DEM 

TODE  VON  LORENZ  VON  STEIN 

VON 

KAKL  THEODOR  v.  IXAM A-STERXEGG.*) 


ie  ein  Testament  muthet  der  Artikel  »Verwaltung,  Ver- 
sal t n n gs  1 eh  re,  Polizei,  Vc r w a 1 1 u n g 8 r e c h t‘  an,  den  Stein 
1S90  für  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsreclites 
geschrieben  hat,  wohl  die  letzte  Arbeit  seiner  Feder.  So  knapp  auch  hier 
die  Formulierung  der  Leitsätze  ist.  so  enthalten  sie  doch  ein  Programm 
fOr  die  weitere  Entwickelung  der  Verwaltungslehre  und  des  Venvaltungs- 
rechtes.  Entsprechend  seinem  immer  festgelialtenen  Standpunkte  stellt  er 
der  V’erfassungslehre  als  der  Lehre  von  der  rechtlichen  Ordnung  dessen,  was 
als  Bedingung  des  bereits  erreichten  Entwickelungspunktes  der  staatlichen 
Gesittung  anerkannt  ist  und  in  seiner  Unverletzlichkeit  geschützt  werden 
muss,  die  Verwaltungslehre  als  die  Lehre  von  der  Arbeit  der  Verwaltung 
zur  Hilfe  und  zum  Schutze  für  alles  gegenüber,  was  der  Grundlage  aller 
Weiterentwickelung  eines  solchen  gegebenen  Zustandes,  den  Elementen  und 
Bewegungen  des  freien  Fortschrittes  aller  individuellen  Entwickelung  angehört. 
Zwei  wesentliche  Functionen  der  Verwaltung  ergeben  sich  aus  die,ser  Auf- 
gabe: das  bestehende  gesetzliche  Verw.iltungsrecht  beständig  zu  schützen 
und  zu  erhalten  und  dem  durch  die  Entwickelung  der  täglich  sich  neu- 
gestaltenden Lebensverhältnisse  als  notliwendig  erkannten  Reclit  zum  Durch- 
bruch zn  verhelfen.  Die  wissenschaftliche  Durchdringung  der  ersten  Aufgabe 
fallt  der  Lehre  des  positiven  Verwaltungsrechts  zu,  einer  juristischen 
Disciplin.  welche  die  Kechtssätze  der  Verwaltung,  wie  sie  in  Gesetz  und 
Verordnung  niedergelegt  sind,  in  ihrem  Zusammenhänge  mit  den  Kechts- 
sätzen  der  Verfassung  und  in  ihren  Beziehungen  untereinander  entwickelt 
und  die  rechtlichen  Consei)uenzen  dieser  Kechtssätze  nach  allen  Kichtungen 

*)  Nach  einem  in  der  Juri-itischen  Ge.iell9cliaft  in  Wien  gehaltenen  Vertrage. 
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untersucht.  Die  zweite  Aufgabe  aber  gehört  der  Verwaltungslelire  als  einer 
politischen  Disciplin;  sie  hat  die  treibenden  Kräfte  im  Staats-  und  Gesell- 
schaftsleben zu  untersuchen,  welche  zu  den  geltenden  Ilechtssätzen  der 
Verwaltung  geführt  haben  und  nach  der  Weiterbildung  derselben  ringen, 
um  den  Einklang  zwischen  dem  Rechtszustaud  und  dem  Leben  stets  zu 
erhalten. 

Stein  anerkennt  damit  die  Berechtigung  des  positiven  Verwaltungs- 
rechtes als  einer  besonderen  Disciplin  neben  der  Verwaltungslehre,  aber  auch 
neben  dem  Staatsrechte.  Das  ist  an  sich  noch  kein  Widerspruch  mit  seiner 
früheren  Auffassung  von  der  Einheit  der  Verwaltungslehre  und  des  Ver- 
waltungsrechtes, welche  in  seinen  grossen  Werken  niedergelegt  ist.  Wohl 
hat  Stein  das  Verwaltungsrecht  reichlich  in  sein  System  der  Verwaltungs- 
lehro  hinein  verarbeitet,  aber  doch  immer  nur  in  dem  Sinne,  um  zu  zeigen, 
in  welchen  Kechtssätzen  die  Bedürfnisse  des  staatlichen  und  gesellschaft- 
lichen Lebens  zum  Ausdrucke  gekommen  sind  und  um  für  seine  verwaltungs- 
politischen Ausführungen  überall  die  Anknüpfungen  an  die  positiven  Ge- 
staltungen des  Rechtes  zu  finden.  Dem  Verlangen  nach  einer  selbständigen 
juristischen  Durcharbeitung  des  Verwaltungsrechtes  ist  er  damit  nicht  ent- 
gegengetreten; er  verlangt  nur,  dass  sich  dieses  Verwaltungsrecht  des 
Zusammenhanges  mit  der  Verwaltungslehre  stets  bewusst  bleibe.  Wenn  er 
dann  in  den  oben  erwähnten  letzten  Ausführungen  des  Verwaltungsrechtes 
als  einer  juristischen  Disciplin  besonders  gedenkt,  so  war  das  zweifellos 
von  dem  Boden  der  bestehenden  praktischen  Ordnung  der  rechts-  und 
sUatswissenschaftlicben  Studien  aus  gesprochen.  Die  Verwaltungslehre,  auch 
im  Sinne  von  Stein,  muss  sich  immer  mit  der  Darlegung  der  Principien 
des  V'erwaltiingsrechtes  begnügen,  das  Verwaltungsrecht  als  Rechtsdiscipiin 
wird  daneben  die  einzelnen  Rechtsinstitute,  ihre  specifischen  Formen  und 
die  Consequenzen  ihrer  Anwendung  untersuchen.  Schon  die  verschiedenartige 
Schulung  der  Bearbeiter,  politisch-uationalökunomische  auf  der  einen, 
specifisch  juristische  auf  der  anderen  Seite,  muss  zu  dieser  Art  von 
Arbeitstheilung  führen.  Aber  auch  gegenüber  dem  Staatsrechte  bleibt  nach 
Steins  Auffassung  die  wenigstens  relative  Selbständigkeit  des  positiven 
Verwaltungsrechtes  ids  juristische  Disciplin  bestehen.  Denn  Staatsrecht  ist 
für  Stein  doch  immer  in  erster  Linie  Verfassungsrecht  und  seine  Lehre 
geht  auf  die  Rochtssätze  des  Verwaltungsrechtes  doch  immer  nur  ein, 
insoweit  sie  sich  unmittelbar  aus  den  Kechtssätzen  der  Verfassung  ableiten, 
muss  also,  wenn  sie  consequent  ist,  dem  positiven  Verwaltungsrechte  wieder 
das  ganze  weite  Gebiet  der  rechtlichen  Ordnung  gesellschaftlicher  Lebens- 
verhültnisse  in  allen  ihren  feineren  Verzweigungen  zu  selbständiger  Behand- 
lung überla.ssen. 

Freilich  steht  diese  ganze  .\uffassung  weit  ab  von  dem  Idealbildo 
der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  der  Zukunft,  wie  es  Stein  zuletzt 
in  der  unvergleichlich  schönen  Vorrede  zur  3.  Auflage  seines  Handbuchs 
der  Verwaltungslehre  entworfen  hat.  Da  entwickelt  er  das  Programm  eines 
einheitlichen,  ganz  von  staatswissenschaftlichem  Geiste  erfüllten  Facultäts- 
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Studiums,  in  dem  .reine  Jurisprudenz"  Oberhaupt  keine  Stätte  findet,  also 
auch  das  Verwaltungsrecht  ganz  in  der  Verwaitungslehre  aufgeht,  wie  das 
Verfassungsrecht  in  der  allgemeinen  Staatslehre  und  auch  die  einzelnen 
Disciplinen  dieses  Facuitätsstudiums  immer  in  innigster  Verbindung  des 
positiven  Rechts  mit  der  Rechtsphilosophie  und  Rechtspolitik  wirken  mOssten. 
In  Stengels  Wörterbuch  steht  Stein  dagegen  auf  dem  Boden  des 
praktischen  Lebens  und  formuliert  seine  Gedanken  Ober  den  Zusammenhang 
von  Verwaltungslehre  und  Verwaltungsrecht  fOr  das  unmittelbare,  reale 
Problem  eines  systematischen  Ausbaues  der  Wissenschaft  von  der  Ver- 
waltung; hier  ist,  unter  voller  Aufrechterhaltung  seines  principiellen  Stand- 
punktes, doch  auch  dem  Rechnung  getragen,  was  die  Wissenschaft,  besonders 
der  letzten  Zeit,  an  fruchtbaren  Ansätzen  zu  einer  Ausbildung  dieser  Wissen- 
schaft hervorgebracht  hat. 

Zwölf  Jahre  sind  seitdem  ins  Land  gegangen.  Es  verlohnt  sich  nun, 
einmal  Umschau  zu  halten,  in  welcher  Richtung  sich  seitdem 
die  S t a a t s wi  s s e n sc  h a f t weiter  entwickelt  hat,  und  inwieweit 
diese  Entwickelung  den  Spuren  des  Stein’schen  Systems  gefolgt  ist.  Es 
sind  Jahre  reicher  wissenschaftlicher  Arbeit  auf  dem  Gesammtgebiete,  aber 
doch  einer  sehr  ungleichen  Ausbildung  der  einzelnen  Theile.  Vor  allem 
haben  Staats-  und  Verwaltungsrecht  in  dieser  Zeit  eine  reiche  Blüte  ent- 
faltet. Nicht  weniger  als  zwanzig  systematische  Werke  über  das  ganze 
Gebiet  des  Staats-  und  Verwaltungsrechtes  hat  die  deutsche  Literatur  her- 
vorgebracht, neben  manchen  Monographien,  die  auch  für  die  Systematik  im 
ganzen  von  hervorragender  Bedeutung  sind.  Diese  ganze  Literatur  charak- 
terisiert sich  vor  allem  durch  zwei  Momente;  das  Bestreben,  eine  streng 
juristische  Behandlung  zur  Geltung  zu  bringen  und  dem  Verwaltungsrecbt 
neben  dem  Staatsrecht  eine  selbständige  Stellung  zu  geben.  Das  nächste 
Ziel  dieser  Entwickelung  war  die  Unabhängigkeit  des  positiven  Staats-  und 
Verwaltungsrechtes  von  den  politischen  Wissenschaften;  lediglich  aus  sich 
selbst  heraus  sollte  das  geltende  Recht  erklärt,  alle  philosophischen,  politi- 
schen und  historischen  Auslegungsbehelfe  beiseite  gelassen  werden.  Das 
öffentliche  Recht  sollte  zuerst  auf  rein  juristiseh-constructivem  Wege  erforscht, 
sein  Rechtsinbalt  verstanden  und  zum  allgemeinen  Bewusstsein  gebracht 
werden,  bevor  man  an  seine  Kritik  berantreten  könne.  Als  eine  Einseitig- 
keit wurde  dieser  Standpunkt  allerdings  von  den  Juristen  selbst  anerkannt 
iRehm,  Geschichte  der  Staatsrechtswissenscliaft  1897),  aber  als  noth- 
wendig,  um  überhaupt  zu  einer  wissenschaftlichen  Vertiefung  des  öffent- 
lichen Rechtes  zu  gelangen.  Zuerst  ist  diese  streng  juristische  Behandlung 
des  öffentlichen  Rechtes  durch  Gerber  in  seinen  OrundzOgen  eines 
.Systems  des  deutschen  Staatsrechtes  (1865)  in  die  deutsche  Literatur 
eingefflhrt  worden.  L a b a n d hat  dann  in  seinem  Staatsrecht  des  Deutschen 
Reiches  (1876 — 1880)  die  erste  systematische  und  durchgreifende  Anwendung 
der  Juristischen  Methode  geboten;  G.  Meyer,  Zorn,  H.  Schulze  und 
andere  folgten  seinen  Spuren.  Später  erst  setzt  die  selbständige  juristische 
Behandlung  bei  dem  Verwaltungsrechte  ein.  Während  noch  Lab  and  (Archiv 
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f.  öff.  li..  II.  l.’iT)  die  staatsrechtlichen  Grundsätze  des  Verwaltiingsrechtes  der 
Behandlung  durch  das  Staatsrecht  vindiciert  und  die  ersten  Systeme  des 
Staatsrechtes,  mit  Ausnahme  von  Gerber,  auch  das  Verwaltiingsrecht  um- 
schliessen,  hat  sich  dasselbe  im  Laufe  der  letzten  zwanzig  Jahre  ans  dieser 
Umklammerung  immer  mehr  zu  emancipieren  und  zu  einer  eigenen  juristi- 
schen Disciplin  zu  entwickeln  getrachtet.  Nachdem  ein  älterer  Versuch  dieser 
Art  von  F.  F.  Mayer  1862.  ein  allgemeines  Verwaltungsrecht  zu  entwickeln, 
ohne  Nachfolge  geblieben  war,  ist  erst  mit  Georg  Meyers  Lehrbuch  des 
deutschen  V^erwaltungsrechtes  (1883i  der  neue  Weg  in  voller  Erfassung  der 
Aufgabe  betreten,  wozu  zweifellos  die  Ausbildung  der  Verwaltungsrcchts- 
l>llege  in  Deutschland  und  Oesterreich  wesentlich  beigetragen  hat.  Ihm 
folgte  0.  S a r w e y s allgemeines  Verwaltungsrecht  und  zuletzt  Otto 
Mayer  mit  seinem  deutschen  Vcrwaltungsrecht  180.')  und  1896.  Auch 
die  wissenschaftliche  Behandlung  des  partieuiären  ölfentlichen  Hechts  hat 
in  letzterer  Zeit  diese  Umbildung  mitgeraacht. 

Besehen  wir  nun  einmal  diese  neuen  Systeme  des  Verwal- 
tungsrechtes. so  ist  der  principielle  Anschluss  an  Stein  schon  bei 
einer  auch  nur  ganz  oberflächlichen  Betrachtung  unverkennbar.  Man  vergleiche 
nur  etwa  dazu  dasjenige  Work,  welches  vor  Stein  am  meisten  dem  Rechts- 
stolf  entsprach,  welcher  heute  das  Verwaltungsrecht  umschliesst  und  das 
lange  Zeit  vorwiegend  wenigstens  dem  rechtspolitischen  Interesse  in  Fragen 
der  Verwaltung  genügen  musste:  Die  Polizeiwissenschafl  von  R.  v.  Mohl. 
Da  fehlt  jeder  principielle  Anschluss  der  späteren  Litenatur;  es  ist  eine 
abgestorbene  Entwickelung,  welche  das  Verwaltungsrecht  unter  der  Führung 
der  Folizeiwissenschaft  bis  zu  Mohl  gebracht  hat.  Dagegen  ist  die  Stein- 
sche  principielle  Auffassung  der  Verwaltung  als  des  Staates, 
der  sein  Wesen  und  seine  Ziele  an  dem  unendlich  mannigfaltigen  und  ewig 
bewegten  Leben  der  Gesellschaft  betbätigt,  auch  heute  noch  in  der  Voll- 
kraft ihrer  Wirksamkeit.  Das  Recht  der  Verwaltung  ist  auch  in  der  ganzen 
neueren  Literatur  die  Durchdringung  der  Lebensformen  und  der  Entwickelung 
der  Gesellschaft  mit  den  Rechtsgedanken,  in  welchen  die  Verfassung  des 
.sttaates  sein  Wesen  ausgeprägt  hat,  die  rechtliche  Ordnung  der  Gesellschaft 
im  Banne  des  Staates. 

Freilich,  leider,  muss  zugegeben  werden,  dass  diese  principielle  Auf- 
fassung vom  Wesen  des  Verwaltungsrechtes  in  den  neueren  systematischen 
Werken  noch  nicht  mit  voller  Deutlichkeit  und  Consequenz,  nicht  mit  jener 
zwingenden  Gewalt  zum  Ausdrucke  kommt,  wie  sie  erwartet  werden  musste, 
wenn  den  Staatsrechtslehrern  die  Tiefe  dieser  Auffassung  schon  vollkommen  zum 
Bewusstsein  gekommen  wäre.  Aber  man  ist  angesichts  der  Thatsache.  dass 
auch  bei  .Stein  gerade  in  diesem  Funkte  die  Ausführung  weit  hinter  der 
Bedeutung  des  principiell  richtigen  und  scharf  betonten  Standpunktes  zurück- 
geblieben ist,  fast  geneigt  zu  vermuthen,  dass  die  Epigonen  .auch  in  dieser 
Hinsicht  nicht  über  den  Meister  hinausgekommen  sind,  also  auch  unfreiwillig 
Zeugnis  für  den  principiellen  Anschluss  an  die  Stein'sche  Auffassung 
ablegcn.  Stein  hat  eben  den  Begriff  der  Gesellschaft,  .diesen  grossen  Orga- 
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nismus  von  Kräften,  Ordnungen  und  ßewegungen  mit  seinen  eigenen  und 
unabänderlichen  Gesetsen",  nicht  nur,  wie  man  ihm  noch  jflngst  mit  Recht 
vorgeworfen  hat,  alhu  einseitig  nur  auf  das  wirtschaftliche  Leben  bezogen 
(Lemayer,  der  Begriff  des  Rechtsschutzes  im  öffentlichen  Recht  1901, 
S.  180),  sondern  denselben  auch  nicht  gereinigt  von  den  herrschenden 
Vorurtheilen  der  individualistischen  Gesellschaftsauffassung,  welche  bis  in 
unsere  Tage  herein  die  Hechts-  und  Wirtschaftslehre  beherrschen.  Findet  doch 
noch  jflngst  eine  unserer  Zierden  der  Verwaltungsrechtswissenschaft  ,in 
den  wirtschaftlichen  Zusammenhängen  keine  selbständige  Grösse,  sondern 
nur  die  Summierung  Obereinstimmender  Einzelinteressen ‘ (Lemaver  28). 
Wie  kann  da  erwartet  werden,  dass  das  Verwaltungsrecht  den  Fortschritt, 
welchen  die  S t e i iTsche  Staatsauffassung  priucipiell  durch  den  Begriff  der 
Gesellschaft  gemacht  hat,  auch  alsbald  in  dem  Systeme  und  den  einzelnen 
Lehren  des  V'erwaltungsrechtes  in  wirksamer  Weise  zum  Ausdnick  bringe! 

Aber  auch  im  systematischen  Ausbau  des  Verwaltungs- 
rechtes zeigt  sich  noch  immer  der  weitreichende  Einfluss  von  Stein. 
Die  fünf  grossen  Gebiete  der  Verwaltung:  Aeusseres,  Heereswesen,  Finanzen, 
Justiz  und  innere  Verwaltung,  von  denen  Stein  (Handbuch  I,  2-13)  gesagt 
hat,  dass  sie  die  grossen  Lebensgebiete  des  Staates  und  der  Gesellschaft 
seien,  haben  auch  im  positiven  Verwaltungsrechte  sich  durchaus  als  die 
zutreü'enden  Hauptabschnitte  des  Systeraes  des  besonderen  Theilcs  erwiesen. 
Nur  bezQglich  der  Justizverwaltung  besteht  keine  volle  Uebereinstimmung. 
Was  aber  z.  B.  Sarwey  (allg.  V.-R.  S.  Ui)  ausführt,  um  die  Ausscheidung 
derselben  aus  dem  System  des  Verwaltungsrechtes  zu  rechtfertigen,  ist  allzu 
einseitig  auf  die  Rechtssprechung  bezogen.  Vollends  missverständlich  aber 
ist  es.  wenn  0.  Mayer  (1,  17)  meint,  dass  diese  Kategorien  nur  der  Theo- 
retiker mache  und  dass,  da  jede  dieser  Kategorien  .ihr  Recht*  habe,  schlies.slich 
auch  dieses  Recht  nur  theoretisch  bestehe.  Und  es  ist  auch  nicht  zutreffend, 
wenn  er  meint,  die  Juristen  benützen  dieses  System  gleichsam  nur  als  ein 
Gestell,  an  welchem  Rechtssätze  p.assend  aufgehangen  werden  können,  während 
es  wohl  deshalb  auch  für  die  wis.seiischaftliche  Behandlung  adäquat  ist.  weil 
es  mit  dem  Leben  flbereinstimmt,  aus  dem  schliesslich  doch  auch  die  Rechts- 
sätze des  Verwaltungsrechtes  entspringen.  Uebrigens  muss  auch  0.  Mayer 
anerkennen,  dass  durch  die  Festhaltung  au  diesen  Kategorien  die  neueren 
Bearbeitungen  des  Venvaltungsrechtes  in  Vergleich  zu  der  älteren  Behand- 
Inngsweise  ungemein  viel  an  Geschlossenheit  nnd  Uebersichtlichkeit  der 
Darstellung  gewonnen  haben.  Wenn  er  trotzdem  in  seinem  deutschen  Ver- 
waltnngsrecht  dieses  System  auch  für  den  besonderen  Theil  fast  vollständig 
aufgegeben  hat  und  in  gleichartigen  .Abschnitten*:  die  l'olizeigewalt.  die 
Finanzgewalt,  das  öffentliche  Saclienrecht,  das  Recht  der  besonderen  Schuld- 
verhältnisse und  das  Recht  der  juristischen  Personen  das  ganze  materielie 
Verwaltungsrecht  abhandeln  will,  so  besteht  wohl  kein  Zweifel,  dass  die 
Einlfllining  dieser  vorwiegend  civilrechtlichen  Kategorien  in  das  Verwaltungs- 
recht mindestens  die  Geschlossenheit  und  Uebersichtlichkeit  der  Darstellung 
nicht  gefördert  hat. 
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Auch  im  einzelnen  lässt  sich  in  den  Systemen  des  neuen  deutschen 
Verwaltungsrechtes  der  Anschluss  an  den  Stein’schen  Aufbau  deutlich 
erkennen;  insbesondere  gilt  das  von  der  sogenannten  inneren  Verwaltung, 
als  dem  specifischen  Gebiete  der  Verwaltungslehre  im  engeren  Sinne.  Die 
Dreitheilung:  Verwaltung  des  persänlichen,  wirtschaftlichen  und  gesell- 
schaftlichen Lebens  ist  entweder  schlechthin  recipiert  (E.  Meier  in  Holtzen- 
dorfs  Encyclopädie)  oder  unter  Ausscheidung  des  letzten  Gebietes,  das 
Stein  erst  in  der  dritten  Auflage  seines  Handbuches  besonders  reich 
ausgebildet  hat,  auf  die  beiden  Hauptgebiete  des  persönlichen  und  des 
wirtschaftlichen  Lebens  beschränkt.  Selbst  ein  so  cardinaler  Fehler,  wie 
er  die  ältere  Stein’sche  Systematik  verunziert,  den  er  aber  in  der  Folge 
vollkommen  ausgemerzt  hat,  die  Behandlung  der  Polizei  im  speciellen 
Theil  als  ein  dem  Gesundheita-  und  Bildungswesen  gleichwertiges,  coordi- 
niertes  Gebiet  der  materiellen  Verwaltung,  findet  sich  in  der  Systematik 
des  neuen  Verwaltungsrechtes  wieder  und  spricht  fOr  die  weitgehende 
Abhängigkeit  von  Stein.  Damit  soll  fär  das  Ganze  kein  Vorwurf  aus- 
gesprochen sein;  dem  Verwaltungsrecht  ist  auch  aus  dem  engeu  Anschluss 
an  das  Stein’sche  System  kein  Nachtheil  erwachsen,  so  w'enig  als  sie  im 
einzelnen  an  einer  fachgemässen  Ausbildung  und  Verbesserung  des  Systeraes 
verhindert  worden  ist.  Wenn  dem  entgegen  0.  Mayer  gelegentlich  (1,  191 
einmal  meint,  das  staatswissenschaftliche  (d.  h.  Stein’schel  System  werde 
in  Verlegenheit  gesetzt,  wenn  es  ein  festes,  scharf  ausgeprägtes  Rechtsinstitut 
darzustellen  habe  und  sieh  dabei  .auf  die  Lehre  von  der  Enteignung 
bezieht,  so  ist  gerade  das  ein  trefflicher  Beleg  unserer  Auffassung.  Bei 
Stein  hatte  die  Enteignung  als  Institut  des  ölTentlichen  Rechtes  aller- 
dings eine  sehr  eigenthOmliche,  anfechtbare  Stelle  im  System;  als  einen 
Theil  einer  allgemeinen  Entwährungslehre  hatte  er  sie  an  die  Spitze  der 
wirtschaftlichen  Verwaltung,  später  an  das  Ende  der  allgemeinen  Lehren  der 
wirtschaftlichen  Verwaltung  gestellt,  sich  öberhaupt  nicht  entscheidend  mit 
die.sen  Problemen  abgefunden.  Dagegen  fand  die  neuere  Bearbeitung  des 
Verw,aitungsrechtes  i Georg  Meyer)  sofort  hierfär  die  richtige  Stellung, 
indem  sie  die  Enteignung  als  eine  der  verschiedenen  Rechtsinstitute  behandelte, 
in  welchen  die  Staatsgewalt  auf  die  Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  des 
Grundbesitzes  einwirkt.  Das  ist  nicht,  wie  0.  Mayer  meint,  eine  harmlose, 
aber  für  sie  doch  wahrlich  ganz  unpassende  Rubrik,  sondern  eine  ganz  klare 
Gruppe  von  Rechten  der  Staatsgewalt,  welche  durch  den  einigenden  Gedanken 
der  Gebietshoheit  zusamraengehalten  werden;  nur  dass  dieses  Capitel  gegen- 
flber  der  Darstellung  bei  Georg  Meyer  noch  wesentlicher  Bereichenmg 
zugänglich  ist,  indem  ausser  Enteignung,  Gruudentlastung  und  Gemeinheits- 
theilungen  auch  noch  die  Amortisationsgesetzgebung,  die  Gesetze  Aber 
Fideicommisse,  agrarisches  Erbrecht  und  sonstige  öffentliche  rechtliche 
Beschränkung  des  Privateigenthums  an  Gnind  und  Boden  (im  Wasserrecht. 
Wegerecht  und  andere)  unter  die  gleichen  Gesichtspunkte  zu  bringen  sind. 
Auch  in  so  manchem,  was  in  den  neueren  Systemen  des  Verwaltungsrechtes 
fehlt,  zeigt  sich  die  enge  Fühlung,  in  der  sie  sich  noch  immer  mit  dem 
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Stein’scben  Schema  befinden.  So  vor  allem  in  dem  empfindlichen  Mangel 
der  Darstellung  jener  Rechtssätze  der  Verwaltung,  welche  die.selbe  in  Bezug 
auf  das  grosse  Gebiet  des  religiösen  Lebens  entwickelt  hat.  Mit  Ausnahme 
von  Seydel,  der  diesen  Verhältnissen  in  seinem  bairischen  Staatsrechte 
volle  Aufmerksamkeit  widmet  und  etwa  6 a u p p s wörttembergischem  Staats- 
rechte sind  die  neueren  Verwaltungsrechtslehrer  au  den  Fragen  der  Cultus- 
verwaltung  fast  ganz  achtlos  vorübergegangen,  so  nahe  doch  schon  durch 
die  Thatsache,  dass  überall  ein  Ministerium  für  Cultus  oder  geistliche  Ange- 
legenheiten vorhanden  ist,  eine  Rücksichtnahme  auf  die  verwaltnngsrechtliche 
Seite  des  Staatskirchenrechtes  gelegen  wäre. 

Auf  einem  Punkte  zeigt  sich  allerdings  die  Systematik  des  neueren  Ver- 
waltungsrechtes fast  ganz  frei  von  S t e i n’schera  Einflüsse,  insoweit  die  Geltend- 
machung der  Socialpolitik  im  Rechte  in  Frage  steht.  Freilich  bat  auch 
Stein,  wie  schon  oben  bemerkt,  erst  in  der  kurz  vor  seinem  Tode  erschie- 
nenen dritten  Auflage  seines  Handbuches  die  Probleme  des  socialen  Ver- 
waltungsrechtes  zum  erstenmale  systematisch  und  in  einiger  Vollständigkeit 
behandelt,  aber  doch  auch  in  den  früheren  Schriften  finden  sich  reiche 
Ansätze  dazu.  Im  Verwaltungsrechte  des  letzten  Decenniums  ist  leider  davon 
nichts  zu  verspüren;  das  sociale  Hilfswesen,  die  sociale  Rechtsordnung  der 
arbeitenden  Classen,  die  sociale  Capitalbildnng  geben  ihm  keinen  StolT  zu 
positiven  Rechtslehren,  so  reichlich  auch  inzwischen  die  praktische  Ver- 
waltung mit  den  Rechtsgedanken  der  socialen  Verwaltung  sich  beschäftigen 
musste.  In  den  Systemen  des  positiven  Verwaltungsrechtes  ist  diese  ganze 
grosse  Gruppe  von  Erscheinungen  in  lauter  Bruchstücke  unter  den  ver- 
schiedenartigsten Titeln,  ohne  Vollständigkeit,  ohne  inneren  Zusammenhang,  ohne 
Bewusstsein  der  höheren  Einheit  des  socialen  Verwaltungsrechtes  vorgetragen; 
es  wird  nicht  zu  viel  gesagt  sein,  wenn  wir  diese  Behandlung  als  die  partie 
honteuse  des  neueren  Verwaltungsrechtes  bezeichnen.  Stein  trägt  daran 
keine  Schuld.  Es  ist  vielmehr  die  ungenügende  allgemeine  staatswissenschaft- 
liche Schule  der  .luristen,  welche  auf  diesem  Punkte  zum  drastischen  Aus- 
drucke kommt.  Im  ganzen  bleibt  doch  die  Beherrschung  der  Systematik 
des  besonderen  Theiles  des  Verwaltungsrechtes  durch  die  Stein’sche  Glie- 
derung des  Stoffes  eine  unleugbare  Thatsache. 

'Wesentlich  anders  steht  die  Sache  bei  dem  allgemeinen  Th  eil 
des  Verwaltungsrechtes.  Von  einem  mehr  oder  weniger  vollkom- 
menen Anschlüsse  an  das  Stein'scho  System  kann  hier  schon  deshalb  keine 
Rede  sein,  weil  Stein  selbst  keineswegs  zu  einem  abschliessenden  Ausbau 
des  Systeraes  gekommen  ist.  Das  hängt  mit  seiner  schwankenden  Abgrenzung 
des  VerfassungsbegritTes  zusammen,  den  er  durch  eine  ebenso  schwankende 
Behandlung  des  Begriffes  der  Vollziehung  noch  mehr  verdunkelt  hat.  Erst 
mit  der  zweiten  .\uflagc  seines  Handbuches  der  Verw.iltungslehre  (187(5)  ist 
Stein  wenigstens  dazu  gekommen,  die  Begritte  der  Vollziehung  und 
Regierung  in  den  erweiterten  Begriff  der  Verfassung  aufzunelmien,  woilurch 
er  zu  der  reinen  und  ausschliesslichen  Gegenüberstellung  vou  Verfassung 
und  Verwaltung  zurückgekehrt  ist,  von  der  er  in  seinen  Anfängen  ausge- 
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gaugen  war.  Damit  hat  sich  ihm  auch  ein  abgerundeter  Inhalt  för  den  all- 
gemeinen Theil  der  Verwaltungslehre  ergeben,  der  sich  freilich  auch  gegen- 
flber  seiner  eigenen  IlegriB'sentwickelung  von  der  Verwaltung  als  sehr  dürftig 
erweist ; mit  seinen  Gliedern : Organismus  der  Verwaltung  ^Staatsverwaltung, 
Selbstverwaltung,  Kegierungl,  Verordniingswesen  und  Verwalt ungsrecht  iniit 
Verwaltungsrechtspflege)  entspricht  dieses  System  noch  eher  einer  aus- 
schliesslich juristischen  Behandlung  des  Verwaltungsrechtcs  — aber  auch 
dieser  keineswegs  vollkommen  — als  der  staatswissenschaftlichen  Auffassung 
der  Verwaltung  nberhaupt:  in  der  dritten  Auflage  sind  daun  Statistik  und 
l’olizei  ziemlich  unorganisch  diesem  allgemeinen  Theile  angefOgt. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  es  selbstverständlich,  dass  das  System  von 
Stein  in  seinem  allgemeinen  Theile  keine  Nachfolge  finden  konnte.  Immer- 
hin ist  cs  bemerkenswert,  dass  sich  das  er.ste  selbständig  entwickelte  System 
des  deutschen  Verwaltungsrechtes  von  Georg  Meyer  1S83  in  seinen 
.allgemeinen  Lehren“  mit  dem  Kern  des  Stein'schen  Systemes  nahezu 
deckt;  die  Organe  der  Verwaltung,  die  rechtliche  Natur  der  Verwaltungsactc. 
die  Verwaltiingsgericlitsbarkeit,  denen  er  nur  die  Verwaltungseiccutive 
anffigt,  bilden  den  Babmen  seiner  Ausführungen. 

Wesentlich  selbständiger  ist  schon  die  erste  Conception  eines  Systemes 
des  allgemeinen  Verwaltungsrechtes  auf  moderner  Grundlage,  welches 
0.  S a r w e y im  .Jahre  1884  geboten  hat.  Hier  ist  vor  allem  der  für  den  Ausbau 
de.s  V'erwaltungsrechtes  so  wichtige  Ausgangspunkt  von  den  verfassungsmässig 
gewälirleisteten  Grundrechten  der  Bevölkerung  gewonnen.  Von  hier  aus 
ergeben  sich  in  der  That  in  einfacher,  nugezwungener  und  folgerichtiger 
Weise  die  principiellen  Bechtsverhältnisse,  insbesouder.s  der  inneren  Verwaltung 
für  den  ganzen  Bereich  ihrer  materiellerr  IVirksamkeit.  Denn  die  Verfassung 
eines  Staates,  welche  ja  das  rechtliche  AVeseu  und  die  Kigenart  desselben 
nicht  nur  in  formeller  Beziehung,  sondern  auch  nach  dem  Hauptinhalte 
seines  materiellen  Lebens  zunr  Ausdrucke  bringt,  prägt  gerade  in  den  Grund- 
rechten des  persönlichen  und  gesellschaftlichen  Lebens  diese  seine  Eigenart 
in  den  cardinalen  Bechtssätzen  aus,  die  dann  in  der  Verwaltung  erst  das 
Leben  und  den  reichen  Inhalt  erhalten.  .Aus  den  verfassungsiträssigen  Gntnd- 
recliten  der  persönlichen  Freiheit,  der  Freiheit  des  Eigenthums  und  Erwerbes, 
der  socialen  und  wirtschaftlichen  Organbildttngund  deren  autonoirten  Functionen 
irii  .Staate  hat  das  Verwaltrnrgsrecht  die  besoitderetr  Beclitseinriehtirngen  und 
rechtlichen  Functionen  zrt  entwickeln.  Allerdings  ist  nun  auch  bei  Sarwey 
dieser  so  fruchtbare  Gesichtspunkt  vorwiegend  mir  in  der  Bichtung  der 
.Schranken  der  staatlichen  Gewalt  der  Verwaltungsorgane  entwickelt,  das 
positive  sociale  Verwaltungsrecht  aber,  das  aus  derselben  Quelle  stammt,  nur 
andeutungsweise  zum  Bewusstsein  gekommen.  Demgemäss  ist  auch  der 
Fortschritt,  den  das  Verwaltungsrecht  gegenüber  Stein  damit  gemacht 
hat,  nicht  .so  bedeutend  als  er  sich  nach  der  Art,  wie  Sarw  ey  das  Problem 
angefasst  hat.  erwarten  Hess. 

Ein  gewisser  Ersatz  für  die  mangelhafte  Ausgestattung  dieses  positiven 
Theiles  der  allgemeinen  Lehren  von  der  Verwaltung  könnte  nacli  Sarwey s 
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Disposition  des  Stoffes  immerhin  in  dem  ,die  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung“ 
bezeichneteu  Abschnitte  gefunden  werden,  wäre  derselbe  nicht  hIos.s  eine 
programmatische  Debersicht  Ober  die  Gegenstände  der  Verwaltung  geblieben, 
ohne  die  prindpiellen  juristischen  Gesichtspunkte  heranszuarbeiten,  welche 
bei  der  Lösung  dieser  Aufgaben  in  Betracht  kommen. 

Die  Literatur  des  letzten  Decenniums  hat  sich  den  allgemeinen  Lehren 
des  Verwaltungsreehtes  fast  nur  in  Monographien  genähert,  die  zwar  sehr 
wertvolle  Beiträge  zur  Lösung  dieses  wichtigen  Prohlemes  liefern,  aber  doch 
erst  im  systematischen  Zusammenhänge  des  ganzen  Verwaltungsrechtes  ihre 
letzte  Probe  zu  bestehen  haben  werden.  Daneben  treten  aber  doch  auch  in 
der  allgemeinen  Staatslehre  allgemeine  Fragen  des  Verwaltungsreehtes  in 
bedeutsamer  Weise  hervor,  wie  z.  B.  insbesonders  bei  .1  e 1 1 i n e k,  Hecht 
des  modernen  Staates  I.,  1900,  Ober  das  Wesen  des  Staates,  welche,  in 
ihre  Consequenzen  verfolgt,  zu  den  besten  Hoflnungen  speciell  auch  für 
die  juristische  Behandlung  des  Verwaltungsrechtes  berechtigen,  und  wie  wir 
anerkennen  mü.ssen,  gogenOber  Stein  einen  entschiedenen  Fortschritt  in 
der  Auffassung  der  allgemeinen  Probleme  bedeuten. 

Besehen  wir  uns  dann  die  staatswissenschaftliche  Literatur  der  jüngsten 
Zeit  auch  noch  von  einem  anderen  Standpunkte  aus,  um  Rechenschaft  dar- 
über zu  erkalten,  wie  sich  die  V e r w a 1 1 u n g s 1 e h r e als  politische 
D i s c i p I i n neben  dem  Staats-  und  Verwaltungsrechte  entwickelt  hat. 

Zwei  Gruppen  von  Schriften  können  da  in  Betracht  kommen:  die 
allgemeine  Staatslehre  und  die  Lehre  von  der  Politik,  insbesondere  die 
Volkswirtschaftspolitik  als  dem  hei  weitem  entwickeltsten  Zweige  derselben. 
Eine  Verwaltungslehre  im  Sinne  von  Stein  ist  in  dieser  Zeit  nicht  mehr 
geschrieben  worden;  es  wäre  auch  gegenOber  der  Lebensarbeit  von  Stein 
ein  kühnes  Unternehmen.  Ganz  äusserlicli  ist  der  im  Handbuch  der  poli- 
tischen Oekonomie  von  Seliönberg  1882  unternommene  V'ersuch,  der 
Verwaltungslehre  eine  systematische  Stellung  anzuweisen;  in  AVirklichkeit 
sind  hier  Statistik,  Behördenorganisatiou,  Gesundheitspflege,  Armenwesen  und 
einige  kleineren  Gebiete  der  Verwaltung  ganz  unvennittelt  und  ohne  innerer 
Einheit  behandelt. 

Die  allgemeine  Staatslehre  hat  zwar  gerade  in  jüngster  Zeit 
einige  wertvolle  .Anläufe  genommen,  um  sich  der  Umklammerung  durch  die 
ausschliesslich  juristische  Behandlung  zu  entziehen  (Re hm,  Jellinekl. 
Obgleich  sic  überwiegend  Staatsrechtslehre  ist,  hat  sie  es  doch  schon 
verstanden,  den  politischen  Hintergrund  für  diese  Rechtslehre  zu  verwerten. 
So  sehr  wir  also  anerkennen  müssen,  dass  die  juristische  Beliandlung  des 
Verwaltungsrechtes  aus  der  neuesten  Bearbeitung  der  allgemeinen  Staats- 
lehre manche  Förderung  erfahrt,  so  ist  doch  für  die  Verwaltungslehre  als 
politische  Disciplin  aus  dieser  Behandlung  bis  jetzt  noch  wenig  Gewinn 
erwachsen.  Vergebens  sucht  man  in  dieser  allgemeinen  Staatslehre  Aufschluss 
über  die  grundsätzlichen  Einrichtungen,  durch  welche  der  .Staat  verwaltet  wird, 
geschweige  denn  Ober  die  Consequenzen.  welche  aus  der  Staatsverfassung 
auf  den  Geist  der  Vcrw.altung  ausgehen.  Und  doch  ist  das  Wesen  des 
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Bundesstaates,  des  Staates  der  reinen  Demokratie,  des  socialen  Staates,  erst 
aus  seiner  Verwaltung  vollkommen  zu  erkennen,  ebenso  wie  etwa  ein  con- 
fessioneller,  ein  ,interconfessioneller*  oder  ein  confessionsloaer  Staat,  ein 
Xationalstaat  und  ein  Staat  mit  Gleichwertigkeit  mehrerer  Xationalitkten, 
ein  centialistischer  und  ein  ßderalistischer  Staat  sich  mehr  noch  vielleicht 
in  ihrer  Verwaltung  als  in  ihrer  Verfassung  manifestieren.  Das  alles  aber 
bat  auch  die  neueste  Bearbeitung  der  allgemeinen  Staatslehre  noch  nicht 
klar  gemacht,  und  darum  halten  wir  uns  für  berechtigt  zu  sagen,  dass  die 
Verwaltungslehre  als  politische  Disciplin  durch  die  allgemeine  Staatslehre 
noch  keine  Bereicherung,  ja  nicht  einmal  eine  entsprechende  Berflcksichtigung 
erfahren  hat. 

D.'igegcn  kann  die  wissen.schaftliche  Verwaltungslehre  auf  dem  Boden 
der  Volkswirtscliaftspolitik  eine  sehr  bedeutende,  congeniale  Weiter- 
bildung verzeichnen.  Es  ist  zwar  nur  e i n Werk,  das  hier  in  Betracht  kommt: 
unum  sed  leonem  darf  man  von  Adolf  W'agners  Grundlegung  der  poli- 
tischen Oekonomie  sagen,  deren  zweiter  Theil,  .Volkswirtschaft  und  Recht* 
1894,  hier  an  fnhrcnder  .Stelle  steht.  Die  Art  und  Weise  wie  W agn  erin  diesem 
Werke  das  wirtschaftliche  Recht  der  CulturvSlker  behandelt,  insbesondere 
die  persönlichen  und  socialen  Freiheitsrechte,  dann  die  Eigenthumsordnung, 
enthalten  einen  so  wesentlichen  Theil  dessen,  was  als  Inhalt  einer  allge- 
meinen Verwaltungslehre  in  Betracht  kommt,  dass  damit  auch  den  weitest- 
gehenden Anforderungen  an  wissenschaftliche  Universalität  Rechnung  getragen 
ist.  XatOrlich  gehen  diese  Erörterungen  weit  Aber  den  Rahmen  der  Verwal- 
tungslehre hinaus;  das  Buch  ist  vom  Boden  der  Volkswirtschaftslehre  aus 
geschrieben.  Aber  cs  wird  doch  dem  speciellen  Gesichtspunkte  der  Verwal- 
tungslehre allenthalben  vollständig  gerecht,  und  auch  das  Verwaltungsrecht 
ist  mit  reichem  Inhalte  in  die  Darstellung  verwoben.  Dabei  anerkennt 
Wagner  selbst  ununiwunden  an,  dass  fOr  die  wirtschaftliche  Rechtsordnung 
in  unseren  heutigen  Verh.lltnissen  die  neuere  Verwaltungslehre  besonders  von 
Stein  am  meisten  Wert  habe,  und  in  Jedem  Capitel  steht  Stein  an  der 
Spitze  der  fOr  den  Verfasser  in  Betracht  kommenden  Literatur. 

Das  neuere  Verwaltungsrecht  ist  an  diesem  hervorragenden  Werke 
bisher  leider  achtlos  vorftbergegangen.  Selbst  0.  Mayer,  der  Wagners 
Finanzwissenschaft  bei  Begrändung  seiner  allgemeinen  Lehren  der  Finanz- 
gewalt erfolgreich  berücksichtigt,  kennt  die  grosse  Tragweite  nicht,  welche 
Wagners  zweiter  Theil  der  Grundlegung  für  Verwaltungslehre  und  Ver- 
waltungsrecht besitzt.  Mit  Recht  stellt  Wagner  selbst  die  Forderung  auf,  dass 
die  Lehre  vom  Eigenthum  in  der  Rechtswissenschaft  nicht  nur  im  Privat- 
recht,  sondern  auch  im  ötfentlichen  Recht  ihre  Stelle  finden  mflsse.  Von 
diesem  Standpunkte  ist  es  aber  sofort  klar,  dass  die  SITentlich-rechtlichen 
Elemente  der  Rechtsordnung  des  Eigenthunis  ihre  ausreichende  wissenschaft- 
liche Behandlung  auch  nicht  im  Staatsrechte  allein  finden  können,  wo  doch 
im  wesentlichen  nur  der  verfassungsmässig  gewährleistete  Schutz  des  Privat- 
cigenthums  in  Betracht  kommt.  Vielmehr  lällt  gerade  ilem  Verwaltungsrechto 
die  schwierige,  aber  dankbare  .\ufgabe  zu,  die  Conseriuenzen  zu  entwickeln, 
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welche  aus  der  Gesetzgebung  Ober  die  Bffentlich-rechtlichen  Beschränkungen 
des  Kechtsschutzes  des  Privateigenthums,  Ober  die  Verwaltung  des  öffent- 
lichen Eigenthums,  Ober  den  Unterschied  zwischen  diesem  und  dem  dem 
Gemeingebrauch  zustehenden  öffentlichen  Gute  sich  ergeben.  Ebenso  fehlt 
aber  dem  neueren  Verwaltungsrechte  noch  immer  der  Blick  fOr  die  einheit- 
lichen Grundzflge  der  modernen  Ausgestaltung  der  persönlichen  Preiheits- 
rechte  und  ihrer  socialrechtlichen  Beschränkung,  welche  doch  wieder,  wie 
in  dem  Auswanderungsrecht,  dem  Arbeiterschutz  und  anderen  in  erster  Linie 
innerhalb  des  Verwaltungsrechtes  in  ihren  Consequenzen  zu  entwickeln  sind. 
Es  wäre  sehr  verlockend,  die  Bedeutung  des  W a g n e r’sclien  Werkes  ffir 
das  wissenschaftliche  Verwaltungsrecht  näher  zu  verfolgen;  doch  mögen  die 
wenigen  Andeutungen  hierfür  genügen.  Im  übrigen  haben  gerade  die  bedeu- 
tendsten unter  den  neueren  Leistungen  der  Volkswirtschaftspolitik  (von 
Philippovich,  Conrad)  dem  Zusammenhänge  mit  der  Verwaltungslehre 
und  dem  Verwaltungsrechte  zu  wenig  Beachtung  geschenkt.  Die  Volkswirt- 
schaft berührt  sich  aber  doch  auf  allen  Punkten  so  nahe  mit  den  übrigen 
Lebensgebieten,  auf  welche  die  Verwaltung  zu  wirken  berufen  ist,  und  die 
Verwaltung  ist  anderseits  auf  allen  Gebieten  ihres  Wirkens  so  nothwendiger- 
weise  eine  einheitliche  Function  des  Staates,  dass  eine  einseitige  Hervorkehrung 
volkswirtschaftlicher  Motive  bei  der  wissenschaftlichen  Behandlung  wirtschafts- 
politischer  Fragen  nur  allzuleicht  auch  zu  einer  Einseitigkeit  des  ürtheiles 
und  der  Entscheidung  führt:  zwischen  den  theoretischen  Lösungen  wirt- 
schaftspolitischer Fragen  und  den  kategorischen  Anforderungen  des  Lebens 
entsteht  dadurch  leicht  ein  Gegensatz,  der  den  Lernenden  irre  macht  und 
der  Lehre  zum  Schaden  ihrer  .Autorität  werden  kann.  Das  war  ja  gerade 
das  Leitmotiv  der  Stein’schen  Verwaltungslehre,  dass  sie  immer  aus  dem 
Vollen  schöpfen  müsse  und  sich  in  jeder  einzelnen  Frage  des  Zusammen- 
hanges mit  dem  Ganzen  der  Verwaltung  stets  bewusst  bleibe.  Darum  rea- 
gierte ja  auch  Stein  so  kräftig  gegen  die  ältere  isolierende  Behandlung 
der  Wirtschaftspolitik:  aus  demselben  Grunde  muss  auch  jetzt  noch  den 
engsten  Beziehungen  dieser  Discipliu  mit  dem  Ganzen  der  Verwaltungslehre 
das  Wort  geredet  werden. 

Eine  eigenthOmliche  Wendung  hat  das  Problem  der  s y s t e ni  a t i s c h e n 
Gliederung  des  staats  wissenschaftlichen  Unterrichtes 
durch  die  neue  juristische  Studienordnung  von  1893  an  den  öster- 
reichischen Universitäten  genommen.  Man  hätte  meinen  sollen, 
dass  gerade  hier,  an  der  Urheimat  der  Stein’schen  Grundsätze,  auch  seine 
.Systematik  der  Staatswissenschaften  wenigstens  in  ihren  Grundgedanken  in 
Ehren  gehalten  werde,  umsomehr  als  sich  an  den  österreichischen  Univer- 
sitäten die  Verwaltungslehre  im  Sinne  von  Stein  seit  Decennien  als  ein 
politisches  Hauptcolleg  eingebürgert  hatte.  Xun  war  freilich  gleichzeitig  das 
Bedürfnis  unabweisbar  geworden,  der  Pflege  des  positiven  Staats-  und  Ver- 
waltungsrechtes einen  breiteren  Kaum  als  bisher  im  juristischen  Studiengang 
zu  schaffen.  Die  neue  Studienordnung  glaubte  nun  diesem  Bedürfnisse  am 
einfachsten  in  der  äVeise  zu  entsprechen,  d.iss  sic  für  das  Studium  des 
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öffentlichen  Rechtes  zwei  syninielrisch  angeordnete  Lehrfächer  schuf:  das 
allgemeine  und  österreichische  Staatsrecht  einerseits,  die  Verwaltungslehre 
mit  dem  österreichischen  Verwaltungsrecht  anderseits.  Las  schien  auch 
wenigstens  im  Principe  noch  immer  dem  S t e i n'schen  Systeme  zu  ent- 
sprechen, das  ja  das  Staatsrecht  als  Lehre  von  den  Verfassuugszuständen  und 
die  Verwaltungslchrc  mit  dem  Verwaltungsrecht  als  die  Lehre  von  der 
liethfitigung  der  verfassungsmässig  geordneten  Staatsgewalt  unterschied.  Aber 
diese  Symmetrie  des  Aufbaues  war  doch  zunächst  eine  ganz  äusserliche: 
das  allgemeine  und  österreichische  Staatsrecht  wurde  als  rein  juri.stische 
Disciplin  coustruiert.  die  allgemeine  Staatslehre  als  politische  Disciplin  bei- 
seite gelassen.  Das  andere  staatsrechtliche  Colleg  aber  Ober  Verwaltungs- 
lebro  und  österreichisches  Verwaltungsrecht  behielt  seine  gemischte  Natur 
bei.  denn  die  Verwaltungslehre  war  überall  und  speciell  im  österreichischen 
Lehrplan  als  politische  Disciplin  gedacht.  Ja  man  wäre  eigentlich,  gerade 
deshalb,  veranlasst,  die  Aufgabe  dieses  Collegs  so  zu  interpretieren,  dass 
in  den  Vorträgen  Ober  Verwaltungslehre  auf  das  positive  östeiTeichische 
Verwaltungsrecht  nun  mehr  Rücksicht  zu  nehmen  sei  als  bisher,  ohne  dass 
dadurch  der  politische  Charakter  der  Verwaltungslehre  sieh  im  wesentlichen 
zu  ändern  oder  gar  zu  verschwinden  brauchte.  Auch  nach  Steins  Auf- 
fassung und  Rchandlung  wurde  ja  das  positive  Verwaltungsreeht  schon  im 
Rahmen  der  Verwaltungslehre  behandelt,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass 
die  .Aufgabe  sich  nicht  auf  die  Darstellung  des  Rechtes  beschräukte.  sondern 
auch  seine  Ursachen,  die  politische  Motivierung  des  Verwaltungsrechtes,  seine 
AVirkungen  im  staatlichen  \md  gesellschaftlichen  Leben  und  die  daraus 
abgeleiteten  Reforraideen  zu  entwickeln  waren. 

Aber  diese  Interpretation  der  juristischen  Studienordnung  entspricht 
doch  schon  nicht  ganz  den  Intentionen  des  Gesetzgebers  und  wird  voll- 
kommen hinfällig  durch  die  .Art  und  Weise,  wie  sich  das  staatswissenschalt- 
liche  Studium  au  den  österreichischen  Universitäten  auf  Grund  dieser  Studien- 
ordnuiig  des  weiteren  entwickelt  hat.  Die  mächtige  llewegung  insbesondere 
in  der  deutschen  staatswissenschaftlichen  Literatur,  webhe  seit  geraumer 
Zeit  nach  einer  streng  juristischen  Durchbildung  des  A'erwaltungsrechtes 
drängte,  war  auch  auf  die  österreichische  Uuterrichtsverwaltung  nicht  ohne 
Kinfluss.  Die  Lehre  vom  Staatsrechte  hatte  sich  ihren  streng  juristischen 
Charakter  bereits  sieghaft  er.stritten;  eine  officielle  Anerkennung  im  Studien- 
jilau  war  in  keiner  AVeise  mehr  zu  versagen.  Nun  sollte  auch  dem  A'eiwal- 
tungsrechte  eine  ebenbürtige  Stellung  eingeräumt  werden.  Die  österreichische 
Studienordnung  entschied  sich  dafür,  und  zwar  gleich  in  dem  moderneren 
Sinne,  dass  das  A'erwaltungsrecht  eine  eigene  Rechtsdisciplin  neben  dem 
Staatsrechte,  nicht  nur  ein  Uestandtlieil  des  Staatsrechtes  sein  solle.  Aber 
dabei  stellte  sich  nun  sofort  ein  Anstand  ein,  über  den  nicht  leicht  hinweg- 
zukommen war.  Die  Consequenz  der  Grundauffassung  wie  die  Symmetrie 
im  Aufbau  des  Systemes  hätten  gleiehmüssig  verlangt,  dass  dem  „allgemeinen 
und  österreichischen  Staatsrecht*  ein  , allgemeines  und  österreichisches  A’er- 
waltungsreeht“  an  die  Seite,  anderseits  aber  eine  allgemeine  Staatslehre 
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und  eine  allgemeine  Verwaltiingslelire  als  politische  Fächer  besonders  gestellt 
worden  wären.  Einer  solchen  eonse(|uenten  Durchhildung  des  staatswissen- 
schaftlichen Systemes  im  Lehrplane  stellten  sich  aber  gewichtige  didaktische 
und  wissenschaftliche  Bedenken  entgegen:  die  .allgemeine  Staatslehre“  ist 
bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  zu  einer  selbständigen  und  vollwertigen 
politischen  Disciplin  ausgewachsen;  sie  ist  vorwiegend  nur  als  Staatsrechts- 
lehre behandelt,  ihre  politischen  üesichtspunkte  sind  zum  Theil  noch  immer 
nur  in  der  Uechtsphilosophie  zur  Geltung  gebracht,  zum  Theil  verlieren  sie 
sich  in  dem  nebelhaften  Gebiete  der  .GeselLschaftslehre“.  Es  war  daher 
weder  nothwendig  noch  auch  überhaupt  angemessen,  den  Studienplan  mit 
einem  solchen  Colleg  über  allgemeine  Sta.atslehre  zu  belasten;  man  konnte 
mit  Recht  erwarten,  dass  der  rechtlich  bedeutsame  Inhalt  der  allgemeinen 
Sta.atslehre  im  .allgemeinen  Staatsrecht“  zur  Geltung  komme  und  konnte 
sie  im  übrigen  ihrem  Schicksale  überlassen.  Ganz  anders  freilich  lagen  die 
Ginge  bei  der  .allgemeinen  Verwaltuugslehre“.  Sie  war,  und  vor  allem  durch 
Stein,  zu  einer  selbständigen,  vollkommen  ausgewachsenen  politischen 
Disciplin  geworden,  die  auch  das  allgemeine  Verwaltungsrecht  umschlos.s. 
Aber  freilich,  dem  Verlangen  nach  einer  selbständigen,  streng  juristischen 
Behandlung  des  allgemeinen  Verwaltungsrechtes  ist  diese  Verwaltungslehre 
nicht  gerecht  geworden.  Man  konnte  über  sie  nicht,  wie  über  die  allgemeine 
■Staatslehre,  zur  Tagesordnung  übergehen.  Und  anderseits  konnte  man  ein 
.allgemeines  Verwaltungsrecht“  nicht  aus  der  Erde  stampfen,  das  bisher, 
nur  in  schwachen  Ansätzen,  ganz  rudimentär  vorhanden  ist.  So  blieb  denn 
die  Verwaltungslehre  auch  im  neuen  Studienplan  in  Ehren;  die  Studien- 
ordnung machte  mit  dieser  Bezeichnung  des  Faches  dem  Stein’schen 
.kndenken  ihre  Reverenz.  Aber  indem  man  ihr  das  österreichische  Ver- 
waltnngsrecht  anliüngtc  und  ihre  Pflege  den  Händen  der  Politiker  entzog,  um 
sie  den  .Juristen  anzuvertrauen,  war  genügsam  deutlich  ausgesprochen,  was 
eigentlich  damit  beabsichtigt  war.  Der  Rechtsinhalt  der  Verwaltungglehro  vor 
allem  sollte  behandelt  werden;  man  konnte  den  Juristen  ja  nicht  zumuthen, 
politische  Wissenschaft  zu  lehren,  aber  man  setzte  vielleicht  voraus,  dass 
wenigstens  die  allgemeinen  Lehren  der  Verwaltung  auch  bei  der  neuen 
Ordnung  der  Dinge  eine  gewisse  Berücksichtigung  finden  würden,  wie  die 
allgemeine  Staatslehre  im  Systeme  des  allgemeinen  Staatsrechtes. 

In  den  Händen  der  österreichischen  Juristen  ist  dann  diese  .Verwal- 
tungslehre* alsbald  zu  dem  geworden,  wozu  sie  nach  der  äusserlichen  An- 
ordnung der  Fächer  im  Studienplan  werden  musste,  zu  einer  allgemeinen 
juristischen  Einleitung  in  das  Studium  des  österreichischen  Verwaltungs- 
rechtes. Und  das  war  auch  innerlich  wohl  begründet.  Die  österreichischen 
Staatsrcchtslehrer  mussten  in  der  neuen  Studienordnung,  aber  noch  mehr 
in  der  neueren  Entwickelungstcndcnz  des  Verwaltungsrechtes  die  Auffor- 
derung erblicken,  sich  ganz  auf  die  ,\usbildung  der  neuen  Rechtsdisciplin 
zu  concentrieren.  Damit  war  auch  der  schüchterne  Versuch,  der  Studien- 
ordnung die  Venvaltungslehre  in  der  Verbindung  mit  dem  V’erwaltungsrecht 
zu  erhalten  und  sie  dadurch  Oberhaupt  noch  im  juristischen  Lehrplan  zu 
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pflegen,  beseitigt;  die  Juristen  haben  die  Verwaltungslebre  im  Sinne  Steins 
Ober  Bord  geworfen.  Wenn  dann  aber  von  ihnen  ausgesagt  worden  ist, 
da.s8  sie  besonders  den  Ruf  erheben  nach  einem  .allgemeinen  Theil  des 
Verwaltungsrechtes“  (0.  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht,  S.  19),  so  mag 
man  vielleicht  doch  berechtigt  sein,  darin  eine  Nachwirkung  des  Einflusses 
ihres  gemeinsamen  Meisters  zu  erblicken,  der  in  seinem  Hauptwerke  selbst 
schon  so  wesentlich  zum  Aufbau  eines  allgemeinen  Verwaltungsrechtes  bei- 
getragen hat. 

Das  Schicksal  der  Verwaltungslehre  ist  damit  — fOr  die  nächste  Zeit 
wenigstens  und  fflr  die  Bsterreichischen  Universitäten  — besiegelt;  denn  .auf  dem 
Boden  der  politischen  kVissenschaften  ist  ihr  durch  die  Studienordnung  der  tVeg 
verrammelt  dadurch,  dass  nun  der  Nationalökonomie  eine  .Volkswirtschafts- 
politik“ als  Hauptcolleg  an  die  Seite  gestellt  und  daneben  noch  auf  die 
Wichtigkeit  von  Specialcollegien  Ober  Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik 
besondei's  verwiesen  wurde.  Dass  dasauf  dieserSeite  des  staatswissenschaftlichen 
Unterrichtes  ein  unvollkommener  Ersatz  für  eine  Verwaltungslehre  ist,  wird 
jeder  zugeben,  dem  die  üeberzeugung  von  dem  inneren  Zusammenhang  der 
verschiedenen  Zweige  der  Verwaltung,  zu  der  ja  auch  die  wirtschaftliche  Politik 
gehört,  in  Fleisch  und  Blut  abergegangen  ist.  Die  isolierte  Behandlung 
wirtschaftspolitischer  Fragen  von  dem  einseitigen  Standpunkt  der  praktischen 
Nationalökonomie  aus,  wie  das  die  Studienordnung  nahelegt,  wird  immer 
Gefahr  laufen,  den  Zusammenhang  mit  den  sonstigen  Problemen  der  Ver- 
waltung zu  übersehen,  wie  das  seinerzeit  die  Schwäche  der  älteren  Volks- 
wirtschaftspolitik war,  gegen  welche  eben  vor  allem  Stein  so  kräftig 
reagierte.  Wenn  die  Behandlung  der  Volkswirtschaftspolitik  an  den  österreichi- 
schen Universitäten  trotzdem,  soweit  das  eine  freie  Interpretation  der  Studien- 
ordnung zulässt,  den  Postulaten  der  Verwaltungslehre  gerecht  zu  werden  sieh 
bemüht,  so  darf  auch  das  als  ein  Fortleben  des  Stein’schen  Geistes  bezeichnet 
werden,  der  ja  auch  in  der  ganzen  modernen  wirtschaftspolitischen  Literatur 
sich  fohlbar  macht. 

Fragen  wir  nun  zum  Schlüsse,  welche  Aussichten  sieh  nach  dem 
bisherigen  Entwickelungsgange  der  Dinge  für  die  weitere  wissen- 
schaftliche Behandlung  des  Verwaltungsrechtes  und  der 
Verwaltungslehre  eröffnen.  Da  will  es  mir  doch  vor  allem  scheinen, 
als  wenn  die  Pflege  des  Verwaltungsrechtes  das  Schwergewicht  ihrer  Leistungen 
auf  einen  Ausbau  eines  allgemeinen  Verwaltungsrechtes  verlegen  müsse.  Schon 
der  gegenwärtige  Zustand  der  Systematik  des  Verwaltungsrechtes  weist 
deutlich  darauf  hin.  In  der  particularrechtlichen  wie  in  der  allgemein  deutsch- 
rechtlichen  Behandlung  desselben  bietet  gerade  der  .allgemeine  Theil“  ein 
sehr  verworrenes  Bild;  bald  ist  es  ein  Stück  Staatsrecht,  das  dem  Ver- 
waltungsrecht als  Einleitung  vorausgeschickt  wird,  gewissermaassen  um  die 
Verbindung  beider  Disciplinen  aufrecht  zu  erhalten;  bald  sind  es  nur  Gesichts- 
punkte der  Lehre  von  der  vollziehenden  Gewalt,  welche  sich  als  allgemeiner 
Theil  des  Verwaltungsrechtes  bieten,  während  sie  in  Wirklichkeit  nur  dem 
Gegensatz  zwischen  formalem  und  materiellem  Verwallungsrechte  entspringen. 
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Bald  endlich  enthält  dieser  allgemeine  Theil  zwar  Erörterungen  Ober  einzelne 
die  Verwaltung  beherrschende  Rechtsinstitute,  während  andere  gleichwertige 
gänzlich  beiseite  gelassen  sind. 

Ein  allgemeiner  Theil  des  Verwaltungsrechtes  verlangt  aber  doch  eine 
principielle  Erörterung  aller  der  Rechtsinstitute,  welche  die  ganze  Verwal- 
tung durchziehen  und  daher  auch  in  ihren  Consequenzen  bei  den  einzelnen 
Gebieten  der  materiellen  Verwaltung  erscheinen.  So  gehören  zweifellos  die 
Rechte  des  Staates  am  Grundeigenthum,  der  Schutz  der  persönlichen  Frei- 
heit und  des  Eigenthums,  die  Rechtsinstitute  der  Gewerbefreiheit,  des 
Arbeiterschutzes,  der  Handelspolitik  u.  dgl.  nach  ihrer  principiellen  Seite 
diesem  allgemeinen  Theile  zu,  während  die  einzelnen  Uochtsinstitute  der 
Bodenpolitik  i Wasser-,  Wegerecht  und  andere),  der  Urproduction,  der  Gewerbe- 
ordnung, des  Handelsverkehres  dem  speciellen  Verwaltungsrechte  zuzuweisen 
sind.  Denn  alle  diese  besonderen  Recbtsinstituto  und  Rechtsnormen  müssen 
doch  im  modernen  Rechtsstaate  getragen  sein  von  den  grundsätzlich  dem 
Staate  zustehenden  Rechten  auf  Geltendmachung  des  öffentlichen,  allgemeinen 
Interesses  gegenüber  den  Sonderinteressen  wirtschaftlicher  oder  socialer 
Gruppen  innerhalb  des  gesellschaftlichen  Lebens. 

Eine  erschöpfende  wissenschaftliche  Erfassung  dieser  grundlegenden 
Kechtsgedanken  innerhalb  der  gesammten  Verwaltung  muss  dann  aber  mit 
Nothwendigkeit  zum  Ausbau  eines  wissenschaftlichen  Systemes  des  all- 
gemeinen Verwaltungsrechtes  führen,  dem  neben  der  juristisch-constructiveu 
auch  noch  die  Aufgabe  der  Rechtsvergleichung,  wenigstens  für  die  verwandten 
Rechtsformen  des  staatlichen  Lebens,  zußllt.  Das  öffentliche  Leben  der  ver- 
schiedenen, dem  gleichen  Culturkreise  angehörigen,  den  gleichen  Einflüssen 
socialethischer  Grundstimmungen  des  Volkes  unterliegenden  Staaten  zeigt 
uns  heute  so  viele  verwandte,  ja  fast  identische  Züge  auch  im  Verwaltungs- 
rechte, dass  eine  wissenschaftliche  Durcharbeitung  und  Klarstellung  dieses 
gemeinsamen  Productes  des  Zeitgeistes  geradezu  herausgefordert  wird. 

Ist  aber  das  Verwaltungsrecht  einmal  auf  diesem  Punkte  angelangt, 
dann  wird  es  auch  durch  die  Energie  der  wissenschaftlichen  Gedanken  von 
selbst  dazu  gedrängt,  über  die  rein  constructive  Behandlung  des  Rechts- 
stoffes  hinauszugehen  und  die  Anknüpfung  an  die  Rechtsphilosophie,  an  die 
Rechtsgeschichte  und  an  die  Politik  wieder  zu  suchen.  Schon  als  Auslegungs- 
behelfe für  das  positive  Recht  dürfen  diese  Erkenntnisquellen  nicht  ver- 
schmäht werden;  mehr  noch  bedeutet  es,  dass  die  Rechtswissenschaft  nur 
auf  diesem  Wege  das  volle  Verständnis  der  Rechtsnormen  und  die  ratio 
legis  erschliessen,  sich  einen  maassgebenden  Einfluss  auf  die  Weiterbildung 
des  Verwaltungsrechtes  sichern  und  die  Jurispnidenz  vor  Entfremdung  gegen- 
über dem  Staatsleben  bewahren  kann. 

In  der  That  halten  denn  auch  weiterblickende  Staatsrechtslehrer  die 
Zeit  für  gekommen,  wo  es  Recht  und  Pflicht  der  Staatsrechtswissenschaft 
ist,  diese  neuen  Wege  zu  betreten  (Re hm,  Geschichte  201).  Sie  sehen  in 
der  formalen  Ausprägung  der  publicistischen  Begriffe  schon  nicht  mehr  das 
einzige  Ziel  der  Wissenschaft  vom  öffentlichen  Rechte  (Jellinek,  Gesetz 


Digitized  by  Google 


152 


Inama-Stcmegg. 


und  Verordnung,  Vorr.)  und  nehmen  schon  nicht  mehr  Anstand,  Gedanken 
der  allgemeinen  Bechtslehre  und  der  Rechtsphilosophie  zur  Durchdringung 
des  positiven  Rechtes  zu  verwerten.  Da  liegt  es  denn  doch  nahe,  zu  ver- 
inuthen,  dass  auch  die  Theorie  des  allgemeinen  Verwaltungsrechtes,  der  ja 
geradezu  die  nächste  Zukunft  der  Entwickelung  gehören  dürfte,  sich  der 
Einwirkung  dieses  Geistes  nicht  entziehen  werde.  .Je  tiefgründiger  aber  der 
Hoden  des  Verwaltungsrechtes  bearbeitet  wird,  umsomehr  nähert  sich  die 
Forschung  wieder  den  gemeinsamen  Quellen  des  öffentlichen  Rechtes,  aus 
denen  alle  einzelnen  Rechtsinstitute  ihre  Nahrung  ziehen.  Rechts-  und  Wirt- 
schaltsgeschichte,  Wirtschafts-  und  Socialpolitik,  um  nur  die  landläufigsten 
Wissensgebiete  zu  nennen,  können  nicht  abseits  stehen,  wenn  es  gilt,  das 
positive  Recht  der  Verwaltung  dem  lebendigen  Verständnis  zu  erschliessen 
und  den  Juristen  zum  sicheren  Führer  in  dem  drängenden  Verlangen  nach 
einer  festen  Rechtsordnung  der  modernen  Gesellschaft  zu  machen. 

Und  so  wird  schliesslich  auch  die  Verwaltiingslebre  wieder  ihre  Auf- 
erstehung feiern,  nicht  als  die  schwer  zu  begrenzende  Kunde  vom  Staate, 
sondern  wohl  discipliniert  durch  die  strenge  Formulierung  der  Rechtsinsti- 
tute. aber  zugleich  ausgerüstet  mit  dem  sicheren  und  umfassenden  Ueber- 
blicke  über  ihr  Werden  und  die  allgemeinen  Voraussetzungen  ihres  Bestandes. 
Das  Leben  im  Rechte  wird  damit  erst  vollkommen  erkannt  und  damit  auch 
das  Recht  des  Lebens  wissenschaftlich  neu  gewonnen. 
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L nbeeinHusst  durch  das  groasartige  Bindemittel  des  Lchensverbandes, 
den  Einwirkungen  der  Stadtwirtschaft  entrflekt,  unbeirrt  von  der  im  Osten 
angezflehteten  mongolischen  Lebensanschauung  — fand  die  Entwickelung 
der  polnischen  Agrargeachichte  eigene  Wege,  um  aus  der  mannigfaltig  aus- 
gestalteten Grundhenschaft  des  Mittelalters  im  Ausgang  des  XV.  .Jahr- 
hunderts die  Oikenwirtschaft  zu  aberwinden  und  dem  capitalistischen  Oross- 
betriebe  freie  Bahn  zu  eröffnen.  Die  sociale  Structur,  das  Rückgrat  dieser 
Erscheinungen,  wurzelt  aber  in  der  primären  Siedelung,  die  nachhaltig  gewirkt 
und  allein  geeignet  ist,  den  historischen  Ausbau  verständlich  zu  machen. 

U m die  Zeit  alsKarlderGrosse  den  Ihnes  soraliicus  festsetzte  (805 ), 
treffen  wir  die  seit  drei  Jahrhunderten  das  Land  zwischen  der  Weichsel, 
Oder,  der  Xelze  und  den  Karpathen  innehabenden  Lechiten  bereits  in  ent- 
schiedener Differenzierung  begriffen.  Der  Familienzusammenbalt,  dieser 
eigentliche  Sitz  des  slavischen  Volksdaseins,  wie  Meitzen  bemerkt,*) 
erhält  seine  organisatorische  Spitze  in  dem  kriegsherrlichen  Fürsten,  der 
das  gesammte  I,and  in  seiner  Hand  als  ausschliesslicher  Grund-  und 
Gerichtsherr  zusammenhält,  dessen  inililes,  ad  bella  fortminU  el  doclisshni 
in  den  yrody,  tastella,  in  oft  beträchtlicher  Präsenzstärke  consistieren,  wie 
uns  dies  Gallus  nach  taciteischer  Art  geschildert  hat.*)  Mit  den  anfangs 
ausserhalb  des  Wafl'enverkehres  stehenden  Unterthanen*)  verbindet  ihn  ein 
persönliches  patriarchalisches  Verhältnis.*)  Dieselben  sitzen  rechtlich  modo 
prtcario  auf  seinem  Grund  und  Boden  als  priijinsuiry,  aseripUdi  und 

')  Dr.  Angast  Meitzen,  Art.  Ansiedclnng  im  Hnniiwürtb.  der  Staatsw.  1.  Bd., 
2.  Anfl . .leia  1898. 

*)  Monumenta  Poleniae  hiatorica.  1.  Bd.,  p.  404. 

*)  Dieselben  wurden  ent  nach  der  Dblacatiun  der  woje  samint  ihnen  zum 
Kriegsdienste  herangezogen.  Cf.  Dr.  Franciszek  FiekosiAski;  LudnoSd  wie4niacza 
w Polsce  w dobie  Piastowskiej  (Die  Landbaubevölkerung  Polens  in  der  Piastenzeit) 
Krakow  1896.  p.  49. 

*)  Dr.  Miehat  BobrzjAski:  Oeneza  spoteczeAatwa  polskiego  na  podstawie 
kroniki  Galla  i dypIomab'W  XII  wiekn.  (Genesis  der  polnischen  Gesellschaft  auf  Grund- 
der  Chronik  von  Gallus  und  der  Urkunden  aus  dem  XII.  Jahrhundert)  Krakow  1681,  p.  54. 

Z«lt«cbr{A  fUr  Vol)unlmch&/l,  SorSalpolHSk  und  Vcrw&ltnof.  XI.  Bnnd. 
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decken  durch  ihre  sohilioncs  et  aiiytiriae  naturalwirtschaftlich  den  jeweiligen 
BedOrfnisstand  des  Forsten  und  seiner  mililcs. 

Unter  den  fürstlichen  Lasten  nimmt  sirdiu  die  erste  Stelle  ein,  die 
als  Abgabe,  sonst  aber  auch  als  Dienstleistung  beansprucht  wurde.*)  Der 
Leistungsfähigkeit  der  Verpflichteten  angepasst,  bestand  dieselbe  in  der 
Ablieferung  von  Vieh,  ausnahmsweise  auch  Korn  in  aimona,  soust  in 
Marder-  oder  EichhOrnchenbälgen  (Geldsurrogate).  Als  Dienstleistung  ver- 
pflichtete sie  7.U  AVüchterdiensten  in  den  groih/  und  in  den  slani/,  das  ist 
gelegentlich  der  Landesbereisung  eingenommenen  forstlichen  Standorten.  Der 
fürstliche  Hof  wurde  versorgt  mittels:  poradlne,  slun  und  mirzaz.  Poradlne 
lieferte  Ochsen  für  die  Tafel,  die  zwar  nicht  von  den  einzelnen  Wirtschaften, 
de  sinißdis  ciiriis,  sondern  ortschaftsweise  jährlich  abgefordert  werden.  Als 
eommimis  terre  solucio  überdauerte  diese  Abgabe  alle  anderen  nach  dem 
polnischen  Hechte  in  der  Form  des  fanoirc  oder  Inilestieo.^)  Zur  Deckung 
der  gesammten  Heise-  und  .lagdemolumente,  jxdndaiiones  der  Heit-  und 
Zugpferde  mitinbegriffen,  war  der  sla»  ducale  bestimmt,  ln  ähnlicher  Weise 
wurde  zur  Zeit  der  Kriegsexpeditionen  der  sinn  cjcereilns  geltend  gemacht, 
ja  sogar  die  fürstlichen  minisleriahs  erhoben  später  Anspruch  darauf. 
Gegenstand  des  narzaz,  auch  jtodiroreuc  genannt,  war  ein  Ferkel,  mitunter 
auch  ein  Hammel.  Quantitativ  und  qualitativ  ausgiebiger  waren  die  Dienst- 
leistungen. Henorzubeben  ist  hier  vor  allem  der  Bau  und  die  Instand- 
haltung der  grodi/  und  der  Brücken,  cushontm  et  pontium  edificalio  ei 
reconslniclio.  Diese  Verjiflichtung  war  zwar  localer  Natur,  doch  gab  es  auch 
grodg,  wie  z.  B.  Krakau  und  Sandomir,  deren  Instandhaltung  dem  ganzen 
Lande  zu  Lasten  fiel.  Die  edifienlio  betraf  auch  die  Gefängnisse  sowie  die 
Ausführung  fortificatorischer  Erdarbeiten,  in  einigen  Urkunden  borheiere 
genannt.  Der  Mangel  an  ordentlichen  .Strassen,  die  Unzugänglichkeit  des 
Landes,  in  dem  bloss  den  Eingeweihten  die  Uebergänge  über  die  Urwälder, 
die  vielen  Sümpfe  und  Flüsse  bekannt  sein  konnten,*)  veranlassten  die 
Constituieiung  einer  ganzen  Heihe  von  Dienstleistungen,  darunter  przeicod, 
eondiictim,  und  przesieka,  incisiones  ncmorunt.  Der  conduclm  bestand  der 
Kegel  nach  in  der  Beistellung  eines  Vorspannwagens  sammt  Führer  und 
Wächter,  denen  es  oblag,  das  anvertraute  Gut  in  das  nächste  conduct- 
pflichtige  Dorf  zu  bringen.  Unter  den  vielen  Arten  des  cnnduetus  (als: 
ntililaris,  ruslicaniis,  in  terra,  snper  mjuam,  veetigalis,  }>ediaUs  \ war  jeden- 
falls der  für  den  Fürsten  oder  für  einen  Kriegszug  beizustellendo  der 
beschwerlichste,  da  er,  abgesehen  von  der  Steigerung  der  Ansprüche, 
zumeist  mit  der  incisiones  nemorum  verbunden  zu  sein  pflegte.  Nicht  weniger 
hart  waren  auch  die  podaudg,  dacio  egnorum  subiiigalinni,  bei  denen  die 
Thiere  häufig  daraufgiengen.  Diese  Dienstleistung  erhielt  sich  bis  in  das 
XVI.  Jahrhundert  hinein  und  wurde  erst  vom  KOnig  Sigismund  August  1564 

')  Dr.  Franciizek  Piekoiinski:  1.  c.  p.  23—65. 

b Seit  1374  auf  zwei  Groschen  (=  1'70  K)  rom  laneus  reduciert. 

*)  Dr.  Jdzef  Kostafirtski:  Polska  z czaaöw  przedhistoryczn.vch  (Polen  in 
Torhistoriseber  Zeit)  Krakow  1SS7.  passim. 
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in  eine  Geldsteuer  verwandelt.')  In  Ergänzung  des  stan  ducah  gab  es  nocli 
fenaiiones,  das  ist  mannigfache  Dienste,  die  anlässlich  einer  fürstlichen  Jagd 
zu  leisten  waren.  Hierher  gehörte  auch  die  Wartung  des  Falkennestes,  die 
mit  so  drückenden  Vorschriften  verbunden  war,  dass  sich  Papst  Gregor  IX. 
veranlasst  fand,  in  einer  Bulle  von  1233  dagegen  einzuschreiten.  Nachdem 
die  Zeit  der  (Vieh),’)  der  Marderbälge,  der  Leinwandstücke’)  und  der 
treszne  (Salzbrocken)  als  Zahlungsmittel  vorüber  war,  kam  cs  im  X.  .lahr- 
hundert  zur  Prägung  von  Münzen,  die  jedoch  auch  hier,  wie  anderwärts, 
einer  häufigen  Umprägung  unterzogen  wurden,  um  schliesslich  brakteatisch 
zu  werden,  — ein  Vorgang,  der  zwar  die  Gebären  des  Fürsten  vermehrte,  auf 
der  Bevölkerung  jedoch  umso  drückender  lastete,  als  es  bis  in  das  Xlll.  Jahr- 
hundert hinein  mehrere  Privilegierte  gab,  denen  ein  Jlünzrecht  mit  eigenem 
Stempel  zugestanden  war. 

Diese  Verfassung  der  Nachfahren  der  ursprünglichen  Besiedler*  ‘ bringt 
Piekosiüski  in  Zusammenhang  mit  einer  Occupation  durch  die  kriegs- 
kundigen westlichen  Lechiten,  die  von  Sachsen  und  Skandin.aviern  gedrängt, 
ostwärts  an  der  Weichsel  Entschädigung  suchten  und  fanden.’)  Von  der 
passiven  Masse  der  zu  ascripticii  herabgedrflekten  autochtonen  Laudsassen 
sondern  sich  einerseits  die  troje,  Berufskrieger,  die  anfangs  den  fürstlichen 
milUes  nicht  gleichgehalten,  sich  langsam  denselben  angliedem,  um  scbliess- 
lich  im  XV.  Jahrhundert,  nachdem  vorher  ein  grosser  Theil  behufs  Coloni- 
sierung  der  neuerworbenen  reussischen  Gebiete  abgezogen  ist,  vollends  mit 
ihnen  zu  verschmelzen.’)  Anderseits  tanchen  die  liheri  oder  Ao-^ii/c.s  auf, 
die  persönlich  frei  gegen  Bodenzins  nach  Uebereinkommen  sich  niederlassen, 
jedoch  mit  der  Zeit  in  den  Gemeinden  aufgehen.  Ad  caslella  entstehen  hin- 
gegen neue  Siedelungen  mit  narok  (Frist)  Leuten,  die  mit  speciellen 
Dienstleistungen  für  die  Besatzung  belastet,  eine  ihrer  Beschäftigung  ent- 

’)  Dieses  sogenannte  Vorapannsaniversale  gedenkt  jedoch  gar  nicht  der  evectio 
powuz.  die  in  Beistellnng  des  Wagens  allein  bestand. 

’)  Gleich  zwei  Groschen. 

’)  Daher:  ptacid  (zahlen)  von  ptat  (Stück).  Cf.  Dr.  Fr.  Fiekosiüski:  Al  Bekri 
o Polakach  (Al  Bekri  Ober  die  Polen).  Erakdw  1900. 

*)  Ihre  Namen  sind  uns  theils  in  possessiver  Form  (auf  nw-owa.owo  oder  in-ina- 
ino)  in  den  Benennungen  der  Siedelnngen,  die  ans  einzelnen  Weilern  durch  VergrOsserung 
der  Familien  zu  Dorfanlagen  ausgeweitet  wurden,  theils  in  den  ältesten  Documenten, 
die  mit  1105  einsetzen,  erhalten.  Cf.  .Stownik  geograflciny  krdlestwa  polskiego  (Geo- 
graphisches Wörterbuch  des  Königreichs  Polen)  Warszawa  1^80.  Dass  daneben  Siede- 
lungen entstanden,  die  einer  gescblechterweise  vorgenommenen  Niederlassung  ihr  Dasein 
verdanken,  ist  neuerdings  naebgewiesen  worden.  Cf.  Dr,  Oswald  Balzen  Rewizya 
teorji  o plerwotnem  osadnietwie  w Polsce  (Revision  der  Theorie  von  der  primftren  Siede- 
lung  in  Polen)  Kwartalnik  historycznj.  Lwöw  1898.  Bd  XII.  p.  21—63. 

’)  Dr,  Fr.  PiekosiAski;  Obrona  hipotezy  najazdu  Jako  podstawy-  ustroju 
spoleczenatwa  polskiego  w wiekach  Srednich  (Vertheidigung  der  Occupationshvpothese 
als  Grundlage  der  polnischen  Gesellscbaftsverfassung  im  Mittelalter).  Krakow  1882. 

’)  Cf.  Dr.  Karol  Potkahski:  /agrodowa  szlachta  i wlodjcze  rycerstwo 
w wojewddztwu  krakowskiem  w XV  I XVI  w.  Rozprawj  Akademii  umiejetnodei  Krakow 
1888.  Bd.  XXIII.  p.  17Ö-267. 
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sprechende  Benennung  fahren*)  und  ini  Zustande  einer  befristeten  Ver- 
sclavuug  sich  befinden.  Aehnliche  .A'uroAdörfer  kommen  auch  bei  Kathedral- 
kirchen  und  Klöstern  vor,*)  die  seit  der  Einfahriing  des  Christenthums  im 
X.  Jahrhundert  von  den  Försten  reichlich  mit  Grund  und  Boden  und  stets 
sammt  den  darauf  sitzenden  (uscriplicii  ausge.stattet  wurden.  An  der  recht- 
lichen Lage  dieser  erfolgte  dadurch  vorerst  keine  Aenderung,  indem  sie 
bloss  den  zu  Abgaben  und  Dienstleistungen  berechtigten  Herrn  wechselten. 
Die  im  XII.  Jahrhundert  vorgenommene  Dislocation  der  milites  und  iroje 
Ober  das  flache  Land  mit  der  damit  verbundenen  Zuweisung  von  Grund 
und  Boden,  die  an  Stelle  der  Garnisonierung  und  Sustentation  in  den 
castella  getreten,  gab  den  Ansatz  zur  weiteren  Entwickelung,  deren  treibendes 
Problem,  der  im  adeligen  IMos  zur  mächtigen  Entfesselung  gelangende 
Wille,  die  Folgezeit  zu  beherrschen,  bestimmt  war.  Die  Landzutheilung 
erfolgte  iit  cnida  rmlice,  umfasste  wohl  auch  bereits  bestehende  Dörfer, 
aus  denen  jedoch  die  ascrijilicii  vorher  eliminiert  worden  sind,  das 
heisst  in  ein  anderes  aufnahmsfUhiges  forstliches  Dorf  versetzt,  oder  als 
mancipierte  teiii  selber  weiterzogen,  um  neue  Xiederlassungen  auf- 
zusuchen,  jedoch  stets  jure  dticali.  Die  nun  aiifkomraenden  ritter- 
lichen Siedelungen,  ähnlich  den  übrigen  längs  einer  breit  angelegten  idn 
(Strasse)*)  ausgebaut,*  i lassen  zwar  ebenfalls  die  Namen  der  Gründer  und 
ersten  Besitzer  erkennen,  doch  wird  durch  deren  stets  im  Plural 
erscheinenden  Benennungen  auf  eine  sippenweise  erfolgte  Sesshaftmachung 
hingedcutet 

Die  hier  und  anderwärts  zum  Ausdrucke  gelangte  Geschlechtergemein- 
schaft  hat  dem  übrigens  frühzeitig  einsetzenden  Sondereigenthum  eine  Wirt- 
schaftscoramunität  als  nachhaltiges  Correlat  an  die  Seite  gesetzt,  deren 
allerdings  schwache  Spuren  bis  Ober  das  XV.  Jahrhundert  hinaus  sich  ver- 
folgen lassen,  wie  dies  neuestens  in  der  Institution  der  .•iiabroshco  (Wirtschafts- 
genossenschaft) von  sniras,  Genosse  (aus  dem  Lithauischen)  nachgewiesen 
wurde.*)  Das  vorliegende  Quellenmaterial  lässt  zwar  ein  abschliessendes  ürtheil 
nicht  zu,  gestattet  jedoch  festzustellen,  dass  wir  hier  keineswegs  mit  einem 
Gemeindeeigenthum  schlechthin  zu  thun  haben,  wie  es  namentlich  später 
das  deutsche  Recht  ins  Land  brachte,  da  ein  wesentlich  verschiedener  Bechts- 
titel  die  Grundlage  bildete.*)  Die  Einrichtung,  soweit  sie  bestand,  ver- 
kümmerte bald,  verzog  sich  in  die  entlegensten  südöstlichen  oslrowi/  vor  der 
andrüngenden  Cultur,  die  in  Form  von  Ritterhöfen  das  wirtschaftliche  Indivi- 
dualisieningsprincip  zur  Geltung  brachte  — ja  selbst  der  aus  Lithauen  in 

*)  Ala:  Szczvtniki,  Grotniki.  ZerJntki,  Koniftxr  u.  a.  w.  (ca.  400i. 

*)  Ala:  Winiarj.  Koäcielniki,  tiwi:itiiiki  a.  i,  w. 

>)  Wovon  das  heutige  ulica,  Gasse. 

*)  Was  dem  von  Meitzen  beschriebenen  Strassendorftepus  entspricht. 

*)  Franciszek  Rawita  GawroAski:  Ftudya  i szkice  historjrczne  (Stndien  und 
historische  Skizzen)  Lnöw  1900.  S.  2.  r.  VI.  p.  150. 

*)  Cf.  A.  Szelagowski:  Zadrnga  tr  Polsce  (Die  Hauscommunion  in  Polen)  Ateneum. 
März  1900. 
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die  reussischen  Provinzen  verpflanzten  lehensherrlichen  GrnndheiTschaft.  als 
einem  ji(s  sereile  wirksamst  die  Spitze  zit  hieten  vermochte.') 

Die  Arbeitsverfassung  der  Ritterhöfe  beruht  ausschliesslich  auf  den 
Dienstleistungen  der  Kriegsgefangenen,  der  strei,  die  als  Eigenthumsbestand- 
theil  nach  Art  des  antiken  instriminilmti  rocale  behandelt  werden  und  lahoruni 
ijiiiitqnid  ds  prnrcipitiir.  Ihre  Zahl  wächst  mit  jedem  Kriegszuge  und  wird 
mitunter  durch  Kauf  im  Wege  des  Handels  sowie  durch  Verurtheilungen  für 
gewisse  Verbrechen  vermehrt.*)  Diese  .scm'  li  ancillc  bilden  den  Stamm  der 
ursprünglichen  Rittergiitsinsassen  und  heben  sich  hier  deutlich  von  der 
übrigen  Landbevölkerung  ab.  Sie  sind  frei  von  allen  öllcntlichen  Abgaben 
und  Dienstleistungen  und  unterliegen  als  Privatgut  keiner  Ingerenz  des 
Fürsten.  Das  Schicksal  der  fürstlichen  sciri  gestaltete  sich  günstiger.  Ihre 
Siedelungen  — je  zehn  Familien  (tlccimi)  für  eine  Ortschaft  — verschmolzen 
im  Laufe  der  Zeit  mit  der  Masse  der  übrigen  aseripUcii.  Aus  diesen  that- 
säcblichen  Verhältnissen  hat  sich  auch,  wie  Lubomirski  nachgewiesen,’) 
die  patrimoniale  Jurisdiction  der  Rittergutsbesitzer  heransgebildet, 
während  die  u.icripticii  sowie  die  honpitcs  der  Gerichtsbarkeit  des  Fürsten 
beziehungsweise  dessen  conns,  dem  späteren  Castellan,  unterworfen  waren. 
Ja  selbst  wenn  ein  hospes,  wie  dies  mit  der  Zeit  in  Aufnahme  kam,  auf 
einem  Rittergutc  sich  niederliess,  bewahrte  er  doch  seinen  fürstlichen 
Gerichtsstand  und  dies  bis  um  die  Mitte  des  XV’.  Jahrhunderts  (1454).  ln 
dieses  jm  diicale  gelang  es  zuförderst  der  Kirche  bereits  zu  Anfang  des 
Xlll.  Jahrhunderts  (1210)  eine  Bresche  zu  schlagen,  indem  die  causae  minores 
ihrer  Jurisdiction  anheimflelen,  während  die  einträglicheren  mujoris  dem 
Fürsten  Vorbehalten  blieben,  die  er  mittels  eigener  Nuntien  administrierte. 
Später  gieiig  man  auch  davon  ab.  Es  wurden  bloss  die  entfallenden  Sporteln 
abgeführt,  bis  schliesslich  die  Kirche  nach  hartem  Kampfe  die  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit in  allen  Rechtssachen  und  in  allen  Instanzen  für  sich 
errang.*) 

Mit  der  im  Jahre  1175  durch  die  Cistercienser  zu  Lnhiqi  in  Schlesien 
eingeleiteten  deutschen  Golonisation,  die  bald  in  alle  Landschaften  Polens 
Eingang  gefunden,  setzt  ein  neues  Element  ein,  welches  nach  der  Verödung 
des  Landes  durch  die  Mongolenflut  (1241)  an  Bedeutung  und  Wirkung 
gewaltig  stieg,  der  Agrarverfassung  ein  anderes  Gepräge  verlieh,  um  sich 
unter  Kasimir  dem  Grossen  als  markige  Gorrectur  der  socialpolitischen 
Machtverschiebung  auszuwirken.  Rechtlich  erfolgte  die  deutsche  Golonisation  in 

')  l)r.  Antoni  Prochaska;  Lenna  i manstwa  ua  Rusi  i na  Podola  (Leben  und 
MannengQtcr  in  Renssen  und  Podolion)  Krakdw  1001. 

Dr.  Michat  Robrzynski:  Geneta  spoteezeiiätwa  polskiego  na  pudstawie  krouiki 
Galla  i dyplomatdw  XII  wieku  (Genesis  der  pnlniscben  Gesellschaft  auf  Grund  der  Clironik 
von  Gallas  und  der  Urkunden  aus  dem  XII.  .lahrhundert)  Krakow  18^1. 

’)  Tadensz  ks.  Lubomirski:  Jurjsdykcya  patrymonialna  w Polsce  (Die  Patri- 
monialjurisdiction  in  Polen)  Warszawa  1861. 

*)  Cf.  dagegen  Dr.  Jan  von  Jordan  Rozwadowski:  Die  Bauern  des  XVIII.  Jabr- 
hundetts  und  ihre  Herren  im  Liebte  der  neuesten  dentschen  Forschungen.  In  ..Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  und  Statistik.“  Bd  XX.  1900  p.  478  squ. 
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Form  der  Erbzinsleihe  und  wurde  thatsächlich  nur  zu  Anfang  durch  deutsche 
Bauern  bewirkt  Seit  Mitte  des  XIII.  Jahrhunderts  wird  zwar  nach  deutschem 
Recht,  aber  mit  polnischem  Menschenmaterial  colonisiert.  *)  Der  sciilMns  sattes 
als  viUicator  übernimmt  das  Geschlft  der  Ausmessung  des  Landes,  der 
Beschaffung  der  Colonisten,  Kmethones,  der  Einrichtung  des  gesammten 
Ganges  der  Wirtschaft,  die  Erhebung  der  Zinsungen  und  die  Verwaltung 
des  niederen  Gerichtes  als  erblicher,  unabhängiger  Richter.  Ihm  zur  Seite 
standen  3 bis  7 von  der  Gemeinde  gewählte  Schöppen,  taimicy.  Verhandelt 
wurde  nach  deutschem  Recht’)  unter  Zuhilfenahme  des  polnischen,  und  die 
Locationsurkunden  gedenken  der  Ordalien  als  eines  polnischen  Rechtsinsti- 
tutes.’)  Der  sculMiis  hatte  ein  eigenes  form»,  welches  gewöhnlich  aus 
sieben  Schulzen  bestand  und  in  den  gmhj  eingerichtet  war,*)  Dieses  war 
gleichzeitig  zweite  Instanz  für  die  StadtbOrger  hene  possessionaii’')  und  der 
weitere  Rechtszug  gieng  an  den  König  beziehungsweise  an  das  oberste 
deutsche  Gericht  in  Krakau.  ,\uf  der  Schöppenbank  treffen  wir  auch  als  in 
loaim  sciiUetonim  siirroyalos  die  städtischen  scabiiii  de  hrachio  regali  et 
iiiiignificonim  duiniiiorum  cajiilaiici  et  casfclUmiJ)  Die  gleichfalls  nach  dem 
Strassendorftypus  angelegten  Siedelungen  entstanden  entweder  im  Anschluss 
an  bereits  vorhandene  « dcxlris  ecl  a sinistris  ab  mitiqnis  agris  als  deren 
uutc,  icdlki,  fcolicc,  Igotg,  libcrtatc.i  (Wille),  oder  in  cnida  radicc  und  führen 
dann  den  Namen  nach  der  jeweiligen  topogi'aphischen  Lage.’)  Die  Colonen 
übernahmen  das  Land  nach  Hufen“)  in  drei  Feldern  zugemessen  und  mit 
genau  festgesetzten,  für  jede  Zinshufe  gleichen  Lasten,  deren  Leistung  erst 
nach  Ablauf  einiger  Freijahre  zu  beginnen  hatte.  Sie  erhielten  das  Recht, 
Kirchen  zu  bauen,  und  sicherten  jeder  derselben  eine  Hufe  als  Widmuth. 
Dem  setdtelm  wurden  einige  Hufen  Land,  ebenso  dem  Krüger,  und  zwar 
jenem  jederzeit  abgabenfrei,  angewiesen.  Jede  solche  erbzinsliche  liauern- 
stelle.  bin  von  Imteiis  mmi.tiis  genannt,  umfasste  30  bis  150  Morgen  .Vckerland 
nebst  einem  .Antheil  an  der  Allmende.  Diese  bestand  in  der  shotnica  (Gemeinde- 
weide', während  der  Bedarf  an  Nutz-  und  Bauholz  entweder  frei  oder  gegen 
Entrichtung  eines  u knp  leitig  (Waldeinkauf)  aus  den  heiTscliaftlichen  Waldungen 

')  Cf.  Tailcmr  k«.  Lubomieski:  I.  c. 

•)  Man  verstand  darnnter  die  Summe  des  in  Magdeburg  geltenden  Systcraes,  wie 
es  sich  aus  niedcrsüclisischen  Gewohnheiten  gebiidet  hatte,  v.  Siegfried  Hüppe:  Verfassung 
der  Republik  P«den.  Berlin  1867.  p.  ISO. 

’j  Dr.  A.  Winiari:  .Sndy  bote  w Polaco  (Die  Ordalien  in  Pulen)  Kwartalnik  hist. 
1891  Bd.  V.  p.  290. 

*>  Dr.  Pranciszek  Pickosiüeki:  0 sudach  wyZssych  prawa  nieniicckiego  w Polare 
wiek'lw  erednich  (Ueber  die  dentschen  Obergerichte  in  Polen  zur  Zeit  dea  Mittelalters) 
Krakow  1HS4. 

>)  Akta  grodzkie  i ziemakie  z ezasuw  Rzeczy  po.spolitej  polskiej  (Die  Grod-  und 
Landschaftaacteii  aus  der  Zeit  der  polnischen  Republik)  Bd.  XVI.  p.  ,379  Nr.  3211. 

*)  -Akta  grodzkie  i zieniskie  1.  c.  Nr.  3734  p.  4ül. 

')  Dr  ti.  Balzer  1.  c. 

’)  Kuliuische  Hufe  — 30  Alorgen.  Es  kamen  aber  auch  teutonische  oder  frfinkische 
zu  42  Morgen  vur.  Volumina  legom  Petersburg.  1S*!>9.  v.  2.  F.  949  tit.  o rozdziale 
i poraiarzc. 
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gedeckt  wurde.*)  Was  dem  Colonen  nach  Berichtigung  der  im  Ganzen 
massigen  Schuldigkeiten  verbleibt,  bildet  sein  unbeschränktes  Eigenthum. 
Von  öffentlichen  Abgaben  und  Dienstleistungen,  die  auf  den  ascripikn 
lasteten,  sind  sie  in  der  Regel  frei  gewe.sen.  Gelegentlich  wurden  sie  doch 
herangezogen,  und  ihre  Beisteuer  heisst  dann  coUecta,  pelitio  oder  auch 
wohl  subsidimn  und  wurde  nur  bei  besonderen  Anlässen  eingehoben.  Dahin 
gehörten:  Heirat  im  filrstlichen  Hause  oder  Kriegsgefangenschaft  eines 
Mitgliedes  desselben  sowie  überhaupt  alle  solche  Fälle,  die  ausserordentliche 
Staatsausgaben  veranlassten.  Alle  sonstigen  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des 
Km  et  ho,  der  volle  Freizügigkeit  jiijcfa  coiinuetii<liiiein  iuictenus  obsrr- 
viitam  geniesst,  *)  werden  in  den  Schöpfungsurkunden,  welche  die  Bedeutung 
von  Locationscontracten  haben,  genau  verzeichnet  und  scheiden  die  jure 
leiitonico  organisierte  Gemeinde  völlig  aus  den  polnischen  Rechtsverhältnissen 
heraus.  Einer  genauen  Feststellung  wird  jedesmal  der  Kriegsdienst,  die 
ixpeditio  bellica,  unterzogen,  wobei  sowohl  die  Art  der  .Ausrüstung,  als  die 
Zahl  der  beizustollenden  Krieger  bestimmt  werden,  die  jeden  Defensivfeldzug 
auf  eigene  Kosten  mitmachen  müssen. 

Es  sind  vorerst  ausschliesslich  königliche  Domänen,  auf  denen  das 
neue  Ferment  günstigen  Nährboden  findet,  wo  denn  auch  auf  gleicher  boden- 
rechtlicher  Grundlage  zahlreiche  städtische  Communen  entstanden.’)  Als 
dann  im  Laufe  des  XIII.  Jahrhunderts  die  Kirche  Immunitätsrechte  erlangt 
hatte,  gaben  auch  die  weit  ausgedehnten  Kirchengüter  ein  vielumworbenes 
t'olonisationsgebiet  ab.  Dieser  Bewegung  hat  sich  schliesslich  die  Ritterschaft 
auf  Grund  specieller  Locationsprivilegien  augeschlossen.  Neben  dem  adeligen 
Eigenbetrieb  mit  servi,  der  bis  dahin  die  typische  Form  der  adeligen  Grund- 
herrschaft war,  entstand  hiermit  die  Rentengrundherrschaft,  getragen  von 
rechtschaffenen,  ehrbaren  lahoriosi  honiiiie.i,  wie  die  deutschen  Ansiedler 
gemeinhin  bezeichnet  werden.  Der  deutsche  PIlug  inicijnini  aratnim,  der  das 
einfache  polnische  radfo,  den  nnrws,  ersetzte,*)  bedeutete  den  Uebergang 
zur  deutschen  Form  des  .Ackerbaues  und  damit  zu  steigender  Intensität  und 
steigenden  Erträgen,  we.shalb  auch  bezeichnendenveise  sep  (Schütt)  als 
Getreideabgabe  erst  mit  dem  XIV.  Jahrhundert  aufkommt.  Die  wirtschaft- 
lichen Erfolge  der  deutschen  Colonis.ation,  mit  den  Interessen  der  Grund- 
lierren  homogen,  verfehlten  nicht  eine  dauernde  Hebung  der  autochthonen 
Landbevölkerung  zu  bewirken.  Dieselbe  wird  weit  und  breit  Jure  trutoniru 
organisiert,  obwohl  es  auch  namentlich  in  den  reussischen  Provinzen  vor- 
kommt, dass  Siedelungen  nach  polnischem,  reussischem  und  walachischem 
Rechte  zustande  kamen.  Nach  dem  jus  mteuiniie  durfte  der  Grundherr  die 
umorlci,  das  morluarium  beanspruchen,  dessen  .Ausmaass  uns  jedoch  nicht 
näher  bekannt  ist.  So  ganz  bedeutungslos  scheint  es  aber  nicht  gewesen  zu 

*)  Dr.  A.  Winiarz:  Ziemia  sanocka  w latach  H63— l.V.äü  (Die  .Sauoker-Landscliaft 
in  den  Jahren  von  146.3—1552.)  Kwartalnik  hiat.  Lwöw  1.396.  Bd.  X.  p.  236 — 306. 

*>  V.  1.  F.  .50  tit.  de  Kmethone. 

•)  S.  Hüppe  1.  c.  p.  177. 

*)  Dr.  K.  Bau:  Geacliichte  des  PHuges.  Htidelberg  131.5. 
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sein,  nachdem  ausdrAckliche  Befreiungen  hiervon  in  den  Grodacten  verzeichnet 
werden.*)  Das  einmal  zur  Geltung  gebrachte  Contractsprincip  verhüll  bald 
Einzelnen,  besonders  in  Rittergfltern,  zur  BegiUndung  einer  vortheilbaften 
privilegierten  Kmethenstelle.  Es  sind  dies  vorzüglich  Müller,*)  Schmiede, 
Böttcher  und  andere  Handwerker,  aber  auch  Fuhrleute  wie  jener  Mykita 
aus  Tyrawa  solua,  der  erhlich  .Salz  zu  verfrachten  hatte,’;  die  den  Unterbau 
zur  verkebrslosen  Bedarfsdeckung  der  Gutsherrschaft  begründen.  tVenn  die 
weit  ausblickende  Anregung  K as  i m i rs  des  Grossen  (1347),  in  Krakau 
eine  allgemeine  oberste  Gerichtsstelle  für  alle  jure  U-iilnuiro  Angesessenen 
zu  schatfen,  zum  bewussten  Eingriffe  einer  mächtigen  Natur  sich  ausgestaltet 
hätte,  würde  bei  dem  stetig  ansteigenden  Wohlstände  der  Landbaubevölke- 
rung der  bäuerliche  Charakter,  den  die  polnische  ländliche  Gesellschaft 
anfangs  annahm,  endgiltig  zum  Siege  und  auch  son.st  rechtlich  zur  Aner- 
kennung gelangt  sein.  Es  verblieb  aber  bei  der  Anregung.  Die  Herausdif- 
ferenzieriing  wurde  bald  unterbrochen,  und  es  kam  bloss  zu  einer  Schichtung. 
Die  königlichen  und  gei.sllicben  Kmethen  einerseits,  geschützt  durch  das 
Prestige  ihrer  Gnindlierren,  vermochten,  wie  empfindlich  auch  in  der  Folge 
die  ihren  Locationscontiwcten  durch  die  allgemeincu  Constitutionen  zugefügten 
Scharten  gewesen,  diese  als  Eckstein  ihrer  Evistenz  zu  behaupten  — während 
anderseits  die  Kmethen  auf  Kittergütern  schliesslich  im  Sinne  des  Territorial- 
systemes  zu  Mediatiiutertbauen  wurden  und  bloss  in  ihren  Inventarien  oft 
recht  kümmerliche  Beste  einstiger  Gerechtsamen  bewahrt  haben.*) 

An  der  Hand  der  Sanoker  Grodacten  hat  Winiarz  ein  anscbaulicbes 
Bild  der  b-äuerlichen  Lage  seit  14(i3  bis  Mitte  des  XVI.  Jahihunderts 
geliefert.’)  Leider  sind  die  Nachrichten  über  die  Besitzvertbeiluug  sehr 
unzureichend.  Ganzhufner  scheinen  aber  selten  zu  sein,  die  meisten  sitzen 
auf’/,,  */s,  ja  auf  */,  Hufe.  Ihre  Hechte  werden  nicht  geschmälert.  Iwan, 
ein  Kmeihe  „vom  heiligen  Peter“,  belangt  einen  Edelmann  wegen  Grenz- 
verletzung und  der  Kmetbe  M a 1 1 b ä u s v o n P r z y s i e c z n i c a einen  wegen 
Verwundung.  Zwei  andere  Kmetbeu,  die  Brüder  sind,  streiten  um  ein  Paar 
Pferde  aus  dem  Nachlas.se  ihres  Vaters.  Nicht  zu  übersehen  ist  ein  abge- 
schlossener Pachtvertrag,  kralt  dessen  der  eine  Kmetbe  dem  anderen  einen 
Tbeil  des  Pachtschillings  in  Feldarbeit  abziitragen  sich  verpflichtet.’)  Auch 

•)  Xus  Stanislaus  PieniaZek  Je  Vvthonk-ze  Ca|iitaneus  f-anocensis  rccognos- 
cimus,  quunioJo  Stankonem  13.aychkonciii  Je  Szesawne  Je  omnibus  bunis  pust  njortem 
ceJeiitibus  in  jure  rutenicali  alias  oj  omorki'.ur  liberum  Jiinittimus  et  relinqnimus  eum 
circa  jus  Valaehiensc.  Akta  gruiUkie  i ticniskie  1.  c.  Xr.  2096  p.  241. 

*)  So  vorkaulte  Lukasz  Przybyto  seine  Möble  für  7 Mark.  Cf.  Dr.  .4,  Winiarz  1.  c. 

’j  .Akta  gruJzkie  i ziemskie  1.  c.  Xr.  151S. 

*)  Cf.  Dr.  .AJam  Graf  Krasifiski;  tjeschichtliciie  Darstellung  Jer  Daueriiver- 
baltuisse  in  Polen.  Krakau  1Ö9S  BJ.  I.  ]>.  170  s.^u. 

’)  Dr.  .\.  Winiarz:  I.  c. 

*)  Lew  Je  Tbirava  obligavit  tereiam  partem  agroruni  oinnium.  quos  habet  in  Tbirawa 
tialis  in  Juabus  inarc.  Senkoni  Cuczan  Je  Üichoweze  aJ  quatuor  annos,  qui  Coczan  Je 
eoJein  agro  Lew  Jebebit  laborare  quatuor  Jies  quojiibet  anno  et  post  quatuer  annos 
Coczan  Jebebit  sulrere  mejiani  marcani  racione  eensus.  si  cosJcin  agros  tenebit.  .Akta 
g'roJzkie  i ziemskie  BJ.  XVI.  Xr.  2Gö.  p.  32. 
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Gelddarlehen  werden  aufgenominen,  dieselben  sind  kurzfiistig,  der  Zinsfuss 
erscheint  nicht  vorgenierkt.  Ausser  dem  Bodenzins,  der  sehr  niedrig  ist, 
haben  sie  verschiedene  Auflagen,  genannt,  zu  tragen.  Darunter  kommen 
vor:  Getreide,  Käse,  zwei  Hähne  znm  heiligen  Marlin,  aber  auch  Lämmer 
und  Schweine.  Aus  welchem  Anlass  das  ohiidnc.  (Mittagszchrungi  eingebobeii 
wurde,  ist  nicht  bekannt.  Sein  Getreide  durfte  der  Kmelhe  nur  in  der 
herrschaftlichen  Mühle  vennahlen  und  dies  unter  Strafe  des  Verfalles,  ln 
Kriegszeiten  waren  sie  zu  einem  bcllaloriiim  verpflichtet,  welches  in  einem 
Beitrage  zur  Verproviantierung*)  und  in  der  Bei.steiluug  eines  Fuhrwerkes 
bestand.  Die  obirntio  mardumnim  wurde  schon  1552  hoch  angeschlagen 
lind  erhielt  sich  gegendweise  als  kimira  (Marderbalg ' lange  Zeit  in  Uebung.*! 
ln  ein  mehr  oder  minder  hoch  gegritVenes  rchdum  verwandelt,  bildet  sie 
noch  1777  den  Gegenstand  eines  Vortrages  der  böhmisch-üsterreichischen 
Hofkanzlei.*)  Darnach  rühre  die  Kuiiiea  von  dem  uralten  Brauch,  wo  eine 
in  ein  anderes  dominium  übertretende  'Weibsperson  statt  des  Loslassungs- 
geldcs  einen  Jtarderbalg  habe  abgeben  müssen.  Dieser  Brauch  sei  bei  den 
königlichen  Gütern  fast  gänzlich  unbekannt,  nur  zu  Przemysl 
und  Sambor  üblich  und  auf  der  ersteren  Advocatie  durch  ein  königliches 
Commissionsdecret  vom  ,Tahre  1756  aufgehoben  worden.  Trotz  des  Einrathens 
des  Lemberger  Gubemiums,  die  Kunica  in  Privatdominien  zu  belassen  und 
mit  acht  Gulden  zu  bestimmen,  wurde  deren  Abnahme  im  ganzen  Lande 
unter  Strafe  des  dujdi  verboten.  Die  einzelnen  Dörfer  waren  nicht  stark 
besetzt.  In  Mrochöw  gab  es  17  und  in  Mrochowska  Wola  16  Kmethenslellen. 
Für  Kmethen  wurden  auch  selbständig  wirtschaftende  Frauen  gehalten. 
Die  beiden  Dörfer  besassen  gemeinsam  ein  IVirtshaus,  eine  Mühle  mit  einem 
fischreichen  Teiche  und  ausserdem  fünf  andere  kleinere  Teiche.  Unter  den 
herrschaftlichen  Baulichkeiten  werden  aufgezühlt:  dinir  der  Herrenhof.  eine 
Scheune,  ein  Pferdestail.  Mühleuhaus  und  ein  Dampfbad.  Ausser  den 
Kmethen  gab  es  noch  im  Dorfe  Ackerbau  treibendes  Hofgesinde 
und  in  den  anliegenden  Wäldern  Imker  larlninj.  Diese  durften  nicht  will- 
kürlich amoviert,  wohl  aber  aufgekanft  werden.  Ein  Bienenstock  kostete  12 
und  ein  Bienenschwarm  10  Groschen.  Die  Kmethen  sind  mit  ihrer  Lage 
zufrieden  und  verlassen  nur  selten  ihre  Stellen.*)  Ihr  Fleiss  hob  den  Wert 
von  Grund  und  Boden,  der  nun  bedeutende  Belastung  verträgt*)  und  eine 
neue  Classe  kleiner,  unabhängiger  bäuerlicher  Grundbesitzer  zeitigt,  die  sich 

So  batten  <Hc  Kmethen  ron  Jai^mierz  Butter  zu  liefern. 

*)  Item  proTentus  super  scultetum  provenientes  ut  „marduranim  obvondonem. 
ini|uilinonim,  qui  per  ^OBSoa  trea  sokunt,  quod^  adtinet  ad  trigintn  tiorenos.  Akta 
grodzkie  i ziemaUe  Bd.  XVI.  p.  4ö3  Nr.  3742  und  3743. 

K.  u.  k.  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv  Nr.  2155  ex  1777.  Veranlasst  wurde  die 
Entscheidung  durch  die  Beschwerde  eines  Unlerthans  aus  dem  Dorfe  Czeniikowce 
iZlaraler  Herrschaft),  welcher  sich  mit  einer  ünterlhanin  aus  dem  Dorfe  Roszkowee 
(Skatater  Herrschaft)  verehelichen  wollte  und  von  dem  man  fQr  die  Auslösung  der  Braut 
sieben  Hubel  verlangte. 

Akta  grodzkie  i ziemskie  Bd,  XVI.  p.  170.  Xr.  1510. 

Vt  Bupra  Xr.  792,  öOl,  2275. 
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zwischen  den  Adel  und  die  Kmethen  einschiebt*)  und  Aussichten  hat  zu 
gedeihen. 

Die  südöstlichen  Grenzgebiete  der  Kepublik,  von  kühnen  nomadischen 
Stämmen  umschwärmt,  heischten  eine  stramm  disciplinierte,  der  ständigen 
Kriegsbereitschaft  angepas.sto  Organisation.  In  richtiger  Würdigung  dieser 
Umstände  war  König  Ladislaus  Jagiello  trotz  ernster  Schwierigkeiten 
bestrebt,  die  in  Lithaucu  heimische  Feudalverfassung,  wenn  auch  in 
abgedämpfter  Form,  hierher  zu  verpflanzen.  Von  einsichtsvollen  gmerosi 
unterstützt,  begann  die  neue  Einrichtung  auch  Wurzel  zu  schlagen.  Die 
dtfi-nsio  tcrre  bildete  ihr  Stigma,*)  daher  die  Vererbung  in  männlicher  Linie 
sowie  die  sonst  nicht  übliche  Verpflichtung  zur  residmtia  personalis  in  dem 
t'eudmn.’)  Auch  sonst  gab  es  viele  Abweichungen,  da  die  Institution  nie 
staatlich  geregelt  wurde,  und  die  Feudaljurisdietion  nicht  einmal  urkundlich 
sich  nachweisen  lässt.*)  Der  deficius  gintis  bildete  aber  die  HauptBcliwierig- 
keit,  ®)  namentlich  der  Mangel  an  kleinen  Dntervasallen,  siuiki  auch  mang 
genannt,  die  ans  der  Walachei,  ans  Schlesien  und  aus  Deutschland  heran- 
gezogen werden.*)  Der  sculleiwi  von  Kolomeja,  Nikolaus  Freysteter, 
der  1108  ein  Mane  auf  Bereze  wurde  mit  dem  scrviciiim  duonim  sagitta- 
rioriim  für  einen  königlichen  Kriegszug,  ist  wohl  Pfadfinder  für  den 
oben  angedenteten  Ausleseprocess  der  Kmethen.  Es  kam  jedoch  anders.  Dem 
umagium^j  war  es  nicht  gegeben,  weite  Kreise  zu  ziehen.  Das  polnische  jiis 
lerreslre  erölfnete  seit  1134  den  heftigsten  Kampf  gegen  das  verhasste 
Fendalrecht,  der  im  XV.  Jahrhundert  zu  drei  Conföderationen  in  den  reussi- 
sclien  Provinzen  führte.  Die  Allodificierung  machte  rasche  Fortschritte, 
so  dass  die  l.itU  vorgenommene  Lustration  nur  eine  unbedeutende  Anzahl 
von  Lehngtttern  vorfand,  die  seit  1576  vollends  zusaramcnschmolz,  indem 
bloss  die  mit  dem  ausdrücklichen  V'ermerk  jure  fatdali  ertheilten,  und  das 
waren  die  wenigsten,  aufrecht  erhalten  werden  sollten.  Das  fetulum  verfiel 
und  mit  ihm  die  so  aussichtsvoll  angebahnte  Herausdifferencierung  der 
Kmethen.  Die  siegreiche  polnisciie  haeredilas,  gestützt  auf  die  autonome 
Machtentfaltung,  schickte  sich  nun  an,  die  Componenten  für  Handel  und 
Gewerbe  einzuzwängen  und  über  das  Schicksal  der  Landbauer  souverän  zu 
entscheiden. 

Der  reichsunmittelhare  Wehrstand  der  ritterlichen  Gutsherren,  durch 
die  dem  naturalwirtschaftlichen  Untergründe  entsprechende  Heeresverfassung 
.Selbstequipierung)  festgefügt,  sollte  zum  ausschliesslichen  Träger  der 
politischen  Macht  und  der  Cultur  werden.  Das  Fortschreiten  der  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Errungenscbufteii  des  Adels  war  aber  ein  laug- 

')  Ut  sQpra  Nr.  614. 

*)  Ut  sopra  BJ.  IV.  >'r  üil. 

So  das  Haworowskische  feudum  Sorocko  bei  Tr>‘bovrla  aus  dem  Jahre  1424. 

Dr.  Antoni  Prochaska  I.  c.  p 13. 

*)  Akta  gTüJzkie  i ziemskie  lld.  VIII.  Xr.  9. 

«)  Ct  supra  Bd.  XVI  Nr.  611,  982,  109. 

"j  L*t  supra  Bd.  XIU.  Nr.  4412. 
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sames.*)  Die  Immunitäten  der  Kirche  sammt  den  daran  klebenden  wirtschaft- 
lichen Vortheilen  waren  dazu  angethan,  den  gangbaren  Weg  zu  weisen.  Wir 
gewinnen  einen  Einblick  in  die  Verhältnisse  an  der  Hand  eines  Privilegs, 
mit  welchem  das  Kloster  zu  Trebnitz  von  dem  schlesischen  Forsten  Heinrich 
dem  Bärtigen  (1204)  ausgestattet  wurde.  Darnach  werden  die  öffentlichen 
Dienstleistungen  der  aseripiicii,  die  nunmehr  infolge  des  üeberganges  des 
Grund  und  Bodens  in  geistlichen  Besitz  zu  entfallen  hatten,  hehufs  Alleviation 
in  jährlich  sechs  Wochen  Frohnarheit  verwandelt.  Ausserdem  ist  jeder  Kmethe 
gehalten,  aus  demselben  Titel  fOnf  Getreideschober  zu  ernten  sowie  drei 
Wagen  Heu  zu  mähen.  Der  Angriff  gegen  den  Kechtsschutz  der  Kmethen 
begann  vorerst  mit  vereinzelten  Vorstössen,  die  bereits  in  das  XIV.  Jahi'- 
hundert  zurflckreichen.  So  begibt  sich  1 1366)  König  Kasimir  der  Grosse 
seiner  Gerichtshoheit  Ober  die  Unterthanen  zweier  adeliger  Sippen.*)  Dies 
kam  jedoch  ganz  sporadisch  vor,  und  die  Könige  nahmen  sich  der  Kmethen 
thatkräftig  an,  wie  dies  unter  anderen  aus  den  Sanoker  Grodacten  erhellt, 
nach  denen  Herburt  von  Blozöw  sammt  seinen  Brüdern  ein  vadium 
von  3000  Jloremrum  lumijaricalium  für  Vergehen  gegen  die  Kmethen  von 
Krosno  erlegen  musste  ^1464).  Kasimir  IV.  erklärt  hierbei  ausdrücklich: 
ut  de  celero  et  per  ampliiis  tu  et  fratres  tut  iion  aliquihwt  invasionibus, 
injuriis  et  mole-itaiionibus  cum  dietis  imelhonibiis  viUae  autcfaiac  Crosno 
proeedtdis  aut  idicjua  (jravumina  eis  inferre  praesumatis,  sed  si  quid  cum 
eis  adionihus  hnbucritis  jure  cum  ipsis  mit  alio  modo  uti  merito  debeiis, 
agalis  et  experiamini,  pro  gratia  noslra  cditer  facere  non  ausuri.‘)  Zum 
System  wurde  der  Vorgang  erst  im  Laufe  des  XV.  Jahrhunderts,  als  der 
sciiUetus,  die  Spitze  der  autonomen  Gemeinde,  reich  dotiert,  kriegsdienst- 
prtichtig.*)  zum  Träger  einer  neuen  socialen  Macht  berufen  erschien.  Gegen 
ihn  richtet  sich  charakteristischerweise  die  erste  Constitution  (1420).  Er 
muss  weichen  nach  Gutdünken  des  dominus,  solula  teua  pccuniaU.'-')  Er  ist 
relativ  ein  vermögender  Manu,  nicht  minder  der  Kmethe  und  der  Stadtbflrger 
— der  Weg  zum  Erwerbe  eines  freien  Grundbesitzes  wird  ihnen  allen 
1496  verlegt,*)  und  der  in  Stadtgeschäfte  verwickelte  Kmethe  darf  nur  in 
jure  httcreditatis,  quam  incolit  belangt  werden.’)  Jlit  diesem  jus  unzufrieden, 
wendet  er  sich  an  den  König  oder  die  geistlichen  Gericht«:  der  salvus  comluctus 
ilahin  wird  ihm  seit  150.j  nicht  mehr  gewährt.*)  Die  Lanensteuer,  welche 
an  Stelle  des  poradlnc  seit  1374  als  communis  terre  solueio  im  Betrage  von 
zwei  Groschen  vom  laneus  allgemein  erhoben  wurde,  belastet  seit  1507 

’)  Dr.  Francisiek  Piekesiöski:  Zdobyci«  sziaclity  polskiej  w äziedzinic 

prava  pablicznego  w XV  wieka.  (Die  Emingcnschaften  des  polni..chen  .\dels  aaf  dein 
Gebiete  des  Öffentlichen  Hechtes  im  XV.  Jahrbandert.)  Krakow. 

’)  T.  ks.  Lubomirskie:  1.  c. 

’)  Akta  ftrndzkie  i riemskie:  iid.  I.  p.  30.  Nr.  23. 

V.  1.  F.  5.  tit  de  scultetis. 

*)  V.  1.  F.  79.  tit.  de  sculteto  inutili. 

•)  V.  1.  F.  271.  tit.  de  cirions. 

’)  V.  I.  F.  261.  tit,  de  cmethonuni  debitia. 

*j  V.  1.  F,  301.  tit.  de  salris  condnetibns. 
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ausschliesslich  den  bSuerlichen  Grund  und  Boden.*)  Der  hierdurch  entstan- 
dene Ausfall  wurde  gedeckt,  indem  dieser  Steuersatz  fortan  bloss  als  s/hi- 
behandelt  wurde.*)  Unter  diesen  Umständen  drängten  die  Bemittelten 
nach  den  Städten,  weshalb  1510  beschlossen  wird:  iil  coluni,  qm  n <hmiiih 
stiis  ml  hiyiiHimiliis  chilaliim  rt  ojijiidormii  fiigiiint  — restiluaiitiir  niib 
jioiiii.t  rrijulihiisi.^)  Die  Eröfthung  des  Hundeisweges  Ober  Danzig,  die  Polen, 
seit  der  Unio  mit  Lithauen  1 1400)  und  den  reus.sischen  Provinzen  zu  einem 
mächtigen  Staate  geworden,  durch  den  Frieden  zu  Thorn  > 14661  erlangt 
batte,*)  verschob  im  adeligen  Haushalt  definitiv  das  Schwergewicht  von  der 
naturalwirtschaftlichen  auf  die  Marktproduction,  zeitigte  den  Grossbetrieb 
sainmt  dessen  Begleiterscheinung:  der  Frohne.  So  bestimmt  das  Statut  von 
1520:  Qiiod  oiniivs  il  shiyiili  coluiii  <lc  qiiolilrt  Juno  mimii  dkm  sei)fim(Wiilim 
lidjonnt  — dciiqdis  liis  culviiis,  ijii}  eensii  jurmiiario  md  fnimeiduriu  seii 
qimcunqiic  alki  coiilrihidiovc  srii  dtdiotu'  domhih  suis  lahoriv 
die  somit  kraft  ihrer  ökonomischer  Ueberlegenheit  eine  bessere  Zukunft  sich 
zu  wahren  vermochten.  Die  hiermit  in  .Schwung  gekommene  Vorwerkwirt- 
schaft hat  auch  in  vielen  neuen  Siedelungen  ihren  Ausdruck  gefunden.  Die 
N.amen  derselben  sind  nach  Appellativen  gebildet.®)  obwohl  cs  dergleichen, 
nie  Balzer  nachgewiesen,  bereits  im  Xll.  und  Xlll.  .Jahrhundert  gegeben 
Imt.’)  Trotz  vielfacher  und  oft  bedeutender  Einschränkungen*;  bat  sich  die 
FreizQgigkeit  bis  dahin  nicht  ganz  verloren  und  die  Kmethensöbne  trachten 
nun  auf  dem  Wege  der  Migration  ihre  Arbeit  auf  Grund  eines  freien  Arbeits- 
vertrages möglichst  vortheilhaft  zu  verwerten.  Es  wird  deshalb  1538  die 
Grenze  gesperrt  in  Silesiam  et  Hungariain")  und  als  infolge  dieser  Ein- 
dämmung der  Strom  sich  nach  Innen  kehrte  und  die  der  Arbeiter  bedOrftigen 
Grossbetriebe  das  diesfalls  bestimmte  und  mehrfach  erhöhte  Lösegeld  nicht 
zu  hoch  fanden,  um  nur  die  Arbeitskraft  sicheizustellen,  wird  1543  bändig 
erklärt:  Kmdho  profiiijH»  nslilindur  </  von  rvdhindiir'° i und  damit  die 
Schollenfestigkeit  formell  festgolegt.  Die  auf  diese  Weise  einmal  gefesselte 
Arbeitskraft  musste  nun  in  der  Art  und  dem  Maasse  ihrer  Verwendung  den 
jeweiligen  Itedärfnisscn  der  capitalistischer  gewordenen  Production  angepasst 
werden  können.  Es  kam  zwar  diesbezäglicli  zu  keiner  normativen  Bestimmung, 
aber  die  Coiifmdi  ndio  iii.iurnli.i  von  1573.  indem  sie  im  .Artikel  4 die  unbedingte 
Gerichtsherrlichkeit  der  GutsheiTcn  ühcr  alle  ihre  Unterthaneu  statuierte,'*' 


*)  V.  1.  F.  .364.  tit.  i>alatiiii. 

*j  l)r.  Gral  .\dain  Krasinski:  1.  c.  p.  124. 

*)  V.  1.  F.  367.  tit.  de  colonis. 

*)  \'.  1.  F.  202.  tit.  terraram  l’rmsiue. 

V.  1.  F.  .306.  tit.  cmetliunes. 

®)  Ala:  D.vbrawa,  Itukowa.  Borowa,  Wierzbica  u.  a, 

*)  Dr.  0.  Balzer:  1.  c. 

*)  V.  1.  F.  267.  tit.  craethonea.  V.  1.  F.  203  tit.  de  fliii«  cmethouuni.  V.  1.  F. 
379  tit.  de  äliabuz  culonorum.  V.  1.  F.  410.  § item  pro  ciuetbonibus. 

’)  V.  1.  F.  532  tit  de  fugitiris. 

■®)  llcrbnrt:  Statuta  liegni  I’oloniae.  l)anti?ti  1620.  p.  20.%. 

O)  V.  1.  F.  042.  § wszakte. 
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überliess  implicite  die  Interpretation  der  Locationscontracte  dem  freien 
Ermessen  derselben. 

Hunderttansend  Kdelleiite  erscheinen  in  demselben  Jahre  in  cauipo 
rillne  Kaniieii  ibei  Warschan),  um  als  poj)iilus  poloiius  nach  dem  Aussterben 
der  Jagellouischen  Dyna.stie  eine  neue  Königswahl  vorzunehmen.  Die  nicht 
zahlreichen  aber  inhaltschweren  Item  der  mit  Heinrich  v.  V a 1 o i s 
geschlossenen  pada  coiirotln')  wurden  zum  xrijiia  e/g  üei'  einer  adeligen 
Demokratie,  die  auf  dem  völkerrechtlichen  I’rincip  allgemeiner  Gleichheit 
der  Souveräne,  das  heisst  aller  Edelleute  aufgebaut,®)  in  der  Form  eines 
ständischen  Parlamentarismus  die  iveiteren  Geschicke  des  Keiches  zu  lenken 
übernahm.  Der  hiermit  erfolgten  Maclitverschiebiing  verlieh  bald  darauf 
Johann  Zamojski  prägnanten  Ausdruck,  indem  er  im  Keichsttige 
erklärte;  rej;  aii/em  nyiiat,  sed  non  gubeniat.  Der  Gutsherr  wurde  zum 
unbeschränkten  Herrscher  auf  seiner  luicredila.f.  Qtiisqne  nobis  Polonis, 
bekennt  F r e d r o,  siti  nthß  H hononim  parriin  quodam  modo  et  absohdus 
monnreha  esl,  *)  und  der  Adel  bildete  eine  Art  Dislocation  der  obrigkeitlichen 
Gewalt  Ober  das  Land  hin.  Der  dvur  .■izhidiecbi  (Herrenhof)  geniesst  das 
Asylrecht, ‘)  deceiwy  /'’orÄ/i/s-Vorschriften  werden  erlassen,®)  und  die  Nobili- 
tation ausschliesslich  dem  Reichstage  Vorbehalten,  ausser  sie  erfolge  vor  dem 
Feinde.*)  Da  der  Besitzstand  der  adeligen  Güter  als  von  hervorragendem 
staatsrechtlichen  Interesse  ständig  öflentlich  evident  gehalten  worden  musste, 
sind  wir  in  der  Lage,  die  Arrondierung  der  Gutscomplexe,  die  Anlage  von 
Vorwerken  sowie  die  ganze  Entwickelung  des  Grossbetriebes,  wie  sie  mit 
den  Frymarki  beziehungsweise  xnmiamj  (Tausch)  seit  1562  einsetzt,’)  und 
bis  1775  ununterbrochen  fortlauft*)  genau  zu  übersehen.  Die  noch  fiei 
bestehenden  Berg-  und  Eisenwerke,  die  Schmieden  und  Mühlen  werden  auf- 
gesogen,*) und  die  zunehmende  Autarkie  der  Gutsherrscliafl  in  Bezug  auf  die 
Deckung  ihres  gewerblichen  Bedarfes  entzieht  wie  einst  im  Alterthum  den 
Städten  einen  Theil  ihrer  verkehrswirtschaftlichen  Unterlage. '“) 

Die  Arbeitstheilung  innerhalb  der  gutsherrlichen  Betriebe  ersetzt  die 
Arbeitstheilung  zwischen  den  ländlich-bäuerlichen  und  städtisch-gewerblichen 
Einzelwirtschaften.  Die  Güter  lösen  sich  vom  Markte;  die  Fäden  des  inter- 
localen Güteraustausches  werden  dünn;  die  Masse  der  mittleren  und  kleineren 

•)  V.  1.  F.  8ö9-«62. 

*)  S.  H Ü p p e:  1.  c.  p.  68. 

*)  A.  M.  Fredro:  Fragineota  polonica  Nr.  14.  DantUti  1660.  p.  292. 

*)  V.  1.  F.  1218  tit  0 imaniu. 

*)  V.  2.  F.  945  tit.  0 ubiciu  szlacbcica. 

•)  V.  2.  F.  971  tit.  plebejornm  nobilitatio. 

V.  2.  F.  615  tit.  0 Frymarkat'b. 

•)  V.  8.  F.  248  tit.  approbacya. 

*)  V.  2.  F.  640  al.  wnjtortwa. 

So  befreite  1688  die  Erbherrin  auf  Uberce  deu  recbt^chaffenen  Johann 
Pnnitowics  als  gelernten  Kürschner  Tom  Unterthanenverbande  unter  der  Uediogung, 
dass  er  zeitlebens  für  sie  und  ihre  Kinder  jede  sich  etwa  treffende  Kürachnerarbeit  ohne 
Anspruch  auf  Entlohnung,  jedoch  gegen  Kost  und  Lieferung  des  nftthigen  Materials,  ohne 
jede  Ausrede  zu  besorgen  habe.  Akta  grodzkie  i ziemskie  13d.  I.  p.  93.  Nr.  59. 
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Städte  durch  das  gutsherrliche  Verhältnis  ohnehin  in  ihrer  freien  Entfaltung 
unterbunden,  bOsst  ihren  wirtschaftlichen  Nährboden  ein  und  wird  zunehmend 
entbehrlicher.  Die  Stadtwirtschaft,  in  Deutschland  der  Grundherrschaft  eben- 
börtig  als  Zelle  des  Wirtschaftslebens  zur  Seite  stehend,  kommt  in  Polen 
nicht  zur  Entfaltung  — ihre  Ansätze  verkümmern.  Die  Juden,  deren  alte 
Privilegien  (1264)  zuletzt  1.505  ad  caulelam  drfettsionis  der  Bevölkerung 
bestätigt  wurden,')  verzichten  auch  seit  1539  auf  den  königlichen  Schutz: 
nulhtm  in  Kohis  praesidiiim  haheont  colincafum,*)  und  begeben  sich  auf 
das  platte  Land.  Denn  hier  eröffnete  sich  ihnen  als  tuen  of  biisiness  — unter 
dem  Schirme  der  von  den  meisten  Steuern  befreiten,*)  mit  dem  Brantwein- 
brennereiprivileg,  der  Zollfreiheit  und  privilegiertem  Salzbezuge  ausgestatteten 
Gutshen’on')  — ein  vielverheissendes  Actionsgebiet,  dem  sie  sich  auch  voll 
und  verständnisinnig  anzupassen  nicht  versäumten.*)  Daher  schwillt  ohne 
Unterlass  die  Flut  der  kleinen  grundherrlichen  Städtchen  parallel  mit  dem 
Sinken  ihrer  ökonomischen  Bedeutung,  so  dass  zuletzt  eine  Constitution 
das  Einhalten  eines  radins  von  zwei  Meilen  verlangt,  es  sei  denn,  dass  ein 
Fluss  dazwischen  käme.*)  Etwas  besser  daran  waren  die  übrigens  nicht 
zahlreichen  königlichen  Städte,  denen  es  gestattet  war,  Grundbesitz  zu 
erwerben,')  sowie  diejenigen  von  den  grnndherrlichen,  die  sich  besonderer 
Privilegien  erfreuten.*)  was  zumeist  bei  den  an  den  Grenzen  des  Reiches 
gelegenen  zutraf.  Aber  selbst  diese  vermochten  sich  kaum,  infolge  der 
monopolistisch  gutsherrlicben  Absorption,  aus  dem  Stadium  des  Passiv- 
handels herauszuarbeiten.  Der  Aussenhandel  verblieb  vielmehr  auf  der 
Stufe  des  Wandergewerbes  in  den  Händen  Stammfremder,  als  Italiener,’) 
Deutsche,  Franzosen,  Schotten,'*)  Griechen,  Perser,  Moskowiter,  Ungarn  und 

*)  V,  I.  F.  309.  Alexander  R e i. 

*)  V.  1.  F.  550  § qui  nobilea. 

*)  V.  1.  F.  56  § ideo  ob  merita.  Ferner:  V.  1.  F.  186  § Casimims  und  V,  1 
F.  240  tit.  de  non  eipetendis  contribntionibns,  aonri  V.  3.  F.  678  et  679. 

')  V.  1.  F.  261  tit  de  liberUte  nobilinm.  Ferner:  V.  2.  F.  900  § aby  watpliwose. 

Die  Tomehmlich  dem  Ackerbau,  sonst  auch  dem  Pferde-  und  Salzhandel  ergebenen 
Karaiten  sind  erat  1765  der  Kopfsteuer  unterworfen  worden.  Sie  werden  auch  von  der 
galizischen  Hofkanzlei  1774  wegen  ihres  recht  auferbaulichen  und  ehrbaren  Lebenswandels 
begünstigt  und  im  Gegensätze  zu  den  übrigen  Joden  mit  einer  einfachen  Kopfsteuer 
belegt.  Das  Haliczer  Kreisamt  bat  Gleichstellung  mit  der  christlichen  BevEilkemng  bean- 
tragt. (K.  u.  k.  Haus-  Hof-  und  Staatsarchiv  Nr.  2601  ex  1774.) 

®)  V.  3.  F.  14  tit.  miasta  und  V.  7.  F.  753  tit.  wamnek. 

*)  So  Krakau  seit  1611  und  Lemberg  seit  1670.  Cf.  Tadeusz  Korzou:  Wewnetrzne 
dzieje  Polski  za  Stanislawa  Angnsta  1764  — 1794  badania  historyczne  ze  stano- 
wiska  ekonomicinego  i administracvjnego.  (Innere  Geschichte  Polens  zur  Zeit 
Stanislaus  Augustua.)  Krakow  1882.  Bd.  1.  p.  341. 

*)  So  bekam  1699  Krasnj  Ostrow  das  Magdeburger  Recht.  Akta  grodzkie  1 ziemskie 
Bd.  I.  p.  113,  Nr.  65. 

•)  Dr.  St.  T 0 m k 0 w i c z:  Wtoscy  kupey  w Krakowie  w XVH  i XVIII  w.  (Rocznik 
krakowski  J.  3)  Krak.'.w  1900. 

'•)  Dr.  St  T o ra  k o w i e X ; Przyczynek  do  historvi  Szkotow  w Krakowii  i w Polsce. 
(Beitrag  zur  Geschichte  der  Schotten  in  Krakau  und  in  Polen.)  Krakow  1899.  (Rocznik 
krakowski  J.  2.) 
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Armenier.*)  So  stellen  noch  1775  die  zu  Stanislau  wohnhaften  Armenier  der  gali- 
zischen  Hofkanzlei  vor,  „dass  ihre  Voreltern  aus  dem  Turcico  hierher  gekommen 
und  fOr  sich  und  ihre  Nachkömmlinge  von  Johann  III.,  König  in  Polen,  ein 
Privilegium  erhalten  haben,  vermöge  welchem  sie  für  ein  freies  Volk  erkläret, 
von  aller  Dienstbarkeit  losgesprocheu  und  die  Fähigkeit  der  Grundbesitzung 
ihnen  eingeräumt  worden  sei.  Ihre  Hauptnahrung  bestehe  in  der  Viehzucht 
und  deren  Handel,  weshalb  sie  um  den  Schutz  und  die  Bestätigung  ihres 
Privilegiums  bitten  als  wirklich  possessionirte,  mit  Eid  verbundene  Bürger, 
nicht  aber  Zinsleute,  für  die  man  sie  halten  wolle.“  •)  Da  zur  geldwirtschaft- 
lichen Deckung  der  wachsenden  Staatsaufgaben  der  Verkehr  nicht  genügend 
tragiähig  war,  musste  möglichst  naturalwirtschaftlich  vorgesorgt  werden. 
Hierzu  wurden  seit  der  Wahlmonarchie  die  Besitzungen  des  königlichen 
Hauses  verwendet,  die  nun  zu  Staatsdomänen  geworden  und  als  bene 

mereiUium  lebenslänglich  an  den  Adel  verliehen  wurden.  Nur  ein  geringer 
Bruchtheil  verblieb  im  königlichen  Besitze  und  bildet  seit  1595  die 
sogenannten  Oekonomien  oder  Tafelgflter.  Dieser  Vorgang  verstärkte  auf  das 
wirksamste  die  ohnehin  vorhandene  Tendenz  zum  Versiegen  der  Geldwirtschaft 
und  Capitalbildung  in  den  Städten. 

Der  Grundbesitz  blieb  somit  die  Grundform  des  Reichthums.  Allein 
er  selbst  begann  sich  zunehmend  zu  differenzieren  und  spaltete  alsbald  die 
herrschende  Classe  in  schroffe  ökonomische  Gegensätze.  Königliche  Dona- 
tionen verhalten  nämlich  vielen  vom  Kriegsglück  oder  Farailienverbindungen 
Begünstigten  zur  Bildung  von  Latifundien,  während  der  übrige  ordo  equesler 
der  ständigen  Gefahr  der  Besitzzerbröckelung  ausgesetzt  war,  und  die 
Unsicherheit  der  Existenzgrundlage,  welche  die  begonnene  Verflechtung  in 
die  Conjunctur  des  Getreidemarktes  als  Folge  der  Geldwirtschaft  mit  sich 
brachte,  schwer  auf  ihm  lastete.  Seit  1632  dürfen  deshalb  unter  Strafsanction 
keine  adeligen  Güter  mehr  an  die  Kirche  fallen  mit  Ausnahme  von  kleinen 
Grundstücken  an  arme  Pfarreien.  Wenn  jemand  in  ein  Kloster  tritt,  so  muss 
er  vorher  sein  Gut  verkaufen.*)  Wie  stark  die  Proletarisierung  des  kleinen 
Adels  um  sich  griff,  ist  aus  den  detaillierten  Bestimmungen,  die  io  den  Jahren 
1669  und  1685  getroffen  wurden,*)  zu  ersehen.  Die  bis  dahin  den  phbei 
ohneweiters  zugänglichen  icojtostica  (Scholtiseien),  die  Mühlen,  Schmiede, 
ja  Zollaufseherstellen  und  dergleichen  werden  ausschliesslich  den  Adeligen 
Vorbehalten.  Das  allgemeine  Steueruniversale  nimmt  Bedacht  auf  Adelige, 
die  keine  Dnterthanen  haben  und  bloss  ligonisamio  ii/rw(anf.‘)  Dieselben 
verkaufen  ihre  letzte  Habe,  ziehen  in  die  Städte,’)  gerathen  auf  Abwege  und 


')  V.  3.  F.  501  tit,  univerzat  poborowy. 

K.  and  k.  Haus-  Hof-,  and  Staatsarchiv  Nr.  2781  ex  1775. 

*)  V.  2.  F 923  it.  o dobrach. 

“)  Wincenty  Skrzetnski:  Prawo  politycine  narodu  polskiego.  (Das  poli- 
tische Recht  der  polnischen  Nation).  Warszawa  1787.  Bd.  II.  p.  20. 

*)  V.  5.  F.  15  tit.  Gwardjc  und  V.  5.  F.  728  tit.  deklaracja. 

*)  V.  3.  F.  501.  Uniwerxal  poborowy. 

>)  V.  3.  F.  554. 
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werden  vagabimdiM  — gar  Bandenfahrer,  gegen  die  vielfach  und  scharf 
vorgegangen  werden  muss,  und  die  zuletzt  jiro  hoslihtts  Patriae  et  ipso  facto 
iiifaiiiiütis,  aeticae  rociset  quorumvis  mim/onim  Itcipubticcu’  incapacibus  erklärt 
werden. 'i)  So  kam  cs,  dass,  wie  Knapp  herichtet,  ein  Dorf  mitunter 
()0  adelige  Outshesitzer  hatte,  die  kein  Zugvieh  hielten  und  oft  ihre  Kgge 
eigenhändig  zogen.’)  In  Kenostpreussen  gibt  es,  sagt  Hol  sc  he,  Ober 
2000  adliche  Dörfer,  „welche  ausschliesslich  von  kleinen  Edelleuten  bewohnt 
werden,  die  nicht  dienstpflichtig  sind  und  weiter  nichts  als  die  sehr  geringe 
angesetzten  öffentlichen  Landesabgaben  von  ihren  Besitzungen  bezahlen  und 
dennoch  sich  grösstentheils  in  kläglicheren  Umständen 
befinden,  als  die  leibeigenen  Bauern,  eben  weil  ihre  Höfe  zu 
klein  fOr  die  Menschenzahl  sind,  die  sich  davon  nähren  will.“  *) 

Ueber  die  parallel  verlaufende  Proletarisierung  des  Bauernstandes 
beziehungsweise  bäuerlichen  Nachwuchses  werden  wir  vor  allem  genau  unter- 
richtet aus  den  zahlreichen  seit  1593  bis  ins  XVIII.  .lahrhundert  fortlaufenden 
Constitutionen,  die  sich  mit  den  luzni  tuäzie  (freie  Leute),  auch  hultaje 
genannt,  befassen,  und  denen  mau  vergeblich  beizukoramen  trachtet.  Es  sind 
dies  besitzlose  Bauernsöhne,  die  ausziehen.  um  ihre  Arbeitskraft  bei  dem  Meist 
bietenden  zu  venverten,  also  Vorläufer  des  freien  Arbeitsvertrages.  Anfangs 
durfte  man  dieselben  lihere,  gefangen  nehmen  und  zu  beliebiger  Arbeit 
verwenden.’)  Diese  Maassregel  hielt  jedoch  nicht  an,  denn  sie  flbersah  die 
weiten  Maschen  der  Ukraine.  Der  arbeitsbedOrftige  Grossbetrieb  konnte  ihrer 
nicht  entbehren.  Seit  1626  werden  sie  auch  überall  frei  zugelassen  gegen 
Nachweis  einer  Quittung  über  die  erlegte  Kopfsteuer,  bei  deren  Bestimmung 
die  Constitution  der  Kostspieligkeit  der  Mietarheit  zu  gedenken  nicht 
versäumte.®)  Wurde  auf  diese  Weise  ein  sehr  grosser  Theil  des  Nachwuchses 
der  Bauernschaft  vom  Boden  getrennt,  so  schloss  sich  anderseits  die  Pforte 
zum  Aufstieg  nach  oben  nach  einem  kurzen  Rückschlag  schliesslich  völlig 
zu.  Zum  Schutze  der  weit  ausgedehnten  und  offenen  Grenzen  des  Reiches 
wurden  bereits  seit  1582  stehende  Soldtruppen  aus  dem  ^iKirtaeinkommeu 
sämmtlicher  königlichen  Güter  unterhalten.’)  In  Anlehnung  an  diese 
Institution  brachte  1578  tbe  rajht  man  in  the  right  place,  der  Polen  in  der 
Person  des  Königs  Stephan  Batory  zutheil  wurde,  die  Gestellung  von 
Kriegern  durch  Aushebung  der  Bauern  aus  den  DoraänengOtern  zustande. 
Jeder  zwanzigste  Kmethe  hatte  auszurfleken,  sein  Acker  war  von  allen 
Abgaben  und  Lasten  frei,  und  die  neunzehn  anderen  bestritten  seine  Equi- 

’)  V.  3.  F.  4.  § do  tego. 

b V.  6.  F.  290  tit.  0 ludziach. 

’)  Dr.  Georg  Friedrich  Knapp:  Die  Landarbeiter.  Leipzig  1891.  p.  39. 

*)  A.  C.  V.  Heische,  k,  preussischer  Jnstizrsth  und  liegiemngsdirektor  za 
Biatj’stok:  Geographie  und  Statistik  von  West-,  SOd-  und  Neuostpreusaen  nebst  einer 
kurzen  Geschichte  des  Königreichs  Polen  bis  zu  denen  Zertheilnng.  Berlin  1804. 
BJ.  2.  p.  400. 

b V.  2.  F.  1405  tit.  0 hulUjach. 

®)  V.  3.  F.  .501  sequ,  Uniwerzat  poborowy. 

b V.  2.  F.  616  lit.  o pozwoleniu  czwartej  czo4ci. 
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piening  aus  eigenen  Mitteln.')  Nach  späteren  Erläuterungen  lastete  diese 
Dienstpflicht  auf  dem  Boden,  und  von  je  zwanzig  bäuerlichen  Lanen  musste 
ein  Mann  gestellt  werden,  der  mit  einer  lomharda  (Flinte),  einer  sccm-is  (Axt)  und 
einem  acinax  (Beil)  ausgerüstet  war.')  Diese  Lanensoldaten  injhrnncy  (Auslcse- 
tnippe)  hätten  den  Ansatz  zu  einer  weit  ausgreifenden  Entwickelung  abgeben 
künnen.  .Als  jedoch  die  nächsten  Feldzüge  gegen  Moskau  die  Kriegstflehtigkeit 
des  Materials  ausser  Zweifel  stellten  und  die  Aussicht  auf  Nobilitation  und  unver- 
kümmertes  Recht  die  der  Krone  ergebenen  Scharen  zu  beseelen  begann, 
merkte  der  um  seine  Stellung  besorgte  Adel  die  anziehende  Gefahr.  Man 
beeilte  sich,  der  neuen  Bewegung  die  Spitze  abzubrechen,  was  umso  leichter 
geschehen  konnte,  als  für  die  Nachfolger  Batorys,  dessen  Devise  Ilex  sum 
nee  ficitts  nerjiie  piclita,  impnnre  H reynetre  eolo  wie  ein  Stern  erschien, 
nach  dem  zu  greifen  widersinnig  wäre.  Die  Kriegsdienstverpflichtung  durfte 
seit  163S  in  eine  Geldleistung  umgewandelt  werden,’)  deren  Höhe  anfangs 
(1649)  sechzig  und  schliesslich  (1726'i  hundert  polnische  Gulden  betrug  und 
von  jedem  Soldatenlan  eingehoben  wurde,  der  sonst  von  anderen  Lasten 
befreit  blieb.  Sie  heissen  auch  Kevisionslane,  weil  die  Landrichter  verpflichtet 
waren,  dieselben  in  Evidenz  zu  halten  und  zu  revidieren,  damit  sie  unver- 
mindert erhalten  werden.*')  Diese  .Vhfindung  io  Geld  wurde  zwar  in  Zeiten 
der  Bedrängnis  (1652 1 nicht  zugelasseu.  ja  sogar  1676  teyhraticy  aus  allen 
Landgütern  ohne  Unterschied  ausge’uoben,  aber  die  Institution,  in  ihrer 
organischen  Entwickelung  verrenkt,  siechte  dahin.  Selbst  die  warmen  Sym- 
p.ithien.  welche  König  .Johann  Sobieski  derselben  entgegenbrachte, 
vermochten  nicht,  Wandel  zu  schaffen.  Sein  Universale  an  die  Gemeinden 
Czyze  und  Dawidowee.  die  ihre  Lanensoldaten  den  1.  Mai  1686  nach  Lemberg 
an  den  General  der  Kronartillerie  abzustellen  haben,  deutet  noch  keineswegs 
auf  den  nahenden  Niedergang.’)  Für  die  aus  der  Keluition  einfliessenden 
Gelder  wurden  nun  gemeine  .Söldner  angeworben,  die  mit  stammfremden 
Freiwilligen  (Schweizern,  .Schweden  und  Schotten)  untermischt,  den  ursprüng- 
lichen Charakter  dieser  Wehrkraft  vollständig  verwischen.  Es  i.st  eine  bittere 
Ironie,  vvenn  das  zuletzt  bezogene  Gesetz  an  dem  Namen  Lanentruppe 
noch  festhält  und  den  Verfall  derselben  yuoinhim  robur  iiiilitine  durch 
hienrsia  lemjmnim  et  atia  in  Ilempublicmn  syiiiplumnta  zu  erklären  versucht. 

Somit  verschwanden  die  Bauern  endgiltig  hinter  dem  politischen 
Horizonte  der  Kepublik.  Man  verstand  dieselben  zu  atomisieren  und  sorgte 
dafür,  dass  sogar  der  Verkehr  zwischen  Dörfern  derselben  Gutsherrschaft 
möglichst  eingeschränkt  werde.*'  Ihre  wirtschaftliche  Lage  blieb  nichts- 

')  V.  2.  F.  970  tit  Piarp. 

Dr.  Graf  Adam  Krasinskl:  1.  c.  Bd.  1.  p.  142. 

’)  V.  3.  F.  9.13  tit.  wybrancj-. 

•)  V.  4.  F.  2SO  tit.  wloki  wybrauieckie  Ferner  V.  6.  F.  410  tit.  «rdyiiacja. 

*)  Akta  grodzkie  i ziemskie  Bd.  I.  p.  t‘.3.  Sr.  56. 

•)  Dr.  B.  L'lanowski:  Wies  pohka  pod  wzgledein  prawnyin  od  wieku 

XVI — XVIII.  (Das  polnische  Dorf  in  juristischer  Beziehung  seit  dem  XVI. — XVIII.  Jahr- 
hundert;. Krak'iw  1304.  p.  7.  squ. 

4«iU«hriA  für  Vwtk««rirucb«ft,  SocialpoUllli  aod  VerwRltnof.  XI.  Daad.  12 
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destoweniger  keine  ungünstige,  denn  zu  einem  pfleglichen  und  ökonomischen 
Umgehen  mit  seinen  Arbeitskräften  sah  sich  der  Gutsherr  gezwungen. 
Die  ganze  weite  östliche  Hälfte  des  Reiches  nämlich,  spärlich  bevölkert 
und  in  die  Steppen  der  nomadisierenden  Tataren  und  Türken  allmählich 
auslaufeud,  kannte  noch  keine  Vorwerkswirtschaft  und  keine  SchoUenfestigkeit. 
Die  sioboila,  eine  Art  der  von  Max  Weher  bcschriehonen  X e u h r u c h s- 
kommenda,*!  bildete  den  IJesiedelungstTpus  und  trug  einen  zum  Theil 
militärischen  Charakter.’)  Der  unzufriedene  Kmethe  suchte  hier  und  fand 
immer  unter  dem  Schutze  mächtiger  Magnaten  eine  sichere  Zufluchtstätte. 
Die  acHo  pro  cmrllioiiihits  fiiyUlris,  welche  1406  auftaucht’)  und  so  lebhaft 
an  die  antike  rhuticalio  incohrum  erinnert,’)  beschäftigt  seitdem  den 
Reichstag  ohne  Unterlass  — aber  auch  ohne  Erfolg.’)  Auch  der  1661  ein- 
gefflhrte  brrrior  jtrorrssiis  sine  henrticio  arcsii,’)  vermochte  den  Sachverhalt 
nicht  zu  ändeni.  indem  die  raslellaiii  selbst,  denen  die  Executive  zustand, 
an  der  Unauffindbarkeit  der  Gesuchten  persönlich  interessiert  waren.  Dieser 
chronische  Zustand,  dem  beizukommen  unmöglich  gewesen,’)  erzeugte  eine 
Flüssigkeit  zwischen  Freiheit  und  Unfreiheit,  die  uns  die  ini  XVI.  .Jahrhundert 
erneuerte  Colonisation  des  Westens  durch  Schotten  und  Holländer  und  im 
XVn.  .Jahrhundert  durch  Deutsche  erklärlich  macht.  Dieselben  flüchten  noch 
1708—1718  nicht  nur  aus  benachbarten  Marken  wie  Pommern  und  West- 
preussen  nach  Polen,  um.  wie  Knapp  bemerkt,  der  Härte  des  Druckes  in 
ihrer  Heimat  zu  entgehen.*!  sondern  auch  aus  entfernteren  Gauen.  So  wurden 
um  diese  Zeit  die  Kämmereidörfer  Posen.s  durch  Bamberger  besetzt,  so 
kamen  Sachsen  in  die  Gegend  von  Bromberg.*)  Ira  .Jahre  1772  beklagt 
anderseits  Russland,  wie  Lu b o ui i rs k i”)  nachgewiesen,  den  Verlust  von 
300.000  Unterthanen.  die  auf  das  Gebiet  der  Republik  Obersiedelten.  Sic 
mussten  zureichenden  Grund  gehabt  haben,  hier  nach  der  vielersehnten 
kuzniicia  zu  suchen.“)  Der  nach  dem  schwedischen  Kriege  einberufene 
Pacificationsreichstag  von  1717  erliess  im  .Artikel  7 die  letzte  Constitution 


')  Dr.  Max  Weber:  .4rt.  Agrargeachiebte  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wiasensrbaften.  2.  .Aufl.  Jena  l-SSS,  Bd.  I.  p.  G.ö. 

Z)  Seit  I.Ö47— 161s  dreisaig  grossere  Tatareneiniälle,  die  kleineren  nicht  mitgezähit. 

’)  V.  1.  F.  2.Ö.S  tit.  de  profugis. 

*)  Dr.  Max  Weber:  Die  rOniiscbe  Agrargeschiebte  in  ihrer  Bedeutung  för  das 
Staats-  und  Privatrcclit.  Stuttgart  1891.  p.  2.76. 

Es  sind  hierüber  iin  Laufe  der  Zeit  .78  Gesetze  beschlossen  worden. 

*)  V.  6.  F.  802  tit.  0 zbiegtvch  poddanjeb. 

’l  Erklärt  doch  Stanislaus  Potocki  1789  im  Reichstage,  «dass  die  Ein- 
bringung  eines  Uuterthans  mehr  Unkosten  verursache  als  Nutzen  bringe**.  Dvjariusz 
Sejrau  ordynaryjucgo.  Warszawa  1789.  Bd,  II.  p.  309. 

*)  Dr.  Georg  Friedrich  Knapp:  1.  c. 

*)  J.  K 1 e b s,  Prä.sident  der  Generalcoimnissiun  für  die  Provinz  Posen:  Die  Landes- 
cultur-Gesetzgebuug  im  Grossherzogthum  Posen.  2.  Aufl.  Berlin  1860  p.  60.  Cf.  Historische 
Monatsblättcr  für  die  Provinz  Posen  1901  Jänner-Februar. 

t")  T.  ks.  l.ubomirski:  Rolnicza  IndnoSc  w Polsce.  (Die  .Ackcrbaubevolkernng 
Polens.)  Warszawa  1862.  p.  62. 

")  Eine  sagenliafte  Blume,  die  menschliche  Leiden  dauernd  tu  heilen  vermochte. 
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0 rozeszlych  imhhmyrh  (von  den  versprengten  ünterthaneu)*),  und  damit  setzt 
formell  die  Epoche  der  strengen  Erbuntertliänigkeit  ein. 

Gegen  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  zählte  die  Republik  nach  Korzon*) 
circa  8,790  000  Einwohner,  von  denen  auf  die  Bauern  6,865.000  entfielen. 
Darunter  gab  es  1,010.000  freie  Kmethen,  der  Rest  war  erbuntertänig  und 
vertheilte  sich  auf  die  königlichen,  geistlichen  und  erbherrlichen  Güter. 
Achthundertvienigtausend  sassen  in  den  Starostcien,  in  welchen  ordnungs- 
mässige  Inventarien  bestanden,  die  das  Maass  der  erbunterthänigen  Schuldig- 
keiten genau  festsetzten.  Dieselben  wurden  bei  jeweiligem  Wechsel  des 
Besitzers  von  aratswegen  lustriert,  das  heisst  durehgesehen  und  neu 
bestätigt.  Die  königlichen  Referendar-  beziehungsweise  Ässessorengerichte 
gewährten  ihnen  wirksamen  Schutz.*)  Nicht  minder  geschützt  waren  die 
190.000  Insassen  der  königlichen  Tafelgüter,  die  unmittelbar  der  königlichen 
Verwaltung  unterstanden  und  deren  ;jO(ri»«o.-ic/ (Schuldigkeiten)  g n ä d i g s t 
gemässigte  waren. *)  Die  860.000  geislliehe  ünterthanen  waren  zwar 
der  Patrimonialgerichtsbarkeit  der  Kirche  unterworfen,  fanden  jedoch  ein 
gutes  Auskommnen.  Ihre  Stellen  waren  mit  Grund  und  Boden  reichlich  aus- 
gestattet, die  Schuldigkeiten  auf  demselben  Russe  wie  die  königlichen,  .und 
sie  verfügten  ausserdem  unbeschränkt  Ober  ihr  bewegliches  Vermögen.*) 
Aus  den  jüngst  von  der  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Krakau  publicierten 
Gemeindebochern  des  Dominicanerdorfes  Gross -Kasina  (Bezirk  Limanowa. 
Galizien),  die  seit  dom  XVI.  bis  an  das  Ende  des  XVllI.  Jahrhunderts  reichen, 
geht  hervor,  dass  sich  die  Lage  der  Kasinianer  im  Laufe  des  XVIII.  Jahr- 
hunderte nicht  verschlechtert  hat.“)  Die  Gemeinde  wacht  wie  früher  über 
Einhaltung  der  aus  dem  Locationscontracte  fliessenden  gegenseitigen  Rechte 
und  Pflichten,  nimmt  aus  eigener  Initiative  thätigen  Antheil  am  Zustande- 
kommen der  Gemeindeordnnng  und  verwendet  sich  stets  mit  Erfolg  beim 
Prior  für  die  Straflälligen.  Zur  Vollstreckung  einer  Capitalstrafo  ist  es  iu 
Gross-Kasina  nie  gekommen,  und  1720  wurde  beschlossen,  Mörder  und 
Räuber  des  Erbrechtes  für  verlustig  zu  erklären  und  dieselben  po  iryxicieccniu 

1 grommhj  (nach  dem  Ausleuchten  aus  der  Gemeinde)  dem  Grodgerichte 
auszuliefern.  Neben  Ganz-  und  Halbhufnern  sitzen  Gärtner,  Kätner  und 
Komorniken.  Die  Succession  in  den  Grundbesitz  erfolgte  kraft  des  Nähe- 
oder Vorkaufsrechtes,  wobei  Brüder  die  Schwestern  ausschliessen.  Derselbe 
war  unverschuldbar,  untbeilbar  und  unveräusserlich,  was  praktisch  wie  eine 
gesetzliche  Anerbenfolge  wirken  musste.  Neben  dem  erblichen  Besitz  als 
Kegel  gab  es  auch  Zeit-  und  leben.slängliche  Frohnpächter  und  ausserdem 
Grundstücke  mit  radiciertem  Gewerbe.  Frohno  und  Zinsen  belasteten  den  Grund 


')  V.  VI.  P.  320  tit.  |)DZ;skanie  rozesztjch  potldanych. 

*)  T.  Korzon:  I.  c.  Bd.  I.  p.  818. 

’)  W in  Cent. T Slrzetuski;  1.  c.  Bd.  II.  p.  107. 

*j  A.  F.  Greveniz:  Wtoician'e  w Polsce.  (Oie  polnischen  Bauern.)  Warszawa 
1818.  p.  7. 

’)  A.  F.  Greveniz:  I.  c.  p.  32.  \V.  Skrzetuaki:  I.  c.  Bd.  I,  p.  196. 

•)  Dr.  B.  Ulanowaki:  I.  c. 
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UL(i  Boden  und  waren  nach  dessen  Ausmaasa  abgestuft;  nur  die  Komor- 
niken  wurden  zu  Gesindediensten  herangezogen.  Arbeitsunfilhige  und  obdach- 
lose Greise  fanden  Unterstand  im  Gemeindehospitale,  das  mit  eigenem  .Acker- 
lande ausgestuttet  war. 

Der  Rest  von  d.lGS.OüO  aber,  also  fast  die  Hälfte  aller  Bauern,  klebt 
an  der  gutsherrlichen  Scholle.  Zu  einem  einwandfreien  Schluss  Aber  die 
thatsächlicbe  Lage  dieser  Bauern  gebricht  es  vorderhand  an  ausreichendem 
Quellenmaterial.  Mit  Rücksicht  auf  die  autokratische  Stellung  der  Gutsherren 
und  auf  deren  bedeutende  Bositzdifferenzierung  dürfte  sich  dieselbe  örtlich 
und  zeitlich  höchst  individuell  gestaltet  haben.  Die  Verschlechterung  hatte 
jedoch,  wie  oben  nachgewiesen,  ihre  festen,  unverrückbaren  Grenzen.  Die 
lecalio  des  jus  teutonicum  kommt  zwar  vor,  aber  gleichzeitig  bildet  sich  im 
XA'II.  Jahrhundert  prawo  chlopskie  (Bauernrecht),  das  als  mittlere 
Proportionale  der  agrarpolitischen  Maebtverhältuisse  Gewohnheitsrecht 
geworden,  willig  befolgt  wurde  und  die  Republik  vor  Bauernkriegen  bewahrt 
hat.  „Der  Grundherr  ist  dominus  directus  von  den  Bauernhöfen,  von  den 
Gebäuden  und  von  den  Inventarienstflcken,  die  er  ursprünglich  dem  Bauer 
gegeben  hat;  es  fällt  ihm  aber  nicht  ein,  ihn  willkürlich  des  Hofes  zu 
entsetzen  und  ihm  dasjenige  zu  nehmen,  das  er  durch  Mühe  und  Fleiss 
erworben  hat;  er  fordert  weiter  nichts  von  ihm,  als  die  bestimmten  Dienste 
und  einige  sehr  geringe  Prästationen  nach  dem  Herkommen.  Nur  in 
dem  Fall,  wenn  der  Bauer  die  Gebäude  verfallen  lässt,  die  Inventarienstücke 
nicht  unterhält  und  die  schuldigen  Dienste  nicht  leistet,  verlangt  er  das 
Recht,  ihn  von  dem  Hofe  zu  entfernen.  Dagegen  hält  sich  der  Herr  verpflichtet, 
wenn  es  dem  Bauem  an  Mitteln  hierzu  fehlt,  ihm  die  Gebäude  zu  erbauen, 
zu  reparieren  und  die  Inventarienstücke  zu  ergänzen,  um  ihn  im  Stande  zu 
erhalten,  die  Dienste  leisten  zu  können.  Ist  der  Bauer  in  guten  Umständen, 
so  verlangt  der  Herr  weiter  nichts  von  ihm,  als  dass  er  seine  Gebäude 
selbst  im  Stande  erhält,  wozu  er  ihm  das  Holz  unentgeltlich  verabfolgen 
lässt,  und  dass  er  das  Inventariiim  aus  eigenen  Mitteln  ergänzt,  was  der 
Billigkeit  gemäss  ist.  Ks  gibt  auch  schon  hin  und  wieder  viele  Bauern, 
welchen  die  Gebäude  eigenthümlich  gehören,  und  denen  die  Grundherrschaft 
bloss  das  nöthige  Bauholz  unentgeltlich  oder  gegen  eine  billige  Taxe  über- 
lässt; andere,  die  kein  herrschaftliches  Inventariiim  haben,  denen  alles  Vieh 
eigenthümlich  gehört,  und  noch  andere,  welche  die  Grundherrschaft  freigegeben 
und  denen  sie  gegen  Entrichtung  eines  Dienstgeldes  die  Dienste  erlassen 
hat.“**'  Der  Selbstbethätigungstrieb  war  somit  rege,  denn  es  gab  noch  nicht 
einen  Versorgungszwang  unter  Aufhebung  des  Abstiftungsrechtes,  wie  er 
später  in  Galizien  geradezu  eine  Prämie  auf  Faulheit  und  Indolenz  geworden. ' i 
„Sobald  man  über  die  lithauische  Grenze  ist  und  in  das  eigentliche  Polen 
eintritt,  wird  uns  berichtet,  zeigen  sich  schon  kleine  Unterschiede,  die  es 
ankflndigen,  dass  man  sich  unter  einer  anderen  Nation  befindet.  Nicht  minder 

')  A.  C.  von  Holsche;  1.  c.  Bd.  II.  p.  413. 

Memoiien  und  Actenstücke  aus  Galmen.  Leipzig.  1^47  p.  130.  Cf.  D.  Gr.  Fr. 
Knapp:  1.  c.  p.  60. 
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als  die  Sprache  köndigen  es  auch  andere  äussere  Umstünde  an.  Schon  die 
Tracht  zeigt  manche  Verschiedenheiten.  Sie  ist  minder  armselig  als  die 
lithauische,  und  ii.an  findet  sie  schon  häufig  von  farbigem  Tuch,  feiner  Lein- 
wand. mit  anderem  Schnitte.  Die  Basteln  verschwinden  und  Stiefeln  treten 
au  ihre  Stelle.  Die  Kleider  der  Weiber  und  Männer  haben  eine  Fonu  und 
einen  Schnitt,  der  den  Schneider  verräth,  und  der  eigeuthömliche  polnische 
Geschmack  an  tausend  Knöpfen  und  Schleifen  wird  hier  sichtbar.  Da  der 
Bauer  in  dem  eigentlichen  Polen  nicht  gedrückt  wird  wie  in  Lithauen,  so 
zeigt  sich  dies  in  einer  grösseren  Wohlhabenheit,  vermöge  deren  er  bessere 
Häuser  bauen,  bessere  Pferde  halten  und  besseres  Brot  essen  kann.“ ')  Ein 
anderer  freut  sich  über  die  Ansicht  von  Obstgärten,  die  man  bei  jeder  Hütte 
findet,  und  fährt  fort:  .Ich  wunderte  mich,  als  ich  in  einem  von  Holz  ent- 
blössten  Lande,  wie  das  Krakauische  ist,  reinlichere  Hütten,  lachendere 
Dörfer  und  die  Landleute  viel  munterer  bei  ihrer  schweren  Arbeit  — ja  oft 
singend  traf.  Als  ich  aber  erfuhr,  dass  in  den  hiesigen  Gegenden,  besonders 
in  den  geistlichen  Gütern  ohne  .\usnahme.  der  Bauer  für  sich  frei 
und  seine  Hütte,  sein  beweglich  Gut  ihm  eigenthOmlich 
zugehöre,  dass  er  nur  nach  Verhältnis  des  von  ihm  besessenen  Ackers, 
der  dem  Erbhorrn  zwar  gehört,  den  er  aber  coiitractweise  emphyteutisch 
besitzt,  zu  Frohndiensten  und  Steuern  verbunden  ist,  — da  begriff  ich  die 
Ursache  jener  Erscheinungen.**)  Aus  einem  von  Krasiüski  raitgetheilten 
Ixicationsprivileg  aus  dem  Jahre  1755  sind  derlei  contractliche  Verpflich- 
tnngen  genauer  zu  ersehen.  Der  Schulze  von  Kopaszvn  (Provinz  Posen), 
der  das  ganze  Dorf  in  Jurisdiction  nimmt,  ist  mit  1'/,  Hufen  Land  ausgestattet. 
von  allen  Frohnen  mit  Ausnahme  des  Hofdienstes  befreit  und  hat  alljährlich 
von  der  Scholtisei  60  Tyiif  Zinsen,  2 Gänse  und  2 Kapaune  am  Martinitage 
abzugeben,  sowie  zwei  Fuhren,  eine  nach  Thorn  und  eine  nach  Bromberg 
oder  Posen  mit  Getreide  auf  eigene  Kosten  zu  übernehmen,  oder  für  die 
nach  Thom  10  Tynf,  für  die  nach  Bromberg  aber  5 Tynf  nach  Willen  der 
Herrschaft  zu  zahlen.  V'on  jeder  Hufe  hatte  aber  ein  Kmethe  folgende  Frohnen 
zu  leisten;  vor  allem  von  der  .\nnunciatio  Mariae  bis  Jakobi  zwei  Tage 
Spanndienste,  von  Michaelis  bis  Martini  auch  zwei  Tage  Spanndienste.  In  der 
Woche  soll  ein  jeder  zwei  Morgen  Acker  in  der  Länge  30,  in  der  Breite 
10  Ruthen  von  Martini  bis  Mariae  Annunciatio  pflügen,  oder  1 Tag  Spann- 
dienste und  1 Tag  Handdienste  leisten;  als  Zins  alljährlich  am  Martinitage 
20  Tynf  iiichukwlo  das  sdröiotre  (Wächtergeld)  zahlen  und  1 Gans  wie  auch 
2 Hennen  ein  jeder  an  den  Hof  abgeben,  ebenfalls  zwei  Fuhren  n.ich 
Bromberg  oder  Posen  mit  Getreide  auf  eigene  Kosten  übernehmen,  oder 
ä 5 Tynf  für  jede  Reise  bezahlen.  Der  Krüger,  der  mit  einer  halben  Hufe 
.luszukommen  hat,  bezahlt  an  Geldzins  16  polnische  Gulden  und  soll 

')  Reiie  eines  Lietländers  von  Biira  nach  Warscfian  (von  F r i e J r i c h Schultic). 
Berlin  179.ä.  Heft  I.  p.  71. 

Johann  Pliilipp  von  Carosis,  kOnif|;lich  polnischen  Hanptniannes  und 
Bergdirectors,  Ehrenmitgliedes  der  k.  Berliner  Gesellschaft  der  Naturforscher:  Reisen  durch 
verschiedene  polnische  Provinzen.  Leipzig  1781.  1 T.  p.  135. 
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2 Hennen  oder  1 Gans  am  Martinitage  abgeben.  ,Der  Schulze  — heisst  es  — 
soll  strenge  darauf  achten,  dass  niemand  von  den  in  Kopaszyn  Wohnenden 
ohne  seine  Kenntnis  irgendwo  ausziifahren  oder  jemanden  aus  anderen  Dörfern 
zu  befördern  sich  vermesse  unter  Strafe  von  10  Mark,  und  wenn  ein  Wirt 
nicht  gesonnen  wäre  zu  bleiben,  dann  muss  er  einen  anderen  wohlhabenden 
an  seiner  Stelle  ansiedeln  unter  dieser  Hedingung,  dass  er  das  Gut  in  nächt- 
licher Zeit  nicht  verlässt,“  Zum  Schlüsse  wird  bestimmt:  ,Der  rechtschaffene 
Schulze  darf  mit  den  anderen  keinen  herrschaftlichen  Dienst  verweigern  j e 
nach  Bedarf  während  des  Pflügens  wie  auch  während  der  Ernte  oder  heim 
Holzfällen,  und  für  2 Diensttage  gebe  ich  ein  Fass  Bier  aus  der  herrschaft- 
lichen Brauerei.“')  Nun,  diese  Clausei  des  Erbherrn  von  Grelowo,  wie  un- 
verfänglich sie  auch  klingt,  sollte  sich  doch  unter  Umständen  zum  j’i'nclmu 
mlieiis  der  gutshenlich  ■ bäuerlichen  Verhältnisse  herausgestalten  und  fast 
an  das  Sic  cos  non  vobiD  vom  augusteischen  Thore  gemahnen.  Die  proletari- 
sierten  Edelleute,  auf  das  Rad  der  unerbittlichen  Nothwendigkeit  geflochten, 
getrauen  sich  vielfach  und  nicht  ohne  Erfolg  das  pruwo  Mopskic  (Bauern- 
recht) zu  brechen,  und  der  A b se n t i s m u s der  Reichen  lässt  den  rDck- 
sichtslosen  Pächter  gewähren.  So  kam  es,  dass  die  vom  galizischen  Guber- 
niuni  rahmend  gedachte  polnische  Unterthansverfassnng  nur  zu  oft  im  Stiche 
gelassen  wurde.*)  Die  herrschaftlichen  Dienste  je  nach  Bedarf  werden 
in  der  Folge  anderwärts  ohne  Bierzubusse  als  robota  muriliaris  vel  grainiia 
willkflrlich  abverlangt.  Graf  Anton  Pergen,  Statthalter  von  Galizien, 
bemerkt  in  seinem  1773  erstatteten  Bericht«;  Die  Frohndienste  wären  in  den 
westlichen  Gegenden  stärker  als  in  den  östlichen,  weil  in  den  letzteren  d i e 
Bauern  nachPodolien  und  Volhinien  zu  entfliehen  pflegten, 
wenn  sie  zu  hart  gehalten  wQrden.  Die  ordentlichen  Roboten  nebst 
den  geringen  Zinsen  wären  für  die  Bauern  nicht  sehr  beschwerlich,  wohl  aber 
die  ausserordentlichen,  besonders  hei  kleinen  Edel- 
1 e u ten.’)  Anläs.slich  der  auf  der  Cameralherrschaft  Jaworöw  ,zu  veranlassen- 
den ökonomischen  Einrichtung“  glaubt  die  galizische  Hofdoputaüon  im  Punkte  7 
des  Vortrages  vom  16.  April  1774;  „Dass  es  bei  der  nach  den  Feldern  der 
Unterthanen  ausgemessenen  Zug-  und  Handrobot  verbleiben,  die  ausser  der- 
selben unter  dem  Namen  Uubota  mixitiarh  vel  graluifa  gewöhnliche  aber 
durch  alle  CInssen  der  Unterthanen  gänzlich  aufgehoben  werden  solle,  mit 
dem  einzigen  Vorbehalte,  dass  Ober  die  obige  ausgemessene  Robot  jeder 
Unterthan  zur  Zeit  des  Heumachens  und  des  Schnittes  auf  die  Woche  noch 
einen  Tag  Haudrobot  zu  leisten  schuldig  sein  solle,  welches  jährlich 

')  Dr.  (traf  Adam  K r as  i n s k i:  1.  c.  Bd.  I.  p.  161  — 160. 

*)  Wenn  in  Galizien  noch  die  alte  gute  Verfassung  bestünde,  so  würde  ea,  nach 
der  Aenaserung  dea  guhernii  einer  neuen  Urbarialregulierung  nicht  mehr  bedürfen,  aondern 
sich  lediglieli  an  jene  au  ehemaU  zum  Beaten  der  Unterthanen  beatanden,  zu  halten  aein. 
Denn  schon  in  ältesten  Zeiten  wäre  der  Unteiacbied  zwiachen  Kustical-  und  Dominikal- 
grUnden  gemacht,  die  Unterthanen  in  Ganzlöhneroder  Gfinz-  und  Halbbaueru  eingetbeilt, 
die  Gründe  erblich  und  die  Leibeigenschaft  unbekannt  gewesen.  K.  und  k.  Ilaos-,  Huf-  und 
.Staatsarchiv  Sr.  32.32  ei  1774. 

K.  und  k.  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv  Nr.  2388  ez  1773. 
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höchstens  13  Tage  ausmachen  dürfte.')  Nachdem  die  für  die  Urbarialein- 
ricbtung  in  Ualizieu  eingesetzte  Commission,  die  dem  sicheren 
Vernehmen  nach  von  einigen  Obrigkeiten  und  ihren 
Beamten  getrieben enEigenraiichtigkeiten  undBedrückun- 
gen  derünterthanen  in  neun  Punkte  gefasst  hat,*)  wurden  dieselben 
dem  Lemberger  Oubernium  zur  Begutachtung  vorgelegt.  .Nach  eingezogenem 
Localbefund“  folgte  bald  ein  erschöpfendes  Referat,  welches  mit  dem  Anträge 
abschliesst:  .Endlich  vermeinet  das  (iiibemium,  dass  obigen  Punkten  noch 
ein  zehnter  auzuhängeu  sei.  dass  nämlich  die  Itobolae  atuiliarts  vel  gnUuitae, 
welche  theils  in  natura,  theils  durch  Geldreluition  nach  Willkür  der  Obrig- 
keiten geleistet  werden  mOs.sen,  da  auf  den  CameralgOtern  deren  Aufhebung 
schon  angeordnet  worden,  auch  in  dem  ganzen  Lande  abgestellt  werden 
sollen.**)  Und  die  Pächter?  Die  waren  energisch  und  verstanden  die  kurz- 
fristigen Pachtverträge  wohl  auszunOtzen.  Das  Dorf  Kubieszyn.  vom  Gutsherrn 
versetzt,  gelangt  als  Pacht  in  die  Hände  eines  dritten.  Sofort  werden  die 
Zinsungen  von  40  auf  120  polnische  Gulden  getrieben  und  die  rolxila  wider 
das  alte  Inventar  erhöht,  so  dass,  wie  es  in  der  Beschwerde  der  Bauern 
aiisgefohrt  wird:  „Ungeachtet  ein  jeder  von  ihnen  nich  mehr  als  3 Koretz 
oder  6 östeiTeichische  Metzen  .Vussaat  habe,  so  müsste  einer  doch  dafür 
wöchentlich  4 Tage  in  natura  roboten  und  für  die  übrigen  3 Tage  30 
polnische  Gulden  statt  der  Robot  entrichten.“*;  Nicht  besser  ergieng  es  den 
Unterthanen  der  königlichen  Oekonomie  Sambor,  die  angehalten  wurden,  ein 
Salzfass  auf  8 — 10  Meilen  ä 7'-'^  kr.  zu  verführen,  während  die  Fremden 
dafür  40  kr.  erhielten.  Die  angestellten  Nachforschungen  haben  ergeben,  dass 
in  den  Inventarien  seit  1(>14  bis  1760  keine  Spur  einer  solchen  Schuldigkeit 
zu  finden  war.*) 

Um  die  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts  machte  sich  in  den  Kreisen 
des  hohen  und  mittleren  Adels  eiue  tiefgehende  Bewegung  geltend,  die  vom 
pliysiokratischen  Geiste  getragen,  weit  praktischer  auslief,  als  dies  in  Frank- 
reich der  Fall  gewesen.  Die  Lehre  vom  protluit  iicl  wurde  hier  auf  das 
Einkommen  der  unterthänigen  Bauern  angewendet  und  führte  zur  principiellen 
Stellungnahme  gegen  die  Ueberlastung  derselben.  Diese  Gedankenvorarbeit 
setzte  übrigens  in  Polen  schon  frühzeitig  ein,  denn  bereits  1505  erscheint 
in  Lemberg  eine  Schrift  von  Jan  A b r ah  am  o w i c z:  ZiV.mk  o kupesy 
timif'j  sbuia  t^Ein  Wort  Ober  billiges  Getreide),  die  ebensogut  von  Q u e s n a y 
verfasst  werden  konnte.  Es  ist  auch  nicht  zu  weit  gegangen,  wenn  mit 
Bezug  auf  die  im  XV'II.  Jahrhundert  erschienenen  Werke  des  A.  M.  Fredro, 
Ca.stellans  von  Lemberg,  die  Wiege  des  Physiokratismus  nach  Polen 
verlegt  wird.*)  Die  .\nnalen  der  Berner  ökonomischen  Gesellschaft  enthalten 


*)  K.  uqJ  k.  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv.  Xr.  1054  cx  1774. 
^ Ut  »upra  Xr.  1450  ex  1774. 

*)  Ut  sapra  Xr.  3232  ex  1774  a<l  fineni. 

*}  Ut  supra:  Xr.  2003  ex  1775. 

Ut  supra:  Xr.  2557  ex  1775. 

*i  S.  Hüppe:  l.  c.  p.  303. 
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viele  polnisehe  Namen  aus  jener  Zeit,  und  1763  stiftet  Mniszek  daselbst 
eine  goldene  Medaille  als  Preis  für  die  beste  Abhandlung  Ober  das  Thema: 
.Welches  ist  der  Geist,  der  die  Gesetzgebung  beherrschen  sollte,  um  den 
Ackerbau  in  Aufnahme  zu  bringen  und  in  dieser  so  wichtigen  Absicht  die 
Bevölkerung,  die  Künste,  die  Handwerker  und  die  Handlung  zu  begflnstigen“.*) 
üeber  J.  C h r e p t o w i c z,  nachherigen  Vicekanzler  von  Lithauen,  welcher 
zu  den  Physiokraten  zählt. schreibt  1770  Mirabeau  an  den  Markgrafen 
von  Baden;  „Je  tie  conimis  pas  ih  »leillriir  i'cvHomi.ile  pra/ir/iie  jmr  ht 
solklile  de  V cl  pnr  lii  honte  d»  coeiir.“  *)  Die  in  Fluss  gebrachte 
Bewegung,  durch  persönliches  Verweilen  in  Polen  zweier  n.anihafter  Jünger 
Quesnays,  des  Bandeau  und  des  du  Pont  unterstfltzt,  erhielt  b.ald 
wirksamen  Ausdruck  in  thatkräftiger  Privatinitiative.  Die  Vorwerkswirtscliaft 
wurde  aufgelassen,  der  Grund  und  Boden  an  Bauern  verpachtet,  die  Frohne 
in  Geldleistungen  umgewandelt,  der  herrschaftliche  Hof  mit  gemieteten 
Arbeitskräften  bestellt,  die  reichlich  vorhanden  ohnehin  seit  1578  keinem 
Gesindezwang  unterworfen  waren.*) 

Den  glOcklicheu  Anfang  machte  1760  der  Grosskanzler  Andreas 
Zamojski,  derselbe,  der  sechzehn  .fahre  darauf  vom  Beichstage  zum 
Codificator  berufen,  im  Vereine  mit  Josef  W y b i c k i und  Joachim 
Chreptowicz  die  zur  Hebung  de.s  Bauernstandes  erspriesslichsten  Keformen 
auch  legislatorisch  festzulegen  bestrebt  war.  Ueber  den  Erfolg  der  neuen 
Einrichtungen,  die  vorerst  in  sechs  Dörfern  getroll'en  wurden,  berichtet  Coie: 
.Nach  den  Tauflisten  der  6 Dörfer  ergibt  sich,  dass  vom  Jahre  17.50  — 1760 
in  allen  434  Kinder  geboren  wurden,  ln  der  ersten  Zeit  ihrer  Freiheit  von 
1760  — 1770  wurden  620  geboren  und  von  1770  bis  .Anfang  1777  schon  585. 
Zufolge  dieser  Tauflisten  ergibt  sich  also,  dass  w.ährend  der  ersten  Periode  43. 
der  zweiten  62  und  der  dritten  77  Kinder  jährlich  geboren  wurden.  Die  Ein- 
künfte aus  den  6 Dörfern  haben  sich  seit  der  Freimachung  derselben  nach 
dem  Verhältnis  noch  beträchtlicher  vermehrt  als  die  Bevölkerung.  Solange 
die  Bauern  leibeigen  waren,  musste  ihnen  Zamojski  nach  Landeshruueh 
ihre  Hütten  und  .Scheunen  bauen,  musste  ihnen  die  Aussaat,  Pferde,  Pflüge 
und  alles  zum  Ackerbau  Nöthige  anschalfen.  Seit  der  Erhaltung  ihrer  Freiheit 
haben  sich  ihre  Fmstünde  so  sehr  gebessert,  dass  sie  sich  alle  diese  Noth- 
wendigkeiten  auf  ihre  eigenen  Kosten  anschalfen  können  und  nebstdem  bezahlen 
sie  noch  sehr  gutwillig  eine  jährliche  Aligabe  zum  Ei>atz  für  die  Handarbeit, 
welche  ihr  Herr  ehedem  von  ihnen  forderte.  Vermöge  dieser  Umstünde  hat 
sich  der  Ertrag  aus  diesem  besonderen  Landgut  beinahe  verdreifacht. 

*)  I>r.  A.  Onckcii:  D.-r  Altere  klirabeau  nnü  die  ükunomisefae  Gesellschaft  in 
Bern.  Ben»  Iscß.  p,  3s. 

*)  l)r.  JaliasKaatx:  The.>rie  and  Geschichte  der  Natiunal  Ökonomie.  Wien  1H60.  Bd.  2. 

*)  Karl  Friedrichs  von  Baden  brieflicher  Verkehr.  T.  1.  p.  40. 

*)  V.  2.  F.  972.  tit.  o sbiRi. 

*)  Hierzn  durfte  hes*mdera  beigetr.»gen  haben  di.*  gehobene  hausindnstrielle  Thfltig- 
keit,  zu  welcher  sie  v'elfach  auch  durch  .kussetaung  von  Brftniien  aufgemuntert  wurd.*n. 
Neben  der  Bodenzersplitterung  weist  auch  Holsche  auf  den  Mangel  des  Knnstfleisses 
anf  dem  platten  T.ande  als  Hauptursaclien  der  Verarmung  hin. 
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Zaniojslii  war  mit  der  Aufnahme  des  Wohlstandes  in  jenen  6 Dörfern  so 
zufrieden,  dass  er  seitdem  allen  Bauern  auf  seinen  Landgütern  die  Freiheit, 
geschenkt  hat.*')  Die  Lasten  eines  Ilalbhufners  waren  1750  zu  Kock  vor 
den  Keformen  der  Fürstin  Anna  Jahlonowska  folgende:  7'/j  Groschen 
bar,  '/,  Koretz  Hopfen,  ein  Hafermaass.  1 Gans,  1 Kapaun,  1“,  Hühner, 
5 Eier,  6 Handvoll  Hanf,  2 Spann  und  ein  Fustag  (wovon  die  Hiilfte.  wenn 
er  nur  einen  Ochsen  hatte!  und  andere  kleinere  Dienste.  Alle  Abgaben 
wurden  nun  1765  im  Anschläge  von  5 Gulden  */,  Groschen  polnisch  in 
Geldleistung  verwandelt,  und  die  Herrschaft,  welche  die  Ackerstadt  Kock 
nebst  20  Dörfern  mit  einem  Areal  von  3 Quadratmeilen  umfasste,  neu  organisiert. 
Jede  Bauernstelle  wurde  auf  50  .Jahre  vergeben  mit  dem  Ansprüche  auf 
weitere  .50  Jahre.  Aus  Anlass  der  Erneuerung  sind  100  Gulden  an  die 
Herrschaft  zu  bezahlen.  Die  Stelle  ist  untheilbar.  Nach  dem  Tode  des 
Besitzers  wird  sein  Nachlass  eingeschfitzt,  der  älteste  Sohn  übernimmt  das 
Ganze  und  zahlt  den  Geschwistern  ihre  gleichen  Antheile  aus.  Für  die 
jüngeren  Söhne  theilt  die  Herrschaft  eventuell  neuen  Acker  aus  und  gewährt 
ihnen  einige  Jahre  Dienst  und  Zinsfreiheit,  je  nachdem  die  Herrschaft  oder 
der  Bauer  die  Gebäude  herzustellen  hat.  Die  Witwe  verfügt  Ober  des 
Nachlasses  und  führt  die  Vormundschaft.  Wenn  beide  Elteni  absterben, 
übernehmen  die  Dorfhehörden  die  Verwaltung  der  Stelle  und  besorgen  die 
Eniehung  der  Kinder.  Die  V'ormundschaft  dauert  bis  zum  18.  Lebensjahre 
bei  den  Söhnen  und  bei  Töchtern  bis  zu  ihrer  Heirat.  Abgesehen  von  der 
ins  kleinste  geregelten  Dorfgerichtsbarkeit,  dem  gemeinsamen  Kommagazine, 
einer  Dorfdarlehenscasse.  wurden  noch  folgende  gemeinnützige  Anstalten 
eingeführt:  Hebammen,  Dorfgärtner,  Dorfschomsteinfeger,  allgemeine  Feuer- 
wehr, barmherziges  Haus  für  Greise.  Todtenhaus,  Hanftrockenhaus,  Dorf- 
biillenstall  und  Jungfernplatze.  Die  letzten  musste  jeder  heiratende  Bauer 
mit  10  Weiden  oder  Obstbäumen  bepflanzen,  damit  er  später  davon  Brenn- 
holz beziehungsweise  Obst  haben  konnte.*)  Der  Grossreferendar  von  Lithauen, 
Paul  Xaver  Brzostowski,  veröftentlichte  1769  zu  Wilno:  Usioinj 
ftösiijnfc  sie  ilo  dobrcijo  i>orznithi  i jßotiiniiosei  osimlh/rh  Imlzi  ic  dubnirh 
Paiciuirie  czyli  Mererzii.  (Gesetze  betreffend  die  gute  Ordnung  und  die 
Obliegenheiten  der  in  der  Gutsherrschaft  PawTöw  oder  Merecz  ansässigen 
Leute)  und  führte  dieselben  auch  ungesäumt  ein.  .Er  schenkte,“  schreibt 
Carosi  in  einem  seiner  Briefe,  .allen  die  Freiheit  mit  dem  Beding: 
dass,  wenn  sie  würden  Weggehen  wollen,  so  sollten  sie  es  erst  ihrem  Herrn 
meldeu  und  einen  anderen  AVirt  an  ihre  Stelle  verschaffen.  Er  theilfe  sie 
ferner  in  3 Classen:  bojanj  (freie  Leute),  c’ipiszoiri  (Zinsbauern  i und  diiytc 
(mit  Gespann  Frohnende).  Dabei  ordnete  und  setzte  er  ihre  Hofdienste  fest. 


•)  Wilhelm  Coie,  des  k.  Colleg  zu  Karabridge:  Reise  durch  Polen, 

HuftMand,  {Schweden  und  Dänemark.  ZQrich  17^5.  (Aus  dem  Englischen  von  J Pezzl 
Bd.  I.)  p.  97.  er.  Tadeusz  ks.  Lubomirski:  Ludnose  rolnicza  w Polsce.  (Die  Ackorbau- 
bevOlkerung  Polens.)  Warszawa  18G2.  p.  7ö~H4. 

*)  Dr.  A.  Bocheiiski:  Beitrug  zur  Geschichte  gutsherrlich-büuerlichcr  Verhältnisse 
in  Polen.  Krakau  I-^9ö.  p.  146. 
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nnd  zwar  nach  Verhältnis  der  von  ihnen  besessenen  Grundstücke.  Gab  ihnen 
Gesetze  nicht  nur  in  Beziehung  auf  ihr  Vermögen,  ihre  Rechte  und  Ver- 
bindliclikeitcn  sowohl  gegen  den  Herrn  als  gegen  sich  selbst,  sondern  auch 
solche,  die  Ordnung,  Anstand  und  gute  Sitten  betreffen.  Er  gab  aus  eigenen 
Mitteln  einen  Fond  zur  Unterhaltung  eines  fähigen  Schulraeistei-s,  der  die 
Kinder  von  Michaelis  bis  zu  St.  George  im  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen 
unterrichten  muss.  Die  dankbaren  Bauern  haben  eine  grosse  Marmortafel 
in  Riga  anfertigen  lassen,  worauf  in  wärmsten  Ausdrücken  der  Dank  gegen 
ihren  Herrn  und  Wohlthäter  gegraben  ist  und  diese  Tafel  ist  zum  ewigen 
Andenken  in  der  Kirche  von  Merecz-Pawlöw  aufgestellt.“)  Dieses  freiwillige 
Eingreifen  zu  Gunsten  der  Bauern,  sonst  beispiellos  auf  dem  Continent, 
blieb  nicht  vereinzelt.  Das  notorische  Gedeihen  der  Unterthanen  des  podo- 
iischen  Reichsboten  Krasiüski  zu  Zegrze  wird  noch  1798  gelegentlich 
dem  preussischen  Adel  zur  Beherzigung  empfohlen.*)  Szczorse  und 
Wiszniew,  Erbgüter  des  Vicekanzlers  von  Lithauen  Joachim  Chre- 
ptowicz,  lut  rtmlcni  thiihle.  Je  l'ai  vu  yoiiler  uu  pluisir  plus  ckerc  d son 
Coeur  bienfaimni,  celui  de  coir  que  toiL'i  ues  sitjeln  le  henistsuieni  comme  im  pi're.’) 
Die  400,000  Insassen  der  Korsuner  Herrschaft  des  Prinzen  Stanislaus 
P 0 n i a 1 0 w 8 k i sind  durchwegs  Erbzinsleute  geworden  unter  Aufliebung 
jedweder  paü&zcztjsny  (unterthänige  Leistungen).  Fürst  Czartoryski  zu 
Pulawv  hat  ebenfalls  .alle  seine  Bauern  freigegeben,  die  meisten  Vorwerke 
in  seinen  Gütern  aufgehoben,  den  Bauern  gegen  Zins  überlassen  und  diesen 
in  Naturalien  festgesetzt.  Die  Bauern  fühlen  sich  glücklich  und  segnen  sein 
,\udenken".*)  Ein  solcher  Vorgang,  der  auch  sonst  seine  Würdigung  gefun- 
den,'! musste  auf  das  Verhalten  des  mittleren  Adels  unbedingt  zurückwirken 
und  wäre  es  nur  durch  die  Macht  des  Erfolges,  von  dem  nachgewiesener- 
maassen  die  Reformen  der  upper  Im  begleitet  waren.  Der  Reichstag  aber 
schwieg.  Aus  den  von  Krasiüski  mitgetheilten  Commissionsprotokollen 
werden  wir  jedoch  genügend  hieiHber  orientiert.  Da  heisst  es  wörtlich:  .Es 
wurden  nachher  verschiedene  Vorlagen  hinsichtlich  der  Befreiung  der  Baueni 
vom  Unterthänigkeitsverbande  und  einer  besseren  Ausmessung  der  Gerechtig- 
keit eingebracht,  aber  Fürst  Repni  n zeigte  sich  einer  vollen  Freiheit  der  Unter- 
thanen abhold  und  wünschte  nur,  dass  man,  was  die  Gerechtigkeit  betrifft,  den 
Beschluss  fasse,  gleiche  Strafe  für  den  Adeligen,  der  einen  Bauer  tödtet,  wie  für 
die  Ermordung  eines  Adeligen  durch  einen  Adeligen.“)  Die  letztere  Anregung 
wirkte  befruchtend  und  1780  erschien  eine  Constitution,  welche  besagt: 
Ju.-i  laiiieu  vitne  ei  iieciu  in  subdiliini  pmes  huiretlein  non  csl  fuliirumj) 
Dieses  jus  hat  tlbrigcns  die  Gesetzgebung  dem  liancs  nie  eiugerJumt,  es 

*)  J.  Ph,  Tou  Carosi:  1.  c.  2.  Theil.  Brief  VII.  p.  103. 

Cf.  A.  Rembowski  in  Kwartalnik  hist.  BU.  XII  189S.  p.  529. 

*>  Journal  encyclopetlifiue  1784.  Bd.  I.  p.  2.'4. 

*)  A.  C.  von  Holsche:  1.  c.  BJ.  II,  p.  4UO. 

(K.  Kortum):  Magna  Charta  von  Galizien.  Jaasy  1790. 

‘)  Dr.  Graf  Adam  Krasihski:  I.  c.  BJ.  II.  p,  86. 

’>  V.  7.  F.  600.  art.  XIX. 
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ist  auch  thatsächlicb  von  ihm  nie  ausgeflbt  worden.^!  In  Kronpoleu  galt 
bis  dabin  das  Compositionensjstem,  nach  welchem  seit  1581  fOr  den  Kopf 
eines  Plebejers  30  Mark  kölnisch  entfielen,  die  1631  auf  100  Mark  erhöht 
wurden.  In  Lithauen  dagegen  kraft  Art.  1.  cap.  XII  der  Statuten  bestand 
die  sanctio  in  der  Capitalstrafe,  die  zwar  1726  in  eine  Kerkerstrafe  umge- 
nandelt,  aber  in  fundo  (Thurm)  ahgebflsst  werden  musste,  was  notorisch 
dem  Tode  gleichkara.*) 

Alle  übrigen  Bestrebungen  des  Adels  zur  Hebung  bäuerlicher  Ver- 
hältnisse auf  legislatorischem  Wege  mussten  unter  diesen  Umständen 
erfolglos  bleiben.  Erst  in  der  Constitution  vom  3.  Mai  1791  haben  sie 
ihren  programmatischen  Ausdruck  gefunden,  den  auch  die  Bauern  ungesäumt 
in  den  Subscriptionslisten  für  die  Armee  durch  zahllose  und  namhafte 
Zeichnungen’)  und  nachher  in  den  blutigen  Schlachten  bei  Kaclawice  und 
anderen  Orten  heldenhaft  quittierten.*) 

Bevor  auf  die  weitere  agrarpolitische  Entwickelung  desjenigen  Theiles 
der  polnischen  Republik,  welcher  1772  unter  die  österreichische  Herrschaft 
kam.  näher  eingegangen  wird,  dürfte  es  zum  Schlüsse  nicht  ohne  Interesse 
sein,  auf  die  Schmarotzertriehe  an  dem  Baume  der  Erbunterthänigkeit,  von 
denen  Polen  frei  geblieben,  die  aber  besonders  in  den  benachbarten  nord- 
deutschen Republiken  einerseits  und  in  Russland  anderseits  im  XVIII.  .lahr- 
hundert  üppig  wucherten,  einen  Seitenblick  zu  werfen.  Auf  Grund  neuester 
Forschungen  ist  es  festgestellt,  dass  in  Holstein,  Mecklenburg  und  Neu- 
^orponmiern  nicht  nur  eine  strenge  Leibeigenschaft  herrschte,  sondern  dass 
um  diese  Zeit  in  diesen  Ländern  Menschen  verkauft  wurden  und  nicht  etwa 
unterworfene  Slaven,  nein,  Landsleute,  niederdeutsch  redende  Christen.’) 
Sie  wurden  von  ihren  Leibherren  auch  vertauscht,  verpfändet  und  verschenkt, 
nicht  insgeheim,  sondern  öffentlich,  nicht  abusive,  sondern  gemäss  dem 
geltenden  Recht,  häufig  auf  Grund  schriftlich  abgefasster  V'erträge.  „Die 
Leibeigenen  — sagt  Holsche  — sind  in  Deutschland,  besonders  in  West- 
phalen,  mehr  leibeigen  als  die  polnischen  Bauern  und  ihr 
Zustand  viel  härter.  Stirbt  einer,  so  thcilt  der  Grundherr  das  ganze 
Mohiliarvermögen,  welches  beide  Eheleute  gemeinschaftlich  besessen,  mit 
den  Ueberlebendon,  ohne  auf  die  Schulden  Rücksicht  zu  nehmen,  nach  dem 
Grundsatz:  der  Herr  t heilt  mit  seinen  Eigenbe hörigen  den 
Löffel  vom  Brett.  Kommt  einer  auf  einen  eigenbehörigen  Hof,  so  muss 

')  T.  Korzon:  1.  c.  BJ.  I.  p.  S.W. 

Kajetan  Kotniian;  Pamietniki.  Puinaa  IS.jS.  BJ.  I.  Ferner;  V.  C.  F.  4s4 
tit.  raeiobiijetwo. 

*)  T.  Korzon:  1.  c.  Bil.  VI. 

*)  Dr.  Heinrich  von  Sybel:  Geschichte  der  Itevolntionszeit  von  1789—179.5. 
3.  T.  p.  206. 

*)  Dr.  Georg  Hanssen:  Die  Aufhehnng  der  Leibeigenschaft  in  Schleswig- 
Holstein.  Petersburg  1861.  Ferner:  Dr.  C.  J.  Fuchs:  Der  Untergang  des  Bauern- 
standes in  Nenvorponimem,  StrassLurg  1888,  und  Dr.  H.  H.  A.  Bohlau:  Ueber 
Ursprung  und  Wesen  der  Leibeigensciiaft  in  Mecklenburg  in  der  Zeitschrift  fOr  Kechls- 
geschichte,  Weimar  1871.  Bd.  X, 
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er  sich  erst  vom  fremden  Eigenthiim  freikaufen  und  in  das  Eigenthum  des 
neuen  Herrn  cinkaufen.  was  Auffulirt  genannt  wird.  Von  allen  diesen  weiss 
man  in  Polen  nichts:  es  findet  weder  mortnarium,  Aiiffalirl  noch  Ztraiigs- 
difiist  statt.*)  In  Russland,  wo  zw'ar  die  Spur  des  Sseral  vollständig  ver- 
schwunden war,’  dessen  Geist  aber  trotzdem  nachhaltig  fortwirkte,  war 
die  Leibeigenschaft  nicht  einmal  eine  wesentlich  agrarische  Einrichtung, 
wie  aus  dem  Institute  der  Ohroileute  erhellt,  sondeni  bildete  in  der  Form 
absoluter  Versclavung  der  Landbauern  einen  vitalen  Tbeil  des  Staatsorganismus, 
die  einzig  sichere  Grundlage  einer  mongolisch  aufgefassten  Autokratie.’) 
Ein  Ukas  aus  dem  Jahre  1721  besagt  wörtlich:  .Die  Gutsbesitzer  verkaufen 
ihre  Dauern  und  Hausdiener  nicht  nur  familienweise,  sondern  einzeln,  wie 
Vieh,  wie  es  nirgendwo  anders  in  der  Welt  geschieht  und  dieser  Dranch 
verursacht  deshalb  nicht  wenig  Wehklagen.“*)  Diese  Wehklagen  brachte  auch 
Kaiserin  Katharina,  die  Beccaria-Schwärmerin.  nicht  zum  Verstummen.  Im 
Gegentheil;  der  Dkas  vom  22.  August  1767  bestimmt  ausdrücklich,  das.s 
Jeder  Leibeigene,  der  es  wagen  sollte,  Klage  gegen  seinen  Herrn  zu  führen, 
mit  der  Knute  bestraft  und  auf  Lebenszeit  in  die  Bergwerke  von  Nertschinsk 
verschickt  werden  solle.’!  Das  Recht  übrigens.  Bauern  ohne  Land  zu  ver- 
kaufen. wurde  nach  Beljajeff  seit  1682  formell  durch  verschiedene  Ekase 
anerkannt,“)  und  es  hat  sich  auch  eine  eigene  Classe  von  Sclaven- 
händlem  herausgebildet,  die  ihr  einträgliches  Geschäft  bis  ins  XIX.  Jahr- 
hundert hinein  fortsetzt*)  und  nicht  einmal  durch  die  Gesetze  von  1857 
wesentlich  beeinträchtigt  erscheint.*) 

Wenn  die  Strahlen  der  Aufklärung  von  England  aus  den  Horizont 
Frankreichs  und  Deutschlands  frühzeitig  aufliellen,  die  Nebel  jenseits  der 
Elbe  aber  wirklich  etwas  langsamer  sich  verziehen,  so  ist  die  nahe- 
liegende Versuchung,  alles,  was  polnische  Bauern  betrifft,  möglichst  ungünstig 
vorauszusetzen,  nach  Knapp  zum  mindesten  zweifelhaft'-')  und, 
soweit  diese  Untersuchung  zu  reichen  in  der  Lage  war,  nicht  gerecht- 
fertigt. 

')  A.  C.  von  Holsclie:  I,  c.  Bd.  II.  f.  371. 

*)  Hanptstadt  der  goldenen  Horde. 

’)  D.  Mackenzie  W a 1 1 a c e:  Russland  ^übersetzt  von  E.  R 0 1 1 g erj.  Leipzig 
1880.  2.  Äufl.  p.  .W6. 

*)  Ut  aupra  p.  572. 

’)  Ut  aupra  p.  580 

“)  Krestijane  na  Rusvi.  Moskau  1800.  p.  203 — 209. 

So  puldiciert  z.  B.  die  .Moskauer  Zeitung“  von  1801:  .Es  werden  verkauft  drei 
Kutscher,  stattlich  und  gut  geschult,  and  zwei  Mädchen  von  LS  und  15  Jahren,  beide 
von  hübschem  Aeusseren  und  mit  allerlei  Handarbeit  wohl  vertraut.  In  demselben  Hause 
verkauft  man  zwei  Ilaarkanstler,  der  eine  ist  21  Jahre  alt,  kann  lesen,  schreiben  und 
ein  musikalisches  Instrument  spielen,  ist  auch  als  Jägerbursch  verwendbar;  der  andere 
kann  Herren  und  Damen  frisieren.  Im  gleichen  Hause  werden  Pianofortes  und  Orgeln 
abgegeben.  Bei  Wallace  1.  c.  p.  125. 

')  Bd.  IX,  § 1045,  Ausg.  1857. 

“)  Dr.  O.  Fr.  Knapp;  1.  c. 
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DER  TRADE-UNIONISMUS 

IN  DEN 

VEREINIGTEN  STAATEN  VON  AMERIKA 

VON 

CAROLE  D.  WRIGHT.') 


Als  Trade-Unions  bezeichnet  man  im  allgemeinen  Vereinigungen  von 
Arbeitnehmern  zum  Zwecke,  ihre  Arbeitsbedingungen  zu  verbessern  oder 
sich  doch  gegen  eine  Verschlechterung  derselben  zu  schützen,  ln  England 
bestehen  Verbände  zu  diesem  Zwecke  schon  seit  wenigstens  zwei  Jahr- 
hunderten. Das  Institut  der  Gewerkvereine  trat  auch  dort  nicht  vollkommen 
entwickelt  in  Erscheinung,  sondern  es  bildete  sich  erst  mit  der  Entwickelung 
der  Industrie  aus.  Dies  war  auch  der  geschichtliche  Verlauf  in  den  Vereinigten 
Staaten,  wo  sich  die  Entwickelung  indessen  nicht  über  einen  so  langen 
Zeitraum  erstreckte  wie  in  England. 

Ehe  sich  das  Fabrikssystem  in  den  Vereinigten  Staaten  ausgebildet 
hatte,  fehlte  es  an  einer  Organisation  der  Arbeiter  so  gut  wie  ganz.  Das 
Fabrikssystem  war  nun  allerdings  nicht  die  Ursache  für  das  Entstehen  einer 
solchen  Organisation,  weder  in  England,  noch  auch  insbesondere  in  den 
Vereinigten  Staaten;  aber  es  war  doch  erst  das  Fabrikssystem,  das  zu  einer 
einheitlicheren  Organisation  des  industriellen  Productionsprocesses  führte; 
die  so  bewirkte  Concentration  der  Arbeiter  trug  viel  dazu  bei,  in  ihnen 
das  Streben  nach  einer  eigenen  Organisation  zu  wecken.  Die  südlichen 
Colonien,  in  denen  bis  zum  Bürgerkriege  die  Sclaverei  bestand,  boten  den 
Lohnarbeitern  keinen  geeigneten  Boden,  um  die  Frage  der  Organisation  ins 
Rollen  zu  bringen.  Aber  auch  in  den  nördlichen  Colonien,  die  doch  eine 
vom  Süden  abweichende  Arbeitsverfassung  besassen,  war  vor  dem  Durcli- 
dringen  des  Fabrikssystemes  wenig  Raum  für  eine  lebhafte  Arbeiterbewegung; 
denn  die  Industrie  befand  sich  noch  auf  einer  primitiven  Stufe,  Grund  und 
Boden  war  ira  Ceberfluss  vorhanden,  nach  Arbeitern  herrschte  eine  rege 

•)  Der  Orginalartikfl  langte  in  engliacher  Sprache  bei  der  Redaction  ein  und  wurde 
von  dieser  ins  Deutsche  übersetzt. 
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Nachfrage,  und  die  Gewohnheiten  und  Bedfirfnisae  der  BevSlkerung  waren 
noch  einfach.  Obgleich  nun  die  beiden  Arbeitsverfasaungen,  die  freie  und 
die  unfreie,  naturgerailss  nach  verschiedenen  Seiten  den  grössten  Einfluss 
auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  auf  die  Production  wie  die  gesell- 
schaftliche Stellung  der  Arbeiter  ausObten,  und  obgleich  in  jener  Zeit  der 
colonialen  Abhängigkeit  von  England  in  den  Ländern  der  freien  Arbeit 
manche  Gelegenheit  für  eine  Arbeiterbewegung  gewesen  wäre,  als  sich  hier 
die  Maschinenindustrie  entwickelt  hatte,  so  ist  doch  historisch  kein  einziges 
irgendwie  bedeutsames  gemeinschaftliches  Vorgehen  der  Arbeiter  aus  dieser 
Zeit  bekannt,  ausser  einer  gelegentlichen  Bewegung  in  Massachussets,  wo 
sich  nämlich  die  Schiffskalfaterer,  die  eigentlich  politische  Zwecke  ver- 
folgten, eine  Organisation  gaben,  die  unter  dem  Namen  .Calkers  Club“ 
bekannt  wurde,  von  welchem  Namen  die  amerikanische  Bezeichnung  .Caukus* 
herrtlhrt.  In  der  ersten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  zu  welcher 
Zeit  dieser  Club  bestand,  fehlte  es  noch  an  den  filr  eine  Organisation 
nöthigen  Elementen:  hängt  doch  die  Organisation  aufs  engste  mit  der 
Anhäufung  von  Arbeitern  in  industriellen  Centren  zusammen.  Auch  stand 
das  System  der  Hausindustrie  einer  ausgedehnten  Organisation  der  Arbeiter- 
schaft ira  Wege.  So  konnten  erst  mit  Beginn  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
die  Arbeitervereinigungen  einen  Einfluss  auf  die  gewerblichen  Verhältnisse 
nehmen,  ein  Einfluss  der  indessen  während  des  ersten  Viertels  des  ver- 
flossenen Jahrhundeites  noch  sehr  schwach  war. 

Im  Jahre  1806  wurde  die  Schneiderunion  gegrändet;  sie  hatte  zum 
Theile  gewerkschaftliche  Ziele,  flberwiegend  aber  politische  Interessen,  da 
die  Schneider  eich  immer  rege  an  den  politischen  Fragen  betheiligten. 
Die  Macht  dieser  Vereinigung  wuchs  durch  den  Einfluss,  den  die  aus 
England  gekommenen  Gewetbegenosseu  ausQbten,  die  ihre  Anhänglichkeit 
an  die  .Joumeymen  Tailors  Union“  ihres  Heimatlandes  bewahrt  hatten. 
Die  Organisation  der  Hutmacher  fällt  in  das  Jahr  1819;  im  Jahre  1822 
vereinigten  sich  die  Schiffbauer  und  Kalfaterer  unter  dem  Namen  der 
.Columbian  Charitable  Society  of  Shipwrights  and  Calkers  of  Boston  and 
Charlestown* ; eine  Vereinigung,  die  von  der  Gesetzgebung  von  Massachussets 
im  Jahre  1823  rechtlich  anerkannt  wurde.  Eine  andere  Vereinigung,  genannt 
die  »New  York  Society  of  Joureymen  Shipwrights*,  wurde  in  der  Stadt 
New  York  im  Jahre  1803  registriert,  während  die  Zimmerleute  derselben 
Stadt  sich  erst  1806  organisierten. 

Es  ist  wahrscheinlich,  dass  die  Schriftsetzer  von  New  York  schon  in 
den  ersten  Jahren  des  letzten  Jahrhuudertes  organisiert  waren,  da  sie  schon 
im  Jahre  1817  eine  Vereinigung  unter  dem  Namen  »New  York  Typographical 
Society*  besassen.  deren  Präsident  Peter  Force  war. 

Neue  Kraft  erhielt  die  Entwickelung  der  Arbeiterbewegung  im  Jahre 
1825  dank  den  in  jener  Zeit  neu  auftretenden  Ideen  und  Zielen.  Fdr  die 
Richtungen,  welche  die  Bestrebungen  in  diesem  Jahre  einschlugen,  eine 
einzige  Ursache  anzugeben,  ist  nicht  möglich;  denn  es  wirkten  viele 
Momente  zusammen.  Insbesondere  führte  der  Wunsch,  eine  Verminderung 
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der  Arbeitszeit  und  eine  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  durchzusetzen,  zu  dem 
Streben,  die  Verwirklichung  dieser  Ziele  durch  ein  gemeinsames  Vorgehen 
zu  versuchen.  Von  besonderem  Einflüsse  auf  dieses  Erwachen  und  auf  die 
rasche  Entwickelung  des  amerikanischen  Associationsgeistes  waren  die 
altmistischen  Predigten  von  Robert  Owen,  der  im  Jahre  1824  nach 
Amerika  gekommen  war.  Eine  Hochflut  socialistischer  Doctrinen,  die  man 
fOglich  als  den  Transcendentalismus  der  Industrie  bezeichnen  kann,  ergoss 
sich  Überdas  ganze  Land.  Fourier  und  andere  halfen  diesen  Geist  nähren: 
es  wurden  damals  mehr  als  200  commnnistische  Gemeinwesen  nach  den 
Lehren  von  Charles  Fourier  gegründet  und  auf  diese  Weise  zahlreiche 
Experimente  gemacht,  den  Socialismus  in  die  Praxis  zu  übertragen.  Man 
kann  somit  die  Zeit  von  1825 — 1850  als  eine  Periode  von  Reformbewegungen 
bezeichnen,  die  alle  einen  grösseren  oder  geringeren  Einfluss  auf  den 
Organisationsgeist  ausübten,  der  sieh  der  Lohnarbeiter  bemächtigte. 

Die  rasche  Entwickelung  des  Fabrikssystemes,  dessen  innerstes  Lebens- 
princip  die  Association  ist,  stellte  neue  ökonomische  Kräfte  in  den  Dienst 
jener  allgemeinen  Reformbestrebungen.  Seit  dem  Jahre  1825  begannen  sich 
überall  in  den  Nordstaaten  Gewerkschaften  zu  bilden,  und  gleichzeitig  setzte 
eine  Agitation  für  eine  eigene  Arboiterschutzgesetzgebung  ein;  Boston  und 
New  York  wurden  die  wichtigsten  Centren  aller  dieser  Bewegungen.  Natür- 
lich begann  zu  gleicher  Zeit  eine  Arbeiterliteratur  zu  entstehen.  So  erschien  • 
im  Jahre  1825  in  der  Stadt  New  York  der  „Working  Mans  Advocate*. 
Dieser  Publication  folgten  zwei  andere,  nämlich  die  .Daily  Sentinel*  und 
,Young  America*,  beide  von  den  im  Jahre  1820  nach  Amerika  gekommenen 
Engländern  George  Henr.y  Evans  und  Frederick  W.  Evans  her- 
ausgegeben. 

Im  Jahre  1830  wurde  in  Syracuse  (Staat  New  York)  eine  Versammlung 
unter  dem  Namen  .Workingmens  Convention*  abgehalten,  die  einen  Can- 
didaten  für  den  Gouvemeurposten  aufstellte.  Im  nächsten  Jahre  verbanden 
sich  die  Antragsteller,  die  sich  die  .Workingmens  Party*  nannten,  mit  den 
Whigs,  and  es  gelang  ihnen,  die  W'ahl  von  drei  oder  vier  Mitgliedern  in  die 
gesetzgebende  Körperschaft  dui'chzusetzen.  Eine  wichtige  Versammlung  wurde 
in  Boston  am  16.  Februar  1831  abgehalten,  an  der  Farmer,  Handarbeiter 
und  andere  Arbeiter  theilnahmen.  Aus  ihr  gieng  im  September  1832  eine 
Delegiertenversammlung  hervor,  die  Ober  Fragen  des  Grundbesitzes,  der 
Besteuerung  und  der  Cooperation  verhandelte.  Viele  der  von  dieser  Ver- 
sammlung aufgestellten  Forderungen  waren  ähnlich  jenen,  die  schon  früher 
von  den  Brüdern  Evans  formuliert  worden  waren.  Auch  nahm  sich  Hon. 
Edward  Everett,  nachmals  Gesandter  am  kgl.  englischen  Hofe,  der 
Organisation  der  .Workingmens  Party*  au,  als  diese  auf  die  Convention  zu 
Boston  ihre  Vertreter  gesandt  hatte.  Auf  anderen  in  Boston  abgehaltenen 
Ärbeiterconferenzen  wurde  empfohlen,  dass  alle  Arbeiter  aller  Branchen 
unter  sich  Meetings  abhalten  sollten,  um  gemeinsam  über  alle  nur  irgend 
möglichen  Schritte  zu  berathen,  die  zu  einer  Einigung  über  die  Arbeitszeit 
führen  könnten.  Ein  anderer  auf  diesen  Versammlungen  viel  besprochener 
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Puukt  war  das  Kecht  der  Arbeiter,  sich  2um  Zwecke  der  Vertretung  ihrer 
Interessen  zu  organisieren,  und  die  Frage,  oh  durch  allgemeine  Trade- 
L'nions  die  Strikes  und  lockouts  vermindert  werden  könnten.  Nach  diesen 
in  den  Jahren  1831  und  1832  in  der  Stadt  Boston  abgehaltenen  Ver- 
sammlungen wurden  die  nämlichen  Fragen  von  den  allgemeinen  Trades- 
Unions  der  Stadt  Xew  York  von  neuem  berathen.  Wir  dürften  hier  in  der 
Geschichte  der  industriellen  Entwickelung  den  ersten  Versuch  vor  uns  haben, 
Arbeiter  der  verschiedenen  Gewerhzweigo  in  einer  einheitlichen  Organisation 
zu  vereinigen,  ein  Versuch,  der  in  späteren  Jahren  von  den  Knights  of  Labor 
wiederholt  worden  ist. 

Die  Bewegung  zur  Schaffung  einer  Arbeiterorganisation  nahm  iu  den 
daranffolgendeu  Jahren  verschiedene  Formeu  an.  ln  einigen  Fällen  nahmen 
auch  die  Arbeitgeber  von  ihrem  Standpunkte  aus  Stellung  dazu.  In  einer  Ver- 
sammlung, die  in  den  Exchange  Coffee  Booms  in  Boston  am  15.  Mai  1832 
abgehalten  wurde,  fas,sten  die  Kaufleute  und  Rheder  dieser  Stadt  den 
Beschluss,  jene  ungesetzlichen  Vereinigungen  zu  hindern  und  zu  hemmen, 
die  uur  gegründet  seien,  um  die  Freiheit  der  Einzelnen  in  Betreff  der 
Arbeitszeit  einzuschränken,  und  um  denen  alle  möglicheu  Verlegenheiten  zu 
bereiten,  hei  welchen  sie  angestelit  seien,  und  von  welchen  sie  reichlich 
entlohnt  werden. 

.\.uch  richtete  sich  die  Versammlung  gegen  das,  was  sie  als  ,die 
verderbliche  und  demoralisierende  Tendenz  dieser  Organisationen*  betrachtete, 
und  .gegen  die  Unvernunft  solcher  Bestrebungen,  insbesondere  dort,  wo  die 
Handarbeiter  so  hoch  in  Schätzung  stünden,  und  wo  ihre  Geschicklichkeit 
so  reichlich  belohnt  würde*,  ln  ihrer  damaligen  Versammlung  stellten  die 
Capitalistcn  und  sonstigen  Arbeitgeber  auch  den  Grundsatz  auf,  dass  die 
Arbeit  sich  immer  frei  selbst  regeln  müsse,  dass  weder  die  Arbeitnehmer 
noch  die  Arbeitgeber  das  Recht  haben  sollten,  sich  gegenseitig  zu  cou- 
trolieren;  sie  sähen  mit  tiefem  Bedauern  alle  diese  Bestrebungen,  die  dahin 
giengen,  auf  die  Einzelnen  einen  Zwang  auszuüben  und  ihnen  Zeit  und  Art 
der  Arbeit  vorzuschreiben.  Die  Unternehmer  sagten  voraus,  dass  die  Arbeiter- 
organisationen Gewerbe  und  Verkehr  aus  der  Stadt  treiben  werden,  und  sie 
fassten  eine  Resolution,  worin  sie  sich  gegenseitig  verpflichteten,  weder 
einen  Arbeiter,  der  zur  Zeit  Mitglied  einer  solchen  Vereinigung  sei,  anzu- 
stellen, noch  auch  während  der  Dauer  dieser  ihrer  gegenwärtigen  Ver- 
pflichtung irgendeinem  Meister,  der  solche  Leute  verwendet,  eine  Arbeit 
zur  Ausführung  zu  übergeben.  Hundert  und  sechs  Firmen  schlossen  sich 
dieser  Resolution  an. 

Aus  dem  eben  Gesagten  ist  zu  ersehen,  dass  in  .\mcrika  der  Wider- 
stand gegen  die  Arbeiterorganisationen  vor  75  Jahren  ebenso  heftig  war, 
wie  im  Mutterlande.  Trotzdem  lernte  das  Land,  als  es  sich  an  die  Arbeiter- 
organisationen gewöhnt  hatte,  diese  als  in  vielen  Beziehungen  heilsam 
schätzen  und  erkannte,  dass  kein  Widerstreit  zwischen  ihnen  und  dem 
allgemeinen  Fortschritt  der  Gesellschaft  be.stehe.  Das  amerikanische  Volk 
lernte  ebenso  wie  das  englische  erkennen,  dass  in  der  That  der  Trade- 
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Unionismus  ein  Ringen  um  Verbesserung  darstellt,  und  dass  man  ihn  weder 
rechtlich  zurücksetzen  noch  mit  Misstrauen  betracliten  sollte,  dass  er  weder 
Verfolgungen  noch  strengen  Nachforschungen  ausgesetzt  werden  dürfe.  Eine 
grössere  Einsicht  in  die  Dinge  und  infolgedessen  eine  erhöhte  Sympathie 
mit  der  Bewegung  führte  das  amerikanische  Volk  zur  Erkenntnis,  dass  trotz 
des  'Widerstandes,  trotz  der  rechtlichen  Zurücksetzung,  trotz  der  Ver- 
dächtigungen, mit  welchen  diese  Bewegung  zu  kämpfen  hatte,  gerade  die 
intelligentesten  und  fleissigsten  Arbeiter  des  Landes  die  grössten  Anstrengungen 
machten,  einander  im  Ringen  nach  Verbessening  zu  unterstützen  und  sich 
in  den  Stand  zu  setzen,  all  den  Nothlagen  zu  begegnen,  die  den  Arbeitern 
infolge  Ton  Krankheiten,  Unfällen,  Alter.  Invalidität  drohen,  und  die  die 
Unregelmässigkeit  der  Beschäftigung,  der  Tod,  die  Unversorgtheit  der 
Witwen  und  Waisen  mit  sich  bringen. 

Die  frühere  feindselige  Stimmung  Hess  stark  nach;  insbesondere 
standen  auch  die  Gerichtshöfe  der  Bewegung  freundlicher  gegenüber  und 
statt,  wie  allgemein  im  Anfang  des  Jahrhundertes,  alle  Organisationen  als 
Verschwörungen  zu  erklären,  stellten  sie  sich  immer  mehr  auf  den  .Stand- 
punkt, dass  die  Arbeiterorganisationen  rechtlichen  Bestand  haben,  und  dass 
die  Bestrebungen  der  Arbeiter,  sich  eine  erhöhte  Entlohnung  zu  sichern, 
durchaus  nicht  als  gegen  die  Entwickelung  der  Industrie  gerichtet  anzusehen 
seien.  So  gelangten  die  Gewerkschaften  nach  einem  etwas  lästigen  Kampfe, 
der  mehr  als  ein  Vierteljahrhundert  dauerte,  dazu,  ihre  frühere  rechtliche 
Zurücksetzung  ahzuschütteln  und  sieh  einen  Platz  unter  den  Institutionen 
der  Jetztzeit  zu  sichern.  Sie  hatten  sieh  damit  die  Anerkennung  als  eine 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  dienende  Potenz  errungen.  Und  diese  Errungen- 
schaft gieng  ihnen  nicht  wieder  verloren. 

Heute  ist  es  die  allgemeine  Ansicht,  dass  Coalitionen,  sei  es  der 
.Arbeiter,  sei  es  des  Capitals,  nicht  nothwendigerweise  Misstrauen  ver- 
dienen, dass  sie  keine  Uebel  sind,  die  beseitigt  werden  müssen,  dass  sie 
keine  Krankheiten  sind,  deren  Entfernung  vom  socialen  Körper  geboten  ist. 

Mit  diesem  Verständnis  kam  die  weitere  Erkenntnis,  dass  der  ungeregelte 
äVettbewerb  das  Grundgesetz  des  Todes  und  nicht  des  Lebens  sei,  und  dass 
er  stets  das  Uebcrleben  des  Untüchtigen  bedeutet.  Denn  es  siegt  in  der 
ungeregelten  Concurrenz  der  untüchtige  Unternehmer  wie  der  untüchtige 
-Arbeiter  und  die  untüchtige  Form  der  industriellen  Organisation  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer.  Man  lernte  einsehen.  dass  die  Vereinigung,  der 
Zusammenschluss  der  früher  sich  Bekämpfenden,  die  nothwendige  Folge  des 
.Strebens  ist,  der  selbstmörderischen,  ungeregelten  Concurrenz  zu  entgehen. 
Dies  gilt  von  der  vernichtenden  Concurrenz  der  Producenten,  welche  einer 
gegen  den  anderen  im  Finstern  um  den  .Absatz  ihrer  Producte  kämpfen; 
es  gilt  nicht  minder  von  der  Hungerconcurrenz  der  Arbeiter,  die  einer 
gegen  den  anderen  im  Finstern  um  die  Abnehmer  ihrer  Arbeit,  um  die 
Gelegenheit,  einen  anständigen  Lohn  zu  verdienen,  kämpfen. 

Dieser  kurze  Rückblick  auf  dio  Geschichte  des  Trade-Unionismus 
in  den  A’ereinigten  Staaten  zeigt,  dass  dieser  einen  integrierenden  Bestand- 
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theil  unserer  industriellen  Entwickelung  bildet,  ja  dass  er  in  IVahrheit 
als  eine  sehr  wichtige  Seite  des  industriellen  Fortschrittes  angeselieu 
werden  muss. 

Seit  dem  Jahre  1825  stellt  die  Geschichte  der  Arbeiterorganisation 
einen  ununterbrochenen  Fortschritt  dar.  Aus  jenen  frühen  Anfängen  sind 
einige  grosse  Verbindungen  und  Organisationen  erwachsen,  welche  eine 
bedeutende  wirtschaftliche  Macht  entfalten  und  die  Aufmerksamkeit  des 
Landes  auf  Verhältnisse  lenken,  die  reformbedürftig  sind,  und  auf  Zustände, 
deren  Verbesserung  nur  durch  die  Anspannung  aller  moralischen  Kräfte 
gelingen  kann.  Es  genügt  an  dieser  Stelle  zu  sagen,  dass  die  Arbeiter- 
organisationen ohne  Kücksicht  auf  die  jeweiligen  Gegenströmungen  oder 
auf  die  inneren  Kämpfe,  welche  die  regelmässige  Entwickelung  hemmten, 
ohne  Kücksicht  auf  den  zeitweiligen  Abfall  aus  den  Reihen  ihrer  Mitglieder 
und  auf  Eifersüchteleien,  die  den  Erfolg  verhinderten,  durch  gute  und 
schlechte  Zeiten  sich  zu  behaupten  verstanden,  in  alle  grossen  Gruppen 
von  Interessenten  eindrangen  und  schliesslich  ihre  Propaganda  auf  das 
ganze  Land  ausdehnten. 

Man  kann  nach  der  Art  der  Vereinigung  drei  Gruppen  von  Trade- 
Unions  unterscheiden:  die  localen,  die  nationalen  und  die  internationalen. 
Die  typische  locale  Gewerkschaft  besteht  nur  aus  Mitgliedern,  die  in  einer 
Stadt  oder  sonst  in  einem  begrenzten  Orte  leben  und  arbeiten.  Geleitet 
wird  diese  Vereinigung  in  demokratischer  Art  durch  eine  Generalversammlung 
sämmtlicher  Mitglieder.  Die  nationalen  und  internationalen  Vereinigungen 
stellen  eigentlich  nur  eine  einzige  Type  dar,  obwohl  diese  rein  formelle 
Dnterscheidung  in  der  ganzen  Literatur  über  Trade-Cnions  beibehalten  ist. 
Die  eigentliche  nationale  Gewerkschaft  trachtet,  alle  Arbeiter  einer  Branche 
in  den  Vereinigten  Staaten  in  sich  zu  vereinigen,  während  die  sogenannte 
internationale  die  localen  Unionen  der  Vereinigten  Staaten,  Canadas  und 
manchmal  auch  Mexikos  zu  ihren  Mitgliedern  zählt.  Die  localen  Unionen 
sind  die  Grundbestandtheile  der  nationalen  ebenso  wie  der  internationalen 
Gewerkschaften,  und  sie  Oben  ihr  Stimmrecht  durch  Delegierte  aus.  Sehr  viele 
der  nationalen  Trade-Ünions  sind  Mitglieder  eines  grossen  Verbandes,  der 
unter  dem  Namen  der  .American  Federation  of  Labor*  bekannt  ist.  Nur 
die  sogenannten  .Railway-Brotherhoods*  schliessen  sich  an  keine  andere 
Körperschaft  an.  Ausserdem  bestehen  noch  einige  ganz  selbständige  Ver- 
einigungen, wie  die  .Knights  of  Labor“,  die  sich  von  allen  anderen  wesent- 
lich durch  ein  ganz  eigenes  Statut  unterscheiden. 

Der  genauen  Angabe  der  Mitgliederanzahl  solcher  Vereinigungen  stehen 
grosse  Schwierigkeiten  im  Wege.  Das  englische  Gesetz  Ober  die  Registrierung 
setzt  die  Regierung  in  den  Stand,  die  Stärke  der  Gewerkschaften  mit  bei- 
läufiger Genauigkeit  auzugeben.  Nach  dem  letzten  uns  zugänglichen  Ausweis 
hatten  die  englischen  Trade-Unions  1,905.116  Mitglieder,  während  die  Anzahl 
der  Mitglieder  von  Trade-Unions  in  den  Vereinigten  Staaten  am  1.  Juli  1901 
nach  einer  Schätzung  1,600.000  betrug,  obwohl  hier , die  Bevölkerung 
doppelt  so  gross  ist  als  in  England.  Da  mau  die  Zahl  der  als  Lohn- 
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arbeitcr  thätigen  Personen  (Männer,  Weiber  und  Kinder)  in  den  Vereinigten 
Staaten  auf  ungefähr  18,000.000  schätzt,  so  ist  nur  ein  verhältnismässig 
kleiner  Theil  der  Arbeiterschaft  (etwa  8 Proc.  ' gewerkschaftlich  organisiert. 
Dabei  darf  jedoch  nicht  vergessen  werden,  dass  in  vielen  Branchen  bis  zu 
90  Proc.  sämmtlicher  Arbeiter  organisiert  sind. 

Die  .American  Federation  of  Labor“  dürfte  heute  1,000.000  Mitglieder 
zählen,  während  den  .Knights  of  Labor*,  die  noch  vor  einigen  Jahren  aus 
1,000.000  Mitgliedern  bestanden,  gegenwärtig  deren  nur  noch  200.000 
angehüren  sollen.  25.000  Mitglieder  besitzt  die  Vereinigung  der  Bisenbahn- 
condncteure  von  Amerika,  34.000  die  Brüderschaft  der  Locomotivführer, 
38.000  die  der  Locomotivheizer.  Andere  einflussreiche  Körperschaften  sind 
noch  die  .Brotherhood  of  Bailway  Carmen*,  die  .Switchmens  Union  of 
North-America*,  der  .Order  of  Bailway  Telegraphers“  und  die  .Brotherhood 
of  Bailway  Trackmen“,  deren  Mitgliederzahl  jedoch  in  letzterer  Zeit  nicht 
festgestellt  wurde.  Alle  obengenannten,  zusammen  mit  einigen  unabhängigen 
Körperschaften,  geben  die  Gesammtanzabl  von  1,000.000  Mitgliedern. 

Zum  Vergleiche  der  numerischen  Stärke  der  Arbeiterorganisationen 
in  den  Vereinigten  Staaten  und  in  den  anderen  Ländern  diene  nachfolgende 
Tabelle : 

MitgliBiicrzalil 


Gross-Britannien 1,905.116 

V'ereinigte  Staaten 1,600.000 

Deutschland 995.435 

Frankreich 588.832 

Canada 200.000 

Oesterreich 157.773 

Dänemark  96.359 

Ungarn 64.000 

Schweden 58.340 

Schweiz 49.034 

Spanien 31.558 


Einige  der  bedeutendsten  Gewerkschaften,  die  in  Verbindung  mit  der 
.Federation  of  Labor*  stehen,  sind:  die  Brewery  Workers  (22.500  Mit- 
glieder), die  Carpenters  and  Joiners  (70.000),  die  Cigarmakers  International 
Union  (35.000),  die  Clerks  International  Protective  Association  (30.000), 
die  Garmeut  Workers  of  America  (22.000I,  die  International  Association  of 
Machinists  (45.000),  die  United  Mine  Workers  of  America  (275.000),  die 
Brotherhood  of  Painters,  Decorators  and  Paper  Hangers  (32.000),  die 
Plumbers  and  Gasfitters  Union  (15.000),  die  International  Typographical 
Union  (32.000)  und  die  Woodworkers  International  Union  (17.500).  Die 
wichtigsten  Vereinigungen  unter  den  selbständigen  sind:  die  Bruklayers  und 
Masons  International  Union  mit  39.000;  die  Western  Federation  of  Miners 
(Gold,  Silber  und  Kupfer)  mit  40.000,  die  Stone  Cuttern  Association  of 
North-America  mit  20.000  und  die  National  Association  of  Letter  Carriers 
mit  15.000  Mitgliedern. 
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Weun  auch  die  obengenannten  Zahlen  nicht  in  jeder  Kichtung  den 
Forderungen  einer  genauen  Statistik  entsprechen,  so  wurden  sie  doch  so 
genau  als  nur  irgend  möglich  geschätzt,  und  zwar  durchaus  auf  Grund  der 
neuesten  erreichbaren  Quellen. 

Die  Zwecke  der  meisten  Trade-Ünions  sind  in  der  Erklärung  der 
Forderungen  der  .Federation  of  Labor*  klar  ausgesprochen.  Diese  verlangt  die 
Einführung  des  Achtstundentages,  sie  fordert  die  gesetzliche  Anerkennung 
der  Gewerkschaften  durch  die  Gesetzgebung  der  Staaten  und  des  Landes, 
sie  dringt  auf  die  obligatorische  Kindereniehung  und  auf  den  Ausschluss 
der  Verwendung  von  Kindern  unter  14  Jahren.  Weiters  fordert  sie  die 
Einführung  des  allgemeinen  und  gleichen  Wahlrechtes,  bekämpft  das  Truck- 
STstem  bei  Auszahlung  der  Löhne  und  die  Gesetzgebung,  welche  die 
Verträge  Ober  Sträflingsarbeit  begünstigt,  befürwortet  die  Einführung  einer 
gesetzlichen  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  — kurz  sie  unterstützt  überall  die 
Forderungen  des  Trade-ünionismus. 

Der  Trade-Dnionismus  selbst  vertritt  meist  die  Interessen  der  einzelnen 
Zweige  der  Industrie.  Die  Principien  dagegen,  die  den  Statuten  der  .Knigbts 
of  Labor*  zu  Grunde  liegen,  kennen  keine  speciellen  Berufsinteressen,  sondern 
suchen  alle  individuellen  und  speciellen  Interessen  im  Gesammtinteresse 
harmonisch  zu  vereinigen.  Der  erklärte  Zweck  dieses  Verbandes  ist  nämlich, 
den  Arbeitern  in  der  Gesellschaft  den  vollen  Genuas  der  Heichthfimer  zu 
sichern,  die  sie  doch  hervorgebracht  haben,  und  ihnen  die  Müsse  zur  Aus- 
bildung ihrer  intellectuellen,  moralischen  und  socialen  Fähigkeiten  zu  bieten. 
Viele  Grundsätze  der  .Knights  of  Labor“  sind  ähnlich  jenen  der  Trade- 
ünionisten;  denn  sie  verlangen  ebenso  wie  diese  Registrierung  der  Arbeiter- 
organisationen. Alle  .\rbeitervereinigungen  Amerikas  begünstigen  ferner  die 
industriellen  Schiedsgerichte  und  treten  in  der  Praiis  den  Zwangsschieds- 
gerichten entgegen.  Die  Vereinigung  der  .Knights  of  Labor*  hat  eher  einen 
socialistischen  Charakter  als  die  Federation,  aber  beide  haben  öfters 
Erkläningen  zu  Gunsten  des  Gesellschaftseigentbiims  abgegeben.  Durch 
mehrere  Jahre  bestand  in  der  Federation  ein  Kampf  um  die  Leitung  seitens 
der  socialistischen  Mitglieder,  indessen  blieb  die  Vereinigung  bis  jetzt 
conservativ,  und  sie  widerstand,  mit  einer  einzigen  Ausnahme,  allen  Ver- 
suchen, aus  ihr  eine  socialistische  Organisation  zu  machen. 

Einige  der  grossen  Gewerkschaften  haben  bedeutende  Fonds  zur  Ver- 
fügung. So  ist  z.  B.  eine  in  dieser  Beziehung  typische  Vereinigung  die 
.Cigarmakers  International  Union“  mit  beinahe  35.000  Mitgliedern:  während 
der  letzten  20  Jahre  hat  diese  V ereinigung  an  Unterstützungen  4,737.550  Dollars 
ausgezahlt. 

Der  Zweck  aller  Vereinigungen  ist  ein  friedlicher  und  moralischer  und 
gibt  keinen  Anlass  zu  Streitigkeiten;  aber  wenn  es  zum  Handeln  kommt, 
dann  gehen  vielfach  die  Ansichten  weit  auseinander,  und  zwar  nicht  allein 
über  den  Wert  der  Arbeitsorganisation,  sondern  auch  Ober  die  Berechtigung 
ihrer  Bethätignng.  ln  der  Kegel  sind  Trade-Unions  gegen  die  Strikes,  und 
sie  erklären  sich  auch  nicht  einverstanden  damit,  durch  einen  Strike  die 
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Forderungen  zu  erzwingen.  Trotzdem  halten  sie  an  dem  Recht  auf  den 
Strike  fest,  welches  Recht  auch  von  den  Gerichten  geschützt  wird.  Im 
allgemeinen  halten  die  Gerichtshöfe  der  Vereinigten  Staaten  daran  fest, 

dass,  wenn  ein  Arbeiter  seinen  Dienst  verlassen  darf,  auch  zwei  oder  mehr 
Leute  das.selbe  thun  dürfen,  und  dass  es  für  dieses  Recht  auf  Niederlegung 
der  Arbeit  keine  Einschränkung  geben  könne.  Gleichwohl  stehen  die 

Gerichtshöfe  in  Amerika  ebenso  wie  in  England  auf  dem  Standpunkte,  dass 
Einschüchterungen  und  Gewaltthätigkeiten  mit  Strikes  nicht  verbunden  sein 

dürfen,  und  dass  die  Strikenden,  wenn  sie  durch  solche  Mittel  etwas 

erreichen  wollen,  strafbar  seien.  Jedenfalls  aber  werden  Strikes  doch  nicht 
mehr  als  Verschwörungen  angesehen. 

Während  der  letzten  zwanzig  Jahre,  bis  Ende  December  1900,  sind 
in  den  Vereinigten  Staaten  22.793  Strikes  ausgebrochen,  die  117.509  Eta- 
blissements betrafen.  Von  allen  diesen  Strikes  hatten  50'77  Proc.  einen 
ganzen  Erfolg,  13-04  einen  theilweisen  und  3619  gar  keinen.  14.457  Strikes 
wurden  von  Arbeitervereinigungen  geleitet  oder  63  Proc.  aller  Strikes,  die 
im  Laufe  dieser  Periode  ausgebrochen  waren.  Von  den  durch  Organisationen 
geleiteten  Strikes  hatten  52  86  Proc.  einen  vollen  Erfolg,  13-60  Proc.  einen 
theilweisen  und  33-54  Proc.,  also  ungefähr  ein  Drittel,  gar  keinen.  Aus 
diesen  Zahlen  ist  der  Einfluss,  den  die  Arbeiterorganisationen  durch  ihre 
Haltung  gegenüber  den  Strikes  in  der  Praxis  ausübten,  leicht  zu  ersehen. 

Ueberall  vereinigen  sich  jetzt  die  hervorragendsten  Führer  von  Arbeiter- 
organisationen mit  den  weitherzigen  Arbeitgebern  in  dem  Bestreben,  Einigungs- 
ämter zur  Beilegung  von  Streitigkeiten  einzuführen.  Sie  lernen  von  der 
Erfahrung  ihres  Mutterlandes,  wie  grossen  Nutzen  solche  Einigungsämter 
stiften,  vor  die  alle  Beschwerden,  sobald  sie  entstehen,  gebracht  werden 
können,  um  dort  in  einer  friedlichen  Weise  durch  die  Betheiligten 
selbst  erörtert  zu  w-erden.  Cnsere  intelligentesten  Führer  der  Industrie  sind 
ganz  besonders  emplänglich  in  dieser  Hinsicht;  dadurch,  dass  sie  sich  mit 
den  Arbeiterorganisationen  in  Verbindung  setzten,  haben  sie  die  eine  vor- 
treffliche Gelegenheit,  für  sich  selbst  und  für  die  Allgemeinheit  die  grössten 
Vortheile  zu  erringen. 

Ich  glaube,  dass  diese  Bestrebungen  durch  die  Registrierung  der  Trade- 
ünions  sehr  unterstützt  werden  könnten.  In  keinem  Gesetze  irgendeines 
Staates  der  Union  findet  sich  ein  Paragraph,  der  eine  solche  Eintragung 
verbieten  würde.  Gleichwohl  haben  nur  wenige  daraus,  dass  die  Eintragung 
rechtlich  möglich  ist,  Nutzen  gezogen.  Es  sind  im  Staate  New  York  zwar 
einige  wenige  Unioiis  eingetragen,  aber  in  der  Regel  fürchten  die  ünionisten 
die  Folgen  der  Registrierung;  sie  besorgen  nämlich,  es  könnte  eventuell 
ihr  Vermögen  mit  Beschlag  belegt  werden,  wenn  irgendein  Mitglied  der 
Trade  Union  eine  Gesetzesübertretung  begehen  sollte,  so  dass  sie  dann  zur 
Leistung  des  Schadenersatzes  verpflichtet  wären.  Ferner  fürchten  sie,  dass 
vielleicht  auf  Grund  eines  gegen  die  Vereinigung  gehenden  gerichtlichen 
Urtheilsspruches  die  Organisation  ihren  Rechtsbestand  verlieren  könnte, 
was  die  Organisation  selbst  in  ihrem  Bestände  gefährden  könnte.  Indessen 
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würden  die  Gewerkschaften  doch  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  als  regi- 
strierte — d.  h.  gesetzlich  berechtigte  — Körperschaften  besser  dastehen 
als  jetzt,  da  sie  gewissermaassen  nur  freiwillig  geduldete  Organisationen  sind. 

Die  Entscheidungen  der  amerikanischen  Gerichte  Ober  die  Verant- 
wortlichkeit der  Strikenden  fOr  das  sogenannte  Postenstehen  sind  inhaltlich 
ungefihr  gleich  mit  denen  der  englischen,  ln  der  Praxis  ist  die  Frage  die, 
ob  man  den  Strikenden  die  Aufstellung  von  Patrouillen  oder  irgendwie 
geformten  Posten  verbieten  könne,  die  den  Zweck  haben  sollen,  die 
Xicht-Unionisten  davon  abzuhalten,  die  Arbeitsstätten  eines  unter  Strike 
stehenden  Unternehmens  zu  betreten  oder  den  Arbeitgeber  daran  zu 
hindern,  seinen  lietrieb  fortzufOhren,  falls  er  nicht  die  aufgestellten 
Forderungen  erfOllL  Die  Gerichtshöfe  zögern  nicht,  in  jenen  Fällen, 
wo  das  Patrouillieren  mit  Einschüchterungen  oder  Gewaltthätigkeiten 
gegen  die  Arbeitswilligen  verbunden  ist,  die  Urheber  oder  Leiter  solcher 
Ausschreitungen  strafgesetzlich  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Es  wurden 
zwar  auch  einige  Entscheidungen  in  dem  Sinne  gefällt,  dass  schon 
das  blosse  Strikepostenstehen  auch  ohne  Ausschreitungen  oder  Gewalt- 
thätigkeiten eine  Drohung  gegen  die  Arbeitswilligen  involviere,  daher  die 
letzteren  einschOchtere  und  deshalb  gesetzwidrig  sei.  Es  ist  jedoch  in 
Amerika  bisher  noch  keine  Entscheidung  gefällt  worden,  die  so  weit  gienge, 
wie  der  neueste  Beschluss  des  englischen  House  of  Lords,  den  dieses  als 
oberstes  Berufungsgericht  im  Falle  der  Taff  Vale-Eisenbahn  fasste. 

Indessen  wird  wohl  der  Grundsatz,  der  diesem  Beschlüsse  der  Lords 
zu  Grunde  liegt,  jedenfalls  auch  in  Amerika  die  Aufmerksamkeit  erregen; 
der  Grundsatz  nämlich,  dass  jede  Organisation,  auch  die  nicht  registrierte, 
durch  ihre  Organe  gesetzwidrige  Handlungen  begehen  könne,  und  dass  der 
Gewerkverein  für  jeden  Schaden  verantwortlich  gemacht  werden  könne,  der 
durch  solche  gesetzwidrige  Handlungen  seiner  Beamten  verursacht  werde. 

Die  Traiie-ünions  sträuben  sich  sehr  gegen  die  moderne  Methode, 
sie  durch  das  Erlassen  gerichtlicher  Verbote  zu  hindern;  sie  beklagen  sich 
darüber,  dass  immer  mehr  von  solchen  Verboten  Gebrauch  gemacht  wird, 
durch  welche  vor  Handlungen  gewarnt  wird,  die  ohnedies  schon  durch  die 
Strafgesetze  verboten  und  daher  strafbar  sind.  Sie  bestehen  vielmehr  darauf, 
dass  ihnen  das  Recht  nicht  entzogen  werde,  sich  für  irgendwelche  Deber- 
tretungen  strafrechüieh  als  Gesetzesverletzer  vor  dem  Geschworenengericht, 
ihrem  ordentlichen  Richter,  zu  verantworten,  in  welchem  Falle  zufolge  der 
Grundgesetze  der  Vereinigten  Staaten  sie  das  Recht  haben,  ihren  Anklägern 
entgegenzutreten  und  Beweise  zu  ihrer  Entlastung  vorzubringen.  Viele  her- 
vorragende Rechtsgelehrte  sind  darüber  einig,  dass  der  seit  einigen  Jahren 
eingefflhrte  erweiterte  Gebrauch  von  gerichtlichen  Verboten  sich  nicht  mit 
den  Grundsätzen  des  Billigkeitsrechtes  verträgt;  aber  es  bestehen  grosse 
Schwierigkeiten,  mehrere  gewohnheitsrechtlich  anerkannte  Rechtsgrundsätze 
den  Erlass  solche  Verbote  betreflend,  abzuändern. 

Die  Trade-ünious  haben  es  versucht,  ihre  Anerkennung  seitens  der 
Unternehmer  durch  collectiven  Abschluss  des  Arbeitsvertrages,  das  sogenannte 
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System  des  .collectiv  bargaining“,  zu  sichern.  Eine  specielle  Form  davon 
sind  die  gleitenden  Lobnscalen. 

Auch  die  Arbeitgeber  haben  in  vielen  Fällen  den  Collectivvertrag 
angewendet ; doch  hat  auch  gelegentlich,  wie  z.  B.  in  dem  grossen  Homestead- 
strike  von  1892  und  bei  einigen  anderen  Conflicten  zwischen  Arbeitern  und 
Unternehmern,  die  ,slidingscale*  den  unmittelbaren  Anlass  zu  Schwierigkeiten 
gegeben.  Manchmal  weisen  Unternehmer  die  Idee  des  Collectivvertrages 
zurflck,  weil  darin  eine  Anerkennung  der  Trade-Union  erblickt  werden  mflsse. 
Männer  wie  Mr.  J.  Pierport  Morgan  jedoch  ziehen  es  vor,  mit  gut 
organisierten  und  geleiteten  Trade-Ünions  zu  verhandeln;  sie  erblicken  darin 
das  Mittel,  Lohnfrageii  und  andere  Arbeitsbedingungen  zu  regeln  und  jene 
Unordnung,  jene  Unsicherheit  zu  vermeiden,  die  entstehen,  wenn  die  Arbeiter 
unorganisiert  auftreten. 

Die  grossen  Organisationen  werden  von  Tag  zu  Tag  eonservativer, 
namentlich  die,  welche  in  der  .American  Federation  of  Labor*  vertreten  sind, 
eine  Vereinigung,  die  ständig  im  Decomber  1888  unter  ihrem  gegenwärtigen 
Kamen  organisiert  wurde.  Das  ganze  Land  schuldet  dieser  Vereinigung  sehr 
viel;  ein  Umstand,  der  allerdings  nicht  überall  und  allgemein  erkannt  wird. 
Als  zur  Zeit  des  grossen  Strikes  in  Chicago  im  Jahre  1894  die  American 
Railway  Union,  die  den  Strike  organisiert  hatte,  einen  allgemeinen  Sympathie- 
strike  aller  Mechaniker  und  Handwerker  beantragte,  da  vereitelte  das  Eiecutiv- 
comite  der  .American  Federation“  diese  Absicht,  und  der  Oeneralstrike 
unterblieb.  Ferner  als  während  des  grossen  Stahlstrikes  im  Jahre  1901  die 
.Amalgamated  Association  of  Iron,  Steel  & Tin  AVorkers*  hoffte,  mittels 
eines  Generalstriks  aus  Solidarität  den  Sieg  über  die  mächtige  .United 
States  Steel  Corporation*  davonzutragen,  da  lehnte  abermals  das  Eiocutiv- 
comite  der  .American  Federation  of  Labor“  es  ab,  zu  einem  allgemeinen  Strike 
zu  rathen.  JedenfaUs  hatte  diese  Haltung  mindestens  ebensoviel  zur 
Beendigung  dieses  Strikes  beigetragen,  wie  irgendein  anderer  Umstand. 

Die  Arbeiterorganisationen  batten  allerdings  auch  so  manchen  schweren 
Schlag  zu  überwinden.  Ein  sehr  in  die  Augen  springendes  Ereignis  dieser 
Art  ist  die  rapide  Abnahme  der  Mitgliederzahl  und  des  Einflusses  der 
.Amalgamated  Association  of  Iron  & Steel  Workers*  infolge  ihrer  Miss- 
erfolge in  Homestead  im  Jahre  1892.  Dieselbe  Vereinigung  erlitt  allerdings 
in  gewisser  Beziehung  einen  neuerlichen  Verlust  im  Jahre  1901 ; aber 
gleichwohl  ist  sie  doch  im  grossen  und  ganzen  im  Wachsen  begriffen  und 
sie  ist.  Dank  einer  klugen  Leitung,  seit  dem  letztjährigen  Strike  in  einer 
Position,  die  auf  weitere  Erfolge  hoffen  lässt. 

Gewerkschaften  entstehen  und  vergehen,  aber  die  mächtigsten  und 
einflussreichsten  unter  ihnen  haben  eine  lange,  ehrenvolle  Geschichte,  wenn 
auch  ihre  conservativen  und  verständigen  Handlungen  nicht  selten  auf 
Methoden  zurflckzufflliren  sind,  die  man  als  radical,  eitreni  und  gefährlich 
bezeichnen  muss. 

Die  bekannteste  und  dem  Volkssinne  nach  klügste  Gewerkschaft  in 
den  Vereinigten  Staaten  dürfte  die  .Brotherhood  of  Locoraotive  Engineers“ 
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sein.  Sie  hatte  einen  zweifellosen  nncl  stetigen  Einfluss  auf  die  verschiedensten 
Streitigkeiten.  Von  den  Mitgliedern  anderer  Trade-Unions  wird  sie  als 
die  Arbeiteraristokratie  bezeichnet;  aber  sie  hat  ihre  jetzige  beneidens- 
werte Situation  nur  durch  die  grössten  Anstrengungen,  ihre  Forderungen 
durchzusetzen,  errungen,  Anstrengungen,  wie  sie  kaum  eine  andere  Organi- 
sation Amerikas  je  gemacht  hat.  Ihre  AVeisheit  ist  die  Weisheit  der  Er- 
fahrung; die  Leiter  der  „Brotherhood“  w.aren  eben  verständig  genug  gewesen, 
von  der  Erfahrung  zu  lernen.  Aus  diesen  Erfahrungen  ziehen  auch  andere 
Organisationen  Vortheil,  die  mit  der  Zeit  noch  einen  bedeutend  grösseren 
Einfluss  auf  die  ganze  Industrie  erlangen  werden.  In  der  Kegel  sind  die 
Gewerkschaften  dem  Maschinensystem  gflnstig  gesinnt,  sie  studieren  in  der 
Praxis  die  wirtschafUichen  EVagen  und  werden  so  nicht  zu  Hemmschuhen 
der  Industrie.  Die  Ausnahmen  von  dieser  Kegel  sind  jetzt  so  gering  an 
Zahl,  dass  sie  füglich  ausser  Betracht  bleiben  können. 

Wenn  die  grossen  Unternehmer  des  Landes  bereit  sein  werden,  die 
Trade-Unions  anzuerkennen,  mit  ihnen  zu  verhandeln  und  sich  so  auf 
friedlichem  AV'ege  die  Vortheile  zu  sichern,  die  eben  nur  mit  Hilfe  der 
Organisationen  eireicht  werden  können,  und  wenn  sie  sich  herbeilassen 
werden,  mit  den  Führern  der  Arbeiterunionen  zu  Conferenzen  zusammen- 
zutreten, um  mit  ihnen  die  Fragen  der  Wirtschaft  und  der  Sitte  zu  berathen, 
dann  ist  jede  Angst  vor  irgendwelchem  Antagonismus  unbegründet.  Die 
ehemalige  misstrauische  Haltung  gegen  die  Arbeiterunionen  in  den  United 
States  gehört  dann  der  Vergangenheit  an. 
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CXIV.  Plenarversammlung. 

In  der  am  4.  Fehrnar  1902  abg-ehaltenen  114.  rienaircrsammlang  sprach 
Prof.  Dr.  Karl  Grün  borg  über  die  Eriienernng  der  Handelsver- 
träge mit  den  Halkanländern.  Unsere  Verträge  mit  Humänien,  Serbien 
und  Bulgarien  laufen  mit  31.  December  1903  mit  einer  einjährigen  Kündigungs- 
frist ab.  Diese  Bänder  repräsentieren  ein  Censumtionsgebiot  von  I2V4  Millionen 
Einwohnern  und  eine  .kufiiahmefähigkeit  für  Eraeugnisse  im  Werte  von  480  Milli- 
onen Francs,  wovon  circa  400  Millionen  auf  Iiidustrieproducte  entfallen.  Sie 
haben  von  uns  in  den  J.ihren  1891 — 1900  jährlich  durchschnittlich  um  circa 
94Vi  Millionen  Kronen  Producte  aufgenommen,  doch  sind  nach  Rumänien  unter 
der  Herrschaft  des  Vertrages  von  1875  jfihrlich  141  Millionen  Francs  von  uns 
importiert  worden,  1894 — 1895  wurden  etwa  95  Millionen  ausgeführt.  Aehnlich 
stehen  die  Dinge  in  Serbien.  Als  Ursachen  dieses  Rückganges  bezeichnet  der 
Referent  die  gemachten  handelspolitischen  Fehler,  die  ungünstigen  Concurrenz- 
bedingnngen  und  den  Mangel  subjectiver  Voraussetzungen  auf  Seite  unseres 
Unternehmerthums.  Die  österreichische  Industrie  arbeitet  mit  einer  grösseren 
Steuerlast,  besitzt  eine  geringere  Capitalskraftj  die  Tarifbildung  leidet  an  Zer- 
fahrenheit, unserem  Unternehmerthura  fehlt  die  nüthige  Energie  und  Ausdauer,  die 
genaue  Kenntnis  der  Marktvorhältnis.se,  die  Anpa.s8ung  an  die  Wünsche  und  den 
Geschmack  der  Kundschaft,  eine  vervollkommnete  Handelstechnik.  Unsere  incon- 
sequent«  Handelspolitik  hat  auf  dem  Balkan  die  Ueberzeugnng  erweckt,  dass 
Oesterreich-Ungarn  nur  ein  Hindernis  der  nationalen  und  wirtschaftlichen  Entwickelung 
sei,  doch  aber  nicht  ein  so  grosses  Hindernis,  dass  man  sich  mit  ihm  um 
jeden  Preis  vertragen  müsse.  Der  erste  Vertrag  mit  Rumänien  im  Jahre  1875 
war  ausgezeichnet.  Nachher  kam  es  zum  Zollkrieg,  durch  den  w i r ausserordentlich 
viel  eingebüsst  haben.  Als  schliesslich  1891  eine  Gleichbehandlung  aller  Mächte 
von  rumänischer  Seite  eintrat,  liessen  wir  uns  von  Deutschland  ans  dem  Felde 
schlagen.  Der  deutsch  rumänische  Vertrag  vom  Jahre  1893  gab  auch  für  unseren 
Vertrag  den  meritalen  Inhalt  ab.  Wenn  der  deutsch-rumänische  Vertrag  abläuft, 
können  wir  überhaupt  keine  tarifarischen  Begünstigungen  mehr  in  Anspruch 
nehmen.  Seither  ist  unser  Export  nach  Rumänien  allerdings  etwas  gestiegen.  Aehnlich 
war  es  in  Serbien. 
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Verhängnisvoll  war  es  insbesondere,  dass  die  Osterreichisch-nngarische  Aus- 
fuhr anf  die  .besonderen  Grenzbegünatignngen“  rmichten  musste,  vielmehr 
Serbien  noch  seinerseits  Grenzbegünstigungen  erhielt 

Die  Folge  war,  dass  nnser  Kiport  stetig  znrückgieng.  Gleiches  gilt  för 
linlgarien. 

Als  Ziel  der  Zollpolitik  bezeichnet  es  der  Referent,  das,  was  wir  einst 
besassen,  wieder  zu  erobern.  Der  Plan  einer  Zollunion  mit  den  Balkanländem 
aber  sei  phantastisch.  Auch  differenzielle  Begünstigungen  werden  sehr  schwer  zu 
erreichen  sein.  Aber  wir  sollen  durch  Tarifverträge  innerhalb  des  Meistbegün.sti- 
gungssjstems  eine  solche  Zollbehandlung  anstreben,  die  für  unsere  speciellen 
.kusfuhrbedürfnisse  zugesebnitten  ist.  Jedenfalls  müssen  wir  die  Initiative  ergreifen 
und  uns  nicht  wieder  von  anderen  Staaten,  vor  allem  von  Deutschland,  zuvor- 
kommen lassen. 

Schwierigkeiten  bereitet  in  den  Balkanländem  das  Streben  nach  Schaffung 
einer  nationalen  Industrie  und  die  dadurch  verursachte  protectionistische  Strömung. 
IVir  müssen  deshalb  darauf  gefasst  sein,  auch  selbst  etwas  zu  gewähren.  Das 
könnten  aber  nur  Zugeständnisse  für  die  Ausfuhr  ihrer  Cerealien,  ihres  Viehes, 
sein.  Die  Agrarier  beider  Reichshälften  treten  aber  gerade  für  eine  .Abschliessnng 
gegen  den  Osten  und  Sudosten  ein  und  verlangen  höheren  Zollschutz  für  die 
inländischen  Rohstoffe,  Minimaltarife  und  die  dauernde  Grenzsperre  gegenüber 
lebendem  Vieh  aus  den  Balkanländem. 

Würde  dies  gelingen,  so  wäre  dies  als  ein  grosses  ünglück  zu  betrachten. 
Wir  haben  eine  grosse  Bevölkerungszunahme  und  befinden  uns  auf  dem  Wege  zum 
Industriestaat.  Etwa  30  Proc.  unseres  Brotbedarfes  wird  aus  dem  Au.slande  gedeckt, 
denn  Ungarn  ist  thatsächlich  für  uns  Aushand. 

Auch  würde  hauptsächlich  der  Grossgmndbesitz  von  den  Zöllen  profitieren. 

Für  die  österreichische  Industrie  ist  es  ein  Lebensinteresse,  die  Absatzmärkte 
am  Balkan  zu  halten,  das  setzt  aber  voraus,  dass  man  an  Zahinngsstatt  für 
Indu.strieprodncte  Rubstoffe  nimmt.  Auch  Ungarn  ist  an  dem  Eiporte  nach  den 
Balkanländem  interessiert,  wenn  auch  die  agrarischen  Interessen  prävaliereii.  Für 
uns  aber  besteht  die  Xothwendigkeit,  diese  Märkte  ständig  zu  erweitern. 

CXV.  Plenapvensammlung. 

Ueber  die  Lage  der  Landwirtschaft  in  Oesterreich  berichtete 
am  25.  Februar  1902  Reichsraths-  und  Landtagsabgeordneter  Freiherr  von 
Skrbensky.  Der  Referent  bemerkte  zun.ächst,  er  habe  die  .Absicht,  die  Lage 
der  Landwirtschaft  innerhalb  der  letzten  25  Jahre  zu  behandeln  und  demnach 
von  jenen  epochalen  Umwälzungen  zu  abstrahieren,  welche  mit  der  voraus- 
gegangenen  Grandentlastnng,  der  Scnitutenabliisung  u.  s.  w.  verbunden  waren. 

Um  den  Rflckg.ang  der  Landwirtschaft  zu  kennzeichnen,  erörterte  er 
einerseits  den  bei  allen  landwirtschaftlichen  Producten  eingetrotenen  Preisfall 
und  anderseits  demgegenüber  die  Erhöhung  der  Productionskosten  in  den  ver- 
schiedensten Richtungen.  Daran  knüpfte  er  die  Frage,  was  geschehen  solle, 
wenn  die  nächste  Zukunft  den  landwirtschaftlichen  Stand  zugrunde  gerichtet 
sieht,  ob  man  in  Oesterreich  die  Landwirtschaft  zugrunde  gehen  lassen  könne. 
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oder  ob  die  LandwirtechaTt  ein  so  bedeutender  Factor  in  der  österreichischen 
Volkswirtschaft  sei,  dass  es  geboten  ist,  ihren  Weiterbestand  zu  sichern.  Der 
Grund  des  Preisfalles  der  Cerealien  sei  nicht  etwa  in  einer  Weltüborprodnction 
zu  suchen,  sondern  in  der  Entwicklung  des  Verkehrswesens  und  in  der  Aeudernng 
des  Handels  mit  Getreide,  insbesondere  auch  in  dem  Börsehlancoterminhandel 
sowie  in  dem  Mahlverkehr.  Ein  weiterer  Grund  sei  die  Goldwährung.  Nun  sei  aber 
heute  ohne  den  Getreidebau  was  immer  für  eine  Art  von  Wirtschaft  einfach 
unmöglich.  Redner  bespricht  sodann  die  Verhältnisse  der  Viehzucht,  der  Milch- 
production,  der  W'einproduction,  des  Flachsbaues  und  des  Hopfenbauos,  deren 
Lage  er  als  schlecht  bezeichnet;  Fortschritte  weisen  hingegen  der  künstliche 
Fntterbau,  die  Industrialwirtschaften  und  die  Forst-  und  Holzwirtschaft  auf. 

Sodann  erOrtert  der  Vortragende  die  Folgen  des  Mangels  an  Arbeitern, 
insbesondere  an  weiblichem  Gesinde,  infolge  der  LandÜncht  und  der  Militärlasten. 
Eine  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  würde  eine  Erhöhung  der  Betriebskosten  bedeuten, 
die  ohnehin  schon  sehr  angowachsen  seien  und  zu  einer  ausserordentlichen  Ver- 
mehrung der  Ernterisken  geführt  haben.  Die  Grundsteuer  stelle  eine  uner- 
schwingliche Last  dar,  wozu  noch  die  neue  Belastung  durch  die  Personal- 
einkommensteuer  komme.  Das  ländliche  Schulwesen  sei  heute  noch  ganz  unent- 
wickelt. Die  unbegrenzte  Freitheilbarkeit  habe  eine  furchtbare  Zersplitterung 
des  Grundbesitzes  nach  sich  gezogen.  Der  Meliorationsfond  sei  in  der  letzten 
Zeit  bedeutend  erhöht  worden,  aber  was  seien  1'  .,  Millionen  jälirlich  für 
Meliorationen  in  dem  ganzen  cisloithanischen  Ländercomplez.  ln  der  Veterinär- 
gesetzgebung  seien  wir  Ungarn  aosgeliefert.  Die  ärgste  Schädigung  erfahre  die 
österreichische  Landwirtschaft  in  dem  Ausgleich  mit  Ungarn.  Die  Zölle  auf 
Agrarjiroducte  seien  viel  zu  niedrig,  wälirend  die  Viehconventionen  ganz  unbe- 
gründete Veiationeo  unseres  Viehezportes  nicht  verhindert  haben.  Das  wichtigste 
aber  sei  eine  mitteleuropäische  Schutzzollconvention  mit  vertragsmässig  niederen 
Zwischenzollen  der  europäischen  Staaten  untereinander  und  hohen  Zöllen  gegen 
Amerika  und  Russland;  ohne  eine  solche  müsse  das  alte  Mitteleuropa  zugrunde 
gehen.  Als  offene  Fragen  bezeichnet  Referent  die  Hohe  der  Productionskosten 
und  der  Naturalroherträge  bei  rationeller  Wirtschaft,  der  Verschuldung  des 
Grundbesitzes  und  ihrer  Progression.  All  dies  müsste  im  Wege  einer  amtlichen 
Erhebung  festgestellt  werden. 

CXVI.  Plenarvensammlung, 

Die  am  16.  März  1902  abgehaltene  Plenarversammlung  war  der  Discussion 
des  Gesetzentwurfes,  betreffend  den  Schutz  gegen  unlau- 
teren Wettbewerb  gewidmet.  Zunächst  hob  Universitätsprofessor  Dr.  Anton 
R.  V.  Gorski  im  Anschluss  an  ein  schriftlich  erstattetes  Gutachten  diejenigen 
Punkto  hervor,  bezüglich  deren  er  einen  Gedankenaustausch  als  wertvoll  erachtete. 
.Us  solche  Punkte  bezoichnoto  er  die  Frage,  wie  weit  in  solchen  Dingen  die 
Macht  der  Gesetzgebung  gegenüber  den  Strömungen  des  Volkslebens  geht,  und 
auf  welche  Weise  im  künftigen  Gesetze  die  volksthüraliche  Eechtsfiberzeugnug 
verwertet  werden  soll,  ferner  ob  die  Umschreibungen  und  Aufzählungen  vermieden 
und  durch  eine  allgemeine,  den  unlauteren  Wettbewerb  verbietende  Clausel  ersetzt 
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werden  sollen.  Endlidi  wSro  der  strafrechtliche  Schutz  der  kaufmännischen 
Berufsehro  sowie  der  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisse  zu  erörteni.  Referent 
betonte  am  Schlüsse  die  Nothwendigkeit  internationaler  Conventionen  der  Cultur- 
staaten  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigenthums. 

Der  Correferent  Ilof-  und  Gerichtsadvocat  und  Universitätsdocent  Dr. 
Julius  Landesbergor  charakterisiert  den  vorliegenden  Gesetzentwurf  als 
eine  gelungene  Fortbildung  des  dentschrecbtlicben  Insütntes  und  erinnert  daran, 
das.s  das  analoge  deutsche  Gesetz  trotz  der  dagegen  erhobenen  Bedenken  sich  in 
der  Fraxis  gut  bewährt  habe.  Die  principielle  Bedeutung  des  Gesetzentwurfes 
liegt  in  den  Vorschriften  gegen  wahrheitswidrige  Anpreisungen,  den  Reclame- 
schwindel,  für  welche  eine  walirhafte  Popularklage  eingeführt  ist.  Ein  all- 
gemeines, GSTentlicbes,  volkswirtschaftliches  Interesse  wird  dadurch  zu  einem 
Kechtsgute  erhoben,  nämlich  der  durch  Ökonomische  Mittel  zu  pflegende 
Wettbewerb,  d.  h.  jener  Ökonomische  Wettbewerb,  der  auf  eine  Verbesserung  der 
Qualität,  auf  eine  Verbilligung  der  Uerstellungskosten  der  Güter  ausgeht  und  für 
die  Volkswirtschaft  ein  unerlässlicher  Hebel  des  Fortschrittes  ist. 

Diese  Erkenntnis  bietet  auch  praktisch  eine  Cynosur  für  die  Frage,  wie 
weit,  in  welcher  Weise  und  mit  welchen  Mitteln  der  Gesetzgeber  dem  praktischen 
Bedürfnisse  entgegenkommeii  soll.  Referent  wendet  sich  sodann  den  einzelnen 
Gesetzesbestimmungen  zu,  in  denen  er  zum  Theile  Verbesserungen,  zum  Theile 
Verschlechterungen  des  deutschen  Gesetzes  erblickt,  und  er  wendet  sich  gegen 
die  Einfügung  einer  Generalclausei. 

-An  diese  Referate  knüpfte  sich  eine  kurze  Debatte,  in  welche  die  Herren 
Hof-  und  Gerichtsadvocaten  Dr.  Benies  und  Dr.  Munk  eingriften. 
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ine  Landesgosetzgebang:  erfreat  sich  bei  uns  keiner  sonderlichen  Beachtung 
in  der  Literatur  und  Presse.  Obgleich  ein  grosser  und  sehr  wichtiger  Theil  der 
Legislative  über  wirtschaftliche  Angelegenheiten  theils  auf  Grund  der  Verfassung, 
theils  zufolge  Delegation  durch  den  Reichsgesetzgeber  sich  in  den  Händen  der 
17  Landtage  befindet,  gibt  sich  die  Oeffentlichkeit  nur  selten  Rechenschaft 
darüber,  ob,  in  welchem  Umfange  und  in  welcher  Art  und  Weise  die  Kronländer 
von  ihrem  Gesetzgebungsrechte  Gebrauch  machen.  Per  Grund  für  diese  Erschei- 
nung mag  in  dem  grossen  Umfange  des  zu  verarbeitenden  Materials  sowie 
darin  gelegen  sein,  dass  es  sich  zumeist  nicht  um  städtische,  sondern  um  ländliche 
Interessen  handelt.  Auch  zersplittert  sich  die  Aufmerksamkeit,  indem  die  nämliche 
Materie  nur  ausnahmsweise  gleichzeitig  in  allen  Kronländern  zur  Berathung  und 
Entscheidung  gelangt. 

Unter  diesen  Umständen  dürfte  ein  zusammenfassonder  Uohorblick  über  die 
legislatorische  Thätigkeit  der  österreichischen  Kronländer  in  den  letzten  sechs  Jahren 
nicht  übertlüssig  sein.  Dabei  soll  sich  die  Unb‘rsuchung  auf  die  wichtigsten,  der 
Competenz  der  Landesgesetzgebung  unterliegenden  Materien,  auf  die  Land-  und 
Forstwirtschaft,  die  Jagd  und  die  Fischerei  beschränken.  Sie  kann  sich  dabei 
zum  Theile  auf  die  Darstellung  stützen,  die  über  die  legislatorische  Thätigkeit 
der  österreichischen  Landtage  im  Jahre  1895  im  V.  Bande  dieser  Zeitschrift, 
Seite  464 — 485,  ver«iffentlieht  ist.  Schon  in  jenem  Artikel  wurde  nämlich  eine 
Fortsetzung  der  Arbeit  in  späteren  Jahren  in  Aussicht  genommen  und  aus  diesem 
Grunde  die  ganze  Untersuchung  auch  auf  ein  etwas  breiteres  Fundament  gestellt. 
Es  wurden  nämlich  dort  nicht  nur  die  einzelnen  im  Jahre  1895  erlassenen  Landes- 
gesetze besprochen,  sondern  gleichzeitig  bei  den  einzelnen  im  Jahre  1895 
legislatorisch  geregelten  Materien  auch  eine  kurze  Orientierung  über  den  in  den 
österreichischen  Ländern  geltenden  Rechtszustand  gegeben. 
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Für  die  dort  behandelten  Gegenstände  genügt  es  daher,  die  seitlier  einge- 
tretenen Aendemngen  za  behandeln,  während  bei  den  anderen  Materien,  für  welche  in 
den  Jahren  1896 — 1901  Landesgesetze  zustande  kamen,  erst  eine  orientierende 
Skizze  über  die  in  den  17  Kronländem  herrschende  Bechtslage  Torangeschickt 
werden  muss. 

Natürlich  kann  sich  die  folgende  üntersnehung  nur  auf  die  Ökonomisch 
wichtigeren  Landesgesetze  erstrecken;  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Gesetzen 
geringerer  Bedeutung  wird  dagegen  nicht  einmal  erwähnt  werden.  So  insbesondere 
die  zahlreichen  Gesetze  über  die  Vornahme  einzelner  Wasserbauten  zum  Zwecke 
der  landwirtschaftlichen  Melioration,  über  die  Organisation  des  technischen  Dienstes 
für  die  agrarischen  Operationen,  über  den  Schutz  der  Edelweisspflanze,  über  die 
Erfordernisse  zur  Bestätigung  und  Beeidigung  des  zum  Schutze  der  Landescultur 
bestellten  Wachpersonals  u.  s,  w.  Endlich  wurden,  trotz  ihrer  grossen  Wichtig- 
keit, diejenigen  legislatorischen  Maassrcgcln  beiseite  gelassen,  die  in  dieser 
Zeitschrift  bereits  ihre  Besprechung  gefunden  haben,  wie  insbesondere  die  Grund- 
buchs- und  Agrargesetzgebung  in  Tirol  und  Vorarlberg. 

Im  folgenden  sollen  zuerst  die  auf  die  Land-  und  Forstwirtschaft  bezüg- 
lichen Gesetze  der  letzten  sechs  Jahre  besprochen  werden.  Die  Organisation  der 
landwirtschaftlichen  Interessenvertretung  ist  ausgebaut,  die  Landwirtschaftspflege 
vervollkommnet,  die  Hebung  der  Kindviebzuebt  durch  neue  Gesetze  angestrebt 
worden;  auch  auf  dem  Gebiete  des  landwirtschaftlichen  Credites  und  der 
agrarischen  Operationen  (Commassation,  Gemeinheitsteilung)  hat  theils  eine 
Aenderung,  theils  eine  Ergänzung  der  bestehenden  Normen  stattgefunden  und  eine 
Reihe  von  Landesgesetzen  sucht  das  geltende  Forstrecht  zu  reformieren.  Jede 
dieser  Materien  wird  in  einem  eigenen  Abschnitte  behandelt  werden.  Den  Schluss 
bildet  die  Besprechung  der  in  unserem  Zeiträume  erlassenen  Gesetze  über  Jagd 
und  Fischerei. 


I. 

Die  landwirtschaftliche  Interessenvertretung  hat  in  den 
letzten  sechs  Jahren  durch  Schaffung  derLandesculturräthe  für  Mähren 
und  für  die  Bukowina  sowie  durch  die  Errichtung  von  ßezirksgenosseiischaften 
der  Landwirte  in  dem  letzteren  Lande  einen  nicht  unerheblichen  Fortschritt 
gemacht. 

Seit  dem  Jahre  1881  waren  successive  in  B ß h m e n,*)  T i ro  1,*)  I s t ri  e n,*) 
0 b e rö  s t e r r e i c h^  I und  Dalmatien*^  Landesculturrätbe  errichtet  worden, 
die  an  die  Stelle  der  bis  dahin  allein  bestehenden  centralen  Landwirtschaftsgesell- 
schaflen  traten.  Die  letzteren,  die  auch  heute  noch  in  all  den  Kronländem  bestehen, 
wo  Landesculturrätbe  bisher  nicht  errichtet  worden  sind,  stellen  freie  Vereine  von 


*)  Siehe  Zeitschrift  IX,  S.  291  ff. 

Gesetz  vom  20.  März  1891,  L.-G.-Bl.  Nr.  20. 

*)  Gesetz  vom  8.  November  1881.  L.-G.-Bl.  Nr.  35. 
*)  Gesetz  vom  8.  September  1884.  L.-G.-Bl.  Nr.  36. 
*)  Gesetz  vom  9.  März  1886,  L.-G.-BI.  Nr.  17. 
Gesetz  vom  2.  Mai  1886,  L.-G.-BI.  Nr.  37. 
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Personen  dar«  die  entweder  selbst  Landwirtschaft  treiben  oder  sich  doch  für  die 
Landwirtschaft  interessieren,  unter  denen  aber  znmeist  — schon  infolge  der 
centralen  Lago  der  Gesellschaft  •—  der  Grossgmndbesitz  dominiert.  Obwohl 
die  Begierung  auf  die  Landwirtschaftsgesellschaflen  fast  gar  keinen  Kiiiflnss  aus* 
zuüben  vermag  ~ die  einzige  Handhabe  dafür  bietet  das  kaiserliche  llestütigungsrecbt 
für  den  Präsidenten  — so  ist  diesen  Vereinen  doch  eine  Reihe  von  administrativen 
Functionen,  wie  die  Vertheilung  staatlicher  Prämien  und  Subventionen  n.  dgl., 
übertragen  worden.  Das  Bedürfnis  nach  hierfür  geeigneteren  Organen  sowie  nach 
einer  Stelle,  welche  die  Interessen  der  gesammten  Landwirtschaft,  nicht  bloss  die 
einzelner  Kreise  derselben,  zum  Ausdruck  bringen  konnte,  hat  zur  Schaffung  der 
in  Rede  stehenden  Institutionen,  der  Landesculturräthe  und  der  ßezirksgenossen* 
schäften,  geführt.  In  den  Landesculturräthen  besitzen  sowohl  die  Regierung  als 
auch  die  Landesverwaltung  einen  weit  grr>sseren  Einfluss,  da  ihnen  das  Recht 
zustebt,  einen  Theil  der  Mitglieder  zu  ernennen.  Zugleich  aber  sind  auch  die 
kleinen  und  mittleren  Landwirte  hier  weit  besser  vertreten  als  in  den  Landwirtschafu- 
gesellschaflen;  denn  die  Mehnabl  der  Mitglieder  sind  Delegierte  der  localen 
landwirtschaftlichen  Vereine  oder  der  Bezirksgenossenschaflen.  Hinsichtlich 
dieses  localen  Unterbaues  weicht  die  Organisation  in  Böhmen  von  der  in  den 
vier  anderen  genannten  Kronlündem  ab.  Dort  beruht  sie  nämlich  auf  den  bereits 
bestehenden  und  den  freiwillig  sich  etwa  noch  bildenden  landwirtschaftlichen 
Vereinen;  hier  dagegen  werden  halb  privaU,  halb  üffentlich-rechtliche  .«Bezirks- 
genossenschaflen  der  Landwirte**  in  jedem  Gerichtsbezirk  (in  Dalmatien  in  jedem 
politischen  Bezirke)  errichtet,  deren  Obmänner  Mitglieder  des  Landesculturrathes 
sind.  Der  Beitritt  zu  diesen  Bezirksgenossenschaften  ist  facultativ,  aber  nur  Land- 
wirten gestattet.  Den  nationalen  Gegensätzen  ist  in  Tirol  und  Böhmen  dadurch 
Rechnung  getragen,  dass  je  eine  getrennte  Scction  für  jede  der  beiden  Nationen 
gebildet  ist.  In  Böhmen  besteht  überdies  ein  Centralcollegium  für  gemeinsame 
Arbeiten. 

Die  LandeseuUurräthe  haben  die  Interessen  der  Landwirtschaft  und  ihrer 
Industrien  zu  pflegen,  zu  fordern  und  zu  vertreten,  insbesondere  Gutachten  an 
Regierung  und  Landesvertretnng  abzugeben,  an  beide  selbständige  Anträge  zu 
sollen,  die  Behörden  sowie  die  landwirtschaftlichen  Vereine  bei  allen  Vorkehrungen- 
znra  Nutzen  der  Landwirtscbafl  zu  unterstützen,  bei  der  Durchführung  von  Maass- 
regeln zur  Forderung  der  Landescultur  mitzowirken,  die  landwirtschaftliche  Statistik 
zu  pflegen  u.  dgl.  m.  Die  Bezirksgenossenschaften  der  Landwirte  sind  als  Organe 
für  landwirtschaftliche  Interessen  anerkannt;  sie  sollen  die  allgemeinen  Interessen 
der  Landescultur  im  Bezirke  wahrnehmen,  fördern  und  vertreten,  insbesondere 
bei  Feststellung  der  im  Bezirke  zu  verleihenden  Subventionen,  bei  der  Einrichtung 
des  landwirtschaftlichen  Credites,  bei  der  Förderung  des  landwirtschaftlichen 
Unterrichtes,  der  landwirtschaftlichen  Meliorationen  mitwirken  n.  s.  v. 

Die  Organisation  des  neuen  mährischen  Landesculturrathes  *)  stimmt  fast 
völlig  mit  der  eben  skizzierten  des  böhmischen  überein,  während  in  der  Bukowina^) 

*)  Gesetz  vom  19.  Mai  1897,  L.-G.-Bl.  Nr.  40. 

Gesetz  vom  30.  Juli  1900,  L.-G.-Bl.  Nr.  23. 
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die  in  den  anderen  Kronländem  getroffenen  Eimichtnngen  nacligeahmt  sind 
und  insbesondere  auch  Beairksgenosseuschaflen  der  Landwirte  errichtet  werden 
sollen. 

Die  in  Kode  stehenden  Organisationsrormen  eignen  sich  sowohl  als  Glieder 
der  staatlichen  Verwaltung  auf  dem  Gebiete  der  Lande.scnltnr  als  auch  als 
autonome  Vertretung  der  landwirtschaftlichen  Interessen  offenbar  weit  besser  denn 
die  ganz  privaten  Landwirtschaftsgesellschaften.  Aber  auch  sie  werden  vorans- 
aichtlich  binnen  kurzem  durch  die  geplante  Zwangsorganisation  des  landwirtschaft- 
lichen Bemfsstandes  ersetzt  werden. 


U. 

Anf  dem  Gebiet  der  eigentlichen  Landwirtschaftspflege  bezweckt 
eine  ganze  Gruppe  von  Landesgesetzen  die  BekSmpfnng  der  vege- 
tabilischen und  animalischen  Pfl  a nz  en  sch  Sdlinge.  Den  Grnnd- 
besitzem  (Pächtern  n.  s.  w.)  wird  in  diesen  Gesetzen  zumeist  hei  Strafe  anf- 
getragen,  bestimmte,  für  die  Bodencnltur  schädliche  Thiere  oder  Pflanzen 
auszurotten.  Erfüllen  die  Landwirt«  diese  Pflicht  nicht,  so  hat  die  Gemeinde  an 
Stelle  und  auf  Kosten  der  Säumigen  die  unterlassenen  Handluiigan  vornehmen 
zu  lassen.  Die  Durchführung  dieser  Anordnnngen  seitens  der  Gemeinden  soll 
von  den  politischen  Behörden  überwacht,  eventuc:!  auch  erzwungen  werden. 

Die  Rechtfertigung  für  den  durch  solche  Polizeivorschriften  statuierten 
Zwang  gegen  die  Landwirt«  ist  darin  gelegen,  dass  die  zu  bekämpfenden  Cultnr- 
feinde  — es  handelt  sich  insbesondere  nm  gewisse  Schmarotzerpflanzen  und 
Insectenart«n  — meist  sehr  klein  sind,  sich  ungemein  energisch  fortpflanzen 
und  sich,  gleich  ansteckenden  Krankheiten,  sehr  rasch  weiterverbreiten.  Deshalb 
schadet  ein  I.andwirt,  der  diese  Thiere  und  Pflanzen  auf  seinem  Gründe  zu 
vertilgen  unterlässt,  nicht  nur  sich  selbst,  sondern  er  gefährdet  damit  zngleich 
auch  seine  Nachbarn,  ja  er  kann  Unheil  über  einen  ganzen  Landstrich  bringen. 
Wir  liabeii  es  .also  bei  den  in  Rede  stehenden  Gesetzen  gleichsam  mit  einer 
landwirtschaftlichen  Senchenpoiizei  zu  thnn. 

Hinsichtlich  der  cnlturschädlichen  Pflanzen  waren  bis  znm 
Jahre  1890 Landesgesetze  erlassen  worden,  welche  die  Kleeseide  — iuBähmen, *) 
Galizien,’)  Krain,  ’)  Mähren*)  und  Niederösterreich®)  — , die  Disteln 
— Galizien,*!  Mähren*)  und S t ei e r m a r k*) — , ferner  den  Sauerdorn  und 
den  Kreuzdomstrauch  in  Steiermark*)  zu  vertilgen  vorschreiben.  In  K r a i n *) 
kann  überdies  die  Beseitigung  auch  noch  anderer  Unkräuter  vom  Landes- 
präsidenten angeordnet  werden;  und  in  Dalmatien’)  hat  die  Geraeinde- 


9 Gesetz  vom  13.  October  1330,  L.-G.-Bl.  Nr.  78. 

*)  Gesetz  vom  17.  Februar  1835,  L.-G.-B1.  Nr.  41, 

*)  Gesetz  vom  11.  Februar  1883,  L.-G.-BL  Nr.  10. 

*)  Gesetz  vom  9.  Decerober  1883,  L.-G.-Bl.  Nr.  2 ex  1885. 

’)  Gesetz  vom  2.  Jänner  1883,  L.-G.-Bl.  Nr.  31. 

•)  Gesetz  vom  9.  Jänner  1882,  L.-G.-Bl.  Nr.  10. 

’)  Gesetz  vom  7,  Joni  1896,  L.-G.-BL  Nr.  19. 
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Verwaltung  darüber  za  entscheiden,  ob  Maassregeln  gegen  die  Peronospora  von 
sammtlicben  Weinbaoern  einer  Fraction  vonanebmen  sind. 

ln  den  Jahren  1896 — 1901  sind  nun  analoge  gesetzliche  Vorschriften, 
und  zwar  absolnte  Vcrtilgmigsgeboto  in  Böhmen  gegen  die  Peronospora,’)  in 
der  Bukowina  gegen  die  Kleeseide  und  die  Disteln*),  in  Kraft  getreten. 

In  den  hier  nicht  genannten  Kronländem  — Oberosterreich,  Kärnten, 
Küstenland,  Tirol,  Vorarlberg  nnd  Schlesien  — sind  bisher  keine  Vorschriften 
zor  Vertilgung  des  Unkrautes  erlassen  worden.  Kein  Zweifel,  dass  auch  in  diesen 
Landern  ein  ähnliches  Bedürfnis  nach  gesetzgeberischen  Kingriffen,  wie  in  den 
früher  genannten,  besteht;  freilich  müsste  hier  wie  dort  stricte  für  eine  Befolgung 
der  den  Landwirten  auferlegten  Pflichten  Vorsorge  getroffen  werden. 

♦ • 

* 

Es  bestehen  ferner  in  allen  Kronländem  mit  Ausnahme  von  Dalmatien 
Gesetze,  die  die  Landwirte  verpflichten,  alle  auf  ihrem  Gute  befindlichen  Raupen, 
Insecteneier  und  Puppen  im  Frühjahre  zu  vertilgen,  desgleichen  die 
Engerlinge,  endlich  die  Maikäfer  während  ihrer  Flugzeit*)  In  Dalmatien  gilt 
ein  ähnliches  Gesetz  nur  für  den  stahlblauen  Rüsselkäfer.  In  dem  nns 
beschäftigenden  Zeiträume  ist  in  N i e d e r 0 s t e r r e i c h ein  specielles  Gesetz 
gegen  die  Blutlaus  des  Apfelbaumes  erlassen  worden.^) 

Eigene  Reichsgesetze  suchen  die  für  die  WeinstOcke  so  verderbliche  Reblaus 
und  deren  Ausbreitung  zu  bekämpfen.  Der  inländUche  Verkehr  mit  verseuchten 
Reben  wird  verboten,  die  Rodung  verseuchter  Grundstücke  (Extinctionsverfahren) 
kann  auch  gegen  den  Willen  des  Besitzers  vorgenommen  werden.*)  Der  Zwang 
zum  sogenannten  Culturalverfahren *)  ist  später  beseitigt  worden.*)  Statt  all 
dieser  meist  wirkungslosen  Maas.sregeln  sucht  der  Gesetzgeber  in  neuerer  Zeit  die 
Anwendung  amerikanischer  Reben  einzubürgem,  insbesondere  durch  Gewährung 
längerer  Steuerfreiheit.’) 

Neue  Bahnen  auf  diesem  Gebiete  der  Lande.scalturgGsetzgebnng  hat 
NiederOsterreich  mit  dem  Gesetze  betreffend  die  Vertilgung  der 

*)  Gesetz  vom  16.  Mai  189S,  L--G.-BI.  Nr.  .S7. 

*)  Gesetz  vom  5.  Juni  1896,  L.-G.-Bl.  Nr.  24. 

■)  Gesetze  vom  .80.  April  1870  für  BObmen,  L.-G.-Bl.  Nr.  38,  Bukowina,  L.-G.-BI, 
Nr.  22,  GOrz  nnd  Gradisca,  L.-G.-B1.  Nr.  31,  Mähren,  L.-G.-Bl.  Nr.  37,  Schlesien, 
L -G.-Bl.  Nr.  33,  Vorarlberg,  L.-G.-Bl.  Nr.  49;  ferner  für  Istrien  vom  2.  September 
1870,  L.-G.-BL  Nr. 45,  und  vom  30.  Juni  1886,  L.-G.-BL  Nr.  8;  für  Kärnten  vom  30.  No- 
vember 1870,  L.-G.-BL  Nr.  55;  für  Krain  vom  17.  Juni  1870.  L.-G.-BL  Nr.  21;  für 
Niederösterreich  vom  10.  December  1868,  L.-G.-B1.  Nr,  4 ex  1869;  für  Salzburg 
vom  18-  Jänner  1872.  L.-O.-BL  Nr  8,  und  vom  6.  Juli  1876,  L.-G.-BL  Nr.  27;  für 
Steiermark  vom  10.  December  1868,  L.-G.-BL  Nr.  5 ex  1869;  für  Tirol  vom  16.  Mai 
1874,  L.-G.-BL  Nr.  34.  für  Triest  vom  14.  April  1885,  L.-G.-BL  Nr.  14. 

*)  Gesetz  vom  26.  August  1899,  L.-G.-BL  Nr.  72. 

*)  Gesetz  vom  3.  April  1875,  R.-G.-BL  Nr.  61,  nnd  vom  27.  Juni  1885,  R.-G.-BL 
Nr.  3 ex  1886. 

*)  Gesetz  vom  27  Juni  1885,  R.-G.-BL  Nr.  3 ex  1886. 

Gesetz  vom  26.  Juni  1894,  R.-G.-BL  Nr.  138. 

Z«iUebrlft  fOr  VolkawlrUcb«A,  Hoclklpolltik  uod  Vcrwaltnaf.  XI.  Uaad.  ]4 
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Feldmünse')  betreten.  Veranlassung  data  bot  das  massenhafte  Auftreten 
dieser  für  die  Coltnrpflanr.en  Susserst  verderblichen  Thiere  in  den  letzten  Jahren 
und  die  Erfahrung,  dass  der  einzelne  Landwirt  dagegen  wehrlos  ist,  da  es 
unmöglich  ist,  diese  Plage  mit  Erfolg  auf  einzelnen  Grundstücken,  ja  selbst  in 
ganzen  Gemeinden  zu  bekämpfen;  nur  eine  Action.  die  sich  gleichzeitig  auf 
ein  grösseres  Gebiet  erstreckt,  ist  hier  anssichtsvoll.  Das  citierte  Gesetz  trifft 
ans  diesem  Grunde  Vorkehrungen,  damit,  sobald  in  einer  Gemeinde  Feldmäuse 
verheerend  anftreten,  raschestens  constatiert  werde,  ob  das  üebel  auch  andere 
Gemeinden  desselben,  ja  selbst  benachbarter  politischer  Bezirke  ergriffen  habe. 
Mit  Beihilfe  und  unter  Inten'ention  des  Landesausschnsses  werden  .sodann  die 
Vertilgungsmaassrcgeln  unternommen,  wobei  alle  Grundbesitzer  und  Pächter  ver- 
hältnismässig zu  den  Kosten  beizutragen  und  die  erforderlichen  Arbeitskräfte 
beiznstellen  haben,  auch  das  Betreten  ihrer  Grund.stücke  gestatten  müssen. 

Aehnliche,  wenn  auch  nicht  so  weitgehende  Vorschriften  waren  schon  vorher 
für  Böhmen,  Galizien  und  Schlesien  im  Verordnungswege  erlassen 
worden.*) 

Alle  diese  Polizeigesetze  auf  dem  Gebiete  der  Landescultnr  sind  sicherlich 
sehr  wohlgemeint,  ja  sie  sind  sogar  nothwendig.  Ob  und  welchen  Erfolg  sie 
haben,  hängt  aber  ganz  wesentlich  davon  ab,  in  welcher  Weise  sic  gehandhabt 
werden.  Da  nun  die  Durchführung  all  dieser  Gesetze  den  Gemeindebehörden 
übertragen  ist.  diese  auch  die  gesetzlich  angedrohten  Strafen  zu  verhängen  haben, 
so  wird  man  sich  hinsichtlich  der  Befolgung  der  in  Rede  stehenden  Normen 
keinen  grossen  Erwartungen  hingeben  dürfen. 

• • 

* 

Denselben  Zweck,  wie  die  eben  besprochenen  Gesetze,  verfolgt  eine  zweite 
Gruppe  von  LanJesgesetzen  auf  einem  anderen  Wege,  nämlich  durch  den 
Schutz  der  insectenfressenden  Thiere,  insbesondere  der 
Singvögel.  In  dieser  Richtung  darf  man  mit  grosser  Genugthuung  das  salz- 
burgische Landesgesetz  vom  26.  August  1899,  L.-G.-Bl.  Nr.  20,  vor  allem  aber 
das  neue  Vogel.schutzge.setz  für  Tirol*l  begrüssen.  Ein  die  tiroler  Gesetzgebung 
wenig  ehrender  Rechtszustand  ist  mit  dem  letzteren  wenigstens  theilweise 
beseitigt  worden,  und  man  muss  nur  im  Interesse  der  Bodencultur  wünschen, 
dass  die  neuen  gesetzlichen  Vorschriften  auch  thatsächlich  befolgt  werden. 

Die  Wichtigkeit  zahlreicher  Vogelarten,  insbesondere  der  Singvögel,  für  die 
Bodencultur  ist  bekannt.  Sic  sind  die  natürlichen  Bundesgenossen  der  Menschen 
in  ihrem  Kampfe  gegen  die  den  Pflanzen  schädlichen  Insecten.  In  sämmtlichen 
Kronländern  sind  darum  über  Veranlassung  der  Regierung  Landesgesetze  erlassen 
worden,  welche  die  von  Insecten  sich  nährenden  Vogclarten.  zum  Theile  auch 
andere  Thiere,  welche  den  Insecten  und  Mäusen  nachstellen,  wie  Igel,  Maulwurf, 
Dachs,  Fledermaus,  zu  .«chützen  suchen.  Diese  Landesgesetze  weichen  in  viel- 

Gesetz  vom  SO.  Juni  IS98,  L.-G.-Bl.  Nr.  44. 

*)  Verordnungen:  Böhmen  vom  16.  März  1896,  L.-G.-Bl.  Nr.  20;  Galizien  vom 
17.  April  1896,  L.-G.-Bl.  Nr.  20;  Schlesien  vom  21.  Februar  1892,  L.-G.-Bl.  Nr.  20. 

*)  Gesetz  vom  18.  Juni  1899,  L.-G.-Bl.  Nr.  34. 
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facher  Beziehung  sehr  Toneinander  ab  nnd  gehen  sehr  verschieden  weit  in  dem 
Schntz,  den  sie  den  für  die  Bodencnltnr  nützlichen  Thieren  angodeihcn  lassen. 

Am  energischesten  sind  das  steiermilrkische  Gesetz/)  das  jeden 
Vogelfang,  mit  Ausnahme  des  der  Jagd  vorbehaltonen  Federwildes,  verbietet,  und 
die  Gesetze  von  Kärnten*)  and  Galizien/)  welche  den  Fang  und  das 
Tüdten  bloss  der  unbedingt  schädlichen  Vogelarten  gestatten.  In  einigen  anderen 
Ländern  werden  drei  Gruppen  von  Vogelarten  unterschieden.  Die  schädlichen 
Vögel  dürfen  jederzeit  gefangen  und  getödtet  werden;  für  die  Vögel,  welche  sich 
tbeilweise  von  Insecten  ernähren,  besteht  eine  gesetzliche  Schonzeit,  während 
ansserhalb  der  Brutzeit  das  Fangen  und  TOdten  dieser  Vögel  — mit  Zustimmung 
des  Grundbesitzers  und  Bewilligung  der  politischen  Behörde  — jedermann  frei- 
steht; die  Vögel  endlich,  deren  Nahrung  ausschliesslich  oder  überwiegend  aus 
JCerbthieren  besteht,  dürfen  überhaupt  nicht  gefangen,  getödtet  oder  feilgeboten 
werden.  Biese  Bestimmungen,  die  in  Böhmen,^}  Görz  und  Gradisca,^) 
Salzburg,®)  Triest’)  und  mit  einigen  Modificationen  auch  in  Nieder- 
Österroich®)  gelten,  stellen  schon  eine  Ab.schwächung  des  Vogelschutzes  dar, 
die  indessen  zum  Theil  dadurch  wieder  gutgemacht  wird,  dass  gewisse  auf  den 
Massenfang  berechnete  Faiigmittel  verboten  worden,  wie  die  Anwendung  von 
Lockvögeln,  von  Deck-  und  Stecknetzen  n.  dergl.  Noch  schwächer  ist  der  Vogel- 
schutz in  der  Bukowina,  in  Krain,  Mähren,  Oberösterroich, 
Schlesien  und  Vorarlberg.  Nach  den  in  diesen  Ländern  geltenden,  aus 
dem  Jahre  1870  stammenden  Gesetzen  ist  nämlich  für  den  Fang  und  das  Tudten 
der  zweiten  Kategorie  von  Vögel  nur  die  Zustimmung  des  Grundbesitzers  ohne 
weitere  behördliche  Bewilligung  erforderlich;  und  hinsichtlich  der  dritten  Kategorie 
der  absolut  nützlichen  Vögel  kann  die  politische  Behörde  mit  Zustimmung  des 
Grundbesitzers  ausserhalb  der  Brutzeit  das  Tödtungs-  und  Fangverbot  lür 
bestimmte  Personen  ausser  Kraft  setzen. 

Istrien®)  steht  zwischen  den  beiden  zuletzt  betrachteten  Gruppen  von 
Kronländern  in  der  Mitte,  indem  eine  behördliche  Bewilligung  zum  Vogelfang 
ausserhalb  der  Brutzeit  hinsichtlich  aller  nicht  schädlichen  Vogelarten  vorgeschrieben 
ist.  Ueberall,  wo  der  Vogelfang  an  eine  behördliche  Bewilligung  gebunden  ist,  soll 
diese  nur  ertheilt  werden,  wenn  Bücksicht  auf  die  Bodencultur  zulässig  ist*. 

Kann  man  in  den  bisher  betrachteten  Ländern  immer  noch  von  einem, 
wenn  auch  verschieden  intensiven  Vogelschutz  sprechen,  so  ist  dies  für  Dalmatien 
kaum  mehr  der  Fall. 


*)  Gesetz  vom  10.  December  1868,  L.-G.-BL  Nr.  6 ex  1869. 

*)  Gesetz  vom  30.  November  1870,  L.-G  -Bl.  Nr.  54,  und  vom  28.  März  1883, 
L.-G.-Bl  Nr.  11. 

*)  Gesetz  vom  21.  December  1874.  L.-G.-Bl.  Nr.  10  ex  1875. 

Gesetze  vom  30.  April  1870,  L.-G.-Bl.  Nr.  39,  und  vom  9.  Jänner  1882. 
L.-G.-Bl.  Nr.  9. 

*)  Gesetz  vom  11.  September  1892,  L.-G.-Bl.  Nr.  26. 

•)  Gesetz  vom  31.  Juli  1888,  L.-G.-Bl.  Nr,  29. 

’)  Gesetz  vom  28.  August  1892,  L.-G.-Bl.  Nr.  25. 

•)  Gesetz  vom  28.  August  1889,  L.-G  -Bl.  Nr.  27. 

•)  Gesetz  vom  2.  September  1870,  L.-G.-Bl.  Nr.  46. 
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ln  Dalmatien’)  sind  nämlich  auch  die  nützlichen  Vügel  lediglich 
während  der  Brutzeit  geschützt;  ansserhalb  der  letzteren  können  sie  ganz  frei 
gefangen  und  getfldtet  werden,  ohne  dass  es  dazu  such  nur  einer  behördlichen 
Bewilligung  bedürfte. 

Und  ähnlich  stand  es  bis  vor  kurzem  in  Tirol.*)  Auch  hier  war  in  der 
Zeit  vom  lö.  September  bis  Ende  December  das  Fangen  und  Tödten  der  Vögel 
gegen  Entrichtung  bestimmter  Gebüren,  die  in  die  Oemcindecasse  flössen,  allge- 
mein erlaubt.  Dadurch  waren  die  Gemeinden  direct  an  einer  möglichsten  Verall- 
gemeinemng  des  Vogelfanges  interessiert,  da  dieser  ihnen  eine  Einnahmsqnelie 
bot.  Auch  Hess  das  Ge.setz  eine  Reihe  von  auf  Massenfang  berechneter  Fang- 
mittel, wie  die  in  Südtirol  allgemein  üblichen  Boccoli,  zu.  Gerade  für  Tirol  wäre 
aber  ein  besonders  strenger  und  wirksamer  Vogelschutz  doppelt  nothwendig 
gewesen.  Denn  in  den  italienischen  Landestheilen  ist  ebenso  wie  im  angrenzenden 
Oberitalien  der  Massenfang  der  Zugvögel,  die  dort  theils  überwintern,  theils  bei 
ihrem  Zuge  nach  dem  Süden  dnrchfliegen,  eine  seit  Jahrhunderten  eingelebte 
Nationalsitte,  der  verbreitetste  Sport.  So  soll  allein  in  dem  einen  Ledrothale 
jährlich  eine  halbe  Million  Singvögel  gefangen  werden  1 

Gegen  diese  in  den  Sitten  der  Südländer  tief  eingewurzelte  Leidenschaft, 
die  aber  der  Bodencultnr  des  ganzen  Landes  so  argen  Schaden  verursacht,  hat 
erst  das  in  Rede  stehende  Landesgeseti  vom  Jahre  1899  Stellung  genommen. 
Dieses  Gesetz  kommt  dem  oben  erwähnten  istrianischen  nahe.  Während  die 
schädlichen  Vögel  keinerlei  Schutz  geniessen,  besteht  für  alle  übrigen  eine  Schon- 
zeit; ausserhalb  derselben,  d.  h.  in  den  3'/,  letzten  Monaten  des  Jahres  ist  der 
Vogelfang  an  eine  behördliche  Bewilligung  gebunden,  die  nnr  für  ein  Jahr  nnd 
für  eine  bestimmte  Gemeinde,  mit  Bezeichnung  der  Fangart,  gegen  vorherige 
Entrichtung  einer  Fanggebär  von  5 an  den  tirolischen  Landesfond  ertheilt 
werden  darf.  Ferner  ist  jetzt  eine  viel  grössere  Zahl  von  Fangmitteln  und  Fang- 
arten untersagt  als  früher;  insbesondere  ist  die  Anwendung  von  Schlingen  und 
Netzen  jeder  Art  (Strich-,  Zug-  und  Schlagnetzo),  von  Roccolis,  von  betäubendem 
Fntter  nnd  das  Fangen  bei  Nachtzeit  unter  Strafe  gestellt,  während  Leimrutben 
nnd  Fallen  immer  noch  za  den  in  Tirol  erlaubten  Fangmitteln  gehören. 

Wir  haben  hier  sicherlich  erst  einen  kleinen  Schritt  in  der  Richtung 
eines  umfassenden  Vogelschntzgesetzes  vor  uns.  Immer  noch  bleibt  Tirol  diesbe- 
züglich hinter  den  meisten  Kronländern  weit  zurück.  Aber  in  einem  Punkte  ist 
das  tiroler  Landesgesetz  allen  anderen  überlegen,  nnd  gerade  daraus  darf  man 
schliessen,  dass  es  dem  Lande  mit  der  in  Angriff  genommenen  Reform  ernst  ist 
und  dass  man  auf  halbem  Wege  nicht  stehen  bleiben  wird:  sonst  überall  ist  die 
Durchführung;,  der  Vogelschatzgesetze  den  Gemeindebehörden  überlassen,  die  auch 
die  im  Gesetze  angedrohten  Polizeistrgfen  zn  verhängen  haben;  in  Tirol  ist  beides 
Sache  der  politischen  Behörden.  Sicherlich  sind  die  Gemeindebehörden  bei  uns 
vielfach  ganz  ansserstande  eine  bei  ihren  Gemeindegenossen  weit  verbreitete 
Gewohnheit  oder  Neigung  mit  Erfolg  zn  bekämpfen.  Von  den  politischen  Behörden 

’)  Gesetze  vom  20.  December  1874,  L.-G.-B1.  Nr.  23,  und  vom  14.  Jänner  1895. 
L.-G'-Bl.  Nr  6. 

’)  Gesetz  vom  30.  April  1870,  L.:G.-B1.  Nr.  37. 
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darf  man  Tielleicht  eher  erwarten,  dass  sie  dem  Gesetze  zum  Durchbruch  ver- 
helfen werden. 

Freilich  ist  es  richtig,  dass  selbst  das  beste  Vogelscbntzgesetz  für  Tirol, 
und  wäre  es  ausnahmslos  dnrchgeführt.  eine  lialbe  Maa-ssregel  — und  vielleicht 
nicht  einmal  das  — bleibt,  solange  die  Singvögel,  wenn  sie  die  österreichische 
Grenze  unbehelligt  überflogen  haben,  in  Oberitalicn  massenhaft  getödtet  werden, 
um  der  Bevrdkemng  als  leckere  Kationalspeise  zu  dienen.  Nur  eine  internationale 
Kegeinng  kann  da  Abhilfe  schaffen.  Eine  solche  ist  allerdings  schon  versucht 
worden.  In  der  österreichisch-italienischen  Vereinbarung  vom  5.  November  1875 
verpflichteten  sich  die  Regierungen  beider  Theile  im  Wege  der  Gesetzgebung 
Maassregeln  zu  treffen,  welche  geeignet  sind,  den  für  die  Bodencultur  nützlichen 
Vögeln  den  thunlichsten  Schutz,  und  zwar  mindestens  in  einem  des  näheren 
bezeichneten  Umfange,  zu  sichern.  Dieses  vertragsmässige  Minimum  des  Vogel- 
schutzes ist  in  dem  neuen  tiroler  Gesetze  verwirklicht:  Oesterreich  ist  damit 
seiner  Verpflichtung  zum  grössten  Theile  nachgekommen.  Nunmehr  könnte  sehr 
wohl  bei  Italien  auf  ein  ähnliches  Vorgehen  gedrungen  werden.  Allerdings  müsste 
auch  noch  in  Dalmatien  das  geltende  Gesetz  in  ähnlichem  Sinne  reformiert  werden. 

III. 

Die  Hebung  der  Viehzucht  war  in  den  Jahren  1896  bis  1901 
Gegenstand  der  Gesetzgebung  in  Nieder  Österreich.  Salzburg,  Steier- 
mark, Tirol,  Vorarlberg  und  Schlesien. 

Der  Rechtszustand,  wie  er  zu  Beginn  der  uns  beschäftigenden  Periode  bestand, 
ist  ans  dem  V.  Bande  dieser  Zeitschrift,  S.  471  ff.  zu  entnehmen.  In  acht  Kron- 
ländem  — Ober  Österreich,  Salzburg,  Kärnten,  den  Küstenländern. 
Schlesien,  Dalmatien  — war  hiernach  die  Rindviehzucht  ganz  frei  und 
ungeregelt,  während  in  den  neun  anderen  Ländern  Polizeigesetze  bestanden, 
die  zur  Nachzucht  mit  fremden  — in  Böhmen  und  Vorarlberg  auch  mit  eigenen  — 
weiblichen  Thieren  nur  solche  Stiere  znlassen,  welche  bestimmte,  von  den  Gesetzen 
normierte  Eigenschaften  besitzen  und  durch  eigens  hierfür  bestellte  Behörden 
— Licenzierungscommissionen,  Thierzuchtscommissionen  — als  zur  Nachzucht 
geeignet  erkannt  werden.  Auch  wird  ziimehst  die  Zahl  der  Sprünge  des  Stieres 
an  einem  Tage  limitiert,  der  unmittelbare  Nachsprung  verboten  u.  s.  w.  Alle 
diese  Beschränkungen  des  Viehzüchters  in  seiner  wirtschaftlichen  Freiheit  sind 
durchaus  gerechtfertigt  und  nothwendig,  soll  die  Viehzucht,  die  sich,  namentlich 
in  den  Alpenländern,  immer  mehr  zu  dem  wichtigsten  Zweige  der  Landwirt- 
schaft entwickelt,  gehoben,  sollen  die  Viehrassen  durch  consequente  Verfolgung 
eines  Znchtzieles  verbessert  werden.  Insbesondere  sind  ja  die  kleinen  Land- 
wirte, die  sich  nicht  selbst  einen  eigenen  Stier  zu  halten  vermögen,  in  der  Nach- 
zucht in  der  Regel  durchaus  von  dem  in  der  Nachbarschaft  befindlichen  Stiere 
abhängig.  Ueberdies  ist  ein  grosser  Theil  der  Landwirte  gar  nicht  im.stande, 
zu  beurtheilen,  ob  ein  Stier  zur  Zucht  geeignet  ist.  Endlich  setzt  das  Züchten 
hervorragender  Qualitäten  und  reiner  Rassen  voraus,  dass  durch  längere  Zeit  in 
einem  Gebiete  conseqnent  dasselbe  Zuchtziel  verfolgt  werde.  All  das  ist  aber  ohne 
einen  gewissen  Zwang  kaum  erreichbar.  Ja  man  dürfte,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen. 
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nicht  dabei  stehen  bleiben,  die  Verwendang  von  nicht  Ucenzierten  Zncfatstieren 
zum  Belogen  fremder  Kühe  zn  verbieten,  sondern  man  müsste,  weitergebend, 
für  alle  Zochtstiere  den  Licenzierangszwang  statuieren,  auch  für  solche,  die  der 
Besitzer  ausschliesslich  für  seinen  eigenen  Viebstapel  benützt.  Kur  Böhmen  und 
Vorarlberg  haben  sich  indessen  zu  einem  solchen  Schritte  entschlossen,  während 
in  anderen  Kronländem  darauf  abzielende  Anträge  von  dem  Landtage  verworfen 
wurden. 

Von  den  in  Bede  stehenden  nenn  Landesgesetzgebnngen  be.schränken  sich  nur 
zwei  — die  von  Niederösterreich  und  Böhmen*)  — auf  die  besprochenen 
Polizeivurschriften  negativer  Natur.  In  den  sieben  anderen  Kronländem  erkannte  man,  * 
dass  zum  Verbote  der  Verwendung  ungeeigneter  Stiere  auch  positiv  die  Sorge  für 
das  Vorhandensein  einer  genügenden  Anzahl  von  geeigneten  Zuchtthieren  treten 
müsse.  Hängt  doch  davon  das  Blühen  und  Gedeihen  der  Kindviebzucht  in  einem 
Gebiete  ab.  Fohlt  es  an  Zuchtmaterial,  so  degeneriert  das  Vieh,  eine  der  Haupt- 
erwerbsquollon  des  Bauernstandes  versiegt.  Man  darf  sich  aber  hier  nicht  auf  das 
Selbstinteresse  der  Betboiligten,  auf  das  Wirken  der  freien  Concurrenz  verlassen; 
denn  den  kleinen  Landwirten  gebricht  es,  wie  die  tägliche  Erfahrung  beweist,  an 
den  erforderlichen  materiellen  Mitteln,  noch  mehr  an  Kenntnissen,  an  Weite  des 
Blickes,  an  Einigkeit,  um  aus  eigener  Kraft  durch  genossenscbafUicben  Zusammen- 
schluss das  fehlende  Zuchtmaterial  in  entsprechender  Qualität  zu  beschaffen. 
Jedenfalls  befindet  sich  hier  der  einzelne  Landwirt  vielfach  in  ökonomischer 
Abhängigkeit  von  den  anderen.  Darum  ist  es  durchaus  zu  billigen,  das.s  in  M ähre  n,*) 
Steiermark,*)  Krain,*)  Tirol,®)  Vorarlberg,’)  Galizien*)  und  in  der 
Bukowina*)  die  Gesetze  zur  Hebung  der  Kindviebzucht  ein  Maximalverhältnis 
zwischen  der  Zahl  der  faselbaren  weiblichen  Rinder  und  der  Zucbtstiere  in  der 
Gemeinde  feststellten  und  die  Gemeinde  subsidiär  verpflichteten,  die  etwa  fehlenden 
Stiere  auf  Kosten  der  in  Betracht  kommenden  Rindviebbesitzer  anzuschafiTen.  Das 
neue  schlesische  Gesetz^'^)  scbliesst  sich  diesen  Mustern  an. 

Sehr  entscheidend  für  den  praktischen  Erfolg  jener  Vorschriften  ist  es,  welchen 
Organen  deren  thatsächliche  Durchführung  übertragen  ist.  Nach  den  meisten 
Gesetzen  soll  zu  diesem  Zwecke  in  jedem  Gerichtsbezirku  eine  eigene  Tbierzucbt- 
commis.sion  errichtet  werden,  während  die  Gesetze  von  Tirol  und  Vorarlberg  dafür 
die  Bildung  von  Gemeindocommissionen  anordneu.  Diese  letzteren  Organe  sind 
zweifellos  der  ihnen  gestoilten  Aufgabe  in  keiner  Richtung  gewachsen.  Sie  besitzen 
dafür  weder  die  erforderliche  Unparteilichkeit  noch  die  nöthige  Unabhängigkeit. 
Bestehen  sie  doch  aus  Viehzüchtern  der  nämlichen  Gemeinde,  über  welche  sie  die 

’)  Geaetz  vom  13.  Juli  1894,  L.-O.-Bl.  Nr.  62. 

*)  Gesetz  vom  21.  April  l8-'i7,  L.-G.-BI.  Nr.  40. 

*)  Gesetz  vom  16.  December  1888,  L.-G.-Bl,  Nr.  5 ex  1889. 

Gesetz  vom  9.  Jänner  1882,  L.-G.-Bl.  Nr.  14. 

Gesetz  vom  11.  August  1890,  L.-G.-Bl.  Nr.  4 ex  1891. 

Gesetz  vom  I.  Februar  1676,  L.-G.-Bl.  Nr.  14. 

")  Gesetz  vom  27.  Juli  1890.  L.-G.-B1.  Nr.  19. 

®)  Gesetz  vom  20.  Juli  1892,  L.-G.-Bl.  Nr.  51. 

•>  Gesetz  vom  13.  Juni  189.6,  L.-G.-Bl.  Nr.  19. 

*0)  Gesetz  vom  12.  November  1901,  L.-G.-Bl.  Nr.  46. 


Digitized  by  Google 


Ueberblick  über  die  iJesetzgebpng  der  österreichiachen  Kronländcr  etc.  207 


Aofsicht  fuhren  sollen!  Dass  hier  wirklich  der  Bock  zum  Gärtner  gemacht  wurde, 
erkennt  man,  wenn  man  erfährt,  dass  in  Tirol  das  Gesetz  vom  14.  Jänner  1876 
ein  Maiimalrerhältnis  von  100  weihiichen  Zuchtthieren  auf  einen  Stier  normiert 
hatte,  dass  dagegen  20  Jahre  nach  Erlass  jenes  Gesetzes  in  156  (von  623) 
Gemeinden  mehr  als  100  Kühe  auf  einen  Stier  kamen,  dass  in  69  Gemeinden, 
darunter  in  solchen  mit  über  400  weiblichen  Rindern,  überhaupt  gar  kein  Stier 
vorhanden  war,  dass  in  manchen  Orten  ein  Stier  zwölf-  bis  fünfzebnmal  im  Tage 
zum  Sprung  verwendet  wird  n.  s.  w.  Von  329  Gemeinden  Dentschtirols  haben 
179,  von  249  Gemeinden  Wälschtirols  haben  152  selbst  berichtet,  dass  die 
iin  Gesetz  vorgescbriebenen  Localcommissionen  gar  nicht 
bestehen!  Und  wo  sie  bestehen,  führen  sie  zumeist  ein  Scheindasein.  ,Es 
dürfte  wohl  wenig  Localcommissionen  geben,  die  den  Stall  eines  Privatstierhalters 
zu  betreten  wagen,  und  noch  wenigere,  die  den  Muth  haben,  diesem  eine  Aus- 
stellung über  seinen  Stier  zu  machen.“ ')  Dass  die  steten  Klagen  über  die 
schlechte  Qualität  der  Zuchtstiere  in  Tirol  nicht  unbegründet  sind,  lässt  sich  nach 
Vorstehendem  annebmen;  insbesondere  die  privaten  Stierhalter  betreiben  die 
Stierbaltnng  ans  Specnlation,  kaufen  möglichst  billige  Znchtthiere,  die  sie  dann 
rasch  nnd  gegen  hohes  Entgelt  auszunützen  suchen.  Als  besonders  schädlich  in 
dieser  üinsicht  hat  sich  namentlich  der  sehr  verbreitete  Brauch  erwiesen,  dass 
die  Gememdo  ihrer  Pflicht  zur  Stierbaltnng  dadurch  nachkommt,  dass  diese  Last, 
zumeist  auf  Gmnd  alter  Rollordnnugen,  den  einzelnen  Höfen  in  der  Gemeinde 
nach  einem  Tnnins  anferlogt  wird.  Bei  dieser  Stierbaltnng  von  Haus  zu  Hans 
sucht  jeder,  den  die  Reihe  trifft,  möglichst  billig  wegzukommen.  Auch  sind 
die  davon  betroffenen  Wirtschaften  oft  so  klein  und  mittellos,  dass  die  Anschaffung 
eines  guten  Zuchtstieres  von  vomeherein  ausgeschlossen  ist. 

So  berichten  denn  die  landwirtschaftlichen  Bezirksgenossensebaften  geradezu 
einstimmig,  dass  die  Gemeinden  und  die  von  ihnen  bestellten  Localcommissionen 
gar  keinen  Einfluss  auf  die  Stierhaltung  ansüben.  ,Tbeils  mangelt  den  zur 
Durchführung  des  Gesetzes  bestimmten  Organen  das  Verständnis  für  den  Wert 
guter  Znchtthiere,  theils  fehlt  der  gute  Wille  oder  die  Macht,  dem  altgewohnten 
Schlendrian  entgegenzutreten.“ 

Unter  diesen  Umständen  nnd  bei  der  eminenten  volkswirtschaftlichen 
Wichtigkeit  der  Rindviehzucht  für  unsere  Alpenländer  ist  es  mit  grosser  Freude 
zu  begrüsseii,  dass  auf  Initiative  des  Landescnlturrathes  in  Tirol  der  Versuch 
einer  Besserung  des  Zustandes  durch  Erlass  eines  rationelleren  Gesetzes  gemacht 
worden  ist*)  Vor  allem  ist  ein  bedeutender  Fortschritt  davon  zu  erwarten,  dass 
nunmehr  an  die  Stelle  der  von  jeder  Gemeindevertretung  für  ein  Jahr  zu  wählenden 
Lucalcommissionen  Viehzuchtscummissionen  treten,  und  zwar  je  eine  für  das  Gebiet 
einer  Bezirksgenossenscliaft  der  Landwirt«.  Diesen  Commissionen,  die  aus  je 
einem  Vertreter  des  Landesausschnsses,  des  Ausschusses  der  Bezirksgenosseiischaft 
und  des  betreffenden  Gemeindeansschusses  bestehen,  haben  insbesondere  für  die 
Durchführnng  des  Gesetzes  zn  sorgen  und  die  Körung  der  zur  Belegung  fremder 

*>  Tiroler  Landtagsverhandlungen  1SÜ5,  Beilage  Kr.  15,  Bericht  der  I.  Section  des 
Laudesculturratbes. 

*)  Gesetz  vom  14.  Jänner  1Ö96,  L.-G.-Bl.  Nr.  10. 
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Kinder  bestiminton  Stiere  voramiehmen.  Dagegen  hat  das  GeseU:  wegen  des 
voraussichtlichen  Widerstandes  der  bhncrlichen  Bevölkerung  unterlassen,  den 
Licenzierungstwang  auch  auf  jene  Stiere  auszndehnen.  die  nur  für  das  eigene 
Vieh  des  StierbesiUers  bestimmt  sind.  Bloss  ein  indirecter  Zwang  soll  dadurch 
ausgeübt  werden,  dass  nicht  licenzierte  Stiere  von  jeder  Prämiierung  durch  Landes- 
mittel ausgeschlossen  sind. 

Das  neueZuchtstiergesetz  für  Vorarlberg,*)  das  allerdings  die  Licenzierung 
für  alle  Znchtstierc  fordert,  geht  leider  nicht  so  weit  als  das  tiroler  Gesetz  in 
der  Sorge  für  die  Durchführung  seiner  Vorschriften.  Auch  hier  bestehen  ähnliche 
üebelstände  wie  in  Tirol.  Die  Gemeinden  haben,  wie  der  Landwirtschaflsverein 
ansführt,  *)  sich  der  Ausführung  des  Gesetzes  viel  zu  wenig  angenommen,  sie 
haben  „vielfach  die  einzelnen  Bestimmungen  des  Gesetzes  gar  nicht  oder  nicht 
hinreichend  beachtet  und  so  einem  wirklichen  Fortschritt  der  Viehzucht  ....  in 
keiner  Weise  gedient,“  Dennoch  macht  das  Gesetz  nicht  den  entscheidenden 
Schritt,  Bezirkscommissionen  mit  der  Licenzierung  und  der  Controle  zu  betrauen, 
wofür  vielmehr  die  Localcommissionen  competent  bleiben,  sondern  es  beschränkt 
sich  auf  folgende  Vorschriften:  Dia  Gomeinden  haben  alljährlich  zu  bestimmten 
Terminen  über  die  zur  Durchführung  des  Gesetzes  getroffenen  Maassnahraen  an 
den  Landesausschnss  zu  berichten;  sie  sollen  ihr  Gebiet  in  Zuchtstierrayone 
ointheilen;  und  es  kann  der  Landesausschnss  von  Fall  zu  Fall  Commissäre  in 
die  einzelnen  Gemeinden  entsenden,  um  die  letzteren  zu  überwachen,  Erhebungen 
zu  pflegen  oder  Entscheidungen  zu  fällen.  Ob  hier  nicht,  wie  leider  befürchtet  worden 
muss,  ganz  wirkungslose  halbe  Maassregeln  getroffen  sind,  mnss  die  Erfahrung  lehren. 

Dass  übrigens  auch  die  Einsetzung  von  Thierzuchtscommissionen  für  ganze 
Bezirke  die  Verwirklichung  der  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  verbürgt,  lehrt  das 
Beispiel  Steiermark s.  Auch  hier  gibt  es  immer  noch  einzelne  Gemeinden, 
die  bei  einem  Stande  von  200  und  mehr  Kühen  und  Kalbinnen  überhaupt  keinen 
licenzierten  Stier  besitzen.  Auch  werden  immer  noch  in  einer  für  die  Rindvielr/.ucht 
Äusserst  schädlichen  Weise  nicht  licenzierte  Stiere  zum  Sprung  auf  fremde  Kühe 
verwendet;  dennoch  aber  handhaben  die  Gemeinden,  wie  sämratliehe  Bezirks- 
vertretungen berichten,  das  ihnen  vom  Gesetze  übertragene  Strafrecht  wegen 
Uebertretnng  des  Rindviehzuebtgesetzes  gar  nicht.  In  zweckmässiger  Weise 
weist  deshalb  das  neue  Gesetz  jenes  Strafrecht  den  politischen  Behörden  zu. 
Ueberdies  wird  den  Bezirksvertretungen  ein  Einfluss  auf  die  Schaffung  einheit- 
licher Znchtgebiete  für  bestimmte  einheimische  Bassen  gewährt.*) 

Das  niederösterreiebisebe  Gesetz  enthält  nur  eine  Vereinfachung 
in  der  Zusammensetzung  der  Körungscommission.  *) 

Bedeutungsvoller  ist  es,  dass  nunmehr  auch  Salzburg  den  Versuch 
gemacht  hat.  die  Stierhaltung  im  Lande  gesetzlich  zu  regeln.“)  Das  nach  mehrjähriger 

*)  Gesetz  vom  14.  April  1896,  L.-G.-111.  Kr.  28. 

*)  Landtag  1894,  Beilage  Nr.  14. 

“)  Landtag  189,5.  Beilage  Nr.  20. 

*)  Gesetz  vom  17.  April  1896.  L.-G.-Bl.  Nr.  4. 

Gesetz  vom  16.  März  1899,  L.-G.-Bl.  Nr.  29. 

“1  Gesetz  vom  18.  November  1896,  L.-G.-B1.  Nr.  38. 
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ßeratbnng  trotz  dos  Widerstandes  der  Regicmng  im  Jahre  1896  publicierte 
Gesetz  ist  durchaus  eigenthümlich  und  weicht  in  jeder  Hinsicht  von  allen  anderen 
in  Oesterreich  geltenden  Stiergesetzen  ab. 

Vor  allem  kennt  das  salzbnrgische  Gesetz  nicht  die  sonst  überall  acceptierto 
Liceniierungspflicht:  es  besteht  kein  allgemeines  Verbot,  nicht  gekbrte  Stiere  zur 
Xachzncht  mit  fremdem  Vieh  zu  Terwenden.  Statt  dessen  hat  der  „Stierhaltungs- 
ansschnss“  in  jeder  Gemeinde  über  die  Verwendung  ungeeigneter  oder  nicht 
reinrassiger  Stiere  „Erhebungen  zu  pflegen“;  ferner  hat  der  Gemeindevorsteher 
„darauf  zu  sehen“,  dass  in  den  Spmngstierstationen  (s.  n.)  vom  Stierhaltnngs- 
ausschnss  approbierte  Thiere  anfgestellt  werden;  er  hat  auch  die  Verwendung 
ungeeigneter  Stiere  zu  verbieten,  „wenn  sonst  geeignete  Zuchtstiero  in 
genügender  Zahl,  zu  jeder  Zeit  und  an  leicht  verfügbaren  Orten  zur  Verfügung 
steheu*.  Alles  ist  also,  wie  man  sieht,  in  das  Ermessen  der  Gemeindebehörden 
gestellt.  Nur  ein  directes  Verbot  enthält  das  Gesetz  in  dieser  Beziehung:  um 
die  Pinzgauer  Basse  rein  zu  erhalten,  dürfen  Besitzer  von  fremdrassigen  oder 
von  Kreuznngsstieren  diese  nicht  zum  Belegen  fremden  Viehes  verwenden 
lassen. 

Wie  hinsichtlich  dos  Verbotes  ungeeigneter  Zuchtthiere,  so  hat  das  Gesetz 
auch  hinsichtlich  der  Sorge  für  eine  entsprechende  Anzahl  von  Stieren  mehr 
belehrenden  und  anfmuntemden,  als  befehlenden,  dispositiven  Charakter.  Die 
Gemcindevorstände  werden  ermahnt,  sich  darüber  Gewissheit  zu  verschaffen,  ob 
eine  genügende  Anzahl  entsprechender  Zuchtstiere  jederzeit  und  an  leicht  erreich- 
baren Orten  zur  Verfügung  steht;  sollte  dies  nicht  der  Fall  sein,  mögen  sie  den 
Mängeln  und  Uebelständen  „in  einer  den  örtlichen  Verhältnissen  und  der  Billig- 
keit entsprechenden,  die  Viehbesitzer  möglichst  befriedigenden  Weise“  abhelfen. 
Sie  sollen  vorerst  eine  freie  Vereinbarung  mit  den  betreffenden  Viehbesitzerii  an- 
streben; gelingt  dies  nicht,  so  sind  „womöglich“  Sprungstierstationen  zu  errichten. 
Ein  bestimmtes  Zahlenverhältnis  zwischen  den  Stieren  und  den  weiblichen  Rindern 
einer  Gemeinde  wird  nicht  normiert. 

So  enthält  denn  dieses  „Gesetz“  kaum  irgend  eine  positive  Norm.  Die 
Regierung  batte,  wie  für  die  anderen  Länder,  auch  für  Salzburg  die  Statuierung 
eines  Licenziorungszwanges  und  einer  subsidiären  Stierhaltungspllicht  der  Gemeinde, 
endlich  die  Einsetzung  von  Thicrznchtscommissionen  für  jeden  Gerichtsbezirks- 
sprengel nachdrücklich  gefordert  Die  Landwirtschaftsgesellschaft,  der  Landes- 
ausschnss  und  der  Landtag  widersetzten  sich  jedoch  diesem  Verlangen  hartnäckig 
und  schliesslich  mit  Erfolg  und  erklärten,  dasselbe  sei  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen des  Kronlandcs  nicht  angemessen;  es  seien  ohnedies  in  jeder  Gemeinde 
mehr  Stiere  vorhanden  als  das  im  Gesetze  zu  statuierende  Minimum;  schon  die 
Besitzer  von  8 — 10  belegbaren  Kühen  hielten  eigene  Stiere,  die  sie  den 
kleineren  Wirten  meist  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellten.  Würde  man  diese 
Stierbesitzer  zwingen,  die  Stiere  für  die  Nachzucht  mit  fremdem  Vieh  licen- 
zieren  zu  lassen,  Sprungregister  zu  führen  u.  s.  w.,  so  würden  sic  lieber  die 
Verwendung  ihrer  Stiere  zum  Decken  fremden  V'iehes  einstellen,  die  Stiemoth 
würde  dadurch  erst  hervorgerufen ; die  Licenziemngsptlicht  würde  die  wenigsten 
Stiere  treffen,  die  Tbierzuchtscommissionen  müssten  aber  doch  erhebliche 
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Kosten  verursachen,  die  zu  dem  Erfolge  in  keinem  entsprechenden  Verhältnis 
stünden.  *) 

Leider  existieren  nicht  genügend  eingehende  und  verlässliche  Daten,  um 
diese  Argumentation  auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen.  Jedenfalls  wies  die  Regiemiig 
nicht  ganz  mit  Unrecht  darauf  hin,  dass  es  schwer  begreiflich  sei,  weshalb  das 
Land  die  Initiative  zum  Erlasse  eines  Stierhaltungsgesetzes  ergriffen  habe,  wenn 
die  vorhandenen  Stiere  an  Zahl  und  an  Qualität  ohnedies  genügten.  Dass  die 
viehwirtschaftlichen  Verhältnisse  Salzburgs  thatsächlich  nicht  so  glänzend  sind, 
als  sie  in  der  Landstube  gerne  gerühmt  werden,  erhellt  ja  auch  aus  der  That- 
sache,  dass  der  Hinderstand  von  1880 — 1890  von  149.581  auf  143.484  Stück 
oder  um  4'1  Proc.  gesunken  ist;  wie  überhaupt  Salzburg  zwar  unter  allen  Kron- 
ländem  die  höchste  Kinderquote  per  Kopf  der  Bevölkerung  besitzt,  aber  auch  das 
einzige  Land  ist,  dessen  Hornvieh  sich  seit  dem  Jahre  1857  constant  vermindert 
hat.  nnd  zwar  in  33  Jahren  um  23'9  Proc.l  Dabei  hat  sich  auch  das  zahlen- 
massige  Verhältnis  zwischen  den  Stieren  einerseits,  den  Kühen  und  Kalbinnen 
anderseits  verschlechtert;  denn  während  die  Kühe  in  Salzburg  1880 — 1890  nur 
um  7’7  Proc.  abnahmen,  die  Kalbinnen  an  Zahl  sogar  um  (i'4  Proc.  Zunahmen, 
verminderte  sich  die  Zahl  der  Stiere  um  24‘7  Proc.l  Im  Jahre  1880  wurden  in 
diesem  Kronlande  5326  über  ein  Jahr  alte  Stiere  nnd  101.976  über  ein  Jahr 
alte  Kalbinnen  nnd  Kühe  gezälilt,  im  Jahre  1890  dagegen  4009  mäunliche, 
97.639  weibliche  Znchtthiere;  im  Jahre  1880  kam  also  ein  Süer  auf  19'1, 
im  Jahre  1890  dagegen  erst  auf  24’3  Kühe  und  Kalbinnen.  was  eine  Verschie- 
bung um  27  Pruc.  bedeutet.  ’)  Sicherlich  müssen  diese  Zahlen  nicht  auf  einen 
Rückgang  der  salzbnrgischen  Viehzucht  znrückznföhren  sein;  immerhin  aber  ver- 
dienen sie  ernste  Beachtung  und  hätten  in  einem  Lande,  dessen  Volkswirtschaft 
in  so  hervorragendem  Maasse  auf  der  Viehzucht  basiert,  zu  einer  eingehenden 
Feststellnng  der  tbatsächlichen  Verhältnisse  Anlass  geben  sollen.  Damit  wäre  eine 
reellere  Grundlage  für  das  wirtschaftspoliüschc  Eingreifen  gewonnen  worden,  nnd 
man  wäre  beim  Erlass  und  bei  der  Beurtheilung  des  in  Rede  stehenden  S6er- 
haltuugsgesetzes  nicht  auf  blosse  Vermuthangen  angewiesen  gewesen. 

Schwerlich  darf  man  sich  aber  von  dem  besprochenen  Gesetze  für  Salzburg 
eine  wesentliche  Uebimg  der  Rindviehzuchtsverhältnisse  dieses  Landes  versprechen. 
Hier,  wie  in  den  sechs  Ländern,  in  denen  bisher  noch  keinerlei  diesbezügliche 
Nonnen  erlassen  wurden  sind,  hat  die  (iesetzgebung  erst  noch  die  Aufgabe  zu 
lösen,  eine  einheitliche,  zielbewusste  Züchtung  durch  Ausschluss  ungeeigneten 
Znchtmateriales  und  durch  Sorge  für  eine  genügende  Zahl  tauglicher  und  ent- 
.sprechender  Stiere  zu  befördern.  Zur  Erreichung  dos  letzteren  Zieles  müsste 

')  Landtag  188.'!,  S.  792  ff.;  1307  ff.;  1885,  S.  799  ff.;  1893/4,  S.  1311  ff.;  1894/5, 
S.  437  ff.  1097  ff;  1895/6,  S.  417  ff. 

’)  Seit  dem  Jahre  1890  haben  sich  die  Verhältnisse  wieder  gebessert.  Zwar  hat 
auch  im  Decennium  1890 — 1900  die  Gesanmitzahl  des  Rindviehes  wieder  etwas  abge- 
nommen; aber  die  Zahl  der  Stiere  ist  nach  der  Viehzählung  des  Jahres  1900  von  4009 
auf  4430,  die  der  KQhe  und  Kalbinnen  über  ein  Jahr  von  97.639  aof  98. -536  gesGegen. 
Doch  sind  die  Zahlen  des  Jahres  1880  auch  gegenwärtig  noch  nicht  erreicht,  und  ebenso 
bleibt  das  ZahlenverhäUnis  zwischen  männlichem  and  weiblichem  Zuchtvieh,  das  sich  im 
Jahre  1900  auf  1 ; 22'2  ermässigt  hat,  noch  weit  unter  dem  des  Jahres  1880. 
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allerdings  zumeist  auch  auf  eine  Hebung  des  Bildungsniveaus  der  ländlichen 
Bevölkerung  hingewirkt  werden,  worin  eine  Vorbedingung  für  die  Verwirklichung 
aller  Xormen  auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaftspflege  gelegen  ist.  Auch  wird 
man  dann  erst  mit  einigem  Erfolge  die  Licenzierungspflicht  auf  jene  Stiere  aus- 
dehnen können,  die  nur  zum  Belegen  der  eigenen  Kühe  des  Stierbesitzers  dienen 
sollen. 

IV. 

Unter  den  1896 — 1901  legislatorisch  behandelten  Gegenst.önden,  welche  die 
Landwirtschaft  betreffen,  wären  weiters  dielandwirtscbaftlicbenBezirks- 
Torscbusscassen  zu  nennen.  Zweimal  wurde  im  Laufe  der  letzten  6 Jahre 
das  diesbezügliche  Gesetz  in  Böhmen  abgeändert. ') 

Diese  Vorschnsscassen,  sowie  die  analogen  Einrichtungen  in  Mähren  und 
Schlesien  sind  ganz  eigenartige  Formen  der  ländlichen  Personal-  und  Hypo- 
thekarcreditorganisation,  deren  Ursprung  noch  in  das  18.  Jahrhundert  znrückreicht. 
Sie  sind  aus  deu  Contribntionsgetreidefondeu  entstanden,  deren  Anlegung  ein 
Patent  vom  Jahre  1788  den  Obrigkeiten  in  den  Sndetenliindern  zur  Pflicht  gemacht 
hatte.  Durch  Beiträge  aller  Unterthanen  wurden  damals  Getreidefonde  geschaffen, 
ans  denen  die  Unterthanen  sich  in  Zeiten  der  Noth  das  erforderliche  Saatgetreide 
ausleihen  konnten.  Im  Laufe  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wurden 
diese  Getreidefonde  vielfach  in  Geldfonde  umgewandelt ; Landesgesetze  von  1863 
und  1864  ordneten  diese  Umwandlung  in  Böhmen  und  Mähren  imperativ  an, 
ein  Gesetz  von  1869  that  das  Gleiche  für  Schlesien.  In  dem  zuletzt  genannten 
Lande  wurden  sie  nach  Stenerbezirken  vereinigt  und  autonomen  Pondsansschfissen 
zur  Verwaltung  übergeben,  ohne  dass  eine  weitere  Fortbildung  stattgefunden  hätte. 
Ihnen  fehlt  hier  infolgedessen  jede  weitergehendo  wirtschaftliche  Bedeutung. 

In  Böhmen  und  Mähren  dagegen  wur<len  ans  den  Geldfonden  Vorschuss- 
cassen  mit  dem  Zwecke  gebildet,  zunächst  ihren  Theilnehmem,  dann  auch  anderen 
Kleingrundbesitzorn  Personal-  und  Hypothekarcredit  zu  gewähren.  Die  Theil- 
nehmerschaft  war  vom  Besitz  eines  rusticalen  Grundes  abhängig  und  wurde  mit 
diesem  übertragen  und  getheilt;  sie  verlieh  einen  vorzugswoisen  Anspruch  auf 
Creditgewährung,  ferner  auf  einen  Antheil  am  Reingewinn,  endlich  das  Recht 
zur  Wahl  der  Verwaltungsorgane.  Solange  diese  Vorschnsscassen  local  zersplittert 
und  auf  ihr  eigenes  Stanimvermögen  beschränkt  blieben,  konnten  sie  nur  eine 
sehr  begrenzte  Thätigkeit  entfalten.  In  Mähren  hatten  indessen  weitergehende 
Beformbestrebungen  in  dieser  Hinsicht  keinen  grossen  Erfolg;  cs  wurde  lediglich 
einigen  bedeutenderen  Contributionsfoudsvorschusscassen  (mit  mehr  als  100  Theil- 
nehmcni  und  mindestens  20.000  fl.  Vermögen)  unter  gewissen  Umsänden  gestattet, 
ihr  Betriebscapital  durch  Annahme  von  verzinslichen  Einlagen  von  Theilnehmem 
und  anderen  Persoi]en  zu  vergrössern,  doch  darf  die  Gesammtsnnmio  dieser 
Einlagen  das  Fünffache  des  Stammvermögens  ohne  Reservefond  nicht  übersteigen.*) 

*)  Siehe  für  das  Folgende  insbesondere  Vodnafik,  „Gesebiebte  und  Staristik  der 
mähriseben  ContributioDsfonda-VorschuBscassens,  und  Sebmid,  ..Materialien  zur  Kenntnis 
des  Personalcredites*  aus  «Statistische  älouatsschrift'*  189g,  S.  164  ff. 

•)  Gesetz  vom  15.  älärz  1888,  L.-G.-BI.  Nr.  57. 
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In  Bßhracn  dagegen  wurde  die  übermässige  Zersplitterung  der  Vorschnss- 
cassen  ira  Jahre  1882  dadurch  beseitigt,  dass  man  sämmtliche  Cassen  eines 
Bezirkes  zu  Bezirksvorschnsscassen  zusammenlegte, ')  bei  welchen  immer 
noch  die  Besitzer  derjenigen  Grundstücke,  welche  zur  Zeit  Kaiser  Josefs  beitrags- 
pflichtig gewesen  waren,  als  ,Theilnehmer“  die  oben  erwähnten  Vorrechte  besitzen. 
Schon  durch  diesen  Zusammenschluss  war  die  Bildung  grosserer  Capitalien  an- 
gebahiit.  Überdies  erhielten  die  Cassen  das  Recht,  verzinsliche  Geldeinlagen  bis 
zur  doppelten  Hohe  des  Stamravermögens  anznnehmen,  welche  Befugnis  bald  bis 
zum  Fünffachen  des  Stammvennögens  ausgedehnt  wurde;*)  seit  1892  kann  ein- 
zelnen Cassen  die  Annahme  von  Spareinlagen  bis  zum  Zehnfachen  des  .Stamm- 
capitals  bewilligt  werden.*) 

Die  mährischen  Contribntionsfondsvorschnsscassen  sollen  in  erster  Linie 
den  Hypothckarcredit,  die  böhmischen  BezirksvorschnsBca.ssen  dagegen  den  Per- 
sonalcredit  gegen  Wechsel  betreiben.  Noch  das  Gesetz  von  1882  kennt  hier 
keinen  eigentlichen  Hypothckarcredit,  sondern  nur  hypoihokari.sche  Cantion  für 
Personalcredit  bis  zu  5 Jahren;  seit  1885  dürfen  Hypothekardarlehen  bis  zur 
Hälfte,  ja  bis  zum  vollen  Betrage  des  Stammvermögens  gegen  Amortisation  in 
längstens  10,  seit  1892  in  längstens  20  Jahren  ertheilt  werden. 

Mit  dieser  Regelung  waren  die  Interessenten  indessen  wenig  zufrieden; 
sie  verlangten  eine  Krweiterung  der  Befugnis  zur  Annahme  von  Einlagen,  die 
Ausdehnung  dos  Hypothekarverkehrs,  die  Zula.ssung  des  Schuldscheines  netien 
dem  Wechsel  beim  Personalcredit.  Auch  ergaben  sich  besondere  praktische 
Schwierigkeiten  aus  der  übermässigen  Zersplitterung  der  Antlieile,  verursacht  durch 
die  fortschreitende  Zerstückelung  des  Bodens;  sanken  doch  die  Antheile  an 
den  Bezirksvorschusscassen  infolge  solcher  Theilungen  vielfach  bis  zu  2.  ja 
bis  zu  1 Heller  herab!  Der  letztere  Uebelstand  wäre  durch  Festsetzung  eines 
Minimums  für  die  Tbeiinng  und  durch  Einlösung  der  schon  bestehenden  kleineren 
Antheile  zu  beseitigen,  eine  Reform,  die  indessen  bis  jetzt  leider  unterlassen 
wurden  ist.  Den  anderen  Wünschen  hat  dagegen  da.s  erste  in  unsere  Periode 
fallende  Gesetz  Rechnung  getragen.*) 

Das  Maiimum  für  die  Geldeinlagen  wurde  mit  dem  Zehnfachen  des  Stamm- 
vermPgens.  einschliesslich  des  Resenefondes  ^der  50  Proc.  des  letzteren  betragen 
soll!  bestimmt  und  die  Bewilligung  einer  noch  weiteren  .\usdehnnng  in  einzelnen 
Fällen  vorgesehen.  Hypotheken  dürfen  nunmehr  bis  zur  vollen  Höhe  des  eigenen 
Vermögens  der  Cassa  und  der  Hälfte  der  Einlagen  gewährt  werden,  doch  muss 
wenigstens  die  Hälfte  des  eigenen  Vermögens  für  die  anderen  Geschäftszweige 
frei  bleiben.  Die  Hypotheken  können  mit  1 Proc.  amortisiert  werden;  als  Beleh- 
nungsgreiize  gilt  das  24fache  des  Catastralreinertrages. 

Durch  diese  Reform  konnte  sich  der  Wirkungskreis  der  Bezirksvorschnss- 
cassen  wesentlich  erweiteni.  Diese  Institute  sind  denn  auch  bereits  ein  wichtiges 
Glied  in  der  ländlichen  Creditorganisation  Böhmens  geworden;  haben  doch  nach 

■)  Gesetz  vom  22.  März  1S82,  L.-G.-Bl.  Nr.  26. 

*)  Gesetz  vom  2.  Februar  I8s8,  L.-G.-Bl.  Nr.  9. 

*)  Gesetz  vom  7.  Juni  1892,  L.-G.-B1.  Nr.  32. 

*)  Gesetz  vom  30.  Juni  1896.  L.-G.-B1.  Nr.  56. 
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den  letzten  Ausweisen^)  16G  Vorschosscassen  im  Jahre  1809  fast  10  Mill. 
Gulden  eigenes  Vermugen  (Stammcapital  nnd  Beserrefond)  nnd  etwa  40  Mill. 
Gulden  fremdes  Vermr»gen  (Einlagen  nnd  Anlehen)  znr  Ven^aUnng  gehabt;  davon 
waren  mnd  23  Mill.  Golden  auf  Personalcredit,  18  Mill.  Gnlden  auf  Hypotheken 
ansgeliehen.  Eine  weitere  Steigerung  ihrer  Geschäftathätigkeit  im  Rahmen  des 
Gesetze.«!  vom  1896  wäre  noch  sehr  wohl  möglich,  da  die  Geldeinlagen  im  Durch- 
schnitte erst  4‘2mal  so  hoch  sind  als  das  eigene  Vermögen,  so  dass  selbst  bei 
deren  Yerdoppelnng  die  gesetzliche  Grenze  des  Zehnfachen  noch  nicht  erreicht 
wäre.  Bei  einzelnen  Gassen  ist  diese  Grenze  allerdings  gegenwärtig  schon 
überschritten. 

Scheint  also  das  Gesetz  von  1896  in  dieser  Hinsicht  für  einige  Zeit  noch 
ausreichend,  so  machten  sich  andere  Uebelstände  sehr  unangenehm  fühlbar.  Die 
Verwaltung  der  Gassen  ist  vielfach  schlecht  nnd  unverlässlich,  die  Gontrole 
dnroh  die  Bezirksausschüsse  umso  mangelhafter,  als  bei  vielen  Gassen  Beamte 
dieser  Anfsiebtsinstanz  die  Geschäft«  führen.  Es  gerieth  im  Lanfe  der  letzten 
Jahre  eine  Reibe  von  Bezirksvorsebnsscassen  in  Zahlungsschwierigkeiten,  in  ein* 
zelnen  Fällen  sogar  in  Gonenrs,  was  stets  mit  einer  empfindlichen  Schädigung 
der  Einleger  verbunden  war.  So  batte  die  Gasse  in  Melnik  schon  nach  wenigen 
Jahren  des  Bestandes  ein  Deficit  von  780.000  fl.  (abgesehen  vom  Verlost«  des 
Reservefondes)  aufzuweisen!  Zudem  darf  es  bei  der  Kurzfristigkeit  und  steten 
Ruckforderbarkeit  der  Einlagen  nicht  als  unbedenklich  angesehen  werden,  dass 
43  Proc.  sämmtlicher  Darlehen  langfristige  H^'potbekarcredite  sind,  die  im  Falle 
einer  Krisis  nicht  rasch  realisiert  werden  können.  Auch  die  Resenefonde  sind 
keine  Sicherung  gegen  eine  solche  Gefahr.  Zunächst  ist  ihre  Höhe  nur  gering: 
gegenüber  einer  Darlehenssumme  von  über  42  Mill.  Gulden  betrugen  sie  nur 
1*2  Mill.  Gulden,  nicht  einmal  3 Proc.  der  Darlehen,  nur  14*7  Proc.  des 
Stammvermögens,  wovon  sie  nach  dem  Gesetze  50  Proc.,  also  über  4 Mill. 
Golden,  ansmacben  sollten.  Dazu  kommt  aber  noch,  dass  ein  sehr  grosser  Theil 
dieser  Reservefonde  für  die  Geschäftsführung  verwendet  worden  ist,  so  dass  er 
den  nämlichen  Verlustgefahren  ausgesetzt  ist  wie  das  eigentliche  Betriebscapital, 
nnd  ebenso  schwer  rasch  flüssig  gemacht  werden  kann. 

Ein  Theil  dieser  Uebelstände  soll  durch  das  Gesetz  vom  26.  April  1900, 
L.-G.-Bl.  Nr.  32,  beseitigt  werden.  Vor  allem  ist  für  eine  intensivere  Controle 
der  Gesebäftsgebarung  dnreb  den  Landesausschuss  mit  Hilfe  eigener  Inspectionen 
gesorgt.  Zugleich  Lsi  den  Bezirksausschüssen  zur  Pflicht  gemacht,  in  jedem 
Jahre  wenigstens  eine  nnvermntbete  Revision  vorzonehmen.  Sodann  ist  das  Recht 
zur  Annahme  von  Geldeinlagen  davon  abhängig  gemacht,  dass  sämmtliche  vom 
Landesanssebnsse  bezüglich  der  Sicherheit  der  Einlagen  für  nöthig  befundenen 
Maassregeln  durebgeführt  werden.  Liegt  hierin  eine  Beschränkung  der  Gesebäfts- 
thätigkeit,  so  ist  diese  durch  andere  Bestimmungen  wesentlich  erweitert  worden. 
Die  Möglichkeit  zur  Erhöhung  des  Stammcapitals  ist  geschaffen  worden,  indem 
nun  als  Grenze  für  die  Annahme  von  Einlagen  nicht  mehr  das  Zehnfache  des 
Slammvermögens  und  Reservefondes,  sondern  das  Fünfzehnfacho  des  Stamm- 

*)  Beilage  II  zum  böhmischen  Landtag  1901. 
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Vermögens  gilt.  Dass  man  bei  .Annahme  die.ser  Gesetzesündernng  glanben  konnte, 
hierdurch  werde  der  bisherige  Zustand  nicht  wesentlich  alteriert.  weil  nach  dem 
Gesetze  der  Eeaervefond  50  Proc.  des  Stammvermogens  zn  betragen  habe,  ist 
höchst  merkwürdig;  erreicht  doch,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Reservefond 
thatsächlich  im  Durchschnitt  noch  nicht  15  Proc.  des  Stammvermögens!  Ferner 
ist  der  Kreis  der  gesetzlich  gestatteten  Geschäfte  durch  Einbeziehung  der  Darlehen 
an  Landgemeinden,  der  Vermittelung  von  Geschäften  der  Landeshjpotheken- 
nnd  der  Landesbank,  der  Feuer-,  Hagel-  und  Viehversicherung,  der  Kranken-, 
Invaliditäts-  und  Altersversorgung  vergrössert  worden.  Dem  vielfach  geäuaserten 
Wunsche,  den  Bezirksvorschu.sscassen  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von 
Getrcidelagerbäusern  zu  gestatten,  ist  der  Landtag  mit  Recht  nicht  iiachgekommen. 
Dagegen  sieht  ein  bis  jetzt  allerdings  noch  unerledigter  Gesetzentwurf  die 
Gewährung  von  Betriebscredit  an  landwirtschaftliche  Einkaufs-,  Verkaufs-  und 
Productivgenossenschaften  unter  bestimmten  Voraussetzungen  vor. 

So  hat  die  böhmische  Landesgesetzgehnng  der  letzten  Jahre  eifrig  an  der 
Ausgestaltung  der  Bezirk-svorschusscassen  als  eines  wichtigen  Gliedes  der  ländlichen 
Creditorganisation  gearbeitet  und  wenigstens  einen  Theil  der  diesen  Instituten 
anhaftenden  Unvollkommenheiten  zn  beseitigen  getrachtet. 

In  Mähren  und  schon  gar  in  Schlesien  hat  es  die  Gesetzgebung  bisher 
noch  nicht  verstanden,  die  aus  dem  18.  Jahrhunderte  üheiuommenen  Contributions- 
fonde  zeitgemäss  zu  reformieren  und  sic  in  geeigneter  Weise  in  die  Organisation 
des  landwirtschaftlichen  Credites  einzugliedem. 

V. 

Unter  den  agrarpolitischen  Aufgaben,  deren  Lösung  den  Landtagen  über- 
lassen worden  ist,  hat  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke 
(Commassation)  eine  besonders  grosse  Wichtigkeit  für  die  Landescultnr.  Die 
Uebelstände,  welche  durch  eine  sulche  fundamentale  Umlegung  der  einzelnen 
Grundstücke,  durch  die  neue  Eintheilung  der  Gemeindeflnr  beseitigt  werden  sollen, 
sind  zahlreich  und  für  die  Landwirtschaft  schwerwiegende.  Wo  der  einheitlich 
bewirtschaftete  Boden  nicht  aus  einigen  wenigen,  zweckmässig  geformten,  jederzeit 
zugänglichen  Stücken,  sondern  aus  einer  grossen  Anzahl  von  kleinen  Parcellen 
besteht,  die,  keinen  gegenseitigen  Zusammenhang  besitzend,  nach  allen  Richtungen 
in  der  Flur  zerstreut  sind,  wo  weiters  diese  Parcellen  eine  für  die  land- 
wirtschatUiche  Bebauung  irratioiielle  Form  aufweisen  und  wo  keine  eigenen 
Zugänge  für  sie  bestehen,  dort  geht  ein  relativ  bedeutender  Theil  des  productiven 
Bodens  — als  Grenzraine,  Grenzfurchen,  Wege  — für  den  Anbau  verloren,  dort 
werden  Verletzungen  der  Cultnren  durch  Menschen  und  V'ieh  erleichtert,  die 
Bestellungskosten  ausserordentlich  stark  gesteigert,  Bodenverbesserungen  sehr 
erschwert,  oft  sogar  gänzlich  verhindert;  ja  die  Unzugänglichkeit  der  Grundstücke 
hat  vielfach  eine  Art  factischen  Flurzwanges  zur  Folge,  der  jeden  einzelnen 
Landwirt  hinsichtlich  der  Bodenbestellung  von  seinen  Xachbam  abhängig  macht. 

Leider  besitzen  diese  Uebelstände,  wie  die  Statistik  erweist,  in  allen  Theilen 
unseres  Vaterlandes  eine  enorme  Verbreitung.  Nach  einer  vom  Ackerbaumiui- 
sterium  im  Jahre  1881  veröffentlichten  Erhebung  weisen  von  den  24.574 
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CaUstralgemeinden  Oesterreichs  mit  Ausschluss  Galiziens  nur  3282  oder 
13*4  Proc.  durchaus  arrondierte  Güter  auf,  in  1728  Catastralgemeinden  (7  Proc.) 
überwiegt  wenigstens  der  geschlossene  Besitz,  2192  Gemeinden  (9  Proc.)  haben 
tbeilweise  Gemenglage.  Die  letztere  herrscht  dagegen  in  17.372  Gemeinden  oder 
mehr  als  70  Proc.  der  Gesammtzabl  durchaus  vor.  liier  wäre  die  Zusammenlegung 
der  Parcollen  dringendes  Bedürfnis.  Auch  die  häufig  geäusserte  Meinung,  in 
unseren  Alpenländern  gebe  es  keinen  Streubesitz,  sondeni  nur  geschlossene  Hüfe, 
wird  durch  diese  Erhebung  widerlegt.  In  Oberösterreich  haben  02  Proc.  sämmt- 
lieber  Catastralgemeinden  vorwiegend  Gemenglage,  in  Salzburg  49  Proc.,  in 
Steiermark  58  Proc.,  in  Kärnten  39  Proc..  in  Krain  88  Proc.,  in  Tirol  83  Proc., 
in  Vorarlberg  71  Proc. 

Und  wie  die  Ausdehnung,  so  ist  auch  die  Intensität  der  Besitzzerstreuung 
ausserordentlich  gross.  Es  ist  durchaus  nichts  seltenes,  dass  ein  Bauerngut  aus 
20,  30,  ja  50 — 100  Parcellen  besteht  und  dass  die  letzteren  die  Form  von 
wenige  Meter  breiten,  mehrere  Kilometer  langen  Streifen  besitzen  (sogenannte 
Riemenparcellen  . 

Mau  hat  die  Beseitigung  der  Uebelstände,  dio  ans  diesen  Verhältnissen 
resultieren,  zuerst  von  einer  Erleichterung  der  individuellen  Parcellentänsche 
erwartet.  Der  Gesetzgeber  suchte  solche  Täusche  nicht  nur  dadurch  zu  befördern, 
dass  er  das  Einspruchsrecht  der  Hypothekargläubiger  beseitigte^),  sondern  auch 
dadurch,  dass  Arrondierungstäosche  von  der  Entrichtung  der  Besitzveründerungs- 
gebüren  befreit  wurden.*) 

Doch  bald  hat  sich  dies  als  völlig  aussichtslos  berausgesteilt.  Nur  ein 
einheitlicher  Verwaltungsact,  der  die  ganze  Flur  einer  Gemeinde  zusammen- 
legt, um  sie  durch  eine  obrigkeitliche  Entscheidung  in  neuer,  rationeller  Weise 
unter  die  alten  Besitzer,  und  zwar  im  Verhältnis  ihres  früheren  Besitzstandes, 
wieder  anfzutheilen.  vermag,  wie  die  Erfahrung  in  allen  Ländern  documentiert, 
an  die  Stelle  der  so  schädlichen  Gemenglage  den  commassierten  Besitz  zu 
setzen.  Auch  hat  sich  überall  gezeigt,  dass  trotz  der  ausserordentlich  grossen 
wirtschaftlichen  Vortheile  solcher  „Zusammenlegungen*^  diese  Maassregeln  doch 
nicht  Zustandekommen,  wenn  man  sie  ganz  dem  Belieben  der  Betbeiligten  über- 
Lässt.  dass  vielmehr  schon  einem  durch  Gesetz  näher  zu  bestimmenden  Theil  der 
Grundbesitzer  das  Recht  gegeben  werden  muss,  die  Neneintheilung  der  ganzen 
Flur  zu  verlangen,  und  dass  der  Staat,  um  diese  Operationen  nach  den  Grund* 
Sätzen  der  Gerechtigkeit  und  der  Zweckmässigkeit  durchzuführen,  das  Verfahren  genau 
regeln  und  dafür  eigene  sachverständige  und  unparteiliche  Organe  einsetzen  muss. 
Die  wirtschaftliche  und  technische  Bildung  der  Landbevölkerung  ist  zumeist  zu 
gering  und  jedenfalls  zu  wenig  allgemein  verbreitet,  als  das.^^  man  es  gänzlich 
den  Betheiligten  überlassen  könnte,  diese  so  complicierte  Operation  nach  freiem 
Ermessen  durchzuführen.  Und  Einstimmigkeit  für  den  Commassationsbeschluss 
verlangen,  hiesso  nicht  nur  die  Ausführung  dieser  so  wünschenswerten  Maassregeln 
an  eine  kaum  jemals  eintretende  Bedingung  knüpfen,  sondern  auch,  jedem  einzelnen 


')  Gesetz  vom  6.  Februir  1869.  R.-G.-Bl.  Nr.  18. 
5)  Gesetz  vom  3.  Män  1866,  K.-G.-Ül.  Nr.  17. 
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das  Recht  gewähren,  gegen  alle  anderen  einen  Zwang  zur  Aufrechterhaltung  der 
irrationelleii  Feldeintheilung  aaszuüben.  Denn  nur  durch  Einbeziehnng  aller  im 
Gemenge  liegenden  Besitzungen  einer  Flur  kann  der  Streubesitz  beseitigt  werden. 

In  Oesterreich  hat  ein  principiell  auf  dem  angedenteten  Standpunkte 
stehendes  Reichsgesetz’)  zwar  Normen  über  die  Zusammenlegung  der  landwirt- 
schaftlichen Grundstücke  aufgestellt,  insbesondere  über  die  Behörden,  die  Rechts- 
folgen, das  Verfahren  und  die  Kosten  der  Commassationen ; es  hat  aber  seine 
Wirksamkeit  von  der  Erlassung  diesbezüglicher  Landesgesetze  abhängig  gemacht. 
Solcher  Landesgesetze  waren  bis  vor  kurzem  nur  4 — in  Nieder- 
österreich,*) Mähren,*)  Schlesien*)  und  Salzburg ■'')  — erlassen 
worden.  Im  Jahre  1000  folgten  nun  die  Kronländer  Kärnten,*)  Krain’) 
und  Galizien*)  nach.  Das  Salzburger  Landesgesotz  vom  Jahre  1892  ist 
übrigens  auch  gegenwärtig  — fast  zehn  Jahre  nach  seiner  Sanctio- 
nierung  — noch  nicht  in  Kraft  getreten,  da  bisher  weder  die  für  die  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  erforderlichen  VolIzugsTorscbriften  erlassen  sind,  noch  auch,  wie 
§128  Torschreibt,  der  Zeitpunkt  kundgemacht  ist,  in  welchem  das  Gesetz  in  Wirk- 
samkeit treten  soll;  und  dies  trotz  wiederholten  Drängens  seitens  des  Landtages!^ 

Ein  ähnlich  langsames  Tempo  hinsichtlich  der  Verwirklichung  des  Reichs- 
gesetzes  wurde  auch  in  den  anderen  Krooländern  eingeschlagen.  Der  gaUzische 
Landtag  hatte  zwar  seit  dem  Jahre  1869  immer  wieder  Beschlüsse  über  die 
Nothwendigkeit  eines  Commassationsgesetzes  gefasst,  in  den  Jahren  1883, 
1886,  1887  die  Regierung  um  die  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  ersucht  — 
doch  erst  nach  wiederholten  Beschlüssen  und  Petitionen  des  Landtages,  nach 

*)  Gesetz  vom  7.  Juni  1883,  R.-G.-Bl.  Nr.  92. 

^ Gesetz  vom  3.  Juni  1886,  L.-O.-Bl.  Nr.  40. 

*)  Gesetz  vom  13.  Februar  1884,  L.-G.-Bl,  Nr.  30. 

*)  Gesetz  vom  28.  Dccember  1887,  L.-G.-B1.  Nr.  12  ex  1883. 

Gesetz  vom  11.  October  1892,  L.-G.-Bl.  Nr.  31. 

•)  Gesetz  vom  21.  Februar  1900,  L.-G.-BI.  Nr.  15. 

'’)  Gesetz  vom  7.  November  lOOü,  L.-G.-Bl.  Nr.  28. 

*)  Gesetz  vom  9.  December  1899,  L.-G.-BI.  Nr.  18  ex  1900. 

*)  Am  30.  Juli  1894  „stellte  der  Regierungsvertreter  die  Verfassung  und  Mittheilung 
eines  Entwurfes  der  Vollzagsverordnung  des  Landesgesetzes  in  Aussicht*  (Salzburg, 
Landtagsverhandlungen  1894/5,  S.  579).  Am  10.  Jänuer  1806  wird  der  Landeaausschuss 
beauftragt,  „bei  der  hohen  Regierung  das  baldige  Erscheinen  der  Vollzugsverordnung  zu 
erwirken“  (daselbst  1895/6,  S.  496),  ein  Auftrag,  der  am  31.  December  1896  (daselbst 
1895/6,  S.  1011)  und  am  9.  Juli  1901  (daselbst  1900/1,  S.  1001]  in  etwas  anderer  Form 
wiederholt  wurde.  Die  Verzögerung  ist  umso  auffallender,  als  dem  Landesausschusse 
zufolge  des  Erlasses  des  hohen  k.  k.  Ackerbauniinisteriums  vom  26.  Mai  1896  eröffnet 
wurde,  „dass  die  Weisungen  hinsichtlich  der  Durchfiihrungsverordnongen  zu  den  Salz- 
burger Landesgeietzen  betreffend  die  agrarischen  Operationen  aus  dem  Grunde  bisher 
noch  nicht  ertheilt  werden  konnten,  weil  es  noch  nicht  thunlich  war,  die  Organisation 
des  technischen  Dienstes  bei  den  agrarischen  Operationen  zum  Abschluss  zu  bringen, 
dass  jedoch  die  Finalisierung  dieser  Angelegenheit  eben  im  Zuge  ist  und  die  in  Rede 
stehende  und  bereits  vorbereitete  Weisung  unmittelbar  nach  Abschluss  der  erwähnten 
Organisation,  jedenfalls  im  Laufe  der  nächsten  Monate,  erfolgen  werde*  (daselbst 
1896/7,  S.  363).  Die  Neuorganisation  des  tcchniscben  Dienstes  ist  denn  auch  in  den 
anderen  Kronländern  längst  vorgecommen  worden. 
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langen  Beratliuiigen  und  Krhebnngeii,  wurde  iliin  ira  Jahre  189H  eine  mit  den 
anderen  LandcscoinmaiMiatiipnsgesotzen  zumci.-pt  gleichlautende  Verlage  unterbreitet. 
Kboiis«  wartide  die  Kegierung  in  anderen  Krenländerii  die  Initiative  der  Landtage 
ab  und  übte  auf  die  letzteren  keinen  IJruek  zur  Verwirklichung  dc.s  Reicha- 
geaetzes  aii.s.  R<i  sind  denn  auch  heute,  1!)  Jahre  nach  dein  Znstandekoininen  des 
Reichsgesetzes,  erst  in  7 Kronländeni  die  ansführenden  Landesgesetze  erlassen 
worden,  und  nur  in  .‘1  Kronländeni  stehen  diese  Landi'sgesetze  in  Wirk-sanikeit. 

Man  könnte  daraus  schliessen,  dass  die  Regierung  sich  von  der  ganzen  in  Rede 
stehenden  Gesetzgebung  keinen  Krfelg  verspricht,  dass  sie  die  llestiimnuiigen  des 
Reiebsgesetzes  nicht  für  geeignet  hält,  /.usanimenlegnngen  in  zweckmässiger  Form  und 
in  gewünschtem  l'mfange  zu  veranlassen.  Hin  solches  Urtheil  wäre  nun  durchaus  nicht 
unbegründet.  Das  Verfahren,  »io  es  das  Gesetz  vorschreibt,  ist  langwierig,  kost- 
spielig und  compliciert.  Vor  allem  aber  wirkt  der  rrastand  höchst  nachtheilig  auf  das 
Zustainlekuimuen  der  Zusammenlegungen,  da.ss  über  jede  solche  Operation  zweimal 
allgestimmt  werden  muss.  Denn  das  ZuHammenleg’ungsverfahren  wird  nur  auf 
Grund  eines  Majoritätsbeschlusses  der  Itetheiligten,  d.  h.  der  Grundbesitzer  eines 
Zusammenlegiingsgebietes,  eingeleilet;  wenn  aber  dann  der  Localcommissär  ernannt, 
wenn  jahrelange  .\rbeiten,  unzählige  VerölTentlichungen,  Aufstellungen.  Beschwerden, 
inslanzmässigen  Kntscheidungen  dnrehgeführt  worden  sind,  dann  erst  haben  die 
Itetheiligten  nochmals  abzustimmen  — nicht  ob.  sondern  ob  so  commassiei't,  ob 
der  endlich  bis  ins  kleinste  Detail  von  Sachverständigen  fertiggestellte  Zusammen- 
legungsplan ausgeführt  werden  soll  oder  nicht.  Wird  dieser  Plan  nicht  von  der 
Hälfte  der  Grundbesitzer  und  von  den  Vertretern  von  zwei  Drittel 
des  Catastralreinertrages  gebilligt,  so  ist  die  ganze  .\rbeit.  die  ganze 
l'nrnbe  und  Aufregung  in  der  Gemeinde  umsonst  gewesen,  und  die  Antragsteller 
müssen  die  Kosten  des  gesammten  Verfahrens  tragen.  Darin,  dass  die  entschei- 
dende Abstimmung  über  die  Zusammenlegung  an  den  Schluss  des  Verfahrens 
verlegt  ist.  dass  ferner  dabei  eine  i|ualilicierte  Majorität  für  den  Beschluss 
erforderlich  ist.  dass  endlich  einzelnen  Grossgnnidbesitzern  infolge  der  Berechnung 
der  Majorität  nach  dem  Reinerträge  ein  übermässiger  Kintlnss  auf  das  Abstiinmungs- 
resultat  eingeräuuit  ist.  liegen  die  fundamentalen  Fehler  des  Reichsgesetze.s.  die 
diesem  denn  auch  jede  grössere  praktische  Bedeutung  selbst  in  den  Ländern 
geraubt  haben,  in  denen  Commassatiuiisgesetzc  in  Kraft  getreten  sind. 

So  sind  z.  B.  nach  der  citierten  Krhebiing  des  k.  k.  Ackerbauministeriums 
Ende  der  siebenziger  Jahre  in  Xiederösterreich  17Sil  Gemeinden,  in  denen  die 
Zusammenlegung  dringendes  Bedürfnis  wäre;  bis  Ende  1890,  d.  h.  in  lii  .Tahren. 
sind  .'>  Zusammenlegungen  abgeschlossen,  lf>  weitere  technisch  durchgeführt.  im 
ganzen  37  beantragt  worden!  End  dies,  obgleich  das  Land  den  Gmndbcsitzorn 
die  Kosten  grösstenthcils  abnimmt! 

ln  .Mähren,  wo  4118  coinmassationsbedürftige  Gemeinden  gezählt  worden 
waren,  sind  bis  Ende  1897  — spätere  Daten  stehen  mir  leider  nicht  zur  Verfügung 
— 19  Zusammenlegungen  eingeleitet  worden;  davon  waren  4 formell  abge- 
schlossen. 9 luetisch  durchgeführt.  ln  .Schlesien,  das  sich  seit  dem  Jahre  1887 
eines  Landescommassationsgosetzos  erfreut,  war  bis  Ende  1897  noch  nicht  eine 
einzige  Znsammeiilegimg  auch  nur  eingeleitet  worden! 

X^iurhril)  fflr  Volkäwirtwrhftli,  Hm-lal{H>]ttik  un<1  V<>rv«altun(.  XI.  Maori. 
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Bei  diesem  Misserfolg«  darf  man  von  dem  Krlasse  weiterer  Landes- 
gesetae  wohl  keinen  alkngrosseti  Xutaen  erwarten.  Nach  den  obigen  Ausführnngen 
braucht  aber  kaum  noch  gesagt  werden,  dass  dies  im  Interesse  der  bandescnltnr 
sehr  au  bedauern  ist,  und  dass  eine  Kefonn  des  Beichsgeselaes  und  die  Erlassung 
möglichst  vieler  Landesgesetae  dringend  gefordert  werden  muss. 

Gleichw(dil  kann  man  scbwerlich  amiehmen,  dass  die  skizzierte  Unzuläng- 
lichkeit der  gesetzlichen  Bcstimmmigcn  der  alleinige  Grund  für  das  passive  Ver- 
halten der  Kegierung  sei;  ist  doch  im  Laufe  von  l'J  Jahren  kein  einaigesnial  der 
Versuch  gemacht  worden,  das  Keiebsgesetz  zu  verbessern!  Ja  nicht  einmal  der 
Wunsch  dazu  ist  laut  geworden.  Es  scheint,  dass  die  Regierung,  die  sich  einst 
so  sehr  für  die  Commassierung  des  Grundbesitzes  begeistert  hatte,  nunmehr  jedes 
Interesse  deraii  verloren  hat,  und  dass  sie  diesen  Operationen,  die  doch  z.  II.  in 
I’reusson  ein  so  mächtiger  Hebel  für  den  Fortschritt  der  bäuerlichen  Landwirtschaft 
gewesen  sind,  überhaujit  kyno  grössere  Bedeutung  mehr  beimisst.  — 

Unter  den  18'Jö — l'JOl  erlassenen  Landescommassationsgesetzen  weicht  das 
galizische  von  den  anderen  darin  ab,  dass  hier  die  Einleitung  des  Zusammen- 
legnngsverfahreus  zu  verweigern  ist,  wenn  sich  darunter  Urundstneke  beflnden, 
die  zum  Genieindegut  gehören  und  deren  Tbeilung  nickt  durchgeführt  werden 
darf.  Eine  Vereinfachung  ist  es  ferner,  da.ss  in  Galizien  bei  gleichzeitiger 
/.nsaniinenlegung  und  Gemeinheitstheilung  das  Register  der  Antheilsrechte  ent- 
fallt und  einen  'l'lieil  des  Bonitätsplanos  bildet.  .\uch  ist  in  Galizien  die  Kosleii- 
frage  abweichend  geregelt.  Einen  Theil  davon  trägt  das  Kronland,  wodurch  die 
Auslagen  der  Betheiligten  wesentlich  herabgesetzt  sind.  Die  in  den  anderen 
Ländern  für  die  Umlegung  der  Kosten  normierte  Tbeilung  der  Genossen  in 
:!  Classen  je  nach  dem  Grade  des  Vortheiles  aus  der  Commassation  fehlt  hier; 
das  Gesetz  enthält  keine  Xorm  darüber,  wie  die  Kosten  aufzutheilen  sind; 
die  Voischriften  darübor  sind  dem  Verordnungswege  überlassen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  auch  dio  neuen  Commassatiunsgesetze  von 
Kärnten,  Krain  und  Galizien,  die  im  übrigen  mit  den  älteren  Landesgesetzen 
zumeist  wörtlich  gleich  lauten,  die  p’ehler.  die  .schon  dem  lleicbsgesetze  inne- 
wohiien,  nicht  beseitigen  konnten. 

Eine  Reform  des  letzteren  wäre  dringend  indhweinlig.  besonders,  da  der 
r|  u a I i t a t i v e Erfolg  der  Commassationen  in  den  wenigen  Fällen,  die  zur 
Durchführung  gelangt  sind,  ein  ausserordentlich  grosser  gewesen  ist.  Dio  Steigerung 
des  Bodenwerle.s  helriig  bis  über  40  Uroc.,  die  gesaininten  Zusammeulegungs- 
kosten  wurden  durch  di«  Erhöhung  des  Reinertrages  in  einigen  wenigen  Jahren 
hereingebracht.  Wähnoid  die  meisten  anderen  agrarpiditisclo’ii  .Maassregeln  Gegen- 
stand heftiger  Sleiniingsverschiedenheiton  sind  und  je  nach  dem  politischen  ninl 
socialen  Standputikte  des  Einzelnen  verschieden  beurtheilt  weiden  können,  ist  die 
ausserordentliche  Nützlichkeit  der  Zu.sammenlegnngen  so  gross,  dass  alle  Parteien 
ohne  Ausnahme  auf  deren  rascheste  Durchführung  dringen  sollten. 

ln  Galizien  wurde  endlich  im  Jahre  1900  auch  ein  .4usführung.sgesetz ' 
zu  dem  Reichsgesetze  vom  7.  Juni  18SJ,  R.-G.-lll.  Nr.  00.  betreffend  die 

Gesetz  vom  Ü.  Decemher  läü.t)  L.-G.-Bl.  Nr.  I!(, 
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Bereiiiigting  des  Waldlandes  von  t'remduu  Kndaven  und  die  Arrondierung  der 
WaMgrenzen,  «rJaj^sen. 

Dieses  Kahmengesetz  hatte  Taotichveiirage  über  lund-  und  forstwirUichaft' 
ikho  Gniiidstücke  zum  Zweck  der  Beseitigung  von  Waldeiiclaveii  oder  Ärroii* 
dierong  der  Waldgrenzen  von  der  Zustimmung  des  Obereigentliümers,  Uyputhekar- 
gläubigers  u.  s.  w.  unabhängig  gomacht  und  von  der  Gubüieniitlicbt  befreit,  falls 
die  Landescoiumission  für  Zusainmünlogungeii  die  Bewilligung  ertheilt  Wie  in 
Niederösterreich. Mähren*)  und  Scblesieii*)  so  tritt  dieses  Keichsgesetz  nun* 
mehr  auch  in  Galizien  in  Kraft. 


VI, 

In  engster  Beziehung  zu  den  Commassationen  steht  eine  zweite  Art 
agrarischer  Operationen,  die  Kogulierung  und  Theilung  agrarischer 
Gemeinschaften.  Auch  für  diese  Ueberrcste  der  alten  Allmend*n  hat  sich 
ein  energisches  Eingreifen  der  StaaUgewall  als  unabweisbares  Bedürfnis  heraus^ 
gestellt.  Diu  Unklarheit  und  Verworrenheit  der  Uechtsverhältiiisse  an  den  gemeinsam 
genützten  Wäldern,  Weiden  und  Alpen,  das  Fehlen  von  entsprechend  fuiictionie- 
renden  WirlschafU-  und  V'erwaltungsorganen  hat  zu  einer  furchtbaren  Dovastiening 
der  GemeiiischaBsgüter,  mag  das  Kigetithuin  an  diesen  den  Gemeinden  oder  der 
Gesaniintheit  nntznng.sberechtigter  Genossen  zusteheii.  treführt.  Die  tSteiiiwuste  des 
Karst  ist  hiervon  da.s  traurigste  Beispiel. 

Das  Areale,  das  in  0«'sterreich  durch  die  gemeinsame,  regellose  Nutzung 
seiten»  einer  Mehrheit  von  Berechtigten  verwüstet  wird,  ist  sehr  ausgeduhnt.  Man 
muss  es  auf  wenigstens  .’to.OOO  km*  schätzen. 

Nur  dnreh  Aufhebung  der  Gemeinschaft  — im  Wege  der  Theilung  oder 
Ablösoiig  — oder  durch  die  genaueste  K«‘gelung  der  Nutzungsrechte  und  der 
Verwaltung  kann  dem  gegenwärtigen,  sehr  beklagenswerten  Zustande  gesteuert 
werden.  Leider  vermissen  wir  auch  auf  diesem  Gebiete  sowohl  bei  detn  Gesetz* 
geber  als  auch  bei  der  Kegierung  die  erforderliche  Energie. 

Die  Gemeindeordnungen  sämmtlicher  Kronländer  enthalten  das  Verbot  der 
Theilung  oder  der  Veräusserung  von  Gemoindegrund.slücken  ohne  Bewilligung  des 
r^aiidtages. 

ln  Görz  und  (Iradisca*)  wurde,  um  solche  Tlieilungen  zu  befördern, 
bestimmt,  der  Landesaussebuss  könne  iu  der  Zeit  der  Vertagung  des  Landtages 
die.se  Bewilligung  ertheüen. 

Tn  !»al  m atieir*')  kann  der  Gciiieiuderath  jeder  Gemeinde  mit  Zustimmung 
des  Landesausschusses  bescfaliessen,  da»  Stamingut  einer  Gemeinde  oder  einer 
Gemeiiidefraction,  das  bisher  von  den  Geuieindcinitgliedcrn  gemein»ain  benützt 
Worden  war,  unter  die.se  aufzutheilen  oder  der  Gemeinde  als  Stanimvermögen 
zuzuweisen. 

’i  Gc»etz  vüiu  H.  Juni  1886,  L.'G.*B1.  Nr.  41. 

*j  Gesetz  vom  13.  Februar  1884,  L.-G.-B1.  Nr.  32. 

Gesetz  vom  28.  December  18s7,  L -G.-Bl.  Nr.  14  ex  1868. 

*)  Gesetz  vom  2.  März  18«7,  L.-G.-BI.  Nr.  l.S. 

Gesetz  vom  27.  Mai  1876,  L.-G.-BI.  Nr.  43. 
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Die  Rcich^fresctiffebnnir  hat  sich  mit  dieser  Frape  erst  im  Jahre  1883. 
zugleich  mit  der  Frage  der  /usaimnenlegnng  der  Oruiidstücke  befasst.’) 

Dnch  entstand  gleichfall.s  nur  ein  Uahmeiigesetz,  das  erst  bei  Kriassung 
der  ansfnhrendeii  Landesge.sctze  wirksam  wird.  Solche  Daiidesgesetze  sind  nun 
hi.sher  erst  in  den  S.  216  geiiamiteii  Ländern  erlassen  worden,  und  dieselben 
sind  erst  in  fünf  Landern  in  Wirksamkeit  getreten. 

Das  lieichsge-'C-lz  überträgt  die  Knischeidung  in  den  wichtigsten  Fragen 
der  Landesgesetzgebung  i insbesondere  auch  darüber,  wann  Theilung,  wann 
liegniiernng  stattzulinden  habe,  ob  das  Verfahren  von  amtswegeii  oder  nur  über 
l’royocation  seitens  der  Dethciligten  zu  eröffnen  ist,  wer  zur  l’rovocatioii  berechtigt 
ist.  ob  der  Tlieilutigs-  oder  Uegulierungsidan  der  Ileschlussfassmig  der  lletheiligten 
unterliegt  u.  s.  w.  Hinsichtlich  des  zuletzt  genannten  entscheidenden  Punktes 
haben  — im  Gegensatz  zum  lieichsg-esctz  über  Zusammenlegungen  — glücklicheiweisc 
alle  Landesgesetze  daran  fesigehalten.  dass  nach  erfolgter  Provocation  und  durch- 
geführlera  Verfahren  der  ordnungsgemäss  festgestellte  Tüeilungs-  oder  liegnlierungs- 
|dan  von  der  Zustimmung  der  lletlieiligtc-n  unabhängig  ist ; er  unterliegt  also 
keiner  neuerlichen  lieschlussfassung  durch  die  Bctlieiligten,  sondern  muss  anbedingt 
durchgefübrt  werden.  .\uch  ist  cs  sicherlich  zu  billigen,  dass  die  Theilungen 
in  der  Kegel  nicht  von  amtswegeii,  sondern  bloss  über  Begehren  eines  Theiles 
der  Genossen  vorgennmnieii  werden  sollen  ; bei  der  Vielgestaltigkeit  der  in  Betracht 
kommenden  ökonomischen  Verhältnisse  hätte  es  sich  weder  em|ifohlen,  die  Theilung 
im)ierativ  vorzuschreiben,  mich  auch,  sie  ganz  in  das  Belieben  der  Behörden  zu 
stellen.  Während  aber  in  Kärnlcn  schon  das  Begehren  von  ' resjiective  von 
der  nutzungsberechtigten  Pci-soiicn  genügt,  um  Gemciiibeitstheilungen  zu  ver- 
anlassen. sind  diese  nach  den  übrigen  Landc.-gcsetzeii  an  die  Provocation  durch 
die  IlälRe  der  Belheiligteii  gebunden,  wodurch  d,is  Zustaiidekoinmen  von  Theilungen 
natürlich  sehr  erschwert  ist.  .\in  schwerwiegendsten  ist  cs  aber,  dass  — von  dem 
Landesgeselzc  Kärntens  abgesehen  — auch  die  blosse  1!  e gu  1 i o r u n g der 
agrarischen  (Icmeinschaften  — d.  h.  die  behördliche  Feststellung  des  Fnifanges  und 
Inhaltes  der  Nutzungsrechte  und  die  Kinriclitung  einer  geordneten  Verwaltung  — 
nicht  von  aniLswegeii  vorgenomnien  wird,  sondern  von  einem  Anträge  der 
Belheiligteii  abhängig  geinaiht  ist.  Bei  der  allgemein  horrschendeii  .Vlisswirtschafl, 
bei  der  Hegellosigkeil,  die  bezüglich  der  Gemeinschaftsgfiter  herrschen,  wäre  eine 
Vorsclnift  unbedingt  geboten,  wonach  von  amtswegeii  eine  völlige  Klärung 
der  Kechtsverhältnisse  aller  Gemeinschaften,  die  nicht  gelhcilt  werden,  zu  er- 
folgen habe. 

Nur  in  Kärnten  bestimmte  das  Landesgesetz,  die  Kegulierung  .sei 
von  aintswegen  in  Fiehandlung  zu  nehmen,  wenn  innerhalb  6 Monaten  nach  einem 
von  der  Behörde  kundgemachirn  Zeitpunkte  nicht  um  die  Theilung  angesucht 
worden  ist.  Diese  sehr  zweckmä.ssige  Bestimmung  i.sl  jedoch  bedauerlicherweise 
durch  eine  Novelle  vom  .lahre  I'IOO-  biseiligt  worden:  auch  in  Kärnten  ist  niiii- 
mehr  die  Vornahme  von  Kegiilierungen  an  die  Provocation  der  Betheiligten 

*)  Gesetz  vom  7.  Juni  IHSJ,  K.-G.-Bl.  Nr  94 

*)  tJesetz  vom  21.  Februar  1900.  L.-G.-Bl.  Nr.  14. 
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gebunden.  Das  Merkwürdige  Ut,  dass  diet»e  A<m<iertmg  in  Verkennung 
der  wirklichen  Sachlage  — erfulgte,  um  das  Tempo  der  Uegulierungen  äh 
h e s c h 1 e H n i ge  n I Dass  das  Provocatbni.srecht  ausser  den  Detheiligten  auch 
dem  Lamlesansschusse  zusteht,  mildert  allerdings  die  in  der  Novelle  liegende 
Krschwemng  der  Hi'gnUeriingen. 

Ausserdem  ermüglicht  das  in  Rede  stehende  flesetz  von  1000  gewisse 
Vereinfachmigon  des  überniftssig  compliriertcn  Verfahrens  für  kleinere  Gemein- 
schaftt'ii.  wie  dien  schon  früher  in  Krain  geschehen  war.  Immer  aber  bleibt  das 
Verfahren  noch  ausserordentlich  langwierig  und  kostspielig. 

Sonst  ist  in  dem  uns  heschüfligenden  Zeiträume  nur  in  Galizien  ein 
— mit  den  anderen  Landesgesotzen  grosslentheils  gleichlautendes  — Gesotz  über 
Theiinng  und  liegniiening  der  agrari>chen  Gemeinschaften  erlassen  worden.^  In 
Kärnten*),  K r a i n,^)  N i e de  r üs  t e r r e i c Mähren*')  und  Schlesien“! 
waren  sulche  Gesetze  schon  früher  in  Kraft.  I)a.s  s a 1 z b n r g i s c h e Gesetz  vom 
11.  Oetoher  1802,  L.  G.-Bl.  Nr.  81,  harrt  ebenso  wie  das  Znsammcnlegungsgesetz 
seit  lO  Jahren  vergeblich  anf  das  Rrscbeinen  der  Durchführungsverordnung;  es 
ist  infolgedessen  bisher  auch  formell  noch  nicht  in  Wirksamkeit  getreten. 

Das  neue  galizische  Ge.setz  weicht  insoferne  von  den  älteren  Dandes- 
gesetzen  ah.  als  es  die  Generaltheiinng  beim  Gemeindegat  noch  mehr  erschwert; 
iUiH  sulche  Generallheilong  darf  hier  nämlich  nur  stattfiiiden,  wenn  die  Provocation 
von  mindestens  zwei  Dritteln  der  Gesammtheit  der  zur  gemeinschaftlichen 
Heiiützung  Berechtigten  ausgebt.  Anderseits  erhält  das  Gesetz  insofern  auch 
eine  Erleichterung  der  General-,  der  Specialtheilungen  nnd  der  Regulierungen, 
als  für  diese  Operationen  — ühgeschen  von  der  eben  erwähnten  Ausnahme  — 
zwar  auch  Provocation  durch  die  Hälfte  der  Genossen  vorgeschriehon  ist.  aber 
auch  schon  die  Provocation  eines  Drittels  genügt,  falls  die  Grüsse  der  Aiitheile 
der  einzelnen  Betheiligten  gntndbäclierlich  ersichtlich  ist  und  die  Antheile  der 
Provocaiiten  mehr  als  die  Hälfte  aller  Antheile  betragen. 

Das  galizische  Landosge.«etz  weicht  auch  in  der  Kostenfrage  von  seinen 
Mastern  ah.  Einen  Theil  der  Kosten  soll  nämlich  das  Land  bestreiten.  Für  die 
Aufihoilnng  der  von  den  Genossen  zn  tragenden  Kosten  enthält  das  Gesetz 
keine  Nunn;  während  in  den  anderen  Ländern  hestiinmt  ist,  dass  jeder  zu  den 
Kosten  im  Verhältnisse  des  Wertes,  mit  dem  er  am  Verfahren  theilgenoimiien 
hat,  beitragen  muss,  soll  darüber  in  Galizien  im  Verordnungswege  entschieden 
werden. 

Der  praktische  Erfolg  dieser  Gesetzgelmngsaction  war  »juantitativ  bisher 
minimal.  In  den  5 genannten  Ländern  waren  bis  Ende  1897,  also  in  mehr 
als  10  Jahren,  Theüongen  nnd  Regulierungen  eingeleitet  worden,  die  sich  auf 
770  ÄMi*  bezogen;  die  Operationen  waren  hinsichtlich  148  km-  formell  abge- 


•)  Gesetz  vom  9.  F«d»ruar  1899,  L. -G.-Bl.  Nr.  IS  ez  1900. 

»)  Geeeti  vom  ä.  Juli  ISSä.  L. -G.-Bl.  Nr.  2.1. 

^ Gesetz  Tom  2fi.  October  I'*.S7,  L.-G.-Bl,  Nr.  2 ez  1SS8. 

*)  Gcaetz  vom  3.  Juni  1HK6.  L.-G  -Bl.  Nr.  19. 

Gesetz  Tom  13.  Februar  I8S4,  I^.-G.-Bl.  Nr.  II. 

•)  Gesetz  vom  28.  Deceraber  D*87,  L.-G.-Bl.  Nr.  12  ez  1888. 
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schlossflii,  hin8irhüic!i  224  factisch  4urchff«-führl.  V<*r^fleicht  man  diests 
Ziffern  mit  der  Ausdehnung  der  agrariticheii  tfemeiiiscbaften  in  Oesterreich  (über 
35.i)O0  /mi*)  oder  amh  nur  mit  deren  Ausdehnung  in  den  fünf  Ländern  («her 
(jOOO  80  drängt  sich  die  Uet)er/.eugong  aut.  dass  man  dringend  eine  grossere 
Raschheit  in  der  Krlassung  von  diesbezüglichen  Landesgesetzen  verlangen  muss, 
ferner  wesentliche  Krleichtcrung  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  Oemeinheits- 
tbeilungen,  sodann  die  Statoierung  eines  unbedingten  Zwanges  zur  Kegiiliening  der 
Communitäten,  endlich  weitgehende  Abkürzungen  und  Vereinfachungen  des  Verfahrens. 
Die  Krfüllang  dieser  l’ostulate  ist  umsu  wünschenswerter,  als  die  Theilungen  und 
Regulierongeii  dort,  wo  sie  durchgeföhrt  worden  sind,  stets  wirtschaftlich  sehr 
günstige  Wirkungen  ansgeübt  haben. 


vn. 

Kin  bis  vor  kurzem  sehr  vernachlässigtes  aber  doch  ausserordentlich 
refonnbedurftiges  Gebiet  der  Landesgesetzgebung  ist  das  Forstwesen.  Krst 
die  letzten  Jahrzehnte  haben  hier  zu  legislatorischen  Maassnahmen  geführt,  und 
speciell  der  uns  hesrhättigende  sechsjährige  Zeitraum  liat  uns  fünf  diesbezügliche 
Gesetze  gebracht. 

Vielleicht  kein  anderer  Zweig  der  volkswirtschaftlichen  Production  bedarf 
so  dringend  und  in  so  weitgehendem  Maasse  der  gesetzlichen  Regelung,  wie  die 
Forstwirtschaft.  Aus  einer  ganzen  Reihe  von  Gründen  kann  und  darf  der  Staat 
hier  weniger  als  anderswo  das  Selb.stinteresse  der  Indivi<l«en  frei  walten  lassen, 
die  Art  der  W'irLschaftsführniig  in  das  freie  Reliebeii  der  Kinzelnen  stellen. 
Langsamer  als  .sonst  geht  im  Walde  die  Production  vor  sich;  einige  Menschen- 
alter  daueit  es,  hjs  die  Rrzeugnis.se  erntereif  werden.  Die  rationelle  WabU 
Wirtschaft  setzt  daher  die  gro.sste  wirtschaftliche  Kinsirht.  einen  weiten  ökonomi.schen 
Blick  voraus.  Dazu  kommt,  dass  auch  vor  Beendigung  der  Productionsperiivde 
die  erst  heranreifenden  Pflanzen  doch  schon  verwertet,  in  selbständige  r»kono- 
inische  Güter  verwandelt  werden  können;  der  Bezug  der  regulären  Wald- 
nutzungen  und  das  Aufzehren  des  Uoizcapitals  erfolgen  eben  durch  die 
nämlichen  äusseren  Handlungen.  Die  Verlockung,  in  der  Gegenwart  auf  Ko.steu 
der  Zukunft  zu  leben,  in  der  Form  des  Frucbtgenns.se8  Haubwirtschaft  zu  treUl)en, 
ist  also  hier  besonders  gross.  Kiidlicb  schadet  die  unwirtschaftliche  >VaUlbehandIung 
nicht  bloss  dem  Be.sitzer  selbst,  sondern  es  kann  dadurch  auch  die  Xachbarschaft. 
ja  ein  ganzer  LandHtrich  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden:  denn  der  AVald  gehört 
zu  den  Factoren,  welche  das  Klima  eines  Landes,  seine  Temperatur-,  Nieder- 
schlags- und  Wasserverhnltnisse  sehr  we.sentlich  bestimmen.  Die  ganze  Volkswirt- 
.^chaft  ist  daher  an  einer  entsprechenden  Forstcultnr  stark  interessiert.  W’eniger 
als  hei  anderen  ökonomischen  Gätern  ist  somit  das  freie,  schrankenlose  Privat- 
eigeiuhum  beim  Walde  mit  den  demselben  inhärenten  wirtschaftlichen  Functionen 
vereinbar.  Mit  Recht  alsf»  wird  das  W'aldeigenthum  weitgehenden  rechtlichen 
Beschränkungen  untoi'worfen. 

Auf  diesem  durchaus  richtigen  Standpunkte  steht  auch  das  österreichische 
Forsirecht.  Dennoch  bedarf  das  letztere  schon  seit  langer  Zeit  dringend  einer 
weitgehenden  Reform. 
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In  ffHiiz  Oesterreich  gilt  — abgesehen  von  ein/elnen  S|iecialgesetzen  — 
audi  heute  noch  nnveräniiert  ila,s  seit  .lahrv.ehnten  als  unzulänglich  erkannte 
Forslgesetü  vom  8.  Deceniber  1852.  Im  .lahre  1878  wurde  zwar  dem  Abgeordneten- 
haus« ein  neuer  Forstgesetzeiitwnrf  vorgelegt,  der  nicht  mehr  zur  Iterathnng  kam. 
und  seither  erklärte  die  Kegieruiig  auf  dringende  Anfragen  im  Iteichsrathe  und 
in  den  Landtagen  wiederholt,  sie  werde  baldigst  an  die  Iti-form  des  F'orstgesetzes 
schreiten.  Dennoch  ist  bisher  nirgends  eine  allgemeine  A<  lion  auch  nur  eingeleilet, 
geschweige  denn  dnrchgefährt  worden,  und  die  wenigen  speciellen  Gesetze,  ilic 
znstandekamen.  entsprangen  zumeist  der  Initiative  nicht  der  Kegiemng,  sondeni 
der  Landtage. 

Die  anzustrebende  Iteform  des  geltenden  Forstrechtes  hätte  nicht  so  sehr 
in  einer  Aendernng  der  Vorschriften  des  Forstgesetzes  zu  bestehen,  als  in  deren 
Krgänznng  und  in  der  Sicherung  ihrer  Hefolgnng.  Denn  die  Principieii,  auf 
welchen  unser  Forstrecht  beruht,  sind  von  dem  oben  skizzierten  Standpunkte  der 
Volkswirtschaft.spoRtik  durchaus  zu  billigen.  So  der  Grundsatz,  dass  Waldgmnd 
ohne  behördliche  Bewilligung  der  llidzzncht  nicht  entzogen  wirden  darf,  dass 
Schlagfiächeit  wieder  aufgeforstet  werden  müssen,  fenter  das  Verbot  der  Wald- 
verwüstnng,  die  be.sonderen  Vorschriftior  für  Wälder,  bei  deren  unvorsichtigi'r 
Behandlung  leicht  eine  Bodengefahrdung  oder  eine  Gefahr  für  Menschen  oder 
Eigenthum  entstehen  könnte  (Schutz-  und  Bannwälder  s 

Aber  einer-seits  fehlt  cs  an  positiven  Vorschriften,  welche  für  alle  Wälder 
eine  pflegliche  Behandlung  und  eine  die  Interessen  der  Landescultur  berücksichtigende 
Bewirtschaftung  sichern  würden;  anderseita  ist  es  leider  eine  ThaLsache,  dass 
selbst  die  erwähnten  grundsätzlichen  nestinimungen  negativen  Charakters  zumeist 
— Grundsätze  geblieben  sind.  Gesetzgebung  und  Verwaltung  haben  es  versäumt, 
für  deren  Verwirklichung  Sorge  zu  tragen.  Da«  Forstgeselz  beschränkt  sich 
darauf,  minimale  Geldstrafen  auf  Handlungen  zu  setzen,  die  dem  Uebertreter  den 
Zehnfachen  oder  einen  noch  höheren  Beingewinn  abwerfen.  Jene  Geblstrafen 
werden  daher  in  der  Praxis  von  jedem,  der  einen  Wald  auf  unerlaubte  Weise 
aasnutzen  will,  als  ein  kleiner,  ganz  unbedeutender  Aufschlag  zu  den  Produclions- 
ko.sten  angesehen,  der  im  Preise  auf  den  Ilolzconsnmenten  überwälzt  wird.  Leber- 
dies  hat  der  Gesetzgeber  gar  nicht  daran  gedacht,  gegen  die  l'ebertretungen 
des  Forstgesetzes  präventiv  aufzntreten,  im  Verwaltungswege  dafür  zu  sorgen, 
dass  Holzschläge  unterbleiben,  die  dem  Gesetze  znwidi-rlanfeii.  Cnd  auch  die 
Verwaltung  hat  nicht  da.sjenige  gethan.  wa.s  allein  imstande  wäre,  die  Befolgung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  zn  sichern:  die  Bestellung  eines  genügend  zahl- 
reichen .\ufsichtspersonals.  Zwar  ist  ein  AnfsicliLsdienst  bei  der  pcditischen 
Verwaltung  eingerichtet  worden:  doch  ist,  wenn  man  von  Tirol  ahsieht.  die  Zahl 
der  forsttechnischen  Beamten  so  geringfügig,  dass  eine  wirksame  Beaufsichtigutig 
der  forstlichen  Betriebe  ganz  undenkbar  ist.  So  gibt  es  z.  B.  (abgesehen  von 
dem  Landesforstin.spector  in  der  Hauptstadt ) in  Salzlinrg  3 staatliche  Forstbeamte, 
in  ganz  Steiermark  7,  in  Kärnten  4.  in  Krain  5,  in  ganz  Böhmen  8,  in  .Mähren  3, 
in  Galizien  8,  in  der  Bukowina  3,  — in  Tirol  dagegen  50!  *i  Dieses  Personal  ist 


*)  .Staatsvoranschlag  für  das  Jahr  1900. 
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olfenbar  in  allen  Kronlundern,  mit  Ainsnahmc  v<m  Tirol  um)  VorHrllierg,  für  die 
viellTiUii^'on  Auf|u:uben,  die  os  m erffilleii  hat,  tüta)  migeiiii^etid.  Hat  doch  im 
Darclmchnitt  jeder  staatliche  For4boamte  in  Kfirnton,  Krain  und  Salzburg  fast  2 
ganze  polilLsche  Bezirke  zn  überwaclu'ii,  in  der  Hnlvowina  über  2,  in  Ober- 
usterreicii  mul  Steuerniark  etua  3,  in  Oalizieii  fast  10,  in  Mähren  11,  in 
Böhmen  sogar  12  pfditisrhe  Bezirke!  In  Tirol  dagegen  kommen  auf  24  imlitisdie 
Bezirke  aO  Forstbeainte.  Während  hier  jedem  ForstbeauibMi  rund  220  /*«/-  Wald 
unterstellt  sind,  erhebt  sich  diese  Dursclinittszahl  im  Küstenland  auf  200,  in 
Dalmatien  auf  420,  in  Salzburg  auf  770,  in  Krain  anf  880  /m*;  sie  übersteigt  in 
OberüsteiTeieb,  Käi*nten  und  in  der  Bukowina  llOO^m^  in  Steinnnark  lAOO,  in 
Niederosterreich  und  Schlesien  1700 /.m-  nnd  beträgt  in  B'*hmen  rund  1000,  in 
Galizien  rund  2400  hu'l  Kine  wirksame  Contrule  darüber,  ob  die  Vorschriften 
des  Forstgesetzes  beobachtet  werden,  kann  durch  eine  einzelne  Person  auf  einem 
so  ausgedehntem  Gebiete  iiatürlirh  nicht  ausgeübt  werden. 

Die  traurigen  Folgen  dieser  Verliältnisse  .sind  denn  auch  nicht  aasgeblieben. 
Sicherlich  ist  die  Waldwirtschaft  an  vielen  Orten  rationeller  geworden;  es  haben 
namentlich  viele  grosso  WaUlbesitzer  den  Betrieb  in  den  letzten  .Tahrzehnten  nach 
dem  Grundsätze  der  Nachhaltigkeit  eingerichtet  und  in  Krkenntnis  der  gros.sen 
wirLschafllichen  Wichtigkeit  der  Wälder  die  übernommenen  Bestände  nicht  nur 
erhalten,  sondern  sogar  verbessert.  Aber  anderseits  haben  sich  in  vielen  Gegenden 
die  forestalen  Verliältnisse  arg  verschlechtert,  an  vielen  Orten  wurden  wertv(dle, 
für  das  Klima,  für  die  Bodencnltur  wichtige  Forste  verwüstet  oder  vernichtet. 
Die  Preise  der  Forstproducte,  insbesondere  de.s  IDdzes,  sind  seit  Jahrzehnten  in 
stetem  Steigen  begriffen,  immer  mehr  wird  das  Waldland  durch  den  Bau  von 
Stra.s.sen  und  Kisetibahnen  dem  Markte  wirtschaftlich  genähert,  die  Speculation 
bemächtigt  sich  in  steigendem  Maasse  der  vorliandenen  Holzbestände ; bald  sind 
es  die  in  Nothlage  g<»nithenen  Landwirte,  bald  kaufmännisch  rechnende  Fnter- 
nehmer,  die  mit  dem  vorhandenen  Holzvorrath  gegenwärtig  einen  Gewinn  zu 
machen  suchen,  wenn  auch  auf  Kosten  der  Zukunft.  So  hat  namentlich  in  den  Ali»en- 
läiidern,  aber  auch  in  den  Sudeten  und  Kar|>aten,  die  Entwaldung  zum  Theil 
grosse  Fortschritte  gemacht  und  das  Entstehen  vieler  neuer  gefährlicher  Wild- 
häche  sowie  die  Vergrosserung  der  schon  he.steheiiden  zur  Folge  gehabt.  Nebst 
manchen  Waldherrschaften.  welche  die  vorhandenen  Bestände  möglichst  rasch  in 
Geld  umzusetzeii  streiten,  sind  es  vor  allem  die  Bauernwälder,  die  zumeist  verwüstet 
Werden.  Arge  BaubwirUchaH  tiiidet  auch  in  vielen  Gemeindewätdom.  in  Interes.sent- 
schafts-  und  sonstigen  Gemeinschaftswäldem  statt,  indem  bei  all  die.sen  Waldkate< 
gorien  Nutzungsrechte  zahlreicher  Genossen  ungeregelt  nebeneinander  bestehen. 

Grosso  Mittel  werden  seit  einiger  Zeit  aufgewondet.  um  durch  die  Ver- 
bauung der  gofTthrlichsten  Wildbäche  die  stets  drohenden  Verheerungen  hintan- 
zuhalten.  Allein  diese  Arbeiten  können  nur  langsam  fortschreiten,  und  sie  genügen, 
so  nothweiidig  sie  auch  sind,  sicherlich  nicht,  nm  dem  Uehel  Einhalt  zu  thun. 
Anch  ist  es  mindestens  ebenso  wichtig,  der  zunehmenden  Verwilderung  der 
WiLsserläiife  durch  präventive  Ma.ssregeln  entgegen  zu  treten,  als  die  bereits 
vorhandenen  Wildbäche  in  repressivem  Wege  unschädlich  zu  machen.  Zur  Therapie 
muss  die  Prophylaxe  treten. 
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Kri  haben  inde^^HU  or^t  einzelne  liHtuleüigeseizifebuiigfn  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten Schritte  in  dieser  Richtung  gewacht  und  hegomicn,  die  angelfihrten 
Cebelstünde  wenigi^tenR  in  der  einen  oder  andern  Richtung  durch  Novellen  zum 
For^tgeäetze  zu  bekämpfen.  Wir  kOmicn  in  dieser  Hinsicht  mehrere  Gruppen 
Ton  forstrechtÜcheii  Landesgesetzen  unterscheiden.  Die  einen  gehen  über  das 
geltende  Forstgesetz  nicht  allzuweit  hinaus,  sondern  versrhArfen  mir  die  Straf- 
sanction  des  letzteren  und  statuieren  Verbote  für  einzelne  forsLsctiAdliche  Hand* 
lungen,  oder  sie  ergAnzen  da.s  Forstgesetz  hinsichtlich  der  Lagerung  nnd 
Bringnng  der  Waldprodncte.  Eine  zweite  Grnppe  von  Gesetzen  bezweckt.  I’rävenliv- 
maas.srege)n  gegen  Waldverwüstnngen  zu  treffen;  eine  dritte  sucht  bereits  ent- 
standene Waldverwnstiingen  durch  Aufforstungen  zu  beseitigen;  eine  vierte  end- 
lich trifft  Kperiaibestimmungen  hinsichtlich  der  in  gemeinschaftlicher  Nutzung 
stehenden  Forste. 

WAhrend  bezüglich  der  drei  zuletzt  genannten  Gruppen  der  I{echtszn.stand 
in  ilen  sechs  letzten  Jahren  wesentlich  modificiert  worden  ist.  hat  der  Bestand 
an  Gesetzen  der  ersten  Gruppe  in  dieser  Zeit  keine  Veränderung  erfahren.  Die 
Normen  der  letzteren  Art  sollen  deshalb  nur  der  Vollständigkeit  halber  kurz 
angeführt  werden. 

Einige  LAnder  haben  einzelne  hestimmb>  forstsrhädliche  Handlungen  ver- 
boten und  unter  .Strafe  gestellt.  * 

So  das  Königreich  Dalmatien.*)  Der  hier  allgemein  verbreitete  Gemeinde* 
besitz  an  den  Wäldern  hat  nicht  nur  zur  Enthlössung  des  Landes  von  Baumpflan/en 
und  zur  Verkarstung  weiter  Streck«  ii  geführt ; selbst  die  Wurzeln  der  Forst- 
gewArhse  wurden  von  den  nutzungsberechtigten  ßemeindegeniKssen  schonungslos 
susgerissen  und  verkauft ; und  wo  doch  noch  Waldhestände  erhalten  geblieben 
sind,  dort  sorgen  die  grossen,  im  Wable  weidt^nden  Zieg»*nberden  für  deren 
rasche  Verschlechterung.  Damm  wurde  ein  eigenes  Verbot  gegen  das  Graben, 
Ausrei.sseji  und  Verkaufen  von  Wurzeln  und  Wnrzelstöcken  erlassen,  nnd  den 
politischen  Behörden  die  KrmAchtigung  ertheilt,  die  Ziegen  von  der  Weide 
ln  GemeindewAlderii  aa.sznschÜesseii. 

Auch  im  Küstenlande  besteht  das  Verbot  des  Ausgrabens  und  Rodens 
von  nicht  abgest4»rbeneii  Wurzeln  und  Wnrzelstöcken.*) 

Noch  energischer  als  Dalmatien  suchte  sich  das  benachbarte  Istrien 
gegen  die  Ziegen,  diese  ärgsten  Feinde  der  Waldcultnr,  zu  wehren,  indem  es 
durch  ein  eigenes  Landesgesetz  selbst  das  Halten  von  Ziegen  untersagte.'*  i 

Schon  von  früher  her*)  ist  in  Tirol  die  Ziegenweide  in  den  Schutz- 
w.^ldern.  den  Bannwäldern,  in  den  anfzuforstenden  Waldtheilen  und  den  in 
Schonung  gelegten  fh  hlagen  und  Jongwaldnngen,  endlich  an  der  Holzvegetations- 
grenze verboten.  Für  die  übrigen  Wälder  wird  die  Ziegenw»ude  bei  den  Forst- 

*)  Gesetz  vom  13.  Februar  1M73,  L.*ü.*BI.  Nr.  23  und  vom  9.  Jänner  I8S2, 
L.-G.-m  Nr.  n. 

*)  Kundmachung  vom  4.  März  1882,  L.-ß.-Bl.  Nr.  9 und  vom  24.  Februar  1884, 
L.-G.-BI  Nr.  6. 

*)  Gesetz  vom  II.  November  1883.  L.-G  -Bl.  Nr.  11,  ex  1h84. 

•)  WaldordauDg  vom  24.  December  1839  Prov.  G.  S.  Bd.  XXVI. 
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ta^satzongen  geregelt;  e»  werden  dabti  inabe^under«  die  Weideplätze  und  die 
Zahl  der  Weidethiere  bestimmt.  *) 

In  Vorarlberg  bezieht  sich  das  Verbot  der  Ziegenweide*)  auf  lockere 
itergabhftnge  an  Strasaen,  Wegen  nnd  Zäunen,  auf  Blo55sen,  Scblfige.  .Tnng- 
waldungen  und  auf  die  im  Plflnterhiebe  bewirtachafteten  Wälder.  In  den  übrigen 
Wäldern  ist  die  Ziegenweide  nur  mit  Vorsichten  und  unter  Einschränkungen 
und  nach  den  Beschlüssen  der  Forsttagaatzung  gestattet.  Die  Ziegenauftrieb.s- 
hewilligungen  vertheilt  der  Oemeindevorstand  unter  die  (leineindeangehorigen;  es 
darf  aber  nur  derjenige  eine  Bewilligung  erhalten,  der  nicht  zwei  Kühe  über- 
wintern kann. 

IVberdiea  ist  in  Vorarlberg  aucli  die  Schafweide  an  bruchigen  Berg- 
ahhängen  ganz,  in  den  Wäldern  in  der  Regel  verboten. 

Ferner  i.H  in  Salzburg  das  Abbrennen  des  Krnmniholzes  und  der  kahle 
Abtrieb  desselben  in  steilen  Lagen  und  an  der  VegetAtionsgrenze  untersagt,*!  in 
Krain  die  flewinnnng  von  Oiphdlriehknospen  von  noch  nicht  schlagbaren  Fohren.*) 

Wegen  der  eminenten  Schädlichkeit  der  Harzgewinnung  für  die  angebohrten 
Bäume  ist  dieselbe  in  Kärnten  von  einer  heUordlichen  Bewilligung  abhängig 
gemacht  worden.*) 

Tn  Tirol  hat  sich  der  Landtag  zunächst  damit  begnügt,  die  Straf- 
sanction  für  Febertretungen  gegen  das  Forstgesetz  für  den  Fall  zu  verschärfen, 
dass  durch  sie  grossere,  allgemeine  Gefahren  liervorgerufen  werden  ; nebst  den 
Geld-  und  j\rre.ststrafeii  sollen  auch  die  Forstproducte  für  verfallen  erklärt 
werden  können.*’) 

Weiter  als  diese  Gesetze  sind  die  im  Bande  V dieser  Zeitschrift  S.  d68  ff. 
besprochenen  Landesgesetze  von  Schlesien’)  und  Salzburg*)  sowie  der 
3.  und  4.  Abschnitt  des  Lande-ageset/.e«  von  Kärnten®)  gegangen.  Sie  geben 
genaue  Vorschriften  über  die  Fällung,  Lagerung  nnd  Bringung  der  Hölzer  für 
die  Wildbachgebiete.  Hier  bedürfen  sowohl  die  Benutzung  der  bestehenden  als 
auch  die  Errichtung  neuer  Bringungsanlagen  der  behördlichen  Bewilligung.  Xach 
erfolgter  Bringung  müssen  jedesmal  die  verursachten  Ri.sse  im  Boden  ansgefüllt, 
es  mu.ss  die  beschädigte  Rasendi^cke  wieder  hergestellt  werden.  Das  geschlagene 
Holz  darf  im  Inundation.sbereiche  der  Waldhäche  ohne  behördliche  Bewilliirang 
nicht  gelagert  werden.  Die  in  das  Wildbachgebiet  einhängenden  Schlagflächen 
müssen  sofort  gerriumt,  die  in  da.s  Wildbachhett  gelangten  Baumstämme  nnd 
.\bfalle  ohne  Verzug  entfernt  werden.  Die  Ortsgemeinden  halien  alljährlich  die 
Bette  der  Wildbuebe  von  Hölzern  räumen  zu  lassen. 

')  Erlass  des  k.  k.  .Ackerbauministeriuins  vom  SO.  October  1X91  (s.  Majerhofer^ 
Handbuch  der  politischen  Verwaltung,  VI.  1900,  S.  242) 

*)  Statthaltereiverordnung  vom  24.  Februar  lftS.%,  T,.-(i..Bl.  Nr.  7. 

*)  tieselz  vom  7.  August  L.-G.-Bl.  Nr.  2x. 

*)  Kundmachung  der  Landesregierung  vom  S Mai  1X8S,  L.-G  -Bl.  Nr.  12. 

Gesetz  vom  28.  Mai  188k,  L.-G.-Bl-  Nr  22. 

«)  Gesetz  vom  29.  März  188«,  L.-G.-Bl.  Nr.  22. 

*)  Gesetz  vom  2.  Mai  1886.  L.-G.-Bl.  Nr.  2ö. 

*)  Gesetz  vom  7.  August  1890,  L.-G.-B1.  Nr.  28. 

^ Gesetze  vom  l.Mfirz  1885,  L.-G.-Bl.  Nr.  13  und  vom  4.  Februar  1886,  L.-G.-Bl.  Nr.  7. 
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Zu  <^iner /.Weiten  Gruppe  von  Vurschrit'ten  trebort  das  iiii  Jahre  1898  erlassene 
LaiidesgoüeU  von  8 1 o i e r m a r k.^)  Dieses  will  ebenso  wie  der  erste  Abschnitt 
des  eben  genannten  Gesetzes  für  Kärnten  wenijpstens  in  gewissen,  besonders 
schntr.bedürftigen  Waldgebieten  den  Uebertretungen  der  wichtigsten  Vorschriften 
des  ForstgeseUea  durch  präventive  Maassregetn  Vorbeugen,  Dies  geschieht  durch 
die  Vorschrift,  dass  jeder  kahle  Abtrieb  des  Krummholzes,  fenier  jeder  beabsichtigte, 
ein  bestimmtes  Miniinaiu  (in  Kärnten  25  Ar.  in  Steiermark  1 Hektan  überschreitende 
Kahlhieb  in  Landestheilen,  in  denen  leicht  verwitterbares  Gestein  oder  Kalk  vor« 
lierrsrUend  die  Unterlage  der  Waldungen  bildet  oder  ausgedehnte  Waldhiossen  vor* 
handen  sind,  hei  der  politischen  üehörde  vorher  angemeidet  werden  muss.  Der 
angesnehte  Kahlhieb  ist  behördlich  zu  untersagen,  wenn  er  eine  Waldverwöstung 
oder  eino  Bodengeffihrdung  zur  Folge  haben  konnte  oder  die  forstgesetzlichen 
Vorschriften  über  Schutz-  und  BonnwAlder  verletzen  würde.  Zn  diesen  Bestim- 
mungen. welche  nur  die  Kinhaltniig  der  bereits  geltenden  forstgesetzlichen 
Normen  sichern  sollen,  tritt  in  Steiermark  (nicht  auch  in  Kärnten  i die  weitere, 
das.s  die  BelnUde  das  Hecht  hat,  angemeldete  Kahlsrhläge,  obgleich  sie  dem 
Fonitgesetze  nicht  widerstreiten  würden,  dann  zu  beschränken,  wenn  die  zu 
rodende  Waldfläche  4 Proc.  der  Gesamintwaldfläche  des  Besitzers  übersteigt.  Eine 
weitere  Vorschrift  der  in  Rede  stehenden  Gesetze  hat  den  Zweck,  auf  die 
Erfüllung  der  bereits  im  Forstgesetze  statuierten  Wiederaufforstungspflicht  hinzu- 
wirkeii;  die  Behörden  haben  nämlich  für  die  Räumung  und  für  die  Wiederaufforstung 
der  abgeholzten  Fluchen  Fristen  zu  normieren  und  können  die  Bewilligung  des 
allgemeldeten  Kahlschlages  von  der  Hinterlegung  einer  Caution  abhängig  machen, 
welche  die  F.inhaUnjig  der  festgesetzten  Fri.sten  sichern  soll.  Endlich  wird  die 
forstgesetzliche  Strafsanktion  verschärft,  indem  ausser  den  Geldstrafen  auch  der 
Verfall  des  Holzes  verhängt  werden  kann. 

ln  Kärnten  ist  doreb  ein  neueres  Gesetz')  die  erwähnte  Anmeldungs- 
(iflicht  für  jeden  Kahlschlag  von  wenigstens  2t5  Ar  noch  weiter  ausgedehnt  worden, 
und  zwar  einerseits  auf  jeden  Kahlhieb,  der  in  Verbindung  mit  einer  unmittel- 
bar angrenzenden  schon  kahl  gelegtem  Fläche  mehr  als  25  Ar  ausmacht,  anderseits 
auf  jeden  beabsichtigten  Plänterhieh  bei  dessen  Durchführung  auf  einer  in  den 
Hieb  einbezogenen  Fläche  von  25  Ar  weniger  als  die  Hälfte  der  znm  vollen 
Bestandschlnss  erforderlichen  Stammzahl  des  Hauptb**stande8  Zurückbleiben  soll. 

Ganz  ähnlich  ist  das  s a 1 z b u r g i s c h e Gesetz  vom  11.  December  1899, 
L.-G.-Bl.  Nr.  2 ex  1900  construirt,  das  jedoch  in  dieser  Hinsicht  noch  etwas 
weiter  gebt.  Dieses  Gesetz  gilt  zunächst  nicht  nur  für  gewisse  Kategorien« 
sondern  für  alle  Arten  von  Wäldern  des  Landes.  Kerner  bezieht  es  sich  nicht 
bloss  auf  den  kahlen  Abtrieb,  sondern  auf  jede  HolznUlung,  also  auch  auf 
Plänterbiebe.  Der  Anmeldungspflicbt  anterli«'gen  alle  HolzRlllnngen  in  Schutz-  und 
Hannwäldeni,  ferner  in  anderen  Wäldern  dann,  wenn  sie  zum  Zwecke  der  Veränsserung 
erfolgen  sollen,  oder  wenn  sie  den  „gewöhnlichen  Haus-  und  Gntsbedarf“  über- 
schreiten würden.  Die  Fällung  ist  zu  untersagen,  falls  sonst  das  Gut  nicht  weiter 


»)  Gesetz  vom  28.  JoU  1898.  L.-O.-Bl.  Nr.  14  ex  1899. 

*)  Gesetz  vom  U.  December  1899,  L.-G.-Bl.  Nr  1 ex  1900. 
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sclbstüiidif'  bcwirlüchafU't  wurdL'ii  könnt«,  wonii  die  rurstgesetrJiuheii  Vorschrirten 
über  Sclinl)’.-  und  liannwälder  «ntgegeiialehdi,  wenn  die  Gefalir  einer  Wind- 
beschädigniig  für  einen  Nachbarwald  entstehen  würde,  oder  wenn  die  Wiederauf- 
foratnng  der  Sehlagfläch«  erschwert  wäre. 

Hier  muss  auch  erwähnt  werden,  dass  für  das  Küstenland  im  Ver- 
ordnungswege  jeder  Kahlhieb,  ron  gewissen  An.snahmen  abgesehen,  gäiulich 
untersagt  ist.  •) 

Ks  iat  nach  dein  nheii  Ge.sagten  sicherlich  nicht  zu  verkennen,  dass  die 
wirLschartS]Kditisrlie  Absicht,  die  den  Gesetzgeber  bei  diesen  Vorschrinen  leitete' 
eine  durchaus  richtige  ist.  Leider  aber  muss  man  befürchten,  dass  hiemit  nur 
die  Zahl  der  lediglich  anf  dem  Papiere  stehenden  Gesetze  vermehrt  worden  ist, 
solange  nicht  durch  eine  sehr  bedeutende  Vermehrung  des  forstlichen  Verwaltungs- 
persnnales  die  pünktliche  Itefolgnng  all  dieser  Vorschriften  gesichert  wird. 
Denn  nach  wie  vor  sind  die  vorhandenen  Forstorgane  ausser  Stande,  die  Wald- 
verhältnisse  in  ihrem  Bezirke  wirksam  zu  überwachen.  Ist  dies  ein  Bedenken, 
das  nicht  die  Gesetzgebung,  sondern  die  Verwaltnng  trifft,  so  kann  inan  dem 
salzl.nrgischen  Gesetze  einen  anderen  Vorwurf  nicht  ersparen.  Vor  allem  nimmt 
es  in  keiner  Weise  anf  die  Servitntarechte  der  ^Kingeforsteten“  Rücksicht.  Fast 
alle  Wälder  sind  ja  in  Salzburg  mit  Holz-  und  Streubezugsrechlen  und  mit 
Weiderechten  belastet,  deren  Interessen  durch  eine  starke  Holzfällnng  auf  das 
F.nipfindlichste  verletzt  werden  können.  Alljährlich  hat  sich  der  salzbnrgische 
Landtag  mit  vielen  Beschwerden  von  servitntslierechtigten  Bauern  und  Gemeinden 
zu  befassen,  die  behau|)ten,  dass  sie  durch  die  Forstverwaltung  in  ihren  urkundlich 
festgestellten,  ,regulirten“  Hezugsrechten  verkürzt  werden;  und  wiederholt  ist  auch 
die  Richtigkeit  dieser  Beschwerden  anitlicli  festgestellt  worden.  Der  Grund  für 
die  Reduktion  der  geliührenden  Nutzungen  ist  fast  immer  darin  gelegen,  dass  der 
bela.stete  Wald  für  die  ganze  Gebür  unzulänglich  geworden  ist,  so  dass  der 
Bezug  der  den  Servitutsberechtigten  Bauern  kraft  der  Regulieningsurkunden 
zustehenden  Waldnutzungen  zu  einer  Waldverwüstong  führen  würde.  Diese  nachträglich 
eintretenden  Fälle  der  Insuffizienz  des  hela.steten  Forstes  sind  aber  selbst  wieder 
häufig  dadurch  verursacht,  dass  der  Waldbcsitzer  — in  Salzburg  fast  aus8chlie.sslich 
das  Fonitärar  — den  Forst  in  einem  Umfange  nutzte,  der  anf  die  Dauer  neben 
den  civilrechtlichen  Hezugsrechten  der  Sevitntsberechtigten  nicht  bestehen  kann, 
ohne  dass  der  Holzbestand  gefährdet  wird.  .So  wird  seit  Jahrzehnten  in  Salzburg 
ein  heftiger,  vielfach  geradezu  leidenschaftlicher  Kamijf  zwischen  den  Eingeforsteteii 
und  dem  Forstärar  geführt.  Gieng  nun  schon  der  Gesetzgeber  daran,  den  staatlichen 
Verwaltungsbehörden  die  Entscheidung  über  alle  bedeutenderen  Hnlzfilllungen  zu 
übertragen,  so  hätte  er  diesen  Behörden  gerechterweise  gleichzeitig  auch  auf- 
tragen tmlssen,  bei  der  Bewilligung  nicht  nur  die  Interessen  der  Forst-  und 
Landescultnr  sondern  auch  die  der  Servitutsberechtigten  zu  berücksichtigen  und 
beabsichtigte  Fällungen  zu  untersagen,  durch  welche  die  letzteren  benachtheiligt 
werden  würden.  Allerdings  wäre  damit  die  Notwendigkeit  gegeben,  inanihe  der 

')  Verordnung  der  küstenländiscben  Statthalterei  vom  4.  Mürz  18S2,  L.*G.-B1. 
Nr.  9 und  vom  24,  Februar  18H4,  L.-G.-Bl.  Nr.  6. 
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bereiU  bestehenden  Wirtsduiftspläne  za  revidieren,  wahrend  das  Gesetz  in  Salzburg 
Fällungen  auf  (trund  solcher  IMäne  von  dem  Anmddnngsgebot  ausninunt.  Jeden- 
falls hat  sich  der  (ieseUgeber  bedauerlicher  Weise  diese  sehr  günstige  Gelegenheit 
entgehen  lassen,  den  nicht  endenden  Streitigkeiten  im  Walde  einen  Hiegel  vorzn- 
schieben.  und  er  hat  den  bezupsberechtigteu  Bauern  den  ihnen  durch  viele  Jahr- 
zehnte vorenthaltenen  Schutz  gegen  Verletzung  ihrer  verhrioften  Hechte  auch  diesmal 
wieder  nicht  gewährt. 

Die  erwähnte  vom  Gesetze  statuierte  Ausnahme  vom  .\nmeldungsgehote 
ist  aber  auch  sonst  nicht  zu  billigen.  Ob  eine  beab.sichtigte  Fällung  dem 
genehmigten  Wirtschaftsplane  entspricht  oder  nicht,  ist  eine  Frage,  die  allein 
die  Behörde,  nicht  das  interessierte  Kniiosson  des  Waldbesitzers  zu  entscheiden 
haben  sollto,  Ueberdies  ist  cs  doch  offenbar,  dass  eine  wirkliche  Durchführung 
des  Gesetzes  nur  erwartet  worden  kann,  wenn  möglichst  ausnahmslos  alle  Fällungen 
der  Behörde  angezeigt  werden  müssen,  wenn  nicht  schon  das  Gesetz  den 
Betlieiiigten  Flaiidhabeii  zu  dessen  Uebertretüiig  zur  Verfügung  stellt.  Mussten 
schon,  aus  praktischen  Gründen,  die  geringfügigeren  Falle  von  der  Anmeldeplücht 
ansg*‘nominen  werden,  so  war  es  judeiifaiU  zwockmäs.siger,  dafür  eine  objcctive. 
ziffcriimässig  bestimmte  Grenze  zu  setzen,  wie  in  Kärnten  und  Steiermark,  als 
eine  su  vage,  dem  subjectivon  Kmiessen  anbeimgestellle,  wie  die  des  Haus-  und 
Gutsbedarfe.**.  Vollends  angerechtfertigt  ist  es,  Fällungen  „auf  Grund  und  nach 
Maa-ssgabe  von  behördlich  genebniigteii  Wirlschaftsplätien“  von  der  Anzeigeptlicht 
zu  befreien,  wie  dies  denn  auch  in  Kärnten  uud  Steiermark  nicht  geschehen  ist. 

.\ehnliclie  Normen  wie  die  oben  besprochenen  enthält  auch  ein  drittes,  in 
den  uns  beschäftigenden  Zeitraums  fallendes  Gosetz,  nämlich  das  aiii  o.  Juni  1896. 
L.-G.-BL  Nr.  21  für  Tirol  erlassene.  Doch  war  hier  seit  jeher  der  Bezug  von 
Forstproducten  8ow><hl  aus  Gemeinde-  wie  aus  Privalwaldtingen  von  einer  behörd- 
lichen Bewilligung  abhängig  gemacht;  diese  Bewilligung  wurde  auf  der  ,.Forst- 
tag^atznl1g~  gegeben,  die  alljährlich  in  jedor  Gemeinde  abzulialten  war.  Fine  den 
Vorgang  regelnde  StatÜiHltereirerordiiuMg  vom  1.  Mai  188«*)  wurde  im  Jahre  1896 
dordi  ein  Krkenntnis  des  Verwaitungs^erichtshufus  für  nngiltig  erklärt,  wodurch 
die  forstaleii  Verhältnisse  des  Landes  in  die  ärgste  Verwirrung  zu  gerathon 
drohten.  Das  erwälmte  Landesgesetz  recipierto  deshalb  einen  grossen  Theil  der 
unwirksam  gewordenen  Verordnung.  Bei  der  Forsttagsatzung  müssen  hi«'rnach 
alle  Kahlscbläge  in  Hochwäldern  angomeldut  werden,  ferner  alle  Forstproducts- 
bezüge  aus  Gemeinde-,  Uemeinschafts-,  Schutz-  und  Bannwäldern  sowie  aus 
Brivatwäldern;  ansgeiioiiimen  .sind  bei  den  letzteren  nur  Bezüge,  die  nicht  zum 
Verkaufe  bestimmt  sind  und  nicht  den  gewöhnlichen  Haus-  und  Gutsbedarf  über- 
schreiten; ferner  Bezüge  auf  Grund  oiimH  gonclimigten  Furslwirtschartsplanes. 
Die  Bemerkungen,  die  wir  oben  hiiisirhtüch  des  salzbiirgischcn  Gc.setzcs  machen 
musston,  gelten  auch  von  den  tiroler  Vorschriften.  Doch  liegt  hier  der  Fall 
«twas  anders.  Denn  obgleich  auch  in  Tirol  vielfach  über  die  Wirkungsh*sigkeit 
der  For»ttag.satzangen  geklagt  wird,  so  lässt  sich  d«»di  die  vom  Gesetzgeber 
mteiidicrte  umfassende  Staatsaufsicht  über  die  Wablnutzungiii  M>wie  die  seit 
lang«'ni  bestehende  staatliche  Beförstening  der  Geinoiiidewäldcr  hier  eher  wirksam 
durchführen,  als  in  irgend  ein»^m  anderen  Kroiilande,  woil,  wie  wir  gesehen 
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haben,  Tirol  w«*ilaas  am  reichsten  mit  Organen  des  forsttechiiischen  Dienstes 
bedacht  ist. 

Kine  dritte  <*rai>po  von  Lamlosgesetzoii  zur  Hegeinng  der  Waldverhiiltnisse 
schreiben  die  Anfrorstuiig  obligatorisch  vor. 

So  gilt  für  Dalinatien  ein  Gesetz*),  weiches  sich  auf  die  laicht  zur 
Wiederbowalduiig  all  derjenigen  zur  AutXheihtng  bestimmten  Geineiiidegrundstücke 
bezieht,  die  im  (irandsteuercataster  als  Wald  oder  besteckte  Weide  eingetragen  sind. 

Ferner  sind  Karstaufforstangsgesetie  für  Krain,*)  Triest,*)  üorz  niid 
Gradisca*)  und  Istrien*)  erlassen  worden.  Dieselben  ordnen  die  Bildung 
eigener  AutTurstungscoiiimissionen  an,  welche  die  l^arcellen  zu  bestimmen  haben, 
diu  innerhal))  einer  tiiierten  Frist  aufgeforsUd  und  sodann  forstmässig  behandelt 
werden  müssen.  Zu  diesem  Zwecke  kann  die  AufTorstungscoromissiun  eine  Verein- 
barung mit  dun  Butbcdligten  abschiiessen.  Sollte  eine  solche  Vereinbarung  aber  nicht 
/.ustaiide  koimneii,  oder  sollten  Zweifel  über  die  Befähigung  der  Besitzer  zur 
Aufforstung  bestehen  oder  die  Aufforstungscominission  dies  aus  anderen  Gründen 
für  wünschenswert  erachten,  so  kann  sie  den  Ankauf  des  Grundstückes  und  die 
Ablösung  der  darauf  f*tffa  hatlendeii  l,a.sten  anstieben.  Gelingt  auch  dies  nicht, 
so  erfolgt  die  zwangsweise  Knteignnng.  Kin  eigener  Aufforstungsfond  ist  in 
jedem  Kronlande  für  dieso  Zwecke  gobildel. 

Gaur,  ähnliche  ßestimmungeii  sind  nun  in  dom  uns  beschäftigenden  Zeit« 
raume  in  Mähren  für  das  Gebiet  der  oberen  Beezwa  erlassen  worden.*) 

Der  praktische  Krfolg  dieser  Aufforstungsgesetze  war  ein  durchaus  günstiger: 
werden  doch  im  Karste  ridu  Sleinfelder  in  Waldparcellen  verwandelt!  Das^  der  Fort- 
schritt hier  nur  ein  langsamer  sein  kann,  liegt  in  der  Natur  der  Verhältnisse. 

ln  vorstehenden  Ausführungen  haben  wir  uns  zum  'iXieilo  schon  mit  oiner 
Materie  beschäftigt,  die  den  Gegeiisiand  einer  fuufUoi  Gruppe  forstlicher  Laiides- 
geselze  bildet;  es  ist  dies  die  Bewirtschaftung  der  Gemeinde-  und 
der  G e m 0 i II s c li a f 1 8 w ä 1 d e r.  Bei  diesen  beiden  Wuldkategorieii  besitzt 
eine  grossere  .Anzahl  von  Geiio.'^sen  nebeneinander  Nutzungen  iui  Walde,  die 
meist  Weder  ((uaiititativ  noch  «|ualitativ  fixiert  sind;  da  es  überdies  in  der  Kegel 
an  einer  wirksamen  Verwaltung  fehlt,  so  greift  zumeist  eine  schonungslose  Aus- 
beutung der  Wälder  durch  alle  Mitglieder,  eine  furchtbare  l'iiwirtschaft  Platz,  so 
dass  diese  Forste  sich  vielfach  in  dem  Hchleclitesten  Zustande  beßnden. 

Jeder  einzelne  Nutzungsberechtigte  ist  eben  bestrebt,  ohne  Kücksichl  auf 
seine  Genossen  oder  gar  auf  die  Zukunft,  so  viel  Vorlheile  aus  dem  gemeinsamen 
Walde  zu  ziehen,  aU  nur  irgend  möglich. 

Der  Versuch,  auf  Grund  eigener  Gesetze  die  behördliche  Theilang  oder 
Kegulieruiig  .solcher  agrarischer  Gemeinschaften  zu  veranlassen,  ist.  wie  wir 

')  Gesetz  vom  ö.  November  1880.  L.-G.-BI.  Nr.  2 ex  1881. 

* Gesetz  vom  1*.  Älärz  188T»,  L *G  -Bl.  Nr.  12. 

Gesetz  vom  V7.  December  1381,  L.-G.-Bl.  Nr.  *i  ex  I8H:». 

♦)  Gesetz  vom  9.  Deceniber  1^33.  L.-G.-BI.  Nr.  13  ex  18^4  und  vom  9.  November 
1886,  Nr.  13  ex  18«7. 

Gesetz  vom  7.  M»i  lxx6.  L.-G.-Bl.  Nr.  32  ex  |887  und  vom  26.  .August  1892, 
L -G.-Bl.  Nr.  13  ex  I89:t 

•)  Genpi*  Toin  12.  October  1896,  L.-G.-Bl,  Nr.  52  ex  1897. 
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gesehen  haben,  nicht  geglückt.  Kinzclne  Kruiibtnder  haben  einen  anderen  Weg 
eingeschUgeii  and  theils  strengere  forstiiulizeilichc  Geset/.c  für  die  (iemeinde- 
und  Geineinschaftswälder  erlassen,  theils  die  Aufhebung  der  gemeinsamen  Nutzung 
im  Weg»  der  Theilung  zu  erleichtern  gesncht,  die  sonst  an  eine  Bewillignng 
durch  den  Landtag  gebunden  ist. 

So  sahen  wir,  dass  in  Oöri  und  Gradisca  der  Landesansschuss 
während  der  Vertagung  des  Landtages  die  Vertheilung  von  Oenieindegründen 
genehmigen  kann ; ‘)  in  Ü a 1 m a t i e n genügt  für  die  Vertheilung  sogar  ein  Beschluss 
der  Gemeinde.*;  Zum  Theile  sind  hierher  ferner  die  .Vuffnrstnngsgeselze  der  Karst- 
lünder  an  zählen,  da  dieselben  grossentheils  Gemeindewälder  betreffen. 

In  Istrien  war  die  Misswirtschaft  so  arg,  dass  die  Geuioindeu  hin- 
sichtlich ihrer  Wälder  geradezu  unter  Curatel  gesetzt  werden  mnssteiii  die 
t'ihnnomisch  technische  Verwaltung  der  im  Kurst  gelegenen  Wälder  von  Gemeinden 
oder  Gemeindegcnossenschaften  ist  diesen  abgenoiuinen  und  den  staatlichen 
Forsttechnikerii  der  politischen  Behörden  übertragen  wurden,  so  dass  den 
Gemeinden  und  Genossenschaften  nur  die  commerziellc  Verwertung  der  gewonnenen 
Forstproducte  verbleibt.*) 

In  Böhmen*;  ist  der  Gesetzgeber  nicht  so  weit  gegangen;  er  hat  aber 
die  Gemeinden  sowie  die  Ortschaften  und  Ortschaltstheile  verpflichtet,  ihre 
Wälder  nach  vorher  festge-stellten  WirtschafLsplänen  zu  bewirtschaften;  diese 
Wirtschaftspläne  bedürfen  der  behördlichen  Genehmigung  und  müssen  auf  die 
Krzielung  thnnlichst  hoher,  nachhaltiger  Nutzungen  gerichtet  sein.  Jede  beabsichtigte 
Uolzfallung  in  einem  Gemeindewaldi'  ist  dem  Bezirksausschüsse  vorher  anzuzeigen, 
der  dio  Fällung  zu  verhindern  hat,  falls  sie  gegen  die  gesetzlichen  Vorschriften 
oder  gegen  den  Wirlschaftsplan  verstösst.  Ferner  muss  die  Bewiitschaltung  der 
in  liede  stehenden  Wälder  einem  belahigten  Forstwirte  übertragen  sein.  Die 
Beaufsichtigung  der  Waldwirtschaft  der  Gemeinden  und  Ortschaften  obliegt  dem 
Bezirksausschuss  und  dem  von  ihm  bestellten  Forsttechniker.  Gemeinden,  welche 
ihren  Verpflichtungen  hinsichtlich  der  Bewirb-chaltung  ihrer  Wälder  nicht  nach- 
kommen.  werden  straffällig;  der  Bezirksausschuss  kann  auf  Kosten  der  Gemeinde 
dringende  Maassnahmen  durchführen  oder  selbst  einen  Waldseqnester  anfstellen. 

Diese  Principien  des  böbmisehen  Gesetzes  liegen  nun  aueh  den  beiden 
neuen  Gesetzen,  betreffend  die  Bewirtsehaftniig  der  Gemeinde-  und  der  Gemein- 
schaflswälder  in  der  Bukowina’)  zugrunde. 

Das  Bedürfnis  nach  gesetzlichen  Normen  über  die  Bewirtschaftung  der 
gemeinschaftlich  genutzten  Waldungen  war  und  ist  hier  zweifellos  gross,  wenn 
auc-h  vielleicht  nicht  grösser  als  in  anderen  Kronländeni.  Die  L’ehelstände  im 
Gefolge  der  ungeregelten  agrarischen  Gemeinschaften  — mag  es  sich  um  Gemeinde- 
gut  oder  um  Gemeinschaftsgnt  handeli;  — zeigen  sich  überall  in  dem  Mangel  einer 
geordneten  Waldwirtschaft.  So  beflnden  sich  auch  dio  Gemeinde-  und  Gomein- 

*)  Gesetz  vom  2.  Mär/  lbS7,  L.-G.-Bl  Nr.  I.'i. 

*1  Gesetz  vom  27.  Mai  1876,  L.-G.-Bl.  Nr.  15. 

Gesetz  vom  24.  Mai  18Ü3,  L.-G.-BL  Nr.  34 

*)  Gesetz  vom  14.  Jänner  1893,  L.*G.-B1.  Nr.  11. 

')  Gesetze  vom  2.  Juli  1897,  L.-G.-Bl.  Nr.  15  and  16. 


Digitized  by  Google 


232 


Schiff. 


srhaflswaldun^ron  der  Rnkowina  fast  dnrcliaus  in  Hnem  sehr  schlechten  Znstande. 
Die  sogonaniiten  „AtMjuiTalentswaldcr“  sind  geU*|feiillich  der  ServitutenaM'’*snng 
von  den  Ver|»flielitft<‘n  an  die  Berechtigten  abgetreten  wurden;  die  letzteren 
wurden  aber,  trotz  ihrer  grossen  Zahl,  nicht  organisiert;  der  Ablösuugswald 
wurde  ihnen  geineinsara  zugewiesen,  ulme  dass  die  Verwaltung  und  die  Bewirt- 
schaAung  irgendwie  geregelt  worden  w3re.  Infolgedoason  hatten  die  Willkür  und 
der  Kigonnutz  der  -Geiinsseti“  freie  Bahn;  es  griff  eine  furchtbare  Misswirtschaft 
platz,  die  zur  Vernichtung  zahlreicher  Bestände  führte;  Ueborvortheilungen  der 
weniger  einHussreichen  Mitglieder  durch  die  eiiitla.ssreicheren  sind  an  der  Tagcä- 
ordnung  — kurz  es  herrscht  ein  gerad«'zu  chaotischer  Zustand.  Auch  dort,  wo 
auf  Drängen  der  Furstorgaiie  Uenossenschafien  gebildet  wurden,  war  an  den 
Misständeii  nicht  viel  geändert;  die  Gonosscnschaftsstatuteii  werden  nicht  befolgt, 
die  GcnossenschafUurgane  vielfach  jahrelang  nicht  gewählt,  und  sie  besitzen,  wo 
sie  eingesetzt  sind,  nicht  die  Macht,  eine  geurdnete  ^ValdwirtschaA  durchzusetzen. 

Da  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  im  Gesetzgebnngswege  die  Bildung  vun 
Genusseiiscbaflen  obligab»riscli  vorzuschreiben  und  durch  eine  scharfe  behnrdlkhe 
Aufsicht  für  deren  praktische  Wirksamkeit  zu  sorgen.  Dies  versucht  denn  auch 
das  zweite  der  in  Bede  stehenden  Gesetze.  Ks  schreibt  für  die  Aequivaleiitawälder 
die  zwangsweise  Bildung  von  Waldgenossensrhaften  vor.  Kommt  durch  freie 
Vereinbarung  der  Genossen  ein  entsprechendes  4Statiit  nicht  zustande,  so  ist  ein 
solches  durch  die  politische  Behörde  zu  erlassen.  Im  übrigen  werden  sowohl  für 
die  Aequivalontö-  als  auch  für  die  GemeindewAlder  ganz  ähnliche  Normen  erlassen, 
wie  sie  bereits  in  Böhmen  gelten.  lb»ch  fehlt  hier  die  Pflicht  zur  Anzeige  jeder 
beabsichtigten  Holzfällnng.  Die  in  Böhmen  den  Bi!zirksaQsschri.s8en  obliegenden 
Functionen  sind  hier  theils  dem  Lnnde.sausschusse,  theils  der  polUiscbeii  Behörde 
erster  Instanz  zugewiesen.  Die  bukowinaer  Gesetze  statuieren  insbesondere:  die 
Pflicht  zu  einem  der  Nachhaltigkeit  entsprechenden  Betriebe  und  zur  behördlichen 
Vorlage  eines  Wirtschaflsplanes  oder  wenigstens  eines  summarischen  Programme?; 
die  Prüfung  dieser  Pläne  und  Programme  vom  forstpoHzeilichen  und  forstwirt- 
schaftlichen .Standpunkte  durch  die  Behörde,  die  sie  zu  genehmigen  oder  abzu- 
ändeni  hat;  die  der  Genehmigung  der  polillscben  Behörde  unterlicgcmle  Bestellung 
eine.s  befähigten  Forstwirtes  und  de^  erforderlichen  Aufsichts-  und  Schutzpersonales; 
die  rebcrwachung  der  Gemeinden  und  Gemeinschaften  bin.sichtlich  der  Wald- 
wirtschaft durch  die  politische  Behörde  u.  s.  w. 

Ob  mit  diesen  principiell  gewiss  zu  billigenden  Maassrcgeln  auch  ein 
praktischer  Fortschritt  erzielt  werden  kann,  muss  die  Krfahruiig  lehren.  Vorbe- 
dingung wäre  aber  auch  hier  sicherlich  der  Ausbau  der  Organisation  der  Forst- 
behörden. insbesondere  durch  eine  entsprechende  Verimdining  des  Personales. 

Vlll. 

Sohr  rege  tvar  die  Thätigkeit  der  Landtage  auf  dem  Gebiete  des  Jagd 
rechtes.  Aligeselini  von  dem  alten  bdimischeii  Gesetze  des  Jahres  18HB  k«>nnte 
im  Jahro  1S‘J5  erst  über  zwei  volIsUndige  Jagdgesetze  — für  Triest*  und 

')  Gesetz  vom  6.  Atigtut  HHö,  L.-G.-Hl.  Nr  21. 
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Vorarlberg')  — berichtet  werden.  Seither  sind  solche  für  Ober  Österreich,  *) 
G ö r z nnd  Gradisca,  *)  Mähren*)  und  Galizien*)  publiciert  worden,  nnd 
überdies  worden  einzelne  Theile  des  Jagdrechtes  in  Steiermark,")  Schlesien,') 
Dalmatien")  und  Krain")  gesetzlich  neu  geregelt.  Allerdings  ist  aber  nnr 
ein  Theil  der  zahllosen  Berathungen,  die  in  den  Landtagen  während  der  letzten 
Jahre  stattgefnnden  haben,  von  Erfolg  begleitet  gewesen.  In  mehreren  Kronlündem 
gelang  es  nicht,  eine  Einigung  zwischen  den  Anschannngcn  der  Regierung  und 
denen  des  Landtages  in  der  für  das  Gedeihen  der  Landwirtschaft  so  wichtigen 
Jagdfrage  zn  erzielen.  In  Siederösterreich  ist  nach  violjährigen  Verhaud- 
Inngen  ini  Jahre  1901  endlich  ein  Jagdgesetz  vom  Landtage  beschlossen,  das 
auch  die  Zustimmung  der  Regierung  gefunden  hat,  so  dass  es  wohl  die  Aller- 
höchste Sanction  erlangen  dürfte  und  ancli  im  folgenden  besprochen  werden  soll, 
obgleich  es  zur  Zeit  der  Abfassung  dieser  Zeilen  noch  nicht  publiciert  ist. 

So  finden  wir  denn  auch  heute  noch  in  Oesterreich  anf  dem  Gebiete 
des  Jagdrechtes  ein  buntes  Neben-  und  Durcheinander.  Man  kann  je  nach  der 
Ansgestaltung  des  Jagdrechtes  in  Oesterreich  mehrere  Gruppen  von  Kronlündem 
unterscheiden. 

Eine  Sonderstellnng  nimmt  zunächst  Dalmatien  ein.  Hier  besteht  das 
völlig  freie  Jagdrecht,  wie  es  die  Landwirte  in  manchen  anderen  Kronländern 
wünschen.  Jeder  Grundbesitzer  hat  das  Recht,  anf  seinem  Grand  die  Jagd  aus- 
znnben  und  ist  darin  zunächst  nnr  durch  die  Vorschriften  des  Waffenpatentes 
beschränkt.  Erst  das  citierte  Landesgesotz  vom  Jahre  1895  (publiciert  im  Jahre 
1898)  führt  auch  hier  einige  der  in  den  anderen  Ländern  längst  bestehenden 
Beschränknugen  ein;  es  ermächtigt  die  Statthalterei  sowohl  eine  Zeit  festzusetzen, 
in  der  gar  nicht  gejagt  werden  darf  (absolute  Schonzeit),  als  auch  darüber 
hinaus  für  bestimmte  Thierarten  noch  längere  specielle  Schonzeiten  zu  fixieren; 
es  wird  ferner  zum  erstenmal  dem  Grundbesitzer  die  Verwendung  von  Falleisen, 
Zangen,  Giften  und  dergl.  verboten. 

In  allen  übrigen  Kronländern  haben  nur  die  Besitzer  von  115  ha  zusam- 
menhängenden Bodens  das  Recht,  die  Jagd  selbst  ausznüben;  die  kleineren 
Grnndbesitznngen  werden  hinsichtlich  der  Jagdansübnng  zn  einem  einzigen  Gebiet 
zusammengeschlagen.  Das  theoretisch  immer  noch  bestehende  , Jagdrecht“  dieser 
Kleingrundbesitzer  drückt  sich  hier  praktisch  nur  noch  in  einem  bald  grösseren 
bald  geringeren  Einfluss  auf  die  Jagdausubung  sowie  in  dem  Anspruch  auf  einen 
entsprechenden  Antheil  an  dem  Reinerträgnisse  der  Jagd  aus. 


')  Geeeti  vom  26.  Juli  1892,  L.-G.-Bl.  Nr.  2 ex  1895. 

1 Gesetz  vom  13.  Juli  1895,  L.-G.-Bl.  Nr.  8 ex  1896. 

*)  Gesetz  vom  15.  Februar  1896,  L.-G.-B1.  Nr.  26  ex  898. 

*)  Gesetz  vom  20.  December  1895,  L.-G.-Bl.  Nr.  66  ex  1896. 

*)  Gesetz  vom  5.  März  1897,  L.-G.-Bl.  Nr.  71- 

*)  Gesetz  vom  3.  September  1896,  L.-G.-Bl.  Nr.  67;  Gesetz  vom  31.  December 
1898,  L.-G.-Bl.  Nr.  4 ex  1899;  GeseU  vom  26.  August  1899,  L.-G.-Bl.  Nr.  72. 

')  Gesetz  vom  10.  August  1896,  L.-G.-Bl.  Nr.  59. 

*1  Gesetz  vom  14.  Jänner  1895,  L..G.-B1.  Nr.  18  ex  1S98. 

*)  Gesetz  vom  10.  December  1899,  L.-G.-Bl.  Nr,  2 ex  1900. 
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Innerhalb  dieser  Kronlhnder  niiterschcidet  sich  wieder  1!  Ah  men  von  allen 
anderen  durch  ein  fundamental  abweichendes  Jajfdrecht.  Während  sonst  überall  die 
Ausübung  des  Jagdrechtea  für  die  Kleingrundbesitzer  der  Gemeinde  übertragen 
ist,  welche  die  Jagd  im  Wege  der  Verpachtung  ausüben  muss,  bilden  in  JtAhmen 
nach  dem  das  ganze  Jagdwesen  einheitlich  regelnden  Gesetze  Tom  1.  Juni  1806, 
alle  Kleingrundbesitzer  einer  Ortschaft  eine  JagdgenoBsenschaft,  welche 
einen  Jagdausschuss  wählt  und  die  Jagd  entweder  durch  Verpachtung  oder  aber 
in  eigener  Regie  durch  sachverständige  Jäger  ausübt.  Die  Verpachtung  muss  in 
Ilöhmen  nicht  iin  Wege  der  Licitation  an  den  Meistbietenden  erfolgen,  sondern 
die  Jagd  kann  auch  aus  freier  Hand  an  eine  der  Genossenschaft  zusagende 
Person  durch  einfachen  Vertrag  verpachtet  werden.  Die  Jagdpachtbedingungen 
setzt  der  Jagdausschuss  nach  seinem  freien  Kriuessen  fest,  doch  soll  die  Pacht 
für  wenigstens  6 Jahre  erfolgen.  Zur  persAnlichen  Ausübung  der  Jagd  ist  auch 
noch  die  lOsung  einer  Jagdkarte  gegen  Erlag  einer  Taxe  erforderlich.  Das  Gesetz 
führt  ferner  Schonzeiten  für  die  jagdbaren  Tliiere  ein,  schliesst  die  Jagd  auf  dem 
Felde,  solange  die  Frucht  nicht  geeriilet  i.st,  ans  und  verbietet  die  Anwendung 
von  Schlingen  und  Fallen  zum  Fangen  des  Wildes.  Das  Gesetz  statuiert  ferner 
die  unbedingte,  ausnabm.slose  Pflicht  zum  Ersatz  jedes  Wild-  und  Jagdschailens. 
ohne  dass  der  Grundbesitzer  gezaungeii  wäre,  seine  Culturen  irgendwie  gegen 
das  schädigende  Wild  zu  schützen.  Doch  muss  er  es  sich  gefallen  lassen,  dass 
der  die  Jagd  auf  fremdem  Boden  .Vusübende  gegen  den  Wildschaden  Vor- 
kehrungen trifft,  welche  die  Benützung  des  Grundes  nicht  beeinträchtigen.  Irgend- 
welche Einschränkungen  der  Ersatzpflicht  kennt  das  böhmische  Gesetz  nicht.  Die 
Entscheidung  über  Jagdschäden  obliegt  Schiedsgerichten. 

Das  böhmische  Jagdgesetz  geht  in  Berücksichtigung  der  Interessen  der 
Bodencnltnr  viel  weiter,  als  die  Gesetzgebung  der  übrigen  Kronländer. 
Dennoch  gelten  auch  in  Böhmen  einige  Vorschriften,  die  gegenüber  dem 
Zustande  des  .lalires  1848  (s.  Band  V,  S.  478  ff.  dieser  Zeitschrift'  die  Jagd 
begünstigen,  die  Landwirt-schaft  benachtheiligen ; so  die  Einführung  von  Schon- 
zeiten. die  auf  eine  Erhöhung  des  Wildstandes  hinwirken  müssen,  die  Erschwerung 
der  Jagd  durch  besondere  Taxen,  welche  die  Zahl  der  jagemteii  Personen  uatur- 
gemäss  vermindern,  n.  s.  w.  Aber  die  Grundbesitzer,  denen  i>rimär  das  Jagdrecht 
als  Ausfluss  ihres  Grundoigenthumes  zusteht,  behalten  doch  die  entscheidende 
Ingerenz  auf  die  Jagdansübung  und  auf  die  Wildverhältnisse  ihres  Gebietes; 
indirect,  indem  die  Genossenschaft  bei  der  Auswahl  des  Jagdpächters  und  bei 
der  Feststellung  der  Jagdpachtbedingnisse  auf  die  Höhe  des  Wildstandes  Einflu.s.s 
nehmen  kann ; eventuell  aber  auch  direct,  da  die  Genossenschaft  die  Jagd  auch 
in  eigener  Regie  durch  Angestellte  ausüben  darf,  die  ihren  Aufträgen  Folge  leisten 
müssen. 

Das  in  seinen  Grundzngen  skizzierte  böhmische  Jagdgesetz  gilt  vielen  Land- 
tagen, in  denen  die  Interessen  der  Landwirtschaft  das  rebergewicht  besitzen,  als 
das  anznstrebende  Ideal,  das  zu  erreichen  indessen  trotz  wiederholter  Bemühungen 
keinem  Landtage  gelungen  ist.  Nur  in  Xiederösterreich  ist.  wie  wir  sehen 
werden,  in  neuester  Zeit  ein  Jagdgesetz  beschlossen  worden,  das  sich  dem  böhmischen 
Muster  in  mehrfacher  Hinsicht  nähert. 
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ln  Nieder üsterroicb,  Salzburg,  Steiermark.  Tirol,  Kürnten, 
Kraiu,  Istrien  and  Bukowina  sind  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderten nur  einzelne  Seiten  der  Jagdfrage  gesetzlich  geregelt  worden,  so 
dass  sabsi<liär  in  diesen  Kronländeni  auch  heute  noch  das  allgemeine  Jagd- 
normale  Tom  28.  Februar  1786  und  das  Jagdpatent  vom  7.  März  1849  in  Geltung 
stehen. 

In  Oberösterreich,  Mähren,  Vorarlberg,  Görz  und  G r ad isc a, 
Triest  und  Galizien  ist  dagegen,  wie  schon  erwähnt,  das  Jagdwesen  in  allen 
Bezieimngen  durch  die  in  den  letzten  Jahren  erlassenen  Jagdgesetze  einheitlich 
geregelt  worden.  Damit  haben  hier  alle  jene  Specialgesetze,  die  in  den  letzten 
Decenuien  auch  in  diesen  Landern  erlassen  worden  waren,  ebenso  wie  die  allge- 
meinen Nonneu  der  Gesetze  von  1786  und  1849  ihre  Wirksamkeit  verloren. 

Dass  in  dieser  ganzon,  ungefähr  ein  halbes  Jahrhundert  umfassenden 
Gesetzgebung  die  Tendenz  zum  Durchbruch  gelangt  ist,  die  Jagd  auf  Kosten  der 
Landwirtschaft  zu  begünstigen,  den  Wildstaud  zu  erhöhen,  die  Bildung  ausge- 
dehnter Jagdreviere  zu  begünstigen,  die  Jagdpacht  den  Bauern  unmöglich  zu 
machen,  ihren  A.nspruch  auf  Ersatz  des  Wildschadens  zu  erschweren  oder  ganz 
auszuschliessen,  gebt  schon  aus  der  kurzen  Darstellung  hen'or,  die  ich  im 
V.  Bande  dieser  Zeitschrift  gegeben  habe.  Erst  in  der  neuesten  Zeit  ist,  wie  wir 
sehen  werden,  hierin  zum  Theil  ein  gewisser  Umschwung,  wenn  auch  nur  in  sehr 
bescheidenem  Maasse,  eiiigetreten. 

Zunächst  übertrug  das  Patent  von  1849  die  Ausübung  der  Jagd  den  Ge- 
meinden — worunter  damals  die  Catastralgeuieinden  verstanden  wurden  — und 
gestattete  diesen,  die  Jagd  nach  ihrer  Wahl  entweder  durch  Verpachtung  oder 
durch  angestellte  Jäger  auszuuben. 

Erst  eine  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  15.  December  1852') 
macht  den  verhänguissvoUen  Schritt,  die  letztere  Form  der  Ausübung  auszu- 
sehliessen.  Die  Jagd  muss  nun,  n.  zw.  immer  an  den  Meistbietenden,  verpachtet 
werden,  die  Landwirte  können  nur  höchstens  indirect  durch  entsprechende  Jagd- 
pachtbedingnisse  die  Wildverhältnisse  in  der  Gemeinde  beeinflnssen.  Auch  das 
ist  später  verloren  gegangen. 

An  die  Steile  der  Catastralgemeimle*)  ist  in  der  Praxis*)  die  — zumeist 
mehrere  Catastralgemeinden  umfassende  — politische  Ortsgemeinde  getreten,  wodurch 

Ergäuzeude  und  abändemde  Gesetze  für  Niederösterreich  vom  27.  September 
1887,  L-G.-m.  Nr.  57,  vom  22.  Juni  1892,  L.-G.-B1.  Nr.  43  und  vom  7.  Juli  1892, 
L.-ü.-Bl  Nr,  4,'i:  für  Steiermark  vom  10.  März  1888,  L.-U.-Bl.  Nr.  22;  für  Krain 
vom  27.  September  1887,  L.-G.-Bl.  Nr.  27;  für  Istrien  vom  27.  September  1887. 
L.-U.-BI.  Nr.  30;  für  Schlesien  vom  27.  September  1887,  L.-G.-Bl.  Nr.  27;  für  die 
Bukowina  vom  27.  September  1887,  L.-G.-Bl.  Nr.  27.  Ferner  die  oben  S.  232 f.  citierten 
Jagdgesetze  für  OberOsterroich,  Triest,  GOrz  und  Oradisca,  Vorarlberg. 
Mähren  und  Galizien. 

Die  Zulässigkeit  der  Verpachtung  der  Gemeindejagd  nach  Steuergemehideu 
wurde  ausdrücklich  anerkannt  durch  Verordnungen  des  Ackerbsuministcriums  vom 
24.  Juli  1S68  und  vom  23.  Jänner  1876  (s.  Manz'sehe  Gesetzausgabe,  XXV.  Band, 
1.  Auflage.  S.  35.) 

*)  S.  mehrfache  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofes  bei  Mayerhofer. 
Handbuch  lür  den  politischen  VerwaUungsdienst,  VI.,  S.  354. 
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die  Pachtung  der  Jagd  den  kleineren  Leuten  erschwert  wurde.  Gleiches  gilt  von 
der  Verlängerung  der  Pachtdauer  auf  6'),  8*),  10*)  Jahre.  Di©  Jagdverpachtung, 
zuerst  ein  von  der  Gemeinde  in  Stellvertretung  für  die  eigentlich  jagdherechtigten 
Grundbesitzer  abgeschlossener  civilrechtlicher  Vertrag,  wird  immer  ausschliesslicher 
als  ein  Verwaltungsact  angesehen,  den  endlich  die  politischen  Behörden  ganz  an 
.sich  ziehen;  oder  es  wird  doch  wenigstens  das  Becht,  den  Inhalt  des  Pacht* 
Vertrages  festzusetzon  der  Gemeinde  genommen  und  auf  die  politische  Behörde 
übertragen.  Selbst  in  dem  Falle,  wenn  die  Verpachtung  der  Gemeiiidejagd  nicht 
erzielt  werden  kann,  ist  in  den  meisten  Kronländcm  die  eigene  Ausübung  der 
Jagd  durch  die  Gemeinde  ausgeschlossen,  und  cs  hat  nicht  die  Gemeinde  sondern 
die  politische  Behörde  die  entsprechenden  Verfügungen  zu  treffen. 

Ausgedehnte  einseitige  Vorpachtrechte  wurden  den  angrenzenden  Eigenjagd- 
berechtigten zugestanden,  falls  das  Gemeindejagdgebiet  nicht  115  Hektar  gross 
ist,  oder  wenn  das  Gemeiiidejagdgebiet  von  einem  Eigenjagdrevier  ganz  oder  auch 
nur  zu  zwei  Drittel  umschlossen  wird.  Sinkt  durch  eine  solche  Enclavierung 
das  Gemeindejagdgebiet  unter  115  Hektar,  so  erstreckt  sich  das  Vorpachtrecht  des 
Anrainers  auch  noch  auf  den  Best.'*)  Die  Wirkung  dieser  Bestimmnngen  muss  sein, 
die  Eigenjagden  zu  vergrßssem,  die  Wildhege,  den  Jagdsport  zu  befördern  und 
die  Landwirtschaft  zu  benachtheiligen.  Sio  sind  überdies  parteiisch,  da  für  den 
umgekehrten  Fall  der  Enclavierung  eines  Eigenjagdgebietes  durch  die  Gemeiiide- 
jagd  nicht  die  analogen  Bechtsfolgen  statuiert  sind. 

Aohnlicho  Tendenzen  wurden  verfolgt,  als  weitgehende  Vorschriften  zum 
Schutze  des  Wildes  erlassen,  Taxen  für  die  Lösung  von  Jagdkarten  und 
Erschwerungen  für  die  Erlangung  des  Ersatzes  von  Wildschäden  eingeführt  wurden. 

Erst  seit  dom  letzten  Drittel  des  XIX.  Jabrhundertes  hat  der  Gesetzgeber 
Schonzeiten  für  das  Wild  statuiert  und  so  das  Hegerecht  des  Jagdberechtigten 
in  eine  Hegepflicht  nnigewandelt.  Diese  SchonpfUcht,  welche  in  den  einzelnen 
Kronländern  sehr  verschiedenen  Umfang  besitzt*),  bezweckt  und  erreicht  eino 
Vermelirung  des  Wildstandes,  und  zwar  zumeist  auf  Kosten  der  landwirtschaftlichen 
CuHuren.  Ebenso  wirken  die  Verbote,  das  Wild  mit  Schlingen  oder  Fallen  zu 
fangen,  Wildbret  in  der  Schonzeit  zu  verkaufen  u.  s.  w. 

Kiederösterreicb,  OberOsterreich,  Steiermark,  Istrien,  Mähren,  Galizien,  Bukowina 
(fl.  die  oben  S.  235  citierten  Gesetze). 

^ GOrz  und  Gradisca  (6.  das  oben  S.  2S3  citierte  Gesetz). 

*)  Tricflt,  Schlesien  {s.  die  oben  S.  2S2  f.  citierten  Gesetze). 

*)  In  den  auf  S.  2S3  citierten  Jagdgesetzen  mit  Ausnahme  von  Triest. 

*)  S.  die  auf  S.  232  f.  citierten  allgemeinen  Jagdgesetze,  ferner  specielle  Gesetze 
für  NiederCflterreich  vom  19.  Februar  1S73.  L.-G.-Bl.  Nr.  31,  vom  11.  Februar  18S2, 
L.-G.-B1.  Nr.  36  und  vom  3.  März  1885,  L.-G.-Bl.  Nr.  29;  fflr  Salzburg  vom  20.  De- 
cember  1874,  L.-G.-Bl.  Nr.  6 ex  1875  und  vom  23.  Mai  1885,  L.-G.-Bl.  Nr.  14;  für 
Steiermark  vom  13.  December  1898,  L.-G.-Bl.  Kr.  4 ex  1899  (s.  unten);  für  Kärnten 
vom  27.  Jänner  1878,  L.-O.-Bl.  Nr.  4 nnd  vom  20,  April  1883,  L.-G.-B1.  Kr.  12;  für 
Krain  vom  2%  August  1889,  L.-O.-BI.  Nr.  20;  für  latrien  vom  18.  November  1883, 
vom  30.  Juni  1886,  L.-G.-Bl.  Nr.  10  und  vom  16.  Jnni  1888,  L.-G.-Bl.  Nr.  22;  für 
Schlesien  vom  2.  Juli  1877,  L.-G.-Bl.  Nr.  26  und  vom  17.  April  1888,  L.-G.-Bl.  Nr.  38; 
für  die  Bukowina  vom  21.  December  1874,  L.-G.-Bl.  Nr.  4 ex  1875,  vom  1.  Juni  1886, 
L.-G.-Bl.  Nr.  25  und  vom  6.  Februar  1891,  L.-G.-Bl.  Nr.  6. 
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Dazu  kam  eine  Keihe  weiterer  Landesgesetze,  welche  jedem,  der  die 
Jagd  praktisch  ansüben  will,  nicht  mtr  aas  polizoilicbon  Gründen  die  Lusung  einer 
Jagdkarte  vorschreiben,  sondern  dafür  auch  die  Bezahlung  einer  eigenen  Jagd* 
kartentaie  fordern.  Auch  auf  diese  Weise  wurde  den  Bauern  die  Pachtung  einer 
Gemeindejagd  neuerlich  erschwert.  Gleiches  gilt  von  den  besonderen  Abgaben, 
die  in  einigen  Kronländern  für  die  Ausübung  der  Jagd  neben  den  Jagdkarten* 
taxen  entrichtet  werden  müssen,*) 

Am  deutlichsten  aber  kam  diese  jagdfreundlicbo,  der  Landescultur  schäd- 
liche Tendenz  der  Landesgesetsgebungen  in  den  Können  über  den  Ersatz  des 
Wildschadens  zum  Ausdruck.  Die  von  Kaiser  Josef  ausnahmslos  statuierte 
Pflicht  zum  vollen  Wildscbadenersatz  wurde  successive  immer  mehr  abgeschwächt; 
eine  Entwickelung,  die  in  den  einzelnen  Kronländern  übrigens  verschieden  weit 
gediehen  ist.*) 

So  muss  es  sich  Besitzer  gefallen  lassen,  dass  der  Jagdberecbtigto  die 
Grundstücke  gegen  Wildscliäden  schütze,  und  er  hat  keinen  Ersatzanspruch, 
wenn  diese  Vorkehrungen  durch  seine  Schuld  vereitelt  werden.  Bei  wertvolleren 
Cnlturen  (Garten,  einzelstebenden  jungen  Bäumen  n.  s.  w.)  muss  er  sogar  selbst 
auf  eigene  Kosten  solche  Vorkehrungen  treffen  und  erhalten,  will  er  seinen  Ersatz- 
anspruch nicht  verlieren;  ja,  einzelne  Gesetze  sprechen  ihm  einen  solchen 
gänzlich  ab,  wenn  die  vom  Wilde  beschädigten  Feldfrüchte  schon  geerntet  oder 
doch  schon  erntereif  waren  und  ihre  Einbringung  hätte  früher  geschehen  können. 
Die  Entscheidung  über  Ersatzansprüche  ist  zumeist  den  politischen  Behörden 
übertragen,  das  Verfahren  ist  langwierig  und  kostspielig. 

In  dieser  für  die  Landwirtschaft  höchst  nachtheiligen  Entwickelung,  die 
namentlich  in  den  Alpenländem  local  geradezu  verderbliche  Folgen  gehabt  hat. 
ist  die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Kronländor  — immer  von  Böhmen  und 
Dalmatien  abgesehen  — verschieden  weit  fortgeschritten.  Erst  in  den  letzten 
Jahren  ist  es  einigen  Landtagen  gelungen,  ihr  Streben  nach  Bewahrung  der 
Landwirtschaft  vor  den  Kachtheilen  des  überhandnebmenden  Wildstandes  in 


D S.  die  auf  S.  232  f.  citierten  allgemeinen  Jagdgesetze,  ferner  specielle  Gesetze  für 
KiederOeterreich  vom  29.  Decembcr  1880,  L.-G.-Bl.  Kr-  19  ei  1881  und  vom 

23.  October  1893,  L.-G.-Bl.  Kr.  60;  für  Salzburg  vom  23,  November  1887,  L,-G.-Bl. 
Kr.  30;  für  Steieiiiiark  vom  27.  November  1881,  L.-G.-Bl.  Nr.  28  und  vom  14.  Mai 
1894.  L.-G.-Bl.  Nr.  39;  für  Kärnten  vom  20.  März  1887,  L.-G.-Bl.  Nr.  15  und  vom 
6.  Juni  1894,  L.-G.-Bl.  Nr.  17;  für  Krain  vom  17.  .\pril  1884,  L.-G.-Bl.  Nr.  9 und  vom 

24.  Juni  1889,  L.-G.-Bl.  Nr.  16;  für  Istrien  vom  30.  Juni  1886,  L.-G.-Bl.  Nr.  22;  für 
Schlesien  vom  2.  Juli  LS77,  Nr.  27  und  vom  10.  Angust  1896,  L.-G.-BI.  Nr.  59;  für 
die  Bukowina  vom  2.  Mai  1886,  L.-G.-Bl.  Kr.  22. 

D Gesetze  für  Niederüsterreich  vom  13.  October  1893,  L.-G.-B1.  Nr.  55;  für 
äalzbnrg  vom  23.  November  1887,  L.-G.-Bl.  Nr,  29;  für  Steiermark  vom  3.  September 
1896.  L.-G.-Bl.  Nr.  67  (s.  u.) 

D S.  die  auf  S.  232  f.  citierten  allgemeinen  Jagdgesetze  mit  Ausnahme  des  böhmischen, 
ferner  die  speciellen  Gesetze  für  NiederOsterreich  vom  19.  Mai  1889,  L.-G.-Bl.  Nr.  16; 
fiir  Steiermark  vom  17.  September  1878,  L.-G.-Bl.  Nr.  10  und  vom  24.  September  1888, 
L.-G.-Bl.  Nr.  40;  für  Krain  vom  19.  Hai  1889,  L.-G.-BI.  Nr.  12.  In  den  Kronländern 
Salzburg,  Kärnten.  Istrien.  Tirol,  Schlesien  nnd  Bukowina  sind  Beschränkungen 
der  Wildscbadenersatzpflicht  bisher  noch  nicht  normiert  worden. 
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gewissem  Umfange  zu  verwirklichen,  während  ähnliche  Bestrebungen  in  anderen 
Ländern  bisher  gescheitert  sind.  Die  oben  angeführten  Gesetze  der  Jahre  1896 — 1901, 
die  zum  Theil  wichtige  Eta)>pen  dieser  Entwickelung,  zum  Theil  aber  schon  eine 
gewisse  Beaction  gegen  die  übermässige  Begünstigung  der  Jagd  auf  Kosten  der 
Landescultur  darstellen,  kennen  nur  in  dem  .skizzierten  Zusammenhänge  gewürdigt 
werden. 

Von  untergeordneter  Bedeutung  sind  die  neueren  Landesgesetze  von 
Krain')  und  Schlesien.®)  Sie  betreffen  die  Jagdkarten  nnd  erschweren  die 
bis  dahin  dafür  geltenden  Bestimmungen,  respective  setzen  die  Jagdkartentasen 
hinauf. 

Die  Einführung  einer  Schonzeit  des  Wildes  in  Dalmatien*)  wurde 
sehen  erw,ähnt.  Bedenklich  ist  es,  dass  die  Festsetzung  der  Schonzeiten  nicht 
schon  durch  das  Gesetz  selbst  erfolgt,  sondern  der  Statthalterei  nach  Ein- 
vernehmung von  Sachverständigen  und  des  Landesausschusso.s  im  Verordnungs- 
wege obliegt;  nnd  zwar  können  entweder  absolute  Schonzeiten  für  sämmtliche 
oder  relative  Schonzeiten  für  einzelne  Wildgattungen  filiert  werden.  Die  Ver- 
wendung von  Fangeisen,  Fallen,  Selbsttätigen,  Giften  n.  s.  w.,  die  Vernichtung 
der  Eier  des  Federwildes  und  das  Ausnehraen  des  jungen  Wildes  aus  den  Xestem 
wird  verboten. 

In  Oberösterreich  waren  bis  zum  Erlass  des  einheitlichen  Jagd- 
gesetzes Specialvorschriften  lediglich  hinsichtlich  der  Schonzeit  des  Wildes  gegeben 
worden.  Im  Uebrigen  standen  die  älteren  Vorschriften  von  1789,  1849  nnd  1853 
in  Kraft. 

Das  .Tagdgesetz  vom  13.  Juli  1895,  L.-G.-Bl.  Nr.  8 ex  1896  (für  welches 
gleichzeitig  ein  AhänJeningsgesetz  vom  16.  Juli  1895,  L.-G.-Bl.  Nr.  9 
ex  1896  pnbliciert  wurde)  bedeutet  vom  Standpunkte  der  Interessen  der  Landes- 
cnltnr  und  der  Landwirtschaft  in  mancher  Hinsicht  einen  Fortschritt,  in  mancher 
einen  Bäckschritt  gegenüber  dem  bis  dahin  geltenden  Bechtsznstand.  Als  Bestim- 
mungen der  ersteren  Art  wären  insbesondere  anzuführen:  die  Verpachtung  der 
Oemeindejagd  erfolgt  nicht  mehr  durch  die  politische  Behörde,  sondern  durch  die 
Gemeinde  selbst;  diese  hat  den  Inhalt  des  Pachtvertrages  festzusetzen;  in  der 
Kegel  muss  zwar  immer  noch  der  Pachtvertrag  mit  demjenigen  abgeschlossen 
werden,  der  bei  der  Versteigerung  den  höchsten  Pachtschilling  bietet;  ausnahms- 
weise aber  kann  von  der  LicitaUon  abgesehen  und  die  Verpachtung  aus  freier 
Hand  vorgenommen  werden.  Ferner  ist  die  Schonzeit  für  Koth-  nnd  Damwild 
(früher  vom  1.  November  bis  30.  Juni)  gänzlich  beseitigt,  und  für  Kehgaise,  die 
früher  überhaupt  nicht  gejagt  wurden  durften,  ist  eine  gesetzliche  Schnsszeit  neu 
eingeführt  worden;  endlich  ist  die  Cognition  über  Wildschadener.satzansprfiche 
den  politischen  Behörden  entzogen  und  gemischten  Schiedsgerichten  übertragen 
worden. 

Dagegen  muss  man  es  als  eine  Schwächung  der  Position  der  Landwirtschaft 
gegenüber  der  der  Jagd  ansehen,  dass  dem  angrenzenden  Eigenjagdberechtigten 

')  Oeietz  vom  10.  Deceraber  1899,  L.-G.-Bl.  Nr.  2 ex  1900. 

*1  Gesetz  vom  10.  Äugast  1890.  L.-G.-Bl.  Nr.  69. 

*)  GoBetz  vom  14.  December  1«95,  L.-O.-Bl.  Nr.  18  ei  1898. 
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nunmehr  ein  Vor]>achtrccht  auf  die  Gemeimlejapd  sowohl  dann  gewährt  ist,  wenn 
diese  anch  nur  zu  zwei  Drittel  von  dem  selbständigen  Jagdgebiete  umschlossen 
wird,  als  auch  dann,  wenn  das  Gemeindejagdgebiet  115  Hektar  nicht  erreicht; 
dass  ferner  der  Grundbesitzer  es  dulden  mnss,  wenn  der  Jagdberechtigte  das 
Grundstück  durch  Einzäunungen  und  andere  Vorsichtsmaassregoln  gegen  Wild- 
beschädignng  schützen  will;  da.ss  er  Ersatz  des  Wildschadens  in  Gärten,  Baum- 
schulen und  einzelnstehenden  jungen  Bäumen  nicht  erhält,  wenn  er  nicht  an  deil 
beschädigten  Objecten  solche  Vorkehrungen  getroffen  hatte,  , wodurch  ein  ordent- 
licher Grnndwirt  derlei  Gegenstände  zu  schützen  pflegt“;  dass  eine  Ersatzpflicht 
für  Wildschäden  dann  nicht  entsteht,  wenn  diese  an  erntereifen  oder  schon 
geernteten  aber  noch  nicht  eingebrachten  Erzeugnissen  geschehen  sind,  , deren 
Einbringung  bei  ordentlicher  Wirtschaftsführung  bereits  hätte  erfolgen  können 
oder  sollen.“  Der  Schadenersatz,  auf  den  der  Landwirt  vor  dem  Jahre  1806 
unbedingten  und  unbeschränkten  Anspruch  gehabt  hatte,  ist  dadurch  an  Bedin- 
gungen geknüpft,  seine  Erlangung  ist  erschwert  worden.  Die  Skonumischen 
Xachtheile  der  Wildhegnng  sind  auf  diese  Weise  grossentheils  vom  Jagdinhaber 
auf  die  kleinen  Grundbesitzer  fiberwälzt  worden. 

Aehnlich  wie  für  Oberösterreich  war  die  Kechtslage  vor  Erlassung  der  neueren 
Jagdgesetze  in  Mähren,  Galizien  und  GOrz  und  Gr  a dis  ca.  Das 
mährische  Jagdgo.setz  ist  für  die  Landwirtschaft  viel  ungünstiger,  als  das 
Öberösterreichische.  Es  führt,  wie  jenes,  alle  erwähnten  Erschwerungen  und  Aus- 
nahmen hinsichtlich  des  Anspruches  auf  Wildschadenersatz  neu  ein  und  geht  in  der 
Statuierung  von  Vorpachtrechten  zum  Theil  noch  weiter,  gewährt  aber  den  Ge- 
meinden keine  Ingerenz  auf  den  Jagdpachtvertrag;  diesen  schliesst  vielmehr  die 
politische  Behörde  stets  mit  dem  Meistbietenden  ab.  .knch  die  Zusammensetzung 
des  Schiedsgerichtes  für  Wildschadenersatz  ist  nicht  so  zweckmässig  als  in  Ober- 
österreich. Die  Schonzeiten  werden  nicht  nur  nicht  herabgesetzt,  sondern  hinsichtlich 
aller  wichtigeren  Wildarten  sehr  erheblich  verlängert.  L'eberdies  wird  die  Statt- 
balterei  noch  ermächtigt,  die  Jagd  auf  bestimmte  Wildgattiingen  für  2 Jahre 
ganz  einznstellen! 

Diese  letztere  Bestimmung  fehlt  in  den  Jagdgesetzen  von  Görz  und 
Gradisca  und  von  Galizien,  die  aber  sonst  dem  mährischen  Gesetze  .sehr 
ähnlich  sind,  und  die  den  Jagdinteressen  ausser  durch  die  bei  letzterem  ange- 
führten für  die  Landwirtschaft  ungünstigen  Bestimmungen  anch  noch  darin  entgegen- 
kommen,  dass  statt  der  Schiedsgerichte  die  politischen  Behörden  über  den 
tVildschadenersatz  zu  jndicieren  haben,  ln  Görz  und  Gradisca  ist  die  Fixierung 
der  Schonzeiten  nicht  durch  diis  Gesetz  erfolgt,  sondern  der  Statthalterei  über- 
lassen — eine  durchaus  nicht  unbedenkliche  Bestiminnng.  Bemerkenswert  i.st  es, 
dass  hier  die  Bildung  der  Gemeindejagden  in  der  Kegel  nicht  nach  politischen, 
sondern  nach  Katastralgemeinden  erfolgt. 

In  Steiermark  wurde  noch  im  Jahre  1896')  eine  neue  Abgabe  aut 
die  .tusübnng  des  Jagdrechtes  neben  den  Jagdkartentaxen  eingeführt;  eine 
Maassregel,  die  durch  Verminderung  der  Zahl  der  Jäger,  durch  Erschwerung 

*)  Gesetz  vom  3.  September  1S96.  L.-6.-B1.  Nr.  67. 
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des  Pachtens  von  Gomoindojagden  für  dio  Bauern  auf  eine  ErhShnng 
des  Wildstandes  binwirken  kann.  Dagegen  wurden  iin  Jahre  1899  einige 
sehr  baucrnfreundliche  Jagdvorschriften  erlassen.*)  Vor  allem  werden  die  Schon- 
zeiten erheblich  abgekürzt,  insbesondere  für  die  schädlichsten  Wildgattungen, 
das  Eotliwild.  die  Hasen  und  Fasane.  Ferner  darf  der  JagdherecUtigte  Thiere, 
die  in  landwirtschaftlichen  Cnlturen  erheblichen  Schaden  anrichten.  während  der 
Schonzeit  auch  ohne  besondere  behördliche  Bewilligung  ahschiessen.  Sehr 
bemerkenswert  ist  es,  dass  in  Gemeinden  mit  hervorragendem  Weinbau  der 
Gemeindeansschuss  die  völlige  Ausrottung  der  Hasen  anordnen  kann. 
Kommt  der  Jagdhererhtigte  einem  solchen  Aufträge  nicht  genügend  nach,  so 
können  auf  dessen  Kosten  sachverständige  Jäger  mit  der  Ausführung  beauftragt 
oder  es  können  auch  Treibjagden  veranstaltet  werden.  Jeder,  der  weiss,  zu  welcher 
Landplage  sich  die  Hasen  in  den  Wein-  und  Obstgegenden  entwickelt  haben, 
muss  diese  radicale  Bestimmung  mit  Freude  begrüssen.  Auch  sonst  enthält  das 
Gesetz  strengere  Vorschriften  zur  Verhütung  des  Entstehens  von  Wildschäden. 
Boi  üeberhegungen  haben  die  politischen  Behörden  nicht  nur  das  Recht,  sondern 
dio  Pflicht,  eine  Verminderung  des  Wildstandes  durchznsetzen. 

Ebenso  bedeutet  es  vom  Standpunkte  der  Landescnltnr  einen  Fortschritt, 
dass  nunmehr  in  Steiermark  in  gewissem  Umfange  auf  das  im  Jahre  1849  geltende 
Recht  zurückgegriffen  wird,  indem  unter  Umständen  die  Verpachtung  der  Jagd 
nach  einzelnen  Katastralgemeinden  statt  nach  politischen  Gemeinden  erfolgen  darf. 
Ein  Fortschritt  — richtiger  die  Wiedergutmachung  eines  Rückschrittes  — ist 
in  dieser  Bestimmung  deshalb  zu  erblicken,  weil  die  Verkleinerung  der  Jagd- 
reviere eine  übermässige,  für  die  Landescnltnr  schädliche  Hege  des  Wildes 
erschwert,  weil  sie  ferner  die  Jagdpachtungen  der  einheimischen  ländlichen 
Bevölkerung  zugänglicher  macht  und  der  leider  so  stark  vorhandenen  Tendenz 
nach  Ausbreitung  des  sportmässigen  Jagdbetriehes,  des  Jagdabsentismus,  ent- 
gegenwirkt, endlich  weil  sie  vielfach  trotz  der  Herabmindernng  der  einzelnen 
Jagdpachtschillinge  den  Gesammterlös  für  die  ganze  politische  Gemeinde  steigern 
dürfte.  Auch  ist  es  im  Interesse  einer  erhöhten  Einflussnahme  der  Gemeinde 
auf  die  Wildverhältniase  ihres  Gebietes  gelegen,  dass  diese  berechtigt  ist,  falls 
eine  die  Verpachtung  der  Jagd  ira  Wege  der  Versteigerung  nicht  erzielt  werden 
kann,  die  Jagd  durch  .Sachverständige  in  eigener  Regie  anszuüben. 

Schliesslich  müssen  wir  noch  das  Jagdgesetz  für  N i e d e r 0 s t e r r e i c h, 
das  im  .lahre  1901  beschlossen,  bisher  aber  noch  nicht  imbliciert  wurde,  kurz 
betrachten,  weil  es  einen  ganz  eigenartigen  Charakter  aufweist. 

Bis  zum  Jahre  1901  hat  sich  die  Jagdgesetzgebung  in  Kiederösterreich 
ganz  ähnlich  entwickelt,  wie  in  den  anderen  Ländern.  .4nch  hier  stand  die  Aus- 
übung des  Jagdrechtes  für  alle  Besitzungen  unter  115  ha  der  politischen  Gemeinde 
zu-,  auch  hier  galt  der  Zwang  zur  Verj>achtung  der  Gemeindejagd  an  den  Meist- 
bietenden, und  es  erfolgte  der  Abschluss  des  Pachtvertrages  durch  die  politische 
Behörde.  Jm  Jahre  1881  wurden  Jagdkarten  eingeföhrt  und  für  deren  Lösung 

')  Gesetze  vom  13.  December  1898,  L.-G.-Bl.  Nr.  4 ei  1899  und  vom  26.  August 
1899,  L.-G.-B1.  Nr.  72. 
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Taxen  Torgeschrieben,  die  im  Jahre  1893  erhöht  wurden,  wozu  in  demselben 
.lahre  noch  eine  eigene  Abgabe  von  der  Ausübung  des  Jagreclites  trat.  Schon- 
vorschriften  waren  1873  erlassen  und  später  mehrfach  abgeändert  worden.  Die 
Krlangung  des  Schadenersatzes  für  Wildschäden  in  Gärten,  Baumschulen,  an 
einzeln  stehenden  jungen  Bäumen  ,und  an  solchen  edleren  Bodenerzeugnissen, 
welche  gemeiniglich  gegen  Beschädigung  durch  das  Wild  geschützt  zu  werden 
pHegen“  wurde  im  Jahre  1889  von  Vorkehrungen  abhängig  gemacht,  die  „unter 
gewöhnlichen  Verhältnissen  den  Wildschaden  zu  verhindern  geeignet  sind“;  zur 
Entscheidung  über  Ersatzansprüche  wegen  Wildschäden  waren  die  politischen 
Behörden  berufen.  Trotz  dieser  Bestimmungen,  welche  die  Jagd  auf  Kosten  der 
Landescultur  begünstigten,  war  aber,  wie  man  sieht,  auch  vor  dem  neuen  Jagd- 
gesetze die  Eechtslage  in  Siederüsterreich  für  die  Landwirtschaft  nicht  so  ver- 
schlechtert worden  wie  in  vielen  andern  Kronländern ; weder  gab  es  hier  so 
ausgedehnte  Vorpachtreclttc  der  Eigeujagdberechtigten,  wie  anderwärts,  noch  auch 
so  viele  Ausnahmen  von  der  Schadenersatzpflicht. 

Das  neue  Jagdgesetz  sucht  nun  die  rechtliche  Position  der  Landwirtschaft 
gegenüber  der  Jagd  zu  stärken.  Vor  allem  ist  es  dem  niederüsterreichischen 
Landtage  schliesslich  doch  gelungen,  dnrehzusetzen,  dass  die  Jagdausübung  auf 
dem  Kleingpaindbesitz  der  Gemeinde  genommen  und  eigenen  Jagdgenossenschaften 
übertragen  wird,  an  denen  alle  nicht  eigenjagdberechtigten  Grundbesitzer 
participieren,  und  die  durch  gewählte  Jagdansscliüsse  geleitet  werden.  Die 
Genossenschaftsjagd  muss  in  der  Begel  vom  Ausschuss  an  den  Meistbietenden 
verpachtet  werden;  doch  kann  ausnahmsweise  die  Verpachtung  auch  ans  freier 
Hand  erfolgen  oder  auch  ganz  unterbleiben  und  durch  die  Ausübung  der  Jagd 
in  eigener  Kegie  durch  angestellte  Jäger  ersetzt  werden.  Die  Pachtbedingnisso 
stellt  der  Jagdausschuss  fest.  Die  Schonzeiten  sind  ferner  zum  Theil  etwas 
herabgesetzt,  für  manche  Wildgattnngen  allerdings  wieder  verlängert  worden,  und 
es  ist  — im  stricten  Gegensatz  zu  anderen  Landesgesetzeii  — der  Stattlialterei  die 
zeitweilige  Abkürzung  oder  gänzliche  Aufhebung  derselben,  nicht  aber  deren 
Verlängerung  gestattet.  Den  Abschuss  des  übermässig  gehegten  Wildes  zum 
Schutze  der  Culturen  anzuordnen  ist  die  Behörde  nicht  nur  berechtigt,  sondern 
Verpflichtet.  Die  für  Steiermark  geltenden  Bestimmungen  hinsichtlich  der  gänzlichen 
Ausrottung  der  Hasen  (s.  o.),  sind  auch  in  das  niederCsterreichische  Gesetz 
übergegangen.  Zur  Entscheidung  über  Ansprüche  an  Wildschadenersatz  werden 
Schiedsgerichte  gebildet. 

Diese  Gmndzüge  des  neuen  niederösterreichischen  Gesetzes  müssen  vom 
Standpunkte  der  Landwirtschaft  und  der  allgemeinen  Volkswirtschaftspolitik  als 
ein  bedeutsamer  principieller  Fortschritt  gegeüber  allen  anderen  neueren  Landes- 
gesetzen anerkannt  werden.  Dieser  Fortschritt  wäre  allerdings  noch  unvergleichlich 
grösser  gewesen,  wäre  die  Sanctioniernng  des  zwei  Jahre  früher  einstimmig 
vom  Landtage  beschlossenen  Jagdgesetzes  erfolgt,  das  die  angeführten  Principien, 
insbesondere  das  der  Jagdantonomie,  viel  reiner  zum  Ausdrucke  gebracht  hatte, 
als  das  schliesslich  zustande  gekommene  Gesetz.  Dieses  stellt  ein  Compromiss 
zwischen  den  landwirtschaftlichen  und  den  Jagdinteressen  dar  und  enthält, 
den  Forderungen  der  letzteren  Kechnung  tragend,  so  viele  und  schwerwiegende 
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Abschwächungen  jener  I’rincipien,  dass  der  Fortschritt  möglicherweise  eben  nur 
ein  principieller  und  kein  praktischer  sein  wird.  So  wird  der  Obmann  des  Jagd- 
ansschnsses  nicht  gewählt,  sondern  als  dessen  Obmann  fungiert  ipso  jure  — der 
Gemeindevorsteher  oder  dessen  Stellvertreter,  der  gar  nicht  Gonossenschaflsmitglied, 
auch  nicht  Grundbesitzer  sein  zu  braucht,  ja  der  als  Eigenjagdberechtigter  Interessen 
haben  kann,  die  denen  der  Jagdgenossenschaft  direct  entgegenlaufen.  Dies  ist 
umso  wichtiger,  als  der  Obmann,  falls  nicht  die  Hälfte  der  Ausschussmitglieder 
zu  einer  Sitzung  erscheint,  alle  Verfügungen  an  Stelle  des  Ausschusses  treffen 
kann  und  diesem  nicht  einmal  nachträglich  davon  Mittheiinng  zu  machen  hat. 
Beschlüsse  auf  Verjiachtung  der  Jagd  im  Wege  des  freien  l'ebereinkommens 
oder  auf  .knsübung  der  Jagd  durch  einen  Sachverständigen  sind  gesetzlich  an 
enge  Voraussetzungen  gebunden  und  unterliegen  überdies,  ebenso  wie  die  Ver- 
pachtung durch  Versteigerung,  der  Ucberprüfung  und  Genehmigung  seitens  der 
politischen  Behörde.  Aehnlich  verhält  es  sich  auch  mit  den  anderen  erwähnten 
Bestimmungen.  Das  dem  Gesetze  zugrunde  liegende  Princip  der  Jagdautonomie 
ist  also  an  so  vielen  Stellen  durchlöchert,  dass  nicht  viel  mehr  als  das  blos.se 
Princip  übrig  geblieben  ist.  Man  darf  indessen  wohl  hoffen,  dass  das  besprochene 
niederösterreichische  Gesetz  nicht  den  Abschluss  sondeni  Jen  Anfang  einer 
Entwickelung  darstellt;  deren  Ziel  muss  sein,  dass  der  Satz,  die  Jagd  sei  ein 
Ausfluss  des  Grnndeigentbnmes,  nicht  eine  inhaltslose  Phra.se  bleibe,  sondern  zur 
Wahrheit  werde. 


IX. 

Einen  nicht  geringen  Fortschritt  weist  der  uns  beschäftigende  Zeitraum 
1896 — 1901  auch  auf  dem  Gebiete  des  Fis c he  r e i r e c h tes  auf.  Diese, 
gleichfalls  der  landesgesetzlichen  Regelung  unterliegende  Materie  besitzt  zum  Jagd- 
rechte eine  gewisse  innere  Verwandtschaft.  Bei  der  Fischerei  handelt  es  sich,  wie 
bei  der  Jagd,  um  die  Occupation,  eventuell  auch  um  die  Hegung  wild  lebender 
Thiere.  Die  Rechtsordnung  muss  das  Recht  zu  dieser  Occupation  regeln,  die  Uebel- 
stände  beseitigen,  die  daraus  entspringen,  dass  die  Objecte  des  Aneignungs- 
rechtes sich  frei  bewegen,  und  dass  infolgedessen  eine  Vielheit  local  engbegrenzter 
Aneignungsrechto  mannigfache  Interessenconflicte  und  das  Streben  jedes  Einzelnen 
wachrnfen  muss,  sein  Recht  möglichst  intensiv  auszunützen. 

In  wichtigen  Beziehungen  bestehen  aber  zwischen  Jagd  und  Fischerei  be- 
deutsame ökonomische  Unterschiede.  Vor  Allem  der,  dass  die  Fische  sich  fast  aus- 
nahmslos von  Stoffen  ernähren,  die  bei  Wegfall  des  Fischfanges  keine  ökonomischen 
Güter  wären,  weil  sie  keine  andere  Verwendung  gestatten.  Zum  Theile  trifft  dies 
auch  für  das  Wild  zu,  soferne  nämlich  dieses  seine  Nahrung  lediglich  ans  sonst 
nicht  verwertbaren  Waldproducteii  zieht.  Die  meisten  Wildgattungen  nähren  sich 
aber  mit  Vorliebe  von  wertvollen  Producten  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  sind 
also  jedenfalls  für  die  leztere,  überdies  aber  zumeist  auch  für  die  gesammte  Volks- 
wirtschaft schädlich,  sobald  nämlich  die  vom  Wild  verzehrten  Stoffe  sowie  die  sonst 
vom  Wilde  beschädigtmi  ökonomischen  Güter  wertvoller  sind,  als  die  Producte 
des  Jagdbetriebes.  Solche  Interessenconflicte  mit  anderen  Productionszweigen  ins- 
besondere der  Landwirtschaft,  wie  wir  sie  bei  der  Wildhege  kennen  gelernt  haben, 
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bestehen  dagegen  bei  der  Fischzucht  nicht.  Die  Fischprodnction  geschieht  gleichsam 
kostenlos.  Während  man  sich  deshalb  vom  allgemein  virtschaftspolitischen  Stand- 
punkte aus  für  eine  Reschränkiing  der  Wildhege  und  der  Jagd  anssprechen  mnss. 
so  ist  von  demselben  Standponkto  ans  die  möglichste  Beförderung  der  Fischerei 
durchaus  zu  befürworten. 

Allerdings  fehlt  es  auch  nicht  an  Interesscnconflicten  zwischen  der  Fischzucht 
einerseits,  der  Industrie  und  der  Landwirtschaft  andererseits.  Aber  nicht  jene  ist 
es,  welche  diese  stört  oder  hindert,  sondern  umgekehrt:  die  industriellen  und 
landwirtschaftlichen  Wasserbauten  und  Wasseranlagen,  die  Verunreinigung  der  Ge- 
wässer mit  Abfallen  und  schädlichen  Stoffen,  die  Regulierungen,  Canalisiemngen, 
Trockenlegungen,  die  Ableitung  der  Gewässer  zum  Zwecke  der  landwirtschaftlichen 
Bewässerung  — diese  und  ähnliche  Fortschritte  in  der  wirtschaftlichen  .Vusnützung 
des  Wassers  erschweren  die  Fischerei  sehr  empfindlich,  ja  sie  machen  sio  viel- 
fach, falls  nicht  besondere  Verkehrungen  in  deren  Interesse  getroffen  werden,  ganz 
unmöglich.  Hier  in  billiger  Weise  zu  vermitteln,  die  Fischzucht  vor  allen  ver- 
meidlichen Schädigungen  durch  die  fortschreitende  Wassercultur  zu  schützen,  ohne 
doch  die  letztere  in  ihrer  Entwickelung  zu  hindern,  ist  die  erste  durchaus  nicht 
leichte  Anfgabo  der  Gesetzgebung. 

Aber  es  giebt  deren  noch  weitere.  Die  angeführten  für  die  Fischerei  iiaoh- 
tbeiligen  Umstände,  die  bei  der  überwiegenden  Wichtigkeit  der  Industrie  und 
Landwirtschaft  höchstens  ahgeschwächt,  nicht  beseitigt  werden  können,  sind 
keineswegs  die  einzigen,  ja  nicht  einmal  die  wichtigsten  Ursachen  für  den 
gänzlichen  Verfall  der  noch  vor  100  Jahren  so  blühenden  Fischerei  in  Österreich. 
Solche  Ursachen  sind  n.  A.:  Die  Unklarheit,  Verworrenheit  der  BechtsvorhäUnisse, 
der  gänzliche  Mangel  an  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  durchaus  mangelhafte 
ßschereiwirtschaftliche  Bildung  der  fischenden  Bevölkerung,  insbesondere  aber 
das  Bestehen  unzähliger  kleiner  Fischereirechte  nebeneinander;  ist  doch  vielfach 
die  Fischerei  für  alle  Gemeindemitglieder  oder  sogar  für  jedennann  frei.  So  ist 
denn  — und  nicht  nur  bei  uns  in  Österreich  — gerade  anf  diesem  Gebiete 
der  Urproduction  ein  so  furchtbarer  Raubbau  getrieben  worden,  wie  kaum  anf  einem 
anderen;  der  einstige  ausserordentlich  grosse,  heute  geradezu  unglaublich 
klingende  Fischreichthum  unserer  Binnengewässer  ist  fast  allenthalben  ver- 
schwunden, Damit  ist  aber  nicht  nur  ein  Productionszwoig,  der  sehr  einträglich 
gewesen  ist  und  heute  noch  lucrativer  sein  könnte,  vernichtet,  sondeni  auch  der 
Bevölkerung  ein  billiges  and  gesundes  Nahmngsmitt^»!  entzogen  worden.  Viel- 
seitige. schwierige  und  complicierte  Aufgaben  hat  da  die  Gesetzgebung  zu  lösen, 
soll  die  Fischzucht,  deren  grosso  volkswirtschaftliche  Bedeutung  in  neuerer  Zeit 
immer  mehr  erkannt  wird,  wieder  in  die  Höhe  gebracht  werden:  die  Fischerei- 
rechte müssen  klargestellt  und  gesichert  werden;  wirtschaftspolizeiliche  Vor« 
Schriften  zur  Schaffung,  Erhaltung  nnd  Vermehrung  eines  nachbaUigen  Fisch- 
standes können  nicht  entbehrt  werden,  wie  z.  B.  die  Anordnung  von  Schonzeiten, 
die  Anlage  von  Laichstütten,  das  Verbot  kurzer  Pachtfristen,  die  Festsetzung 
TOD  Mindestmaasson  für  die  zu  fangenden  und  anf  den  Markt  zu  bringenden 
Fische;  die  Durchführung  dieser  Anordnungen  muss  wirksam  überwacht  sein  u.  s.  f. 
Vor  allem  aber  sind  grössere  Fischereireviere  mit  einheitlicher  Bewirtschaftung 
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an  die  Stelle  der  herrschenden  Zersplitternng  zu  setzen,  und  zwar  durch  Auf- 
hebung der  freien  oder  wilden  Fischerei,  durch  Beseitigung  der  K«ippelfischerei, 
endlich  durch  Enteignung  der  kleinen  Fischereirechto  oder  durch  deren  zwangs- 
weise Vereinigung  in  genossenschaftlicher  oder  anderer  Form. 

ln  Oesterreich  begann  die  Gesetgebung  damit,  Polizeivorschriften  hinsichtlich 
des  Fischereibetriebes  zu  erlassen.  Die  Kegicrung  erwirkte  zu  Beginn  der  80er 
Jahrein  den  meisten  Kronlrmdern  (ausgenommen  Triest,  Istrien,  Salzburg 
und  Dalmatien)  Landesgesetze  mit  we.sentlich  übereinstimmendem  Inhalte. 
Diese  Fischereipolizeigesetze  sind  derzeit  noch  in  Böhmen,*)  Schlesien,*)  in 
der  B u k 0 w in  a,*)  in  S te i erni  ar k,*)  K ä rn  t en‘)  und  Tirol')  in  Geltung;  in 
Dalmatien  ist  ein  ähnliches  Gesetz  im  Jahre  1898*)  erlassen  worden.  Für  die 
anderen  Kronländer  sind  analoge  Bestimmungen  in  den  unten  zu  besprechenden 
allgemeinen  Fischereigesetzen  enthalten.  So  ist  für  den  grössten  Theil  des  Staats- 
gebietes, nämlich  für  alle  Kronl, Inder  mit  Ausnahme  von  Triest  und  Istrien, 
ein  im  wesentlichen  einheitliches  Fischereipolizeirecht  zustande  gekommen,  das 
nur  im  einzelnen  gewisse  locale  Abweichungen  aufweist. 

Dieses  Fischoreipolizeirecht  besteht  zum  Theil  ans  directen  gesetzlichen 
Anordnungen,  Geboten  und  Verboten,  zum  Theile  ans  Aufträgen  und  Vollmachten 
an  die  politischen  Behörden,  welche  den  localen  Verhältnissen  angepasste  allge- 
meine Normen  bestimmten  Inhaltes  zu  setzen  haben. 

Eine  erste,  wichtigste  Gruppe  von  Beschränkungen,  denen  der  Fischfang 
im  Interesse  einer  rationellen  Fischzucht  unterworfen  werden  muss,  will  zur 
Sicherung  der  Fortpflanzung  der  Fische  die  laichenden  Thiere,  ferner  den  Laich 
selbst,  endlich  die  Fischbrut  schützen.  Um  den  Fischfang  zur  Laichzeit  aus- 
zuschliesseii  haben  die  politischen  Landesstellen  für  jede  einzelne  wertvollere 
Fischgattung  eine  entsprechende  Schonzeit  festznstellen  (relative  Schonzeit);  sie 
können  überdies,  da  die  Einhaltung  verschiedener  Schonzeiten  in  dem  nämlichen 
Revier  schwer  zu  überwachen  ist,  für  einzelne  Gewässer  jeden  Fischfang  zu 
bestimmten  Zeilen  untersagen“)  (absolute  Schonzeiten).  Die  neueren  Gesetze*) 
ermächtigen  ferner  die  politischen  Behörden,  bestimmte  Wasserstrecken  über  Antrag 
einzelner  Fischerciberechtigter  als  Laicbschonstätten  mit  der  Wirkung  zu  bezeichnen, 
dass  daselbst  nicht  nur  der  Fischfang,  sondern  auch  sonstige,  dem  Fischlaich 
schädliche  Handlungen  unterlassen  werden  müssen.  Nur  in  Tirol  werden  die  jungen 
Fische  direct  vor  dem  Fange  geschützt,  indem  hier  die  politischen  Behörden  für 

*)  Gesetze  vom  9.  October  1883,  L.-G.-Bl.  Nr.  22  ei  1385  und  vom  7.  Mai  1891, 
L.-G.-B1.  Nr.  30. 

*)  Gesetz  vom  9.  December  1882,  L.-G.-Bl.  Nr.  28  er  1883. 

*)  Gesetz  vom  7.  November  1881,  L.-G.-Bl.  Nr.  11  ex  1881. 

*)  Gesetz  vom  2.  September  1882,  L.-G.-Bl.  Nr.  11  ex  1883. 

*)  Gesetze  vom  2.  März  1882,  L.-G.-Bl.  Nr.  17  und  vom  27.  December  1883, 
L -G.-Bl.  Nr.  5 ex  1885. 

•)  Gesetz  vom  4.  April  1886,  L.-G.-Bl.  Nr.  28  ex  1887. 

*)  Gesetz  vom  2.  August  1898,  L.-G.-Bl.  Nr.  26. 

Diese  Bestimmung  fehlt  ln  Tirol  und  Kärnten. 

•)  Niederosterreich.  Oberösterreich,  Salzburg,  Vorarlberg,  Krain,  Goa  und  Gradisca, 
Mähren,  Galizien,  Dalmatien  (s.  o.). 
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die  einzelnen  Fiscbarteii  Uinimalmaasse  bekannt  zn  geben  haben,  nnter  denen 
Fische  nicht  gefangen  werden  dürfen.  In  den  anderen  Kronländem  tritt  an 
dessen  Stelle  der  indirecte  Schutz  des  Nacliwnches,  nämlich  das  Verbot,  Fische, 
welche  das  behördlich  fixierte  Minimalmass  nicht  erreichen,  roh  oder  gekocht  in 
Verkehr  zn  setzen.  Ebenso  sichert  es  indirect  dir  Einhaltung  der  Schonzeiten, 
dass  die  politischen  Behörden  durch  Verordnung  bestimmte  Zeiten  bekanntzngeben 
haben,  in  denen  die  einzelnen  Fischarten  nicht  in  Verkehr  gebracht  werden 
dürfen;  nur  in  Tirol  und  Kärnten  ist  ex  lege  der  Verkauf  von  Fischen  während 
der  Schonzeiten  verboten. 

Durch  eine  zweite  Gruppe  von  Vorschriften  soll  die  für  den  Fischbestand 
eines  Gewässers  gefährliche  Massenvernichtung  von  Fischen  verhindert  werden. 
Hieher  gehört  das  Verbot,  Dynamit  oder  andere  explosive  oder  betäubende  Stoffe 
für  den  Fischfang  anzuwenden.  Die  politische  Behörde  kann  die  Benützung' 
noch  anderer  Fangarten,  Fangniittel  und  Fangvorrichtungen,  die  dem  FLschstande 
besonders  gefährlich  sind,  untersagen.')  Zum  Zwecke  der  Hintanhaltung  des 
wahllosen  Massenfanges  haben  die  neueren  Gesetze  die  Vorschrift  anfgenoinmen, 
dass  in  Wehrdurchlässen,  Schlenssen  u.  dgl.  Vorrichtungen  zum  Selbstfangen 
von  Fischen  nicht  eingelegt  werden  dürfen’)  — auch  nicht  wenn  der  Besitzer  des 
Wassers  gleichzeitig  fischereiberechtigt  ist  — , und  dass  ständige  Fangvorrichtungen 
nicht  über  die  halbe  Breite  des  äVasserlaufes  hinausreichen  und  auch  nicht  in 
geringeren  Abständen  von  einander  angebracht  sein  dürfen.’) 

Um  die  Beaufsichtigung  und  Controlierung  des  Fischereibetriebes  zu  er- 
leichtern, muss  sich  nach  den  meisten  Gesetzen  jeder,  der  den  Fischfang  ausübt, 
durch  ein  von  der  Behörde  ausgestelltes  Legitimationspapier  — Fischerkarte, 
Fischerbüchel  — ausweisen.*)  Aus  dem  nämlichen  Grunde  sind  Fischzenge, 
welche  in  Abwesenheit  des  Fischers  ausliegen  (in  einigen  Ländern  über  An- 
ordnung der  politischen  Behörde),  entsprechend  zu  kennzeichnen,  so  dass  die 
Person  des  Besitzers  ermittelt  werden  kann.’) 

Der  vorstehend  in  groben  Umrissen  skizziert«  Kechtsznstand  hinsichtlich 
der  Fischereipolizei  gilt  im  grossen  und  ganzen  seit  Beginn  der  80or  Jahre, 
In  dem  Zeiträume  1896 — 1901  hat  — abgesehen  von  Dalmatien,  wo  ein 
solcher  Fischereischutz  erst  durch  das  Gesotz  vom  2.  August  1898,  L.-6.-B1. 
Xr,  26  eingeführt  worden  ist,  — auf  diesem  Gebiete  kein  sonderlicher 
Fortschritt  stattgefunden.  Die  Gesetzgebung  der  80er  Jahre  hatte  eben,  was 
die  Erlassung  von  Fischereipolizeinormen  betrifft,  die  wesentlichste  Arbeit  bereits 
geleistet,  wenn  auch  z.  B.  in  den  Kronländem  — mit  Ausnahme  von  Tirol 

— hinsichtlich  der  jungen  Fische  unter  einem  Minimalmaasse  nur  ein  Ver- 

kehrs-, nicht  auch  ein  Fangverbot  besteht. 

Zweifellos  war  mit  dem  Erlass  der  fischereipolizeilichen  Xoraien  ein  gewisser 
fischereiwirtschaftUcher  Fortschritt  angebahnt  worden.  In  wie  weit  diese  Vor- 

')  Diese  Bestimmung  fehlt  in  Tirol. 

’)  In  den  S.  244  Anmerkung  9 genannten  Ländern. 

*)  In  den  S,  244  Anmerkung  9 genannten  Ländern  mit  Ausschluss  von  Dalmatien. 

Diese  Bestimmung  gilt  nicht  in  Schlesien  und  in  der  Bukowina. 

Diese  Bestimmung  gilt  nicht  in  Tirol  und  in  der  Bukowina. 
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üchriften  wirklich  dnrchgefübrt  sind,  ob  diese  Xomieii  tliatsächlich  befolgt  werden, 
Ihsst  sich  inaiigeis  die.sbezfiglicber  Daten  leider  nicht  constatieron.  Ks  ist  sehr 
zu  befürchten,  dass  durch  die  Fisebereipolizeigesetze  an  den  Verhältnissen  nicht 
allzuviel  geändert  wurden  ist.  Yur  allem  deshalb,  weil  weder  das  Fischereireebt 
selbst  noch  auch  das  Recht  der  Ausübung  desselben  irgend  eine  gesetzliche 
Regelung  erfahren  hat.  Die  freie  oder  wilde  Fischerei  blieb  bestehen;  nach  wie 
vor  werden  in  demselben  Flussgebiete  zahllose  Fischereirechte  nebeneinander 
ausgeübt,  gibt  es  die  Koppel  und  Adjacentenfischerei;  die  Zusammenlegung  der 
kleinen  Fischereien  sei  es  dem  Rechte,  sei  es  der  Ausübung  oder  dem  Betriebe 
nach,  wurde  nicht  vorgesehen,  und  so  gab  es  nach  wie  vor  keine  Schranke  für 
das  Streben  jedes  Einzelnen  nach  mi'iglichst  grosser,  sofortiger  Ausbeutung  des 
Fischwassers  für  sich;  das  Interesse  an  der  Erhaltung  oder  gar  an  der  Uebung 
des  Fiscbstaiides  eines  ganzen  Flussgebietes  wurde  nicht  geweckt.  Muss  doch 
jeder  Fischer  — und  da.s  leider  mit  Recht  — besorgen,  es  werde,  wenn  er 
sich  mit  Rücksicht  auf  die  Zukunft  oder  auf  die  Allgemeinheit  Beschränkungen 
im  Fischfänge  auferlege  oder  gar  künstlich  für  Nachzucht  sorge,  der  Nutzen 
nicht  ihm  znkommen,  sondern  ihm  von  seinem  minder  rücksichtsvollen  Fischerei- 
nachbam  abgefangen  werden.  Da  die  Fische  beweglich  sind  und  gerade  die 
wertvollen  Edeltische  regelmässige  Waiiderongen  durch  den  grössten  Theit  des 
Flusslaufes  vullffihren,  liegt  eben  eine  natürliche  tVirtschaflsgemeinschaft  zwischen 
s.ümmtlichen  Fischereiberechtigten  des  ganzen  Flussgebietes  (Hauptliuss  mit  allen 
Nebengewässem,  Canälen,  Seitenarmen  u.  s.  w.)  vor;  und  eine  solche  Wirtschafts- 
gemeinsebaft  muss,  wenn  sie  ein  einheitliches  tVirtschaftsobject  — den  Fischstand 
— besitzt,  nicht  nur  zu  gegenseitigen  Störungen,  sondern  zu  völligem  Raubbau 
führen,  wenn  der  Wirtschaftsgemeinschaft  nicht  eine  gewisse  Gemeinwirtschaft 
entspricht,  wenn  statt  dessen  vollständige  Einzelwirtschaft  herrscht. 

Die  meisten  Staaten  suchten  deshalb  — durch  Ermöglichung  von  Genossen- 
schaflsbildung  auf  Grund  von  Majoritätsbeschlüssen  u.  dgl.  — die  Schaffung 
grösserer,  einheitlich  bewirtschafteter  Fischereirevicre  zu  bewirken.  Kaum  irgend- 
wo ist  man  in  dieser  Beziehung  aber  so  radical  vorgegangen,  wie  in  einigen  — 
leider  nicht  in  allen  — österreichischen  Kronländem. 

Aber  noch  andere  schwere  Hindernisse  des  Fischereiwesens  galt  es  zu 
beseitigen.  Es  musste  der  Zersplitterung  der  Fischereirechte  durch  weitere  Theilung 
sei  es  dem  Rechte,  sei  es  der  Ausübung  (I’achtnng)  nach  ein  Riegel  vorgeeschoben 
werden.  Dringend  nöthig  war  ferner  eine  Klarstellung  der  Beziehungen  der 
Fischerei  zu  anderen  Rechten,  insbesondere  zum  Grundeigenthum,  zu  den  Wasser- 
benutzungsrechten, zum  Jagdrechte,  sollte  die  Fischzucht  an  dem  tViderstande 
dieser  Berechtigungen  nicht  scheitern. 

In  richtiger  Erkenntnis  all  dieser  Uebelstände,  an  denen  unser  Fischerei- 
wesen krankt,  hatte  die  Regierung  dem  Keichsrathe  im  Jahro  1883  einen 
Gesetzentwurf’:  vorgelegt,  welcher  die  Zusammenlegung  der  kleineren  Fischerei- 
rechte der  Ausübung  nach  imperativ  vorschrieb;  diese  Revierbildung  sollte  ganz 
ohne  Rücksicht  auf  den  Erlass  specieller  Landesgesetze  erfolgen.  Leider  ist  aber 

’)  Abgeordnetenhaus  IX.  Session,  Beilage  6ty. 
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nicht  dieser,  sondern  ein  zweiter  iiu  Jahre  1883  eingebrachter  Entwurf*)  zum 
Gesetz  erhoben  worden. 

Dieses  Heichsgesetz  vom  25.  April  1885,  K.-G.-B!.  Nr.  58,  tritt  in  jedem 
Kroiilande  erst  mit  dem  Landesgesetze,  das  die  Binnenfischerei  regelt,  in  Wirk- 
samkeit. Solche  Laudesgesetze  sind  jedoch  erst  in  8 Lindem  erlassen  worden; 
darunter  in  5*)  vor  dem  Jahre  1896,  in  3 dagegen  in  den  den  Gegenstand 
dieses  Artikels  bildenden  Jahren.  **) 

Diesen  Fischereigesetzen  ist  ein  gewisser  Inhalt  gemeinsam,  wüirend  hin- 
sichtlich anderer,  sehr  wichtiger  Punkte  keine  durchgängige  Uebereinstimmung 
besteht. 

jUle  genannten  Gesetze  verfügen,  abgesehen  von  den  oben  besprochenen 
Polizeivorschriften,  die  Anfhebung  der  freien  (wilden)  Fischerei;  die  dadurch 
erledigten  Fischereirechte  fallen  in  künstlichen  Gewässern  an  deren  Besitzer,  in 
den  natürlichen  Gewässern  an  das  Land  (in  Oberösterreich  an  die  Gemeinde,  in 
Galizien  an  die  Gemeinde  re.sp.  den  Eigenthümer  des  GuLsgebietes);  sollten 
durch  die  Aufhebung  der  freien  Fischerei  Berufsfischer  in  ihrem  Erwerb  beein- 
trächtigt sein,  so  ist  deren  Scbadloshaltnng  vorgesehen.  Die  Fischer  und  ihr 
Hilfspersonal  sind  berechtigt,  zur  Ausübung  der  Fischerei  unter  angemessenen 
Vorsichten  und  gegen  Ersatz  des  Schadens  fremde  Ufergrundstücke  zu  betreten 
und  die  Fanggeräthe  zu  befestigen. 

Ferner  regeln  die  Gesetze  das  Verhältnis  der  Fischerei  zu  anderen  Wasser- 
benützungsrechten.  Schon  in  den  früher  erwähnten  älteren  Fischereipoiizeigesetzen 
war  angeordnet,  dass  bei  Wassernutznngen,  die  keiner  behördlichen  Bewilligung 
bedürfen,  jede  vermeidliche  Beeinträchtigung  der  Fischerei  unterlassen  werden  soll. 

Zu  dieser  Bestimmung,  die  auch  in  die  neueren  allgemeinen  Fischereigesetze 
aufgenoramen  worden  ist,  tritt  nunmehr  eine  weitere;  bei  Errichtung  von  Wasser- 
benutznngsanlagen,  für  welche  eine  liehördlicho  Bewilligung  nöthig  ist,  soll  die 
Behörde  auf  die  Bedürfnisse  der  Fischzucht  thunlichst  liücksicht  nehmen;  ins- 
besondere auf  die  Vermeidung  von  Verui;reinignngen  der  Fischwässer,  auf  die 
Anlegung  von  Fischstegen  und  Fischrechen,  endlich  auf  die  Regelung  der  Trocken- 
legung von  Wasserleitungen  in  einer  der  Fischerei  thunlichst  unschädlichen  Weise; 
doch  soll  durch  diese  Rücksichtnahme  nicht  eine  erhebliche  Erschwernis  für  die 
andere  Wasserbenutzung  verursacht  werden.  Die  Kosten  der  hierdurch  nöthigen 
Vorrichtungen  haben  bei  bereits  bestehenden  Anlagen  zumeist  die  Fischerei- 
berechtigten  zu  tragen,  bei  erst  zu  errichtenden  .dnlagen  dagegen  in  der  Regel 
diejenigen,  deren  Wasscrbenutzungsanlagen  mit  jenen  Einrichtungen  versehen 
werden  sollen.  Endlich  geben  die  in  Rede  stehenden  Gesetze  den  Fischerei- 

*)  Abgeordnetenhaus  IX.  äession  Beilage  1026. 

Galizien,  Gesetz  vom  81.  October  1887,  L.-G.-Bl.  Nr.  37  ei  1890;  Krain,  Gesetz 
vom  18.  August  1888,  L.-G.-Bl.  Nr.  16  ei  1890;  Vorarlberg,  Gesetz  vom  21.  Februar  1889, 
L.-G.-BI.  Nr.  27  er  1891:  Salzburg.  Gesetz  vom  25.  Februar  1889,  L.-G.-Bl.  Nr.  10; 
Niederösterreich,  Gesetz  vom  26.  .April  1890,  L.-G.-Bl.  Nr.  1 ex  1891. 

*)  Gorz  und  Gradisea,  Gesetz  vom  17.  September  1894,  L.-G.-Bl.  Nr.  16  ex  1897; 
Oberösterreich,  Gesetz  vom  2.  Mai  189,5,  L.-G.-Bl.  Nr.  82  ex  1890;  Mähren.  Gesetz  vom 
6.  Juni  1895,  L.-G.  Bl.  Nr.  62  ex  1896. 
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berechtigten  das  Recht,  die  den  Fischen  schädlichen  Thiero  (Fischotter,  Reiher 
n.  s.  w.)  zn  fangen  und  zu  tädten. 

Mit  diesen  Bestimmungen  dürften  die  Gesetze  in  zutreffender  Weise  den 
Intcresscnconflict  zwischen  der  Fischzucht  einerseits,  Landwirtschaft,  Indu.strie 
und  .Tagd  andererseits  entschieden  haben.  Die  überwiegende  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  der  landwirtschaftlichen  und  induslriellen  Wasseranlagen  ist  anerkannt, 
daneben  aber  .sind  der  Fischzucht  alle  damit  vereinbaren  Rücksichten  zugesprochen. 
Leider  kommt  die  Gesetzgebung  damit  etwas  spät;  in  all  den  zahllosen  Fällen, 
wo  Wa.sserbcnätzungsanlagen  schon  bestehen,  können  die  zum  Schutz  des  Fisch- 
standes nöthigen  Anlagen  nur  durchgesetzt  werden,  wenn  die  Fischereiberechtigten 
die  Kosten  tragen.  Immerhin  wäre  dringend  zu  wünschen,  dass  wenigstens  diese 
Bestimmungen  baldigst  in  allen  Kronländern  Geltung  erlangen. 

Am  wichtigsten  sind  indessen  die  gesetzlichen  Anordnungen  über  das  Recht, 
die  Fischerei  auszuüben.  Gerade  in  dieser  Hinsicht  bestehen  die  grössten 
Abweichungen. 

Von  den  fünf  älteren  Landesflschereigesetzen  schliessen  sich  vier  (Gali- 
zien, Krain,  Vorarlberg  und  Kiederösterreich)  eng  an  das  Reichs- 
gesetz vom  25.  April  1885  an  und  schreiben  für  die  (Ressenden  Gewässer 
die  Bildung  von  Revieren  durch  die  politische  Behörde  vor,  so  zwar,  dass  jedes 
Revier  eine  solche  ununterbrochene  Wasserstrecke  sammt  AltwAssern  und  Ans- 
ständen umfasst,  dass  darin  die  nachhaltige  Hege  eines  angemessenen  Fisch- 
bestandes und  eine  ordentliche  Bewirtschaftung  möglich  ist.  .Tedes  so  gebildete 
Revier  darf  nur  ungetheilt,  als  Ganzes,  einheitlich  bewirtschaftet  werden.  Besteht 
in  einem  solchen  Revier  nur  ein  einziges  Fischereirecht,  so  hat  der  Fischerei- 
berechtigte  auch  das  Awsfibungsrocht,  und  er  darf  dann  die  Fischerei  unter 
Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  selbst  betreiben,  muss  aber  dabei  den 
Krfordernissen  einer  ordentlichen  Bewirtschaftung  Rechnung  tragen  und  jede 
Verunreinigung  des  Fischwassers  vermeiden  (Eigenrevicr).  Bestehen  dagegen  in 
einem  Reviere  mehrere  Fischereirechte  nebeneinander,  oder  wird  die  Anerkennung 
eines  Eigenrevieres  nicht  beansprucht,  so  wird  die  einheitliche  Ausübung  der 
Fischerei  in  dem  ganzen  Reviere  im  Wege  der  Licitatiun  durch  die  politische 
Behörde  an  den  Meistbietenden  verpachtet.  Der  Pachtschilling  wird  dann  unter 
die  Fiscliereiberecbtigten  aufgetheilt.  l'eberdies  werden  säinmtliche  Eigen-  und 
Pachtreviere  eines  oder  mehrerer  Flussgebiete  durch  die  politische  Behörde  zur 
Wahl  eines  Fischereirevieransschusses  vereinigt,  der  zur  Besorgung  der  gemein- 
samen Geschäfte  und  wirtschaftlichen  Maassnahmen  berufen  ist.  Die  Ausübung 
der  Fischereirechte  in  den  stehenden  Gewässern  bleibt  dagegen  unberührt;  doch 
können  seitens  der  Behörden  Fischereiordnnngen  erlassen  und  die  Fischerei- 
berechtigten  von  amtswegen  zu  Geno.ssenschaften  vereinigt  werden. 

Wenn  man  weiss,  wie  verderblich  die  getrennte  Ausübung  zahlreicher 
Fischoreiberechtignngen  in  dem  nämlichen  Gewässer  für  den  Fischstand  ist,  kann 
man  die  vorstehend  skizzierte  zwangsweise  Zusammenlegung  der  kleinen  Fischcrei- 
gebiete  zn  grösseren  Revieren  nur  billigen. 

In  Salzburg  hat  das  Gesetz  davon  allerdings  Abstand  genommen  und 
sich  damit  begnügt,  die  weitere  Thcilung  der  Fischereirechte  sowohl  dem  Rechte 
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als  der  Ansnbnng  (Pachtnng)  nach  zn  verbieten  und  die  politische  Behörde 
anznweisen,  im  Bedarfsfälle  Fiechereiordnnngen  fär  die  einzelnen  Geviisser 
zu  erlassen,  eventuell  auch  die  Bildung  von  Fischereigenossenschaften  anzu- 
ordnen. Hier  lagen  aber  auch  die  thatsächlicheii  und  rechtlichen  Verhältnisse 
ganz  anders,  als  sonst  in  Oesterreich.  Klüftiger  und  allgemeiner  als  in  irgend- 
einem anderen  Kronlando  war  im  Herzogthunie  Salzburg  bis  zum  Jahre  1850 
die  Regalität  des  Fischereiwesens  gewahrt  Worden,*)  und  erst  in  der  zweiten 
Hälfte  des  19.  Jahrhundertes  begann  der  Staat,  einen  Theil  des  ihm  im  ganzen 
Kronlande  zustehenden  Fischereirechtes  an  Gemeinden  und  Private  zn  veräussem; 
dies  geschah  jedoch  in  einheitlichen  grösseren  Revieren,  so  dass  die  Fischerei 
ganzer  Flussläufe  zumeist  in  einer  Hand  vereinigt  blieb  und  eine  stärkere  Zer- 
splitterung der  Fischereirechte  sich  nur  in  einigen  wenigen  Laudestheilen  fühlbar 
macht. 

ln  Salzburg  konnte  es  daher  ebenfalls  genügen,  den  Status  quo  der 
Fischereiansübung  aufrecht  zn  erhalten  und  nur  gegen  eine  weitere  Zersplitterung 
der  Fischereirechte  oder  ihrer  Ausübung  in  der  Zukunft  einen  Riegel  vorzu- 
sebieben. 

Ganz  anders  lag  der  Fall  in  0 b e r ö s t e r r e i c h,  wo  das  neuere  Landes- 
Fischereigesetz  vom  2.  Mai  1895,  L.-G.-Bl.  Nr.  32  e.v  1896,  gleichfalls  von  der 
Bildung  einheitlich  bewirtschafteter  Fischereireviero  absieht  und  jedem  Fischerei- 
berechtigten,  ohne  Rücksicht  auf  die  Ausdehnung  seines  Fischereirechtes,  die 
.kusübung  der  Fischerei  belässt.  Die  allerdings  auch  in  diesem  Gesetze  angeorduete 
Bildung  von  Fischereirevieren  hat  ebenso  wie  der  Revieransschnss  hier  eine 
wesentlich  andere  Bedeutung.  Der  letztere  wird  nicht  für  eine  Mehrzahl  von 
Revieren  desselben  Flussgebietes  sondern  nur  für  ein  Revier  bestellt;  und  die 
Revierbildnng  erfolgt  lediglich  „zur  Förderung  de.s  den  einzelnen  Fischerei- 
berechtigten zustehenden  Betriebes“,  nicht  aber  zum  einheitlichen  Betrieb  der 
Fischerei. 

Das.s  von  einer  solchen  Regelung  der  Dingo  ein  lischereiwirtschaftlichor 
Erfolg  nicht  erwartet  werden  kann,  ist  sicher.  Die  Fiscbereirecht«  sind  in 
Oberösterreich  ungemein  zersplittert  und  unklar.  Die  Regiorung  hatte  denn  auch 
hier  einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  wie  in  den  anderen  Ländern  den 
einheitlichen  fischwirtscbaftlichen  Betrieb  für  die  zn  bildenden  Reviere  anordnet, 
ln  vieljährigen  Benithungen  und  Verhandlungen  wurde  jedoch  diese  sehr  zweck- 
mässige Regierungsvorlage  vom  Landtage  ohne  zutreffende  Gründe  Schritt  für 
Schritt  immer  mehr  abgeschwächt,  bis  das  beute  geltende  Gesetz  zustande  kam. 

Allerdings  ist  es  schon  ein  Fortschritt,  dass  die  freie  Fischerei  auch  in 
Oberösterreich  nunmehr  beseitigt  ist,  dass  ferner  weitere  Zerlegungen  der 
Fischereirechte  sowie  Theilverpachtungen  verboten  sind,  und  dass  auch  Gemeinden 
und  Ortschaften  die  ihnen  gehörigen  oder  von  ihnen  gepachteten  Fischwasser 
nicht  der  freien  Fischerei  überlassen  dürfen.  Boi  einer  Erhebung,  die  der  ober- 
österreichischo  Landesausschuss  im  Jahre  1890  veranstaltete,  wurden  .56  Fisch- 

*)  Bericht  des  Landesaussebusses,  betreffend  den  gegenwärtigen  Stand  der 
Fischereirechte  u.  s.  w,,  verfasst  von  Chorinsky,  Beilage  Nr.  13,  Landtag  1S84, 
S.  24-5  ff. 

ZciUehrift  f.lr  VoIkcwittMhafl.  8oci«lpolUik  un<I  Vtnr«UQO|:.  XI.  n«n<l.  17 
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Wässer  als  der  freien  Fischerei  unterliegend  bezeichnet;  aber  auch  dort,  wo 
besondere  Fischcreirechte  den  befragten  Gemeinden  unbekannt  gewesen  sind 
(48  Fischwässer  ^ sowie  in  den  zahlreichen  Fischwässern,  in  denen  die  Gemeinden 
das  Fischereirecht  besitzen  ohne  es  aber  verpachtet  zu  haben,  dürften  sich 
die  thatsächlichen  Verhältnisse  von  denen  der  freien  Fischerei  vielfach  nicht 
allzusehr  unterschieden  haben. 

Wie  dringend  aber  die  von  der  Begierung  befürwortete,  vom  Landtage 
perhorrescierte  Zusammenlegung  der  Fischereirechte  der  Ausübung  nach  in  Ober- 
üsterreich wäre,  lässt  sich  aus  der  obenerwähnten  Frhebung  des  Jahres  1890 
ersehen.^)  Vor  allem  erkennt  man  aus  dieser  Publication,  dass  die  so  schädliche 
Adjacentenfischerei  in  Oberösterreich  sehr  verbreitet  ist.  In  vielen  Fällen  (16) 
haben  die  Gemeinden  einfach  „die  Anrainer“  ohne  nähere  Angabe  als  fischerei- 
berechtigt  bezeichnet:  in  vielen  anderen  sind  zwar  die  Fischereiberechtigten  mit 
ihren  Kamen  angeführt,  ihr  Kecht  gründet  sich  aber  lediglich  auf  das  Figenthum 
am  Ufer;  so  ist  häufig  als  Bechtstitel  „Rusticaleigonschaft“,  als  Ausdehnung 
, längst  des  Grundbesitzes“  angegeben. 

Auch  ergibt  sich  aus  jener  Publication  zur  Evidenz,  dass  die  Fischereirechte 
in  Oberösterreich  sehr  zersplittert  sind.  Die  Zahl  der  Fischereirechte  bloss  in  den 
fliessenden  Gewässern  beträgt  nach  den  Angaben  der  Gemeinden  etwa  2000. 
Allerdings  befinden  sich  davon  85  in  den  Hunden  des  Fürsten  Starhemberg, 
das  Stift  Kremsmünster  besitzt  nach  diesen  Ausweisen  34,  die  gräfliche  Familie 
Kinsky  46,  der  Herzog  von  Sachsen-Coburg-Gotha  29  u.  s.  w.  Ander- 
seits aber  gehören  zahlreiche  Fischereirechte  einer  Mehrheit  von  Personen  (bis  zu  12). 
Berücksichtigt  man  diese  beiden  Momente  und  rechnet  man  für  jeden  Fall  der 
freien  und  der  Adjacentenfischerei  auch  nur  10  Fiscbereiberechtigte.  so  gelangt 
man  zu  2140  fischereiberochtigten  Personen.  Die  nothwendige  Folge  dieser  Ver- 
hältnisse ist,  dass  die  Fischcreirechte  vielfach  ausserordentlich  klein  sind; 
Fischereien  von  300.  200  Meter  sind  keine  Seltenheit,  ja  es  kommen  auch  solche 
von  100  Meter  und  weniger  vor.  In  einem  Falle  bestehen  10  Fischereirechte  auf 
einem  Gewässer  von  869  Meter  Länge  und  2 Meter  Breite.  Koch  in  vielen 
anderen  Fällen  finden  wir  mehrere  — bis  zu  13  — Fischereirechte,  die  das 
nämliche  Fischwasser  betreffen. 

Diese  Angaben  genügen  wohl,  um  damithun,  dass  auch  die  grossen 
Verdienste,  welche  sich  einzelne  Fischzücbter,  wie  das  Stift  Kremsmünster, 
in  Oboröstorreich  um  die  Fischzucht  erworben  haben,  den  Stand  der  Fischerei- 
cultur  80  lange  nicht  wesentlich  zu  verbessern  vermögen,  als  nicht  für  die 

’)  Beilage  ad  Kr.  32,  Laadtag  l^ül.  ..Fischwüsser  uud  Fischereirechte  zusammen- 
gestellt  nach  den  Angaben  der  Gemeindevorsteliuiigen,  grundbüclierlich.  landtlflich  aus- 
gezeigte, fondsgüterliche,  ärarisebe  Fischwasser“.  589  S.  In  der  erstgenannten  Abtheilung 
sind  möglichst  för  jedes  einzelne  Fiscliwasser  der  Name  des  Fischereiberechtigten,  der 
Umfang  der  Ausübung,  der  Reebtstitd  der  Berechtigung  und  der  Käme  des  Pächters 
angegeben.  Die  Erhebung  ist  zwar  gewiss  durchaus  nicht  verlässlich;  dennoch  darf  man 
vielleicht  die  allgemeinsten  Ergebnisse  derselben  benützen,  um  sich  ein  ganz  beiläufiges 
Bild  der  Verhältnisse  tu  machen.  Leider  fehlt  es  in  der  Publication  ganz  an  Zusammen- 
zügen.  so  dass  die  folgenden  Zahlen  erst  durch  eine  utnständlicbe  Aufarbeitung  des 
Materiales  gewonnen  werden  konnten. 
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Biliinng  tod  Fischereirerieren  gesorgt  Ist,  die  im  ganzen  Lande  einen  zweck- 
mässigen nnd  schonenden  fischwirtschafUichen  Betrieb,  eine  wirkliche  Fisch- 
zucht ermöglichen. 

Aach  eine  Beihe  weiterer  Umstände  lässt  auf  unwirtschaftlichen  Fischerei- 
betrieb in  den  fliessenden  Gewässern  OberOsterreichs  scbliessen.  Unter  jenen  mehr 
als  2000  fischereiberechtigten  Personen  gibt  es  nur  wenige,  von  denen  man 
eine  zielbewusste  Fiscbzucbt  erwarten  darf,  wie  Berufsfischer,  Klöster,  Gross- 
grundbesitzer; dagegen  besteht  die  Mehrzahl  aus  Bauern,  Wirten,  Müllern,  ja 
ans  Söldnern,  Poitlern,  Auszüglern,  denen  zumeist  sowohl  das  Interesse  an 
einer  Hebung  des  Fischstandes  als  auch  die  dazu  erforderlichen  Kenntnisse  und 
materiellen  Mittel  fehlen.  Zudem  werden  gerade  diese  kleinen  Fischereien  zumeist 
von  den  Berechtigten  selbst  betrieben  und  nur  selten  an  Sachverständige  verpachtet. 

Auch  das  Landesgesetz  von  Mähren  stimmt  nicht  ganz  mit  den  älteren 
Yorbildem  und  mit  dem  Landesgesetz  von  Görz  und  Gradisca  überein,  das 
den  letzteren  folgt.  Doch  ist  die  Abweichung  des  mährischen  Gesetzes  nicht 
allzu  bedeutend. 

Am  wichtigsten  ist  es,  dass  in  den  Pacbtrevieren  die  Pachtung  zu 
unterbleiben  hat,  wenn  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  von  der  Mehrheit  der 
Fischereiberecbtigten  ein  Statut  angenommen  wird,  wodurch  eine  Genossenschaft 
zum  Zwecke  der  ungetheilten  Bewirtschaftung  auf  gemeinsame  Becbnung  gebildet 
wird.  Auch  können  mehrere  aneinander  grenzende  Keviere  durch  freie  Ueber- 
einkonft  zu  einer  Genossenschaft  behufs  einheitlicher  Hege  vereinigt  werden.  Auf 
diese  Weise  wird  in  Mähren  ebenso  wie  in  Kiederösterreich,  Galizien,  Krain,  Vor- 
arlberg nnd  Görz- Gradisca  die  Theilung  der  fiiessenden  Gewässer  nach  pisci- 
cnltnrellen  Gesichtspankten  und  die  einheitliche  Bewirtschaflung  jede.s  Reviers  — 
sei  es  in  eigener  Regie,  sei  es  durch  Verpachtung  oder  im  Wege  der  Genossen- 
scUafUbildung  — angeordnet. 

Sicherlich  ist  damit  eine  bedeutender  wirtschafLspolitischer  Fortschritt  an- 
gebahnt. Ueber  die  praktischen  Erfolge  dieser  Gesetzgebung  ist  allerdings  derzeit 
Doch  nichts  Zuverlässiges  bekannt  geworden.  Dass  sich  aber  die  Fisebereiverhältnisse 
bessern  müssen,  wenn  z.  B.  in  Niederösterreich  an  die  Stelle  von  1130  Fischerei- 
b^-rechtigungen *)  etwa  330  Fischeroireviere  treten,  ist  einleuchtend;  da  unter 
den  letzteren  etwa  250  Eigenreviere  gezählt  werden  können,  so  sind  die  übrigen 
889  kleineren  Fischereirechte  in  rund  80  Pachtreviere  zusammengezogen  worden. 

Es  ist  also  sehr  zu  wünschen,  dass  die  Landesgesetzgebung  auf  dom  betretenen 
Wege  fortfahre,  und  dass  in  allen  Ländern  die  kleineren  Fiscbereirechte  der 
Ausübung  nach  zu  grösseren  Revieren  zusammengolegt  werden.  Gleichzeitig  müsste 
aber  durch  Bestellung  einer  genügenden  Anzahl  von  Fischereiinspectoren  in  höherem 
Maasse  als  bisher  für  die  Befolgung  der  fischereipolizeilichen  Vorschriften  Sorge 
getragen  werden. 


0 Beilage  LXVIII  der  Laudtagiberichte  1839. 


DIE  LAGE  DER  GEWERBLICHEN  ARBEITER 
IN  UNGARN. 


VOK 

I)B.  JULIUS  BUXZEL  (GRAZ). 


Die  Zaiil  des  gewerblichen  Hilfspersonales  ist  in  Ungarn  eine  verhältnis- 
raüssig  kleine.  Nach  den  Angaben  der  letzten  VolkszAhlnng  vom  Jahre  1890 
wenigstens  entfielen  in  allen  Ländern  der  .Stephanskrone  (also  in  Ungarn  im 
engsten  Sinne,  Siebenbürgen,  Fiume  nnd  Croatien-Slavonien)  lediglich  409.169  Per- 
sonen auf  dasselbe,  während  in  Ungarn  im  engeren  Sinne  (also  einschliesslich 
Siebenbürgen  nnd  Fiume,  aber  ansschliesslich  Croatien-SlaTonien)  die  Zahl  des 
gewerblichen  Hilfspersonales  gar  nur  371.151  betrug.  Gewerbliche  Hilfsarbeiter 
(Gehilfen,  Arbeiter  über  16  Jahre  und  Maschinisten)  gab  cs  aber  gar  nur 
225.267;  81.215  waren  Lehrlinge,  25.627  Taglühner,  7039  Arbeiter  unter 
16  Jahren  nnd  der  liest  entfiel  auf  Beamte,  aushelfetide  Familienmitglieder  und 
Diener.  Seither  dürfte  allerdings  die  Zahl  des  im  Gewerbe  beschäftigten  Hilfs- 
liersonales  um  Einiges  gestiegen  sein.  Nach  den  im  Aufträge  des  ungarischen 
Handelsministers  herausgegebeuen  „Volkswirtschaftlichen  Mittheilungen  aus 
Ungarn**)  waren  zwar  in  üng'arn  im  engeren  Sinne  Ende  1897  in  den  damals 
im  Betriebe  stehenden  4408  Fabriken  lediglich  188.635  Arbeiter  beschäftigt, 
während  auf  das  Hilfspersonal  im  Kleingewerbe  nach  den  Angaben  der  1890er 
Vidkszählnng  nur  123.140  Personen  entfielen,  so  dass  das  gewerbliche  Hilfs- 
personal Ende  1897  (nach  den  d.zmals  bekannten  Angaben)  nur  aus  311.781  Per- 
sonen (gegenüber  den  bei  der  Volkszählung  ausgewiesenen  371.151)  bestanden 
hätte;  allein  da  die  Zahl  der  in  den  Fabriken  beschäftigten  Werkführer,  Arbeiter, 
Taglühner,  Lehrlinge  und  Diener  nach  der  statistischen  Aufnahme  vom  Jahre  1899*) 
bereits  235.363  betrug,  kann  die  Zahl  der  gewerblichen  Hilfsarbeiter  gegen- 
wärtig immerhin  auf  400.000  geschätzt  werden. 

Mit  Genauigkeit  lässt  sich  allerdings  diese  Zahl  leider  nicht  feststellen 
und  noch  weniger  war  es  selbstredend  möglich,  über  die  Arbeitsverhältnisse  der 
gewerblichen  Hilfsarbeiter  umfassende  Daten  zu  erlangen.  Immerhin  dürfte  aber 

’)  Jalirg.  1899  (Holder,  Wien),  S.  23  f. 

1)  Vgl.  die  Fabriksindnstrio  des  Königreichs  Ungarn.  Herausgegeben  vom  k.  ung. 
HaudeUiuinisterium.  Post  1901. 
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der  im  folgenden  antemommene  Versuch  in  dieses  Dunkel  hineinznlencbten,  recht 
interessante  Ergebnisse  zeitigen. 

I.  Die  Arbeitsverhältnisse  der  gewerblichen  Arbeiten  in  Ungarn. 

Was  zunächst  insbesondere  die  Arbeitslöhne  anUngt,  so  hebt  schon 
Geoffrey  Drage  in  seinem  Berichte  an  die  Boyal  Commission  of  labour  über 
die  Arbeiterfrage  in  Oesterreich-Ungam')  henor»  dass  alle  Lobnstatistiken  in 
Ungarn  insofern  als  unbefriedigend  angesehen  werden  müssen,  als  sie  ihre  Daten 
aosschliesslich  ams  den  Angaben  der  Unternehmer  schöpfen.  Auch  bei  der 
jüngsten  Erhebung  im  Jahre  1899  — welche  sich  im  übrigen  nur  auf  die 
Fabriksind astrie  bezogt)  — wuiden  wieder  ausscbliessUcb  Unternehmer  befragt, 
was  umsomehr  zu  bedauern  ist,  als  die  Fabrikanten  eine  Reibe  von  wichtigen 
Fragen  erklärlicherweise  nur  sehr  lückenhaft  beantworteten.  So  wurden  trotz  der 
sehr  eingehenden  Erläuterung  der  Fragen  die  Löhne  der  gelernten  und  ungelernten 
Arbeiter  nicht  unterschieden,  weswegen  darauf  verzichtet  werden  musste,  bei  den 
Facharbeitern  auch  di^  Löhne  der  einzelnen  Professionen  zu  ermitteln  und  ebenso 
konnten  — der  Lückenhaftigkeit  des  Materials  halber  — auch  die  Daten  über 
die  verschiedenen  Lohnabzüge  für  Vorschuss,  Lebensmittel,  Brennmaterial,  Musik, 
Schule,  Kirche,  Krankencasse,  Unfallversicherung,  Geldbussen  u.  s.  w.  nur  für  einige 
ludustriezweige  aufgearbeitet  werden.  Selbst  die  ermittelten  Daten  wurden  aber  bisher 
in  deutscher  Sprache  noch  nicht  veröffentlicht  nnd  sind  lediglich  in  dem  20  Hefte  mit 
mehr  als  4200  Seiten  umfassenden  magyarischen  Werke  „Die  Fabriksindustrie  der 
Länder  der  ungarischen  Krone  im  Jahre  1898"  enthalten.  Die  folgende  Tabello  musste 
daher  nach  einem  im  N^pszava  Kalender  für  das  Jahr  1902  publicierten,  mir  in 
deutscher  Uebersetzung  zugänglich  gemachten  Auszüge*)  zusammengestellt  werden, 
dürfte  aber  trotzdem  ziemlich  genau  sein.  Darnach  batten  von  100  gelernten  Arbeitern 
in  den  einzelnen  Industriezweigen  am  25.  Februar  1899  Wocbenlobne  von: 


1 

Industriesweig 

unter  10  fl. 
10— 15  fl. 

O 1 

1 7 
1 2 

03 

S : 

o; 

ü ' 

\ 

ej 

aber  30  fl. 

Eisenwerke ' 

55  S2  17-72 

7-07 

2-07 

: 9-77’ 

Bau-  und  KunstscMosserei I 

65-53  i 26-09 

7-00 

0-90 

0-48 

1 - ' 

Spenglergewerbe j 

51-7»!  37-63 

8-23 

1 147 

1 0-H4  j 

Maschinen«  und  Waggonindusirie  . . . . i 

38-3  34-6 

17-7 

7-2 

1-2 

1-1  1 

Elektrotechnische  Artikel j 

37-3  85-1 

16-5 

8-1 

1-8 

1-2 

Elektrische  Stromerzeugung 

43-0  48-9 

r,.r. 

«1 

1-5 

0-9 

0-2 

Ceraentfabriken ' 

1 

8j-0  112 

1 1 

3-0 

0-1 

•)  Foreign  Report«  Vol.  XI.  London  1894,  S.  1S6. 

In  die  Erhebung  wurden  im  allgemeinen  alle  jene  Betriebe  einbezogen,  welche 
entweder  einen  Motor  benützen  oder  wenigetena  20  Arbeiter  beschäftigen. 

*)  Für  die  Verdeutschung  dieses  Auszuges  bin  ich  dem  Bibliothekar  der  Fester 
Kammer  Herrn  Szabö  zu  besonderem  Danke  verpflichtet.  Allerdings  eracheinen  nur  jene 
Branchen  berücksichtigt  die  mehr  als  1000  Arbeiter  beschäftigen  oder  vom  Standpunkte 
der  «ociaHem«kratischcn  Propaganda  besonders  berücksichtigenswert  erschienen. 
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BuDzel. 


Industriezweig 

1 

unter  10  fl. 

4.0 

T 

o 

15—20  6. ; 

20—25  fl. 

25—30  fl. 

«3 

O 

00 

.a 

ta 

Andere  Thonwarenfabriken 

89-5 

00 

1-7 

01 





1 Glasfabriken 

68  53 

1739 

8-14 

419 

0-85 

0-89 

1 Holzindustrie 

890 

96 

11 

0-5 

— 

— ! 

Lederindustrie 

752 

23-2 

1*4 

0-2 

_ 

Borsten-  und  Haarindustrie 

83-4 

16-2 

— 

— 

— 

— 

Schafwollindustrie 

88-78 

7-95 

3- 

27 

Hanf-,  Flachs-.  Wolle-  und  Juteweberei, 
Wattaindustrie  

759 

200 

34 

04 

0-3 



1 Blauflirberei  und  Bleicherei 

81-42 

11  29 

4-38 

1 95 

0*05 

0-01 

Papierwaren  und  Papierfabriken 

90-55 

7-75 

104 

0 

m 

— 

MQhlenindustrie 

77-81 

1864 

3-23 

0-27 

— 

— 

Zuckerindustrie 

948 

5-2 

— 

_ 

— 

— 

Kaffeesnrrogat-Conaerven-,  KaflTeesch&l-  und 
Brennindastrie  und  GewünmUhlen  . . . 

552 

39-4 

5-4 

— 



Bier-  und  Malzfabriken 

665 

260 

7-0 

0-5 

Brantweinbrennereien 

802 

161 

3-3 

03 

01 

— 

VerrieKkltigungBindustrie 

22-9 

45-5 

20-3 

6-7 

2-5 

2-1  ; 

Papierwarenindusttie  und  Buchbinderei  . . 

. 

40-8 

396 

15*7 

3-9 

“ 

In  allen  Indnstriezweigen  hatten  Ton  den  117.276  männlichen  gelernten 
Arbeitern,  welche  diese  Statistik  answeist,  also  nahezu  % (59*75  Proc.)  einen 
Wochenlohn  von  unter  10  fl.,  über  i^21‘02  Proc.)  einen  ‘NVochenlohn  zwischen 
10  und  15  fl.  und  nur  nicht  ganz  dieser  verhältnismässig  am  besten 

gezahlten  Arbeiter  erhielten  mehr  als  15  fl.  wöchentlich.^)  Noch  schlechter 
wurden  aber  erklärlicherweise  die  Taglöhner  und  Frauen  entlohnt.  £s  erhielten: 


Löhne  | 

f 

1 

1 abeolnt 

1 in  Proc. 

absolut 

in  Proc. 

nnter  5 fl. 

22.243 

69-95 

8104 

4916 

5—7  fl. 

7.872  j 

24-75 

4778 

28-98 

7-10  fl. 

1.469 

4-62 

2850 

17-29 

10-15  fl. 

89 

0 28 

[|.  754 

4-57 

Qber  15  fl. 

127 

0-4 

*)  8 02  Proc.  der  Arbeiter  hatten  nämlich  Löhne  zwischen  IS  und  20  fl.,  3*93  Proe. 
solche  von  20  hii  25  fl.,  0*95  Proc.  Löhne  von  25  bis  SO  fl.,  2-83  Proc.  Löhne  Aber 
30  fl.  und  bei  3*5  Proc.  fehlten  die  Lohnangaben. 

Trotzdem  klagen  die  Unternehmer  über  zu  hohe  Löhne.  So  stellt  die  Fester 
Kammer  (vgl.  Handel  and  Industrie  Ungarns  im  Jahre  1898,  Pest  1900.  S.  217)  fest, 
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so  dass  kaum  */is  d**"  Arbeiterinuen  mehr  als  7 fl.  und  nicht  ganz  der 
Taglöhner  mehr  als  10  fl.  wöchentlich  verdienen  konnte,')  Die  Lehrlinge  — 
8484  an  der  Zahl  — scheinen  in  der  Regel  überhanpt  ohne  Entlohnnng  geblieben 
zn  sein,  wenigstens  wurden  keine  Lohnsammen  ansgewiesen. 

Ueberdies  waren  aber  die  Lohne  selbstredend  in  den  verschiedenen  Gegenden 
des  Landes  verschiedene.  So  schwankten*)  im  Jahre  1897  im  Bezirke  der 
Handels-  nnd  Gewerbekammer  in  Fönfkirchen  die  TaglObne  bei  MSnnern  zwischen 
60  nnd  200  bis  300,  bei  Frauen  zwischen  50  nnd  100  kr.,  in  Grosswardein 
zwischen  60  nnd  180  bis  zn  300,  beziehungsweise  zwischen  40  und  100  kr., 
in  Nensohl  zwischen  40  und  250  bis  zn  500,  beziehnngsweise  zwischen 
30  nnd  70  kr.  nnd  in  Oedenbnrg  zwischen  40  nnd  250,  beziehungsweise 
30  nnd  80  kr. 

ln  Croatien  betragen  nach  Angaben  von  socialdemokratischer  Seite  die 
TaglShne  50  bis  60  kr.,  die  Löhne  der  gelernten  Arbeiter  dnchscbnittlich  9 fl., 
die  der  Frauen  h'ichstens  bis  6 fl.  (gewöhnlich  3 bis  4 fl.),  die  der  jugendlichen 
Arbeiter  1 fl.  80  kr.  bis  2 fl.  10  kr.  wöchentlich.  Jedenfalls  waren  nach  dem 
Ausweise  der  Agramer  Kraiikencassa  vom  Jahre  1896*)  von  den  7670  Arbeitern, 
die  ihr  im  December  1896  angchOrten,  nur  872  in  die  erste  (Löhne  über 
1 fl.  75  kr.),  1077  in  die  zweite  (Löhne  von  1 fl.  35  kr.  bis  1 fl.  75  kr.), 
2954  in  die  dritte  (Löhne  von  75  kr.  bis  1 fl.  35  kr.)  und  2767  in  die  vierte 
Classe  (Lohnhöhe  nnter  75  kr.)  eingereiht. 

Was  speciell  die  Löhne  in  Slavonien  anlangt,  so  gibt  über  dieselben  fol- 
gende von  dem  Herrn  SecrcLör  der  Esseger  Handelskammer  Herrn  N.  A.  P 1 a v S i t 
freundlichst  übermittelte  Tabelle  nühere  Auskunft. 

Dnrcbschnittslöhne  der  im  grossindustriellen  Betriebe  in  Slavonien  beschüf- 
tigten  Fabriksarbeiter  nnd  Taglöhner ; 


dass  die  Arbeitslöhne,  obgleich  nur  in  geringem  Maasse,  mangels  billiger  Arbeiter- 
wobnnngen  nnd  infolge  der  Lebensmittelthenemng  stiegen  und  meint,  nach  beiden 
Richtungen  müsse  etwas  geschehen,  um  einer  weiteren  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  vor- 
zubeogen. 

')  Bei  5-22  Proc.  der  Arbeiterinnen  und  32'08  Proc.  (nahezu  ein  Drittel)  der 
Taglöhner  fehlten  die  Lohnangaben  gänzlich. 

*)  Nach  den  mir  von  den  betretfenden  Handelskammern  im  Manuscripte  freund- 
lichst  übersendeten  Aufzeichnungen. 

*)  Izvjetce  ZagrebaCke  okrutne  blagajne  za  podporu  bolestnika  za  poslovun  godinu 
1836  Zagreb  1897,  S.  15. 
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Banzel. 


Indastriezweig  i 

Art  des  Lohnes 
und  der 
Auszahlung  i 

Fabriks- 

arbeiter 

Taglöhner 

Weibl. 

Arbeiter 

Arbeiter  l 
unter  ' 
16  Jahren 

Taninfabriken 

100-150 

80-100 

.50-60 

40—50  ! 

ZöndhOhohenfabrik  . . . 

70-140 

— 

50-100 

50-60  ; 

Gaafabrik j 

100-180 





Fassfabriken 

Taglohn 
in  Kreuzern 

100-120 

- 

40—50 

Cenientfabriken  .... 

Auszahlung  ■ 

80-140 

70-100 

50-70 

40—5.5  , 

Dampfsägewerke  .... 

wöchentlich 

Samstag 

70-180 

70-90 

50-60 

40-60 

Dampfmühlen 

— 

78-100 

— 

Bierbranereien  

_ 

80—120 

60—70 

— 

Hanf-  u.  Wollspiiinfabrikeu 

80-100 

- 

60-70 

- 

Druckereien 

1 Wochenlohn 

8-18 

- 

3-7 

1-3 

Maschinen-  und  Bau- 

1 in  Gulden 

Schlossereien 

1 Auszahlung 

6-16 

— 





Bau-  und  Mobeltlachlerci 

I Sonntag  früh 

3-1.5 

— 

_ 

_ 

Dampfmühleo 

1 Monatslohn  Aus- 

30-60 

_ 



Bierbrauereien 

1 Zahlung  monatl. 
( eesea  le  litäir. 

30-72 

- 

- 

- 

Glasfabriken 

] Vorschuss 

25-50 

— 

— 

— 

Dampfziegcleien  .... 

Durchschnitt- 

80-180 

- 

- 

- 

Glasfabriken 

lieber  Tagealohn 

80-200 



— 

Druckereien 

bei  Accordlobn. 
Auszahlung  nach 

200—350 

- 

- 

- 

Cementfabriken  .... 

Abrechnung  ge- 

120-200 

— 

— 

— 

Fassfabrikeu 

wöhnl.  Sonntags 

100—140 

1 

i 

üeber  die  Siebenbürger  Lohiirerbältnisse  stehen  gesonderte  Daten  leider 
nicht  7.nr  Verfügang. 

Die  Finmaner  Lnhnverhältnisse  behandelt  folgende  nach  den  Daten  der 
dortigen  Handelskaniiner  r.nsainmengestellte  Tabelle: 


Industriezweig 

Gelernte 

Arbeiter 

Frauen 

Lehrlinge 

m&nnl. 

Taglöhner 

weibl. 

TaglOhner 

Lebensmiltelindustrie  . 

f 100-140 
\ und  220 

j 60-70  [ 

30-80 
und  lOO 

100-120 
und  200 

} 30-60 

Holzindustrie  .... 

. ' 90-160 

80 

— 

50 

40 

Papierindustrie  .... 

120 

50 

30 

100 

— 

Tabakfabrik 

1.50 

75 

45-65 

115 

75 

Gerbereien 

IbO 

180 

90 

100-150 

— 

Maschüienindustrie  . . 

. 150—200 

— 

30-80 

80-140 

— 

Beleuchtangsindustrie  . 

150-17-5 

ü 

t 

“ 

70 

120-150 

50 
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In  fielen  Industriezweigen  wirkt  auch  die  Einführung,  bezw.  Nichteinführung 
Ton  Accord.lOhnen  auf  die  Lohnhöhe  der  verschiedenen  Unternehmen  ein,  so 
insbesondere  in  der  Eisen-,  Maschinen-,  Tabak-  und  auch  in  der  Glasindustrie, 
wo  die  Arbeiter  meist  stückweise  entlohnt  werden. 

üeber  die  handwerksmässig  betriebenen  Gewerbo  hnden  sich  nur  vereinzelte 
Daten.  Was  z.  B.  das  Biiugewerbe  anlaugt,  so  betrugen  in  Pest  die  Tagluhiie*) 
durchschnittlich 


1 Beschäftigung 

1871 

1884 

1896 

1898  j 

Maurerpoliercr 

400 

350 

600 

550  1 

Maurergesellen 

220 

200 

220 

200  ; 

MOrtelmacher 

130 

110 

120 

120  i 

Handlanger 

100 

100 

90 

85  : 

1 Handlangerinnen 

75 

65 

75 

75 

Bautischler 

120 

180 

200 

230  [ 

1 Steinmetzgesellen  für  weiche  Steine  . . . 

300 

260 

320 

300  ! 

\ Steinmetzgesellen  für  Granit 

400 

350 

420 

400 

1 Steinmetzgesellen  für  Marmor 

3i0 

300 

380 

365  i 

Ziromennannsgesellen  

200 

190 

240 

220  , 

Zweispäiiniger  Tagfubrlohn 

800 

600 

720 

700 

wobei  allerdingrs  zu  berücksichtigen  ist,  dass  diese  Arbeiter  meist  nur  200 
Arbeitstage  im  Jahre  haben.  Im  Temesvarer  Kammerbezirke*)  erhielten  die 
Gehilfen  und  Maurer  nur  120  bis  222,  die  männlichen  TaglObner  70  bis  100, 
die  weiblichen  Taglöhner  35  bis  60  und  die  Kinder  30  bis  40  kr.  Taglohn.  In 
Kasebau  erhielten  nach  Drage*)  die  Maurer  100  bis  200  kr.,  in  Nendorf  ilglö) 
95  bis  140,  in  Tokaj  120  bis  160  und  in  Ung^ar  87  bis  107  kr.  Die 
italienischen  Maurer  bekamen  nach  einem  Berichte  des  italienischen  Generalconsuls 
in  Pest  1 fl.  70  kr.  bis  2 fl.  50  kr.  täglich. 

Die  Lehrlinge  erhalten  auch  im  Kleingewerbe  meist  nur  Verpflegung. 

Ist  doch  in  der  Grossindustrie  auch  das  Trucksystem  noch  keineswegs  ganz  aus- 
gerottot,  woran  zum  Theile  allerdings  die  mangelhaften  gesetzlichen  Bestimmungen 
schuld  sind.  Denn  das  Geworbegesetz  vom  Jahre  1884  verpflichtet  im  § 118 
zwar  den  Unternehmer  die  Arbeitslöhne  haar  auszubezahlon,  doch  gestattet  der- 


*)  Vgl.  Stat.  Jahrb.  der  Haupt-  und  Besidenzstadt  Budapest.  Red.  und  bearb. 
von  Prof.  Dr.  G.  Thirring.  II.  Jabrg.  (1895  uod  1896)  und  lU.  Jabrg.  (1897  um!  1898) 
Pest  und  Berlin  1898  und  1901.  (S.  285) 

*)  Vgl.  den  Temesvarer  Katnmerbericht  vom  Jahre  1895,  S.  109,  welchem 
Werke  alle  auf  den  Temesvarer  Kammerbezirk  bezüglichen  LobnzifTern  entnommen  sind. 

*)  A a.  0.  S.  186,  welcher  Stelle  alle  auf  die  Städte  Kaschau,  Leutsebau,  Nendorf, 
Tokaj  und  Ungvär  bezüglichen  Lobuzitfem  entnommen  sind. 
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selbe  Paragraph  den  Fabrikanten,  die  Arbeiter,  wenn  dieselben  einwilligeu,  mit 
Wofaunng,  Brennholz,  ordentlicher  Ver]>flegQng,  Arzneien  nnd  ärztlicher  Hilfe  zn 
versehen,  und  die  hiefär  anflanfenden  Kosten  bei  Gelegenheit  der  Auszahlung  des 
Lohnes  in  Abzug  zu  bringen,  was  in  der  Praxis  das  ganze  Verbot  des  Truck- 
systems illusorisch  macht. Ausserdem  wurden  aber  von  den  Gewerbeinspectoren 
im  Jahre  1900  noch  17  anderweitige  ungerechtfertigte  Lohnabzüge  gerügt, 
so  dass  es  wohl  erklärlich  erscheint,  dass  die  Unternehmer  bei  der  jüngsten 
statistischen  Erhebung  über  diese  Abzüge  nur  sehr  lückenhafte  Angaben  machten. 

Noch  ungünstiger  als  die  Lohnverhältnisse  liegen  aber  die  Verhältnisse 
bezüglich  der  übrigen  Arbeitsbedingungen  für  die  Arbeiter. 

Was  insbesondere  die  Arbeitszeit  anlangt,  so  findet  sich  die  kürzeste  nach 
Somogyi’)  noch  in  den  Tabakfabriken,  wo  sie  8 — 10  Stunden  dauert  In  den 
meisten  Etablissements  beträgt  sie  aber  10 — 12  Stunden  (abzüglich  der  Arbeits- 
pausen). In  Mühlen,  Spiritusbrennereien,  Schmelzofen,  Papierfabriken,  Giessereien, 
Ziegeleien  und  Porzellanfabriken  findet  in  der  Regel  12-stündiger  Schichtwechsel 
statt  In  Webereien  beträgt  die  Arbeitszeit  12 — 13*/*»  in  Seidenspinnereien 
12 — 13  Stunden,  ln  kleineren  Provinzmüblen  ist  die  Arbeit  bald  eine  18-stündige, 
bald  steht  sie  tagelang  still.  Auch  in  den  Bierbrauereien  wird  gearbeitet,  wenn 
es  gerade  nüthig  ist,  in  Glashütten  oft  15  Stunden  ununterbrochen,  worauf 
allerdings  auch  eine  28 — 86-stündige  Pause  eintritt. 

Hier  zeigt  sich  eben  schon  der  unheilvolle  Einfluss  der  noch  ausführlich  zu 
besprechenden  ungarischen  socialen  Gesetzgebung,  welcher  es  ja  auch  hauptsächlich 
zuzuschreiben  ist,  dass  die  ungarischen  Arbeiter  in  Scharen  ihrer  Heimat  den 
Kücken  kehren  müssen.^)  Der  ungarischen  Regierung,  welche  — auf  dem  Papiere 
wenigstens  — gar  nicht  genug  neue  Fabriken  gründen  kann,  ist  dies  nun  zwar 
selbstredend  sehr  unangenehm,  allein  ein  Blick  auf  die  Verhältnisse,  in  denen 
der  ungarische  Arbeiter  lebt,  wird  diese  beklagenswerten  Zustände  wohl  zur  Genüge 
erklären  und  vielleicht  auch  zeigen,  wie  denselben  vorgebeugt  werden  künnte.^) 

Die  zwischen  den  Fabrikanten  and  den  Arbeitern  znatande  gekommenen  Ver- 
einbarungen, laut  welchen  die  letzteren  ihren  Bedarf  aus  bestimmten  Verkaufsstellen  zu 
beziehen  oder  einen  Theil  ihres  Arbeitslohnes  zu  anderen  Zwecken  als  zur  Aufbesserung 
des  Loses  der  Arbeiter  (!)  zu  verwenden  verpflichtet  werden,  sollen  nach  § 120  c.  6. 
allerdings  ungiltig  sein,  wenn  aber  die  Fabrikanten,  wie  Drage  (a.  a. 0.,  S.  189)  berichtet, 
an  vielen  Orten,  besonders  wenn  ihre  Unternehmungen  in  einer  grossen  Entfernung  von 
der  Stadt  liegen,  Verkaufsstellen  von  Nahrungsmitteln  und  auch  Bekleidungsgegenständen 
errichten,  so  ist  der  Arbeiter  durch  die  Natur  der  Sache  gezwungen,  bei  dieser  Verkaufs- 
stelle seine  Einkäufe  zu  machen,  and  es  kann  wohl  mit  Recht  bezweifelt  werden,  dass  die 
Behörden  die  hiebei  etwa  verkommenden  Missbrauche  leicht  werden  beseitigen  können. 

’)  Vgl.  Dr.  Somogyi  »Die  Lage  der  Arbeiter  in  Ungarn  vom  hygienischen 
Standpunkte*,  Pest  1891.  Aus  den  .Angaben  der  jüngsten  statistischen  Erhebung  vom  Jahre 
1899  lässt  sich  leider  kein  klares  Bild  der  bestehenden  Verhältnisse  gewinnen,  oa  bei 
der  Aufarbeitung  der  Daten  auf  die  Zahl  der  iu  den  einzelnen  Fabriken  beschäftigten 
Arbeiter  keine  Rficksiebt  genommen  wurde. 

’)  Nach  dem  ung.-stat  Jhb.,  Jhg.  VUI  (1900),  S.  59.  sind  im  Jahre  1900  ins- 
gesamrot  38  888  Personen  ausgewsndert,  1695  Personen  mehr  als  1899. 

In  der  letzten  bei  Eröffnung  des  ungarischen  Parlaments  am  28.  October  1901 
gehaltenen  Thronrede  biess  es  diesbezüglich  allerdings  nur:  »Die  Regelung  des  Ein-  und 
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II.  Die  wirtschaftlichen  und  cuiturellen  Verhältnisse  der  gewerblichen 
Arbeiter  in  Ungarn. 

Was  zunächst  die  Wobnangsverbältnisse  der  gewerblichen  Arbeiter  in 
Ungarn  anlangt,  so  hat  speciell  über  die  Zustände  in  der  Landeshauptstadt 
Pest  Dr.  Josef  Schwarz  in  einem  auf  dem  VIII.  hyg.-dem.  Congresse  gehal- 
tenen Vortrage  über  „Arbelterwohnungen*^  recht  unerquicklicho  Aufschlüsse 
gegeben.  Von  den  104.047  Wohnungen,  die  es  im  Jahre  1890  in  Pe.st  gab, 
waren  nämlich  5*09  Proc.  Kellerwohnnngen  (gegen  1*2  Proc.  in  Wien)')  und 
wurden  in  denselben  nicht  weniger  als  26.143  Bewohner  (davon  7020  in  über- 
füllten Kellern)  gezählt.  Ausserdem  waren  10’5  Proc.  (im  X.  Bezirke  17*3  Proc.) 
der  Wohnungen  ohne  Küchen,  so  dass  der  Wohnraum  zugleich  als  Koch-  und 
Waschranm  dienen  musste.  In  diesen  Wohnungen  hielten  sich  8'6  Proc.  (im 
X.  Bezirke  16'3  Proc.)  der  Bevölkerung  auf.*)  Die  Zahl  der  überfüllten  Wohnungen 
ibei  denen  auf  ein  Zimmer  mehr  als  5 Personen  entfallen)  aber  betrug  im 
Jahre  1891  bereits  41'3  Proc.  (gegen  39'3  Proc.  im  Jahre  1870)*)  und  lebten 
in  diesen  überfüllten  Wohnungen  13*2  Proc.  der  Bevölkerung  (gegen  12*3  Proc. 
im  Jahre  1880).  Die  Belegziffer  der  Zimmer  betrug  denn  auch  im  Jahre  1891  :^) 


1 Lage  der  Wohnung 

in  Pest 

in  Wien 

in  Graz 

in  Lemberg 

Keller 

4-98  (!) 

15 

1*5 

33 

' Parterre 

3-40 

1-6 

1-3 

20  1 

I.  Stock 

232 

1-2 

11 

1-5  j 

11.  stock 

202 

1-2 

10 

1-4  1 

111.  Stock 

1-92 

1-2 

11 

1-5  j 

1 IV.  Stock 

1-90 

10 

1*4 

1-9 

Dachboden 

2-76 

1-6 

1-8 

2-7  ! 

t 

war  also  in  Pest  eine  grossere  als  selbst  in  Lemberg. 


Aoswanderungswesens  verträgt  keinen  weiteren  Aafsebub.  Id  Verbhidang  damit  ist  au 
den  Landetgrenzen  — die  EÜnf&hrang  der  Staatspolizei  nothwendig  geworden.  (Vgl.  das 
, Grazer  Tagblatt"  t.  29.  OcL  1901.) 

'}  Vgl.  Stat,  Jahrb.  der  Haupt-  und  ßesidenutadt  Badapest.  I.  Jabrg.  S.  94, 
redigiert  und  bearbeitet  von  Prof.  Dr.  Thirring.  Pest  und  Berlin  1896.  Nach 
Dr.  Lindemann  „Die  Wohnangsstatistik  von  Wien  und  Pest*  itn  98.  Bande  der 
Schriften  dea  Vereines  für  Socialpolitik,  Leipzig  1902.  S.  376,  lebten  in  Pest  5*36  Proc. 
der  Bevölkerung  in  Kellerwohnnngen  gegen  1*72  Proc.  in  Wien.  Dabei  bestanden 
93  Proc.  dieser  Wohnungen  nur  aus  einem  Zimmer. 

*)  Vgl,  Stat.  Jahrb,  der  Hauptstadt  Budapest,  11.  S.  35. 

*>  Vgl.  Farkas  „üeber  Arbeiterwohnungen**  in  der  Pester  medicinisch-chirur- 
giseben  Presse.  XXX TI.  Jabrg.  1896.  Im  Jahre  1891  waren  — nach  Lindemann 
a.  a.  0.,  S.  387  — 20  Proc.  aller  Wohnungen  mit  30  Proc.  der  Bevölkerung  als  QberfUllt 
aozusehen  und  batten  sich  die  WobnungsverhiltnUae  nur  in  Jenen  Wohnungen  gebessert, 
wo  dieselben  Ohnehin  leidlich  waren;  die  ganze  Verbesserung  kam  den  wohlhabenderen 
Clasien  zugute,  während  die  ärmlicheren  Wohnungen  mehr  zu  wünschen  übrig  liessen 
als  im  Jahre  1881. 

*)  Vgl.  Stat.  Jahrb.  der  Hauptstadt  Budapest  I.  a.  a.  0. 
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Baniel. 


Dass  die  Wohnungsverhältnisse  in  Pest  im  Vergleiche  zu  anderen  Uaupt- 
stüdten  aber  überhaupt  sehr  ungünstige  varen,  geht  schon  ans  folgender  Tabelle 
hervor.  Es  hatten  von  100  Wohnnngeu;*) 


1 Zahl  der  Piecen 

in  Pest 

1 

iD  Wien 

in  Berlin 

1 

iu  London 

1 

1 

iu  Paris 

1 

1 1 

1 62 

8 

10-5 

18 

1 3ö 

1 2 

j 21 

36 

32 

20 

26 

j 3-4 

i 13 

46 

44 

29 

27 

j über  5 

4 

10 

13-5 

33 

U 

und  mnsste  in  Pest  weit  mehr  als  die  Hälfte  (55' 7 Froc.)  der  Bevölkerung  in 
Wohnungen,  die  nur  aus  einem  Zimmer  bestanden,  wohnen.  Dabei  werden 
aber  noch  die  verschiedensten  Räumlichkeiten  als  „Wohnungen“  betrachtet.  Die 
Zahl  der  bewohnten  Zimmer  ohne  Fenster  nnd  die  der  Kammern  ist  nach 
Thirring,  dem  Vicedirector  des  hauptstädtischen  staüstischen  Amtes,  in  der 
Hauptstadt  so  gross,  dass  man  selbe  kaum  mehr  als  Ansnahme  betrachten  kann. 
Aber  auch  die  Ställe  werden  häufig  als  Wohnraum  benützt  nnd  37  von  diesen 
wurden  sogar  überfüllt  gefunden.  Im  Heizhanse  der  Locomotivenromise  der 
k.  k.  Staatsbahn  auf  der  Steinbrucher  Strasse  haben  sich  15  Taglöhner  häuslich 
niedergelassen  nnd  eben  daselbst  in  einer  anderen  Remise  wurden  12  Kohlen- 
träger, in  der  Reitschule  der  Franz  Josefkaseme  ein  Regimentsschneider  mit  8 
Farailienmitglicdern  sammt  2 Schneidergehilfen  angetroffen.  Auf  der  äusseren 

Soroksarer  Strasse  in  der  sogenannten  Kehricht  oder  Mistablagoningsstätte  sind 
2 Ilolzbaracken  und  ein  Stall,  in  welchen  Taglöhner  massenhaft  wohnen,  anf 
der  Promontorstrasse  wurden  in  einer  in  die  Erde  gebauten,  mit  Brettern 

gedeckten  Hütte  11  Gärtnergehilfen  getroffen.  Beachtung  verdienen  auch  die  an 
der  Jaszberenystrasse  Vorgefundenen  Zeltwohuungen;  solcher  wurden  6 gefunden 
mit  5,  7,  11,  1-1,  17  nnd  20  Bewohnem.  Anf  ein  anderes  interessantes 

Eiemplar  stossen  wir  an  der  Magloderstrasse,  hier  im  Ringofen  der  Dampfziegel- 
fabrik wohnten  26  Männer  und  4 Frauen.  In  Steinbmcli  verdienen  die  in  den 
Kalkstein  gegrabenen  Fclsenkcller  unsere  Aufmerksamkeit.  An  mehreren  Stellen 
in  nuterirdischen  Gruben  stiess  man  auch  auf  Menschen,  und  am  Pulverthurmried 
fand  man  5 Personen  in  einem  Eisenbahnwaggon.  Auf  dem  gesammten  Gebiete 
der  Hauptstadt  aber  wurdeti  mehr  als  2000  Menschen  gezählt  in  solchen 

Rünmen,  welche  die  Statistik  .sehr  charakteristisch  als  „Xichtwohnnngen“  *) 
bezeichnete.  Hiebei  sind  die  in  den  Arbeiierbotels  Wohnenden  natürlich  nicht 


0 Vgl.  Essai  de  statistique  coniparee  du  sorpeuplement  des  habitationa  ä Paria 
par  Dr.  Bertillou  im  VH.  Bande  der  Berichte  über  den  Vlll.  vom  l — 0.  September 
1H94  in  Pest  abgehalteiien  hjg.-dein.  Congresa. 

b .kuf  gleicher  Stufe  mit  diesen  „Nichtwohnaugen“  stehen  auch  die  Masaen- 
quartiere,  welche  nach  dem  Polizeijoumal  ein  Bild  von  granenhaften  Zuständen,  auf  das 
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mitgezAblt.  obzwar  hier  die  ZnstAnde  keineswegs  bessere  sein  dürften,  wenn  auch 
bis  zu  20  kr.  per  Jfachl  für  ein  Bett  gezahlt  wird,  ein  Preis,  der  selbst  im 
Vergleiche  zu  den  Fester  Miethzinsen  als  ein  überaus  hoher  bezeichnet  werden 
muss.  Nach  Schwarz')  betrugen  nümlich  die  Preise  der  einriluinigen 
AVohnnngen  durchschnittlich  122  fl.  (gegen  59  fl.  09  kr.  in  AVien)  und  die  der 
ZweirSnmigen  144  fl.  58  kr.  igegen  97 — 80  fl.  in  AVion),  wobei  bei  den 
erstercn  3 fl.  7 kr.  (in  AA'ien  1 fl.  73  kr.},  bei  den  letzteren  2 fl.  35  kr. 
in  AVien  1 fl.  17  kr.  auf  den  Cubikmoter  Rauminhalt  kommt. 

Natürlich  sucht  man  die  AVohnungen  dafür  möglichst  ansznnülzen,  indem 
entweder  2 Familien  zusammen  eine  Küche  nehmen,  oder  die  Familie  (oft  6—  8 
Personen)  in  der  Küche  schläft  und  das  Zimmer  an  AXtermiether  oder  Bettgeher, 
die  für  das  Zimmer  3 — 5 fl.  monatlich  zahlen,  vermiethet.  AVas  für  schädliche 
Wirkungen  dies  in  hygienischer  wie  moralischer  Hinsicht  hat.  ist  allgemein 
bekannt.  Dafür  stieg  aber  das  durchschnittliche  Zinserträgnis  eines  Hauses  von 
2299  fl.  im  Jahre  1874  anf  2688  fl.  im  Jahre  1894  und  auf  2900  (1.  im 
.lahre  1896. 

ln  der  Prorinz  steht  die  Sache  natürlich  nicht  viel  besser.  Die  Zahl 
der  Kellerwuhnnngen  ist  allerdings  eine  verschwindend  kleine  (sie  beträgt  in 
Ungarn  und  Siebenbürgen  0'22  Proc.  aller  Wohnungen),  da  der  weitaus 
grösste  Theil  der  AVohnungen  (97'63  Proc.)  zu  ebener  Erde  gelegen  ist. 
Immerhin  gibt  es  in  Szegedin  468,  in  Arad  249,  in  Agram  151  und  in 
Temesvar  104  Kellerwohnungen.  Die  Belegzitfer  eines  Zimmers  betrug  durch- 
schnittlich im  ganzen  Lande  ira  Jahre  1869  3'8,  iin  Jahro  1880  3'5  und 
im  Jahre  1890  3‘6  Bewohner,*)  woraus  zu  entnehmen  ist,  dass  sich  die 
Wohnungsverhältnisse  in  dem  letzten  Jahrzehnte  keineswegs  gebessert,  sondern 
eher  verschlechtert  haben.  Und  dass  sie  auch  wirklich  keine  glänzenden  sind, 
geht  ans  der  erwähnten  Broschüre  Dr.  Somogyis  über  „die  Lage  der  Arbeiter 
in  Ungarn  vom  hygienischen  Standpunkte“’)  klar  hervor.  Somogyi  belegt  nämlich 
seine  Behauptung,  dass  die  Lage  der  ungarischen  Arbeiter  bezüglich  der  AA'ohnungs- 
verhältnisse  um  gar  nichts  besser  sei,  als  die  ihrer  ausländischen  Collegen  durch 
f'dgende  Angaben:  Für  die  in  den  Fester  Ziegelfabriken  beschäftigten  Arbeiter 

stehen  120  Zimmer  zur  A^erfflgung.  In  jedem  Zimmer  pflegen  3 bis  4 Familien 
oft  ohne  Rücksicht  anf  die  Zahl  der  Familienmitglieder  nntcrgebracht  zu  werden. . . 
In  den  .Spiritusbrennereien  wieder  sind  Schlafsäle  eingerichtet,  d.  h.  in  einem 
Saale  wird  Stroh  ansgestrent  oder  werden  Strohsäcke  placiert.  . . . A'on  Wasch- 
verrichtungen,  Bettwäsche  ist  keine  Spur  zu  Anden.  . . . Aehnliche  A'erhältnisse 
herrschen  in  den  Spiritnsbrennnereien,  Spodinmfabriken  und  Eisenwerken  auf  dem 


selbst  die  Mitglieder  der  inspicierenden  Polizcicommissiou,  als  genaae  Kenner  des  Bezirkes, 
nicht  gefasst  waren,  boten.  In  einem  3 Meter  langen  und  t-5  Meter  breiten  A'erschlage 
wurden  z.  B.  in  einer  natfirlieh  verpesteten,  schwer  einznatbmenden  Luft  13  schlafende 
Personen  gefunden.  Und  derartige  Massem|uartiere  wurden  gelegentlich  eines  Streifzuges 
allein  20  gefunden. 

>)  A.  a.  0.  S.  12. 

*)  Vgl.  Ung.-stat.  Jahrb.  lA^  (1896)  S.  9 und  25. 

*)  a.  a.  0.  8.  25.  vgl.  auch  Delsbarre  a.  a.  0.  S.  98  und  Drage  a.  a.  0.  S.  191  ff. 
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Gobiete  der  Eascbaner  Handelskammer.  Die  dort  den  Arbeitern  gebotenen  Scblaf- 
stAtten  be.steben  ans  einem  zerfetzten,  scbmntzigen  Strobsacke,  welcher  nacbts 
anf  den  Fassbaden  der  WerkstAtte  gelegt  nnd  tagsüber  an  einem  scbmntzigen, 
abseits  gelegenen  Orte  anfbewabrt  wird.  ErbArmlicbe  ZnstAnde  fand  ancb  jener 
Inspector,  welcher  die  FabriksschlafstAtten  in  dem  Oedenbnrger  Handelskamnier- 
bezirke  besuchte,  namentlich  in  Jenen  Fabriken,  in  welchen  auch  des  Nachts 
gearbeitet  wird;  denn  hier  werden  die  Schlafstätten  Tag  und  Nacht  benützt  and 
für  eine  gute  Ventilation  ist  gar  nicht  gesorgt  Von  den  Knpaer  Tabakarbeiter 
endlich  berichtet  der  ObernotAr  Naraj,  dass  sie  auch  za  30  in  einem  Zimmer 
wohnen.  Der  § 89  des  Gewerbegesetzes,  welcher  bestimmt,  dass  der  Gewerbe- 
treibende, der  seine  Gehilfen  (oder  Arbeiter)')  auch  mit  Wohnung  versieht,  hierzu 
gesunde  bewohnbare  RAumlicbkeiten  zn  bestimmen  habe  nnd  dass  die  von  Gehilfen 
wegen  ungesunder  Wohnung  erhobenen  Klagen  von  Seiten  der  GewerbchSrde 
immer  an  Ort  nnd  Stelle  mit  Zuziehung  des  behördlichen  Arztes  zu  untersuchen 
und  sofort  zu  beheben  sind,  scheint  demnach  doch  nicht  allgemein  Geltung  zu 
haben.*)  Im  ganzen  sollen  vielmehr  lediglich  in  31  Unternehmungen  7074  Arbeiter 
verhAltnismAssig  wohlfeile  Wohnnngen  erhalten.  wAhrend  in  130  Unteniehmungen 
6065  Arbeiter  sogenannte  Gratiswohnungen  zur  Verfügung  gestellt  bekommen, 
deren  Miete  in  den  Arbeitslohn  eingerechnet  wird.  In  den  Wohnungen  der  Berg- 
werke Salgo  Tarjan  und  Dies  Gyilr,  der  staatlichen  Maschinenfabriken,  der 
Staatsbabnwerkstätten  in  Reschitza  nnd  Annina,  der  Ganz'schen  Waggonfabrik 
nnd  der  Schiffswerfte  in  Altofen  sollen  sogar  recht  günsüge  Verhältnisse  herrschen. 
Die  Firma  Ganz  i Co.  z.  B.  bietet  ihren  Arbeitern  in  22  Häusern  45  Wohnungen 
von  1 bis  2 Zimmeni  nnd  Küche  zn  dem  Preise  von  65  bis  120  fl.,  welche 
Summe  durch  Abzüge  bei  den  wöchentlichen  Lohnzahlungen  bereingebracht  wird. 
Die  Kündigung  geschieht  vierteljährig,  doch  hat  die  Firma  im  Arbeitseinstellungs- 
falle ein  sofortiges  Kündignngsrecht. 

Die  2400  Arbeiter  beschäftigende  Maschinenfabrik  der  ungarischen  Staats- 
bahnen wieder  hat  in  16  Häusern  200  Familien  (ungefähr  600  bis  800  Personen) 
eingemietet.  Es  werden  dort  nur  verheiratete  Personen  anfgenominen  und  suchen 
nach  dem  von  Dr.  Friedrich  am  Fester  hygienisch-demographischen  Congresse 
erstatteten  Berichte  die  Arbeiter  diese  Wohnungen  mit  Freuden  auf,  so  dass  es 
dort  nie  leero  Wohnungen  gibt.  Auch  kommen  dort  nie  Zwistigkeiten  vor,  da 
ein  strenger  aber  humaner  Inspector  für  Frieden  nnd  Ruhe  sorgt.  In  der  Press- 
burger Colonie  von  Arbeiterwohnungen  des  Georg  Schnlpe  wird  den  Bewohnern 
sogar  Zimmer,  Küche,  Keller  und  Dachboden  zu  dem  Jahreszinse  von  70  fl. 
linclnsive  Gas-  und  Wasserverbranch)  zur  Verfügung  gestellt,  wobei  zu  jeder 
Wohnung  100  in*  Garten  und  die  Benützung  einer  gemeinsamen  Waschküche 
und  einer  Bibliothek  von  2000  Bünden  gehört.  Endlich  bat  die  Oesterreichisch- 
nngarische  Staatseisenbahngesellschaft  in  Reschitza  und  jVnina  für  3577  Arbeiter 

1)  Vgl.  § 111  c.  G. 

*)  Der  Gcwerbeinspectoratsbericht  für  das  Jabr  lk99  bemerkt  denn  ancb.  dass  die 
Arbeiterwohnungen  und  ächlafhänsor  — von  den  in  einigen  bedeutenderen  Industrieanlagen 
bestehenden  abgesehen  — vielfach  nicht  den  sanitären  Anforderungen  entsprechen. 
(Vgl.  Sociale  Rundschau  II.  Jahrg.  S.  407.) 
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Wflhnnngen  errichtet  and  iat  eine  ans  zwei  Ziniineru,  KSche  und  Speisekammer 
bestehende  Wohnung  inclnsive  Gartennfltzung  für  36  fl.,  eine  kleinere  Wohnung 
für  24  fl.  jährlich  erhältlich.  Eine  Anzahl  von  Arbeitern  hat  ihre  Wohnungen 
mit  Hilfe  der  Gesellschaft  angekauft.^) 

Allein  diese  Ansnahmsfälle.  von  denen  sich  vielleicht  noch  einige  mehr 
anfzählen  Hessen,*)  können  an  dem  allgemeinen  Bilde  wenig  ändern  und  Somogyi 
war  wohl  im  Recht,  wenn  er  am  Schlüsse  seiner  Aasfühmngen  bemerkte,  die 
Wohnungsfrage  sei  in  Ungarn  acut.  — Es  muss  daher  gerechte  Verwunderung 
erwecken,  wenn  die  Zahl  der  Wohnungsvisitationen  im  Lande  von  100.367  im 
Durchschnitte  der  Jahre  1892  bis  1895,  auf  87.327  im  Jahre  1896  gefallen 
ist,  denn  dies  beweist,  dass  man  trotzdem  die  Wohnungsverhältnisse  keineswegs 
mit  der  gebürenden  .Aufmerksamkeit  verfolgt. 

Und  gerade  in  der  Hauptstadt,  wo  sich  doch  die  grössten  Uebelstände 
zeigten,  scheint  man  am  wenigsten  Verständnis  für  diese  Frage  zu  haben. 

Schon  im  Jahre  1870  machte  der  als  Gelehrter  und  Menschenfreund  gleich 
ausgezeichnete  Director  des  hauptstädtischen  statistischen  Bureaus  Dr.  v.  Körösy 
auf  die  Uebelstände  in  den  Fester  Wohnnngsverhältnissen  aufmerksam.  Er  wies 
darauf  hin.*)  das  ,die  grosse  Sterblichkeit  der  in  überfüllten,  flnsteren  und 
schmutzigen  Zimmern  wohnenden  Personen,  der  in  feuchten  Kellerlocalitäten  zn- 
sammengedrängten  Taglöhiier  und  Arbeiter,  insbesondere  aber  das  massenweise 
Dahinsterben  der  diesen  Classen  angehörigen,  im  zarten  Alter  stehenden  Kinder 
zum  grossen  Theile  die  Hrdie  des  Sterblichkeitscoeffleienten  in  der  Hauptstadt 
verursache,  während  die  Lebensverhältnisse  der  mittleren  und  höheren  Classe  viel 
günstigere  seien.  Er  zeigte,*)  dass  jene,  welche  Wohnungen  bewohnten,  in  denen 
auf  jedes  Zimmer  3 bis  5 Einwohner  entfielen,  ein  Durchschnittsalter  von  12‘/,  Jahren 
erreichten,  während  jene,  die  von  6 bis  10  Personen  bewohnte  Zimmer  inne 
hatten,  durchschnittlich  nur  11’/:  Jahre,  jene,  die  mit  11  bis  15  Personen  zu- 
sammen ein  Zimmer  bewohnten,  nur  lOV^  und  jene,  welche  mit  mehr  als 
15  Personen  beisammen  tbeilten,  nur  6 Jahre  durchlebten.  Er  legte  dar,*) 
dass  auf  100  an  nicht  contagiösen  Krankheiten  Verstorbenen  in  Zimmern, 
welche  von  1 bis  2 Personen  bewohnt  waren,  nur  20  an  contagiösen  Krank- 
heiten verstorbene  Personen  entfallen,  während  bei  einer  Belegzahl  von  3 bis 
5 Personen  29,  bei  einer  Belegzahl  von  6 bis  10  Personen  32  und  bei  einer 
Belegzahl  von  mehr  als  10  Personen  79  Personen  an  ansteckenden  Krank- 
heiten starben,  so  dass  in  nicht  überfüllten  Wohnungen  ’/j.  in  überfüllten 
Wohnungen  aber  ’Z,  der  Todesfälle  durch  contagiöse  Krankheiten  verursacht 
wurden.  Aber  all  diese  Mahnungen  wurden  kaum  beachtet,  und  als  nach  der 
1880er  Volkszählung  Ambros  Nemeny  Körösys  Amt  übernahm,  blieb  dies 

’)  Nähere  Daten  über  die  Mietzinse  der  Arbeiterwohnungon  einiger  Bergwerke  bei 
Drage  a.  a.  0.  S.  172.  Sie  schwanken  zwisclien  50  kr.  und  5 fl.  monatlich,  betragen 
aber  in  der  Regel  1 bis  2 fl.  für  Zimmer  und  Köche. 

*)  Vgl.  Drage  a.  a.  0.  S.  192. 

*)  Vgl.  J-  Körösy,  „Die  Sterblichkeit  in  der  Stadt  Pest  in  den  Jahren  1872  und  1873 
und  deren  Ursachen“  Berlin  1876. 

*)  Körösy.  Die  Stadt  Pest  im  Jahre  1870  S.  129. 

*)  a,  a 0.  S.  123. 
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gleichfalls  ohne  grosseren  Erfolg.  Selbst  wenn  man  wirklich  unter  dem  Eindrücke 
einer  Cboleraepidemie  oder  aus  irgend  einem  anderen  Grunde  einmal  einen  Anlanf 
nahm,  die  Zustände  zu  Terbcssern,  erlahmte  man  merkwürdig  rasch  wieder,  wenn 
der  erste  Schreck  vorbei  war.  Ks  ist  daher  auch  nicht  zu  verwundern,  dass 
KOrösy,  als  er  23  Jahre  nach  seinem  ersten  Mahnruf  den  Bericht  über  das 
Ergebnis  einer,  auf  Veranlassung  des  Ministeriums  dos  Innern  aiigeordnoten, 
Wohnungsenquete  zu  erstatten  hatte,  in  denselben  den  Satz  aufnehmen  musste, 
dass  die  besser  situierten  Classen  der  hauptstädtischen  Bevölkerung  be- 
quemer, die  durch  zahlreiche  Umbauten  von  ihren  Wohnstätten  verscheuchten 
unteren  Volksschichten  dichter  beisammen  wohnen  als  früher  und  dass  in  einem 
Bezirke  der  Hauptstadt  mehr  als  der  fünfte  Theil  der  Bewohner  in  überfüllten 
Wohnungen  sich  befinden.*)  In  diesem  Bezirke  starben  denn  auch  von  10.000  Ein- 
wohnern in  den  Jahren  1886  bis  1890:*)  304,  während  in  der  inneren  Stadt 
von  10.000  Einwohnern  nur  139  Personen  starben;  von  10.000  Kindern  starben 
1890/1891  in  diesem  Stadttheil  1341,  wäbrend  in  der  inneren  Stadt  nur  791 
starben.*)  Die  Folge  dieser  Enquete  aber  war,  dass  die  Zahl  der  Wohnungs- 
visitationen  von  24.799  im  Jahre  1893  auf  11.966  im  Jahre  1894  fiel. 

Dabei  scheint  es  fast,  als  ob  die  Stadtrepräaentanz  fürchten  wurde,  das 
Geschäftsinteresse  der  Hausbesitzer  der  inneren  Stadt,  welches  durch  die  Bau- 
ordnung, die  gestattet,  dass  hohe  Häuser  ohne  entsprechend  grosse  Häfe  gebaut 
werden,  so  gut  gewahrt  wird,  könnte  durch  den  Ausbau  der  peripheren  Theile 
der  Stadt  geschädigt  werden.  Nur  so  ist  es  wenigstens  zu  erklären,  dass  hei 
Familienhäusern  nur  zehnjähriger,  bei  vom  Arbeitgeber  gebauten  Arbeiterhäusorn 
lojShriger  nndbeiZinshäusern^)aber20jäbrigerNachlass  derGemeindesteuenuscbläge 
bewilligt  wird.  Den  einem  allgemeinen  Interesse  dienenden  Bangescllschaften  wird 
allerdings  ein  15(!)jr»hrigor  Steuemachlass  und  der  Baugrund  zu  herabgesetzten 
Preisen  bewilligt.  Da  aber  jede  Organisation  der  Arbeiter  gewaltsam  unterdrückt 
wird,  das  Capital  sich  an  derartigen  Unternehmungen  nicht  gerne  betheiligt  und 
auch  die  Hauptstadt  gerade  für  diesen  Zweck  kein  Geld  übrig  hat  — obzwar 
sie  20  Millionen  an  Wsiaengeldern  vejwaltet,  die  sie  hier  sehr  günstig  anlegen 
könnte  — kommen  derartige  Bangesellschaften  natürlich  schwer  zustande.*) 

D Dabei  hat  die  Poatei  Statistik  bereits  bei  Bearbeitung  desCensus  vom  Jahre  1881 
einen  andeicn  Maassstab  der  UebcrvOlkerung  aufgestoUt.  Sie  berücksichtigt  nunmehr  nicht 
nur  die  Zimmer,  sondern  auch  die  mit  den  Zimmern  als  Wohnungsbestandthcil  ver- 
bundenen Nebenräume,  die  Vorzimmer,  die  Alkoven,  die  Küchen  und  bezeichnet  aU 
überfüllt  die  Wohnungen,  in  denen  vier  und  mehr  Personen  auf  einen  Wohnraum  ent- 
fallen (vgl.  Lindemann  a.  a.  0.  S.  388).  Bemerkenswert  ist  im  übrigen,  dass  mehr  als 
‘■j  i36‘9  l^oc.)  der  in  den  fiberfüllten  Wohnungen  untergebrachten  Personen  Aftenuieter 
und  Bettgeber  waren,  während  in  den  nicht  überfüllten  Wohnungen  nur  11*1  Proc.  zu 
dieser  Kategorie  gehörten. 

*)  Vgl.  KörOs.v  die  Sterblichkeit  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  in  den 
Jahren  1886  bis  1890  und  deren  Ursachen.  Berlin  1898  S.  44. 

»>  a.  a.  O.  S.  115. 

Bauten  auf  der  Andräsaystrasse,  Kingatrasse  und  Podmanitzkjgasse 
geniessen  sogar  eine  30jährige  Steuerfreiheit. 

Immerhin  bat  vor  einiger  Zeit  eine  Arbdterheimgenosisenschaft  folgenden  Aufruf 
an  die  Arbeiter  der  Hauptstadt  veröSTentlichen  können: 
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Dis  nun  blüht  daher  der  Wohimngswucher  in  Ungarns  gläniender  Metropole 
selbstredend  üppiger  denn  je,  nnd  es  wird  wohl  noch  längere  Zeit  dauern,  ehe  er 
wird  gemildert  werden  können,  da  eben  in  der  inneren  Stadt  die  Gründe  für 
billige  Arbeiterwohnnngen  zu  theuer  sind,  in  Gegenden  aber,  wo  die  Gründe 
billig  wären,  es  keine  Strasse,  kein  Pilaster,  keine  Beleuchtung,  kein  Wasser 
und  keine  billigen  BefördcruiigsniiUel  zum  Centmm  gibt. 

Und  auch  in  der  Provinz  wird  Delabarres  Bemerkung:^)  „La  qoestion 
de  Pbabitation  oovriöre  n’a  trouvd  encore  que  dans  peu  d'eudruits  nne  solution 
satisfaisante“  wohl  noch  lange  ihre  Giltigkeit  behalten. 

Äehnliches  gilt  übrigens  auch  von  den  Ernährungsverhältnissen  der  gewerb> 
liehen  Arbeiter  in  Ungarn.  Zifforninässigo  Daten  liegen  diesbezüglich  aJlcrdiugs 
leider  nur  wenige  vor.  Einen  genaueren  Einblick  konnte  man  wohl  auch  erst 
dann  gewinnen,  wenn  es  gelänge,  die  Details  der  Ausgabenwirtschaft  einzelner 
Arbeiterfamilien  kennen  zu  lernen.  Das  fällt  nun  aber  in  Ungarn  und  insbe- 
sondere in  der  Landeshauptstadt  noch  schwerer  als  anderwärts.  Denn  gerade  jene 
Arbeiter,  die  das  notbige  Verständnis  für  die  Führung  von  Haushaltungsbücbern 

Nachdem  die  Bauarbeiton  im  nächsten  Jahre  angefangen  werden,  werden  noch 
kurze  Zeit  neue  Mitglieder  aafgenommen. 

Die  Genossenschaft  hat  in  Itakos-Keresstur,  knapp  au  der  Bahnstation  ge- 
legen, 200  Joch  Grund  angekauft,  auf  welchem  tausend  Familien  häuser  für  Arbeiter 
erbaut  werden.  Jedes  Haus  wird  separat  auf  einer  Fläche  von  160  Quadratklaftem  gebaut, 
mit  einer  Einzäunung  und  Brunnen  versehen  und  wird  bestehen  aus  zwei  Zimmern,  Koche. 
Kammer.  Keller,  Buden  und  aus  den  sonst  nCthigen  Nebenlocalitäteii  (Hühnerstall, 
Holzlager  etc.). 

Diese  Häuser  und  Gärten  werden  den  Mitgliedern  auf  eine  *j6jährige  Abzalilung 
verkauft.  Die  Jahresrate  beträgt  160  fl.,  in  welchem  Betrage  die  Capitals-  und  Zinsen- 
summe,  sowie  die  Lebens-,  Unfalls-  und  Fcuerversicherungsgebürcn  enthalten  sind. 
(Dieser  Betrag  kann  auch  in  Wochen-  oder  Monatsraten  bezahlt  werden.)  Wenn  ein 
Mitglied  vor  Ablauf  der  26  Jahre  stirbt  oder  durch  einen  Unfall  dauernd  erwerbsunfähig 
wird,  so  hOrt  jede  weitere  Zahlung  auf  und  das  Haus  sammt  Garten  übergeht  sofort 
lastenfrei  in  das  Kigenthum  der  Familie. 

Die  Genossenschaft  will  es  auch  den  ärmeren  Arbeiterfamilien  ermöglichen,  sich 
gegen  eine  geringe  Zahlung  ein  Familienhaus  zu  erwerben.  Die  Genossenschaft  wird 
daher  auf  einer  GrundflAche  von  100  Quadratklaftem  ebenfalls  Fainilienhäuser  bauen.  Ein 
solches  Haus  wird  beatchen  aus  einem  Zimmer  mit  Alkoven,  Küche,  Edler  etc.  und  wird  gegen 
eine  wöchentliche  Bezahlung  von  2 fl.  20  kr.  wäfareud  26  Jahren  erworben  werden.  Auch 
in  dieser  Summe  sind  die  Gehören  für  I.ebons-,  Unfall-  und  Feuerversicherung  enthalten. 
Schalen  nnd  Kinderbewabranstaltcn  mit  unentgeltlichem  Unterricht  errichtet  die  Regierung. 
Ausserordentlich  billige  Fahrspesen  sowohl  auf  der  StaaUbahn,  als  auch  auf  der  zu 
erbauenden  elektrischen  Bahn  sind  bereits  gesichert.  Einschreibegebur  oder  sonstige 
Beträge  sind  nicht  zu  zahlen,  hingegen  hat  jedes  Mitglied  einen  der  Jahresrate 
entsprechenden  Betrag  bei  der  Fester  Commercialbank  zu  deponieren. 
Dieser  Garantiefond,  welcher  als  letzte  Abzahlungsrate  gelten  wird,  kann  über  Bewilligung 
der  Direction  auch  in  mehreren  Monatsraten  bezahlt  werden. 

Charakteristisch  ist  aber,  dass  die  Kegiemog  sich  für  die  halbe  Million  Gulden,  die 
sie  der  Gesellschaft  lieh,  4 Proc.  Zinsen  ausbedang,  während  der  Staat  bei  den  Banken 
für  flüssiges  Geld  nur  8 Proc.  erhält. 

>}  Vgl.  Recueil  de  rapport  aur  les  conditiona  du  travail  dans  les  pajs  etrangers 
adresses  au  ministre  des  affaires  ^trangers.  Autrichc-Hongrie.  Paris  et  Nancy  1890  S.  98. 

ZeltM?bHft  für  VolkiMlrtacbsri.  fioclalpolitik  nad  VrrwtItUDf,  XI.  Band. 
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haben,  niiterlicgen  meist  verschärfter  l’olizeianfsicht  mid  so  wnrde  denn  die 
Mehreahl  dieser  Bücher  gelegentlich  verschiedener  Hansdarchsnchungen  mit 
anderen  .staatsgefälirlichen  Schriften“  conBsciert.  Ks  können  daher  nnr  die  von 
Br.  Somogyi  und  Nicholson  znsammengestellten  Arbeiterbndgets*)  wieder 
gegeben  werden,  obwohl  dieselben  viel  zu  wenig  detailliert  sind,  als  dass  sie 
ein  genaueres  Bild  von  den  Lebensverh.'iltnissen  der  betreffenden  Familien  geben 
könnten. 
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Immerhin  ist  aus  ihnen  ersichtlich,  da.ss  in  der  Kegel  nicht  viel  über  die 
Hälfte  des  Einkommens  für  die  Ern.ährung  ausgegeben  werden  kann,  was  umso- 
weniger einen  günstigen  Schluss  auf  die  Emährungsverhiiltnisse  der  Arbeiter  zu- 
lässt,  als  die  Detailpreise  der  Lebensmittel  und  der  übrigen  Consumartikel  in 
Ungarn  — wie  folgende  Tabelle  zeigt  — keineswegs  niedrige  sind.  Es  betrugen 
die  Prei.se  in  Kreuzern:’) 


’)  Cit.  nach  Drage  a.  a.  0.  S.  191. 

*)  Das  letztere  Budget  stanunt  aus  einer  späteren  Iteit  als  die  vorangehenden  und 
zeigt  deutlich  den  Kinfluss  der  Steigerung  der  Lebensmittelpreise  bei  gleichen  oder 
wenig  erhöhten  Löhnen. 

*)  Vgl.  Ung.-stat.  Jahrb.  IV  (1896)  S.  219. 
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Dass  bei  selchen  Lebensmittelpreisen  die  Arbeiter  nicht  in  der  Lage  sind, 
sich  in  aosreichendom  Maassu  zu  beköstigen,*)  liegt  wohl  auf  der  Hand,  zumal 
ihnen  fast  gar  keine  Oelegenhcit  geboten  wird,  sich  billiger  in  den  Besitz  der 
nothigen  Nahrungsmittel  zu  setzen.  Denn  nur  in  21  Fabriken  (wie  in  der  Ganz’schen 
Waggonfabrik,  der  Finmaner  Petroleumrafiinerie,  in  der  Krsten  nngarischen  Papier- 
fabrik-Actiengesellschaft  ini  GSmörer  Comitat  und  in  der  Agramer  Papierfabrik) 
linden  sich  Cantinen,  während  sich  Arbeiterconsumvereine  nur  in  circa  20  Fa- 

*)  Im  deutschen  Sachsenlande  in  Siebenbürgen  scheint  wenigstens  stellenweise 
der  Obstwein  den  Brantwein  zu  rerdrängen  (rgl.  die  Berichte  der  Kronstädter  Kammer 
für  das  Jahr  1898  und  1900  S.  8 und  16).  was  umso  erfreulicher  ist,  als  im  allgemeinen 
hauptsächlich  wegen  der  abnorm  hohen  Besteuerung  des  Bieres  (die  Biersteuer  beträgt 
14  K 60  A per  htj  die  Brantweinpest  in  anderen  Gegenden  Ungarns  sehr  stark  wüthet. 
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briken  für  circa  10.000  Arbeiter  befinden.*)  Delabarre*)  meint  allerdings,  das 
Associationswesen  habe  sich  in  Ungarn  nur  deshalb  nicht  entwickeln  kdiirien, 
weil  einerseits  der  Kleinhandel  dagegen  Stellung  nahm,  anderseits  die  Arbeiter 
Abneigung  gegen  ein  System,  das  dem  Crcditwesen  nicht  viel  freien  Spielraum 
lässt,  hegen.  In  Wirklichkeit  dürfte  jedoch  das  gewaltsame  Unterdrücken  jeder 
Arbeiterorganisation  in  Ungarn  die  Hauptursache  auch  für  die  geringe  Entwickelung 
der  Consumvereine  sein.  Jedenfalls  aber  ist  es  unter  solchen  Umständen  kein 
Wunder,  dass  es  „sowohl  in  der  Hauptstadt  wie  in  allen  grosseren  Städten 
Ungarns  sehr  selten  vorkommt,  dass  sich  der  Arbeiter  Ersparnisse  macht  und 
dass  es  höchstens  in  den  Fabriken  auf  dem  flachen  Lande,  z.  B.  den  Zuckerfabriken, 
wo  er  Wohnung  und  Xafarungsmittel  zu  günstigen  Bedingungen  erhält,  ihm  möglich 
ist,  nach  beendeter  Campagne  mit  einem  kleinen  Ersparnisse  nach  Hause  zurück« 
zukehren.“*) 

Haud  in  Hand  mit  dieser  so  ungünstigen  wirtschaftlichen  Lage  geht  über- 
dies der  geringe  Bildungsgrad  der  arbeitenden  Oassen,  der  sie  auf  dem  niedrigen 
socialen  Niveau,  auf  welchem  sie  sich  befinden,  erhält.  Und  hier  wenigstens 
konnte  wohl  die  Regierung  Abhilfe  schaffen,  wenn  sie  ernstlich  an  eine  Reform 
des  Volksschulwesens,  in  welchem  sich  noch  mannigfache  Misstände  bemerkbar 
machen,  schreiten  wollte. 

Bekanntlich  hatte  schon  Maria  'fheresia  im  Jahre  1777  durch  Erlassung 
der  ratio  educationis  das  Volksschulweseu  aus  dem  Banne  der  Kirche  losen,  es 
dem  Staate  unterordnen  und  ihm  eine  einheitliche  Organisation  geben  wollen. 
Allein  bis  auf  den  heutigen  Tag  ist  das,  was  damals  freilich  kaum  erreicht 
werden  konnte,  noch  nicht  zur  Gänze  durchgeführt  worden.  Denn  auch  heute 
stehen  noch  1631  staatlichen  und  1774  Gemeiudeschulen  13.357  Schulen  der 
Confessionen  gegenüber.*)  Dagegen  wurde  allerdings  durch  das  Volksschulgesetz 

*)  Vgl.  Somugji  8.  a.  0.,  der  allerdings  auch  das  Vorhandensein  einer  Cantine 
in  der  Fiumaner  Tabakfabrik  schon  im  Jahre  1891  behauptet,  während  eine  solche  dort 
erst  kürzlich  errichtet  werden  sollte  und  Beispiele  auch  bei  Drage  a.  a.  0.  2^-  172. 
Wenn  letzterer  auch  bemerkt,  es  komme  vor,  dass  der  Arbeiter  dnreh  deu  Unternehm*T 
Credit  bei  einem  Ki&iner  erhält,  indem  dann  der  Fabrikant  den  Kaufmann  aus  wOchent« 
liehen  Lohnabzügen  bezahlt  macht,  so  kann  wohl  nicht  behauptet  werden,  dass  auf  diese 
Weise  der  Arbeiter  billiger  zu  den  Lebensmitteln  gelangt. 

^ a.  a.  0.  S.  97  und  auch  Drage  a.  a.  0.  S.  189. 

Nur  beiläufig  sei  bemerkt,  dass  dem  Arbeiter  auch  wenig  Gelegenheit  geboten 
ist,  etwaige  Ersparnisse  gut  anzulegcn  und  billigen  Credit  zu  erhalten.  Delabarre 
weist  (a.  a.  0.  S.  9->)  nur  folgende  gegenseitige  Unterstützungsgenossensebaften  und 
Volksbanken  aus:  ln  der  Hauptstadt:  die  erste  Fester  gegenseitige  Bilfsgenossen« 
Schaft  mit  einem  Capital  von  76.061  fl.,  die  erste  Spar-  und  wechselseitige  Credll- 
genossenschaft  mit  einem  Capitale  von  185.925  fl.  und  Actien  zu  2.5  fl.,  die  christliche 
VereiuigUDg  gegenseitiger  Hilfsgenosscnscbaftcn  und  Consumvereine  mit  einem  Capital 
von  ItO.OOd  fl-,  14  Frovinzialfilialen.  70  Agenturen  und  18  Consuminagazinen  und  die 
erste  Fester  nationale  wechselseitige  liilfsgenossenBchaft  mit  einem  Capitale  von  12.774  fl.; 
m der  Provinz:  54  Volksbanken  mit  einem  aus  Actien  zu  25  bis  100  fl.  bestehenden, 
zwischen  15.000  und  200.000  9.  schwankenden  Capitale  von  im  ganzen  3' , älillionen. 
Diese  Unternehmungen  zahlen  für  Spareinlagen  3’/}  bis  6 Froc  und  leihen  auf  .3<  bia 
Binonatliche  Wechsel  zu  6Vs  bis  9 Froc.,  auf  Lohne  zu  8 bis  15  Froc. 

*)  Vgl,  ung.  stat.  Jahrb.  VIII.  (1900),  Fest  1902,  S.  332. 
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vom  Jahre  1868  wenigstens  eine  gewisse  Einheitlichkeit  in  das  Volksschulwesen 
gebracht.  Dieses  Gesetz  ordnete  nftmlich  die  allgemeine  Schulpflicht  zwischen 
dem  6.  nnd  12.  Jahre  an  und  bestimmte,  dass  die  Kinder  vom  12.  bis  15.  Jahre 
noch  an  dem  Wiederholungsnnterrichte  thoilzanehmen  haben.  Es  verj^flichteto 
auch  die  Gemeinden,  in  denen  keine  andere  Schule  besteht,  eine  Gemeindeschale 
zu  gründen,  wofür  sie  einen  5proc.  Steuerzuschlag  einheben  kann;  ja.  Gemeinden 
über  5000  Einwohner  haben  sogar  höhere  Volksschulen  mit  einem  dreijährigen 
Curse  für  Knaben  nnd  einem  zweijährigen  für  Mädchen  einzuricliten.  Nur  werden 
Uider  all  diese  Bestimmungen  keineswegs  überall  dnrchgeführt.  Die  Zahl  der 
Schulen  ist  wohl  beträchtlich  gestiegen.  Sie  betrug  im  Jahre  1869:  11.144^)  und 
im  Jahre  1900:  17.048,  allein  selbst  nach  einend  Berichte  desünterricbtsministers*) 
waren  343  derselben  schlecht  ontei^ebracht,  während  ein  grosser  Tbeil  überfüllt 
war.  ln  der  Hauptstadt  z.  B.  waren  nach  den  Angaben  des  banptstädti.schen 
statistischen  Jahrbuches  im  Jahre  1896*)  von  1104  (1894:  1245)  untersuchten 
Schulen  171  il894:  62)  überfüllt,  183  (1894:  109)  schlecht  ventiliert, 
37  (1894:  11)  unreinlich,  13  (1894:  4)  mit  gesnndheitsschädlichen  Einrich- 
tungen versehen,  in  218  (1894:  254)  herrschten  infectiöse  Krankheiten  und 
22  (1894:  21)  waren  wegen  Epidemien  gesperrt.  Im  ganzen  waren  nach 
Vautier^)  im  Jahre  1890  noch  2027  Gemeinden  ohne  Schulen  und  von  den 
bestehenden  blieben  nach  dem  „Fester  Lloyd“  700  leer,  weil  die  erforderliche 
Anzahl  von  Lehrkräften  fehlte.  Die  Zahl  der  Lehrkräfte  ist  denn  auch  wirklich 
eine  auffallend  geringe.  Sie  betrug  im  Jahre  1869  nur  14.362,  während  sie 
im  Jahre  1807  zwar  auf  26.650  (darunter  2542  weibliche)  stieg,  ohne  dass 
aber  auch  diese  Zahl  genügen  würde,*)  da  keinesweg.s  alle  «Lehrer^  den 
Anforderungen  genügen,  die  man  an  Jagendbildner  zu  stellen  gewohnt  ist.  So 
hat  z.  B.  — wieder  dem  „Fester  Lloyd“  zufolge  — die  rnmiscb-katholische 
Kirchengetneinde  in  AU-Bocse,  eine  der  reichsten  Gemeinden  der  Bacska.  eine 
Lehrersteile  einem  emeritierten  Kellner  übertragen,  und  das.s  die  herrscbaftlicben 
Oberknechte  gleichzeitig  auch  das  Lehreramt  zu  versehen  haben,  gehört  durchaus 
nicht  zu  den  Seltenheiten.  Dass  sich  nicht  genügend  qualiflcicrte  Bewerber  für 
die  Lehrerstelleii  melden,  kann  scbliesslich  auch  nicht  Wunder  nehmen,  da  die  Lage 
der  Lehrer  im  allgemeinen  eine  sehr  wenig  beneidenswerte  ist.  Selbst  der  Gebalt 
der  verh.ältnismässig  geringen  Anzahl  von  staatlichen  Lehrern  steigt  erst  bei 
mehr  als  lOjähriger  Dienstzeit  von  400  auf  500  fl.,  während  z.  B.  in  den 
griechisch-orientalischen  Schulen  die  Lehrergehalte  auch  unter  200  fl.  sinken, 

0 Vgl.  Amtliche  stat.  Mittheilungen,  heraasgegeben  von  der  atat.  Section  des 
k.  ong  Miiiisteriuma  fQr  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel,  III.  Jahrg.,  IV.  Heft. 
Fest  1870. 

*)  Cit.  oach  dem  «Fester  Lloyd*. 

In  dem  Jahrb.  für  die  Jahre  1697  und  1898  scheint  die  diesbexilgliche  Tabelle 
za  fehlen. 

^ Vgl.  Guillaume  Vautier:  „La  Hongrie  ^conomique*.  Paris  und  Nancy  1893. 
S.  104. 

*J  In  Oesterreich  entfielen  z.  B.  im  Jahre  1897;8:  74.783  Lehrer  auf  18.747  Schulen 
mit  3,359.509  Schüler  (gegen  27.717  Lehrer,  16.765  Schulen  und  2,836.805  Schüler 
in  Ungarn  t. 
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wiowohl  der  Mindestg-ehalt  der  ordentlichen  Lehrer  gesetzlich  mit  300  fl.,  bei 
höheren  Volksschulen  mit  550  fl.  festgesetzt  ist.  Volle  Pension  von  300,  bei 
höheren  Volksschulen  von  400  fl.  wird  erst  nach  vollendetem  65.  Lebensjahre 
und  dOjdhriger  Dienstzeit  erreicht.  Die  Schulinspectoren  erhalten  wohl  einen 
Gehalt  von  1400  11.  bis  IGOO  fl.,  doch  gibt  es  deren  so  wenige,  dass  im 
Schuljahre  1896/7  nur  34'6  Proc.  der  Schulen  besichtigt  werden  konnten.  Das 
Budget  für  das  Jahr  1902  weist  denn  auch')  als  Erfordenus  für  Elementar- 
schulen nur  4,981.283  K und  für  höhere  Volks-  und  Bürgerschulen  2,287.806  K 
ans  und  erreicht  das  Uiiterrichtsbndget  überhaupt  nur  die  Höhe  von  31,294.546  K, 
d.  i.  3'22  Proc.  des  970'5  llill.  betragenden  Gesammterfordemisses,  während 
z.  B.  selbst  in  Croatien  die  -Ausgaben  für  Cullus  und  Unterricht  im  Jahre 
1896  mehr  als  ’/j  (21  Proc.  gegen  18  Proc.  im  Jahre  1887)  des  auto- 
nomen Erfordernisses  in  Anspruch  nahmen.*)  Der  gesammte  Schulanfwand,*)  die 
von  den  Gemeinden  und  Confessionen  geleisteten  Beiträge  inbegriflen,  beträgt 
in  Ungarn  26  Mill.  Gulden  (gegen  243  Mill.  Mark  in  Deutschland,*)  211  Mill. 
Franks  in  Frankreich,  240  Mill.  Francs  in  England  und  27  Mill.  Lei  in 
Rumänien),  so  dass  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  1 11.  50  kr.  kommt  (gegen 
2 fl.  50  kr.  in  Oesterreich,  5 Mark  in  Deutschland,  5*  ',  Francs  in  Frankreich, 
6 Francs  in  England  und  5 Francs  in  Bulgarien''.  Was  insbesondere  die  Uaupt- 
sladl  anlangt,  so  betrugen  im  ,Tahre  1881  nach  Körösys  Angaben  im 
Schanzi-schen  Finanzarchiv  vom  .Jahre  1884  die  Schulausgaben  derselben  6‘28  Francs 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (gegen  8'94  in  Wien,  8’57  in  Berlin,  6'58  in 
Paris  und  0‘45  in  IVarschau). 

Die  Erfolge  sind  denn  auch  dem  Aufwaiide  entsprechend.  Von  2,913.674 
Schnlpflichtigen  geniesst  noch  immer  nahezu  (19  33  Proc.)  keinen  Unterricht 
(gegen  13'4  Proc.  in  Oesterreich,  aber  z.  B.  0'5  Proc.  in  Ober-  und  Nieder- 
österreich, 1'6  Proc.  in  Böhmen,  1'7  Proc.  in  Mähren  u.  s.  w.).  In  der  Hauptstadt 
blieben  allein  von  86.244  schnlpflichtigen  Kindern  13.451  der  Schule  fern, 
während  in  Maria  Theresiopel  die  Zahl  der  schnlbesuchenden  Kinder  gar  auf 
5D7  Proc.  und  im  Marmaroscher  Comitat  auf  40'99  Proc.  fiel.  Von  den  Wieder- 
holungs.scbulpfliclitigen  bleiben  gar  durchschnittlich  32'2  Proc.  ohne  Unterricht. 
Dabei  ist  noch  die  Art  der  Conscription  der  schnlpflichtigen  Kinder  eine  keineswegs 
verlässliche,  was  namentlich  die  letzte  A'olkszählung  bewies,  welche  um  435.715 
mehr  schulpflichtige  (6-  bis  14jährige)  Kinder  fand,  als  ein  halbes  Jahr  vorher 
die  Conscription.*)  Selbst  von  den  schulbesuchciiden  Kindern  war  aber  ein 
ziemlich  grosser  Theil,  z.  B.  allein  im  Bester  Comitat  13,51,  ohne  Schulbücher, 
ein  anderer  beträchtlicher  Theil  besuchte  die  Schule  nur  während  des  W'inters 

')  Vgl.  Gesetzessammlung  für  das  Jahr  1902.  Pest  1902. 

*)  Vgl.  Zeitschrirt  der  internationalen  Vereinigung  für  vergleichende  Ilecbts- 
wissensebaft  und  Volkswirtschaftslehre,  Jahrg.  1897. 

*)  Vgl.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschafteu,  hcrausgegeben  von  Conrad  u.  .\., 
II-  Supplementband,  S.  968. 

*)  In  Preussen  allein  betrugen  die  Gesammtaufwenduugen  für  öflentlicbe  Volks- 
schulen im  Jahre  189G:  18.>  Mill.  Mark  (d.  i.  5'84  älark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung;. 

*)  Vgl.  Bokor,  Geschichte  und  Organisation  der  amtlichen  Statistik  in  Ungarn. 
Pest  1896,  S.  232. 


Digitized  by  Google 


Die  Lage  der  gewerblichen  Arbeiter  in  rngarn. 


271 


und  ist  die  Zahl  der  nichtentschnldigten  Schulrcrsäuninisse  überhaupt  eine  sehr 
grosse.  Da  ist  es  denn  nicht  zn  verwundern,  dass  das  Resultat  des  Scholbesnches 
ein  durchaus  nicht  befriedigender  ist,  zumal  auch  — wie  der  Schulbericht  der 
Hauptstadt  für  das  Jahr  1897  feststellt  — die  Directoren  keine  detaillierten 
Instrnctionen  besitzen,  und  die  Lehrer  bei  der  schlechten  Bezahlung  auf  Xeben- 
bescbäfUgungen  angewiesen  sind.*)  So  konnten  denn  von  den  109.120  Schnl- 
besnchem  im  Poster  Coraitat  im  Alter  von  12  Jahren  auch  wirklich  nur  13.657 
gut  lesen  und  schreiben. 

Der  Fortschritt  gegen  das  Jahr  1869  ist  trotzdem  ein  sehr  bedeutender. 
Damals  giengen  nur  49'85  Proc.  der  schulpflichtigen  Kinder  in  Ungarn  und 
40'97  Proc.  in  Siebenbürgen  in  die  Schule  und  zwar  961.038  in  Ungarn  und 
145.866  in  Siebenbürgen.  164.433  schulbesuchende  Kinder  waren  nicht  mit 
Schulbüchern  versehen  und  nur  16'26  Proc.  der  Schulbesucher  und  8’10  Proc. 
der  Schulpflichügen  in  Ungarn,  15'09  Proc.  respective  6'15  Proc.  in  Sieben« 
bürgen  konnten  nach  dem  Schulbesuche  lesen  und  schreiben. 

Inwieweit  aber  an  den  erwähnten,  auch  heute  noch  bestehenden  Mis.s- 
ständen  die  hier  gewiss  nicht  angebrachte  Magvarisierungsteiidenz  schuld  i.st,  das 
soll  hier  nicht  untersucht  werden.  Thatsacbe  ist,  dass  der  magyarischen  Bevölke- 
rung, welche  48'61  Proc.  der  Gesammtbevölkemng  umfassen  soll,  59"6  Proc., 
der  nichtraagjarischen,  die  51'39  Proc.  der  Gosammtbevölkerung  umfassen  soll, 
19'59Proc.  der  Volksschulen  zur  Verfügung  stehen,  während  20-81  Proc.  derScliulen 
gemischtsprachige  sind.  Thabache  ist  aber  auch,  dass  es  von  100  schulpflichtigen 
Kindern -im  Schuljahre  1898,  1899  hei  den  Deutschen  92,  den  Slowaken  86  und  den 
Magyaren  85  geschulte  Kinder  gab  und  dass  von  den  Magyaren  53'45  Proc.,  von  den 
Deutschen  62'54  Proc.  lesen  und  schreiben  können.  Die  ungarische  Regierung  thäte 
also  vielleicht  doch  gut  daran,  zunächst  die  Schulbildung  der  Magyaren  zu  heben,  statt 
den  Nichtmagyaren  zn  Eutnationalisieruugszwecken  magyarische  Schulen  anfzit- 
lo'dbigen.  Im  ganzen  konnten  im  Jahre  1890  im  Königreich  Ungarn  nur  47.89  Proc. 
der  Männer  und  36'73  Proc.  der  Frauen,  unter  der  Bevölkerung  von  über  6 Jahren 
57'88  Proc.  der  Männer  und  43-o9  Proc.  der  Frauen  lesen  und  schreiben, 
während  selbst  in  Oesterreich  68'46  Proc.  der  männlichen  und  62'57  Proc.  der 
weiblichen  Bevölkerung  über  6 Jahren  lesen  und  schreiben  konnte.  Die  Zahl  der 
.Analphabeten  betrug  unter  der  Bevölkerung  von  über  6 Jahren  in  Ungarn  bei 
den  Männern  40-69,  bei  den  Frauen  50'81  (zusammen  45’34  Proc.),  in  Oester- 
reich bei  den  Männern  27-77,  bei  den  Frauen  31.08  Proc.,  in  Frankreich  30, 
in  Belgien  28-06  Proc.,  in  England  15  und  in  Dentschland  2 Proc.*)  AVas 
insbesondere  die  Städte  anlangt,  so  gab  es  in  Budapest  26-5,  in  Oedenbnrg  25, 
in  Pre-sshnrg  25-9,  in  Keeskemet  48-4,  in  Zombor  60-2,  in  Maria  Tlieresiopel 
68-6  Proc.  Analphabeten  gegen  15-5  Proc.  in  AVien  und  37-3  Proc.  in  Lemberg. 

Es  fällt  bei  Betrachtung  dieser  ZilTern  schwer,  zu  glauben,  dass  die  A'er- 
h.'iltnisse  in  cnitnreller  Hinsicht  für  die  Arbeiterschaft  in  Ungarn  günstige  seien, 

')  So  werden  z.  B.  die  Lehrer  in  vielen  Gemeinden  trotz  der  damit  verbundenen 
sanitären  Bedenken  als  — Todtenbeschauer  verwendet. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  fanden  sich  unter  der  Bevölkerung 
von  über  10  Jahren  7-7  Proc.  Analphabeten. 
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zumal  auch  di©  sogenannten  Volkäbildungsbestrebmigen  lediglich  patriotischer 
Propaganda  dienen.  Dem  Ausländer,  dem  Deutschen  und  gar  dem  DentschbOhmen 
wird  hierüber  vielleicht  kein  objectives  L'rtheil  zugetraut  werden  und  so  soll 
hier  einem  Manne,  »dem  die  Liehe  zum  Vaterlande  das  tiefste  Gefühl  und  das 
höchste  Gut**  ist,  das  Wort  gelassen  werden.  E.  v.  Egan,  der  den  150  deutschen 
Landwirten,  di©  im  Mai  1898  Ungarn  bereisten,  von  der  ungarischen  Begierung 
zugetheilte  Führer  schreibt;*)  Was  wir  nämlich  heute  in  Ungarn  als  cultnrellen 
Fortschritt  preisen,  hat  ja  alles  seine  volle  Bichtigkeit  und  ist  ja  thatsächlich 
auch  vorhanden,  aber  nur  in  einzelnen  bevorzugten  Gegenden,  sozusagen  erst  auf 
der  Oberfläche.  Das  Gros  des  Volkes  ist  von  diesen  Segnungen  noch  nicht 

erfasst Wir  wissen  sehr  wohl,  dass  eine  gepatzte  Menschenmenge  auf 

asphaltierten  Strassen  einiger  weniger  Städte,  hohe  Dividenden  einiger  Bank« 
instituto,  dass  Luxus-  und  Blitzzüge  unserer  Bahnen,  kostspielige  Ausstellungen 
oder  pompOse  Festlichkeiten  nicht  imstande  sind,  hinwegzutänscben  über  die 
Thatsache  der  erschreckenden  Anzahl  von  Analphabeten  auf  dem  flachen  Lande, 
des  erbarmungswürdigen  Ernährungszustandes  und  der  geistigen  Verkommenheit 
unserer  Gebirgshevrdkemng.  Mit  einem  Worte,  w ir  sind  uns  dessen  vollbewusst,  dass 
wir  in  dem.  was  man  in  des  Wortes  wahrer  und  ethischer  Bedeutung  Cultnr 

nennt,  heute  erst  am  Anfänge  des  Strebens,  am  Fasse  eines  Hochgebirges  von 

auf  uns  wartenden  dringenden  Aufgaben  stehen.**  Diesen  Worten  ist  nichts 
binzuzufügen.  Man  kann  nnr  hoffen,  dass  sie  in  maassgebenden  Kreisen  werden 
beachtet  werden  und  dass  man  bestrebt  sein  wird,  die  Cultur  aller  Schichten  des 
Volkes  und  aller  Kationalitäten  auf  eine  höhere  Stufe  zu  beben.  Soweit  dem 

Staate  dazu  die  Mittel  fehlen,  möge  er  wenigstens  der  Privathethätignng  freien 

Spielraum  lassen  ntid  dieselbe  nicht  aus  politischen  oder  nationalen  Rücksichten 
behindern.  Denn  nur  ein  gebildeter  Arbeiterstand  kann  die  Industrie  zu  jener 
Entwickelung  bringen,  die  man  in  Unpam  ebenso  sehnsüchtig  wie  erfolglos  erstrebt. 

Ml.  Die  sociale  Bewegung  unter  den  gewerblichen  Arbeitern  in  Ungarn. 

Bei  der  eben  geschilderten  elenden  wirtscbaflliehen  Lage  und  der  cultu- 
rellen  Zurückgebliebenheit  der  arbeitenden  CIa.ssen  konnte  aber  selbstredend  auch 
die  sociale  Bewegung  bisher  nur  wenig  Fortschritte  machen,  wiewohl  die  ersten 
Arbeitervereine*)  bereits  bald  nach  dem  1867er  Ausgleiche,*)  und  zwar  einerseits 
von  Anhängern  von  Schultze-Delitzsch,  anderseits  von  usterreicbischen  Lassalleanem 
gegriindet  worden  waren.  Erstere  hatten  damals  den  bald  darauf  eingegangenen 

*)  Vgl.  Egan,  Landwirtschaftliche  Skizzen  ans  Ungarn,  Berlin  1898.  S.  45  und  176. 

*)  Vgl.  Dr.  J.  Deutsch,  „Zur  Geschichte  der  Arbeiterbewegung  in  Ungarn“  in 
der  „Zeit“  vom  6.  November  1897. 

Nach  Matlekovits,  „Pas  Königreich  Ungarn“,  Leipzig  1900,  II.  Bd.,  S.  345, 
waren  allerdings  : uch  früher  schon  communistische  und  socialUtische  Ideen  nach  Ungarn 
„durchgesickert“  und  befand  sieb  bereits  unter  den  politischen  Parteien  des  Jahres  1848 
eine  — jedoch  lediglich  aus  einigen  jugendlicheu  Schwärmern  bestehende  — comnmni- 
stische  Partei.  Allein  auch  nach  Matlekovits  nahm  die  Verbreitung  der  socialen  Ideen 
erst  nach  dem  Jahre  1867  einen  betiächtlichen  Umfang  an.  Im  folgenden  wird,  beiläuflg 
bemerkt,  die  hocbofßciOse  Darstellung,  welche  Matlekovits  von  dem  „Sociolismus  in 
Ungarn“  gibt,  nicht  berücksichtigt  werden. 
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.Pest-Ofener  Arbeiterverein“,  letztere  den  allgemeinen  Arbeiterverein  gegründet, 
ohne  es  jedoch  za  grösseren  Erfolgen  bringen  za  können.  Oberwinde r,  einer 
der  Führer  der  österreichischen  Lassalleaner,  gestand  dies  selbst  zu,  indem  er^) 
bemerkte:  In  Ungarn  waren  es  fast  ausschliesslich  deutsche  Arbeiter,  die  in  den 
wenigen  industriellen  Orten  für  die  Principien  der  österreichischen  Arbeiterpartei 
eintraten.  Ein  Land,  das  unter  der  Firnis  eines  niudenien  Staates  noch  in 
den  verrottetsieD  socialen  ZustAnden  des  Mittelalters  lebt  und  welches  bis  jetzt  die 
Kosten  seiner  Grosstnachtsillusionen  von  den  guten  Oesterreichem  bestreiten  Hess, 
bot  nicht  die  Bedingungen,  auf  Grund  deren  sich  die  moderne  Arbeiterbewegung 
entwickelt“  Immerhin  fand  im  Marz  1869  in  Pressburg  die  erste  von  Arbeitern 
einberufene  Volksversammlung  statt  und  in  den  verschiedenen  Städten  des  Landes 
wurden  als  integrierender  Bestandtheil  des  Arbeiterbildungsvereines  Arbeiterkranken- 
cassen,  die  allerdings  später  zu  einem  Hemmschuh  für  die  Bewegung  werden 
sollten,  gegründet.^  Das  Programm  der  durch  diese  Krankencassen  organisierten 
Partei  war  im  allgemeinen  das  der  österreiebisebon  Lassalleaner:  allgemeines 
directes  Wahlrecht,  Coalitionsrecht,  Trennung  der  Kirche  vom  Staate,  volksthüm- 
licbe  Gestaltung  des  Heerwesens,  Beseitigung  der  Beschränkungen  der  Press- 
freiheit und  des  Vereins-  und  Versammlungsrechtes,  Förderung  der  freien  indivi- 
duellen Association  der  Arbeiter  durch  den  Staat  u.  s.  w.  Allein  schon  damals 
glaubt«  die  Regierung  mit  Gewaltmaassregeln  gegen  die  Bewegung  auftreten  zu 
müssen.  Kennzeichnend  ist  z.  B.,  dass  der  Minister  des  Innern  Bela  von  W e ii  k- 
heim  einer  Arbeiterdeputation,  die  im  Interesse  der  Gründung  einer  Krankencassa 
zu  ihm  gekommen  war,  antwortete:*)  »Seid  ihr  Arbeiter?  Arbeitet  ihr  fleissig? 
Weiter  braucht  ihr  euch  um  nichts  zu  kümmern.  Ihr  braucht  keine  Vereine  und 
wenn  ihr  Politik  treibt,  werde  ich  Mittel  dagegen  finden.“  Im  Jahre  1872  erlebte 
denn  auch  Pest  »einen  Abklatsch  des  Wiener  Hochverrathsprocesses“,  „wahr- 
scheinlich um  damit  Europa  den  Beweis  zu  liefern,  dass  Ungarn  sich  schon  zu 
einem  modernen  Staate  entwickelt  habe,  nachdem  andere  Beweise  dafür  nicht 
aufzubringen  waren“.**  Es  wurden  damals  26  Socialisten  acht  Monate  in  Unter- 
suchungshaft gehalten,  einer  der  Parteiführer  (Pollitzer)  wegen  Majestats- 
beleidigung  zu  sechs  Monaten  schwerem  Kerker  verurtheilt  und  so  die  Partei 
gesprengt.  Erst  im  Jahre  1875,  als  der  Marxist  Leo  Frankl,  der  Commnni- 
caüonsminister  der  Pariser  Commune,  nach  Pest  kam,  schöpfte  die  bisher  nach 
Lasgalle*schen  Ideen  geleitete  Bewegung  wieder  neue  Kräfte.  Es  wurden  Vereine 
und  Gewerkschaften  in  den  grösseren  Städten  gegründet  und  auf  dem  Landes- 
congresse  im  Jahre  1880  ein  neues  auf  Grundlage  des  Gothaer  Programms  aus- 
gearbeitete.s  Programm  aufge.stellt,  in  das  neben  die  politischen  Postulate  auch 
eine  auf  Schaffung  von  Collectiveigenthum  an  beweglichem  und  unbeweglichem 

*)  Vgl.:  Die  Arbeiterbewegung  in  Oesterreich.  Eine  authentische  geecbicbtUche 
Darstellung  von  H.  Oberwinder.  Wien  1875,  S. 

^ So  gründete  der  durch  seine  socialistischen  Gedichte  bekannte  Dr.  Krasser, 
welcher  überhaupt  die  Arbeiterbewegung  io  Kronstadt,  Broos  und  Herniannstadt  organi- 
sierte. schon  1869  in  der  letztgenannten  Stadt  eine  Filiale  der  allgcineinon  Arbeiter- 
krankencasia. 

*)  Vgl.  die  .Zeit“  vom  25.  September  1897. 

Oberwinder  a.  a.  0.  S.  59. 
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Vermögen  gerichtete  Forderung  aufgenommen  wurde.  Allein  infolge  der  im 
Interesse  des  Cassenwescns  eingegangenen  Compromlsse  mit  radicaI*nationalen 
bürgerlichen  Parteien  versimindte  die  Partei  nach  und  nach  immer  mehr,  es 
bildete  sich  in  den  eigenen  Keihen  derselben  eine  Opposition  und  als  1884 
Frankl  wegen  eines  Pressvergehens  zu  1*/Jähriger  Gefängnisstrafe  verurtheilt 
worden  war  und  nach  der  Abbüssong  derselben  Ungarn  verliess,  um  nach  Paris 
zuruckzukehren,  gieng  sie  fast  ganz  ein.M  Krst  als  im  Jahre  1889  die  Partei- 
leitung vor  der  radicalen  Opposition  capitnlieren  musste,^)  machte  sich  ein  neuer 
Aufschwung  in  der  Bewegung  bemerkbar  und  kam  es  am  1.  Mai  1800  sogar 
zu  einer  sehr  gelungenen  Denionstratitm  der  Fester  Arbeiter,  an  der  30.000  Per- 
sonen theilnahmen.  Iin  December  desselben  Jahres  wurde  dann  auf  dem  von 
121  Delegierten  '87  aus  der  Hauptstadt  und  34  aus  23  anderen  Orten)  beschickten 
Landescongresse*-  endgiltig  das  marxistische  Hainfelder  Programm  der  öster- 
reichischen Socialdemokraten  auch  für  Ungarn  acceptiert  und  eine  entsprechende 
Priiicipienerklärung  der  „Ungailändischen  socialdemokratischen  Partei"  beschlossen,^) 

Leo  Frankl  soll  JatnaU  die  bezeichaemle  Aeusscrung  gttlian  haben:  «Lieber 
in  Paris  in  einer  Gosse  venecken,  als  in  Ungarn  niitthuD.“  Und  in  der  That  war  selbst 
nach  dem  Berichte  der  ungarischen  socialdemokratUchen  Partei  an  den  Pariser  Congress 
im  Jahre  PJOO  die  Geschichte  der  Anfänge  der  ungarischen  Arbeiterbewegung  bis  zum 
Ende  der  80er  Jahre  der  Schauplatz  der  Disciplinlusigkeit,  des  Strohfeuers  und  des 
schnellen  Erschlaffens.  hervorgerufen  durch  die  materielle  Unfähigkeit  und  die  daraus 
entspringende  geistige  Unmündigkeit. 

Diese  Darstellung  beruht  auf  Mittbeiluugen  aus  den  Kreisen  der  ungarischen 
socialdemokratischen  Partei. 

*)  Vgl.  den  Arbeiterkalender  vom  Jahre  1892. 

*)  Die  socialdemokratische  Partei  in  Ungarn  erstrebt  darnach  für  das  gesammte  Volk, 
ohne  Unterschied  der  Nation,  der  Rasse  und  des  Geschlechtes,  die  Befreiung  aus  den  Fesseln 
der  ökonomischen  Abhängigkeit,  die  Beseitigung  der  politischen  Recbtloaigkeit  und  die 
Erhebung  aus  geistiger  Verkümmerung.  Die  Ursache  der  heutigen  Zustände,  unter  deren 
Druck  die  Arbeiterclasse  schmaclstet,  ist  nicht  in  einzelnen  staatlichen  Einrichtungen 
zu  suchen,  sondern  in  dem  Wesen  des  ganzen  Gesellschaftszustandes.  dessen  ebarakteri- 
Htisches  Merkmal  es  ist.  dass  der  Arbeiter  von  den  Arbeitsmitteln  getrennt  i»t  und  dass 
die  .Arbeitsmittel  in  den  Händen  einzelner  Besitzer  monopolisiert  sind.  Diese  Thutaache 
begründet  einerseits  für  die  Arbeiterclasse.  welche  nichts  besitzt  als  ihre  Arbeitskraft, 
die  ökonomische  Abhängigkeit  von  den  Besitzern  der  Arbeitsmittel,  anderseits  aber  die 
politische  und  ökonomische  Herrschaft  der  Capitalistenclasse,  wie  sic  im  heutigen  Staat« 
zum  Ausdruck  gelangt.  Der  Einzelbesitz  an  Productionsmitteln  hat  zur  unabweislichen 
Folge  steigende  Ma«senarmut  und  wachsende  Verelendung  immer  breiterer  Volks* 
scliichten.  Aus  diesen  Gründen  erstrebt  die  socialdeinokratische  Partei  Ungarns  die  Ueber- 
IQhning  der  heutigen,  mit  dem  Lohnsjstem  verknöpften  Productionsweise  in  die  genossen- 
schaftliche Arbeit,  welche  jedem  Arbeiter  den  vollen  Ertrag  sichert.  Die  technische 
Entwickelung,  das  riesige  Anwachsen  der  Productivkräfte  machen  die  heutige  Form 
des  BesiUes  nicht  nur  überüüssig,  sondern  schalfen  gleichzeitig  die  nothwendigeu  gei- 
stigen und  niateriellen  Vorbedingungen  für  die  Form  des  gemeinsamen  Besitzes.  Das 
Streben  der  SocUldemokratie,  die  Arbeitsmittel  in  den  gemeinschaftlichen  Besitz  der 
Gesamiutheit  zu  überfübren,  ist  daher  nicht  nur  gleichbedeutend  mit  der  ökonomischen 
Befreinng  der  Arbeiterclasse.  sondern  Ist  eine  geschichtlich  iiothwendige  Kntwicketung. 
Der  Träger  dieser  Entwickelung  kann  nur  die  Arbeiterschaft,  das  chssenbewosste  und 
als  Partei  organisierte  Proletariat  sein.  Das  eigentliche  Programm  der  socialdemokratischen 
Partei  Ungarns  ist  es  daher,  das  Proletariat  zu  organisieren,  es  mit  dein  Bewusstsein 
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Streitigkeiten  innerhalb  der  Partei  verhinderten  jedoch  grossere  Erfolge. 
Den  B Alten“  unter  der  Föhmng  von  Franz  Keisch,  Kürschner,  Stückle n 
und  Prockl  stellten  sich  die  .»Jungen“  unter  der  Führung  En  ge  Im  an  ns, 
Gions  und  Kittels,  welche  auch  eigene  Blätter  („Munkäs“  und  „Arbeiter“) 
hcrausgabcn,  entgegen,  so  dass  die  Organisation  der  Partei  erst  im  Jahre  1894 
beendet  werden  konnte.*,! 

seiner  Lage  und  seiner  Aufgaben  tu  erfüllen,  es  geistig  und  physisch  kampffähig  zu 
machen  und  zu  erhalten,  damit  es  seine  weltgeschichtliche  Aufgabe  lösen  könne.  Die 
Durchführung  dieses  Programms  wird  mit  allen  zweckdienlichen  und  dem  natürlichen 
Recbtsbewasstsein  des  Volkes  entsprechenden  Mitteln  angestreht.  lin  allgemeinen  werden 
folgende  Grundsätze  aufgestellt:  1.  Die  socialdemokratische  Partei  in  Ungarn  ist  eine 
internationale  Partei,  sie  verurtheilt  die  Vorrechte  der  Nationen  ebenso,  wie  die  der 
Geburt  nnd  des  Besitzes  und  erklärt,  dass  der  Kampf  gegen  die  Ausbentung  internalional 
sein  muss,  wie  4i^  Ausbeutung  selbst.  2.  Zur  Verbreitung  der  socialistischeu  Ideen  wird 
sie  alle  Mittel  der  OefTentlichkeit,  Presse,  Versammlungen  u.  s.  w.  voll  ausnützen  und 
für  die  Beseitigung  aller  Fesseln  der  freien  Meinniigsäusscning  (Pressgesetz,  Beein- 
trächtigung des  freien  VTereins-  und  V'ersammlangirechtes  durch  V^erordnungeu  etc.)  ein- 
treten.  3.  Als  eines  der  wichtigsten  Mittel  der  Agitation  und  Organisation  wird  sie  das 
allgemeine  und  geheime  Wahlrecht  für  alle  Vertretnngskflrper  erstreben,  ohne  sich  jedoch 
über  den  Wert  des  Parlamentarismus  irgendwie  zn  täuschen.  4.  Um  innerhalb  des 
Kähmens  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  das  Sinken  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter- 
classe  und  deren  wachsende  V^ereleiidung  einigermaassen  zu  hemmen,  wird  eine  lückenlose 
und  ehrliche  Arbeiterschutzgesetzgebung  (Beschränkung  der  Arbeitszeit,  Aufliebung  der 
Kinderarbeit  etc.),  deren  Durchführung  unter  Mitcontrole  der  Arbeiterschaft,  sowie  un- 
gehinderte Gründung  von  Faebvereinen,  d.  li.  volle  Coalitionsfreiheit  angestreht.  5.  Im 
Interesse  der  Zukunft  der  Arbeiterclasse  ist  der  obligatorische,  unentgeltliche  und  con- 
fessionslose  L'nterricbt  in  den  V’olks-  und  Fortbildungsschulen,  sowie  unentgeltliche 
/ogänglichkeit  sämmtlicfaer  höheren  Lehranstalten  unbedingt  erforderlich.  6.  An  Stelle 
des  stehenden  Heeres,  dessen  stets  wachsende  Last  das  V'olk  seinen  Culturaufgaben 
entfremdet,  ist  die  allgemeine  Volksbewaffnung  anzustreben.  7.  Die  socialdemokratische 
.Arbeiterpartei  wird  gegenüber  allen  wichtigen  Fragen  Stellung  nehmen,  das  Classen- 
interease  des  Proletariats  vertreten  und  aller  Verdnnkelung  und  Verhöllung  der  Arbeiter 
zu  Gunsten  von  herrschenden  chauvinistischen  Parteien  energisch  entgegenwirken. 

D Darnach  gehört  zur  socialdemokratischeo  Partei  derjenige,  der  das  Partei- 
{•rogramro  anerkennt,  die  Partei  materiell,  moralisch  oder  geistig  unterstützt,  seiner 
respectiven  FachoT^anisation  oder  im  Falle  eine  solche  nicht  vorhanden  wäre,  einer 
Parteiorganisation  angehört.  Mitglieder  der  socialdemokratischen  Partei  können  weder 
in  den  V^erband  noch  in  die  Dienste  einer  anderen  Partei  treten. 

I.  V'ertrauensmänner.  Localorganisatiouen.  Die  Genossen  sind  verpflichtet,  am 
Orte  Parteiorganisationen  zu  errichten,  welche  die  Agitation  am  Orte  selbst,  wie  in  der 
Umgegend  besorgen.  Die  Localorganisationen  bleiben  mit  der  Parteileitung  in  steter 
Fühlung  und  haben  an  dieselbe  regelmässige  Berichte  über  ihr  Wirken  einzusenden.  Die 
Localorganisation  einer  grösseren  Stadt  ist  berechtigt,  sich  mit  den  Organisationen  der 
umliegenden  Orte  behufs  EnnögHcliung  einer  intensiveren  Agitation  in  Verbindung  zu  setzen. 

II.  Parteicongress.  In  der  Kegel  wird  der  Parteicongress  jährlich  abgehaiten. 
Ausserordentliche  Parteicougresse  können  nur  mit  Zustimmung  der  Mehrheit  der  I‘ester 
Parteiorganisationen  einberufen  werden.  Die  Delegierten  zum  Congress  werden  von  den 
Genossen  der  betreffenden  Bezirke.  Städte  und  Ortschaften  gewählt.  Die  Kedactionen 
der  Parteiblätter  können  ebenfalls  je  einen  Delegierten  entsenden,  doch  haben  dieselben 
kein  Stimmrecht.  Der  Parteicongress  bestimmt  den  Ort,  an  welchem  der  nächste  Congress 
abgehaiten  werden  soll.  Wenn  dies  unmöglich  ist,  wird  die  Parteileitung  damit  betraut, 
den  Ort  zu  bestimmen.  Die  Einberufung  des  Parteicongresses  ist  wenigstens  zwei  Monate 
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Die  neuorganisierte  Partei  hatte  nun  — namentlich  als  vor  der  Millenioms- 
ausstellung  und  noch  kurze  Zeit  nach  derselben  sich  im  wirtschaftlichen 
Leben  Ungarns  ein  sichtlicher  Aufschwung  bemerkbar  machte  — zunächst 
nicht  unbedeutende  Fortschritte  aufzuweisen.  Wenn  Gaal  im  Jahre  1896  die 
Zahl  ihrer  Anhänger  in  der  Hauptstadt  auf  25.000  und  in  der  Provinz  auf 
60.000  schützte,  so  dürfte  die  für  die  damalige  Zeit  vielleicht  zu  hohe  Schätzung 
bald  darauf  viel  zu  niedrig  gewesen  sein.  Waren  doch  schon  am  1897er  Con- 
gresse  48  Budapester  Organisationen  mit  84  und  103  Provinzstädte  und  Ge- 
meinden mit  174  Delegierten  vertreten,  ganz  abgesehen  davon,  dass  durch  die 
Maassregelungen  von  Seiten  der  Behörden  der  Partei  auch  später  noch  in  ver- 
schiedener Hinsicht  Vortheile  erwuchsen.  Denn  einerseits  wurde  sie  durch  die  Unter- 
drückung der  unter  Varkonyis  Führung  stehenden  Partei  der  „Unabhängigen** 
von  einem  immerhin  nicht  ungefährlichen  Gegner  befreit  und  dann  trug  die  damals 
im  grossen  Stile  betriebene  Ausweisung  der  regsten  Parteianhäuger  aus  der  Hauptstadt 
in  die  Provinz  die  Agitation  in  Gegenden,  in  denen  es  vorher  nie  einen  Socialdemokraten 
gegeben  hatte  und  in  denen  die  Ausgewiesenen  nun  der  Partei  viele  Anhänger  warben. 

Gleichzeitig  besserte  sich  auch  die  hnanziellc  Lage  der  Partei,  da  das  Geld 
für  Parteizwecke,  nach  dem  Inkrafttreten  dos  ministeriellen  Sammlungsverbotes 
durch  üfherzahlnng  der  Partoiblätter  beschafft  wurde  und  einerseits  die  Auflagen 
dieser  Blätter  stark  Zunahmen,  anderseits  die  Sammlungen  trotzdem  keineswegs 
ganz  aufhörten.  So  stiegen  die  Einnahmen,  welche  vom  16.  Mai  1897  bis 
15.  Februar  1898,  also  bis  zur  Erlassung  dos  Sammlungsverbotes  nur  27.100  K 
72  h betragen  hatten,  in  der  Zeit  vom  16.  Februar  1898  bis  31.  December  1898 
auf  46,643  K 42  h.  Die  Einnahme  für  das  Parteiblatt  allein  stieg  von  12.621  K 
auf  30.252  K 88  /»,  also  um  150  Proc.*i 

Allein  dieser  Aufschwung  war  nicht  von  langer  Dauer.  Denn  als  bald  nach 
der  Milleniumsausstellnng  die  industrielle  Thätigkeit  arg  ins  Stocken  gerieth  und 
info1gedes.sen  eine  starke  Arbeitslosigkeit  cintrat.  .schwand  auch  die  Theilnahme 
vieler  Arbeiter  an  der  Bewegung  wieder,  das  Bethätigung.sfeld  wurde  zu  klein  für 
die  grosse  Anzahl  der  „Führer*^  und  die  alten  Zwistigkeiten  zwischen  den  „Kranken- 
casslorn“,  die  als  corrupt  und  unter  dem  Einflüsse  der  Regierung  stehend  be- 
zeichnet wurden.*)  und  der  „Opposition“  brachen  aufs  neue  aus.  Auf  dem  zu 

vor  dem  lestiimnten  Datum  und  mit  Bekanntgabe  einer  provisorischen  Tagesordnung  tm 
Centralorgan  der  Partei  zu  verlautbaren.  Der  Parteicongress  überprüft  die  Mandate  der 
Delegierten. 

III.  Parteileitung.  Der  Parteicongress  wählt  eine  aus  eilf  Personen  bestehende 
Parteileitung. 

IV.  Parteicontrolore.  Die  Parteicontrole  besteht  aus  drei  Personen,  welchen 
jederzeit  das  Recht  zusteht,  in  die  Bücher  und  Schriften  Einblick  zu  nehmen.  Sitz  der 
Parteileitung  und  Controle  ist  Pest. 

•)  Beiläuflg  sei  bemerkt,  dass  nnnmehr  unter  der  Regierung  Szells,  der  die  Worte 
„Gesetz,  Recht  und  Gerechtigkeit“  zu  seiner  Devise  erkoren  hat.  auch  versucht  wurde, 
die  über  die  PränunierationibetrSge  hinaus  eingelaufenen  Geldsendungen  als  ans  Samm- 
lungen herrührend  zu  conHscieren  (vgl.  den  P.  L.  vom  1.  und  17.  Juli  IH99),  ohne  dass 
jedoch  diese  Versuche  von  grösseren  Erfolgen  begleitet  gewesen  wären. 

Z)  V’gl.  — E — in  der  „Fackel“.  Wien,  Anfang  April  1900,  die  Wiener  „Arbeiter- 
zeitung" vom  17.  April  und  1.  Mai  1900  und  die  „Volksstimine“  vom  19.  April  1900. 
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Ostern  1900  in  Pest  abgehaltenen  Parteicongresso.  welcher  von  238  Delegierten 
ans  95  Orten  (darunter  von  92  hauptstädtischen  Delegierten)  beschickt  war,^) 
kam  es  zu  einer  offenen  Spaltung  in  der  Partei,  indem  nach  erregten,  auch  aus 
Handgreiflicbkeiten  bestehenden  Auseinandersetzungen  die  oppositionellen  Dele- 
gierten den  Congress  verliessen  und  zur  Gründung  einer  neuen  Partei  schritten. 
Von  principieileu  Moinnngsversclüedonheiten  zwischen  den  Parteien  konnte 
jedoch  nicht  die  Kede  sein.  Auch  auf  der  ersten  Versammlung  der  „neuorgaui- 
sierten  socialderaokratischen  Partei“,  welche  von  79  Delegierten  aus  23  Orten 
(darunter  43  Delegierten  aus  Pest)  beschickt  gewesen  sein  soll,  wurde  vielmehr 
ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  an  der  Principienerklärung  vom  Jahre  1890 
festgehalten  werden  solle  und  ebenso  sind  die  im  Interesse  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  erhobenen  Forderungen  nach  Aufhebung  des  Dienstboten- 
gesetzes sowie  des  Feldarbeitergesetzes  vom  Jahre  1898,  nach  vollständiger  recht- 
licher Gleichstellung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Dienstboten  mit  den 
gewerblichen  Arbeitern  u.  s.  w.  dem  Programme  der  „officiellen“  Partei  entnommen. 
Xur  erklärte  die  neue  Partei  an  der  ungarischen  Staatsidee  festhalten  und  die 
politische  Fnbrerrolle  der  ungarischen  Nation  anerkennen  zu  wollen  — eine 
Concession  an  den  Chauvinismus,  die  sich  mit  dem  internationalen  Stand- 
punkte der  Socialdemokratie  allerdings  nur  sehr  schwer  in  Kinklang  bringen 
lässt.*} 

Die  Stärke  der  neuen  Partei  lässt  sich  iin  übrigen  auch  nicht  annäherungs- 
weise schützen.  Ihr  Führer  Mozöfi  — hinter  dem  der  aus  der  alten 
Partei  angeblich  wegen  seiner  unbequemen  Anständigkeit  biiiausgeekelto 
Pfeiffer  stehen  soll  — behauptet,  die  Mehrheit  der  socialdemokrati.schen 
Arbeiter  für  .sich  zu  haben  und  Bullen  ausser  den  Mitgliedern  mehrerer  Fester 
Fachvereiiie  auch  der  grösste  Theil  der  Arbeiter  im  Alfold  und  einem  Theile 
Siebenbürgens,  vielleicht  auch  in  einigen  Gegenden  Oberungarns  zu  den  Anhängern 
der  9 neuorganisierten  Partei“  zu  gehören.  Ihr  letzter  Congress  (Ostern  1902) 
soll  sogar  aus  105  Gemeinden  beschickt  gewesen  sein. 

Allein  wie  dem  «auch  sein  mag,  ausser  Frage  steht  jedenfalls  die  That- 
sache,  dass  die  socialdemokratische  Bewegung  unter  der  Spaltung  schwer  leidet. 
Der  für  die  Zeit  vom  16.  März  1899  bis  1.  April  1900  erstattete  Parteibericht 
gibt  zwar  neben  der  gewaltthätigen  und  jesuitischen  Politik  der  Szell'schen 
Regierung,  welche  nicht  um  eine  Jota  besser  ist  als  die  Bänffy'sche,  baupt- 


')  Vgl.  die  parteioftieiöse  pVolksstimme“  vom  19.  .\pril  1900.  Nach  der  von  der 
Opposition  informierten  , Arbeiterzeitung“  waren  48  oppositionelle  Mandate  für  ungiltig 
erklärt  worden,  während  die  Parteileitung  40  falsche  Mandate  au  ihre  Anhänger  veitheilt 
haben  soll. 

*)  Gleichzeitig  forderte  die  Partei  allerdings  auch  die  stricte  Kinhaltung  des  Gesetz- 
irtikels  XLIV  vom  Jahre  1868,  der  die  Gleichberechtigung  aller  in  Ungarn  vertretenen 
Naiionalitäten  in  sprachlicher  und  cuUureller  Hinsicht  garantiert.  Sie  verartheilte  daher 
die  Bestrebungen,  welche  auf  dieEntnationalisiemugder  nicht  magjarischen  Stämme  abzielen, 
ebenso  wie  diejenigen  BemObungen,  welche  die  Losreissung  einzelner  Stämme  vom  Vaterland 
und  den  Anschluss  au  andere  Staatsgebilde  bezwecken.  Warum  daim  aber  gerade  in 
der  deutschen  Saclisenatadt  Schässburg  das  Andenken  des  magyarischen  Dichters  Petöfi 
gefeiert  werden  musste,  ist  eine  andere  Frage. 
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8ächlicb  der  riesigen  Arbeitslosigkeit,  welche  die  Arbeiter  für  materielle  Hille 
nnbranchbar  machte,  die  Schuld  an  dem  Rückgänge  der  Bewegnng,  allein 
die  materielle  Unterstützung  ist  ja  gar  nicht  wesentlich  gesunken,  da  — nach 
dem  Cassaberichte  — die  Parteieimiiihmen  in  dem  erwähnten  Zeiträume  immerhin 
49.1-11  K 63  h und  in  der  Zeit  rom  1.  April  1900  bis  15.  Mai  1901 
48.288  K oO  h betrugen.  Es  müssen  also  doch  wohl  auch  andere  Gründe  dafür 
vorhanden  gewesen  sein,  dass  „während  in  anderen  Ländern  die  wirtschaftliche 
und  politische  Lage  der  Arbeiterschaft  heute  eine  andere  ist  als  vor  50  Jahren, 
der  ungarische  Arbeiter  sich  gleich  blieb,  machtlos  auf  wirtschaftlichem  und 
auf  politischem  Gebiete.“*) 

Welch  schwache  Fortschritte  die  Arbeiterbewegung  in  Ungarn  machte, 
zeigt  im  übrigen  am  deutlichsten  die  geringe  Verbreitung,  welche  die  Partei- 
press o bisher  im  Lande  fand.  Nun  hatten  allerdings  die  einzelnen  Blätter 
von  allem  Anfänge  an  mit  besonderen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen.*)  So  ging 
das  im  Jahre  1868  von  einem  Freunde  der  -Arbeiterschaft  gegründete  raagjarische 
Blatt,  welches  sich  mit  den  Interessen  der  Arbeiter  befasste,  nach  kurzer  Zeit 
ein  und  auch  ein  zweites  im  Jahre  1869  gegründetes  socialdemokratisches  Blatt, 
unter  dessen  Mitarbeitern  sich  auch  der  Xationaldeinokrat  .Michael  Tancsics 
befand,  erlitt  infolge  der  wegen  Pressvergehens  erfolgten  Einkerkerung  des 
Begründers  bald  dasselbe  Schicksal.  -Am  3.  April  1870  wurde  dann  als  .Central- 
organ der  ungarlündischen  Arheiteriiartei“  ven  Külfüldi  das  in  deutscher  und 
magyarischer  Sprache  erscheinende  Blatt  „Allgemeine  Arbeiter-Zeitung“  begründet, 
von  dem  aber  auch  nur  16  Nummern  heransgegaben  wurden,  da  es  schon  am 
17.  Juli  desselben  Jahres  zu  erscheinen  aufhärte.  AVährend  der  kurzen  Zeit  seines 
Bestehens  hatte  dies  trefflich  redigierte  Blatt  seine  Hauptthätigkeit  auf  die  Pflege 
der  Fachvereinsbewegung  verlegt.  1871  wurde  dann  von  Pollitzer  ein 
deutsch-magyarisches  Blatt  radicalster  Tonart  gegründet,  das  jedoch  nach  der 
schon  erwähnten  Verurthielung  des  Herausgebers  wegen  Majestätsbeleidigung  am 
13.  Juli  desselben  Jahres  zum  letztenmale  erschien.  Die  Organisationen  in  der 
Provinz  drangen  jedoch  auf  Herausgabe  von  Parteiblältern  und  so  wurde  ein 
Kedacteur  aus  AVien  berufen,  der  unter  dem  Titel  „ Arbeiter- AVochenchronik“ 
.am  5.  Jänner  1873  die  erste  Nummer  des  Organs  der  ungarlündischen  Arbeiter- 
partei in  deutscher  und  magyarischer  Sprache  herausgab. 

Im  Jahre  1894  wurde  dann  der  A'ersuch  gemacht,  die  magyarische,  seit 
Beginn  der  80er  Jahre  „Nc<]iszava“  genannte  Ausgabe  dieses  Blattes  als  Tagblatt 
herauszugeben,  doch  konnte  diese  A'erfügnng  aus  Mangel  an  Mitteln  nicht 
aufrecht  erhalten  werden,  so  da.ss  die  Zeitung  nach  kurzer  Zeit  wieder  nur 
einmal  wöchentlich  erschien.  Erst  seit  24.  Mai  1898  konnte  die  „Nepszava“ 

*)  Ans  der  äfainummer  1900  der  .A'olksstimroe“.  Dass  steh  hieran  auch  seitdem  nicht 
viel  geändert  hat,  beweist  schon  der  Umstand,  dass  auf  dem  zu  Pfingsten  abgebaltenen 
VUl.  Parteicongresse  int  Jahre  1901  nur  mehr  64  Provinzurte  durch  113  Delegierte  and 
42  hauptstädtische  Organisationen  durch  81  Delegierte  vertreten  waren.  Bei  dem  IX  zu 
Ostern  1902  abgebaltenen  Parteicongresse  waren  allerdinge  angeblich  86  Proviuzorte 
mit  149  Delegierten  und  45  Fester  Organisationen  mit  86  Delegierten  vertreten. 

z)  Argl.  .Die  A'olksstimme“  vom  24.  Deceraber  1897.  -Auch  dürfte  die  grosse  Zahl 
der  Analphabeten  in  Ungarn  eine  grössere  A'erbreitung  der  Parteipresse  gehindert  haben. 
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zweimal  wöchentlich  heransgegcbcn  werde»,  nachdem,  nm  dem  fortwährenden 
Confiscieren  ,wegen  nnbefngten  Politisierens“  za  entgehen,  die  für  politLsche 
Blätter  vorgeschriebeno  Cantion  Ton  .■>250  fl.  znsammcngebracht  worden  war. 
Seit  Juli  1899  erscheint  die  „Ndpszava“  sogar  dreimal  wöchentlich,  während 
die  deutsche  „Volksstimme“  und  die  serbische  „Narodni  Glas“  als  Wochen- 
beilagen dieses  Blattes  herausgegeben  werden.  Ueberdies  erscheint  gegen- 
wärtig in  Fünfkirchen  ein  magTari.sches  und  in  Temesvar  ein  deutsches 
Wochenblatt,  während  in  Kaschau  und  Klausenburg  je  ein  roagjarisches 
Monatsblatt  herausgegeben  wird.  Seit  1.  März  1902  erscheint  auch  in  Pressburg 
wieder  ein  Blatt  in  deutscher  Sprache.  Die  Auflagen  der  Parteiblätter  scheinen 
jedoch  im  allgemeinen,  wenigstens  gegenüber  dem  Jahre  1898,  wesentlich  zurück- 
gegangen zu  sein.*)  Als  Grund  wird  neben  den  Missbräuchen  bei  den  Provinz- 
postämtern, welche  die  abonnierten  Blätter  der  Gendarmerie  statt  den  Adressaten 
ansfolgen,  hauptsächlich  der  Umstand  angeführt,  dass  die  Arbeiterschaft,  gewohnt 
das  ufBcielle  Parteiblatt  — die  „Nepszava“  — einmal  wöchentlich  zu  kaufen 
und  zu  lesen,  sich  noch  nicht  daran  gewöhnt  habe,  dasselbe  bei  jeder  Ausgabe 
zu  beziehen.  Allein  die  Missbräuche  auf  der  Post  sind  keineswegs  neuesten 
Datums  und  die  Arbeiter,  welche  ja  bereits  seit  Mai  1898  das  Blatt  zweimal 
wöchentlich  bezogen,  hätten  sich  wohl  auch  daran  gewöhnt,  es  dreimal  in  der 
Woche  zu  kaufen,  wenn  die  Bewegung  im  allgemeinen  Fortschritte  machen 
würde.  Dies  ist  aber  eben  nicht  der  Fall,  und  deshalb  konnte  sich  auch  das 
in  Pressbnrg  neu  gegründete  Blatt  „Wahrheit“  ebensowenig  halten,  wie  eine 
ganze  Reihe  anderer  noch  im  Jahre  1898  erschienener  Blätter.  Dafür  hat  aber 
das  von  der  „Opposition“  in  Szentes  heransgegehene  Blatt  „Szabad  Szö“  eine 
Auflage  von  ungefähr  2000  Exemplaren. 

Was  endlich  das  Vereinswesen  anlangt,  so  fehlen  diesbezüglich 
nähere  Angaben,  doch  sollen  ausser  den  auf  gewerkschaftlichem  Gebiete  thätigen 
Fachvereinen  — nach  dem  südungarischen  Arbciterkalender  für  das  Jahr  1902 
— in  Pest  7 socialdemokratische  ßildungsvereine  gewirkt  haben,  während  in 
der  Provinz  solche  Vereine  nur  an  21  Orten  bestanden  zu  haben  scheinen. 

Im  grossen  ganzen  wird  man  aber  jedenfalls  nicht  behaupten  können,  dass 
die  Organisation  der  socialdemokralischen  .Arbeiterschaft  eine  imponierende  sei 
und  ist  es  — aus  äusseren,  wie  aus  inneren  Gründen  — auch  kaum  anzn- 
nehmen,  dass  die  Bewegung  in  der  nächsten  Zeit  grössere  Fortschritte  machen 
wird.  Denn  einerseits  muss  der  Mangel  an  politischen  Rechten,  die  Verschiedenheit 
der  Xationen,  die  geringe  Verbreitung  der  Schulbildung  und  die  Armut  der 
Bevölkerung  die  Propaganda  sehr  erschweren  und  anderseits  absorbiert  die 
Agitation  unter  der  Landbevölkerung  viele  Kräfte,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
die  wohl  auch  heute  noch  in  der  Parteileitung  herrschende  Corruption  ein  gedeih- 
liches Wirken  für  die  Sache  überhaupt  kaum  möglich  erscheinen  Hess. 

Dem  schlechten  Rufe  einiger  Mitglieder  der  Parteileitung  dürfte  es  wohl 
auch  zuznschreiben  sein,  dass  in  einigen,  anderwärts  für  socialdemokratische 

0 Ini  Jahre  lts98  soll  die  „Näpszara“  in  13.000  Exemplaren  erschienen  sein, 
während  gegenwärtig  kaum  viel  mehr  als  3000  Exemplare  gedruckt  werden  dürften. 


280 


Ideen  leichter  zngünglichen  Ständen  — wie  unter  den  Handlnngsgehilfen,  den 
Lehrern  und  den  Studenten  — die  Bewegung  keine  rechten  Fortschritte  auf- 
zuweisen hat.  ■)  Der  Anfang  ist  allerdings  auch  hier  gemacht  worden. 

So  haben  in  der  Hauptstadt  schon  Tor  einigen  Jahren  ungefähr  400 
Handlungsgehilfen  eine  Versaimnlung  abgehaltcn,  in  der  sie  das  allgemeine, 
gleiche  und  directe  Wahlrecht  forderten,  und  ist  vor  kurzem  in  Pest  sogar  ein 
Fachrerein  der  Handelsangestellten  gegründet  worden,  der  über  100  Mitglieder  zählt. 
Ein  socialistischer  Lebrerbund  wieder  hatte  nach  einer  Meldung  der  ..Socialen 
Praxis**)  für  Weihnachten  1897  eine  Landesconfcrenz  der  Lehrer  nach  Budapest 
einberufen,  bei  welcher  Gelegenheit  dem  L'nterrichtsministerium  ein  Memorandum 
überreicht  werden  sollt«,  in  dem  folgende  Forderungen  gestellt  wurden:  unentgelt- 
licher, obligatorischer  Volksschulunterricht,  gänzliche  Erhaltung  der  armen  Schüler  und 
weitere  Ausbildung  der  tüchtigsten  unter  ihnen  aus  öffentlichen  Mitteln,  Verlängerung 
der  Schulpflicht  bis  zum  vollendeten  14.  Jahre,  Au.sschluss  des  Religionsunterrichte.s 
aus  der  Schule,  Reform  der  Lehrerbildung  und  Verbesserung  der  Lage  aller  Lehrer 
durch  Gehaltserhöhung  und  früheren  Beginn  der  Pensionsberechtigung. 

Die  Zahl  der  sodalistischen  Studenten  endlich  soll  von  18  im  Jahre  1H96 
auf  150  gestiegen  sein,  in  welcher  Zahl  aber  auch  die  socialdcmokratischeu 
Handelsakademiker  inbegriffen  waren.  Jedenfalls  haben  sie  es  noch  nicht  zur 
Gründung  eines  Vereines  gebracht,  dessen  Statuten  allerdings  wohl  auch  nie  von 
den  Behörden  würden  genehmigt  werden  — sondern  sie  kommen  bloss  wöchentlich 
in  einem  Cafehanse  zusammen,  in  dem  nationalökonomische  Vorträge  stattfinden.  Von 
der  Gründung  eines  eigenen  Blattes,  von  der  eine  Zeit  lang  die  Rede  war,  scheint 
es  wieder  still  geworden  zu  sein.  Immerhin  hatte  die  Bewegung  in  akademischen 
Kreisen  grosse  Bestürzung  erregt,  da  der  Einfluss  der  Studentenschaft  auf  die 
Politik  in  Ungarn  noch  nicht  ganz  geschwunden  ist  und  man  gewöhnt  war  in 
der  Studentenschaft  die  Träger  in  chauvinistischer  Begeisterung  zu  finden.  So 
wurde  denn  sofort  eine  gross  angelegte  Acüon  zu  Gunsten  der  nothleidenden 
Studenten  eingeleitet.  Der  Rector  Hess  sie  zu  sich  berufen  und  versprach, 
ihnen  Nebenerwerb  zu  verschaffen.  30  Studenten  wurden  denn  auch  gleich  als 
Theaterstatisten  untergebracht.  Dann  wurde  eine  Sammlung  eingeleitet,  an  deren 
Spitze  sich  der  Kaiser  mit  500  fl.  stellte  und  für  welche  überall  hin  Sammelbogen 
ansgeschickt  wurden,  denen  vom  Ilandelsminister  Portofreiheit  bewilligt  wurde. 
Aus  den  eingelanfenen  Geldern  soll  für  die  Studenten  billige  Wohnung  und 
Verköstigung  verschafft  werden  und  wurden  auch  518  halbe  und  ganze  Freiplätze 
an  der  Universität  geschaffen.  Allein  alle  diese  Anstrengungen,  die  man  machte, 
um  die  Jugend  vor  dem  Socialismus  zu  retten,  dürften  wohl  überflüssig  gewesen 
sein,  da  auch  ohne  dieselben  die  Mehrzahl  der  Studenten  gewiss  dem  Chauvinismus 
treu  geblieben  wäre. 

Unter  der  Arbeiterschaft  aber  scheinen  die  chauvinistischen  Schlagworte 
umsoweniger  Anhänger  gefunden  zu  haben.  Wenigstens  hat  die  „natioual- 

Dass  keine  besonderen  Frauenorganisationen  geschaffen  wurden,  ist  kaum  ein 
Nachtbeil. 

*}  Vgl.  „Sociale  Praiie.“  Ccntralhlatt  für  Socialpolitik  vom  2S.  October  IS97. 
VII.  Jabrg.  S-  t?4. 
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demokratische“  Arbeiterpartei  bisher  keine  wesenCichen  Fortschritte  zu  erzielen 
rermocht,  obwohl  sich  schon  vor  langer  Zeit  — gleich  beim  Beginne  der 
Arbeiterhewegniig  in  Ungarn  — unter  den  Arbeitern  eine  Strömnng  bemerkbar 
gemacht  hatte,  welche  auf  magyarisch-nationalem  Boden  verblieb  und  die 
ungarische  Staatsidee  anerkannte.  Allein  damals  war  die  Kegiernng  unverständig 
genug  gewesen,  auch  dieser  Bewegung  entgegenzutreten  und  hatte  im  Jahre 
1869  den  Führer  derselben  .Michael  Tancsics  in  den  Kerker  geworfen  und 
so  dessen  Partei  der  radicaleren,  internationalen  Richtung  zngetrieben.  Zwar 
tauchte  auch  noch  später  der  Versuch  einer  Cooperation  der  Arbeiter  mit  radicat- 
nationalen bürgerlichen  F.lementen  auf,  doch  wurde  derselbe  bald  .aufgegeben. 
F,rst  im  Jahre  1891  constituierte  sich  auf  Veranlassung  des  Ministers  Szapäry 
mit  Unterstützung  der  Regierung  wieder  eine  „national-demokratische  Arbeiter- 
partei“, die  vom  Juli  desselben  Jahres  ab  unter  dem  Titel  -A  mi  zAszlönk“  (Unsere 
Fahne)  .auch  ein  IVochenblatt  herausgab.  Bereits  im  Jahre  1892  gründete  diese  Partei 
eine  Invaliden-  und  Pensionscassa,  die  es  auf  2000  Mitglieder  gebracht 
haben  soll.  Später  wurden  ein  Club  und  neuestens  auch  ein  Arbeiterbildungs- 
institut,  sowie  eine  Zeitung  („Szabad  Sajtü“)  gegründet.  Nach  ihrem  Programme 
will  die  Partei  die  Besserung  der  materiellen  und  geistigen!?)  Lage  der  Arbeiter 
auf  gesetzlichem  Wege,  in  patriotischer  Richtung,  in  nationalem  Geiste  allmählich 
erkämpfen;  sie  perhorresciert  jeden  Gewaltact  und  will  nur  auf  friedlichem  AVege 
die  t'lassengegensätze  möglichst  ausgleichen.  Sie  verlangt  das  Wahlrecht  für 
jeden  A'olljährigen.  der  seine  auf  ein  Minimum  redneierte  Steuer  gezahlt  hat, 
unentgeltlichen  Unterricht,  .Vrbeiterkammern,  Kranken-  und  Invaliditätscassen 
und  Arbeiterschutz,  Sonntagsruhe,  Revision  des  Gewerbegesetzes,  Steuerreform, 
besondere  Gesetze  für  die  Berg-  und  landwirtschaftlichen  Arbeiter  bei  staatlichen 
Betrieben  und  „je  baldigere  Befreiung  von  den  sich  aufdrängenden  professionellen 
Arbeiterführern“.  Auch  steht  sic  dem  .Achtstundentag  und  der  Maifeier  feindlich 
gegenüber,  ln  Bezug  auf  die  letzterwähnten  Punkte  ihres  Programmes  wurde  sie 
begreiflicherweise  von  den  Behörden  und  den  herrschenden  Classen  unterstützt 
und  so  hatte  denn  auch  die  Regierung  800  Exemplare  des  Parteiblatte.s  abonniert, 
welche  sie  dann  vertheilen  lies.  Ebenso  zählten  die  Staatsbabnen  und  viele 
Fabrikanten  zu  den  Abonnenten  des  ParteiblatU>s.  Eine  Zukunft  hat  aber  die 
Partei  trotzdem  umsoweniger,  als  gerade  die  intelligentesten  und  bestgestellten 
Arbeiter  eingewanderte  Deutsche  und  Tschechen  sind,  die  erklärlicher  Weise 
dem  magyarisch-nationalen  Programme  nicht  mit  grosser  Begeisterung  entgegen- 
kommen,  ganz  abgesehen  davon,  dass  auch  die  anderen  Arbeiter  kaum  damit 
einverstanden  sein  dürften,  djuss  die  Partei  im  Strikefallo  sich  gewöhnlich  der 
Unternehmer  annimmt.  .Auf  dem  letzten  im  Sommer  1899  nach  5 Jahren  zum 
erstenmale  wieder  abgehaltenen  Parteicongresse  wurde  denn  auch  eingestanden, 
dass  sich  die  Zahl  der  Parteimitglieder  kaum  vermehrt  hat  und  in  den  letzten 
.5  .fahren  (1894 — 99)  betrugen  die  Einnahmen  536  11.  und  die  .Ausgaben 
583'/i  fl-,  so  dass  das  Quimiuenninm  mit  einem  Manco  von  47‘/j  fl.  schloss. 
Gegenwärtig  kommt  dio  Partei  überhaupt  kaum  mehr  in  Betracht.*) 

’)  Drage  berichtet  flbrigeas  (a.  a.  0.  8.  165)  gleichfalla.  die  Partei  sei 
„unimportant  in  the  nuinber  of  its  members“. 

ZdHuebrifI  fflr  Vo)1t«wiTUcbBft.  8«ci«)politik  und  Verwaltaof.  XI.  Hand. 
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Nicht  viel  be&ser  ergeht  es  der  von  der  V<dkspartei  gegründeten  „ungar* 
hlndischen  katholischen  Arbeiterpartei*^.  Diese  ^Partei^  hat  zvar  schon  einen 
Führer  — namens  G ruber  — ein  Parteiblatt  namens  „Kereszteny  Munkäs* 
tder  christliche  Arbeiter)  und  auch  ein  Programm,  in  dem  das  allgemeine 
Wahlrecht  (mit  Ausschluss  der  Analphabeten),  freies  Versainmlungsrecht,  Äh- 
Schaffung  der  Caution  für  politische  Tagesblätter,  unentzoltlicher  Vulksschul- 
unterricht,  Volksen/iohung  im  religiösen  Geiste,  vollstöndige  Sonntagsruhe,  Bildung 
von  katholischen  Consumvereinen  und  Beform  der  Gewerbe-  und  Arbeiterscbutz- 
gesetze  gefordert  wird;  allein  seit  der  constituiereiiden  Versammlung,  der  ca.  100 
Arbeiter  beigewohnt  haben  sollen,  hat  man  nicht  mehr  viel  von  ihrer  Thätigkeit 
gehurt.  Erst  ln  neuester  Zeit,  in  welcher  überhaupt  der  Clericalismus  in  Ungarn  immer 
mehr  an  Einfluss  zu  gewinnen  scheint,  beginnt  sich  auch  diese  „Arbeiterpartei“  wieder 
zu  regen  und  ist  sogar  an  die  Gründung  eines  „katholischen  Pressvereines  für  Ungarn** 
gegangen.  Grössere  Erfolge  dürften  ihr  aber  trotzdem  kaum  beschieden  sein. 

Das  gleiche  gilt  von  der  Partei  des  „ Agrarsocialisten“  V ärkonyi,  *)  die  unter 
den  Industriearbeitern  allerdings  nie  viel  Anhänger  gehabt  batte.  Jetzt  aber  ganz  ver> 
sprengt  zn  sein  scheint.  Wenigstens  war  der  letzte  Parteitag,  wenn  die  Angaben  der 
„Vidksstimme**  richtig  sind,  nur  mehr  von  1 2 Delegierten  aus  6 Gemeinden  beschickt. 

Bei  der  geringen  Bedeutung  all  dieser  Arbeiterparteien  ist  es  wohl  nur 
natürlich.  das.s  die  ungarische  Arbeiterschaft  in  politischer  Hinsicht  keine 
nennenswerten  Erfolge  errungen  hat  und  — wie  Delabarre*j  meint  — 
„L’ouvrier  industriel  ne  jouit  pas  des  droits  politiques  en  Hongrie.“  Was 
z.  B.  das  Wahlrecht  anlangt,  so  haben  dies  nach  dem  nur  in  wenigen  Punkten 
ahgeänderten  G.-A.  XXXIII  vom  Jahre  1874  zunächst  alle  jene,  welche  auf 
Grund  der  früheren  Berechtigung  in  eine  der  vom  Jahre  1848  bis  einschliesslich 
1872  angelegten  Listen  der  Reichstagswähler  eingetragen  erscheinen.  Das  sind 
zunächst  alle  Adeligen  — und  deren  gibt  es  in  Ungarn,  wo  in  früheren  Zeiten 
ganze  Dörfer  in  den  Adelsstand  erhoben  wurden,  in  genügender  Anzahl  — ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Steuerleistnng;  ausserdem  haben  das  Wahlrecht  — mit  .\usnahme 
der  Frauen  — alle  Bürger,  welche  das  20.  Lebensjahr  vollendet  haben,  wenn  sie: 

I.  in  königlichen  Freistädten  sowie  in  Städten  mit  geregeltem  Magistrate 

rt)  ein  Hans  besitzen,  welches  mindestens  3 der  Haussteuer  unterliegende 

Wohnbestandtheile  enthält  oder 

h)  einen  Grund  besitzen,  von  welchem  die  Gnindsteuer  nach  einem  Rein- 
erträge von  10  (1.  ausgeworfen  ist; 

II.  in  den  Grossgemeindeii  oder  kleinen  Gemeinden  Ungarns  im  engsten 
Sinne  (ohne  Siebenbürgen  jene,  die  ein  Viertel  Urbarialsession’  oder  einen 
anderen  Grund  von  gleirhem  Umfange  besitzen: V 

*)  Vgl.  über  diese  Partei  meinen  Aufsatz  über  „Die  Lage  der  ungarischen  Land- 
arbeiter“ ini  Brauii'scheii  Archive  für  soc.  Ges.  und  Stat.  Jg.  1902,  S.  3öi?  ff. 

*)  A.  a.  0.  S.  «8. 

D.  i.  z.  R.  im  Szörenycr  Coiuitat  IO  Joch  cultivierter  Boden  zu  IbOO  Quadrat- 
klafter,  im  Krassiiaer  Coinitat  8 Joch  zu  120«^  Quadratklafter.  De.  Wert  einer  Urbarial- 
session  schwankt  zwisdien  30  kr  und  30  H. 

‘)  Die  für  Siebenbürgen  in  Gross-  und  KIcingemeinden  geltenden,  das  Wahlrecht  ein- 
schränkenden Bestimmungen  sollen  hier  der  Kinfachlicit  halber  nicht  wiedergegeben  werden. 
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UI.  fiberlianpt  eine  Staatsstcner  nach  einem  jährlichen  Beinertrage  von 
105  h.  entrichten  oder  in  Groesgemelnden  oder  kleinen  Gemeinden  wenigatena 
für  einen  Gehilfen  Kinkommenstener  zahlen.  Nur  die  in  die  II.  Kinkommenstener- 
classe  Gehörenden  müssen  nach  einem  Einkommen  von  700  ll,  oder  wenn  sie 
Staats-,  Mnnicipal-  oder  Gemeindebeamte  sind,  nach  einem  Einkommen  von  500  fl. 
bestenert  sein.  In  allen  diesen  Fällen  muss  die  Stener  bereits  im  Vorjahre  nach 
dem  oben  festgesetzten  Einkommen  vorgeschrieben  gewesen  sein ; endlich 

IV.  ohne  Bflcksicht  auf  ihr  Einkommen  Uitglieder  der  ungarischen  .Akademie 
der  AVis.senschaften,  Professoren,  akademische  Künstler,  Doctoren,  Advocaten, 
ölfentliche  Notare,  Ingenienre,  Wundärzte,  Apotheker,  diplomierte  Oekonomen. 
Förster,  Montanisten,  amtlich  angestellte  Seelsorger,  Kapläne,  Gemeindenotäre, 
Schullehrer  oder  diplomierte  Kinderbewahrer. 

Es  können  jedoch  das  Wahlrecht  nicht  au.sflben : 

I.  jene,  welche  unter  väterlicher,  vormundschaftlicher  oder  dienst- 
herrlicher  Gewalt  stehen  (z.  B.  alle  Lehrlinge  des  Handels-  und  Gewerbe- 
standes, in  öffentlichen  und  Privatdiensten  stehende  Diener  und  Dienstboten 
(also  auch  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter]); 

II.  activ  dienende  Soldaten,  die  Finanzwach-,  Zoll-  und  Stenerwachmannschaft, 
die  Gendarmen  und  die  Staats-.  Mnnicipal-  nnd  Gemeindepolizeiwachmannschafl; 

III.  die  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  in  Straf-  oder  Unter, 
sucliungshaft  befindlichend),  zum  Verluste  des  Wahlrechtes  verurtheilteii, 
die  im  Concurse  befindlichen  nnd  jene,  welche  die  in  dem  Wahlbezirke  zu  zahlende 
direct«  Stenerscbuldigkeit  für  das  vorhergehende  Jahr  nicht  entrichtet  haben.  *) 

Wie  schwer  es  für  einen  Arbeiter  oder  Kleingewerbetreibenden  unter  solchen 
Umstünden  ist,  die  Wahlberechtigting  zu  erhalten,  ist  klar.*)  Sollte  aber  dennoch 
einmal  einer  das  Wahlrecht  erworben  haben,  so  machen  die  Be.stimmungen  über 
das  AVahlverfahren  e.s  ihm  fast  unmöglich,  dasselbe  anders  als  im  Sinne  der 
herrschenden  Partei  ansznüben,  da  die  Wahl  eine  öffentliche  und  mündliche  ist 
nnd  auch  sonst  da.s  Wahlverfahren  — nach  dem  erwähnten  Gesetze  — eine 
Fülle  von  Missbrauchen  ermöglicht.  Der  WaUlpräsident  hat  überhaupt  eine 
Wahl  nur  dann  anznordnen,  wenn  eine  halbe  Stunde  nach  Eröffnung  der  Wahl 
(d.  i.  um  '/'j9  Uhr  früh)  mehr  als  ein  Candidat  in  Ab>rschlag  gebracht  wurde 
und  10  Wähler  die  Abstimmnng  verlangen.  In  diesem  Falle  sind  dann  um 
9 Uhr  früh  die  AVähler  der  einzelnen  Gemeinden  oder  Stadttheile  nach  der  für 
diese  Gemeinden  oder  Stadttheile  festge.setzten  Keihenfolge  je  nachdem  sie  für 
den  einen  oder  anderen  Candidaten  stimmen,  abgesondert  zur  Abstimmung  vor 
der  entsendeten  Commission  zuzulassen.  Diejenigen  Wähler,  welche  zur  .Ab- 
stimmung zu  jener  Zeit  nicht  erschienen  sind,  als  nach  der  festgesetzten  Reihen- 

*)  Die  letzterwähnte  Einschränkung  wurde  durch  das  neue  Gesetz  über  die  Curial- 
gerichtsbarkeit  aufgehoben. 

Die  Zahl  der  Wähler  war  denn  auch  von  l.SOO.OOO  im  Anfänge  der  70er  Jahre 
auf  «90.000  gesunken,  während  die  Bevölkerung  um  äliliionen  zugenommen  hatte.  Vgl. 
Peter  Kasics  in  der  nAVagL"*  vom  5.  März  1898.  Auch  unter  dem  neuen  Wahlgesetze 
ist  die  Zahl  der  Wahlberechtigten  nur  auf  1,0  '5.945  gestiegen.  Tliatsäcblich  haben  jedoch 
nur  .002.4.06  Personen  gewählt 
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folge  an  der  betreffenden  Gemeinde  oder  dom  bezüglichen  Stadthoile  die  Reibe 
war,  können  ihre  Stimmen  nach  allen  übrigen  Wählern  abgeben.  Nach  deren 
Abstiinrnnng  setzt  der  Präsident  eine  mindestens  ein-  nnd  längstens  zweistündige 
Frist,  nach  deren  Ablanf  keine  Stimme  mehr  angenommen  wird,  fest.  AVenn 
während  der  Wahl  die  übrigen  Caudidaten  mit  Ausnahme  eines  einzigen  znrück- 
treten,  wird  der  ohne  Mitbewerber  Terbliebene  Candidat  als  Reichstagsabgeordneter 
prudamiert.  Der  Gesetzartikel  XXXIII  vom  Jahre  1874  über  die  Abgeordneten- 
wahlen verleiht  also  dem  Arbeiter  oder  Kleingewerbetreibenden  höchstens  das 
Recht,  für  die  in  seinem  Bezirke  herrschende  Partei  za  stimmen.  Denn  entweder 
lässt  er  ihn  üborhanpt  nicht  znr  Wahl  za  oder  es  wird  ihm  die  AVahl  aas 
formalen  Gründen  andern  z.  B.  der  Wahlart,  wenn  er  zur  Arbeit  geht,  noch 
nicht  begonnen  hat,  und  wenn  er  von  der  Arbeit  kommt,  schon  beendet  ist 
u.  dgl.)  unmöglich  gemacht  oder  er  gefährdet  durch  eine  seinen  Brotgebem  nicht 
genehme  AVahl  seine  ganze  Existenz.*) 

Durch  das  neue  Gesetz  „über  die  Gerichtsbarkeit  in  Angelegenheiten  der 
Wahlen  von  Reichtagsabgeordneten“  wird  aber  selbst  den  gewählten  Anhängern 
der  Socialdomokratie,  der  A^ilkspartei  und  den  Nationalitäten  (Niehtmagyaren)  der 
Eintritt  in  das  Parlament  unmöglich  gemacht,  da  dessen  § 3 u.  a.  bestimmt, 
dass  die  AVahl  ungiltig  sei,  wenn  „der  Abgeordnete  ....  (nach  Ausschreibung 
der  AA'ahl) ....  eine  Ctasse,  Nationalität  oder  Confession  gegen  eine  andere  zum 
Hass  gegen  die  Staatsbürger  oder  einen  Theil  derselben  anfgereizt  hat,  oder 
wenn  ....  gegen  die  politische  Einheit  der  Nation  (!!),  so  auch  wenn  er  gegen 
die  Rochtsinstitution  des  Eigenthnms  oder  der  Ehe  aufgereizt  hat  oder  wenn  er 
dem  Gesetze  zuwider  mit  dem  Versprechen  der  Anflheüung  von  privatem  oder  5ITent- 
lichem  Eigenthum  irregeführt  hat  oder  an  einer  solchen  Handlung  theilnimnit  (!!).“ 
A’on  Hauptforderungen  des  socialdemokraüschen  Programms,  z,  B.  von  der  A^ergesell- 
schafllichang  der  Productionsmittel,  der  Säcularisiemng  von  Kirchengütem  u.  a., 
darf  somit  vor  den  AA’ahlen  überhaupt  nicht  gesprochen  werden  and  ist  daher  jede 
Agitation  von  Seite  der  Socialdemokratie  wie  auch  anderer,  der  Regierung  nicht 
genehmer  Parteien  — zu  denen  natürlich  die  Unabhängigkeitspartei,  welche  die  Los- 
reissung  von  Oesterreich  ruhig  weiter  predigen  darf,  nicht  gehört  — ausgeschlossen. 

AVas  da.s  Vereins-  und  A'ersammlungsrecht  anlangt,  so  ist  dasselbe  in  Ungarn 
gesetzlich  nicht  geregelt  und  wie  diesbezüglich  A'erordnungen  gegenüber  den 

Ein  hübacbes  Bild  von  dem  in  Ungarn  lierrecheiiden  AVahlsyatcm  konnte  man 
*.  B.  bei  Betrachtung  der  „reinen“  AA'ahlen  im  Herbste  1901  gewinnen.  125,  also 
nahezu  ein  Drittel  aller  Abgeordneten  wurden  nämlich  mit  weniger  als  100  Stimmen 
gewählt.  2'>4,  also  nahezu  zwei  Drittel,  erhielten  weniger  als  lOOO  Sümmeii.  377,  also 
über  91  Proc.  aller  Abgeordneten,  vereinigten  weniger  als  1500  Sümmen  auf  ihre  Person 
und  mehr  als  20U0  Stimmen  brachten  überhaupt  nur  11  Candidaten  zusammen.  Die 
allmächtige  Hegierungt>partei  vereinigte  im  ganzen  Lande  nur  149.000  Stimmen  auf  sich. 
Die  socialdemokratische  „Nöpszava“ -Partei,  welche  allerdings  die  Wahlen  lediglich  als 
ein  Mittel  för  ungestörtere  Agitation  betrachtete,  brachte  es  freilich  nnr  auf  799  Stimmen. 
Doch  war  ihre  AVerbearbeit  auch  von  den  Behörden  mit  allen  Mitteln  erschwert  worden. 
Da  die  A'ersammlungcn  zur  Zeit  der  Wahlen  nicht  verboten  und  überwacht  werden 
durften,  Hess  man  einfach  die  Candidaten  ausweisen  oder  einsperren  und  hat  z.  B.  der 
Oberatuhlrichter  von  Klein-Harta  dies  mit  der  Begründung  getlian,  dass  der  Betreffende 
vom  Minister  keine  Bewilligung  habe,  als  Reichsrathscandidat  aofzutreten. 
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Arbeitern  erlassen  nnd  gehandbabt  wordeDf  ist  ja  bekannt.')  Anch  wurde  bereits 
vielfach  darauf  bingowiesen.  dass  selbst  in  das  liberale  1848er  Pressreebt  von  der 
Itegiernng  des  Baron  Bdnffy  die  Präventiveensur  hineiiiinterpretiert  wurde,  so 
dass  die  der  Regierung  nicht  genehmen  Blätter  neben  dem  subjectiven  Verfahren, 
das  dem  Verfasser  beanstandeter  AufsäUe  in  der  Regel  eine  einjälirige  Freiheits- 
strafe einträgt,  auch  noch  das  „objective“  Vorfahren  — die  Beschlagnahme  — 
über  sich  ergeben  lassen  müssen. 

Die  Fälle  von  Verletzungen  des  Briefgeheimnisses  auf  der  Post,  von  gesetz* 
widngen,  auf  die  brutalste  Art  und  Weise  durchgeführten  Hausdurchsuchungen  nnd  den 
mit  diesen  verbundenen  Confiscationen  von  Privatcorrespondenzen,  Büchern  und  Geld- 
beträgen der  Betroffenen,  von  massenhaften,  viele  Familien  ins  Unglück  stürzenden 
Verhaftungen  und  Ausweisungen,  von  zwangsweisem  Photographieren  unbescholtener 
Staatsbürger  für  das  Verbrecheralbum  — sind  ja  gleichfalls  bereits  in  der  gesammten 
ausländischen  Presse  genügend  erörtert  und  ziemlich  einhellig  vernrtheilt  worden. 

Jedenfalls  konnte  Ungarns  glänzendster  Parlamentsredner  Graf  Apponyi 
gerade  mit  Bezug  auf  die  Behandlung,  welche  man  den  Arbeitern  angedeihen 
lässt,  mit  Recht  in  seiner,  in  der  Debatte  über  das  Gesetz  „betreffend  die  Feier 
der  Erinnerung  an  die  Schaffung  der  1848er  Gesetze*^  gehaltenen  Rede  sagen: 
„Leider  findet  diese  50.  Jahreswende  die  ungarische  Nation  weder  in  Festes- 
Stimmung  noch  in  einer  für  ein  Fest  der  Freiheit  geeigneten  Lage.  Nehmen  wir 
jeden  Satz  des  eingereichten  Gesetzentwurfes.  Was  wollen  wir  feiern?  Die  Rechts- 
gleichheit? Eine  Rechtsgleichheit,  wo  es  im  Lande  zweierlei  Recht  gibt,  eines 
für  diejenigen,  die  unter  den  Flögeln  der  Macht  Schutz  finden,  und  ein  anderes 
für  diejenigen,  die  es  wagen,  der  Macht  Widerstand  zu  leisten.  Die  Pressfreibeit? 
Wo  wir  eine  der  im  Jahre  1848  geschaffenen  Garantien  der  Pressfreibeit  — 
die  Schwurgerichte  — institutiv  verstümmelt  haben,  wo  man  in  das  1848er  Press- 
gesetz die  Cenaur  hineininterpreticren  will.  Den  Sieg  der  erhabenen  Principien 
der  politischen  und  bürgerlichen  Freiheit?  Wo  der  Genuss  und  die  Ausübung 
jedes  Freiheitsrechtes  vom  gnädigen  Wohlwollen  der  Behörden  abhängt.  Die  Aus- 
dehnung der  verfassungsmässigen  Rechte  auf  alle  Claason  der  Bevölkerung,  wo 
jeder  Staatsbürger  sich  vom  Gemeinleben  angefangen  bis  zu  den  Abgeordneten- 
wahlen in  der  .Ausübung  seiner  constitutionellen  Rechte  der  kühnsten  Unterdrückung 

von  Seiten  der  Macht  gegenüber  sieht AU’  diese  freiheitlichen  Errnngenscliaflen 

k<>iiuen  heute  ohne  die  bittersten  Gedanken  nicht  gefeiert  werden  und  meiner 
Auffassung  nach  müsste  man  dieses  Fest  dem  Insichgehen  nnd  der  Busse  widmen.“ 

Kann  von  einem  Erringen  politischer  Rechte  von  Seiten  der  Arbeiter  somit 
nicht  die  Rede  sein,*)  so  waren  die  Erfolge,  welche  die  Arbeiterschaft  auf  wirt- 

^)  Es  könnten  hier  eine  Unzahl  ganz  unglaublicher  concreter  Fälle,  die  oft  des 
llotnors  nicht  entbehren,  mitgetheilt  werden,  wie  i.  B.  eine  unter  freiem  Himmel  eln- 
benifene  Versammlung  untersagt  wurde,  weU  „der  Kaum  zu  eng  und  niedrig  ist“  — allein 
es  ist  zu  bekannt,  dass  eben  ohne  Rücksicht  auf  das  Vorhandensein  gesetzlicher  Gründe 
die  Versammlungen  verboten  oder  durch  Saalabtreiberei  oder  Abschiebung  der  Haupt- 
redner verhindert,  die  bestehenden  Vereine  aufgelöst  und  Neugründungen  nicht  gestattet 
werden,  als  dass  es  weiterer  Belege  bedürfte. 

*)  Die  bei  den  Wahlen  in  einzelne  Gemeindevertretungen  erzielten  Erfolge  kommen 
hier  kanro  in  Betracht,  da  es  sich  meist  um  anne  Dörfer  handelt,  die  kaum  die  Schul- 


Digitized  by  Google 


286 


Bnnzel. 


.scbaftlicbem  6ebiet<)  enielte,  womOgUch  noch  geringere,  was  wohl  hauptoäcblicb 
der  üheraas  mangelhaften  gewerkschaftlichon  Organisation  der  Arbeiter  znzuscbreiben 
ist.  In  der  Hauptstadt  gab  es  allerdings  Ende  1900  43  Fachvereine*)  (gegen  25 
im  Jahre  1893),  doch  waren  — selbst  nach  dem  südangarischen  Arbeiterkalender 
für  das  Jahr  1902  — hiervon  nur  30  lebensfähig.  Die  Mitgliederzahl  der  33  Vereine, 
welche  statistische  Daten  gesammelt  batten,  belief  sich  Ende  1900*)  anf  6566, 
doch  war  nur  in  drei  dieser  Vereine  mehr  als  die  Hälfte  der  Facharbeiter  der 
betreffenden  Branche  organisiert.  Noch  schlechter  war  es  allerdings  mit  der 
Organisation  in  der  Provinz  bestellt,  wo  es  nur  ungefähr  20  lebensfähige  Vereine 
gab.*)  Dagegen  besteht  jetzt  wenigstens  ein  „definitiver“  GewerkschafUrath^)  für 

Qiid  Weglasten  erschwingen  kunnen,  ao  dass  von  einer  socialen  Thätigkeit  der  Gemeinden 
nicht  die  Bede  sein  kann,  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Gemeindeantonomie  in  Ungarn 
eine  viel  zn  beschränkte  ist,  als  dass  die  socialdemokratischen  Vertreter  irgend  etwas 
KrspriessUches  leisten  konnten. 

0 Von  diesen  gaben  sieben  Fachblätter  heraas,  und  zwar:  die  Kisen'  and  Metall- 
arbeiter. die  Schriftsetzer,  die  Holzarbeiter,  die  Baaarbeiter,  die  Maurer,  die  Steinnietze, 
die  Schneider  and  die  Buchbinder. 

3)  Auch  im  Jahre  1901  konnte  selbstredend  die  Gewerkschaftsbewegong  keine  wesent- 
liche Entwickelung  aufweisen,  da  wegen  Mangel  an  Arbeit  oft  gerade  die  tüchtigsten 
Agitatoren  das  Land  verlassen  mussten. 

3)  Auf  dem  zn  Wt'ihnachten  1901  abgehaltenen  Gewerkschaftscongresse  waren 
allerdings  42  hauptstädtische  Organisatumen  und  47  Provinzvereine  aus  24  Städten  ver- 
treten, doch  hicss  es  in  dem  diesem  Congresse  unterbreiteten  Belichte  selbst,  dass  der 
Qewerkschaftsrath  nur  mit  38  Fester  und  19  Provinzvereinen  in  Verbindung  stehe. 
Genauere  Daten  waren  denn  auch  bloss  von  49  Fachvereinen,  welche  s222  Mitglieder 
hatten,  bekannt. 

*,  Der  Gewerkschaftsrath  besteht:  1.  Aus  einem  sicbengUedrigen  Execntiv- 
comit^,  das  aus  seiner  eigenen  .Mitte  einen  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter,  einen 
Cassier,  einen  deatschen  und  einen  ungarischen  Schriftführer,  sowie  zwei  Bevisoren  wählt; 
2.  aus  je  zwei  Delegierten  der  organisierten  Branchen  und  zwei  Vertretern  jede»  einzelnen 
FadibUttes.  Das  Executiveomite  wird  von  dem  Geweikschaftscongresse  gewählt.  Die 
Aufgabe  des  Executiveomit^s  ist  folgende:  1.  Die  Entwickelung  der  Organi- 
sation und  Agitation  unter  den  gesammten  industriellen  Arbeitern,  die  noch  zum  Theil 
nicht  organisiert  sind,  zu  fordern,  besondere  Rücksicht  auf  den  Ausbau  der  schon  bestehenden 
Fachorganisationen  zu  nehmen,  sowie  deren  Erweiterung  auf  das  ganze  Land  anzustreben. 
Sollte  letzteres  nicht  erreichbar  sein,  soll  zwischen  den  einzelnen  Vereinen  im  Lande 
und  auch,  soweit  thunlicli,  mit  den  Facborganisationen  des  Auslandes  die  Gegenseitigkeit 
angestrebt  werden.  2.  Das  Executiveomite  hat  lUfür  8orge  zu  tragen,  dass  .ArbeiU'osen- 
und  Beiseunterstutzung,  Rechtsschutz,  Herbergen  und  Arbeitsvermittlung  in  allen  Fach- 
organisationen eingefdhrt  werden.  3.  Gründung  von  Widerstandsfonds  anzustreben.  4.  Die 
von  den  einzelnen  Facborganisationen  gesammelten  statistischen  Daten  aufzuarbeiten, 
Führung  einer  allgemeinen  Statistik  der  Lohnbewegungen.  5,  Verbände  zwischen  den 
verwandten  Branchen  (Industrieverbände)  anzustreben.  6.  Für  die  Entwickelung  der 
Gewcrkschaftspresse  Sorge  zu  tragen  und  deren  Haltung  zu  überwachen.  7.  Mit  Zustimmung 
der  Majorität  des  Gewerkschaftsrathes  einen  Landesgewerkschaftscongress  einzuberofen. 
Das  Executiveomite  beruft  den  Gcwcrkscbaftsmtli  monatlich  einmal  ein.  Auf  Wunsch 
eines  Drittheils  der  organisierten  Branchen  ist  eine  Gewerkschaftsconferenz  einzuberufen. 
Bei  dringenden  Fällen  kann  das  Comit4  sowohl  den  Gewerkschaftsrath  als  auch  eine 
Gewerkschaftsconferenz  einberufen.  Zur  Deckung  der  Au«gaben  des  Gewerkschaftsrathes 
haben  die  Fachorganisationen  pro  Mitglied  und  Jahr  vier  Kreuzer  beizutragen.  diese 
Beiträge  sind  jedoch  vu-rteljährlicli  ini  Vorhinein  zu  entrichten  und  Werden  von  Zeit  zu 
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ganz  Ungarn,  nachdem  der  frühere  „provisorische",  wie  die  „Volksstimme“  vom 
7.  Jänner  1898  selbst  erklärte,  nnr  „ein  jämmerliches  Scheindasein“  geführt  halte. 

Der  erste  Bericht  des  „definitiven“  Gewerkschaftsrathes')  wnsste  freilich 
auch  nichts  von  Erfolgen  zu  erzählen.  Dagegen  hob  er  die  Schwierigkeiten,  auf 
welche  die  organisatorischen  Bestrelningcn  »Hessen,  ausführlich  hervor.  Wenn  — 
woran  kaum  zu  zweifeln  ist  — diese  Angaben  auf  Wahrheit  beruhen,  so  wurde 
einfach  jede  Sammlung  von  Geldern  verboten,  so  dass  das  Comite  nicht  einmal 
seine  Abrechnung  veröffentlichen  konnte,  ohne  Gefahr  zu  laufen,  von  den  Behörden 
verfolgt  zu  werden;  auch  standen  keine  Vorsammlungslocale  zur  Verfügung,  weil 
die  Wirte,  welche  ihre  Käuinlichkeiteii  zu  Versammlungen  hergeben,  so  bedrückt 
und  mit  Strafen  verfolgt  werden,  dass  sie  selbst  bereits  gegebene  Zusagen  zurück- 
zogen. Ebenso  war  die  Verbindung  des  Executivcomites.  das  seinen  Sitz  in  Pest 
hat.  mit  der  Arbeiterschaft  ausserhalb  der  Hauptstadt  sehr  erschwert,  weil  auch 
die  Post  die  Behörden  unterstützte  und  etwa  entsandte  Delegierte  einfach  verhaftet 
und  monatelang  in  Untersuchungshaft  gehalten  wurden.  Endlich  lagen  auch  die 
von  den  Gewerk.scUaften  zur  Genehmigung  eingereichten  Satzungen  oft  bei  den 
Verwaltungsbehörden  oder  bei  dem  Ministerium  über  ein  Jahr  lang,  ehe  den  Kin- 
reicberii  mitgetbeilt  wurde,  da.ss  sie  mit  ihrem  Gesuche  abgewiesen  seien.  Unter 
s«dchen  Umständen  ist  es  gewi>s  kein  Wunder,  dass  auch  der  zweite  Bericht  des 
Gewerkschaftsrathes  zu  Weihnachten  1901  nicht  erfreulicher  lauten  konnte  und 
mu-fste  es  vielmehr  .«schon  mit  Genugtbnung  erfüllen,  dass  nicht  ein  Kückfall  in  der  Be- 
wegung“ eiutrat.  Darnach  ist  es  aber  wohl  auch  erklärlich,  dass  die  Strikes  in  Ungarn 
verhältnismässig  selten  sind  und  noch  seltener  einen  für  die  Arbeiter  günstigen 
Verlauf  genommen  haben,  ln  dem  Jahrzehnt  1878  bis  1887  haben  nach  dem 
Berichte  Dr.  Schnierers^)  im  ganzen  lo  Strikes  stattgefundon:  neun  in  der 
Hauptstadt  (und  zwar  fünf  zum  Zwecke  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  und  vier 
zum  Zwecke  der  Lohnerh*'hnng)  und  sechs  in  der  Provinz  (und  zwar  vier  wegen 
versuchter  Lohimrkürzung  und  ein  ergebnisloser  zum  Zwecke  einer  Lohnerhöhung . 
Auch  als  im  Jahre  1889  und  1^90  die  Bewegung  für  die  Maifeier  und  den 
Achtstundentag  entstand,  nahm  die  Zahl  der  Strikes  nicht  erheblich  zu.  Nur  in 
der  Hauptstadt  kam  es  zu  einigen  .Ansständen  und  sollen  nach  dem  Berichte  der 
Fester  Handelskammer^)  ansser  den  Bäckern  und  Scbneidergehilfeii  auch  die  Kunst- 
tischler, Mechaniker,  Zimmerlente,  .Anstreicher,  Schuster,  Böttcher  und  Maschineii- 
fabriksarbeiter  eine  Lohnerhöhung  erzielt  haben.  Doch  griff  die  Bewegung,  wie 
schon  erwähnt,  nicht  auf  die  Provinz  über.  Als  dann  im  Jahre  1891  die  Maifeier 
durch  die  Haltung  der  Kegiemmr  und  der  Unternehmer  unmöglich  gemacht  worden 
war,  wurde  die  Zahl  der  Strikes  wieder  geringer  und  gab  es  im  Jahre  1892, 

Zeit  vou  dem  Gewerkachaftscougresa  bestimmt.  Die  GewerkschaftsbUtler  sind  verpflichtet, 
alle  Beschlässe  und  die  für  die  Oeffentlichkeit  bestimmten  Kundmachungen  des  Gewerk* 
sebaftsrathes  aufzunehmen.  Es  ist  Pflicht  des  Executivcomites.  dem  Gewerkschaftscongresa 
Bericht  zu  erstatten,  ausserdem  einen  für  die  Oeffentlichkeit  bestimmten  Bericht  alljährlich 
in  Druck  erscheinen  zu  lassen. 

*)  ' jfl-  »Die  Gewerksebaff*.  Organ  der  Gewerkschaftscoinmission  Oesterreichs  und 
des  Vereines  der  Gewerberichter,  N.  F..  I.  Bd.,  Nr.  22  vom  23.  März  1900,  S.  681  f. 

*)  Vgl.  Drage  a.  a.  0.  S.  166  and  Delabarre  a.  a.  O.  S.  100. 

*)  V'^gl.  Bericht  der  Budapester  Handels-  und  Gewerbekammer,  Pest  1891,  S.  14. 
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soweit  bekannt  wurde,  ihrer  nur  fünf,  alle  in  Pest.  Vier  waren  durch  den  Versuch 
einer  Lohnreduction  verursacht  und  endeten  nach  14  Taj?en  mit  dem  Aufgeben 
dieses  Versuches  von  Seiten  der  Unternehmer  und  einer  hatte  die  Durchsetzung 
der  Forderung  des  achU  statt  zehnstündigen  Arbeitstages  zur  Veranlassnng  und 
endete  mit  einer  25proc.  Lohnerhühung.  Für  das  Jahr  1893  weist  Mandello 
jedoch  bereits  13  Strikes  aus,  und  zwar  sechs  in  der  Hauptstadt,  fünf  in  der 
Provinz  und  zwei  in  Agram.  Das  Resultat  war  bei  vier  Strikes  unbekannt,  bei 
fünf  ein  ungünstiges  und  nur  bei  vier  ein  günstiges.  Die  grüssoren  Strikes  endeten 
eben  immer  mit  der  Niederlage  der  Arbeiter  und  nur  bei  kleineren  konnten  einige 
Erfolge  erzielt  werden.  Einen  ähnlichen  Verlauf  nahm  der  Lohnkampf  aber  auch 
in  neuerer  Zeit. 

In  der  Zeit  vom  13.  Juni  1897  bis  31.  December  1898  soll  es  nach  dem 
socialderaokratischen  Parteiherichte  allerdings  19  — wenigstens  theilweise  — 
günstige  und  nur  vier  ungünstige  Strikes  gegeben  haben.  Doch  scheint,  wie  aus 
einer  Zusammenstellung  der  jeweils  von  der  „Volksstimme*^  gebrachten  Mit- 
theilungen  hervorgeht,  diese  Darstellung  sehr  schönförberisch  gehalten  zu  sein. 
Für  die  Zeit  vom  16.  März  1899  bis  zum  1.  April  1900  muss  jedenfalls  selbst 
der  Parteibericht  zugeben,  »dass  die  Bewegung  der  Industriearbeiter  durch  die 
Arbeitslo.sigkeit  geschwächt  wurde*  und  konnten  thatsächlich  wesentliche  Erfolge 
für  diesen  Zeitraum  nicht  angeführt  werden.^)  Da  erscheint  es  denn  gewiss  nicht 
glaublich,  dass  in  der  Zeit  vom  1.  April  1900  bis  zum  15.  Mai  1901  zehn  Strikes 
für  die  Arbeiter  erfolgreich  gewesen  sein  sollen,*)  zumal  bei  der  ungenügenden 
Organisation  der  Arbeiter  nnd  der  untemehraerfreundlichen  Haltung  der  in  Ungarn 
allmächtigen  Behürden  wohl  noch  geraume  Zeit  vergeben  wird,  ehe  die  Arbeiter- 
schaft Unganis  im  wirtschaftlichen  Kampfe  irgendwie  nennenswerte  Erfolge  wird 
erzielen  können. 

IV.  Socialreformatopische  Bestrebungen  in  Ungarn. 

Bisher  wird  die  sociale  Bewegung  in  Ungarn  in  der  »Gesellschaft*  nnd 
namentlich  in  den  Kreisen  der  Intelligenz  überhaupt  noch  kaum  einer  Beachtung 
gewürdigt  nnd  hat  man  insbesonders  — wie  selbst  der  Secretariatsbericbt  des 
„freien  Lyceum“*;  zugestehen  muss  — für  die  Bildungsbestrebungen  der  Arbeiter 
gar  kein  Verständnis.  Das  ist  ja  anch  sehr  erklärlich,  da  im  allgemeinen  — 
natürlich  abgesehen  von  rühmlichen  Ausnahmen  — das  Wissen  in  Ungarn  über- 
haupt nur  als  ein  Mittel  zum  Erwerb  betrachtet  wird,  so  dass  man  es  selbst- 
redend nicht  begreifen  kann,  wozu  es  dem  Handarbeiter  »aufgenöthigt“  werden  solle. 

D Nach  dem  Gewerbein^pectoratsbcrichte  für  das  Jahr  1890  kam  es  in  diesem 
Jahre  nur  in  fünf  Fällen  zum  Strike  und  sollen  die  meisten  gütlich  beigelegt  worden  sein. 

*)  Nach  dem  Oewerbeiuspectoratsberichte  für  1900  gab  cs  natürlich  auch  in  diesem 
Jahre  nur  vier  »gütlich  beigelegte*  Strikes. 

’)  Das  freie  Ljceuni,  welches  auch  die  durch  Vorträge  sehr  jugendlicher  Stu- 
denten in  Ungarn  arg  comproniittierte  Institution  der  Cniversity  extensiou  eiuzubürgern 
suchte,  hatte  mit  seinen  Bestrebungen  iin  übrigen  wenig  Glück.  So  wurde  Dr.  Szigeti, 
welcher  nach  Temesvär  entsendet  worden  war.  um  Uber  die  Functionen  des  Gehirnes  zu 
sprechen,  insultiert,  als  er  bemerkte,  dass  die  Wissenschaft  eine  Existenz  der  Seele  nicht 
kenne.  Das  V'ereinsTeriuögeD  beträgt  denn  auch  nur  1657  ti. 
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Bezeichnend  ist  jedenfalls,  dass  die  Leselust  des  ungarischen  Publicums  — wie 
sich  der  Katalog  der  MilleniumsausstelJung^)  schonend  ansdrückt  — noch  keinen 
so  hohen  Grad  erreicht  hat,  wie  man  es  wohl  wünschen  könnte.  Die  Zahl  der 
Leser  der  UniTersitätshibliotbek  ^Erhaltungskosten  39.370  fl.)  sank  nämlich  von 
52.181  im  Jahre  1895  im  Jahre  1896  auf  46.366,  die  der  Leser  der  Kational- 
museumsbibliothek  i Erhaltungskosten  34.170  fl.)  von  14.291  anf  13.415,  die 
der  Ofner  Bibliothek  -Erhaltungskosteu  930  fl.)  von  453  auf  367  und  nur  die 
Zahl  der  Leser  der  Bibliothek  der  Akademie  der  Wissenschaften  (ErbaUangs* 
kosten  6000  fl.)  stieg  von  6709  auf  7169.  ln  ähnlichem  Verhältnis  verminderte 
sich  natürlich  die  Zahl  der  gelesenen  Bücher.  Ueberhaupt  flol  aber  die  Frequenz 
der  öffentlichen  Bibliotheken  in  der  Hauptstadt  von  73.346  im  Jahre  1879  auf 
68.109  im  Jahre  1894  und  65,894  im  Jahre  1896.^)  Dagegen  nahm  allerdings 
das  Zeitnngswesen  einen  enormen  Aufschwung,’)  was  eben  nur  beweist,  dass  man 
in  Ungarn  im  allgemeinen  mit  der  Leetüre  einiger  Zeitungen  genug  für  seine 
allgemeine  Bildung  gethan  zu  haben  glaubt.  Daher  steht  denn  auch  die  Wissen- 
Schaft,  soweit  sie  nicht  eben  dem  Erwerbe  dient,  in  keinem  allzugrosseu  Ansehen, 
wenn  man  auch  dem  Auslände  gegenüber  gerne  mit  den  „heimischen^  wissen- 
schaftlichen Grössen  — die  trotz  magv'arischer  Namen  meist  deutschen  Familien 
entstammen  — prunkt.  So  muss  der  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Fester 
Universität  Földes  .Weiss)*)  darüber  klagen,  dass  „die  Professoren  eigentlich 
in  ihrer  öffentlichen  Stellung  heruntergedrückt  werden,  was  in  Ungarn,  wo  die 
Rangverhältnisse  und  Titulaturen  eine  übergrosse  Bolle  spielen,  sich  höchst  nach- 
theilig geltend  macht,  umsomehr,  als  auch  sonstige  staatliche  Anerkennungen  und 
Auszeichnungen  den  Professoren  selten  zukommen,  während  die  Burcaukratie 
förmlich  damit  überschüttet  wird“.  Die  meisten  Professoren,  fahrt  er  fort,  be- 
gchräoken  sich  denn  auch  — zumal  nach  Auflassung  der  Collegiengelder  — auf 
obligate  CoUegien,  deren  Besuch  von  Seiten  der  Hörer  aber  auch  im 
allgemeinen  ein  ungenügender  ist,’)  während  Nichtuniversitäts- 
börerdie  Vorlesungen  nursekrselten  besuchen.  Die  Gründung  einer 
dritten  Universität  sei  auch  nicht  ans  Geldmangel,  sondern  deswegen  unmöglich, 
weil  das  Feld,  welches  in  anderen  Ländern  den  in  kleinen  Städten  wirkenden 
Gelehrten  ein  dankbares  Gebiet  der  Thätigkeit  bildet,  nämlich  eine  entwickelte 
Literatur,  in  Ungarn  wenig  angebaut  ist.  Wurden  doch®)  in  dem  Jahr- 
zehnte 1889 — 1898  in  ganz  Ungarn,  Siebenbürgen  und  Croatien  einschliesslich 

*)  Vgl.  Ungarns  Buchhandel  im  allgemeinen  Kataloge  der  Landes-Milleniums- 
ausatellung  II.  Gruppe.  S.  2,  Pest  1896. 

*)  Vgl.  Stat.  Jahrb.  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  I.  und  II.  Jahrg.  Iin 
III.  Jabrg.  fehlen  auch  hier  einige  Zahlen. 

Vgl.  Presswesen  im  Milleniumsausstellungskatalog  a.  a.  0.  S.  5. 

*)  Vgl.  Handwörterbuch  für  Staatswissenschafteii,  herausgegeben  von  Conrad  n.A-, 
I Sappl,,  S.  786. 

*)  Trotzdem  scheinen  aber  merkwürdigerweise  die  Studenten  ihren  weiblichen 
Collegen  den  Besuch  der  Vorlesungen  nicht  gönnen  zu  wollen.  Denn  als  zum  erstenroale 
UOrerionen  in  einem  Saale  der  philosophischen  Facultät  erschienen,  wurden  sie  — 
Zeitungsnachrichten  zufolge  — mit  höbnisclun  Zurufen,  Pfeifen  und  Stampfen  empfangen. 

•)  Vgl  Gerö,  „La  litterature  hongroise  en  chiffres“,  Pest  1900,  S.  18  ff 
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aller  UobcreeUungcn  blnss  34.416  Werke, tlarnnter  circa  7000  Schnlbücher, 
3000  öebetbücher  mul  2300  Jahr-  niid  Adressbücher  herausgegeben;  wissen- 
schaftliche Werke  erschienen  in  dieser  infolge  der  Milleninmsau.sstellnng  besonders 
dmekfreudigen  Zeit  aber  gar  nur  13.222  (einschliesslich  aller  Parlaments-  und 
Haiidelskammerberichte,  Spnrtscbriften  und  miliUrvi.ssenschaftllcher  Bücher).  Ob 
dies  zu  bedauern  ist.  steht  allerdings  dahin.  Ks  gibt  nämlich  Leute,  welche  behaupten, 
dass  «sich  in  der  Wissenschaft  — alle  .4chtnng  vor  den  wenigen  Ausnahmen  — 
eine  Wissenschaftslosigkeit.  Oberflächlichkeit  und  Unebrlichkeit  breit  macht,  von 
der  sich  der  des  Magyarischen  ünknndige  keine  Vorstellung  machen  kann." 
Sicher  ist  jedenfalls,  dass  der  Wissensdurst  unter  den  Gebildeten  in  Cngam  kein 
übertrieben  grosser  ist.  Muss  doch  sogar  Graf  Andrässy*)  gestehen,  „dass 
unsere  Intelligenz  ....  (selbst  beim  Militär)  nicht  genügend  ernst  und  fleissig 
ist  ...  . (und  sich)  zum  Studium  ....  ohne  das  man  zu  höherem  Hange  nicht 
gelangen  kann  ....  nicht  entschliesst".  Und  auf  das  für  den  Broterwerb  in  rngam 
kaum  zu  frnctificierende  Gebiet  der  politischen  Oekonotnie  erstreckt  sich  selbst- 
redend dieser  Bildungseifer  schon  gar  nicht. 

Die  Zahl  der  an  der  Fester  Universitätsbibliothek  gelesenen  staatswissen- 
schaftlichen Werke’!  betrug  1895  wenigstens  nur  .5277,  sank  aber  1896  doch 
noch  auf  5240*)  und  im  Jahre  1897  entfielen  von  49.872  aus  den  Fester 
Bibliotheken  ansgeliehenen  Werken  nur  mehr  4815  auf  die  .staatswissenschaftlichen 
Fächer.’) 

Da  ist  es  kein  Wunder,  dass  auf  die  mit  Ende  Jänner  1895  fällige  10.000  fl.- 
Preisfrage  (den  Semsey-Preis),  welche  Ungarns  Wirtschaftsgeschichte  und  Ungarns 
wirLschaftliche  Verhältnisse  /.um  Gegenstände  hatte,  keine  einzige  Concurrenzarbeit 
einlief  und  dass  Mandello  in  der  Zeitschrift  der  internationalen  Vereinigung 
für  vergleichende  Bechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre*)  berichten  musste: 
.\n  die  volkswirtschaftliche  Literatur  des  Jahre.s  1896  knüpfte  man  bei  uns  längst 
grosse  Hoffnungen.  Es  war  dies  das  Jahr  der  Milleninmsfeier  und  schon  vor 
mehreren  Jahren  entstand  eine  Bewegung,  welche  zum  Ziele  hatte,  Ungarns  ge- 
sammte  volkswirtschaftliche  und  sociale  Verhältnisse  zu  beleuchten.  Wenn  wir 
aber  nun  die  gesammte  wirtschaftliche  Literatur  des  Jahres  1896  überblicken, 
können  wir  uns  der  Ueberzeugung  nicht  erwehren,  dass  wir  uns  in  unseren 
Hoft'nungen  zumeist  getäuscht  haben.  Ein  Theil  der  sehnlich  erwarteten  Literatur 

t)  Von  diesen  waren  28.499  in  magyarischer,  2.S30  (8'2  Proc.)  in  deutscher  und 
nur  287  in  französischer  Sprache  abgefasst,  obwohl  die  Hegierung  bei  Herausgabe  offi- 
cieller,  für  das  Ausland  bestimmter  Publicationen  die  französische  Sprache  merklich 
bevorzugt. 

*)  Vgl.  Graf  Julius  .Andrässy,  -Ungarns  Ausgleich  mit  Oesterreich  vom  Jahre  1807“, 
Leipzig  1897,  S.  411. 

’>  Hier  sind  natürlich  auch  die  staatsrechtlichen  Werke,  die  in  Ungarn  einen 
verhältnismässig  grossen  Leserkreis  haben,  mit  inbegriffen. 

*)  Vgl.  8tat.  Jahrb.  der  Haupt-  und  Hesidenzstadt  Budapest.  1.  Jahrg.,  S.  32.9. 

’)  Cit.  nach  dem’  -P.  L."  Im  Jahre  D98  wurden  allerdings  — wenigstens  nach 
dem  Fester  stat.  Jahrb.  tlll.  Jahrg,,  S.  3.59)  — bereits  ,5970  staatswissenschafiliche  Werke 
im  Lesesaal  der  Universitätsbibliothek  gelesen.  Allerdings  soll  die  Universitätsbibliothek 
alles  eher  als  reichhaltig  sein. 

*)  Jahrg.  1897. 
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ist  überhaupt  nicht  zustande  gekommen,  ein  anderer  Theil  der  geschaffenen  Arbeit 
ist  minderwertig.“  So  kommt  es  aber  auch,  da.«s  nicht  nur  Ungarns  Minister- 
pr.isident  Baron  B Ä n f f y in  einer  Parlament-sredo  aus  dem  Utopisten  »Saint- 
Simon“  einen  „heiligen  Simon“  machte,  sondern  dass  auch  ein  Gesetz  wie  das  Feld- 
arbeitergesetz  in  der  ungarischen  „Volksvertretung“  mit  allen  gegen  zwei  Stimmen 
votiert  werden  konnte,  wobei  der  Referent  sich  zn  der  Aeusserung  verstieg,  in 
der  Vorlage  komme  die  wahre  Liebe  zu  den  Arbeitern  zum  Au.sdmcke.  Es  steht 
eben  bloss  ein  verschwindend  kleiner  Theil  der  Intelligenz  der  Arbeiterfrage  mit 
Wohlwollen  oder  auch  nur  mit  Verständnis  gegenüber,  weswegen  auch  von  der 
Bildung  einer  demokratischen,  bürgerlichen  Partei,  die  in  Ungarn  mehr  wie  irgendwo 
anders  ihre  Berechtigung  hätte,  überhaupt  nur  in  Pest  und  Oedenburg  etwa.s  zu 
hören  war.  Im  ungarischen  Parlamente  gibt  es  aber  selbstredend  erst  recht  keine 
Partei,  die  sich  ernstlich  bemühen  würde,  das  Los  der  Arbeiterschaft  zu  bessern 
und  so  die  Bewegung,  welche  am  Lande  revolutionäre  Formen  angenommen  hat, 
in  ein  ruhigeres  Fahrwasser  zu  lenken.  Für  die  Liberalen  ist,  wie  Peter  Kasics'i 
sehr  treffend  bemerkt,  der  Wille  der  Regierung  allein  maassgebend  nnd  dass  die 
Regierung  den  Forderungen  der  Arbeiterschaft  nicht  sehr  sympathisch  gegenüber- 
steht, dürfte  aus  dem  früher  Gesagten  unschwer  entnommen  werden  können.  Und 
wenn  auch  die  nunmehr  der  liberalen  Partei  beigetretenen  Mitglieder  der  ehe-' 
maligen  Natienalpartei  einen  Tropfen  socialistischen  Oels  seinerzeit  für  sehr  wichtig 
hielten,  so  ist  derselbe  trotzdem  bisher  noch  nie  befruchtend  hemiedergetr,äufelt. 
Auch  die  Achtumlrieniger  oder  UnabhüngigkeiLspartei  liess  sich  ganz  von  den  staats- 
rechtlichen Idealen  hypnotisieren  und  ging  entsprechend  der  Forderung  „zuerst  die 
Einheit  und  dann  die  Freiheit“  vor,  so  dass  das  Einfügen  einiger  socialer  All- 
gemeinheiten in  das  Parteiprogramm  alles  ist.  was  sie  bis  nun  auf  socialem 
Gebiete  geleistet  hat.  Die  katholische  Volkspartei  bat  dagegen  allerdintrs  ein 
ganzes  katholisch-sociales  Programm  mit  folgenden  Hauptpunkten:  Schutz  und 
billiger  Credit  für  Kleiugrundbesitzer  und  kleine  Gewerbslente.  Errichtung  von 
Frucht-  nnd  Warenmagazinen  und  von  Verbünden  znr  Liefemng  von  Rohmaterial, 
steuerfreies  Einkommenminiinnm,  Steuerreform  mit  Besteuerung  der  Börse,  Be- 
theilignng  der  Arbeiter  am  Reingewinne  der  Arbeit.  Schonung  und  Schutz  der 
Arbeiter  in  sittlicher  nnd  materieller  Hinsicht,  Schutz  der  weiblichen  .Arbeiter 
nnd  Kinder,  Krankheita-  nnd  .Altersversorgung  der  .Arbeiter,  vollständige  Sonntags- 
ruhe, Erweiterung  des  politischen  Wahlrechtes  nnd  gerechte  Eintheilung  der  Wahl- 
bezirke. Allein  auch  diese  Partei  hat  keine  ernsten  Anstreiignngen  gemacht,  ihr 
sociales  Programm  zu  verwirklichen  und  so  war  es  denn  ausschliesslich  der 
Regiemng  überlassen,  die  ihr  erforderlich  scheinenden  Maassnabmen  socialpoli- 
tischen Charakters  zn  treffen. 

Wie  dieselben  beschaffen  waren,  lehrt  ein  Blick  auf  die  Bestimmungen  der 
„socialen  Gesetzgebung“  des  Landes.*)  Was  z.  B.  zunächst  die  Be.slimmungen 

*)  V'gl.  Peter  Kasics  „Das  sociale  Programm  der  politischen  Parteien  Ungarns“ 
in  der  „Wage“  vom  5.  März  I89H. 

*)  Eine  französische  llebersetzung  der  bezüglichen  Bestimmungen  findet  sich  in 
der  Schrift  „Protection  legale  des  Iravailleurs  en  Hongrie“,  Pest  1900,  Auch  in  der 
Broschüre  des  Sectionarathes  Kanöcz  „L'assiatancc  publique  en  Hongrie“  finden  sich 
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über  die  Arbeitszeit  anlangt,  so  ist  betreffs  derselben  lediglich  im  § 117 
des  Gewerbegesetzes  angeordnet,  dass  die  Tagesarbeit  nicht  tot  5 Uhr  morgens 
begonnen  und  nicht  über  9 Uhr  abends  ausgedehnt  worden  darf.  Dagegen  ist 
allerdings  den  Arbeitern  vor«  und  nachmittags  je  Vs*  mittags  aber  eine  ganze 
Stunde  Ruhe  zu  gewähren.  Der  Maximalarbeitstag  beträgt  also  14  Stunden,  während 
im  1860er  Entwürfe  eines  Gewerbegesetzes  ein  zwßlfstundiger  Maximalarbeitstag 
beantragt  war. 

Uebordies  werden  aber  die  Arbeitspausen  nicht  einmal  gehörig  eingehalten 
und  ist  es  bezeichnend,  dass  im  Sommer  1901  in  den  „Reschitzaer  Werken^ 
4000  Arbeiter  in  den  Strike  treten  mussten,  um  die  Einhaltung  der  gesetz* 
liehen  ßestinimungen  zu  erzwingen.  Ceber  die  Nachtarbeit  ist  nur  be« 
stimmt,  dass  in  Fabriken,  in  welchen  die  Arbeit  Tag  und  Nacht  fortgesestzt 
wird,  der  Fabrikant  verpflichtet  ist,  für  die  Ablösung  der  zur  Nachtarbeit  ver- 
wendeten Arbeiter  zu  sorgen.  Im  Jahre  1887  und  1888  fanden  denn  auch  die 
Gewerbeinspectoren  in  37  Froc.  aller  untersuchten  Fabriken  Nachtarbeit.  Davon 
wurde  in  207  (22  Proc.)  von  allen  Arbeitern,  in  146  (16  Proc.)  von  einem  Theil 
der  Arbeiter  nachts  gearbeitet.  Insbesondere  wurde  des  Nachts  gearbeitet  in 
Dampfmüblen,^)  Zuckerrafflnerien,  Spiritushrennereion,  Malzfabriken  und  Bier« 
brauereien;  in  Glashütten,  Papier-  und  chemischen  Fabriken  sowie  Druckereien 
wenigstens  von  gewissen  Arbeiterkategorien. 

Die  Sonntagsruhe  ist  seit  dem  Jahre  1891  „gesetzlich"  geregelt. 
Vorher  war  nur  durch  den  XIX.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1868  onnöthige  und 
Öffentliche  Arbeit,  durch  welche  der  heilige  Charakter  des  Tages  hätte  gestOrt 
werden  können,  verboten,  wahrend  durch  den  § 89  des  Gewerbegesetzes  die 
Gewerbetreibenden  verpflichtet  wurden,  dom  Gehilfen  Zeit  zu  gönnen,  um  an 
Feiertagen  seiner  Religion  dem  Gottesdienste,  anzuwohnen.  Aber  schon  bald  nach 
dem  Zustandekommen  des  Gewerbegesetzes  hatte  das  Abgeordnetenhaus  eine  Reso- 
lution beschlossen,  in  welcher  die  Regierung  aufgefordert  worden  war,  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  die  Sonntagsruhe  sowohl  zur  Anfrccbterhaltung  der  körperlichen 
Kraft,  wie  zur  Entwickelung  des  Geistes,  zur  Pflege  der  sittJich-religiüsen  Gefühle 
und  zur  Festigung  der  Bande  des  Familienlebens  nothwendig  sei,  dem  Hause 
einen  Gesetzentwurf  über  die  Sonntagsruhe  vorzulegen.  Erst  sieben  Jahre  später 
konnte  jedoch  dieser  Gesetzentwurf  dem  Parlamente  vorgelegt  werden.  Und 
noch  während  der  Verhandlung  musste  — von  Seite  der  Siebenbürger  Sachsen  — 
bemängelt  werden,  dass  der  Entwurf  auch  bezüglich  der  gewerblichen  Arbeiter  (die 
landwirtschaftlichen  werden  von  ihm  gar  nicht  getroflen)  so  viele  Ausnahmen  von 
der  Sonntagsruhe  zulasse,  dass  er  auch  bezüglich  dieser  mir  einem  kleinen  Theile 
den  Genuss  der  Sonntagsruhe  sichere,  während  sich  die  grosse  Mehrheit  mit 
monatlich  einem  einzigen  Ruhetage  )>egnfigen  müsse.  Ja  ein  Redner  machte  die 


auffullenderweiae  die  Vorschriften  über  die  Krankenfersicherung  der  Industriearbeiter,  Über 
die  Bruderladen  und  die  Arbeitsvermittlung  abgedruckt.  Vgl.  Runzel.  .Daü  Armenwesen 
in  Ungarn“  in  den  Grazer  «Blättern  für  das  .Armenwesen“,  V.  Jahrg.,  S.  152. 

*)  Im  Jahre  1894  wurde  im  ganzen  in  237  Mühlen  regelmässig  und  in  743  aus- 
nahmsweise Tag  und  Nacht  gearbeitet;  regelmässig  in  16  Proc.  der  grösseren  Damjf- 
miiblen 
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obrigens  ganz  zutreffende  Bemerkung,  dass  inan  hier  eigentlich  nicht  von  einer 
Sonntagsruhe,  sondern  weit  eher  von  einer  BevollniAcbtigung  der  Kepierung,  an 
Sonntagen  arbeiten  zu  lassen,  sprechen  könne.  Allein  das  nutzte  alles  nichts. 
Schliesslich  kam  doch  nur  der  Xlll.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1801  über  die 
Sonntagsruhe  der  gewerblichen  Arbeiter,  den  Braun*)  sehr  richtig  als  „leeren 
Schein  einer  ernsten  Socialreform"  kennzeichnet,  zustande,  und  selbst  die.ses  Gesetz 
wurde  erst  genehmigt  „nach  langen  Verhandlungen  nnd  nachdem  gewisse,  bei 
der  Ansführung  zn  beobachtende  Zusicherungen  seitens  der  Regierung  gegeben 
worden  waren.“  Das  Gesetz  bestimmt  in  § 1,  dass  an  Sonntagen  sowie  am 
Stephaustage  ira  Königreiche  Ungarn  die  gewerbliche  Arbeit  za  ruhen  habe.  Kine 
.Ausnahme  bildet  aber  die  zur  Reinhaltung  und  Instandhaltung  der  Geschäfts* 
localitäten  und  Einrichtungen  erforderliche  Arbeit,  die  natürlich  von  den  Unter- 
nehmern leicht  ein-  für  allemal  auf  den  Sonntag  verlegt  werden  kann.  Die 
Arbeitsrnbe  bat  nach  § 2 spätestens  Sonntag  um  6 Ulir  früli  zu  beginnen  und 
dauert  24  Stunden,  mindestens  bis  Montag  um  6 Uhr  früh.  Ein  Antrag  Iränyis, 
nach  dem  das  Ruhen  der  gewerblichen  Arbeit  von  Samstag  abend  bis  zum  Be- 
ginne der  gewöhnlichen  Arbeitsstunde  am  Montag  früh  zu  dauern  gehabt  hätte, 
wurde  abgelehnt,  obwohl  doch  bei  einem  14stündigen  MaximaJarbeitstage  der 
durch  die  Sonntagsruhe  verursachte  Ausfall  leicht  hereingebracht  werden  kann. 
Im  § 3 wurde  dann  übrigens  der  Handelsminister  ermfichtigt,  im  Verordnungswege 
„jene  Kategorien  von  Gewerben  zu  bestimmen,  bei  denen  1.  ans  dem  Grunde, 
weil  eine  Unterbrechung  des  Betriebes  unthnnlich  ist  oder  weil  2.  der  ununter- 
brochene Betrieb  «)  im  Hinblick  auf  die  Bedfirftiisse  des  consumierenden  Publicums 
oder  h)  des  öffcntlicben  Verkehrs  im  Hinblick  auf  strategische  oder  sonstige 
Öffentliche  Interessen,  in.sbesondere  aus  gewerblichen  Rücksichten,  nnbedingt  er- 
forderlich ist,  die  gewerbliche  Arbeit  auch  an  den  Ruhetagen  gestattet  sein  wird“. 
.Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  statuierte  dann  — nachdem  lediglich  von  Unter- 
nehmercorporationen  ein  Gutachten  eingeholt  worden  war  — der  Finanzminister 
aus  dem  erstangeführton  Grnndo  2ö,  aus  dem  unter  2 a angeführten  Grunde  29 
und  aus  dem  unter  2 h angeführten  Grunde  8,  im  ganzen  also  63  Ao.«naiimen. 
Man  kann  sich  denken,  dass  da  ziemlich  alle  Zweige  der  Productions-,  Handels- 
und Verkaufsgewerbe  ganz  oder  zum  Tbeüe  von  der  regelmässigen  Sonntagsruhe 
befreit  sind.  Allerdings  müssen  nach  § 4 des  concessionierten  Gesetzes  auch  die 
in  diesen  Branchen  beschäftigten  Arbeiter  mindestens  in  jedem  Monate  einen 
ganzen  oder  alle  zwei  Wochen  einen  halben  Sonntag  (also  12  Sonntage  im  Jahre) 
.Arbeitsruhe  geniessen.*)  Dasselbe  gilt  nach  § 5 für  die  Arbeiter  der  Bergwerks- 

')  Vgl.  Archiv  für  sociale  Gesetzgebung  und  Statistik  (Jahrg.  1891),  S.  512. 

*)  Wie  diesbezüglich  in  Oesterreich  vorgegangen  wird,  beweist  folgende,  der  Arbeits- 
ordnung für  die  mechanische  Weberei  der  Finna  Josef  Sobotka  & Comp,  in  Kerhatitz 
euloommene  Bestimmung:  An  Sonntagen  wird  nicht  gearbeitet;  ausgenommen  hiervon 
lind  nnr  jene  Reinigungs-  und  iDstandbaltaugsarbeiten,  welche  ohne  wesentliche  Störung 
des  Betriebes,  ohne  Gefahr  für  Leben  und  Oesmidheit  der  Arbeiter  an  Wochentagen  nicht 
Teirichtet  werden  können,  sowie  die  erfordeiliche  Bewachung  der  Betriebsaniageii.  Ueber 
diese  Arbeiten  wird  ein  V'eneiclnÜR  angelegt,  in  welches  für  jeden  einzelnen  Sonntag 
die  Kamen  der  beschäftigten  Arbeiter,  der  Ort  und  die  Dauer  ihrer  Beschäftigung  sowie 
die  Art  der  vorgeuommenen  Arbeit  eingetragen  ist.  Die  Einsichtnahme  in  dieses  Ver- 
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und  Iiütknbetheb(>,  der  staatlichen  Münze  sowie  der  StaaUmonopole  und  der 
mit  denselben  verbundenen  Unternehmungen.  Bei  diesen  wurden  aus  dem  oben 
unter  1 angeführtem  Grunde  9,  aus  dem  unter  2 a angeführten  Grunde  4 und 
aus  dem  unter  2 h angeführten  Grunde  2>  im  ganzen  also  15  Ausnahmen  fest- 
gesetzt. Wenn  sich  aber  trotz  der  vielen  Krleichteruiigen  doch  noch  jemand  gegen 
das  Gesetz  vergehen  sollte,  wird  er  nach  § 6 mit  einer  Geldstrafe  von  1 (!)  bis 
3f*0  (!)  fl.  bedroht,  üeber  die  Verhüngung  dieser  Strafen  entscheidet  jedoch  in 
Comitaten  der  Stuhlricbter,  in  Städten  der  Stadthauptmann  oder  der  vom  Magistrate 
hierzu  bestellte  Beamte  und  in  der  Hauptstadt  der  betreffende  Bezirkshauptmann, 
80  dass  allzu  drakonische  Urtheile  in  die.ser  Hinsicht  nicht  zu  erwarten  sind. 
So  urtheilte  denn  Braun*)  gewiss  nicht  zu  hart,  wenn  er  über  den  später 
Gesetz  gewordenen  Entwarf  bemerkte:  „er  lässt  so  gut  wie  alles  zu  wünschen 
übrig  und  bildet  kaum  etwas  anderes  als  ein  hohles  Decorationsstuck,  das.  wenn 
es  auch  sehr  gut  zu  der  ungarischen  Gesetzgebung  passt,  ihr  destoweniger  zur 
Zierde  gereicht.“ 

Ueber  die  Kinderarbeit  enthält  § 115  Gewerbegesetz  die  Bestiimnmig. 
da.ss  Kinder  unter  10  Jahren  gar  nicht,  Kinder  über  10,  aber  unter  12  Jahren 
nur  mit  Bewilligung  der  Geworbebeh«”>rde  in  Fabriken  zur  Arbeit  verwendet  werden. 
Die  Bewilligung  ist  nur  dann  zu  ertheilen,  wenn  entweder  der  ordentliche  Schul- 
besuch sich  mit  der  Verwendung  in  der  Fabrik  vereinbaren  lässt  oder  wenn 
durch  Errichtung  besonderer  Schulen  von  Seiten  des  Fabrikanten  für  den  Unter- 
richt der  Kinder  nach  den  Verordnungen  der  Schulbehürde  gehörig  gesorgt  ist. 
Kinder  über  12  bis  zu  14  Jahren  können  täglich  bächstens  acht,  jugendliche  Hilfs- 
arbeiter zwischen  dem  14.  und  16.  Jahre  höchstens  zehn  Stunden  zur  Arbeit  ver- 
wendet werden.  Nachtarbeit  (zwischen  9 Uhr  abends  und  5 Uhr  morgens)  ist 
Arbeitern  unter  16  Jahren  im  allgemeinen  verboten,  bei  solchen  Gewerbszweigeu 
jedoch,  deren  Betrieb  ohne  Nachtarbeit  eine  Storung  erleiden  würde,  kann  die 
Gewerbebehörde  unter  Berücksichtigung  der  körperlichen  Entwickelung  des  Ar- 
beiters gestatten,  dass  Arbeiter  unter  16,  jedoch  nicht  unter  14  Jahren  höchstens 
sechs  Stunden  in  nächtlicher  Arbeit  verbringen,  ln  Fabriken  jener  Gewerbs- 
zweige,  welche  durch  den  Handelsminister  als  ungesund  oder  gefährlich  erklärt 
worden  sind,  können  Arbeiter  unter  16  Jahren  im  allgemeinen  entweder  gar 
nicht  oder  nur  unter  gewissen  Bedingungen  und  überhaupt  nur  zu  solchen  Arbeiten 
verwendet  werden,  die  ihre  körperliche  Entwickelung  nicht  behindern.  Inwieweit 
diese  Bestimmungen  eingebalten  werden,  möge  folgende  von  Vägo  (Weiss) 
nach  den  Berichten  der  Gewerbeinspectoren  ziisaminengestellte  Tabelle  beweisen : 


zeiclmis  steht  der  Gewerbebehörde  sowie  dem  Gewcrbeinspector  offen.  Sofern  die  er- 
wähnten Arbeiten  die  Arbeiter  am  Besuebe  des  Vormittagsgottesdienstes  verhindern, 
wird  jedem  der  bei  diesen  Arbeiten  beschäftigten  Arbeiter  an  dem  nachfolgenden  Sonntag 
die  freie  Zeit  gelassen,  welclie  ihm  den  Besuch  des  Vormittagsgottes’lieustes  ermöglicht. 
Wenn  die  erwähnten  Arbeiten  länger  als  drei  Stunden  danem,  so  wird  diesen  Arbeitern 
am  nächstfolgenden  Sonntag  eine  mindestens  24ständige  Ruhezeit  gewahrt,  oder  wenn 
dies  mit  Rücksicht  auf  den  Betrieb  nicht  möglich  ist.  an  einem  Wochentage,  oder  je  eine 
sechsstQodige  an  zwei  Tagen  der  Woch«*. 

Vgl.  Archiv  für  sociale  Gesetzgebung  uni  Statistik  ^Jahrg.  1890),  S.  364 


Digitized  by  Google 


Die  Lage  der  gewerblichen  Arbeiter  in  Ungarn. 


295 


1 1 

Jahr 

1 

1 Zahl  der 

1 besichtigten 
, Fabriken 

i! 

Die  Zahl  der  Kinder 

1 1 

bis  12  Jahren  12— HJabren 

1 

14  — löJahren 

16— ISJahreii 

1 1SS7')  ^ 

9S8 

171») 

2069 

6536  i 

i 1S90  ' 

1 942 

83 

497 

3143  ' 

, 1)<91  1 

972 

161 

393 

; 1365  i 

3401 

1892 

1096 

- 

823 

3452 

3326 

1 Il<93 

878 

10 

445  ! 

3782 

3130  1 

1897  ■) 

2517 

1 108 

1986 

20.485 

Im  Berichte  vom  Jahre  1800  wird  bemerkt,  dass  auch  8 bis  OjAhrige 
Kinder  beschäftigt  waren.  Im  Jahre  1801  musste  in  60,  im  Jahre  1892  in 
38  Fällen  wegen  goseuwidriger  Anstellung  von  Kindern  Ein.sprache  erhoben  werden. 
In  den  Jahren  1805  und  1806  erscheint  die  Zahl  der  Kinder  nicht  mehr  aus- 
gewiesen, doch  wird  1805  bemerkt,  dass  auch  bei  Nacht  Kinder  beschädigt  waren, 
und  dass  die  Kinder  nicht  mehr  als  Lehrlinge,  sondern  als  Arbeiter  angestellt 
wurden,  damit  der  Unternehmer  der  den  Lehrlingen  gegenüber  zu  beobachtenden  Ver- 
pSichtungen  enthoben  sei.^)  Im  übrigen  fehlte  auch  im  Jahre  1887/1888  schon 
bei  52  Proc.  der  in  den  Fabriken  aiige.stellten  Lehrlinge  der  Lehi^'ertrag.  Im 
.lahre  1806  musste  in  53  Fällen  wegen  gesetzwidriger  Anstellung  von  Kindern 
Einspruch  erhoben  werden.  Die  Berichte  für  die  Jahre  1800  und  1900  endlich 
weisen  nur  die  Zahl  der  Arbeiter  unter  18  Jahren  (26.076  und  14.690)  aus. 
Die  Inspectoren  beklagen  sich  im  allgemeinen  darüber,  dass  die  Gewerbebehorden 
es  für  überflüssig  halten,  ihre  Pflicht  zu  thun  und  die  Gewerbecommissäre  nicht 
wissen,  was  ihre  Anfgalien  sind.  Sie  schlagen  eine  Einschränkung  der  elterlichen 


*)  Die  Daten  für  das  Jahr  1887  «ind  der  SomogjVhen  Bruschtire,  die  Daten 
für  1897  dem  Buche  vcn  Matlekotita  a.  a.  0.,  S.  H7ti,  entnommen. 

Davon  73  unter  zehn  Jahren. 

*)  Das  Gewerbegesetz  bestimmt  närolicli  — abgesehen  von  den  vermebrtt-n  Forma- 
Utäten  bei  der  Aufnahme  — dass  der  Gewerbetreibende  verpflichtet  sei,  nicht  nur  dem 
Lehrlinge  bis  zur  Vollendung  seines  12.  Lebensjahres  den  regelm&asigen  Besuch  der 
Volksschule  zo  gestatten,  sondern  ihn  auch  zum  Schulbesuche  und  dort,  wo  eine  Lehr- 
lingsschale besteht,  auch  zum  Besuche  dieser  anzuhalten,  sowie  ihn  in  dem  Gewerbe, 
das  er  betreibt,  auNZubildeii  und  ihn  an  gute  Sitten,  Ordnung  and  Arbeitsamkeit  zu 
gewöhnen.  In  den  Gemeinden,  in  denen  wenigstens  50  Lehrlinge  sind  und  für  dieselben  keine 
besondere  Schule  besteht,  ist  übrigens  die  Gemeinde  verpflichtet,  für  den  Unterricht  der 
Lehrlinge  durch  Errichtung  eines  besonderen  Lehrcurses  Sorge  zu  tragen.  Die  jährliche 
Unterrichtszeit  dauert  zehn  Monate  und  sind  wöchentlich  mindestens  vier  Stunden  für 
die  Lehrgegenstäiide  des  allgemeinen  Unterrichtes  und  drei  Stunden  für  den  Zeichen- 
unterriclit  bestimmt  Zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Lehrlingsschulen  kann  die 
Gemeinde  einen  2proc.  Zuschlag  auf  die  directen  Steuern  erbeben. 
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Gewalt  vor,  da  oft  nicht  die  Arbeitgeber  die  Kinder  aiistellen,  sondern  die  Eltern 
sie  einfach  zur  Arbeit  mitnebmen.  Es  wdre  aber  wohl  eher  angezeigt,  zunächst 
bei  allen  jugendlichen  Arbeitern  Tor  Zulassung  zur  Arbeit  die  Vorlage  eines 
Tauf-,  Geburts-  oder  Tauglichkeitszeugnisses,  welches  bei  der  Aufnahme  dem 
Unternehmer  zu  übergeben  und  beim  Austritte  von  demselben  zurückzuerstatten 
wäre,  zu  verlangen,  da  die  Kinder  sich  selbst  immer  älter  machen.  Natürlich 
müsste  die  Ausstellung  dieses  Zeugnisses  kostenlos  erfolgen.  Die  Arbeit  von 
Kindern  unter  12  Jahren  könnte  übrigens  füglich  auch  in  Ungarn  überhaupt 
verboten  werden.  Beim  Bergbau  sollen  sich  die  Insjiectoren  schon  mit  Erfolg 
bemüht  haben,  das  Arbeiten  von  Kindern  unter  12  Jahren  zu  verhindern.  Be- 
sonders stark  ist  dagegen  nach  Somogyi  die  Zahl  der  Kinder  in  Tabak-,  Eiseu- 
und  Metallfabriken  sowie  in  der  Teitilindnstiie.  ln  Glasfabriken  und  Spinnereien 
werden  die  Kinder  auch  weit  über  die  erlaubte  Zeit  hinaus  und  auch  während 
der  Nacht  beschäftigt,  was  bei  den  Spinnereien  mit  der  Leichtigkeit,  bei  den 
Glasfabriken  mit  der  Unaufschiebbarkeit  der  Arbeit  entschuldigt  wird.  In  beiden 
F.ällen  soll  die  Kinderarbeit  auch  mit  Rücksicht  auf  die  österreichische  Conenrrenz 
erforderlich  sein,  da  auch  in  Oesterreich  14-  bis  16jährigen  Kindern  gestattet 
wird,  nachts  zu  arbeiten.  Doch  sollte  wenigstens  das  Relaissystem  eingeführt 
werden,  nach  dem  jeder  Gruppe  erwachsener  Arbeiter  zwei  Gruppen  jugendlicher 
Arbeiter  beigegeben  werden,  die. sich  nach  je  sechs  Stunden  ablösen.  Uebrigens 
kann  die  Dauer  der  Arbeitszeit  der  Kinder  überhaupt  nicht  genau  controliert 
werden,*)  da  die  Kinder  selbst  natürlich  immer  behaupten,  nur  acht  Stunden 
beschäftigt  zu  sein  und  später  nur  zu  persönlichen  Diensleistungen  und  dergleichen 
verwendet  zu  werden.  Dass  dies  nicht  immer  richtig  ist,  geht  aber  daraus  hervor, 
da.ss  in  Fabriken  mit  einer  Arbeitszeit  von 


Stundenzahl 

Zahl 

dcrKinder  j 

bis 

12  Jahren  12 

bis  14  Jahren  14  bis  16  Jahren, 
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99 

145 
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81 

415 

10 

896 

1394 

11 
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200 

876 

11*;, 

1 

69 

139 

12 

22 

246 

1341 

12',',— 1.8 

27 

9ö8 

1147 

unbestimmt 

122 

206 

255 

beschäftigt  waren. 

*)  Drage  a.  a.  0.  S.  182.  824  Kinder  zwischen  14  und  16  Jahren  waren  in  Fabriken 
mit  10' , ständiger  Arbeitszeit  beschäftigt. 
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L'ebor  die  Frauenarbeit  bestimmt  das  Gowcrbegesetz  lediglich  im  § 116, 
dass  Kranen  bis  m vier  Wochen  nach  ihrer  Entbindung  von  der  Erfnllniig  ihrer 
vertragsmSssig  übernommenen  Arbeit  ohne  Erlöschen  des  Vertrages  befreit  sind, 
was  ganz  nnzniünglicb  ist,  da  mindestens  eine  sechswöchentliche  Schonung  nach 
der  Entbindung  notliwendig  erscheinen  würde.  Sonst  ist  von  einer  Einschränkung 
der  ArbeiLszeit.  der  Dauer  der  Nachtarbeit  und  dergleichen  für  Frauen  überhaupt 
nicht  die  Bede,  obgleich  dieselben  in  Bezog  auf  diese  Umstände  doch  wenigstens 
den  jugendlichen  Hilfsarbeitern  gleichgestellt  werden  sollten.  Nach  Somogyi 
fanden  sich  in  den  untersuchten  Fabriken  im  ganzen  22.964  (25  Proc.  der 
Gesammtzahl)  weibliche  Arbeiter,  davon  in  den  Tabakfabriken  13.528  (gegenüber 
939  älännem'i.  in  der  Textilindustrie  2487  und  weiters  eine  grössere  Anzahl  in 
der  chemischen  und  Nahrungsmittelindustrie  sowie  in  den  Bnchdmckereien.  Nach 
der  Gewerbestatistik  vom  .fahre  1899  gab  es  jedoch  in  ganz  Ungarn  schon  46.699 
weibliche  Fabriksangestellte  (18'7  Proc.  der  Gesammtzahl),  davon  in  den  Tabak- 
fabriken 17.879  (gegenüber  1522  Männern)  und  in  der  Textilindustrie  7721. 

Was  die  Beschaffenheit  der  Arheitsränme  anlangt,  so  hätte 
nach  § 30  Gewerbegesetz  die  Gewerbebehörde  vor  der  Bewilligung  der  Betriebs- 
anlage  die  Untersnehung  auch  anf  jene  Vorkehrungen  zu  erstrecken,  welche  zum 
Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter  erforderlich  sind.  Durch 
den  XXVIII.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1893  „über  den  Schutz  der  in  gewerb- 
lichen und  Fabriksbetrieben  Beschäftigten  gegen  Unfälle  und  über  die  Gewerbe- 
inspectoren“ wurde  der  Arbeitgeber,  d.  h.  der  Eigenthümer  oder  Pächter  der 
Betriebsanlage,  beziehungsweise  der  im  Namen  derselben  fungierende  Stellvertreter  (!) 
verpflichtet,  in  seiner  Betriebsanlagc  alle  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  mit  Rück- 
sicht anf  die  Art  der  Anlage  des  Betriebes  und  gemäss  den  Erfordernissen  des- 
selben im  Interesse  der  möglichsten  Sicherung  des  Lebens,  der  körperlichen 
Integrität  und  Gesundheit  uothwendig  sind,  und  wurde  die  Nichterffilloiig  dieser 
Verpflichtung  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  II.  (!)  bedroht,  welche  Geldstrafe, 
wenn  durch  das  Versäumnis  einem  andern  eine  körperliche  Verletzung  erwachsen 
ist,  his  zu  300  11.  (!)  gesteigert  werden  kann.  Ueberdies  ist  die  Controle  über 
die  Verpflichtungen  der  Unternehmer  in  die  „bewährten  Hände“  der  Gewerbebehörde 
erster  Instanz  gelegt,  welche  die  Fabriken  alle  Vierteljalir  durch  gewerbliche 
Vertrauensmänner  unterauchen  zu  lassen')  und  die  Behebung  der  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangenden  Mängel,  auch  ohne  die  Initiative  des  Gewerbeinspectors  abwarten  zu 
müssen,  zu  verfügen  hat.  Der  Unternehmer  ist  aber  zu  fordern  berechtigt,  dass, 
soferne  keine  Gefahr  im  Verzüge  ist,  hinsichtlich  der  ZwecktinAssigkeit  der  gewerbe- 
behördlichen Verfügungen  auch  der  Gewerbeinspector  angchört  werde.  Fuhrt  der 
Unternehmer  aber  auch  dann  die  erlassenen  Verordnungen  nicht  ans  oder  ver- 
weigert er  deren  Durchführung,  ist  er  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
300  fl.  (!)  zu  bestrafen.  Derselben  Strafe  unterliegt,  wer  der  Durchführung  solcher 
Verordnungen  Widerstand  leistet.  Es  scheint  aber  nicht,  als  ob  diese 
Besümmungen  die  Untemebmer  sehr  beunruhigt  hätten;  wenigstens  herrschen  — 


')  Ueber  die  Wirksamkeit  der  GewerbebehOrde  und  der  Vertrauensmänner  vgl.  den 
Bericht  der  Gewerbeinspcctoren  vom  Jahre  1892. 

Zl'Uaebrift  f8r  Volk>wlrt*cfa*/t,  S^ialpolitik  uati  Vern-*TlaDf<  XI.  Buntl.  20 
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namentlich  in  den  älteren  Fabriken  — oft  ganz  unerhörte  Znstände.  Die  Räume 
sind  niedrig  und  dunkel,  von  einem  Schutze  der  Transmissionsriemen  oder  Schwung- 
räder ist  fast  nie  etwas  zu  bemerken,  das  Vorhandensein  von  Respiratoren,  Wasch- 
vorrichtnngen  oder  gar  Ankleideräumen  gehört  zu  den  allergrössten  Seltenheiten. 
Die  Fabriksinspectoren  fanden  im  .Jahre  1892  allerdings  z.  B.  schlechte  Venti- 
lation nur  in  28  Fällen,  allein  schon  Somogyi  stellte  fest,  dass  sie  sich  mit 
einer  gründlichen  Untersuchung  der  Luft  nicht  befassen,  sondern  sich  überhaupt 
nur  auf  ihren  Geruchssinn  und  ihre  .Vngen  verlassen  und  auch  dort,  wo  sie  selbst 
die  Anbringung  von  Kzhaustoreu  für  angezeigt  hielten,  auf  die  Krtheilung  eine.« 
diesbezüglichen  Befehles  verzichten  zu  müssen  glaubten,  weil  dieselbe  zu  — 
kostspielig  gewesen  wäre.  Und  als  endlich  im  Sommer  1899  der  Bester  Ober- 
physicus  auf  den  sanitätswidrigen  Zustand  in  den  meisten  Werkstätten  und  die 
Zunahme  der  Mortalität  an  Tubercnlose  unter  den  in  geschlossenen  Bäumen 
beschäftigten  Arbeitern  hinwies  nnd  eine  neue  Werkstättenordnnng  zur  .Annahme 
empfahl,  wurde  diese  von  der  Handelskammer  mit  der  Begründung  verworfen, 
„dass  ein  solcher  Entwurf  die  Industrie  schädige“.  Da  kann  es  wohl  nicht  auf- 
fallen,  dass  nur  in  20  Proc.  der  inspicierten  Fabriken  Gas  und  in  8 Proc. 
elektrisches  Licht  verwendet  wurde,  während  in  42  Proc.  noch  Petrolenmflaminen 
gebrannt  wurden.  In  den  meisten  Provinzetablissements  wurde  gar  noch  mit 
Oellampen  beleuchtet.  Speiseräume  gab  es  nur  in  3’  , Proc.  der  inspicierten 
Fabriken,  in  den  übrigen  speisten  die  Arbeiter,  da  sie  meist  weit  entfernt  wohnen, 
im  Sommer  in  den  Fabrikshöfen,  im  Winter  in  den  Arbeitssälen.  Dagegen  gibt 
es  natürlich  auch  einige  wenige  gut  eingerichtete  Fabriken.  In  den  Ganz’schen 
Fabriken  z.  B,  stehen  sogar  Bäder  nnd  Krankenambulatorien  den  Arbeitern  zur 
Verfügung  und  unterhält  die  Fester  Waggonfabrik  dieser  Firma  eine  eigene  Schule 
für  ihre  Lehrlinge,  während  die  Leobersdorfer  einen  Kindergarten  für  die  Arbeiter- 
kinder errichtet  hat.  Dass  aber  im  grossen  ganzen  die  Beschaffenheit  der  Arbeits- 
räume  keineswegs  eine  befriedigende  ist,  beweist  schon  der  Umstand,  dass  — einem 
Berichte  des  Pressbnrger  Gowerheinspectors  zufolge  — die  Unternehmer  selbst 
in  diesem  an  der  Grenze  Oesterreichs  gelegenen  Kammerbezirke  von  der  Existenz 
des  Arbeiterunfallgesetzes  vom  Jahre  1893  gar  keine  Kenntnis  haben  oder  dem- 
selben keine  Bedeutung  zumessen.  Diesem  Umstande  ist  cs  denn  wohl  auch  in 
erster  Linie  zuzu.schreiben,  dass  die  Gewerbeinspectoren  gelegentlich  der  Revi- 
sionen in  den  Jahren  1899  und  1900  noch  in  je  16.13G  Fällen  Mängel  und 
Orduungswidrigkeiten  wahrnahmen.  Doch  scheinen  auch  die  „zuständigen  Behörden 
den  Schuldtrageiideii  gegenüber  nicht  mit  der  nöthigon  Energie  aufzutreten,  was 
mit  der  Ueberbürdnng  dieser  Behörden  erklärt  wird“.*)  Daher  kommt  es  dann 
auch,  da.ss  die  Gewerbeinspectoren,  wiewohl  sie  in  jedem  einzelnen  Falle  die  znr 

*)  Vgl.  die  vom  arbeitfistatistiseben  .\iate  im  k.  k.  Handelsministeriuin  heraus- 
gegebeiie  „8ociale  Rundschau“,  II.  Jahrg.,  Octoberheft  1901,  S.  40.‘>.  .ällgemein  ist  nach 
den  dort  auszugsweise  wiedergegebenen  Berichten  der  ungarischen  Gewerbeinspectoren 
auch  die  Kluge,  da.ss  die  Gewerbebeborden  bei  dem  Verfahren  betreffend  die  Ertbeilnng 
der  Bewilligung  zur  Errichtung  industrieller  Unternebmen  auf  die  eiuschlägigen  Bestim- 
mungen der  Gewerbegesetse  und  Verordnungen  nicht  sonderlich  Rücksicht  nehmen.  Sehr 
häufig  knminen  sogar  Fälle  vor,  in  denen  die  Gewerbebeborden  es  ganz  unterlassen,  die 
luspectoreu  zu  den  euminissienellen  Verhandlungen  einzuladeu. 
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Abi^tellang  der  wahrgenominen  Mangel  erfordcrlichon  Schritte  gcthan  haben,  bei 
der  nächsten  fievision  wieder  alles  in  dem  gerügten  Zustande  vortinden. 

Dass  die  Fabriksiuspectioiien  keine  besseren  Erfolge  aufzuweisen  hatten, 
ist  aber  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gewerbeinspection  nur  natürlich. 

Durch  den  citierten  Gesetzartikel  vom  Jahre  1803  sind  nämlich  nicht  nur 
die  Controle  über  den  Vollzug  der  auf  die  Gowerboangelegenheiten  bezüglichen 
Gesetze  und  Verordnungen  sondern  auch  die  mit  der  Gewerbef^rderung  zusammen- 
hängenden Agenden  den  G e w e r b e i ns p e c to r e n übertragen  worden.*)  Zum 
Zwecke  der  Controle  über  den  Vollzug  der  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen 
haben  die  Inspectoren  jene  Fabriken  jährlich  wenigstens  einmal  zu  untersuchen, 
in  welchen  ein  durch  eine  Elementai  kraft  (Dampf,  Gas,  Wasser,  Wind,  Wärme, 
Luft  oder  Elektricität)  betriebener  Motor  in  Verwendung  steht,  oder  in  welchen 
mindestens  20  Angestellte  beschäftigt  sind.  Ebenso  sind  alle  jene  Unter« 
nehmnngeii,  in  weichen  Explosion»-  und  sanitäre  Gefahren  für  die  Arbeiter 
bestehen,  zu  iiispicieren.  *)  Dagegen  unterliegen  der  Fabriksinspection  nicht 
die  landwiriscbaftliehe  und  Forstproduction.  die  Viehzucht  Fischerei,  Seiden- 
and  Bienenzucht,  der  Garten-  und  Weinbau  und  die  damit  im  Zusammenhänge 
stehenden  Nebengewerbe,  die  Hausindustrie,  der  Bergbau,  das  Hüttenwesen,  die 
Untemebiimngen  der  Staatsmonopole,  die  Arbeit  der  in  militärischen  Geschäfts- 
betrieben beschäftigten  Soldaten,  die  Wassermüllerei,  ferner  die  Eisenbahn-, 
f)amf»fschiffabrt-  und  CanalmUernehmungen,  die  Seeschiffahrt,  der  Betrieb  von 
Fähren  und  Hoizflössereieii,  die  industrielle  Beschäftigung  öffentlicher  VerpÜegs- 
and  UnterrichUan.stalten,  Zuchthäuser  und  Gefängnisse,  das  Wandergewerbe  und 
die  gewöhnliche  Taglohnerarbeit.  Für  die  vom  Finanzminister  verwalteten  An- 
lagen kann  der  Finanzminister,  sofern  er  die  Wirksamkeit  der  Inspectoren  nicht 
in  Anspruch  zu  nehmen  wünscht,  für  die  fachmännische  Fabriksinspection  dieser 
Anlagen  durch  seine  eigenen  Organe  Sorge  tragen(!).  In  den  ünternehrnmigen, 
deren  Besichtigung  ihm  obliegt,  kann  der  Gewerbeinspector  in  allen  Kauinlicbkeiten 
ZU  jeder  Tageszeit  erscheinen.  Nachts  kann  er  nur  jene  Theile  der  Betriebs- 
anlago  besichtigen,  in  welchen  die  gewerbliche  Arbeit  auch  während  dieser  Zeit 

Durch  das  Gewerbegesetz  war  die  Fabriksinspectiou  den  gewerbebehwrdlicbcn 
Bevollmächtigten  itbertragen.  Diese  werden  auf  dem  Gebiete  der  OewerbebehOrde  erster 
Instanz  beziehungsweise  zur  Seite  des  Stuhlrichters  von  den  am  Amtssitze  des  Stuhl- 
richters  wohnenden  Gewerbetreibenden!!)  jährlich  gewählt  und  sind  bloss  jene  Gewerbe- 
treibenden wählbar,  welche  in  dem  der  Wahl  vorangehenden  Jahre  Erwerbssteuer 
in.  Classe  in  einer  vom  M^ni^terium  für  den  betreffenden  Wshlbezirk  festzustellenden 
Höhe  gezahlt  haben  (§  172  cit.  Ges.).  Ausserdem  wurde  jedoch  d**r  Minister  ermächtigt, 
mit  der  Inspection  der  Fabriken  in  der  Hauptstadt  tind  in  solchen  Gegenden,  wo 
Fabriken  sich  in  grosserer  Anzalil  befinden,  auch  besondere  Organe  betrauen  zu  dürfen 
(f  121  cit.  Ges.)  und  standen  schon  damals  dem  Ministerium  «Gewerbeinspectoren* 
benannte  Facborgane  zur  V'erfiigung,  denen  es  oblag,  das  Gewerbewesen  zu  studieren 
und  einen  Thetl  der  Indu>>triefOrderangsgeschiifte  zn  erledigen.  Iiu  Jahre  1Hh7  traten 
diese  FaeUorgane  als  Fabiiksinspectoren  in  den  Vordergrund,  wirkttm  jedoch  auch  über 
diesen  Zeitpunkt  hinaus  in  den  Angelegeuliciten  für  GewerbefOrderung  mit.  woran  ja 
auch  durch  das  1893er  Gesetz  nichts  geändert  wurde. 

Das  Gesetz  zählt  im  $ 17  achtzehn  Industriezweige  auf.  deren  Fabrikeu  ohne 
Rücksicht  auf  die  Betriebskraft  und  Arbciterzabl  zu  besichtigen  sind. 

2il* 
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im  Gange  ist.  Der  Arbeitgeber,  welcher  dem  Gowerbeinspector  den  Eintritt  in 
diese  Räumlichkeiten  nicht  gestattet,  ist  — natürlich  wieder  von  der  Gewerhe- 
behördo  — mit  einer  Geldstrafe  bis  in  .50  fl.,  bei  Rfickfölligkeit  innerhalb  zwei 
Jahren  bis  zn  300  fl.  zn  bestrafen.  — Der  Inspector  ist  auch  ermächtigt,  an 
jeden  der  bei  der  Intemehmnng  Beschäftigten  — wenn  er  dies  nöthig  findet, 
auch  ohne  Zeugen  — sowie  an  den  Arbeitgeber  in  den  zu  seiner  Inspections- 
function  gehörenden  Angelegenheiten  Fragen  zn  richten  und  Anfklämngen  zn 
verlangen  und  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  dem  Inspector  die  verlangten 
Aufklärungen  zn  ertheilen.  Der  Unternehmer  darf  auch  bei  der  erwähnten  Strafe  von 
.50,  resp.  300  fl.,  keine  unwahren  .Antworten  geben,  oder  seinen  Angestellten  die 
Ertheilnng  von  Aufklärungen  oder  das  Vorbringen  ihrer  Beschwerden  verbieten, 
oder  sie  zur  Ertheilnng  von  unwahren  Antworten  veranlassen.  Doch  darf  auch 
der  Gowerbeinspector  keine  Frage  stellen,  durch  deren  Beantwortung,  noch  die 
Besichtigung  jenes  Theiles  der  Betriebsanlagc  fordeni,  durch  dessen  Besichtigung 
das  Patent-  und  Geschäftsgeheimnis  oder  die  Specialität  der  betreffenden  Anlage 
aufgedeckt  würde;  er  darf  keine  .Aufklärung  verlangen,  durch  deren  Ertheilnng 
sich  für  die  geschäftlichen  Interessen  der  Unternehmung  unmittelbar  oder 
mittelbar  ein  Nachtheil  ergeben  könnte.  Welche  Fragen,  beziehungsweise 
Botriebsanlageu  in  dieses  Gebiet  fallen,  entscheidet  eventuell  der  Handelsminister. 
Auf  die  etwa  wahrgenommenen  Mängel  muss  der  Gewerbeinspector  den  Unter- 
nehmer aufmerksam  machen  und  ist  ersterer  auch  verpflichtet,  dem  Arbeitgeber 
.Anleitung  und  fachmännischen  Rath  zu  dem  Behufs  zn  ertheilen,  dass  die  zum 
Schutze  des  Lebens,  der  körperlichen  Integrität  und  Gesundheit  iliencnden  Ver- 
fügungen in  der  möglichst  zweckmässigen  AVeise,  aber  doch  mit  Vermeidung 
überflüssiger  Kosten  dnrehgeführt  werden  können,  ebenso  ist  er  ver- 
pflichtet, dem  Unternehmer  die  diesbezüglichen  Pläne  unentgeltlich  anznfertigen. 
Werden  gesetzwidrige  Mängel  nicht  abgestellt,  so  hat  sich  der  Gewerbeiuspector 
an  die  zuständige  Behörde  zu  wenden.  Im  Nothfalle  ist  der  Inspector  auch 
berechtigt,  die  Mitwirkung  der  Gewerbebehörde  oder  LocalbehOrde.  eventuell  des 
behördlichen  .Arztes  und  Staatsbanamtes  schon  bei  der  Inspection  anzusnebon. 
Über  jede  Inspection  ist  ein  Protokoll  aufznnehmeii.  das  dem  Handelsminister  zn 
unterbreiten  ist.  Ausserdem  ist  über  das  Resultat  der  Fabriksinspectioneu  dem 
Handelsminister  alljährlich  ein  erschöpfender  Bericht  zn  unterbreiten,  welcher 
seit  dem  Jahre  1809  auch  veröffentlicht  wird. 

Die  meisten  dieser  die  Inspection  betreffenden  Bestimmungen  stehen  aber 
leider  lediglich  auf  dem  Papier,  denn  die  Betrauung  der  Inspectoren  mit  so 
vielen  heterogenen  Aufgaben  — namentlich  den  gesammten  Agenden  zur 
.Schaffung  einer  heimischen  Industrie  — macht,  wie  F fl  I d e s ganz  richtig 
bemerkt, ')  eine  ernstliche  Erfnllurg  der  an  die  Inspection  zn  knüpfenden  Er- 
wartungen schon  deshalb  unmöglich,  weil  sich  der  Inspector  weit  mehr  Aner- 
kennung verschafft  durch  die  Erfüllung  der  Pflichten,  welche  mit  der  Schaffung 
neuer  Industrien,  der  Pflege  der  Hausindustrie  etc.  Zusammenhängen.  Dessen 


')  Handwörterbuch  der  Staetswissenschaften.  Heraoegegeben  von  Conrad  u.  A. 
II.  Auflage.  2.  Lieferung.  Jena  1898.  S.  521 
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waren  sich  die  Gesetzgeber  auch  sicher  bewusst,  doch  stehen  derartige  Ver- 
fügungen eben  durchaus  im  Einklänge  mit  den  gewerbepolitiseben  Maximen  der 
ungarischen  Kegiemng,  die  auf  jode  Weise  und  mit  allen  Mitteln  die  Entwicklung 
einer  Grossindustrie  zu  fordern  sucht  und  dabei  die  Interessen  der  arbeitenden 
Classen  leichten  Herzens  dem  Egoismus  der  Unternehmer  preisgibt.*}  Wurden 
doch  neuerlich,  als  sich  die  UnglücksfUle  bei  Bauten  in  der  Hauptstadt  in  so 
erschreckendem  Maasse  vermehrten,  das.s  „etwas  geschehen  musste“,  die  Gewerbe- 
inspectoren auch  noch  mit  der  Controle  der  Bauten  betraut,  wobei  ihnen  aller- 
dings 5 (!)  Architekten  (4  in  Pest  und  1 in  Klausenburg)  als  Controlorgane 
beigegeben  wurden.  Unter  solchen  Umständen  war  wohl  die  Forderung  des  1897er 
socialdemokratischen  Parteicongresses  auf  „Einführung  des  Gewerbeinspectoren- 
svstems,  das  im  Gesetze  zwar  vorgesehen  ist,  in  der  Praxis  aber  nicht  durch- 
gefübrt  wird“,  gewiss  gerechtfertigt  und  Ende  Mai  1898  erschien  denn  auch 
ein  Erlass  des  Handelsministers,  welcher  die  Beorganisation  der  ungarischen 
Gewerbeinspection  zum  Zwecke  hatte.  Zunächst  wurde  das  ganze  Land  in  7 
selbständige  Gewerbeinspectorate  cingetheilt  und  verfügt,  dass  die  Gewerbe- 
inspectoren ständig  in  ihren  Bezirken  wohnen  sollen,  und  in  den  ihnen  vom 
Minister  als  Sitz  zugewiesonen  Städten  ihre  Kanzleien  zu  errichten  haben,  so 

dass  sie  Zeit  und  Gelegenheit  Anden,  mit  den  industriellen  Kreisen  (!)  in  stetem 

Contact  zu  sein.  Ferner  sollten  den  Inspectoren  die  bureankratischen  Arbeiten 
in  der  Centrale  abgenommen  werden,  wogegen  sie  noch  im  Laufe  des  Jahres 
1898  alle  im  Sinne  des  Gesetzes  der  gewerbebehürdlicben  Controle  unter- 
stehenden Fabriken  und  industriellen  Anlagen  im  ganzen  Lande  überprüfen 
Sollten.  Falls  ein  Gewerbeinspector  nicht  im  Stande  wäre,  dieser  VerpAichtung 
nachzukommen,  hätte  er  dies  anzuzeigen,  damit  ihm  die  nöthige  Zahl  von 
Hilfsorganen  beigegeben  werde.  Die  einheitliche  Leitung  der  Institution  sollte 
in  den  Händen  eines  Gewerbooberinspectors  im  Handelsministerium  ruhen. 

Diesem  wäre  — nachdem  das  Reiseprogranim  für  das  ganze  Jahr  im  voraus 

entworfen  wurde  — monatlich  Bericht  zu  erstatten  und  haben  die  Inspectoren 
ausserdem  alljährlich  im  Februar  einen  umfassenden  Jahresbericht  über  ihre 
gesummte  Thätigkeit,  über  den  Stand  der  Industrie,  des  gewerblichen  Unterrichtes, 
des  Arbeiterschutzes,  des  Unfallversicherungswesens,  über  vorgekommene  gesund- 
heitsschädliche EinAüsse,  über  den  Stand  der  Krankennnterstützung  und  der 
Wohlfahrtsanstalten  für  Arbeiter,  über  vorgekommene  Strikes  u.  s.  w.  zu 
erstatten.  Diese  Berichte  sollen  einen  absoluten (!?)  literarischen  Wert  haben, 
um  für  das  Publicum,  welches  sich  für  Ungarns  wirtschaftliche  und  gesellschaft- 
liche Zustände  interessiert,  selbständig  veröAentlicht  werden  zu  können.*)  Ob  die 
Gi-werheinspectoren  all  diesen  A'erpAichtungen  gewissenhaft  nachkommeii  können, 
wurde  aber  natürlich  nicht  untersucht,  die  einzelnen  Inspectoratsbezirke  wurden 
vielmehr  so  gross  gestaltet,  dass  z.  B.  der  Pressburger  Gewerbeinspector  im 
Jahre  1898  ausser  den  ganz  kleinen  Anlagen,  sowie  den  sogenannten  Banern- 
mühlen  (allein  IGOO  an  der  Zabli  403  Fabriken,  in  denen  15.319  Angestellte 

*)  Braun  im  Archiv  für  sociale  Gesetzgebung  und  Statistik.  III.  Jahrg.  S.  3ätl. 

*)  Der  Bericht  ist  beiläuüg  bemerkt  im  Buehhandel  gor  nicht  und  auch  durch 
„Protection“  nur  äusaerst  schwer  zu  erhalten. 
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beschafligt  waren,  persönlich  inspiciercn  musste,  w«>bei  ihm  noch  die  zeitraubende 
Last  der  vielen  statistischen  und  Kanzleiarbeiten  oblag. 

Drei  Monate  spMer  sah  sich  denn  auch  bereits  der  Handelsminister 
gendthigt,  einen  zweiten  Krhiss  herauszugeben.  in  welchem  den  mit  der  Aufsicht 
betrauten  behördlichen  Organen  strengstens  anfgetragen  werden  musste,  etwaige 
Beschwerden  der  Arbeiter  stets  anzuliOren,  da  sich  in  einzelnen  rntemehmungen 
UnilUle  ereigneten,  die  leicht  zu  rermeideu  gewesen  wAren.  obzwar  inan  die 
Fabriken  unmittelbar  vorher  wiederholt  inspiciert  hatte  und  bei  dieser  Gelegen- 
heit alles  in  bester  Ordnung  g»'funden  worden  war. 

Geändert  wurde  bei  dem  vorhandenen  Mange]  an  Hilfi^kräflen  durch  diesen 
Erlass  aber  natürlich  auch  nichts*)  und  so  musste  man  sich  nach  längerem 
Zögern  endlich  — im  Frühjahre  1001  — doch  dazu  entschliessen,  die  Zahl  der 
Inspectorate  auf  17  zu  erhöhen,  eine  Maassregoi,  die  sehr  zweckentsprechend 
gewesen  wäre,  wenn  man  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  den  Gewerbeinspectoren 
auch  die  Agenden  der  Dampfkesselrevisoren  übertragen  und  sie  so  ihren  eigent- 
lichen Aufgaben  noch  mehr  entfremdet  hätte,  obzwar  von  sehr  competenter  Seite 
schon  die  Übertragung  der  Gewerbefordeningsageiiden  an  die  Inspectoren  für 
höchst  unzweckmässig  erklärt  worden  war.  Allein  man  scheint  sich  merkwürdiger- 
weise gerade  auf  die  Vereinigang  dieser  Agenden  in  Ungarn  sehr  viel  einzubilden. 
Der  Obergewerbeinspector  Dr.  Alexander  Dekesy  hebt  wenigstens  in  einem 
Aufsatze  über  ,die  Gewerbeinspection  in  Ungarn"*)  besonders  henor,  dass  von 
allem  Anfänge  an  die  Gewerbeinspectoren  ihre  Thätigkeit  nicht  wie  anderwärts 
lediglich  auf  die  Controle  der  Durchführung  der  Arbeiterschntzgesetze,  sondern 
auch  auf  dio  Förderung  der  Industrie  auszudehnen  hatten,  und  sagt  dann  des 
weiteren:  „Dieser  Unterschied  sichert  der  ungarischen  Institution  den  ent- 
sprechenden Institutionen  des  Auslandes  gegenüber  einen  entschiedenen  Vortheil 
zu.  Man  kann  nämlich  jede  solche  Institution  als  verfehlt  betrachten,  welche 
dem  Fortbestände  jener  Unterschiede,  die  in  einzelnen  Schichten  der  Gesellschaft 
zu  Tage  treten  können,  Vorschub  leiste.  Und  die  Gewerbein.spection  kann  als 
solche  betrachtet  werden,  sofeme  dieselbe  ausschliesslich  die  Förderung  der 
Interessen  der  Arbeiterclasse  bezweckt.“  Der  Gewerbeinspector  dagegen,  welcher 
die  Interessen  des  Unternehmers  bei  der  Gewerbebehörde  erster  Instanz  zu 
wahren  hat,  könne  — meint  Bekesy  — bei  den  Unternehmern  leichter, 
auch  nicht  auf  legislatorische  V'erfügungcn  gestützte.  Arbeiterschutz-  und  Arbeiter- 
wohlfahrtseinrichtungen für  die  Arbeiter  durchsetzen.  Nun  ist  es  aber  denn 
doch  einerseits  etwas  gewagt,  zu  behaupten,  dass  eine  Controle  der  Durchführung 

>)  Cit.  nach  dem  „P.  L."  In  demselben  Erlasse  wurde  es  den  ln»pectoren  auch 
strengstens  untersagt,  die  Eigenthümer  im  vorhinein  von  dem  Zeitpunkte  der  stattfindeuden 
Besichtigang  zu  verständigen. 

*)  Nach  der  „Socialen  Praxis“  vom  6.  October  (VIII.  Jaurg.,  Sp.  16)  wurden 
im  Monate  August  18!)8  x.  B.  lobO  Fabriken  inspieiert  und  dürften  diese  Inspeetionen 
wohl  wieder  keine  sehr  gründlichen  gewesen  sein,  da  ja  in  diesem  Falle  ein  Inspector 
täglich  durchschnittlich  7*/,  Fabriken  „besichtigen“  musste.  Im  Jahre  1899  wurden 
denn  auch  nur  2904  und  im  Jahre  DhW  3441  Inspeetionen  vorgenommen,  trotxdem  die 
Zahl  der  Inspectoren  auf  9 und  die  der  Hilfsbeamten  ebenfalls  auf  9 erhöht  worden  war, 

’)  Vgl.  „Volkswirtschaftliche  Mittbeilungeo  aus  Ungarn“  (Jabrg.  1><99.  S.  69  £f.}. 
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von  Gesetzen  „die  zwischen  einzelnen  Schichten  der  Gesellschaft  bestehenden 
Unterschiede  ßrdere“  und  anderseits  kann  doch  von  ungarischen  Unternehmern, 
io  deren  Etablissements  nur  ausnahmsweise  die  gesetzlichen  Verfügungen  ein- 
gehalten werden,  nicht  eine  durch  ^Y^lhlwollen  und  philantropische  Gefühle  her- 
Yorgerufeiie  Errichtung  von  Arbciterschntz-  und  AVobIfalirtseinriefatungen  erwartet 
werden,  ganz  abgesehen  davon,  dass  in  Ungarn  die  Gewührung  von  Tndustrie- 
begünstigungen  in  der  Hegel  wohl  von  ganz  anderen  Dingen  abhängig  gemacht  zu 
werden  pflegt  als  von  der  Einführung  derartiger  Einrichtungen.  Und  wenn 
schliesslich  der  Herr  Obergewerbeinspector  meint,  cs  sei  schade,  die  theoretischen 
und  praktisclien  Kenntnisse,  welche  sich  der  Gewerbeinspector  durch  seine  ThuUgkeit 
erwerbe,  ausschliesslich  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschiitzes  zu  verwerten,  so 
beweist  das  eben  nur,  dass  man  in  Ungarn  in  den  maassgebenden  Kreisen  von  dem 
Werte  der  Arbeiterschatzgesetzgebung  eine  ziemlich  geringe  Meinung  hat.  was  aller- 
dings bei  dem  Stande  dieser  Gesetzgebung  weiter  keine  Verwunderung  erregen  kann. 

Wie  wenig  sich  die  Behörden  in  Ungarn  um  das  Wohl  der  Arbeiter 
kümmern,  zeigt  im  übrigen  auch  ein  Vergleich  der  Arbeitsordnungen  — 
die  natürlich  der  behördlichen  BesUltigung  bedürfen  - - in  den  österreichischen 
und  ungarischen  Fabriken.  Denn  auch  hier  ßndet  sich  in  Ungarn  das  Bestreben, 
die  Stellung  der  Untemebmer  den  Arbeitern  gegenüber  in  jeder  Hinsicht  zu 
einer  möglichst  günstigen  zu  gestalten. 

Da  ist  es  nun  ganz  natürlich,  dass  die  Frage  der  socialen  Ver- 
sicherung in  Ungarn  aus  dem  Stadium  des  Stndiertwerdens  nicht  heraus- 
kommen  will,  und  dass  die  eingehendsten  Studien  einstweilen  lediglich  bezüglich 
der  Krankenversicherung  ein  Resultat  hatten.  Da.s  erste  Gewerbegesetz 
des  selbständigen  ungarischen  Staates  (der  Gesetzariikcl  VIII  vom  Jahre  1872) 
hatte  in  § 42*)  gar  nur  verfügt,  dass  die  in  der  Hausgenossenschaft  der  Meister 
lebenden  Lehrlinge  von  den  ersteren  im  Krankheitsfälle  zu  ver|)flegen  seien  und 
in  § 68  hestinimt,  dass  die  Fahriksordnungen  Bestimmungen  darüber  zu  enthalten 
haben,  in  welcher  Weise  für  die  Arbeiter  im  Falle  der  Erkrankung  oder  eines  Unfalles 

*)  ßeziiglich  der  Strafen  bestimmt  z.  B.  die  Arbeitsordnung  für  die  mechaniicbe 
Weberei  der  Finna  Josef  Sobotka  k Co.  in  Kerliatitz;  Übertretungen  der  Arbeits- 
ordnung werden  bestraft,  und  zwar:  Das  erstemal  mit  einem  Verweise.  Das  zwoitema! 
im  Zettrantne  einer  Woche  mit  Geldbußen  bis  zur  maximalen  Hübe  von  einem  halben 
Tagesverdienst,  jedoch  sollen  Ordnungsstrafen,  welche  den  vierten  Theil  eines  Tages- 
verdienstes übersteigen,  nur  uusnahm.sweise  verhängt  werden.  Das  drittemal  mit 
Kündigung.  Sämmtliche  Ordnnngsstrafen  werden  in  ein  separates  Verzeichnis  ein- 
getragen und  steht  dessen  Einsichtnahme  sowohl  der  Behörde  als  den  HUfsarbeitem 
offen.  Sümmtliche  Ordnungsstrafen  fiiessen  in  die  Betriebskrankencassa  oder  in  die 
Unterstützungscassa  für  hilfsbedürftige  Arbeiter.  — Die  allgemeine  Fabriksordnung 
der  sonst  wegen  ihrer  Arbeiterfreundlichkeit  bekannten  Ganz'scbeu  Fabrik  dagegen 
bestimmt  einfach:  Übertretungen  dieser  Fabriksordung  werden  mit  Verwammig,  Lohn- 
abzug und  Entlas-sung  geahndet,  ohne  dass  nähere  Modalitäten  bei  deren  Verhängung, 
die  Art  der  Verwendung  der  Strafen  u.  dgl.  festgesetzt  wären.  Ebenso  können  z.  B. 
in  der  österreichischen  Fabrik  die  Arbeiter  aus  5 in  der  Arbeitsordnung  angeführten 
Gründen  auch  ohne  Kündigung  die  .\rbeit  verlassen,  während  sie  hierzu  nach  der 
Fabriksordnung  des  ungarischen  Unternehmens  in  keinem  Falle  berechtigt  siud. 

*)  Vgl.  Leo  Verkauf  im  „Handwörterbuch  der  Staatswissensebaften*.  heraus- 
gegeben von  Conrad  n.  A.,  II.  Auflage.  3.  Lieferung,  Jena  1^98,  633. 
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vorgpesofjft  sei.  Auch  die  Gewerbeordnung  von  1884  traf  für  die  Fabriksarbeiter 
keine  andere  Fürsorge,  doch  war  im  Geselzartikel  III  vom  Jahre  1875  fest- 
gesetzt worden,  dass  die  Krankcnhaoskosten  von  Arbeitern  subsidiär  für  höchstens 
30  Tage  vom  Unternehmer  zu  entrichten  seien,  unbeschadet  des  Begressrecbtes 
gegenüber  den  Gehilfen.  ^ Für  die  Hilfsarbeiter  des  Kleingewerbes  bestimmte 
dagegen  das  1884er  Gewerbegesetz,  dass  die  zur  Wahl  des  genossenschaftlichen 
Schiedsgerichtes  versammelten  Gehilfen  die  Errichtung  einer  Erankencassa,  deren 
Statut  dann  vom  Schiedsgericht  auszuarbeiten  ist,  beschliessen  können.*)  Au  der 
Verwaltung  der  Casscn  sollten  Unternehmer  und  Arbeiter  in  gleicher  Zahl  tbeil* 
nehmen,  doch  wurde  der  Vorsitz  dem  Präses  der  Gewerbecor|>oratioii  übertragen. 

Im  Jahre  1891  wurde  jedoch  durch  den  XIV.  Gesetzartikel  „über  die  Unter- 
stützung in  Krankheitsfällen  der  gewerblichen  und  Fabriksangestellten‘‘  die  obliga- 
torische Krankenversicherung  eingefübrt,  da,  wie  der  dem  diesbezüglichen  Gesetz- 
entwürfe beigegebene  Motivenbericht  hatte  zugestehen  müssen,  „der  Arbeiter  in- 
folge der  mächtigen  Entfaltung  der  Gewerbe-  und  Concurreuzfreiheit  und  infolge 
des  Umstandes,  dass  er  immer  häufiger  durch  Arbeitsmasebinen  ersetzt  wird,  seine 
Arbeitskraft  nur  in  den  seltensten  Fällen  so  zu  verwerten  in  der  Lage  ist,  dass 
er  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  oder  Erwerbsunfähigkeit  auf  die  Hilfe  anderer 
nicht  angewiesen  sei  und  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  gewerbliche  und  Fabriks- 
arbeit den  menschlichen  Organismus  frühzeitig  angreift  und  den  Arbeiter  häufigen 
Erkrankungen  aussetzt.  Die  möglichste  Beseitigung  der  aus  diesen  Verhältnissen 
erwachsenden  Uebel  und  dos  entstehenden  Elends  sei  daher  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben  der  Gesetzgebung  und  Kegierung“.  Es  müssen  also  nunmehr  ohne 
Bücksicht  auf  Geschlecht,  Alter  und  Staatsbürgerschaft  alle  diejenigen  einer 
Krankencasse  angeboren,  welche  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone 

a)  bei  einer  unter  das  Gewerbegezetz  fallenden  Beschäftigung  (einschliesslich 
jedoch  der  bei  einer  mit  dem  Staatsmonopole  in  Verbindung  stehenden  Unter- 
nehmung Beschäftigten); 

b)  in  Berg-  und  Hüttenwerken  oder  anderen  Bergproducte  verarbeitenden 
Gewerken,  desgleichen  bei  Steinbrüchen,  Sand-,  Schotter-  und  Lehmgruben; 

c)  bei  grösseren  Bauten  (Strassen-,  Eisenbahn-,  Wasser-  oder  Befestigungs- 
bauten); 

d)  beim  Betriebe  und  in  Fabriken  und  Werkstätten  von  Eisenbahnen:  bei 
der  Post,  bei  dem  Telegraphen  und  Telephon; 

’)  Ausserdem  bestimmte  der  auch  nach  Iiislebentreten  des  1^91er  Kraukeu- 
unterstützungsgesetze«  in  Kraft  gebliebene  dritte  Absatz  des  § 15  des  Gesetzaitikels 
XIV  v.  J.  1876  über  die  Regelung  des  öffentlichen  .Sanititswesens:  „Die  Behörde  hat 
schließlich  Verfügungen  zu  treffen,  dass  die  bei  grösseren  Unternehmungen  und  öffent- 
lichen Bauten  beschäftigten  Arbeiter  dort,  wo  sie  wegen  der  localen  Verhältnisse  für 
ihre  Unterkunft  nicht  selbst  sorgen  können,  auf  Kosten  der  betreffenden  Unternehmung 
entsprechend  untergebracht  und  im  Falle  ihrer  Erkrankung  ärztlich  behandelt  werde«. 

*)  Diese  Bestimmung  wurde  durch  $ 86  des  Gesetzartikels  XI\*  v.  J.  1891  ausser 
Kraft  gesetzt.  Übrigens  sind  solche  Hilfscassen  nur  bei  87  Corpurationen  zustande 
gekommen,  welchen  sich  noch  52  ähnliche  gleichfalls  für  Handwerksgehüfeii  iin  Schosse 
von  Gewerbegenofsenschaften  errichtete  Vereine  anscülossen.  Im  ganzen  waren  aber 
zur  Zeit  des  InsUbentretens  des  1891er  Gesetzes  nur  etwa  40  Proc.  der  gewerblichen 
Fabriksarbeiter  und  Gehilfen  fOr  den  Krankheitsfall  versichert. 
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e)  bei  der  Schiffahrt  and  dem  SchüTeban  (mit  Ansscbloss  der  Seeschiffahrt 
and  Seefischerei); 

f)  bei  dem  Verfrachtongswesen,  Speditionsaesen  in  Magazinen  nnd  Handels- 
kellereien 

mit  einem  Gehalte  oder  Lohne  angestellt  sind,  dessen  auf  einen  Arbeitstag  ent- 
fallender Betrag  nicht  mehr  als  4 fl.  aasmacht  (eventuell  also  auch  Lehr- 
linge, Praktikanten  u.  dgl.)  nnd  denen  gegenüber  seitens  des  üntemehmers  beim 
Antritte  der  Arbeit  nicht  ausdrücklich  ausbedungen  wurde,  dass  die  Anstellung 
sich  auf  eine  kürzere  Zeit  als  acht  Tage  erstreckt. 

Auf  Grund  ihrer  eigenen  Entschliessung  können  der  Krankencassa  alle  die- 
jenigen beitreten,  denen  die  Statuten  der  betreffenden  Cassa  den  Beitritt  gestatten. 

Vom  Beitritte  zu  einer  Krankencassa  können  jedoch  jene  befreit  werden, 
die  anf  Grund  anderer  Titel  in  KrankheiLsfällen  mindestens  20  Wochen  lang 
nach  der  Erkrankung  ihre  Bezüge  erhalten  oder  volle  Verpflegung  geniessen. 

Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  jede  bei  ihm  angestellte  versicherungs- 
pflichtige  Person  binnen  acht  Tagen  nach  dem  Eintritt  in  die  Arbeit  bei  der 
von  der  Gewerbebehörde  bezeichneteii  Gasse  anznmelden.  Im  Falle  der  L'nter- 
lassnng  dieser  Anmeldung  wird  der  Unternehmer  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  20  fl. 
bedroht  und  hat  die  Beitrüge  vom  Tage  des  Arbeitsantrittes  aus  eigenem  nachzu- 
zahlen  nnd  ausserdem  die  Kasten,  welche  ans  einer  etwaigen  Krankheit  des  nicht 
angemeldeten  Versicherungspflichtigen  erwachsen*)  sowie  die  Kosten  des  Ver- 
fahrens zu  ersetzen.  Auch  die  aus  der  .Arbeit  anstretenden  Versicherungspflichtigen 
hat  der  Unternehmer  binnen  acht  Tagen  abzumelden,  widrigenfalls  er  die  Beiträge 
bis  zur  tbatsAcblichen  Anmeldung  des  Austrittes  ans  eigenem  zu  bezahlen  hat. 

Die  Beitr.Age  der  zum  Eintritt  in  die  ünterstütznngscasse  verpflichteten 
Mitglieder  werden  entweder  auf  Grund  des  durchschnittlichen  gewöhnlichen,  von 
der  Gewerbebehörde  gesondert  für  Männer,  Frauen  und  Angestellte  unter  18  Jahren 
zu  ermittelnden  Taglohnes  oder  anf  Grund  des  wirklich  bezogenen  Taglohnes, 
der  jedoch  nicht  niedriger  als  der  durchschnittliche  gewöhnliche  Lohn  und  nicht 
höher  als  mit  2 fl.  pro  Tag  angenommen  werden  darf,  festgestellt.  Der  Wert 
der  vertragsmässig  bedungenen  Verköstigung  ist  dabei  in  Kechnung  zu  ziehen. 
Der  Beitrag  darf  3,  wenn  die  Gasse  aber  eine,  das  gesetzliche  Mindestansniaass 
übersteigende  Unterstützung  gewährt,  2 Proc.  des  zur  Grundlage  genommenen 
Lohnes  nicht  übersteigen.  Mit  Bewilligung  des  Handelsininistors  kann  der  Beitrag 
jedoch  ausnahmsweise  auch  bis  zu  5 Proc.  erhöht  werden.  Unmittelbar  nach  der 
Constituiemng  darf  jedoch  nicht  über  2 Proc.  eingehoben  werden.  Von  diesen 
Beiträgen  hat  der  Unternehmer  */,,  der  Arbeiter  zu  zahlen;*)  nur  für  Lehr- 
linge, Praktikanten  nnd  dergleichen  muss,  sofern  der  mit  den  Eltern  oder  Vor- 
mündern geschlossene  Vertrag  nicht  anders  verfügt,  der  Unternehmer  den  ganzen 

*)  Einfacher  wäre  es  allerdings,  der  Krankencassa  vom  Zeitpunkte  des  Arbeits- 
antrittes der  Versicherungspßichtigen  dem  Unternehmer  gegenüber  bezüglich  der  Kranken- 
kosten  ein  Uegressrecht  zn  geben. 

*)  Kach  dem  Vorschläge  des  Landesindustrievereines  hätten  die  Unternehmer  nur  ' j 
des  Beitrages  zu  zahlen  gehabt. 
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Beitrag  leisten.  Insolange  das  versicherte  Mitglied  wegen  seiner  Krankheit  als 
orwerbsanfähig  zu  betrachten  ist,  enfiUIt  aber  natürlich  die  Leistung  des  Bei- 
trages. Cassenmitglieder,  welche  wegen  Mangel  an  Krwerb  selbst  die  kleinste 
Mitgliedertaxe  zu  zahlen  ansserstande  sind,  bleilwn  noch  sechs  Wochen  nach  der 
letzten  Kinzaliinng  im  Besitze  ihrer  Mitgliedsrecbte.  und  zwar  bat  jede  Kranken- 
casse  ihren  Mitgliedern  mindestens  folgende  l'nterstützung  zu  gew.ühren:  it)  un- 
entgeltliche ärztliche  Behandlung  durch  20  Wochen;  4)  Arzneien  und  die  erforder- 
lichen therapeutischen  Behelfe  20  Wochen  lang  gleichfalls  unentgeltlich;  e)  wenn 
die  Krankheit  mit  Krwerbsnnfähigkeit  verbunden  ist  und  länger  als  drei  Tage 
dauert,  Krankengeld  bi.s  zur  Dauer  von  20  Wochen  in  der  Höhe  von  50  Proc. 
■in  Oesterreich  von  60  Proc.)  des  bei  Berechnung  des  Beitrage.«  zugrunde  ge- 
legten Lohnbetrages.  Doch  hat  von  den  etwa  versicherten  Familienmitgliedem  des 
Versichemngs]i(lichtigen  bloss  die  mit  ihrem  Gatten  in  gemeinschatlichem  Hans- 
halte  lebende  Ehegattin  Anspruch  auf  das  Krankengeld.  Das  Krankengeld  ist  in 
nachträglichen  wöchentlichen  Katen  zu  zahlen.  An.statt  der  unter  O'  und  4)  ange- 
führten Leistungen  kann  auch  das  Krankengeld  um  die  H.älfte  erhöht  werden 
und  statt  der  in  den  Punkten  a bis  c festgestellten  Unterstützungen  kann  die 
fasse  in  der  Kegel  auch  vollständige  Verpflegung  in  'einem  Krankenhanse  bieten. 
Uebrigens  kann  in  den  Statuten  auch  ausgesprochen  werden,  dass  derjenige 
keinen  Anspruch  auf  Krankengeld  hat,  welcher  sich  die  Krankheit  durch  seine 
eigene  vorsätzliche  Handlung,  durch  einen  ans  eigenem  Verschulden  herbei- 
geführten Raufhandel,  durch  ausschweifende  Lebensweise  oder  durch  Trunksucht 
zugezogen  hat  (!);  <1)  im  Falle  des  Wochenbettes  muss  eine  Wochenbettuntor- 
stützung  in  der  Höhe  des  Krankengeldes  durch  vier  Wochen  und  et  für  den 
Todesfall  ein  am  Tage  nach  dem  Ableben  auszuzahlender  Beerdigungsbeitrag  bis 
zur  Höhe  des  zwanzigfachen  jenes  Betrages,  welcher  bei  Berechnung  des  Bei- 
trages zur  Grundlage  genommen  wurde,  gewährt  werden.') 

Ueher  Streitfragen,  welche  zwischen  den  versicherten  Personen  und  der 
Krankencassa  hinsichtlich  der  zu  bietenden  ünterstützungen  entstehen,  entscheidet 
inapellabel  das  im  Sinne  der  betreffenden  f.'issenstatuten  gebildete  Schiedsgericht. 
So  kann  Simulieniug  einer  Krankheit  von  demselben  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  50  fl.  bestraft  werden.  Die  finanzielle  Grundlage  der  fassen  soll  der  Reservefond 
bilden,  welcher  mindestens  bis  zum  Betrage  des  Durchschnittes  der  .knsgaben  in 
den  letzten  fünf  Jahren  zu  vermehren  ist.  und  muss  zu  diesem  Zwecke,  bis  dieser 
Betrag  erreicht  ist,  mindestens  ein  Zehntel  der  Einnahmen  verwendet  werden.  Ein 
über  das  Doppelte  des  so  festgestellten  geringsten  Keservefondsbetrages  hiiians- 
gehender  Reservefond  darf  jedoch  blo.ss  auf  Grund  vorhergängiger  Bewilligung  des 
Handelsministers  gesammelt  werden. 

Die  fassen  stehen  unter  der  Aufsicht  der  Gewerbebebörden.  welche  in  der 
Regel  auch  die  zwischen  Arbeitgebeni  und  Arbeitern  in  Bezug  auf  die  znrück- 
bebaltenen  Krankenunterstütznngsbeiträge  sowie  die  zwischen  der  Krankencassa 

')  Die  Kraiikencasaen  dürfen  auch  höhere  Unterstützungen  gewähren,  doch  darf 
das  Krankengeld  70  Proc.  oiid  der  Beerdigungsbettrag  das  Vierzigfache  des  bei  Berech- 
nung des  Beitrages  zugrunde  gelegten  Betrages  nicht  überschreiten,  und  darf  die  Kranken- 
unterstützung  nicht  länger  als  ein  Jahr  gewährt  werden. 
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nnJ  den  Arbcilgebem  hinsichtlich  der  die  letzteren  bela.stenden  Einzahlungspflicht 
autlanchenden  Streitigkeiten  entscheiden. 

Anf  Grund  dieser  Destiminnngen  des  Gesetzes  können  imn  1.  Bezirks- 
krankencassen,  3.  Krankeiicassen  derbei  Uutemetiiuungen  und  Fabriken  Angestellten 
(mit  Einschluss  der  Krankeiicassen  von  Verkelirsuutemehmungen),  3.  Kranken- 
kassen der  bei  Banunternehmungen  Angestellten,  I.  Gewerbecorporations-Kranken- 
cassen,  5.  Borgwerksbrnderladen  nnd  6.  ini  Wege  privater  Vereinignng  errichtete 
Krankeiicassen  zustande  kommen.  Bezeichnend  für  die  ungarische  sociale  Gesetz- 
gebung ist  es  nun,  dass  das  Gesetz  das  Znstandekominen  der  meistangefochtenen 
Bezirkskiankencasseu  möglichst  unterstützt,  die  Bildung  von  jirivaten  Krauken- 
cassen,  in  denen  die  .Arbeiter  die  Verwaltung  selbst  in  die  Hand  nehmen  könnten, 
aber  ungemein  erscbu’ert,  ja  eventuell  ganz  unmöglich  macht.  So  kann  z.  B.  der 
Handelsminister  die  Errichtung  einer  Betriebskrankencassa  verbieten,  wenn  durch 
dieselbe  der  Bestand  der  betreffenden  Bezirkskrankencassa  geflihrdet  wird  und 
so  fallen  auch  die  auf  Grund  des  citierten  Gesetzes  verhSngten  Geldstrafen  sowie 
das  Vermögen  einer  aufgelösten  Bau-  oder  privaten  Krankencassa,  wenn  nichts 
anderes  verfügt  wird,  an  die  Bezirkskrankencassa.  Dagegen  hängt  es  ganz  von 
der  Gnade  des  Handelsininisters  ab,  ob  er  die  Errichtung  einer  im  Wege  privater 
Vereinigung  zustande  gekommenen  Krankencassa  überhaupt  znlassen  will.  § 73 
des  Gesetzes  bestimmt  nämlich:  Der  Ilandehsminister  kann  nach  Einvernehmung 
der  Handels-  nnd  Gewerbekaminer  (!)  nnd  im  Einvernehmen  mit  dem  .Minister 
des  Innern  (1!)  diejenigen  im  Wege  privater  A'ereinigung  zustande  gekommenen 
Krankencassen.  welche  mindestens  200  (!)  Mitglieder  besitzen,  sofern  dieselben 
ihre  Statuten  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ändern,  beziehungsweise  fest- 
stellen, als  unter  die  anerkannten  Krankencassen  gehörig  erklären  ....  doch 
dürfen  die  Mitglieder  von  Bezirks-Gewerbecorporations-  nnd  Bergwerkskrankencassen 
zu  einer  solchen  Vereinscassa  nicht  übertreten  (!).  Die  Mitgliedschaft  einer  sulchen 
A'ereinscassa  genügt  nicht  zur  Befreiung  vom  Eintritte  in  eine  etwa  bestehende 
oder  zu  errichtende  Betriebskrankencassa  und  kann  der  Handelsminister,  wenn 
die  Vereinscassa  von  dem  Zwecke  der  Krankennnterstütznng  abweichende  Zwecke  (??  i 
verfolgt,  derselben  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  den  Charakter 
einer  anerkannten  Casse  auch  wieder  entziehen.  Das  Gesetz  wurde  denn  auch, 
wie  Nicholson  berichtet,')  nicht  nur  von  einigen  bedeutenden  Krankencassen 
mit  Missfallen  anfgenoramen,  sondern  befriedigte  ini  allgemeinen  weder  die  Unter- 
nehmer noch  die  Arbeiter. 

Ende  1899*)  (1896)  bestanden  anf  Grund  dieses  Gesetzes  im  ganzen  König- 
reiche Ungarn  (einschliesslich  Siehenbürgen,  Fiume,  Croatien  und  Slavonien)  allerdings 
bereits  4.'i7  (418)  Krankencassen,  und  zwar  111  Bezirkskrankencassen,  109  (90) 
Genossenschafts-,  180  (155)  Fabriks-  und  57  (62)  Vereinscassen.  Die  Gesamnitzahl 
der  Mitglieder  aller  Cassen  belief  sich  auf  628.080  t573.083),  die  Einnahmen 
betrugen  5,390.671  4,753.620)  und  die  Ausgaben  4,450.757  (4,442.111)  h. 
Allein  schon  Ende  1898  hatten  278  Cassen  weniger  als  1000  Mitglieder  nnd 

')  A.  8.  0.  S.  23. 

*)  Vgl.  ung,  stat.  Jahrb.,  IV.  Jalirg.  (1S96),  S.  1%  ff.  und  VII.  Jahrg.  (13991,  .S.  l-SO  ff- 


308 


Banzel. 


89  eine  passive  Bilanz,  so  dass  mir  die  wenigsten  den  im  Gesetze  vorgeschriebenen 
Beservefond  anlegen  konnten.  Der  überwiegende  Tlieil  der  Krankencassen,  ins> 
besondere  aber  der  Bezirks-  und  Oenossenschaftskrankencassen  kämpft  eben  ~ 
wie  die  Begründung  zu  dem  amtlichen  Entwürfe  eines  neuen  Krankencassen- 
gesetzes  zugeben  muss^)  — beständig  mit  finanziellen  Schwierigkeiten  und  geht 
in  dieser  Zwangslage  den  auf  seine  Unterstützung  angewiesenen  Mitgliedeni  gegen- 
über nicht  nur  mit  grösster  Bigorosität  vor,  sondern  scheut  in  Ermangelung 
finanzieller  Mittel  selbst  vor  Becbtsverkürzoiig  nicht  zurück.  Die  meisten  Bezirks- 
kranketicasson  (namentlich  die  in  der  Provinz  gelegenen)  beschränken  — nach 
dieser  „Begründung''  — ihre  Thätigkeit  den  ausserhalb  ihres  Amtssitzes  wohnenden 
Mitgliedern  gegenüber  überhaupt  lediglich  auf  die  Eintreibung  der  Beiträge,  so 
dass  es  nicht  Wunder  nehmen  kann,  wenn  in  den  betheiligten  Kreisen  nnter  den 
Versicherten  wie  unter  den  üntemehmern*)  „geradezu  Widerwillen“  gegen  die 
Gassen  herrscht.  Dass  die  geplante  Beform  die  Lago  der  Versicherten  wesentlich 
bessern  wird,  ist  leider  nach  dem  vorliegenden  Hegierungsentwnrfe  nicht  zu 
erwarten. 

Neben  den  verschiedenen  Arten  von  Krankencassen  bestehen  aber  noch 
die  auf  Grund  des  allgemeinen  Berggesetzes  neu  errichteten  Bergwerksbruder- 
laden.’)  Dieselben  bestanden  eigentlich  für  Bergarbeiter  schon  seit  mehreren  Jahr- 
hunderten und  wurden  dann  später  von  den  Mineiihcsilzem  auch  die  Arbeiter 
anderer  von  ihnen  gegründeten  Iiidnstrieantemehmangen  in  dieselben  aufgenommen. 
Bmderladen  sollten  nämlich  nach  dem  allgemeinen  Bergge.setze  zur  Unterstützung 
hilfsbedürftiger  Arbeiter  und  ihrer  Angehörigen  bei  jedem  Werke  errichtet  werden, 
und  Wo  dies  nicht  möglich  war,  sollten  sich  die  Unternehmer  einer  anderen 
Bruderlade  anscbliessen.  Es  waren  auch  alle  Aufseher  und  Arbeiter  verpflichtet, 
diesen  Brnderladen  beizutreteu  und  ihre  Beiträge  zu  leisten.  Seit  dem  Insleben- 
treten  des  Krankenunterstützungsgesetzes  vom  Jahre  1891  müssen  überdies  die 
einer  Bruderlade  nicht  angehörigeii  Bergwerksangestellten  einer  Krankencassa  bei- 
treten.^)  Die  Mitgliedsbeiträge  der  Bruderladon  sind  ziemlich  hohe.  Bei  den  Staat- 

*)  Vgl.  „Sociale  KundBcliau'*,  I.  Jahrg.  (October  1900),  S,  598. 

*)  Vgl.  auch  den  Gewerbeinspectoratabcricht  vom  Jahre  1899.  den  Preasburger 
Kamitierhericht  vom  Jahre  1896,  S.  238,  und  den  Tenjesvarer  Kainmerbericht  a.  a.  0.,  S.  233. 
Besonders  geklagt  wird  — von  Seite  der  Versicherten  — über  die  Fabrikacasaen,  da 
Arbeiter,  wenn  sie  kränklich  werden,  einfach  aoa  der  Fabrik  entlassen  werden  und  da- 
durch ihres  UnteratQUungsauapruebea  verlustig  werden.  Die  Vennögensgebarung  soll  nach 
der  mehrfach  erwähnten  „Begründung“  bei  diesen  Caasen  überhaupt  „GeschäfUgeheimnia* 
sein  und  wird  der  Geldvorrath  dieser  Caasen  von  den  Unternehmern  natürlich  nach  Belieben 
fructifleiert.  Bei  den  Bezirks-  und  Gcnoasonachaftacasaen  sind  wieder  die  Verwaltunga- 
ausgubeo  übertrieben  hohe  (21  bezw.  26'5  Proc.  der  aus  den  Mitgliederbeiträgen  stam- 
menden Einnahmen),  waa  sich  daraus  erklärt,  dass  hier  viele  Stellen  nur  für  Protections- 
kinder  geschaffen  werden. 

•)  Vgl.  Delabarrc  a.  a.  0.,  S.  89.  Drage  a.  a.  0.,  S.  193,  und  Allgemeiner 
Katalog  der  LandesmiUeniainaausstellDng,  Pest  1896,  Gruppe  VIII A.,  Montan-  und  Hütten- 
wesen. S.  80. 

*)  Früher  musste  (vgl.  Drage  a.  a.  0.,  S.  172)  gemäss  § 219  des  Berggesetzes 
der  Minciibesitzer  dem  Arbeiter  — falls  dieser  sich  die  Krankheit  nicht  durch  eigenes 
Verschttldeu  zugezogen  hatte  — im  Krankheitsfälle  längstens  für  die  Dauer  eines  Monates 
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liehen  Bergwerken  betragen  sie  6,  bei  den  privaten  meist  3 Proc.  des  Lohnes. 
Der  Staat  zahlt  den  gleichen  Beitrag  nnd  steuert,  falls  dies  nicht  genügt,  die 
Hälfte  der  fehlenden  Summa  bei,  wälircnd  er  die  andere  Hälfte  zinsenfrei  ver- 
streckt. Die  rrivatanteriiehmer  tragen  ein  Drittel,  einige  aneli  gar  nichts  bei.  Die 
Leistungen  der  Brnderladen  bestehen  nicht  nur  in  der  Krankenunterstfttzung, 
sondern  meist  auch  in  der  Altersversorgung,  Unfallversicherung  und  der  Witwen- 
ond  Waisenversorgung.  Die  Bruderladen  gewähren  also  in  der  Regel:  unentgelt- 
liche ärztliche  Behandlung  der  Arbeiter  nnd  Familienmitglieder,  Krankengelder 
in  der  Höhe  von  einem  Drittel  bis  zur  Hälfte  des  Verdienstes,  Pensionen,  Verpflegung 
oder  Abfertigung  der  Witwen  und  Waisen  und  Begräbniskosten.  Das  Recht  auf 
Pension  beginnt  nach  acht  Dieustjahren  und  wächst  mit  jedem  Jahre  bis  zum 
45.  Dienatjahre,  nach  welchem  der  volle  Lohn  ausgezahlt  wird.  In  Xoth  geratheno 
Arbeiter  können  auch  kleinere,  mit  6 Proc.  zu  verzinsende  Anleben  bei  der  Casse 
aofnehmen,  nnd  zwar  bis  zu  50  fl.  auf  ihren  Gehalt  und  bis  zu  100  fl.  auf 
hypothekarische  Garantie.  Die  Bestätigung  der  Statuten  sowie  die  Oberaufsicht 
über  die  Bruderladeii  gehört  zu  den  Befugnissen  der  Berghauptmannschaften. 

Dass  diese  Institution  der  Bruderladen  den  modernen  Ansprüchen  nicht 
mehr  entspricht,  Ut  fast  allgemein  anerkannt  und  wäre  eine  Neuorganisation  der- 
selben nach  den  Prinoipien  der  Lebensversicherung  dringend  erforderlich.^) 

Dass  die  anderen  Zweige  der  socialen  Versicherung  überhaupt  noch  nicht  gesetz- 
lich geregelt  erscheinen,  wurde  bereits  erwähnt.  Ja  § 8 des  Krankeiiunterstützungs- 
gesetzes  vom  Jahre  1891  verbietet  den  Kraiikencasseii  .sogar  ausdrücklich  die 

Veipflegung  gewälireu.  Krkraokte  der  Arbeiter  durch  des  Unternehmers  Verschulden,  so 
oblag  dem  letzteren  diese  Verpflichtung  bis  zur  vollständigen  Genesung  des  Arbeiters 
anfl  musste  auch  der  Lohn  für  diese  Zeit  ausgefolgt  werden. 

D Der  VermOgensstand  sämintlicher  Bruderladeii  betrug  Ende  1^99  10.124.6$4  fl. 
(gegen  3*7  Mil),  im  Jahre  1868),  und  zwar  entfielen  davon  4 6 Mil).  Gulden  (gegen 
1*86  Mill.  Gulden  im  Jahre  1808)  auf  die  Bruderladen  der  ärarischen  und  5*5  Mill.  Gulden 
(gegen  1*84  Mill.  Gulden  im  Jahre  18G8)  auf  die  Bruderladen  der  privaten  Bergwerke 
und  Hütten.  Das  Vermögen  der  Bruderladen  der  bei  der  Salzprodoction  angestellten 
Arbeiter  betrug  .500.505  fl.  Die  Beiträge  der  Arbeiter  betrugen  bei  einer  Oesammt- 
Einnahme  von  1*72  Mill.  Gulden  bei  den  Bruderladen  der  ärarischen  Bergwerke  304.750  fl. 
rgegen  176.000  fl.  im  Durchschnitt  der  Jahre  1886  bis  1890),  bei  denen  der  Privat- 
bergwerke bei  einer  Gesainmteinnahiue  von  2,055.274  fl.:  LlfllOOlVs  fl-  (gegen  816.000  fl. 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1886  bis  1890).  Die  Beiträge  der  Bergwerksbesitzer  und 
Pächter  betrugen  371.110  fl.  (gegen  214.000  fl.)  resp.  .5*20,166  fl.  (gegen  155.000  fl.). 
Die  Ausgaben  für  Pensionen  und  Abfertigungen  der  Arbeiter.  Witwen  und  Walsen  betrugen 
bei  einer  Gesaronitausgabe  von  1,876.745  fl.  bei  den  Brnderladen  der  ärarischen  Berg- 
werke 577.576  fl.  (gegen  532.000  fl.  in  dem  Durclmcbnitte  der  Jahre  1886  bis  1890),  bei 
denen  der  Privatbergwerkc  763.507  fl.  (gegen  735.000  fl.),  die  Krankcnauslagcn  und 
Begräbniskosten  158.054  fl.  (gegen  79.000  fl.)  resp.  631-709  fl.  (gegen  417.000  ß.),  die 
Verwaltungskosten  20.014  fl.  (gegen  10.000  fl.)  resp.  40.494  ft.  (gegen  33.000  fl.)  und 
die  sonstigen  Aasgaben  521.869  fl.  (gegen  181.000  ft.  im  Durchschnitte  der  Jahre  1886 
bis  1890  und  123.000  fl.  im  Durchschnitte  der  Jahre  1891  bis  1895)  resp.  29.090  fl.  (gegen 
59.Ü00  fi.  im  Durchschnitte  der  Jahre  1886  bis  1890  und  72.000  fl.  im  Durchschnitte  der 
Jahre  1891  bis  1895).  Während  also  bei  den  Kinnahmen  die  höhere  Beitragshnstung  des 
Unternehmers  bei  den  staatlichen  Betrieben  angenehm  auffällt,  macht  sich  bei  den  Aus- 
gaben die  unrerhältnismässig  grosse  Höhe  der  „sonstigen  Ausgaben**  unangenebni  bemerkbar. 
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Invaliden-,  Witwen-  um!  Waisenversorgnng  beziehungsweise  Unterstützung  in  ihren 
Wirkungskreis  einzubeziehen,  weil  ja  infolge  der  Verschiedenheit  der  Wahrschein- 
lichkeitsberechnungen die  Vereinigung  solch  verschiedenartiger  Aufgaben  stbrend 
auf  die  Einbürgerung  des  Krankenversicherungswesens  wirken  könnte.  Wie  noth- 
wendig  aber  wenigstens  eine  Unfallversicherung  wäre,  beweist  das  immer 
mehr  fortschreitende  Anwachsen  der  Zahl  der  Unfälle,  an  dem  auch  das  Gesetz 
„über  den  Schutz  der  in  gewerblichen  und  Fabriksbelrieben  Beschäftigten  gegen 
Unfälle“"  vom  Jahre  1893  — wie  bereits  erwähnt  wurde  — nichts  ändern  konnte. 
Hielt  doch  sogar  Mandello  die  Vereinigung  der  Behandlung  von  zwei  ver- 
schiedenen Materien  (der  Unfallverhütung  und  Gewerbeinspection)  in  einem  Gesetze 
für  einen  Missgriff,  da  wenigstens  die  Behandlung  einer  der  beiden  Materien  — 
der  Unfallverhütung  — darunter  gelitten  habe,  während  F ö 1 d e s : Weis.s)*)  das 
Gesetz  geradezu  für  „höchst  rudimentär  und  mehr  die  Caricatur  einer  Schntz- 
gesetzgebung““  erklärte,  zumal  von  einer  Verpflichtung  zur  Schadloshaltnng  der 
Verunglückten  nicht  die  Bede  ist.  Allein  auch  die  bereits  dargelegten  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  werden  Ja  — schon  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Strafen 
und  der  Fabriksinspection  — nicht  eingehalten.  Ist  doch  sogar  die  Anmeldnng 
der  Unglücksfalle  eine  ganz  ungenügende  gewesen  und  bedurfte  es  erst  einer 
Controle  durch  die  Krankencassen  und  Unfallversicherniigsanstalten,  um  hierin 
halbwegs  AVandel  zu  schaffen.  Im  Jahre  1900  wurden  zwar  bereits  12.775  üiifiUle*; 
gemeldet,  wovon  5022  leichter.  7365  schwerer  und  234  unbestimmter  Natur  und 
154  tödlichen  Ansgangs  waren.  Bass  aber  anch  da  noch  nicht  alle  Unfälle 
zur  Anzeige  gelangt  sind,  beweist  wohl  der  Umstand,  dass  im  ganzen 
Lande  5389  tödliche  Unfälle  constatiert  wurden,  von  denen  wohl  mehr  als  154 
auf  gewerbliche  Arbeiter  entfallen  sein  dürften.  Von  den  Verletzten  sollen  6728 
versichert  und  6047  nicht  versichert  gewesen  sein,  doch  meint  die  „Volksstimme“ 
vielleicht  nicht  mit  Unrecht,  dass  unter  den  Versicherten  auch  die  Mitglieder 
von  Krankencassen  gezählt  worden,  die  Krankennnterstütznng  genossen.  Die 
Versicherung  der  tbalsächlich  gegen  Unfall  versicherten  .\rheiter  musste  nämlich 
mangels  einer  obligatorischen  Unfallversicherung  nach  Belabarre’t  privaten 
Gesellschaften,  und  zwar  meist  der  „Assicurazione  Generali“  in  Triest  oder  der 
„Franco-Hongroise“  übertragen  werden.  Biese  Gesellschaften  nnterscheiden  zwei 
Arten  von  Versicherungen:  1.  die  collective  einfache  Versicherung,  bei  welcher 
die  Gesellschaft  sich  verpflichtet,  die  je  nach  der  Prämie  festgesetzte  .Summe  zu 
zahlen  und  2.  die  combinierte  Collectivversicherung.  nach  welcher  die  Gesellschaft 
sich  verpflichtet,  jene  .Summe  zu  zahlen,  welche  der  Unteniehmer  nach  den  gesetz- 
lichen Bestiininnngeti  zu  leisten  hätte.  Die  Versicherung  kann  entweder  für  den 
Todesfall  oder  den  F’all  vollkommener  Invalidität  oder  für  diese  beiden  Fälle  und 
den  Fall  zeitweiliger  Invalidität  erfolgen.  Für  den  Fall  zeitweiliger  Invalidität 

*)  Vgl.  Haniiwürterbucli  für  Staatswissenscliaften,  herausgegeben  von  Conrad  und 
A.,  II.  Auf!.,  II.  Lief..  S 521  ff. 

Vgl.  Ung.  stat.  Jabrb.,  Jalirg.  1300,  S.  154.  Dazu  kamen  aber  noch  (vgl.  Ung. 
stat.  Jahrb.  a,  a.  O.,  S UIO)  I05.S  (72:,  leichte,  247  schwere  und  86  tödliche)  Unfälle 
in  den  Bergwerken. 

’)  A.  a,  0..  S.  91  ff 
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allein  kann  eine  Versicherung  nicht  erfolgen.  Bei  CuUectivversickemngen  kann 
für  alle  beschäftigten  Arbeiter  in  demselben  Unteniehmen  ein  Durchschnittsrisico 
angenommen  werden;  die  Versicherung  muss  sich  dann  jedoch  auf  alle  Arbeiter 
der  Untemehmung  erstrecken  und  darf  nicht  auf  eine  Kategorie  von  Arbeitern, 
deren  Arbeit  mehr  oder  weniger  gefährlich  ist,  beschränkt  werden.  Die  Ver- 
sicherten hören  mit  ihrem  Austritte  aus  dem  Unternehmen  auf  versichert  rn  sein. 
Die  Versicherungsprämie  ist  entsprechend  dem  jährlichen  Gehalt,  d.  h.  dem 
300fachen  Taglohne  und  der  Zahl  der  Arbeiter  festgestellt.  Bei  dauernder,  voll- 
ständiger Alrbeiisnnßhigkeit  wird  die  ganie,  bei  dauernder  auf  die  Hälfte  redu- 
cierter  Arbeitsßliigkeit  die  halbe  und  bei  unheilbarer  schwerer  köriierlicher  Ver- 
letzung und  wesentlicher  Beeinträchtigung  der  Arbeitskraft  je  nach  der  Schwere 
der  Verletzung  10  bis  25  Proc.  der  Versicherungssumme  bezahlt.  Falls  die  Ver- 
sicherung auch  auf  zeitweilige  Invalidität  ausgedehnt  ist,  zahlt  die  Gesellschaft 
eine  tägliche  Entschädigungsprämie  in  der  Höhe  von  ' ,(,,(1  der  Versicherungs- 
summe, aber  nicht  mehr  als  der  Taglohn  des  Arbeiters  beträgt  und  höchstens  2 11. 
Diese  Entschädigung  wird  gezahlt  von  dem  auf  den  Unfall  folgenden  Tage  an- 
gefangen höchstens  durch  200  Tage  (Sonn-  und  Feiertage  inbegriffen-.  Auch 
hier  wird  die  ganze  Entschädignngsprämie  nur  bei  vollständiger  Arbeitsunfähigkeit 
bezahlt,  sonst  wird  nicht  über  die  Hälfte  der  Versicherungsprämie  vergütet.  Die 
Versicherung  erfolgt  in  der  Regel  für  den  viel-  (500-,  600-,  700-  bis  1 OOO-'ifachen 
Betrag  des  Taglohnes.  Die  verschiedenen  Industriezweige  sind  in  14  Gruppen 
je  nach  der  Grösse  der  Gefahr  getheilt  und  ist  für  jede  dieser  Gruppen  die 
Präniienhöhe  eine  andere.  Bei  längerer  Dauer  der  Versicherung  verringert  sich 
die  Prämie.  Sie  beträgt  z.  B.  in  der  zweiten  Classe,  in  der  die  Prämie  mit  3’55  Proc. 
festgesetzt  ist,  3 4 Proc.  für  fünf  und  3‘2  Proc.  für  zehn  Jahre.*) 

Im  Jahre  1899  waren  nun  durch  individuelle  Unfallversicherung  36.529. 
durch  collective  100.744  Personen  (darunter  70.394  Fabriks-  und  3996  Berg- 
werksarbeiten,  im  ganzen  also  137.273  Personen  versichert  Die  Höhe  der  ver- 
sicherten Summe  beziehungsweise  die  Höhe  der  Versicherungen  auf  tägliche  Ent- 
schädigungen betrug  bei  der  individuellen  Unfallversicherung  196'7  Mill.  für 
den  Todesfall,  273'5  Mill.  für  den  Fall  ständiger  .Arbeitsunßhigkeit  und  137.500  11. 
für  den  Fall  vorübergehender  Arbeitsunfähigkeit,  bei  der  collectiveu  Unfall- 
versicherung 81  59  Mill.  Gulden.  Die  Anzahl  der  zur  .Auszahlung  gelangten 
Schadcnsßlle  betrug  bei  der  individuellen  Unfallversicherung  3553  (davon  12  Todes- 
fälle, 32  Fälle  ständiger  Arbeitsunfähigkeit  und  3509  Fälle  vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit),  bei  der  collectiven  hauptsächlich  von  Arbeitern  benützten  aber 
nur  2842.  Die  Höhe  der  ausbezahlten  Entschädigungssummen  betrug  bei  der 
individuellen  Unfallversicherung  243.000  fl.  und  bei  der  collectiven  Unfall- 
versicherung 102.500  fl.  (davon  36.500  für  Krankheits-,  32.000  für  Arbeits- 
onßbigkeits-  und  34.000  fl.  für  Todesßllei.  Wenn  man  nun  berücksichtigt,  da.ss  in 
dieser  Summe  auch  die  infolge  von  nicht  durch  Unfölle  hervorgernfenen  Krankheits- 
nnd  Todesfällen  gezahlten  Beträge  inbegriffen  sind  und  dass  auch  Sichtarheiter 
an  dieser  Versicherung  tbeilnahmen,  kann  kaum  von  einer  auch  nur  halbwegs 


')  Vgl.  Ung.  etat.  Jahrb.  (Jahrg.  Is99),  S.  29U. 
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liefriedigenilen  Verbrcitnng  der  L’nfallversicherung  iii  ÜDgarn  gesprochen  werden.*) 
Dass  aber  die  .Arbeiter  einer  l'nfallTersichcrnng  in  Ungarn  mehr  als  anderswo 
bedürfen,  geht  schon  ans  dem  Umstand  hervor,  dass  sie  sonst  genöthigt  sind,  etwaige 
Kntschadignngen  anf  dem  überaas  complicierten  gerichtlichen  Wege  anznsprechen, 
wobei  sie  noch  keineswegs  immer  anf  einen  Erfolg  rechnen  können,  da  die 
Rechtssprechnng  der  Gerichtshöfe  eine  überaus  widerspruchsvolle  ist  nnd  in  der 
Regel  die  Unternehmer  oder  deren  Vertreter  nur  insofern  als  haftbar  gelten,  als 
sie  selbst  ein  directes  Verschulden  oder  wenigstens  culpa  in  eligendo  trifft.*) 

Womöglich  noch  schlechter  als  mit  der  Unfallversicherung  steht  es  aber 
mit  der  Altersversorgung  der  Arbeiter  in  Ungarn.  Nur  wenige  Vereine, 
Gewerkschaflscorporationeii  nnd  Fabrikscassen  (Unternehmer)  gewähren  ihren  Mit- 
gliedern Altersversorgung.  So  hatte  selbst  die  allgemeine  Arbeiter-Invaliden- 
ünterstütznngscassa  in  Pest  — mit  Filialen  in  Anina,  Dentsch-Bogsan  nnd  Re- 
schitra  — Ende  1807  nur  476  Mitglieder,  wobei  die  Fester  Walzmühle  und  die 
Darapfkesselfabrik  der  Firma  Gebrüder  Hücker  der  Cassa  corporativ  angehören. 
Der  Vermögensstand  dieser  Cassa  betrug  Ende  1897  16.722  fl.  24  kr.  fgegen 
15.348  fl.  21  kr.  am  Beginne  des  Jahres)  nnd  worden  in  dem  Jahre  16  Invalide 
unterstützt.  Die  Invalidennnterstützung  wird  gewährt  bei  Invalidität,  die  infolge 
von  unheilbaren  Krankheiten  oder  Verletzungen  eintritt,  nach  fünfjähriger,  bei 
Invalidität  infolge  von  Altersschwäche  nach  zehnjähriger  Mitgliedschaft.  Die 
Mitgliedsbeiträge  betragen  in  der  ersten  Classe  1 fl.  Beitrittsgobür  und  5 kr. 
Wochenbeitrag,  in  der  zweiten  Classe  1 II.  50  kr.  respective  10  kr.  und  in  der 
dritten  Classe  2 fl.  respective  15  kr.  Die  wöchentlichen  Unterstützungen  betragen 
in  der  ersten  Classe  2 fl.,  in  der  zweiten  4 fl.  nnd  in  der  dritten  6 fl.*)  Der 
Buchdrucker-  und  Schriflsetzerverein  dagegen  hat  3300  Mitglieder,  ein  Vermögen 
von  160.000  fl.  und  gewährt  jährliche  Unterstützungen  im  Falle  von  Arbeits- 
nnflthigkeit  und  Invalidität  in  der  Höhe  von  80.000  bis  90.000  11.*)  Von  den 
Unternehmern  wurden  nur  sehr  wenige  Altersversorgnngscassen  errichtet.  Die 
Firma  .Sam.  F.  Goldberger  & Söhne  in  Pest*)  z.  B.  hat  eine  solche  für  ihre 
männlichen  Arbeiter  errichtet,  ln  diese  haben  die  Fabriksarbeiter,  welche  5 fl. 
Wochenlohn  und  darüber  beziehen,  10  kr.,  diejenigen,  welche  weniger  als  5 fl. 
beziehen,  5 kr.  wöchentlich  zu  zahlen.  Die  Fabrikseigentliümer  tragen  aus  Eigenem 
jährlich  800  fl.  bei.  Wenn  einer  der  Fabrik.sarbeiter  durch  hohes  Alter  (von 
65  Jahren  aufwärts  gerechnet)  arbeibsunlahig  wird,  erhält  derselbe  nach  einer 
nnunterbrochenen  Dienstzeit  von  40  Jahren  (!)  und  bei  10  kr.  wöchentlicher 
Einzahlung  5 fl.,  bei  5 kr.  wöchentlicher  Einzahlung  2 fl.  50  kr.  wöchentlich. 

')  So  hatten  im  Presaburger  Kammerbezirk  im  Jahre  1898  von  40.ä  inapicierten 
Unteniebmungen  nur  8s  ihre  Arbeiter  gegen  Unfall,  und  zwar  in  der  Regel  anf  das 
Minimum  veraiehert.  Die  im  Klein-  und  Mittelgewerbe  beschäftigten  Arbeiter  werden 
natürlich  überhaupt  nicht  versichert  nnd  iat  auch  die  Zahl  der  in  solchen  Betrieben 
vorgefallenen  Unfälle  nicht  bekannt. 

*)  Vgl.  Drage  a.  a.  ü.,  S.  19."». 

*)  Cit.  nach  der  „Volksatimme“  vom  7.  Mai  1898. 

*)  Cit.  nach  dem  „P.  L.“ 

*)  Vgl.  die  Statuten  der  .Altersversorgongscaasa  der  Kattundruckfabrik  von  S.  F.  Gold- 
berget A-  Söhne  in  Pest  (g§  6,  3,  2,  9,  21,  14  und  16). 
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Sollten  aus  der  zu  Pensionen  verwendbaren  Summe  des  Fonds  die  statuten- 
mAssigen  Beitrage  der  pensionierten  Mitglieder  nicht  mehr  ihre  vollkommene  Deckung 
finden,  so  werden  sämmtliche  Pensionsbeiträge,  solange  dies  n«thig  ist,  ver- 
hältnismässig herabgesetzt.  Im  Falle  des  Austretens  der  Versicherten  aus  der 
Fabrik  werden  bei  bis  zu  Sjähriger  Einzahlung  keinerlei  Huckerstattungen  geleistet, 
bei  5-  bis  lOjähriger  Einzahlung  werden  im  Falle  freiwilligen  Austrittes  20,  im 
Falle  der  Entlassung  25,  bei  10-  bis  15jähriger  Einzahlung  30  beziehungsweise  35, 
bei  15-  bis  20jähriger  Einzahlung  40  beziehungsweise  45,  bei  über  20jähriger 
Einzahlung  50  Proc.  der  geleisteten  Einzahlungen  vergütet.  ..Im  Falle  die  Arbeiter 
eine  Arbeitseinstellnng  beabsichtigen,  wodurch  massenhafte  Kündigungen  ihrerseits 
erfolgen  sowie  auch  dann,  wenn  die  Arbeiter  die  Fabrik  ohne  Kündigung  ver- 
lasse», leistet  die  Cassa  gar  keine  Küekzahlungen."  Aehulich  lauten  die  Bestim- 
mungen der  Statuten  der  meisten  Bniderladen.  Als  im  Strafprocesse  gegen  die 
, revoltierenden“  Arbeiter*)  der  Bergwerke  der  Österreichisch-ungarischen  Staats- 
hahngesellschaft in  Beschifza  der  Angeklagte  Ibalofski,  der  seit  seinem  1 1 . Jahre 
bei  der  Gesellschaft  arbeitete,  vom  Vorsitzenden  gefragt  worden  war,  ob  von 
seinen  Bekannten  jemand  Pension  bekommen  habe,  musste  er  denn  auch  ant- 
worten: „Nein,  die  meisten  Leute  sterben  entweder  activ  oder  verunglücken.“ 
Unwahrscheinlich  ist  dies  bei  derartigen  Bestimmungen  nicht  und  wäre  eine  solche 
Misstände  aa.sscbllessende  gesetzliche  Regelung  der  Ältersvers^orgung  der  Arbeiter, 
wenn  man  auch  an  die  obligatorische  Einführung  der  Altersversicherung  nicht 
denken  will,  gewiss  nicht  überflüssig. 

Kben.so  wäre  eine  Neuregelung  der  Arbeitsvermittlung  in  Ungarn 
höchst  wünschenswert,  denn  abgesehen  von  einigen  kleinen  Fachvereinen,  welche 
kaum  mehr  als  500 — 1200  Mitglieder  zählen,  befassten  sich  bis  vor  kurzem  in 
Ungarn  eigentlich  bloss  die  Gewerbegenossenschaften  (Innungen  I mit  der  Arbeits- 
Termittlnng  und  auch  dies  geschah  nur  in  sehr  primitiver  Form.*) 

Der  neuorricbtete  Landesindustrierath,  welcher  geschaffen  worden  war,  um 
dem  Handelstninisterinm  Gutachten  in  Arbeiterfragen  zu  erstatten,^)  war  denn 
auch  gleich  in  seiner  ersten  Sitzung  genöthigt,  die  Errichtung  eines  allgemeinen 
ArbeitsTermittlungsamte.s  in  Vorschlag  zu  bringen.  Doch  wurde  erst  am  15.  März 

*)  Die  «BcTolte“  brach  auä,  weil  der  Beitrag  zur  Bruderlade  von  5 auf  7 Proc. 
erhöht,  die  Pensionsberechtigung  künftig  aber  erst  mit  dem  40.  (statt  wie  früher  mit 
dem  30.)  Dienstjahre  beginnen  sollte. 

*)  Vgl.  *Der  Arbeitsmarkt.**  (Herausgegeben  von  Dr,  J.  Jastrow)  vom  5.  August 
IS98,  S.  146. 

*)  Auch  dieser  Landesindustrierath  ist.  beiläufig  bemerkt,  eine  echt  ungarische 
Institution.  Er  besteht  nämlich  aus  27  von  den  Ministerien  ernannten  Personen,  20 
Delegierten  der  HandeUkammem  uml  24  Mitgliedern  der  vom  Handelsminiater  bestimmteu 
Fachcorporationen  und  Vereine.  Überdies  besteht  zur  „gründlichen  Vorbereitung“  der 
vom  ßatbe  zu  behandelnden  Angelegenheiten  im  Schosse  des  Industrierathes  noch 
ein  vorbereitender  Ausschuss,  welcher  znr  Gänze  von  dem  Handelsminister  ernannt  wird 
und  seine  Berichte  vor  der  Plenarversammlung  dem  Minister  zur  tumehraigung  vorzulegen 
hat.  so  dass  es  wohl  ausgeschlossen  ist.  dass  der  Industrierath  jemals  etwas  gegen  den 
Willen  des  Ministers  beschliesst.  Zur  Sicherheit  sind  aber  ausserdem  die  Sitzungen  des 
Käthes  nicht  Öffentlich  und  bat  der  Rath  auch  nicht  das  Recht,  mit  Behörden  oder 
Privaten  selbständig  zu  verkehren  und  etwa  nöthige  Krhebnngen  zu  pflegen. 

Z«lucbrift  fnr  VolkiwirUebsA,  HAciftlpolUlk  tind  V«rw*Uunc-  XI-  Han<).  21 
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1900  ein  ArbeUsvermittlnngsin.stitnt  in  Pest  eröffnet,  welches  seine  Thätigkeit 
halil  sj'stematisch  anf  das  ganze  Land  ausdehntc.  In  gutem  Kufe  steht  aber 
auch  dieses  Institut  weder  bei  den  rnternehmern  noch  bei  den  Arbeitern.  Die 
rnteniehiner  beklagten  sich  nämlich  bei  der  behufs  Heurganisation  des  Amtes 
abgehaltenen  Knqnete  darüber,  dass  man  tüchtige  Arbeiter  dort  nicht  bekumnie  nnd 
die  organisierten  Arbeiter  haln  n das  Institut  anfänglich  sogar  boykottiert,  weil  man 
ihren  Wünschen  anf  paritätische  Zusammensetzung  des  Ausschusses  und  Streichung 
des  Strikeiiaragraphen  nicht  nachkoumien  wollte.  Wenn  trotzdem  der  Jahres- 
bericht für  das  Jahr  1900  19.222  Vermittlungen,  und  zwar  15.229  in  Pest 
und  4693  in  der  Provinz  answeisen  konnte,  so  ist  das  nur  dem  Umstande 
zuzuschreiben,  dass  mehrere  Tausend  Arbeiter  nach  erfolglosem  .Strike  von  den 
Untemehmem  — darunter  der  Mascliinenwerkstätte  der  staatlichen  Waggonfabrik 
und  Eisenbabnen  — gezwungen  wurden,  ihre  Wiederaufnahme  durch  das 
Arbeitsvermittlungsinstitut  bewerkstelligen  zu  lassen. 

Die  vom  Amte  ausgewiesenen  Vennittlnngen  in  die  Provinz  scheinen  aber 
zum  grössten  Theile  überhaupt  nur  anf  dem  Papiere  zustande  gekommen  zu 
sein,  da  es  häufig  verkam,  dass  die  Unternehmer  den  zugereisten  Arbeitern 
gegenüber  die  Anfnabm.sbedingungen  nicht  einhielten,  so  dass  die  „Enttäuschten 
meist  zu  Fuss  und  bettelnd  in  die  Hauptstadt  zurfickkehren“  mussten. 

Wie  ersichtlich,  bedarf  die  sociale  Gesetzgebnng  in  Ungarn  in  allen  ihren 
Zweigen  dringend  einer  Ergänzung  und  Kefomi.  Dieser  Einsicht  wird  sich  auch 
die  ungarische  Kegieruiig  nicht  länger  verschliessen  können,  denn  auch  ihr 
können  die  Folgen  ihrer  bisherigen  Socialpolitik:  die  Zunahme  der  Auswanderung 
und  der  Stillstand  in  der  industriellen  Entwickelung*)  nicht  verborgen  geblieben 
sein.  Dis  nun  hat  sie  es  allerdings  sogar  vermieden  bei  etwaigen  Streitigkeiten 
zwischen  Untemehmem  und  Arbeitern  vermittelnd  einzugreifen  und  der  35 
des  XXVlll.  G.-A.  vom  Jahre  1893  — nach  welchem  der  Handelsminister,  wenn 
das  Schiedsgericht  zu  keinem  lie.sultate  kommt,  den  Gewerbeinspector  mit  der 
Beilegung  der  Streitigkeiten  betrauen  kann  — gebangt  fast  nie  zur  .kuwendung. 
Auch  gellt  der  Staat  als  Unternehmer,  wie  Nicholson  ganz  richtig  bemerkt, 
gegen  seine  Arbeiter  selbst  nicht  mit  Güte  und  Unparteilichkeit  vor,  sondern 
entwickelt  vielmehr  im  grossen  ganzen  eher  die  Nacbtheile  der  Monopolisten. 
Wenn  aber  Ungarn  — wie  es  den  Anschein  hat  — im  Jahre  1907  für  die 
wirtschaftliche  Trennung  von  Oesterreich  gerüstet  sein  will,  dann  wird  die 
Kegiernng  mit  dem  Principe  der  einseitigen  Förderung  der  Unternehmer  doch 
wohl  brechen  nnd  auch  die  Lage  der  g'ewerblichen  Arbeiter  zu  bessern  bestrebt 
sein  müssen.  Die  anlässlich  der  Eröffnung  des  neuen  lieichstages  am  28.  October  1 901 
gehaltene  Thronrede  wird  dann  wohl  die  letzte  sein  müssen,  in  der  sich  keine 
Silbe  über  etwa  geplante  sociale  Beformeii  findet. 

Graz,  im  Frühjahr  1902. 

*)  Selbst  nach  dem  .\usweise  wären  also  kaum  ein  Viertel  f23‘4  Proc.)  der 
gesuchten  Stellen  vermittelt  worden 

•)  Näheres  vgl  bei  Bunzel  -Zur  Kritik  der  ung.  Industriepolitik“  in  Schraollers 
Jahrb.  für  Gesetzgebnng  und  Verwaltung  iin  Deutschen  Reiche,  Jahrg.  XXVI  (1902). 
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DIE  LANDWIRTSCHAFTLICHE 

genossenschaftsbewegunct  in  einigen 

EUROPÄISCHEN  LÄNDERN. 

VON 

D*  HEINRICH  PUnOR. 


Die  Genossenscliaftsliewegnng:  hat  in  den  einzelnen  Landern  verschiedene 
Aosganjfspnnkte.  Die  Hochbai^j  des  städtischen  Genossenschaftswesens  ist 
bekanntlich  England.  Das  classische  Land  des  ländlichen  Genossenschafts- 
wesens ist  dagegen  Dänemark,  dem  neuerdings  Irland,  Finnland,  Canada.  Australien 
nacheifern,  -Auch  in  Deutschland  und  Frankreich  ist  das  ländliche  Genossenschafts- 
wesen sehr  ausgebildet.  In  den  vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  sieh  eine 
besondere  Form  des  ländlichen  Genossenschaftswesens  unter  dem  Samen  ,Grange“ 
entwickelt.  In  Italien  ist  städtisches  neben  ländlichem  Genossenschaftswesen  zu 
finden;  letzteres  floriert  besonders  in  Oberitalien.' 

Die  genossenschaftliche  Production  hat  sich  vorzugsweise  in  der  Landwirt- 
schaft entwickelt.  Die  grössten  Erfolge  hat  hier  die  Meiereiwirtschaft,  also  in 
erster  Linie  die  Bntterprodnction  aufznweisen,  anf  welchem  Gebiete  Dänemark  an 
erster  Stelle  steht,  das  heute  den  grössten  Buttermarkt  der  Welt,  den  Londoner, 
zum  grössten  Theilc,  und  zwar  wesentlich  mit  Hilfe  genossenschaftlicher  Pro- 
duction versorgt. 

Das  ländliche  Genossenschaftswesen  i.st  in  Dänemark  zwar  n(jch  ver- 
hältnismässig jung,  aber  dennoch  derart  entwickelt,  dass  es,  wie  wir  sehen  werden, 
dem  ländlichen  Genossenschaftswesen  anderer  Länder  (Irland,  Schweden,  Norwegen, 
Finnland,  Friesland  etc.)  als  Vorbild  gedient  hat.  Den  grössten  Kaum  nehmen 
die  Meierei-,  dann  die  Eierverkaufs-,  endlich  die  Schweinemetzgereigenossen- 
schaften ein.  Die  erste  Meiereigenossenschaft  wurde  im  Jahre  1882  im  Westen 
Jütlands  durch  Stilling  Andersen  gegründet;  besonders  seit  188R — 1887 
traten  im  ganzen  Lande  solche  Genossenschaften  ins  Leben,  so  dass  ihre  Zahl 
im  Jahre  1807  bereits  !)(i8,  im  Jahre  1898  1093  mit  125.000  Mitgliedern 
betrug.  Die  Mitgliederanzahl  einer  Genossenschaft  ist  durchschnittlich  120.  die 
durch-schnittliche  Anzahl  der  Kühe  wechselte  von  200  — 100  im  westlichen  Jütland, 
bis  zn  1000 — 1400  im  östlichen  Jütland  und  auf  den  Inseln.  Die  Milch  wird 
fast  durchgängig  nach  dem  Fettgehalt  bezahlt.  Die  Pasteurisierung  ist  mit  dem 
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26.  Mfirr.  1898  zum  Gesetz  erhoben  worden.  Die  Verwaltnngsrimler  werden  nicht 
bezahlt,  obwohl  jedes  Mitglied  verpflichtet  ist,  die  Wahl  allzunehmen.  Dasselbe 
gilt  für  die  Wahl  der  Hevisoren.  Die  Anlage  einer  Meierei  vollzieht  sich  gewöhn- 
lich mit  Hilfe  einer  .Anleihe,  für  welche  sämmtliche  Mitglieder,  jedes  im  Ver- 
hfiltnis  zu  der  Zahl  der  ihm  gehörigen  Kühe,  haften.  Die  Anleihe  wird  meistens 
innerhalb  zehn  Jahren  amortisiert,  derart,  dass  heute  bereits  die  meisten  Molkerei- 
genossenschaften schuldenfrei  sind.  Von  dem  Nutzen  und  der  ausgezeichneten 
Organi.sation  der  dänischen  Meiercigenossenschaften  kann  man  sich  am  besten 
einen  Begriff  machen,  wenn  man  auf  die  Einrichtung  der  milchwirtschaitlichen 
Controlvereine  einen  Blick  wirft.  Diese  sind  dazu  bestimmt,  einen  Einfluss  auf  die 
Rentabilität  der  Milchwirtschaft  dadurch  auszuüben.  dass  die  Aufziehung  des 
Viehes  und  die  Milchprodnction  in  den  Wirtschaften  aller  Verelnsmitglieder 
controliert  wird.  Erwähnenswert  sind  ferner  der  Verband  der  jütländischen  Meierei- 
genossenschaften und  der  dänische  Mciereibeamtenverein.  Letzterer  wurde  im 
Jahre  1887  gegründet  und  hatte  im  Jahre  1897  1300  Mitglieder.  Weiter  sind 
in  den  letzten  Jahren  etwa  20  besondere  ,Exportforeninger“  gegründet  worden, 
welche  direct  nach  dem  englischen  Markt  absetzen,  allen  voran  die  „Farmers  of 
Denmark  Buttorezportassociatiou“,  welche  im  Jahre  1897  120  Meiereien  zählte, 
während  der  Umsatz  13*/,  Millionen  Kronen  betrug;  mit  Umgehung  des  Zwischen- 
h.andcls  der  Kopenhagener  Grosshändler  vollzieht  dieser  Verein  den  Butterezport 
direct  auf  eigene  Rechnung.  Endlich  wurde  im  Jahre  1895  die  dänische  Butter- 
verpackungsgenossenschafl  „Dansk  Andelssmörpakkerei“  gegründet,  die  in  Esbjerg 
an  der  Westküste  Jütlands  ihren  Sitz  hat  und  im  Jahre  1897  20  Meiereien  als 
Mitglieder  zählte.  Sie  exportiert  ausser  nach  England  nach  Paris, 

Der  Erfolg  dieser  Organisation  zeigt  sich  in  den  Zahlen  des  dänischen 
Butterexportes,  wobei  man  berück.sichtigon  muss,  dass  eg  im  Jahre  1898  1013 
Genossenschaflsmolkereien  und  nur  260  private  und  271  Schiossmolkereien  gab. 
Der  Ueberschuss  der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr  hat  sich  in  den  letzten  nenn 
Jaliren  verdoppelt.  Während  im  Jahre  1875  nur  17,970.000  Pfund  Butter 
in  Dänemark  prodneiert  wurden,  betrug  die  Production  im  Jahre  1898 

154.790.000  Pfund.  Allein  nach  England  exportierte  Dänemark  im  Jahre  1899 
bis  1900  144,611.129  Pfund,*) 

In  ähnlicher  Weise  wio  die  Meiereiwirtschaft  ist  in  Dänemark  die  Hühner- 
zucht and  der  Eiervorkanf  genossenschaftlich  organisiert.  Säramtlicho 
Hühnerzucht-  und  Eierverkaufsgenossenschaflen  sind  zu  einem  Centralverein 
(Dansk  Andelsexport)  zusammengeschlossen,  der  sich  in  ungefähr  400  Eierverkaufs- 
kreise  mit  Ortsverwaltungen  und  festangestellten  Eiersammlern  gliedert.  Der  Erfolg 
dieser  Organisation  ist,  dass,  während  Deutschland  nunmehr  über  100  Millionen 

*)  Ein  noch  klareres  Bild  von  der  Bedeutung  dieser  dänischen  Butterproduction 
gewinnt  man,  wenn  man  Dänemark  mit  Frankreich  vergleicht.  Frankreich  hat  circa 
*.i  Millionen  ha  Culturland,  besitzt  4,500.000  Milchkühe  und  prodneiert  mehr  als  $4  Mil- 
lionen Hektoliter  Milcfa  und  18 — 20  Millionen  h/  Butter  jährlich.  Dänemark  bat  circa 

1.400.000  ha  Culturland.  circa  1.600.000  Milebkuhe  und  produciert  circa  78  Millionen  kff 
Butter.  Mit  anderen  Worten:  Frankreich  produciert  im  Verhältnis  ein  Drittel  von  dem, 
was  Dänemark  ins  -Ausland  schickt. 
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Mark  jährlich  für  Eier  ans  Ausland  zahlt.  Dänemark  im  Jahre  1900  für 
20,160.000  Mark  Eier  exportierte. 

Aehnlich  verhält  cs  sich  endlich  auch  mit  der  Schweineschlächterci. 
Im  Jahre  1898,  als  bereits  24  Oennssenschaflsschlächtereien  mit  etwa  57.000 
Mitgliedern  bestanden,  wurde  der  Genossenschaftsverband  der  dänischen  Schlächte- 
reien (de  samvirkendo  danske  Slagterier)  gegründet,  der  sich  mit  dem  Gro.ss- 
einkauf  von  Salz,  der  Verbesserung  der  Transportverhältnisse  und  mit  neuen 
Schlachtnngs-  und  Salzungsmethoden  beschäftigt. 

In  Irland  hat  das  Genossenschaftswesen  sich  in  wenigen  Jahren  rapid 
entwickelt.  Die  Geschichte  der  Genossen.schaflsbewegung  anf  dieser  Bauerninsel 
ist  von  höchstem  Interesse  und  in  gleicher  Weise  für  die  Anhänger  wie  für  die 
Gegner  dieser  Bewegung  lehrreich.  Von  vornherein  sei  darauf  aufmerksam  gemacht, 
das  die  ganze  irische  Genossenschaftsbewegung  eine  ländliche  ist  und  die  A'er- 
besserung  der  ländlichen  Erzeugung  und  auch  des  Absatzes  erstrebt. 

Trotz  der  tbeilweiso  grossen  Fruchtbarkeit  des  Bodens  ist  Irland  kaum  je 
ein  reiches  Land  gewesen,  namentlich  wohl  deshalb  nicht,  weil  es  auf  dieser 
Insel  ebensosehr  an  der  Organisation  als  an  der  Ordnung  und  Beinlichkeit 
mangelte.  Zu  Zeiten  hat  Irland  sogar  schwere  Noth  durchkämpfen  müssen,  so  vor 
einem  Decennium,  als  in  Dänemark  die  Genossenschaften  ihren  gewaltigen  Auf- 
schwung nahmen  und  anfingen,  mit  ihren  Heiereiproducten  den  Londoner  Welt- 
markt zu  beherrschen.  Namentlich  zwei  Umstände  waren  es,  die  die  irischen 
Prodnete  hinter  den  dänischen  znrücktreten  Hessen : die  grössere  Gleich- 
mässigkeit  und  Zuverlässigkeit  der  Ware.  Für  jedes  einzelne  Stück 
konnte  Garantie  gegeben  werden.  Dazu  kam  die  bessere  Verpackung.  Schritt  für 
Schritt  eroberte  nun  die  dänische  Landwirtschaft  den  Londoner  Harkt  und  trieb 
die  irische  zurück.  Es  kam  so  weit,  dass  die  Irländer  gezwungen  waren,  besonders 
gute  Ware  als  „Danish“  oder  „Kiel“  zu  verkaufen,  während  die  weniger  gute 
unter  dem  Namen  „Irish“  bekannt  wurde.  Schliesslich  stand  die  irische  Land- 
wirtschaft nahe  vor  dem  Bankerott.  Und  nun  kam  der  Umschwung.  Kufe  nach 
Selbsthilfe  wurden  laut.  Im  Jahre  1889  wurde  die  erste  Genossenschaft  gegründet, 
im  Jahre  1894  die  „Irische  Ackerhan-Organisationsgesellschaft“  (Irish  Agricultural 
Organisation  Society).  Der  Aufschwung,  den  die  Landwirtschaft  seit  dieser  Zeit 
insbesondere  mit  Hilfe  dieser  Gesellschaft  nahm,  war  ein  enormer.  Im  Jahre  1889 
gab  es  eine  ländliche  Genossenschaft;  1891  bestanden  schon  siebzehn.  1892 
fünfundzwanzig,  am  1.  Jänner  1901  477  Genossenschaften  mit  46.206  Mitgliedern. 
An  Meiereigenossonschaften  gab  es  im  Jahre  1899  191  mit  20.844  Mitgliedern 
und  401.314  Pfund  Sterling  Umsatz.  23'/,  Millionen  Gallonen  Milch  wurden 
verkauft  und  fast  9'  , Millionen  Pfund  Butter  produciert.  Bis  zum  Jahre  1901 
war  die  Zahl  der  Meiereigenossenschaften  anf  236  mit  26.577  Mitgliedern 
gestiegen. 

Sehr  interessant  ist  die  Geschichte  der  irischen  Eiergenossenschaften.  Vor 
ein  paar  Jahren  hatten  die  grossen  Eier-Engroshändler  von  Liverpool  und  Glasgow 
ein  Circular  an  die  irischen  Eierversandhänser  geschickt,  in  welchem  sie  erklärten, 
dass  sie  aufhören  würden,  irische  Eier  zu  kaufen,  solange  diese  nicht  fri.sch 
wären,  sauber,  ordentlich  in  trockenem  Stroh  oder  Holzwollo  und  in  Körben  oder 
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Kisten  verpackt,  welche  nicht  znrückgeschickt  zn  werden  branchten.  Darob  ent- 
stand eine  Panik  unter  den  irischen  Landwirten.  Dänemark  war  also  im  Begriffe, 
auch  den  irischen  Kierhandel  lahmzulegen.  Hat  doch  D.änemark  im  Jahre  1898 
für  13'7  Millionen  Kronen  Hier  eiportiert,  während  Kngland  vom  Au.sland  und 
den  Colonien  in  demselben  Jahre  für  4,457.117  Pfund  Sterling  allein  Eier 
importierte.  In  zahlreichen  Vensammlnngen  wurde  beschlossen,  auch  auf  diesem 
Gebiete  Dänemark  nachznalimcn;  die  ,Irish  Agricultural  Organisation  Society“  zog 
einen  Eierrerpacknngsexperten  von  Dänemark  heran,  und  das  ganze  Streben  gieng 
in  der  Folge  darauf  aus,  auch  hierin  Irland  zu  einem  zweiten  Dänemark  zu 
machen. 

Die  Organisation  des  ländlichen  Genossenschaftswesens  in  Irland  Lst  im 
allgemeinen  eine  Nachahmung  des  dänischen  Systems.  Von  den  Geno.ssenschaflen 
selbst  wird  da-s,  was  sie  erstreben,  folgendermaassen  formuliert:  Butterproduction 
in  Meiereien  nach  den  besten  und  neuesten  wissenschalUichen  Pricipien;  gemein- 
samer F.inkauf  der  zum  Ackerbau  nothwendigen  Dingo  und  gemeinsamer  A'erkauf 
dessen  Producte;  Verbesserung  der  Zucht  und  Ba.sse;  Ankauf  von  Ackerban- 
maschinen für  gemeinsamen  Gebrauch;  Verbesserung  der  Methoden  des  Acker- 
baues; Entwickelung  der  Gärtnerei  für  den  Frülgahrsmarkt;  Einführung  des 
dänischen  Systems  der  Eierverpackung;  Etablierung  von  Versuchsfarmen  unter 
Aufsicht  von  Experten;  Bildung  von  ländlichen  Cooperativhanken  nach  dem 
Baiffeisenprincip;  Entwickelung  der  ländlichen  Industrie  wie  Spitzenklöppeln. 
Weben,  Sticken  und  Nadelarbeit  im  allgemeinen.  Die  irischen  Experten  — älinlich 
wie  in  den  skandinavischen  Ländern  die  Agronomen  und  Staatsmeieristen  — haben 
die  Mitglieder  der  Genossenschaften  in  der  besten  Art  der  Landwirtschaft  zu 
unterweisen.  Ausgezeichnetes  leisten  die  Verenchsfannen  (besonders  für  Sämereien 
und  Düngemittel),  die  sich  als  sehr  nützlich  erweisen.  Die  mehrfach  genannte 
■Irish  .Vgricultnral  Organisation  Society“  gibt  Flugblätter  herau.s,  schickt  Wander- 
lehrer ans  und  gibt  eine  landwirt-schaftlichc  Zeitschrift,  „The  Irish  Ilome.stead“, 
heraus.  Die  Regierung  unterstützt  die  Bewegung,  indem  sie  ein  ■Departement  of 
Agricultural  and  Technical  Instruction“  mit  der  bestimmten  Absicht  gegründet 
hat,  dem  Geiste  der  Selbsthilfe,  wie  er  sich  in  den  ländlichen  Geno.ssenschaften 
knndgibt,  helfende  Hand  zu  bieten.  — Alles  in  allem  darf  man  sagen,  dass  die 
irische  Landwirtschaft  mit  Hilfe  des  Genossenschaftswesens  der  Coiicurrenz  auf 
dem  Weltmärkte  wirksam  begegnet  ist  und  einen  festen  Grund  zum  heimischen 
Wohlstand  gelegt  hat. 

.kncli  in  Finnland  scheint  das  Genossenschaftswesen  vor  einer  Epoche 
hoher  Entwickelung  zu  stehen.  Bis  zum  Jahre  1901  musste  man,  streng  genommen, 
mehr  von  einem  ländlichen  Vereinswesen  als  von  einem  Genossenschaftswesen 
sprechen.  Zur  grossen  Freude  der  Anhänger  des  Genossenschaftswesens  ist  am 
1.  September  1901  das  langerstrebte  Genossenschaftsgesetz  in  Kraft  getreten- 
Im  finnischen  Volke  hatte  schon  lange  vorher  der  Genossenschaftsgedanke,  un 
zwar  in  seiner  reinsten  Gestalt,  die  stärksten  Wurzeln  g'eschlagen,  und  war  sodann 
überraschend  schnell  gewachsen.  Bei  einem  Besuche,  den  der  Verfasser  im  vorigen 
Jahre  im  Pellervobnreau  in  Helsingfors  machte,  erhielt  derselbe  folgende  schätzens- 
werte Angaben  über  die  Entwickelung  des  ländlichen  Vereinswesens  in  Finnland. 
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Am  Sctilnssc  des  Jahres  1900  gab  es  in  Finnland  237  ländliche  Bernfsrereine 
(.landtmannagillen“).  Der  erste  Verein  dieser  Art  wnrde  bereits  im  Jahre  1803 
in  Ilmäjolii  in  Oesterbotten  gegründet;  er  existiert  heute  noch  nnd  entfaltet  eine 
kräftige  Wirksamkeit.  Nach  einer  langen  Periode  des  Stillstandes  wurden  erst  im 
Anfang  der  Siebxigerjahre  Tier  neue  Berufsvereine  gegründet.  Bis  zur  Gründung 
der  Propagandagesellschaft  Pellerro  nnd  der  Bewillienng  einer  Staatesubvention, 
das  ist  bis  zum  Jahre  1899,  enkstanden  60  ländliche  Bemfsvereine  in  Finnland. 
Ini  Jahre  1899  wurden  45,  im  Jahre  1900  92  neue  Vereine  ins  Leben  gerufen, 
und  viele  der  bis  dahin  „schlafenden“  Vereine  erwachten  zu  reger  Thätigkeit. 
Seit  zwei  Jahren  gliedern  sich  diese  Vereine  in  Unterabtheilungen;  im  Jahr  1900 
hatten  80  Berufsvereine  937  derartige  Kreisvereine.  Die  Mitgliederanzahl  stieg 
ton  1899  im  .Jahre  1898  auf  3728  im  Jahre  1899  nnd  auf  12.669  im  Jahre 
1900,  also  um  mehr  als  300  Proc.  in  einem  einzigen  Jahre.  Bedenkt  mau 
indessen,  dass  es  gegen  200.000  Bauern  in  Finnland  gibt,  so  bleibt  noch  viel 
zu  thnn.  Die  meisten  Vereine  haben  durchschnittlich  50  Mitglieder;  in  54  Ver- 
einen beträgt  die  Mitgliederanzahl  51 — 100,  in  32  101 — 200  und  nur  in 
9 Vereinen  ist  sie  grösser  als  200.  Viborgs  Bauernverein  bat  800  Mitglieder. 

Durch  gemeinsamen  Einkauf  haben  diese  Vereine  ihren  Mitgliedern  10  Proc. 
gespart;  einige  Vereine  berechnen  die  Ersparnis  sogar  auf  20 — 25  Proc.  Im 
ganzen  wurde  im  Jahre  1898  für  25.114,  im  Jahre  1899  für  128.359  und  im 
Jahre  1900  für  690.445  Francs  Waren  eingekanft.  Aber  es  wurde  nicht  nur 
grössere  Billigkeit,  solidem  auch  bessere  Qualität  der  bezogenen  Waren  durch 
die  Gemeinsamkeit  des  Einkaufes  erreichk 

In  N 0 r w e g 0 n kann  zur  Zeit,  wie  dem  Verfasser  von  Herrn  Professor 
Ebbe-Hertzberg  geschrieben  wurde,  von  einem  ländlichen  Genossenschafkswe.sen 
noch  nicht  die  Rede  sein.  Erst  in  neuester  Zeit  fängt  man  hier  an,  Propaganda 
dafür  zu  machen. 

In  Schweden  dagegen  haben  die  Meierei-  Sowie  .Schweinemetzgerei- 
genossenschaften  in  den  letzten  Jahren  gute  Erfolge  anfzuweiseii.  Dem  schwedischen 
Genossenschaftsbundo  gehören  einige  60  cooperative  Organisationen  an.  24  dem 
Bunde  angeschlossene  cooperative  Organisationen  erstatteten  demselben  im  J.abre 
1901  Bericht,  ans  dem  hers ergeht,  dass  sie  ll.OO.'i  Mitglieder  repräsentieren, 
eiuen  Umsatz  von  3.128.600  Kronen  nnd  ein  Bctrieb.scapital  von  316.992  Kronen 
hatten.  Der  älteste  Verein  „Atvids  hushallsföreniiig“  wnrde  1869  gegründet, 
Munkfors  „.Arbetareförening“  1878.  Letzterer  ist  mit  24.000  Kronen  Genossen- 
schaflscapital  der  reichste  Verein,  der  stärkste  ist  „Kooperativa  Föreninger  Pan“ 
in  Malmö  mit  1000  Mitgliedern. 

In  Russland  befindet  sich  das  ländliche  Genossenschaftswesen  noch  im 
Anfangsstadinm.  Aber  man  beginnt  auch  dort  die  hohe  Bedeutung  namentlich  in 
socialer  Beziehung  einzusehcii.  Die  letzteren  Jahre  verzeichneten  gute  Fortschritte. 
Nach  dem  25.  Jahresbericht  des  Comitös  der  Darlehensgenossenschaften  gab  es 
im  Jahre  1898  699  landwirtschaftliche  Creditgenossenschaften.  Genauere  Statistiken 
gibt  es  für  604  derselben,  deren  Mitgliederzahl  betrug  224.371,  das  Capital 
15,201.200  Mark.  Am  1.  Jänner  1900  waren  703  Darlehenscassen  in  Wirksamkeit. 
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V'nn  den  romanischen  Ländern  ist  besonders  in  Frankreich  das  länd- 
liche Genussenschaftsnesen  zn  grosser  Entwickelung  gelangt. 

An  landwirtschaftlichen  Syndicaten  zählte  Frankreich  im 
Jahre  1893  etwa  2500  mit  800.000  llitgliedeni.  Die  Syndicate  sind,  ähnlich 
wie  die  „Oranges“  in  Nordamerika,  als  ein  Netz  Ton  concentrischen  Kreisen 
organisiert;  es  umfassen  die  „Union  centrale“  das  ganze  Land,  die  „Unions  regionales“ 
die  ProTinzen,  die  „Unions  ddpartementales“  die  Bezirke  und  die  „Syndicats  locanx“ 
die  einzelnen  Ortschaften,  woran  sich  noch  einzelne  Genossenschaften  angliedeni. 
Zur  Union  centrale  gehörten  am  1.  Jänner  1900  930  Syndicate.  Die  Syndicate 
verfolgen  weder  Classcn-  noch  |>oIitische  Interessen,  sondern  sind  Vereinigungen 
znm  Schutze  der  Berufsintcresaen  der  Landwirte.  Die  Aufgaben  der  Syndicate 
sind  gemeinsamer  Einkauf,  gemeinsame  Production  und  gemeinsamer  Absatz,  ferner 
die  Ermöglichung  von  Tarifvergfinstigungcn,  Beschaffung  billigen  Geldes  und 
Versicherung.  Der  kleine  Landwirt  ist  mit  Hilfe  der  Syndicate  ökonomisch, 
social,  moralisch  und  geistig  gefördert  worden.  Die  Centralgenossenschaft  des 
südöstlichen  Frankreichs,  welche  im  Jahre  1892  gegründet  wurde,  vermittelte 
nach  2 Jahren  bereits  724.000  kg  Viehfutter,  5,411.800  kg  Düngemittel  und 
ira  Jahre  1899  7,797.000  kg  Düngemittel,  überdies  erhebliche  Mengen  Winzeroi- 
bedürfnisse,  Sämereien,  Baumaterialien  etc. 

Die  Müllerei-  und  Backereigenossenschaften  Frankreichs 
stehen  bi.sher  unerreicht  da.  So  zählte  die  Bäckereigenossenschaft  „ITnion“  in 
Koubais,  gegründet  im  Jahre  1892,  im  Jahre  1899  13.304  Mitglieder,  fabricierte 
5.222.600  kg  Brot  und  verschaffte  den  ersteren  eine  Ersparnis  von  291.000  Francs. 
Weit  wichtiger  aber  sind  die  ländlichen  Müllerei-  und  Bäckereigenossenschaften, 
für  welche  nach  dem  Vorgang  des  um  das  Genossenschaftswesen  höchverdienteii 
Grafen  v.  Kocquigny  Propaganda  gemacht  wird. 

Die  Gründung  der  Creditgenossenschaften  und  Darlehenscassen- 
vereine  beginnt  im  Jahre  1884.  Die  ersten  landwirtschaftlichen  Creditinstitutionen 
Frankreichs  sind  die  von  Senlis  und  Poligny,  Genossenschaften  mit  beweglichem 
Capital  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  Jahre  1864.  Die  Haftung  der  Mitglieder 
erstreckt  sich  bei  diesen  nicht  über  den  eingezahlten  Autheil.  Im  Gegensatz  zu 
diesem  Typus  ist  seit  dem  Jalire  1893  eine  grosse  Zahl  von  kleinen  Credit- 
gennsseuschafteii  nach  dem  Muster  der  deutschen  Ralffeisencassen  mit  den  Prin- 
cipien  der  Gegenseitigkeit  und  der  Solidarhaftung  gegründet  wurden.  Das  Gesetz 
vom  5.  November  1894  über  die  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Credites 
hat  den  landwirtschaftlichen  Kyndicaten  diesbezüglich  Bewegungsfreiheit  geschaffen, 
so  dass  det  Raiffeisentypns  den  französischen  Verhältnissen  entsprechend  modificiert 
werden  konnte.  Am  15.  November  1900  betrug  die  Zahl  der  ländlichen  Spar- 
und  Darleheiiscassen  648  gegenüber  23  städtischen.  Die  erste  französische 
Meierei  genossen  Schaft  wurde  von  dem  landwirtschaftlichen  Syndicat  von 
Surgöres  im  Jahre  1889  in  Chaille  gegründet.  Der  .Vnfang  war  sehr  bescheiden, 
aber  bald  waren  die  Fortschritte  rapid.  Im  ersten  Jahre  halte  die  Genossenschaft 
nur  88  Mitglieder  und  prodneierte  31.000  kg  Butter.  Im  Jahre  1899  zählte  man 
in  der  Charente  und  in  Poitou  97  Meiereigenossenschaften  mit  47.000  Mitglie- 
dern, die  über  eine  Anzahl  von  113.000  Milchkühen  verfügten  und  eine  Hntter- 
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prodnction  von  7,500.000  hj  aufiriesen.  Später  gründete  man  einen  „Central- 
verband der  Meiereigenossenschaften“,  der  ein  eigenes  Laboratorium  besitzt,  den 
Transport  und  Verkauf  der  Butter  vermittelt  und  den  gemeinsamen  Einkauf  der 
Betriebsmittel  besorgt. 

Auf  dem  Gebiete  der  Gärtnerei  und  des  Obstbaues  sind  die  Erfolge 
der  Selbsthilfe  der  Landrrirtschall  in  Frankreich  vielleicht  am  grossartigsten.  Der 
genossenschaftliche  Absatz  der  Gärtnereiprodncte  hat  sich  in  alle  Provinzen  aus- 
gebreitet und  sich  mit  grösstem  Erfolge  selbst  des  Exports  bemächtigt.  Es  würde 
uns  jedoch  zu  vreit  führen,  an  dieser  Stelle  Ansführliches  über  die  ausserordent- 
liche Ansdehnnng,  welche  diese  Genossenschaften  gewonnen  haben,  anznführen. 

In  Italien  hat  das  Erspamissystem  im  Consnmweseii  walirhafte  Wunder 
gezeitigt.  Die  genossenschaftliche  Production  ist  zwar  weniger  ausgebreitet  als  der 
gemeinsame  Consum,  aber  da,  wo  sie  reüssiert,  entfaltet  sie  desto  günstigere 
Wirkungen. 

In  Italien  haben  sich  ländliche  Genossenschaften  anfangs  hauptsächlich  auf 
dem  Gebiete  des  Credites  entwickelt. 

Italien  zählt  gegenwärtig  mehr  als  1000  Oonsumvereine,  von  denen  etwa 
500  unter  Eisenbahnbeamten  gebildet  sind.  Der  stärkste  italienische  Consnm- 
verein  ist  jetzt  „Union  Militare“  mit  dem  Sitz  in  Rom;  obwohl  erst  im  11.  Jahre 
des  Bestehens,  zählt  der  Verein  bereits  16.000  Mitglieder  mit  etwa  20  Zweig- 
niederlassungen in  den  hauptsächlichsten  Centren  Italiens,  mit  einem  Capital  von 
circa  1,500.000  Lire  und  einem  Reservefonds  von  500.000  Lire.  Er  hat  kürzlich 
in  Rom  zwei  neue  Fabriken  angekauft,  wo  unter  anderem  die  für  Italien  neue 
Goldfiligranarbeit  angefangen  worden  ist.  Ferner  besitzt  der  V'erein  drei  grosse 
Weinlager  in  den  wichtigeren  weinbautreibendon  Centren. 

Die  Volksbanken  haben  erst  die  anderen  Formen  des  Genossenschaftswesens 
hervorgemfen.  Und  zwar  entwickelten  sich  zuerst  die  städtischen  und  erst  später 
die  ländlichen  Creditgenossenschaften. 

Bereits  vor  der  Entstehung  der  eigentlichen  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften besass  Italien  eine  ländliche  Associationsform  in  den  sogenannten  „C  o- 
mices  agricoles“.  Letztere,  gegründet  seit  1866  und  reorganisiert  durch  ein 
königliches  Decret  vom  23.  December  1883,  sind  heute  in  der  Z.ilil  von  250 
bis  300  in  allen  Theilen  des  Landes  ausgebreitet.  Unter  dem  Druck  der  ökono- 
mischen Verhältnisse  waren  sie  geuOthigt.  ganz  und  gar  in  das  landwirtschaftliche 
Genossenschaftswesen  hinein  zu  wachsen  und  die  grosse  Aufgabe  zu  erfüllen,  den 
Profit  aus  dem  Verkauf  eines  Productes  allen,  die  an  der  Erzeugung  des  Productes 
mitgearbeitet  haben,  znkommen  zu  lassen.  Durch  eine  Reorganisation  dieser 
Cnmices  entstanden  die  B e r u f s sy  n d i c a t e,  die  in  hervorragender  Weise  durch 
den  Staat  unterstützt  wurden.  Der  gemeiimamc  Einkauf  und  Absatz  werden  in 
Italien  sowohl  durch  die  ländlichen  Syndicate  verschiedener  Form  als  durch  eine 
Zahl  von  Comices  erfüllt.  Unter  den  Comices,  welche  als  Syndicate  wirken,  ist 
das  älteste  das  „Comice  agricole  de  Plaisance“,  welches  im  .Tahre  1868  gegründet 
wurde  und  sich  im  Jahre  1889  mit  dem  Comice  de  Frierenzuola  d'Arda  zu 
einem  Syndicat  vereinigte.  Der  jährliche  Umsatz  dieses  Syiulicats  an  Dünger- 
mitteln,  Sämereien  etc.  beträgt  jährlich  etwa  200.000  Lire.  Die  landwirtschaft- 
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liehen  Einkaufsvcreiiiigunpen,  in  Italien  ,Siiidicato  agrario“  oder  „ünione  agricolo“ 
genannt,  ähneln  sehr  den  französischen  landwirtschaftlichen  Bemfssyndicaten, 
haben  indessen  verschiedene  Formen  angenommen,  da  Italien  eines  Syndicatgesetzes 
entbehrt.  Sie  sind  in  ähnlich  concentrischer  AVeise  organisiert  wie  die  in  Amerika, 
Frankreich  und  Portugal.  In  der  Haujitsache  dienen  sie  dazu,  den  kleinen  Orten 
die  Vortheile  der  grossen  Handelsplätze  zu  verschaffen. 

Unter  den  genossenschaftlichen  Syndicateu,  welche  von  .Anfang  an  als  solche 
gegründet  wurden  und  unter  dem  Namen  „Sindicato  agricolo  cooperativo“ 
wirken,  ist  besonders  das  von  Parma  zu  erwähnen,  das  in  Italien  geradezu  als 
Muster  gilt. 

Sodann  finden  wir  in  Italien  noch  katholische  landwirtschaftliche  Unionen, 
die  als  Syndicate  fnnctionieren.  Sie  werden  durch  den  Clerns  geleitet  und  haben 
sich  besonders  in  Oberitalien  stark  entwickelt.  Auf  ihre  Propaganda  ist  die 
Gründung  von  mehr  als  700  katholischen  Raiffeisencasseii  znrückzuführeu. 

Die  erste  Meiereigenossenschaft  Italiens  wurde  im  Jahre  1872 
gegrilndet,  und  zwar  durch  einen  Priester.  2.7  Jahre  später  zählte  man  deren  öOO. 
Die  Typen  und  Formen  derselben  sind  naturgemäss  verschieden.  Die  hervor- 
ragendste derartige  Qenossenschaft  ist  diejenige  von  Soligo.  Sie  umfasst  drei 
Etablissements  und  begann  ihre  Wirksamkeit  188d.  Der  Um.satz  betrug  im  Jahre 
18115  14,746.718  kij  Milch,  die  Zahl  der  Kühe  2216,  die  Bntterprodnction 
erreichte  52.304  iy/,  wovon  ein  erheblicher  Theil  ins  Ausland  exportiert  wurde. 
Heute  sind  Meiereigenossenschaften,  grosse  wie  kleine,  durch  ganz  Italien  ver- 
breitet und  haben  sehr  wesentlich  zur  Hebung  der  Landwirtschaft  beigetragen. 

Das  Creditgenossenschafts wesen  ist  in  Italien  sehr  ansgebreitet. 
Besonders  sind  es  die  Volksbanken,  welche  der  Landwirtschaft  unschätzbare  Dienste 
erwiesen  haben.  Wichtig  ist  dabei,  dass  man  bestrebt  gewesen  ist,  zwischen  den 
landwirtschaftlichen  Syndicaten  und  den  Volksbanken  systematische  und  enge 
Beziehungen  herznstellen.  Die  erste  ländliche  fasse  wurde  im  Jahre  1883  durch 
Leone  Wollemborg  gegründet.  Zum  Theil  lehnte  man  sich  an  das  System 
der  deutschen  Itaiffeisencassen.  Heute  gibt  es  mehrere  hundert  solche  Cassen,  die 
theilweise  verschiedene  Methoden  befolgen,  aber  alle  demselben  Zweck  dienen, 
die  Gelder  der  Volksbanken  bis  in  die  entferntesten  Dörfer  zu  tragen.  Man  kann 
diese  Cassen  in  drei  Gruppen  theilen.  1.  Die  ländlichen  Cassen,  welche  der 
Initiative  des  Herrn  Wollemborg  zu  danken  sind  und  deren  Zahl  im  Jiüiro 
1898  etwa  50  betrug.  Sie  sind  gewöhnlich  mit  Unterstützung  des  CTerus  gegründet, 
haben  jedoch  ihre  Unabhängigkeit  bewahrt.  2.  Die  confessionellen  Charakter 
tragenden  ländlichen  katholischen  fassen,  welche  eine  lebhafte  sociale  Thätigkeit 
entfalten.  Deren  Zahl  betrug  1897  bereits  540.  3.  Einige  Gruppen  landwirt- 

schaftlicher Castsen,  welche  sich  sowohl  im  politischen  wie  im  religiösen  Sinne 
neutral  verhalten. 

Was  die  landwirtschaftlichen  Cassen  am  meisten  von  den  ländlichen  Cassen 
unterscheidet,  ist  der  Umstand,  dass  die  letzteren  vollkommen  autonom  sind  nnd 
freie  A'erfügung  über  die  Annahme  und  den  Gebrauch  von  Depots  haben,  woMn- 
gegen  die  landwirtschaftlichen  Cassen  vollkommen  von  den  8parcassen  ab- 
hängig sind. 
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Wenn  man  die  gcnossnsechafUiche  Organisation  Italiens  mit  der  anderer 
Länder  rnsammenhält,  so  fällt  anf,  dass  in  Italien  die  Genossenschaften,  Banken, 
Sparcassen  nnd  die  landwirtschaftlichen  Syndicate  wie  auch  die  Arbcitersyndicate 
alle  Zusammenwirken,  nicht  aber  isoliert  oder  gar  feindlich  einander  gegenüberstehen. 

Endlich  wollen  wir  einen  Blick  auf  die  Entwickelung  des  landwirtschaft- 
lichen Geno.ssenschaftswesens  in  der  Schweiz  werfen.  Hier  hat  das  Genossen- 
schaflswesen  eine  ähnliche  Entwickelung  genommen  wie  in  England:  es  war 
ursprünglich  Consumgeno.ssenschafts-  und  ist  jetzt  Torwiegend  Productions- 
genossenschaftswesen.  Der  Zusammenschluss  der  schweizerischen  Bauern  zu 
Vereinen,  jedoch  ohne  eigentlich  wirtschaftliche  Tendenzen,  datiert  aus  uralter 
Zeit;  die  genossenschaftliche  Entwickelung  mit  dem  Zweck  der  Hebung  des 
Bauernstandes  brach  sich  erst  in  der  letzten  H,älfte  des  19.  Jahrhunderts  Bahn. 
Im  Jahre  1883  wurde  im  schweizerischen  Obligationenrecht  die  rnodemu  Form 
der  Genossenschaft  in  das  Kechtsleben  eingefdhrt.  Bis  dahin  gab  cs  keine 
gesetzliche  Vorschriften  über  die  Einrichtung  der  Genossenschaften,  weshalb  sich 
eine  Anzahl  Genossenschaften  in  früheren  Jahren  zur  Erlangung  der  Rechte  einer 
juristischen  Person  als  Actiengesellschaften  constituierte. 

Die  Geschichte  des  Genossenschaftswesens  in  der  Schweiz  geht  auf  wenig 
mehr  als  zwanzig  Jahre  zurück.  Dam.als  fanden  sich  einige  landwirtschaftliche 
Vereine  zusammen,  um  durch  gemeinsamen  Einkauf  von  Dünger,  Sämereien  und 
Gerätbschaften  wirtschaftliche  Vortheile  zu  erreichen.  Der  Erfolg  liess  nicht  lange 
auf  sich  warten,  und  damit  war  das  Interesse  für  weitere  Kreise  geweckt  Ans 
diesen  nur  losen  Vereinen  ohne  gegenseitige  Haftung  entstanden  die  Genos.sen- 
schaften  mit  solidarischer  Haftpflicht,  und  die  Genossenschaften  schlossen  sich 
wieder  zu  Verbänden  mit  gemeinsamer  Haftpflicht  der  ihnen  zugehörigen  Genossen- 
schaften zusammen.  Solcher  Verbände  zählt  die  Schweiz  heute  fünf,  nämlich:  den 
Verband  ostschweizerischer  Genossenschaften  mit  dem  Sitze  in  Winterthur;  den 
Verband  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  des  Cantons  Bersi,  Sitz  in  Bern; 
den  Genossenschaftsverband  des  landwirtschaftlichen  Cantonaivereines  Zürich;  den 
Ceiitralverband  schweizerischer  landwirtschaftlicher  Genossenschaften,  Sitz  in  Luzern ; 
und  endlich  den  Verband  waadtländischer  landwirtschaftlicher  Genossenschaften. 
Ira  Jahre  1899  hat  sich  zu  Olten  ein  grosser  Genossonschaftsbund  constitniert, 
welcher  nicht  nur  die  Förderung  des  Genossenschaftswesens  im  allgemeinen, 
sondern  im  besonderen  auch  den  Kampf  gegen  die  Uebergriffc  des  Fiscus  bezweckt. 

Im  Ganzen  zählte  die  Schweiz  nach  einer  Statistik  ans  dem  Jahre  1899 
etwa  4100  Genossenschaften.  Sie  reerntieron  sich  aus  Consum-,  Productions-  und 
freditgenossenschaflen.  Die  erstgenannten  zählen  etwa  1300,  die  Productions- 
genossenschaften  1950  und  die  Creditgenossenschaften  1150.  Eine  genaue 
Oliedemng  ist  jedoch  nicht  möglich,  da  Consum-  und  Prodnctionsgeno.s.seiischaflen 
znm  Tbeil  ineinander  anfgeheii,  also  beide  Formen  des  Warenaustausches  zum 
Ausdruck  bringen.  Cnter  den  Prodnctionsgenossenschaften  haben  es  die  Käserei- 
und  Senuercigenossenschaften  zu  ausserordentlich  grosser  Blüte  gebracht;  existieren 
doch  derzeit  in  der  Schweiz  circa  1500  solcher  Genossenschaften. 

Der  Verband  ostschweizerisclier  Genossenschaften,  welcher  bis  jetzt  den 
grössten  Aufschwung  genommen  hat,  besitzt  seit  zwei  Jahren  in  Winterthur  ein 
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eigvnes  neilcrbautes  Warengebäade,  welches  mit  einem  Kostenaufwand  von 
350.000  Francs  errichtet  worden  ist.  Mobiliar  und  Waren  sind  mit  876.000  Francs 
braiidversicbert.  Xicht  minder  gut  reüssiert  hat  der  Verband  landwirtschaftlicher 
Genossenschaften  von  Bern  und  den  benachbarten  Cantonen,  dessen  Umsatz  — 
im  Geschäftsjahr  1900  1.564.539'10  Francs  — allerdings  dem  des  Vorher- 
genannten nicht  die  Wage  hält,  jedoch  immerhin  bedeutend  ist. 

Unter  den  Viehzuchtgenossenschaften  der  Schweiz  verfolgen 
namentlich  die  Genossenschaften  zur  Fflrderung  der  Rindviehzucht  den  Zweck, 
durch  gemeinsamen  Ankauf  und  Unterhalt  guten  Zncbtmaterials  die  Rassen  zu 
veredeln  und  dementsprechend  höhere  Gewinne  zu  erzielen;  sie  haben  recht 
günstige  Erfolge  zu  verzeichnen.  Dieses  Streben  wird  durch  eidgenössische  und 
cantonale  Viehprämien  unterstützt.  Die  ersten  derartigen  Genossenschaften  wurden 
Ende  der  Achtzigerjahre  mit  dem  Hauptzweck  gegründet,  auf  gemeinsame  Kosten 
Zuchtstiere  zu  halten  und  dadurch  auf  die  andauernde  Verbesserung  des  Vieh- 
standes hinzuwirken.  Die  schweizerischen  Viehzuchtgenossenschaften  — circa  400 
an  der  Zahl  — bilden  den  , Verband  der  Berner  Fleckvieh  züchtenden  Genossen- 
schaften'^  und  den  „Verband  der  Brannvieh  züchtenden  Genossenschaften  der 
Ostschweiz“.  Ausserdem  existieren  noch  einige  Pferde-,  Schweine'  und  Ziegcn- 
zuchtgenossenschaften.  Alljährlich  dienen  grosse  Ansstellnngsviehmärkte  der  För- 
derung des  Absatzes  des  von  den  Mitgliedern  dieser  Verbände  gezficbteten  Viehes. 

Das  Schweizer  Genossenschaftswesen  hat  sich  im  allgemeinen  ruhig,  aber 
stetig  entwickelt.  Ungünstige  äussere  Umstände,  mit  welchen  andere  Länder  bei 
Verwirklichung  der  Genos-sonschaftsideo  zu  kämpfen  hatten,  haben  die  Schweiz 
nur  wenig  behelligt.  Das  gute  Gedeihen,  der  äussere  und  innere  Erfolg  des 
Genossenschaftswesens  in  der  Schweiz  ist  also  nicht  zum  geringsten  auf  günstige 
äussere  Umstände,  auf  die  wenig  gehemmte  Agitation  und  unentwegtes  Eintreten 
zielbewusster  Vertreter  für  die  Genossenschaftsidee,  endlich  auf  die  umsichtige 
und  tbatkräftige  organisatorische  Tbätigkeit  znrückzufühicD. 
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Dr.  Alfred  tirand,  Die  Ver&nderongen  der  Topographie  im  Wiener- 
walde  und  Wiener  Becken.  (Geograpliiache  Abhandlungen»  herausgegeben  von  Professor 
A.  Penek  in  Wien.  8.  Band.  1.  Heft.)  Leipzig,  B.  G.  Teubner.  1901.  240  S. 

In  dem  Torliegenden  Werke  anteniiinmt  es  der  Verfaaser  för  einen  grossen  Theil 
Ton  Xiederösterreich  den  Gang  der  Besiedlung,  ihre  Arten  und  Fonnen  von  den  ältesten 
Zeiten  bis  in  die  Gegenwart  zu  untersuchen.  Er  beschränkt  sich  dabei  nicht  darauf, 
den  Gang  der  Coloniaation  des  Landes  und  die  Ausbreitung  der  Bevölkerung  in  demselben 
in.  grossen  historischen  Zügen  zu  schildern.  Vielmehr  sucht  er  mit  grösster  Genauigkeit 
und  VollsULndigkeit  alle  irgend  erreichbaren  Nachrichten  über  die  einzelnen  Gebiete, 
Ortschaften  und  Gehöfte  auf  und  nntersucht  die  geographischen  Unterlagen  der  einzelnen 
Aosiedlungen  in  allen  Beziehungen,  welche  die  moderne  Wissenschaft  der  Anthropogeographie 
als  bedeutsam  für  die  Wechselbeziehungen  der  Menschen  mit  dem  Boden  erkennt. 
Oberflächengestalt  und  geologisch-petrographiscbe  Unterlage,  Hydrographie  und  Klima 
sind  nebst  der  natürlichen  Bodenfruchtbarkeit  die  geographischen  Gesichtspunkte,  Haus* 
und  Flurfomi  nebst  der  Ansiedlungsweise  (Einzelbof,  Weiler,  Haufen-,  KtrassendOrfer) 
die  social-anthropologischen  Gesichtspunkte : Ethnographie  und  W irtschaftsgeschichte 
ausserdem  die  für  die  Erklärung  des  historischen  Vorgangs  der  Besiedlung  maassgebenden 
Umstande.  Man  sieht,  wie  vielseitig  und  wie  compliciert  die  Aufgabe  ist,  welche  der 
Verfasser  sich  gestellt  bat.  Die  Bewältigung  derselben  macht  ihm  alle  Ehre.  Er  versucht 
zunächst  aus  den  allerdings  recht  spärlichen  Angaben  der  Quellen  die  Besiedlung  vor 
950  (Überwindung  der  Ungarn)  in  ihren  topographischen  Umrissen  zu  schildern.  Die 
zweite  deutsche  Colonisationsepoche  muss,  nach  der  fast  vollständigen  Vernichtung  der 
Torangegangenen  Culturarbeit.  nahezu  ganz  von  neuem  anfangen.  In  hundert  Jahren 
ist  die  Besiedlung  der  Donanebene  bU  zur  Leitha  (und  selbst  darüber  hinaus),  in 
weiteren  hundert  Jahren  auch  die  Besiedlung  des  Gebirges,  allerdings  nur  in  grossen 
Zügen,  vollendet  Dabei  lassen  sich  in  der  Ebene  als  Besiedlungstypen  in  historischer 
Reihenfolge  vorwiegend  EinzelhOfe,  dann  Weiler,  zoletzt  Strassendörfer  constatieren. 
Im  Gebirge  scheidet  sich  ebenso  das  Gebiet  der  Colonisation  der  steierischen  Markgrafen 
durch  seine  Einzelhöfe  von  den  anderen  Colonisationsgebieten. 

Der  innere  Ausbau  der  Besiedlung  geht  dann  noch  wenigstens  hundert  Jahre  fort 
in  ziemlich  gleichmässigem  Tempo  in  der  Ebene  und  im  Gebirge,  nur  dass  dort  die 
beginnende  städtische  Entwickelung  schon  die  BevOlkerungsöberschUsse  des  Flachlandes 
mehr  ata  hier  an  sich  zieht.  Aber  seit  der  Verschlechterung  der  Lage  des  Bauernstandes 
in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  und  wahrend  des  15.  Jahrhunderts  tritt  auch  ein  merklicher 
Rückschlag  in  der  Besiedlung  ein;  die  Ortscbafudichte  vermindert  sich,  die  Verödungen 
greifen  um  sich;  der  Bevölkerungsstand  ist  jedenfalls  gegen  Endo  des  Mittelalters 
schwächer  als  anderthalb  Jahrhunderte  früher.  Es  ist  ein  ansprechender  Gedanke  des 
Verfassers,  diese  Vorgänge,  neben  anderen  Ursachen,  auf  den  Umstand  zurückzufuhren, 
das<)  die  Colonisation  in  völliger  aber  begreiflicher  Unkenntnis  der  physischen  Verhältnisse 
rein  schematisch  verfuhr,  indem  sie  jeder  Dorfschaft  ohne  Rücksicht  auf  Boden  und 
Klima  ein  nahezu  gleiches  Ausrnaass  des  Bodens  zuwies.  Dieses  unnatürliche,  rein 
künstliche  Werk  des  Menschen  hielt  sich  bis  ins  I">.  Jahrhundert,  dann  trat  es  an  die 
Probe  der  Lebensfähigkeit  heran;  es  bestand  sie  nicht,  da  es  dis  natürlichen  Bedingungen 
der  Landwirtschaft  vernachlässigt  hatte  und  eine  zu  grosse  Bevölkeruiigs-  und  OrtschafU* 
dichte  aufwies.  Es  erfolgte  eine  Art  Zuchtwahl  der  Ortschaften;  die  durch  zu  schlechten 
Boden  und  zu  schlechtes  Klima  lebeusunfähigtn  Helen  aus  und  verschwanden,  und  nun 
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int  auf  einmal  im  Landachaftsbilde  die  verschiedene  Gun&t  and  Uni^anat  des  Bodens  und 
Klimas  ansgedhickt.  so  dass  auf  besserem  Boden  and  bei  köhler-feachterem  Klima  die 
Ortschaften  enger  beisammen  stehen  als  auf  schlechtem  Boden  and  bei  trocken-heissem 
Klima.  Der  Aasdrack  von  Boden  und  Klima  im  topographischen  Landschaftsbilde  ist 
daher  in  Colonisationslftndem  nicht  von  Anfang  an  vorlianden,  sondern  er  ist  erst  ein 
Ergebnis  der  Entwickelang  der  Landschaft;  vorher  herrscht  im  Landschaftsbilde  das 
künstliche  5«cheina  des  Menschen  und  nar  wenn  dieses  zu  den  physischen  Verhältnissen 
passt,  bleibt  es  erhalten,  sonst  aber  siegt  die  Katar  in  der  Topographie. 

Im  16.  und  17.  Jahrhundert  fixiert  sich  der  Ort&chaftenbestand;  es  gehen  keine 
D'“*rfer  mehr  unter,  wohl  aber  werden  einzelne  Neugründuogen  von  Ortschaften  unter- 
nommen; aber  noch  einmal  tritt  unter  den  Türkeneinfallen  ein  Bückschlag  ein,  wozu 
sich  die  furchtbare  Pestepidemie  von  1679  gesellte.  Doch  ist  trotz  der  grossen  Menschen- 
Verluste  dieser  Jahre  kaum  eine  Ortschaft  dauernd  verschwunden;  die  folgende  Zeit  bat 
mit  der  intensiveren  Ausbreitung  der  Wälder,  der  beginnenden  Industrie  und  der 
grösseren  Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  neue  Bedingungen  für  vermehrte  Ansiedlungen 
und  eine  zunehmende  Bevölkerung  geschaffen.  Den  besonderen  Einfluss  der  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  auf  die  Besiedlung  hat  der  Verfasser  in  einem  eigenen 
Anhang  „Wirtschaftsgeschichte  Niederösterreichs  im  14.— 16.  Jahrhundert“  untersucht 
Die  Organisation  der  niederösterreichisch-mitt^lal  erlichen  Gesellschaft.  Münzwesen.  Preise 
und  bäuerliche  Verhältnisse  sind  mit  reichem,  zum  Tbeile  erst  mühsam  gesammelten 
Materiale  vorgeführt  und  bieten  dem  Volkswirte,  auch  abgesehen  von  den  leitenden 
geographischen  Gesichtspunkten  des  Werkes,  reiche  Anregung  und  Belehrung.  J. 

Dr*  Ferdinand  Kogler«  Das  landesfürstliche  Steuerwesen  in  Tirol 
bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters.  1.  Tbeil:  Die  ordentlichen  landesfürstlicheo 
Steuern.  Wien  1901  (Archiv  Hlr  österreichische  Geschichte  90.  Band  2.  Hälfte). 

Dr.  Tnlllas  Kitter  von  Sartorl-Ifontecroce.  Beiträge  zur  österreichischen 
Beichs-  und  Bechtsgescbichte.  II.  Geschichte  des  landschaftlichen  Steuerwesens  in 
Tirol  von  Kaiser  Maximilian  1.  bis  Maria  Theresia.  Innsbruck  1902.  Wagnerische  Uni- 
versitäts-Buchhandlung. 

Die  Geschichte  des  tirolischen  Steuerwesens,  welche  bisher  noch  ziemlich  im  Dunkel 
gelegen  ist,  hat  durch  die  beiden,  fast  gleichzeitig  erschienenen  Schriften  von  Kogler 
und  von  Sartori  eine  sehr  wertvolle  Aufhellung  erfahren.  Beide  Schriften  ergänzen 
sich  auch  in  dankenswerter  Weise.  Während  die  Untersuchungen  von  Kogler  nur  bis 
zum  Schlüsse  des  Mittelalters  geführt  sind,  setzt  die  Schrift  von  v.  Sartori  mit  der 
Zeit  Kaiser  Maxijnilians  ein,  ist  also  eine  direct«  Fortsetzung  der  ersteren.  Auch  stofflich 
decken  sich  die  beiden  Schriften  nahezu  vollständig.  Zwar  beschäftigt  sich  Kogler  nur 
mit  den  ordentlichen  landesfiirstlichen  Steuern  und  stellt  eine  Untersuchung  über  die 
ausserordentlichen  landesfurstlichen  Steuern  erst  für  später  in  Aussicht;  aber  im  Uebrigen 
umfasst  doch  seine  Arbeit  den  ganzen  Coinplex  der  Steuern,  soweit  sie  im  Mittelalter 
in  Tirol  überhaupt  in  Uebung  waren. 

V.  Sartori  behandelt  allerdings  nur  das  ständische  Steuerwesen  bis  gegen  Ende 
des  achtzehnten  Jahrhundertes;  aber  seit  dem  sechzehnten  Jahrhunderte  geht  doch  in 
Tirol  die  ge.ianimte  Besteuerung  mehr  oder  weniger  in  dem  landschaftHcheii  Steuerwesen 
auf,  so  dass  seine  Darstellung  doch  wieder  im  wesentlichen  die  ganze  Steuergeechichte 
des  Landes  umfasst. 

ln  der  Darstellung  unterscheiden  trich  beide  Schriften  freilich  sehr  erheblich.  Kogler 
geht  systematisch  vor ; er  unterscheidet  die  Steuern  auf  dem  flachen  Lande,  die  Städtesteuern 
und  anderweitige  landesfürstliche  Abgaben  (Kilclieiisteuer,  Baspenma).  Milchsteuer,  Kinder- 
und  Pferdesfeuer  nebst  anderen  steiierähnlichen  Abgaben),  v.  Sartori  gibt  eine  prag- 
matische Geschichte  des  ständischen  Steuerwesens;  die  Anfänge  von  1490—1573  bilden 
die  erste,  die  dauernde  Erwerbung  des  Selbstbesteuemugsrechtes  durch  die  Landschaft 
seit  1573  und  die  Ausbildung  der  Landsteuer  zu  einer  rein  ständischen  ordentlichen 
Steuer  die  zweite  Periode  ihrer  Geschichte.  Mit  der  ersten  .4u8biidurg  des  absolutisti- 
schen Regimes  unter  5Iaria  Theresia  wurde  auch  in  Tirol  das  landschaftliche  Steuerwesen 
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seines  autonomen  Charakters  rollig  beraubt.  Infolge  dieser  pragmatischen  Behandlung  des 
Gegenstandes  treten  natürlich  bei  Sartori  die  einzelnen  Momente  des  materiellen  Steuer- 
rechtes,  insbesondere  aber  die  eigentlich  finanzwissenschaftlichen  Kategorien  der  Steuer- 
arten. die  steuerpolitisehen  und  steuertecbnischen  Gesichtspunkte  nicht  so  plastisch  her- 
Tor  wie  bei  Kogler;  dagegen  ist  wieder  bei  diesem  der  Blick  ausschliesslich  nur  auf 
die  Einrichtung  der  Steuern  selbst  beschränkt,  der  Öffentliche  Rechtszustand  im  allge- 
meinen und  die  Landesrerwaltung  kaum  gestreift,  währeud  für  v.  Sartori  die  V'er- 
fassungsentwickelnng  im  ständischen  Torritorialstaate  geradezu  im  Vordergrund  des 
Interesses  steht,  die  Steuergeschichte  nur  als  eine  Manifestation  der  allgemeinen  (be- 
schichte der  ständischen  Verfassung  zur  Geltung  gelangt,  allerdings  als  die  bei  weitem 
wichtigste  und  am  meisten  charakteristische  ßethätiguug  des  ganzen  ständischen  Wesens. 
Diese  Unterschiede  der  Behandlung  sind  in  der  Verschiedenheit  der  dargostellten  Zeit- 
perioden vollauf  begründet.  Für  die  Geschichte  des  mittelalterlichen  Steuerwesens  ist  vor 
allem  die  schwierige  Aufgabe  zu  lOsen,  aus  den  verhältnismässig  dürftigen  Quellen  doch 
die  rechtliche  und  Hnanzielle  Xatur  der  einzelnen  Steuern  zu  erkennen,  die  Steuersubjecte, 
Stenerobjecte,  Steuereinheit  und  Steuersatz  klarzustellcn.  Auch  auf  die  allgemache  Aus- 
bildung fester  Grundsätze  der  Steoereinschätzung  und  Umlegung,  der  Einiiebuiig  und  Ver- 
rechnung war  dabei  Räcksiclit  zu  nehmen.  Der  V'^erfasser  hat  sich  ein  besonderes  Ver- 
dienst dadurch  erworben,  dass  er  zur  Klarstellung  dieser  Verh&linisse  sowie  des  eigent- 
lichen Steuerertrages  ausser  den  verschiedenartigen  sonstigen  Quellen  (Weisthümem,  Stadt- 
bächem.  Urkunden  aller  Art)  insbesondere  die  in  reicher  Fülle  erhaltenen  Stadtbücher 
(Amtsrechnungen  der  Landesfürsten),  für  die  spätere  Zeit  auch  die  landesfürstlichen 
Urbane  einer  ersten  systematischen  Ausbeutung  unterzogen  hat.  Für  v.  Sartori  war 
die  Aufgabe  ganz  anders  gelagert.  Die  tirolische  ordentliche  Steuer  (Landsteuer)  ist 
durch  das  sogenannte  eilQährige  Landlibcll  auf  eine  klare,  feste  und  dauernde  Grundlage 
gestellt  worden;  vielmehr  die  steuerrechtliclien  Fragen  als  die  finanzwissenschaftÜchen 
und  besonders  verfassungsrechtlichen  Probleme  haben  die  spätere  Zeit  bewegt.  Auch 
neue  Steuern,  wie  z.  B.  seit  15G3  das  Unpold  (Getränkestener),  sind  in  das  tirolische 
Bteuerwesen  doch  In  einem  ganz  fertigen  Zustande,  der  keiner  näheren  Untersuchung  ihres 
Wesens  mehr  bedurfte,  eingefügt  worden,  allerdings  erst  nach  schweren  Kämpfen,  die 
aber  nur  dem  Principe  überhaupt,  niclit  der  Ausbildung  einer  im  Werden  begriffenen 
Steuerart  galten.  Auch  v.  Sartori  hat  seine  Steuergeschichte  fast  ausschliesslich  aus 
Arehivalien  arbeiten  müssen ; die  reichen  Bestände  des  Innsbrucker  Statthaltereiarchivcs, 
des  Landschaftgarchives  und  f^tadtarchives,  sowie  die  unerschopfUchen  DipauÜanischen 
Sammlungen  des  Ferdinandeums  in  Innsbruck  haben  dem  Verfasser  nebst  dem  hand- 
schriftlichen KachUssc  Albert  Jägers  ebenso  reiches  wie  wertvolles  Material  geboten. 
So  kann  denn  jede  der  beiden  Publicationen  ein  hervorragendes  Verdienst  für  sich  in 
Anspruch  nehmen;  die  tirolische  Steuergeschichte  gehürt  fortan  zu  den  am  meisten  und 
am  beiten  aufgehelltcn  Theilcn  der  Ostcaeirhischen  Finanzgeschichten.  J- 

Dr.  Rudolf  Herrmann  von  Herrnritt.  Die  Staatsfurm  als  Gegenstand 
der  Verfassungsgesetzgebung  und  Verfassungsänderung. 

Es  ist  eine  interessante  schon  geschriebene  Studie,  in  welcher  der  Verfasger  sich 
mit  dem  Probleme  befasst,  die  rechtliche  Bedeutung  und  Tragweite  von  Verfassungsnomien, 
welche  die  Unabänderlichkeit  der  Verfassung  eines  Staates  fest-stellen,  zu  untersuchen. 
Freilich  legt  inan,  wie  gleich  gesagt  werden  muss,  die  Arbeit  nicht  recht  befriedigt  aus 
der  Hand,  weil  sie  zu  keinem  naturgemässen  Abschlüsse  geführt  wird  und  da  aufhOrtf  wo 
man  nach  Erörterung  der  politischen  Seiten  erwartet,  über  das  juristische  Wesen  derartiger 
Selbitbindungen  eines  Staates  aufgeklärt  zu  worden.  Mau  muss  diese  Kürze  umsomehr 
bedauern,  als  bekanntlich  in  den  Staats-  und  völkerrechtlichen  Untersuchungen  Jellineks 
die  Selbstbindnng  dos  Staates  ein«;  sehr  bedeutungsvolle  Rolle  spielt,  und  es  von  grossem 
Interesse  gewesen  wäre,  diesem  Begriffe  von  einer  neuen  Seite  aus  näher  zu  treten. 

So  liegt  der  Wert  der  Abhandlung  vornehmlich  in  ihren  politischen  Ausführungen, 
deren  Leetöre  umso  anregender  ist,  als  der  Verfasser  eine  eingeliende  Kenntnis  der 
Literatur,  der  Geschichte  und  Dogmatik  des  Staatsredikcs  besitzt. 
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Pie  Fälle  derartiger  Selbstblndungen  in  den  geltenden  Verfaasungigesetzeu.  welche 
der  Verfasser  erschöpfend  anführt,  sind:  die  Bestiirnnangen  der  Verfassungen  Norwegens 
und  Griechenlands,  welche  grundsätzliche  Aenderungen  der  Verfassung  ausschliesaeu; 
die  Gewährleistung  der  republikanischen  Staatsfurm  der  Gliedstaaten  in  den  Bundes* 
Verfassungen  der  Vereinigten  Staaten  von  Kordamerika,  der  Schweiz  und  Brasiliens; 
endlich  das  französische  Gesetz  et  1889,  welches  normiert:  «La  forme  r^publicaine  du 
gouvernement  ne  peut  faire  Tobjet  d'une  proposition  de  r^vision.“ 

Der  Veifasser  glaubt  seinem  Probleme  am  besten  von  der  Seite  beikommen  zu 
können,  dass  er  zunächst  das  Wesen  der  Staatsformeii  selbst  und  insbesondere  den  Unter* 
schied  zwischen  Monarchie  nnd  Republik  klarzustellen  sucht.  Schon  daraus  ergibt  sich, 
dass  es  sich  dem  Verfasser  mehr  um  die  politische,  als  um  die  juristische  Seite 
der  Frage  handelt,  denn,  wie  es  a priori  einleuchtet,  kann  es  für  die  juristische 
Charakterisierung  und  Wertung  einer  derartigen  Selb«tbindung  keinen  Unterschied  machen, 
ob  dieselbe  sich  einer  mouarehi.schen  oder  republikanischen  Verfassung  findet. 

ln  der  Abgrenzung  der  beiden  genannten  StaaUfonnen  schliesat  sich  von  Herrn- 
ritt im  wesentlichen  der  Lehre  Bernatziks  an,  allerdings  in  einer  Formulierung, 
die  uns  darüber  im  unklaren  lässt,  ob  er  die  Theorie  Bernatziks  von  der  Theilung  des 
Herrschaftsrechtes  zwischen  Monarch  und  Staat  anerkennt  oder  nicht.  Denn,  wenn  der 
Verfasser  sagt,  in  der  Monarchie  sei  im  Gegensätze  zur  Republik  das  oberste  Amt  nach 
Art  eines  subjectiven  Rechtes  ausgestaltet,  so  kann  inan  dies  auch  auf  die  Gerbersche 
Lehre  von  dem  Rechte  des  Monarclien  auf  Orgaustellung  beziehen. 

Zum  eigentlichen  Thema  übergehend  unterscheidet  v.  Herrnritt  zwischen 
Staaten,  deren  StaaUforinen  vorzüglich  auf  politischen  und  socialen  Momenten  beruhen, 
und  solchen,  bei  denen  die  Staatsform  zur  verfassungsrechtlichen  Feststellung  gelangt 
sei.  Bei  jenen  könne  die  Staatsform  wechseln,  ohne  eine  formelle  Aendemng  in  der 
Verfassung  hervorzubringen,  bei  diesen  sei  hierzu  eine  ausdrückliche  V'erfassungsünderung 
erforderlich.  Offenbar  können  lür  das  vorliegende  Problem  nur  Staaten  der  zweiten  Art 
in  Betracht  kommen. 

Sohin  folgt  eine  summarische  Darstellung  der  dogmatischen  Auffassung  der 
Verfassungsänderung  in  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  vom  Katurrecht,  welches 
in  der  Verfassung  einen  V'ertrag  zwischen  Volk  und  Heri^cher  erblickte,  bis  zur 
modernen  Auffassung,  nach  welcher  die  Verfassung  Staatsgesetz  ist.  Daraus  ergibt 
sich  von  selbst  die  Folgerung,  dass  es  nach  moderner  Auffassung  keine  Schranke  ffir 
die  Verfassungsänderung  geben  könne,  weil  es  keine  Schranke  für  die  Rechtsbinduug 
überhaopt  gebe.  Das  Verbot  der  Verfassungsänderung  hat  nur  die  declaratorische 
Bedeutung,  dass  die  verfassungsmässig  bestehende  Staatsfun»  den  thatsächliclien  Macht- 
verhältnissen im  Staate  entspreche,  einen  definitiven  Charakter  habe.  Sie  enthält 
gleichzeitig  die  Wunuing  vor  Versuchen,  an  derselben  zu  rütteln. 

ln  Monarchien  seien  derartige  Normen  nicht  nothwendig,  weil  eine  Aenderung  der 
Staatsfomi  ohne  Einwilligung  des  Monarchen  nidht  denkbar  sei.  In  Republiken  dagegen 
werde  der  Mangel  innerer  Stabilität  durch  derartige  Verbote  ersetzt.  Allein  das  Mittel 
sei  nicht  wirksam,  wenn  die  republikanische  Staatsfonn  in  der  Gesinnung  der  Bevölkerung 
keine  Stütze  mehr  habe.  — Wie  mau  sieht,  sind  die  Resultate,  zu  denen  der  Verfasser 
gelangt,  entsprechend  dem  von  ihm  eingeschlagenen  Wege  durchaus  politischer  Natur. 
Wien,  16.  Februar  I9u2.  Prof.  G.  Seidler. 

Anton  Mell,  Mitglied  der  Historischen  Landescuimnission.  Die  Anfänge  der 
Bauernbefreiung  in  der  Steiermark  unter  Maria  Theresia  und  Josef  11. 
Nach  den  Acten  dargestellt.  Mit  1 Karteubeilage  (V.  Bd.,  I.  Heft  der  «Forschungen  zur 
Verfassungs*  und  Verwaltungsgeschichte  der  Steiermark**)  Graz,  Verlagsbuchhandlung 
Styria,  1901.  8®  XI  und  243  S. 

Schon  mit  seiner  1896  erschienenen  Schrift  über  «die  Lage  des  steirischen  Unter- 
thonenstandes  seit  Beginn  der  neueren  Zeit  bis  in  die  Mitte  des  XVIL  Jahrhunderts* 
hat  der  Verfasser  einen  wertvollen  Beitrag  zur  Geschichte  der  ländlichen  Bevölkerung 
Oesterreichs  geliefert.  In  der  vorliegenden  Arbeit  vertieft  er  seine  dort  begonnenen  Studien 


Digiiized  by  Google 


Literaturbericht. 


329 


höchst  verdienstlich  nach  zwei  Richtungen.  Kinerscits  f&hrt  er  sie  — wenngleich  nur 
skizzenhaft  — bis  zur  Kinrerleiliung  der  Steieraiark  in  das  fränkische  Reich  zurflck  und 
bietet  einen  Ueberblick  über  die  allmähliche  Kiitwickelung  der  Untertbunigkeit  parallel! 
mit  der  Ausbildung  bestimmter  bäuerlicher  Besitzrechte  und  der  Ausgleichung  in  den 
Standt^unterschieden  der  landarbeitenden  Bevölkerung.  Anderseits  ergänzt  er  sie  bis 
zum  Ende  der  josefinischen  Regierung.  Seine  Forschungsergebnisse  aber  bedeuten,  wie  gleich 
hier  festgcÄtellt  werden  mag,  einen  guten  Schritt  weiter  auf  dem  Woge  zur  wissenschaft- 
lichen Einsicht  in  das  Wesen  der  stark  differenzierten  altOsterrelcliischen  .Agrurverfassang, 
deren  Tüllständige  Erfassung  naturgeinäss  anders  als  im  Woge  sorgfältiger,  quellen- 
niässigcr,  die  besonderon  Verhältnisse  der  einzelnen  Kronländer  kennzeichnender  Dar- 
stellung unmöglich  ist. 

Der  Hanptnaehdnick  der  Untersuchung  Melis  liegt,  wie  schon  ihr  Titel  anzeigt, 
auf  der  theresianiscli-josefinischen  Reformthätigkeit.  auf  der  im  V'erlaufe  des  halben  Jahr- 
hunderts Ton  1740—1790  angebahnten  , Bauernbefreiung“. 

Vor  Jfaria  Theresia  ist  von  staatlichen  Maassregeln  mit  dem  Ziele  des  Bauern- 
Schutzes  nicht  die  Rede.  AV’ohl  wird  seit  dem  Jahre  ,1527  im  Gegensatz  zur  früheren 
Zeit,  in  welcher,  .der  Bauer  einzig  und  allein  dem  grundherrlichen  Gerichte  unterstand, 
und  eine  Appellation  Ton  diesem  an  den  Landesfürsten  ihm  nicht  offen  stand,“  erst  für 
Weinbcrgangelegcnheiten,  dann  zu  Gunsten  der  .einer  l'fandhcm>chaft  unterworfenen 
rotertbanen“  und  schliessltgh  ganz  allgemein  der  Kechtszug  an  die  Landeshauptmann- 
Schaft  und  Regierung  eingeräumt.  Praktisch  aber  bleibt  alles  beim  Alten  (8.  38—40).  — 
Durch  die  ebenfalls  seit  der  Mitte  des  XVI.  Jahrhunderts  angestrebte  Verkaufrechtnng 
der  nneingekauften  .Preistiftgründe“  soll  nur  .der  zerrütteten  I^gc  der  landcsfQrstlichen 
Tasse  einigermaassen  aafgeholfen  werden“.  Sie  ist  weder  unmittelbar  noch  mittelbar 
durch  Rücksichtnahme  auf  die  bäuerliche  BoTOlkorung  veranlasst  und  wird  toii  dieser 
auch  nicht  so  aufgefasst.  Sie  wird  deshalb  — wenngleich  auf  manchen  PriTatgötem  das 
Beispiel  des  Staates  nachgeahmt  wird  — an  sich  nur  auf  den  Undcsfürstlichen  Domänen, 
auch  auf  diesen  aber  nur  sehr  schleppend  und  unrollständig  durchgefDbrt^  da  die  IJnter- 
tliancn  zur  Entrichtung  des  Raufsehillings  sich  entweder  ausserstande  oder  nicht  gewillt 
zeigen.  (S.  40—42).  — Welche  den  Unterthanen  günstige  Abänderungen  des  alten  Rechts- 
ZQstandes  das  (Wein-)  .Bergrecbtsböchel“  Ton  1Ö43  und  die  „Zehentordnnng“  Ton  1605 
gebracht  haben,  lässt  Mell  ebenso  in  der  vorliegenden,  wie  in  seiner  älteren  Schrift 
(8.  101— 109'i,  im  unklaren  und  begnügt  sich  (an  zweiterwälinter  Stelle  S.  109)  mit  der 
Bemerkung:  da»s  für  .die  den  Unterthanen  so  nahe  gelogene  (Zehent-)Last  wenigstens  in 
den  Hauptpunkten  ein  Schutz  gegen  Uebergriffe  und  Wiilkörlicbkeiten  gewissenloser 
Gutsherren  geschaffen  wurde.“  Die  fraglichen  Codificationen  scheinen  alsoblossauf  denVersuch 
einer  Festlegung  des  geltenden  Herkommens  hinausgelaufeu  za  sein.  — Schliesslich  ist 
ohneweiters  klar,  dass  die  Verbote  unterthäniger  Auswanderungen,  die  seit  dem  XVI.  Jahr- 
hundert bis  in  das  erste  Drittel  des  XVIII.  hinein  immer  wieder  erneuert  werden,  keinen 
bauemschntzgesetzlicben  (.Itarakter  tragen.  Kurz  als  Ausbeute  der  Fomchung  nach  staatlichen 
Eingriffen  dieser  Art  verbleibt  — ausser  der  Einführung  des  Rechtszugea  bei  unterthänigen 
Beschwerden  — nur  noch  die  offenbar  raUslungeue  (vgl.  S.  190  f)  Beseitigung  des 
grundherrlichen  Vorkaufsrechte«  in  Betreff  unterthäniger  Feilschaften  durch  das  Patent 
von  17.  April  15G5,  sowie  dns  mit  Patent  von  10.  Juli  1627  aus  .notturft  zu  Fort- 
pflanzung der  allein  sceligmachenden  catholisclicn  rcligion“  ergangene  Verbot:  die  Unter- 
thanen an  8onn-  und  Feiertagen  zu  Jagd-  Fisch-  und  ähnlichen  Frohnen  anzuhalten. 
Kl  ist  daher  einigermaassen  befremdend,  dass  Mell  die  vorstehend  skizzierte  Gesetzgebung 
unter  der  Rubrik:  «.Anfänge  stastlioher  Bauernschutzmaassregelii  in  der  vorthercsianischen 
Zeit“  zusaminenfasst.  Und  er  geräth  dabei  auch  mit  sieh  selbst  in  Widerspruch,  da  er  ganz 
richtig  die  Frage,  «ob  in  der  vortheresianischen  Zeit  von  einem  staatlichen  Baucrnschutze 
in  des  Wortes  allgemeinster  Bedeutung  gesprochen  werden  kOnneV“  .unbedingt“  ver- 
neint. (8.  4.">). 

Während  so  bis  fa.st  zur  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts  für  die  Bexiehnngen 
der  steirischen  Unterthanen  und  Herrschaften  Hofrecht  in  Form  der  Taidiiige  und  Her- 
Z*il«cbrin  fQr  Vo-koMrirtsebaft,  äociatpoUtik  und  Vt'rwaUiin|.  XI.  Hssd.  22 
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kommen  inaassgebemi  blieben  (R.  42  und  43^  findertc  sich  das  sehr  bald  nach  dem 
Regierungrsantritte  der  grossen  Kaiserin.  Die  staatlichen  EtiigrifTe  >u  Gunsten  der  länd- 
liehe«  Bevölkerung  wurden  immer  lahlreiclier,  systematischer  und  eiiorgiaclier,  und  ihre 
Hiluhgkejt  und  Intensität  nahm  noch  mehr  zu,  nachdem  Josef  II.  zur  MIeinherrschaft 
gelangt  war.  Auch  in  der  Steiermark  wird  seit  1748  eine  SteuerrectiHcaliou  durchgefiibrt 
und  die  Verwaltung  reorganisiert.  Die  Kreisärater  werden  auch  hier  als  politische  Behörden 
erster  Instanz  in  dirccter  Unterordnung  unter  die  Landesstellen  eingerichtet  und  den- 
selben die  Untersuchung  nntertbäniger  Contoibntioiisbeschwerden,  eine  begutachtende  und 
beaufsichtende  Stellung  beim  Abschlüsse  von  Verträgen  zwischen  Herrscbaflcn  und 
Bauern  und  ganz  allgemein  die  Ucberwachung  jener  und  der  Schutz  dieser  von  Aints- 
wegen  zugewiesen.  — Populationistiscbe  Bestrebungen  machen  sich  geltend  und  fuhren 
zur  Erleicliterung  unterthäniger  Ehen,  vor  allem  im  Wege  einer  Regulierung  der  hetr- 
schaftUchen  Eheconsens-Taxen,  und  dann  zur  Aufhebung  des  Consenses  (1764 — 1765) 
sowie  zur  Förderung  einer  Zersthekang  der  „alizugrossen'*  Bauerngründe  (seit  1769  . — 
Mit  Patent  vom  5.  Deceraber  1778  wird  die  Robot  mit  dem  Höchstaasmaass  von  drei 
Tagen  wöchentlich  festgesetzt  and  werden  zugleich  „Maassregcln.  nach  welchen  die 
Robotschuldigkeiten  künftig  gefordert  und  verrichtet  werden  sollen“  getroffen.  — 
Legungen  werden  untersagt  (1750 — 1751J,  die  Wicderbesetzuiig  der  seit  der  theresiani* 
sches  Rectification  eingozogenen  Unterthansgrönde  angeorduct  (1770),  die  Einkaufung  der 
bäuerliclien  Wirte  empfohleu  (seit  1770/.  — Josef  hebt  dann  mit  l'atent  vom  11.  Juni 
1782  die  , Leibeigenschaft“  auf.  Er  fährt  im  Schatz  des  Bauernlandes  überhaupt  und  der 
Festigung  der  bäuerlichen  Besitzrechte  im  einzelnen  fort,  wie  er  denn  auch  das  herr- 
schaftliche Abstiftungsrecht  in  bedeutsamer  Weise  einsebrankt  und  die  bäuerliche  Erbfolge 
gesetzlich  regelt.  Er  ist  auf  alle  Art  bestrebt,  uiitcrtbünigen  Bedrückungen  eiitgegcnzutrolen. 
das  Strafrecht  der  Dominien  einzuengeo,  der  ländlichen  Bevölkerung  den  Rechtsweg 
möglichst  zu  bahnen. 

Diese  ganze  so  reiche  socialpolitische  Tbätigkeit,  die  Mell  im  engsten  Anschluss 
an  die  Acten  darstellt,  erinnert  in  ihren  einzclueu  Theilcn  sowohl  als  auch  in  deren 
zeitlicher  Aufeinanderfolge  auffallend  an  jene,  die  bereits  von  den  böhmischen  Ländern 
her  bekannt  ist  Die  Übereinstimmung  hier  und  dort  wird  noch  vollständiger,  wenn  wir 
erfahren,  dass  das  Kaab'schc  Frohnablösungssystem  aueli  in  der  Steiennark  Eingang 
fand,  und  dass  die  josefini>cbe  Steuer-  und  UrbarialrcguHeniug  auch  dieses  Kronland 
unifasstc.  Nicht  minder  ist  die  Genesis  des  Bauenischutzes  die  gleiche  in  den  Alpen  wie 
im  Rudeteugebiet:  primär  wirken  bloss  fiskalische  Erwägungen;  erst  später  und  aliiuählich 
gi  selloii  sich  ihnen  auch  naturrechtUch-pbysiokratisciie  und  politische.  Braucht  schliesslicb 
noch  besonders  hervorgehuben  zu  werden,  dass  das  VerhaUeu  der  durch  die  Rcformpläne 
und  Ergebnisse  bedrohten  Intercsseutcu  kein  anderes  war,  wie  das  ihrer  Standesgenossen 
in  den  Landern  der  bölmiischen  Krone? 

Soweit  es  also  auf  den  Kiublick  in  die  Structur  der  theresianiseh-josehiii^icben 
Agrarpolitik,  sowie  in  die  socialen  und  politischen  Widerstände,  denen  sie  begegnete, 
aiikommt,  lehrt  die  Schrift  Melis  nichts  neues.  In  dieser  Beziehung  haben  wir  — wie 
Referent  auf  Grund  seiner  eigenen  Studien  und  der  Kenntnis  einer  demnächst  erschei- 
nenden Arbeit  über  die  ländliche  Verfassung  in  Galizien  und  deren  Aenderungeii  unter 
üsterreichisefaer  Herrschart  feststellcn  kann  — überhaupt  keine  neuen  AufsrhlÜ!<se  von 
wesentlicher  Bedeutung  mehr  zu  erwarten.  Gerade  das  aber  ist  besonders  mtercssant!  W'ir 
sehen  nun  klar:  Hatte  die  Entwicklung  des  gutsherrlich-bäuerUcheii  Verhältnisses  zuerst 
in  Böhmen  zu  staatlicher  Intervention  gedrängt,  so  wurde  hinwiederum,  was  dort  geschah, 
vor  allem  auch  in  Mähren  und  Schlesien  zur  Anwendung  gebracht,  und  sodann  die 
„Adaptierung“  auf  die  deuUch-slavUchon  Krbländer  überhaupt  ausgcilehnt.  Es  war  das 
eine  natürliche  Folge  nicht  nur  des  Ueforineifers  des  XVIII.  JahrhunderU,  auch  die  Idee 
der  Rtaatseinheit  kam  so  vollbewusst  zum  Ausdruck. 

W'ar  man  nun  auch,  einmal  ins  Refoniiieren  gekommen,  geneigt,  dabei  überall 
gleicbmässig  vorzugehen,  so  wurde  doch  darum  das  Keforniobjcct  nicht  überali  gleich- 
artig und  mussten  sich  hieraus  mancherlei  AhweiGiungen  der  von  einem  centralen 
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GthJanken  getragenen  Gesetzgebung  und  Verwaltung  im  einzelnen  ergeben.  So  auch  in 
der  Steiennark.  die  eine  von  der  böhmischen  sehr  verschiedene  lündliche  Verfassung 
aufzuweisen  batte.  Bisher  fehlte  es  an  einer  wUsenschaftlich  zuverlässigen  Kenntnis 
derselben.  Mel)  liat  diesem  Mangel  abgehuircn  — mag  auch  seine,  des  Historikers, 
Darstellung  mitunter  scharfe  juristische  Formulierung  und  Herausarbeitung  der  wirt- 
schaftlichen Factoren  vennissen  lassen. 

Auf  die  Details  derselben  kann  hier  nicht  iiither  eingegangen  werden.  So  seien 
denn  nur  folgende  fhr  die  Structur  der  ländlichen  V'erfnssung  Steiermarks  zu  Beginn 
des  XVIII.  Jahrhunderts  wesentliche  Funkte  hcrvorgeliobfu. 

Auch  hier  stehen  der  Masse  der  ländlichen  Bevölkerong  die  „Grundobrigkeiten* 
oder  „Dominien*  — Grossgrundbesitzeinheiten  — hermchend  gcgeiifiber,  denen  neben 
privatrechtlichen  auch  Herrscliaftabefugnisse  ölTt.‘iitlich-rechtIichen  Charakters  eigneten. 
Die  wirtschsfüiobe  Ausnutzung  des  Grossgrundbesitzes  aber  findet  — im  Gegensätze 
zur  Ausbildung  des  gutsherrliclien  Betriebes  im  Sudetengebiete  — in  der  Form  der 
Grundherrschaft  statt,  . Die  Herrschaften  halten  sich  höchstens  je  ein  Vorwerk 
mit  20  bis  30  Stück  Bindvich  und  ’>0  bis  60  Tagwerken  . . zur  Erzeugung  der  erforder- 
lichen Deputate  und  tu  eigener  Nothdurft*.  (S.  200). 

Daher  Hegt  denn  auch  das  Schwergewicht  der  — ftbrlgens  im  Untirschiede  von 
Böhmen  in  der  freien  Berufswahl  nicht  beschrankten  (S.  IS,  44,  177)  Unterthanen  — 
(«Erbholdcn*  — die  Bezeichnung  „Leibeigenschaft“  ist  unbekamil)  nicht  in  den  der 
landwirtschaftlichen  Production  gewidmeten  Frohndiensten.  sondern  in  den  Grundzinsen  in 
Naturalien  und  Geld,  sowie  den  bei  Besitzveränderungsfällen  an  Herrschaft  und  Ver- 
walter zu  intrichtenden  „Ehrungen*.  Die  Naturalabgaben  („Getreide“- und  „Küchendienst“, 
Abgaben  an  Bau-  und  Brennholz,  Kohle  und  Pech  sowie  Gegenständen  des  Hausfleisses) 
«dienten  zum  Hausgehrauche,  iheils  als  AuHsaatinaterial,  und  endlich  als  Marktware“ 
(8.  22).  Der  im  regelmä.ssigen  Gonge  des  herrschaftlichen  Kigenbetriebes  erforderliche 
Frohndienst  konnte  daher  nicht  druckend  sein.  Nicht  persönliche,  sondern  dingliche 
I>ast,  ruhte  er  auf  dem  Hofe  und  betrug,  nach  der  Grösse  desselben  abgeatuft,  typischer- 
weise nicht  mehr  als  2—12  Tage  im  Jahre  (S.  31  f).  Die  neben  ihm  auf  den  meisten 
Herrschaften  bestehende  persönliche  Verpflichtung  der  Unterthanen  „zu  alter  Arbeit,  als 
oft  man  ihnen  ansagt“  (S.  2ü)  war  der  Natur  der  Sache  nach  nur  ftir  aussergewöhiiliche 
und  dringende  Fälle  berechnet. 

Die  Masse  der  bäuerlichen  Wirte  sitzt  auf  Rustikalland.  d.  h.  auf  Stellen,  „welche 
schon  154*2  in  den  H:1n«len  der  Bauern  waren“  (S.  17).  Ihre  Bcaitzrechte  sind  nicht 
gleichartig.  Die  auf  „Freistiften“  ansä;»sigen  „Freistifter“  beschreibt  Mell  genau  so 
wie  die  „uneingekauften“  Rustikalisten  der  böhmischen  Länder.  Es  ist  daher  uiivcr- 
stäudlich,  dass  er  sie  trotzdem  als  Zeitpächter  bezeichnet.  (S.  17  f.).  Er  steht 
hierbei  wohl  unter  dem  Eindrücke  der  actenmässigen  aber  nicht  eingebürgerten  Be- 
nennung der  „Freistifte“  als  „Mict-“  oder  „Pfenniggrftnde“.  Die  Zahl  derselben  war 
übrigens  verhältnismässig  sehr  gering.  Iin  Jalire  1785  betrug  sie  nicht  mehr  als  1384 
im  ganzen  Lande  (S.  164).  — Di©  stärkeren  Rustlkalbesltzrechtc  sind  dreifach  abgestuft. 
Eis  gibt  „delimitierte  Erb-  und  Kaufrechte“  („ewige  Kaufrechtc"),  „gemeine  Kaufreclite" 

Qtid  hauptsächlich  auf  salzburgisohen  Herrschaften  in  Ohersteiermark  — „Drittel- 

Kaufrechte“,  je  naolnlem  die  Vererblichkeit  der  GrCkiide  sich  auch  auf  die  (nächsten) 
Collatcralen  oder  nur  «uf  die  eheliche  Desreudeuz  erstreckte  und  im  letzten  Falle  zu 
dieser  Beschränkung  auch  die  Verpflichtung  zur  Leistung  eines  «chätzwertdrittels  als 
Veränderungsgebür  trat. 

Neben  den  Kustikalisten  gibt  es  auch  — kaufrechtlirh,  mit  lebenslänglicher 
Nulzong  oder  als  Bestandleute  — auf  Herreniand  angesetzte  Dominikalisten. 

Ein  Vergleich  mit  den  böhmischen  Ländern  muss  also  durchaus  zu  Gunsten 
Steiermarks  ausfallcn.  Und  doch,  wenn  wir  uns  nur  der  wichtigsten  Frage  zuwenden: 
auch  hier  Klaget»  über  Robotüberbürdungen,  die  Nothwendigkeit  einer  Uobotregulierung 
und  als  deren  Ergebnis  eine  Beschränknng  der  uuterthänigen  Frohnpflicht  auf  156 
Tage  iin  Jahre!  Nun  Ist  es  natürlich  klar,  auf  welchen*  Wege  die  Herrschaften  ihre 
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Anfordeninpcn  an  die  unterthanige  Arbeitskraft  sti-itrerten  — die  pcntönliche  ,aus»cr- 
ordeiitiiche*  Kobotverpnichtiiiigbut  die  bequemste  Hiitidliube  hierzu,  uitd  aus  der  Ausnabme 
wurde  die  Hegel.  Die  Zunahme  der  Hobotunforderungeii  muss  aber  doch  auf  ein 
entsprechendes  Anwachsen  des  Hobotbedarfes  zurüekgeheii!  Unter  der  Annahme  einer 
unveränderten  Fortdauer  grundlierrlicher  Auauutzmig  des  Grosi^grundbesiUes  ist  dieser 
aber  nicht  zu  erklären.  Ks  muss  also  allmählich  eine  Eutwicklung  zum  guts> 
herrlichen  Betriebe  stattgefunden  haben.  Betrugen  ja  auch  die  in  Steiermark 
als  vor  I!;^S  zu  Hecht  bestehend  zur  Grundentlastungsrerhandlung  angemcldeten  Frohn> 
dienste  l,013.00ä  Fass-  oder  Hand*  und  2S7.333  — nur  zum  kleinsten  Theil  einspännige 
— Zugtage  und  hat  daher  auch  Referent  der  Steiermark  eine  Mittelstellung  zwischen 
deu  Gebieten  der  Grundherrschaft  und  den  I.ändem  gubthcirlichen  Betriebes  zugewiesen. 
Wann  aber  ist  diese  Wandlung  ehigctreten?  Welche  waren  ihic  Ursachen?  In  welchen 
Thcilen  des  Landes  griff  sie  Platz? 

Mell  gibt  darüber  keine  Auskunft.  Und  ebeiisuwenig  Über  die  Geschehnisse  und 
die  Entwicklung  in  iiachjusetinischcr  Zeit.  Denn  seine  Darstellung  bricht  mit  dem  Tode 
Josefs  II.  ab. 

Dass  ihre  Fortführung  bis  zur  Grundentlastung  durch  die  bewährte  Kraft  Melis 
unterblieben  ist,  muss  sehr  bedauert  werden,  trotzden.  er  sic  uns  als  durch  einen  anderen 
Bearbeiter  bereits  nntemommen  ankündigt.  Sic  hätte  mit  neuem  Actenmatcrial  gewiss 
viele  Aufschlüsse  gebracht,  die  J-^tzt  fLhleii.  Zudem  wäre  es  dem  VerBuiser  dann 
vielleicht  doch  möglich  gewesen,  die  urkundlichen  Quellen  in  einem  Sonderthrilc  zu 
vereinigen,  statt  sie  in  die  allgemeine  Schilderung  selbst  aufzunchmeu.  AUcrtlings 
gewinnt  diese  dadurch  au  Erdgeruch.  Anderseits  aber  wird  doch  ihre  Geschlossenheit 
und  künstlerische  Form  einigermaasen  beeinträchtigt. 

Der  Wunsch,  dass  uns  der  Verfasser  noch  mehr  geboten  hätt**,  darf  jedoch  weder 
den  Dank  für  seine  tbat^ächliche  Leistung  noch  die  Anerkennung  lür  deren  Wert  und 
innere  Vorzüge  schmälern.  Und  indem  wir  uns  derselben  freuen,  verknüpfen  wir  damit 
die  Uoffnung,  dem  Verfasser  auf  dem  Geb’ete  der  österreichischen  Agrargeschiehte  recht 
bald  wieder  zu  begegnen. 

Wien.  Carl  Grünberg. 

l)r.  Michnol  r.  Tugan*BurHiiowskj.  Studien  zur  Theorie  und  Geschichte 
der  Handelskrisen  in  England.  Jena,  Gustav  Fischer  190!.  VIII  und  425  S. 

Der  Verfasser,  dessen  frühere  Schriften,  soweit  sie  in  deutscher  Sprache  erschienen 
sind,  auch  ausserhalb  Russlands  lebhaftes  Interesse  erweckteu,  so  insbesondere  sein  Work 
über  die  russische  Fabrik,  versucht  diesmal  die  verschiedenen  mit  Handelskriseii  iu 
Verbindung  stchendoii  Fragen  einer  eingehenden  zusammenhängenden  Erörterung  zu  unter- 
ziehen. Während  der  zweite  Theil  des  Buches  den  socialen  Wirkungen  der  Handelskrisen 
gewidmet  ist.  enthält  der  erste  Theil  in  den  Capitelu’J— 5 die  Geschichte  und  die  Dar- 
stellung des  Verlaufes  der  englischen  HandoNkriseii,  respective  der  Schwankungen,  denen 
das  industrielle  Leben  Englands  im  XIX.  Jahrhundert  unterworfen  war  und  in  den 
Capitcln  1,  0,  7 und  8 die  Kritik  melirerer  aber  durcliaus  nicht  aller  früheren  Krisen- 
theorien  sowie  die  Vertretung  dos  Standpunktes  des  Verfassers  selbst,  welcher  sich  iu 
den  wcsentlicliston  Punkten  an  Mars  anlehnt. 

Die  eigenthümliche  Anlage  des  Werkes,  in  welchem  der  theoretische  Theil  weder 
die  Basis  noch  den  Abschluss  bildet,  gestattet  es  in  erster  Linie  die  besonderen  Vorzüge 
des  zweiten  Ifanptabschnittea  hervorzuheben.  Der  Schilderung  der  Folgen  einer  wirt- 
schafGichen  Depression  auf  Erwerb  und  Lebensweise  des  Arbeiters  ist  seitens  des  Autors 
besonderer  Fleiss  und  Aufiuerksanikoit  gewidmet,  und  sind  seine  Tabellen  und  Diagramme, 
welche  den  Einfluss  einer  sidchen  auf  die  Zahl  der  Verehelichungen  und  der  Stcrbelallc 
auf  Criininalität  und  Pauperismus  naebweisen.  überaus  lehrreich.  Er  zeigt  auf  Seite 
2l>7— 274  wie  die  Folgen  einer  Krise  insbesondere  jene  Grafschaften  treffen,  deren 
Bevölkerung  sich  hauptsächlich  mit  Ilambd  und  Industrie  hcHchäftigen.  während  die 
Rückwirkung  auf  die  landwirUchaftlhheti  Districte  verh.'iltni.sniässig  klein  ist.  Dir 
Statistik  un<l  die  Srhihb'rung  d^r  T,cbenKweise  drr  Arbeitslosen  sowio  ihrer  ßomühungen. 
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ihr  Scliick>al  auf  gesetzUchcui  Wego  oiler  wie  dien  iii  vereiiixelteii  FülK'ii  g-  f*rliali,  durch 
Aiiweudutig  von  (jowalt  zu  vcrbcssein,  «ind  für  V'ulkAwiitv,  die  »ich  mit  der  Frage  der 
Arbvitt»lo»enver»icbcrung  befassen,  von  grO»atcro  Intvrvsae  u»d  wSre  nur  zu  wünzdioM, 
■i»ns  in  dieser  Weise  au  der  Samiuluiig  dos  oiosihhlgigen  Materiales,  solbstvcrstundlich 
für  olle  Lündor,  weiter  gearbeitet  wQrdc. 

Auch  die  im  ersten  Theilc  durchg«  löhrtc  Daretcllong  des  Verlaufes  der  englische« 
Kri$<‘n  zeichnet  sich  durch  Berücksichtigung  der  meisten  in  Hetraclit  kommenden  Begleit- 
erscheinungen derselben  aus.  Obgleich  Tugan -Baranowsky  die  Vcrhültnisso  der 
Production  aU  die  aHeinigcn  primären  Krisenerreger  ansieht,  so  weiss  er  doch  die 
Wichtigkeit  des  jeweiligen  Ziistaiidos  dos  Geld-  und  Creditwesens,  der  (.Organisation 
der  Notenbanken,  der  Fluctuationeu  der  Waren-  und  Ktrectenprelse,  der  Ausbildung  der 
Verkehrsmittel,  namentlich  aber  den  Schwaiikungen  des  auswurtigon  Handels,  vollauf  zu 
würdigen.  Nur  die  Bedeutung  der  politischen  Ereignisse  scheiut  der  Verfasser  zu  unter- 
schätzen, sowie  auch  die  Krise  des  Jahres  1857  nicht  mit  jener  Ausführlichkeit  besprochen 
wurde,  welche  diesem  in  der  Wirtschafiagesdtichte  einzig  dastehenden  Ereignisse 
angemessen  wäre. 

Dagegen  sind  die  Hinweise  wie  die  folgenden  überaus  treffend;  z.  B.  auf  8.  75: 
.Tm  Jahre  1825  ist*  also  im  auswärtigen  Handoi  Englands  folgende  Veränderung  vor  sich 
gegangen,  die  Einfuhr  hat  sich  stark  vermehrt,  die  Ausfuhr  hat  sich  vermindert.  Das 
der  Ausgangspunkt  für  alle  nachfolgoitden  Ereignisse,  die  mit  Notliwendigkeit  aufeinander 
folgten  und  die  onglischc  Industrie  und  den  Handel  in  eine  vollständige  Stockung 
brachten."  Auf  Seito  97;  „Wenn  wir  die  Krisen  von  1825  und  1837  miteinander  ver- 
gleichen, 80  finden  wir  zwischen  ihnen  viel  Aehnlichkoit.  Beide  waren  iiaupUächlich  durch 

eine  rasche  Erweiterung  der  Ausfuhr  hervorgerufen Auf  Seite  112:  „Der 

Entwicklungsgang  der  Krisis  von  1847  ist  sehr  gut  ....  dargostellt  worden:  ....  Der 
Zusamicenbruch  der  Mehrzahl  der  Gotrcidespeculanten  hat  die  Einstellung  der  Zalilungen 
seitens  eines  grossen  Bankhauses,  das  enge  Verbindungen  mit  der  Provinz  hatte,  berbei- 
gefahrt.  Die  Einstellung  der  Zahlungen  dieser  Firma  hat  einen  der  HauptcanSle  der 
Creditcirculation  zwischen  London  und  der  Provinz  zerstört  und  eine  aUgemciiie 
Beunruhigung  im  Lande  hervorgerufen.  Es  folgte  dann  der  Zusammenbruch  noch  einiger 
grosser  Getruidchandelsfiniien  und  darauf  haben  nacheinander  die  Zahlungen  ein- 
gestellt   Alle  diese  Unglilcksrälle  haben  eine  Panik  und  eine  fast  vollständige 

Vernichtung  des  Credits  zur  Folge  gehabt.“  Auf  Seite  147:  „Also  hat  der  frühzeitige 
Zusammenbruch  der  Firtna  Overend  & (’oinp.,  der  die  Creditkrise  von  1866  licrvor- 
gorufen  hat.  einer  Handelskrise,  die  sonst  in  der  nächsten  Zukunft  zu  erwarten  stand, 
v.rgrbeugt.“  .Auf  Seit«  162:  „Die  Agrarkrisis  war  also  nur  eine  der  Erscheinungsformen 
der  allgemeinen  Krisi.s,  die  in  der  Hauptsache  durch  eine  totale  Umgestaltung  der 
Bedingungen  der  Warenbeföideruug  (Eisenbahnen,  Dampfschiffe,  Telegraph)  hervorgerufen 
wurden  ist.“  u.  s.  w. 

Die  citierten  Sätze  beweisen,  dass  der  .Autor,  wenn  er  dem  von  ihm  gesammelten 
.Materiale  unbefangen  gegenüberstehen  würde,  zu  dem  richtigen  Schlosse  gelangen  musste, 
dass  die  Ursachen  der  Krisen  überhaupt  nicht  aus  einem  Principe  abgeleitet  werden 
können,  sondern  dass  vielmehr  in  jedem  einzelnen  Falle  mehrere  ^lomentc  Zusammen- 
wirken, um  wesenlliciie  Verändernngen  im  wirtschaftlichen  Leben  lierbeizafüliren.  Tugan- 
Baranowsky  stellt  jedoch  eine  Theorie  auf,  welche  einerseits  in  seinem  eigenen 
Materiale  keine  genügende  Stütze  findet,  anderseits  in  diesem  Zosarnrnenhangc  auch 
dednetiv  nicht  entwickelt  werden  kann.  Ks  ist  einfach  uninüglich.  die  rnhaltbarkeit  eines 
Wirtiscbaflasysteme’i  zu  beweisen,  uhiiu  ein  ganzes  8)st<  in  der  politischen  Oekmiotnie 
aufzustellen  und  dies  umsomehr,  wenn  man  sich  den  Ergebnissen,  zu  wolclien  andere 
Forscher  gelangt  sind,  gegenüber  durchwegs  auf  den  .Standpunkt  der  Negation  stellt. 
[>ie  vorliegende  Arbeit  beweist,  dass  sieh  eine  Krisentheoric  nicht  constmicren  lässt, 
indem  man  willkürlich  einzelne  Probbmie  ans  ihrem  Zusammenhänge  mit  den  grund- 
legenden l’rincipieufragen  herausreisst  und  führt  eine  selche  Methode  schliesslich  zu  dem 
Versuche,  eine  Kritik  der  Marxistischen  .Mehrwertstheorie  liefern  zu  wollen,  ohne  hierbei 
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seine  Weitlheorie  zu  berQeksichtigcn  und  zu  Sätzen,  wie  (S.  220):  «Keine  Werttheorie 
ist  aber  erforderlich,  um  zu  erkbiren,  waiuiii  15,000.000 T>Minen  Korn  um  50  Proc.  iheurer 
sein,  als  10,000.000  Tonnen  desselben  Vorrathes'*  u.  s w.  Die  anderen  modernen  Sjsteme 
der  Volkswirtschaftslehre  werden  überhaupt  nur  beiläufig  erwähnt.  Nachdem  der  Verfasser 
auf  Seite  219  gowaltsam  eine  Analogie  zwischen  den  Profitsproblenien  von  Marx  und 
Pohin'Bawcrk  con^truieren  will  und  hierbei  von  allen  w'eseiitUchen  Momenten  abstrahiert 
erklärt  er  auf  Seile  227:  „Aehnliclic  lietrachlungen  (sic)  beweisen,  di«>  t'iihaltbarkeit  der 
Capitalzinstheorie,von  Hohiii'Hawerk.“  Dass  unter  solchen  Umständen  eine  eingehende 
Besprechung  der  Kriseiitheorie  des  Autors  den  Umfang  des  zu  be8{>recbendcu  Werkes 
um  ein  Mehrfaches  überschreiten  müsste,  wird  leicht  erklärlich,  wenn  man  bedenkt,  dass 
hierbei  alle  jene  Momente  iierangezogen  werden  müssten,  die  in  der  vorliegenden  Schrift 
nicht  berücksichtigt  wurden. 

Wirweiiden  uns  daher  direct  den  Besuttaten  zu,  zu  welchen  Tugan^Baranowsky 
gelangt,  er  f»niiulie-t  selbe  auf  Seile  34  und  fast  mit  den  gleichen  Worten  auf  Seite  2^13 
wie  folgt:  «Hieraus  entspringt  auch  die  Nolh  Wendigkeit  der  Krisen,  welche  also  durch  die 
beiden  Widersprüciie  der  capitalistischen  Wirtschaftsordnung  henrorgerufen  werden: 
1.  durch  den  Wider.‘«pruch.  dass  die  Productionsmittel  Personen  angehüren.  welche  an  der 
Produclion  nicht  theilnehincn,  dagegen  den  unmittelbaren  Producenten  fehl«  n,  und  2.  durch 
die  Desorganisation  der  gesamntten  gescllscliaftlichen  Production,  w.Utrend  dieselbe  in 
den  einzelnen  Betrieben  organisicit  ist.  Diese  beiden  Widersprüche  sind  gleich  nuthwendig 
und  zngleich  voUkominen  ausreichend,  die  Entstehung  von  Krisen  zn  he^rÜndeD.'*  Dem- 
oitUprecbcnd  wird  auf  Seite  254  auf  den  Socialismus  aU  die  einzig  mögliche  pl-inmässige 
Organisation  der  Volkswirtschaft  hlngewieaen. 

Was  nun  den  ersten  Punkt  aubelangt,  so  erbringen  meines  Erachtens  die  Aus- 
führungen des  Verfassers  nicht  den  Beweis,  dass  nach  Aufltebung  des  Prirateigenihumes 
au  Produitionsmittcln  Krisen  uumöglich  wären.  Will  man  sich  niclit  ganz  in  die  nebel- 
liuftcn  Begionen  der  Utopie  verlieren,  so  darf  man  sicli  doch  den  /.ukunftsstaat  nicht 
als  über  die  gesammte  Erdoberfläche  erstreckt  denken.  Nun  beweist  gerade  die  Dar- 
stellung der  Wechsclbeziebungeti  zwischen  der  Bewegung  des  auswärtigen  Handels  und 
dem  Ausbruche  von  Krisen  seitens  des  Verfassers,  ilass  selbst,  wenn  in  den  europäischen 
Uulturstaateii  de.-  Sociallsinus  herrschen  würde,  trotzdem  Productionskrisen  nicht  ver- 
meidlich wären.  Um  dem  Beispiele  des  Verfassers  folgend  das  Problem  in  seiner  ein- 
fachsten Fonn  zu  erörtern,  setzen  wir  den  Fall,  Beis  würde  ein  Haoptnahrungsmittcl  der 
Bevölkerung  Europas,  wozu  er  sich  vortrefflich  eignen  könnte  und  der  Bezug  hiervon  wäre 
nur  aus  China  möglich.  \U  Gegenwert  würden  Artikel  nach  China  gesandt,  welche  nur 
dort  Absatz  finden.  Träte  nun  irgendein  politisches  oder  wirUchafiliches  Ereignis  ein, 
welches  diesen  Tan^ichverkehr  unmöglich  machen  würde,  so  müsste  die  Production  der 
früher  etportierten  Waren  eingestellt  werden,  während  anderseits  an  Stelle  des  fehlenden 
Heises  nicht  leicht  andere  Nahrungsmittel  zu  beschafTen  wären  — der  Ausbruch  einer 
Krise  wäre  unvermeidlich.  Der  im  zweiten  Punkte  enthalt'>ne  Hinweis  auf  die  gegen- 
wärtige Do8or,.ani$ation  der  gesellschaftlichen  Proiluction  enibehrl  nicht  einiger  Berech- 
tigung, nur  wäre  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  iliesem  Ueb».dstamle  unter  der  Herrschaft  der 
gegenwärtigen  Wirtäcl)aftsor>)iiung  nicht  wenigstens  zum  grossen  Thoilc  abgeholfen  werden 
könnte  und  oh  derselbe  nicht  auch  im  Six'i.'iDtaate  infolge  unrichtiger  Berochnnngen, 
falscher  Abscliätzung  «les  Consumes  u.  s.  w.  zum  Vorschein  kommen  würde.  Wenn  man 
von  vornherein  aMiiimmt,  ilass  mit  dem  Uebergange  der  Productionsmittel  in  das  Eigen- 
thura  des  Staates  das  Wissen.  Können  und  Wollen  jedes  einzelnen  Individuums  weit 
über  das  frühere  Stadium  hinauswächst,  ist  allerdings  ein  weiterer  Beweis  nicht  noth- 
weudig.  Tugan-Baranowsky  sagt  selbst  auf  Seite  2Jl:  «Dies  beweist,  dass  in  der 
neuesten  i^eit  eine  Geschärt'tstr/ckQiig  nicht  mehr  so  verderblich  wirkt,  wie  in  den  Vier- 

zigcijaliren,  al»  eine  Handelskrisis  verheerender  als  jede  Epidemie  w'ar ferner 

Seite  292:  «Die  verderbliche  Wirkung  der  Krisen  ist  bedeutend  abgeschwächt.  Warum 
sollte  OH  also  dem  Fortschritte  nicht  gelingon,  die  Urg.iuisation  der  Volkswirtschaft  auf 
Grund  der  Lehren  der  politischen  Uekoiioniic  und  ler  Statistik  weiter  zu  vervolikoinmner) 
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und  auf  diese  Weise  Störunt^en  im  Verhältnisse  der  Production  zum  Consumc  immer 
seltener  und  niild>*r  werden  zu  lassen?  Sowohl  Koscher,  wie  Wirth  weisen  darauf  hin. 
dass  eine  in  hohem  Grade  ausgebildcte  und  zum  Gemeingut  des  Volkes  gewordene  Statistik 
das  beste  Kittel  sei,  den  Ausbruch  von  Krisen  zu  verhindern.  Sollte  dereinst  der  Handels- 
staud,  insbesondere  auf  Grün  1 des  Studiums  der  Volkswirtschaftslehre  und  der  Wiitscbafts- 
geschichte  jene  Bildung  besitzen,  die  ihn  befähigen  würde,  seinen  Beruf  als  „Organisator 
der  Volkswirtschaft*  ganz  zu  erfQlIen,  so  wäre  ilamit  wtdd  auch  ohne  Aendenmg  des 
gegenwärtigen  Wirtsschaftssjstetns  eine  der  Hauptursachvn  der  Handelskrisen  beseitigt. 

Gustav  Hunzol. 

('aroll  U.  Wrlght.  1/  i'volution  indostrioUe  des  Ktata-Unis,  traduit  par  F.  LepeU 
li'tier,  avec  une  pp'face  de  E.  Levasseur,  XX  and  380  Seiten.  Paris,  V.  Giard  & 
E.  Briere.  1900. 

Nichts  vermocht«  den  hohen  wissenschaftlichen  Wert  und  das  grosse  praktische 
Interesse,  die  dem  Werke  Caroll  t>.  Wrights  Ober  die  industrielle  Entwickelung  der 
Vereinigten  Staaten  innewolinen,  besser  zu  documentierenf  als  die  Thatscbc.  das.s  eine 
im  Jahre  1895  erschienene  Arbeit,  deren  Ziel  die  Dar^itellung  des  bis  dahin  aut  industriellem 
Gebiet«  Erreichten  bildet,  im  Jahre  1901  In  eine  fremde  Sprache  übersetzt  worden  ist. 
In  der  That  ist  das  Buch,  obgleich  seit  seinem  Ersjheinen  G Jahre  verflossen  sind,  und 
zwar  Jahre  der  rapidsten,  geradezu  st&nnischen  Entwicklung,  obgleich  daher  alle  Sclilnsa- 
zahlen,  die  darin  enthaltcu  t>ind.  heut«  bereits  längst  überlmit  sind,  doch  noch  nicht 
veraltet.  Ja,  es  ist  inzwischen  fast  noch  actueller  geworden.  Hat  doch  die  „amerikanische 
G>'fahr*,  die  noch  vor  wenigen  Jahren  latent  war.  gegenwärtig  für  die  europäische 
Industrie  bereits  weit  greifbarere  Gestalt  gewonnen.  Das  .Studium  dos  Werdeganges  der 
Industrie  in  den  V^ereinigten  Staaten  erlangt  da  noch  erhöhtes  Interesse.  Da»  naimiehr 
io  französischer  Ucbersetzuiig  vorliegende  Werk  des  berühmten  Organisators  der  amerika- 
iibtchen  Arbeit»stati»tik  schildert  in  plastischer  Weise  einige  Seiten  dieses  phuiiomenalen 
Entwicklungsgänge»  bis  zum  Jabre  1895.  Gerade  die  in  Rede  stehende  UeberseUung 
ruft  aber  in  dem  Leser  den  Wunsch  nach  einer  Fortführung  des  Werkes  bis  zur  Gegen- 
wart und  nach  einer  entsprechenden  Ergänzung  desselben  hervor.  Insbesondere  muss  man 
es  als  eine  sehr  wesentliche  Lücke  empfinden,  dass  zwar  die  Arbeiterbewegung  dargeatellt 
ist,  d^ss  ilagegen  der  so  ungeheuer  wichtigen  Entwickelung  der  Untcmehiiiungsfoniieu 
— der  Trust»,  Fusionen  u.  ».  w.  — gar  keine  Beachtung  geschenkt  ist. 

Die  L'ebrraetzang  ist  durch  ein  vurtreffliches  Vorwort  Le^aaseura  eingeleitet. 

S. 
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XXill.  Hao<l. 
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6.  lief»!  rrijirunu  d«  AdH« 
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BiUax  K«rebUi<'he  ItebmndluDc  d»r  (cwrbllebPD  KdHgIIc.  HagtHt  I^turtbeiu, 
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The  KeoDOHic  JoDraal,  edit.  )>y  h\  Kigrx^ortk  aad  //.  Higgi,  Vol.  XII.,  Nn.  45. 

The  prlatloc  iraUe»  aad  tbe  rrUU  ia  Rritiib  iadantry.  — The  aaw  (■«•man  trariff. 
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„Ein  OesteiTeichisches  Compehdium' 

nennt  d«r!hKfV'Q«aieil4e>tfrtÜlf(£t  difl'FjuiUtenilt'Hidir'l^nh  la-eiifevUn  28.  Octo- 
ber  Y.  J.  Im  Abe^^  Wlni|M:,TsfbUiM«»‘^.!«YtcbieneQen 

■ “ ‘ precnuD 


liehen  mehnpaltfgeW  Beiprei 


,, TT,  -T-T — - »Mföhr- 

UDg  da«  «ocl^ei)  tbgetrhloaaepe  and  in  meinem  Vertag 
ertchieoene  Werk: 


G eseJiichte  Oesterpeiehs 

^.1  mit' besonderer  Backsicht  auf  da^.Culturlebeo. 

. xf  ' l.i  , 

Voq  Pr- ^^ns  Martin  Majrer,  Direetör  dertiudeMberreal^ehtd«  in  Grat. 

- i!‘  / XareittKratlslladii  aagearbeltete  Aifla|«. 


KTBretchieri  ST  ?7-6Ö  in  2 «leg.  Balbfnniblnclen  K S4‘60, 

lUDfUiieta^  zawui»iU  'bd  VAfi»  °,iti.ukkn  dbS'  laiBpjaL  Ikatrr  Qel  ' 
ta  mirfa  ftaaMpt  a«  wtrtfpa.  la  Ort 


, Müi^ar:  waU*b|r. 

iM  WliMa«  tofäirffar  ■«  btuA«, 
trr  OafleaUiebkalt  #la  na^  ptabt  rrrtram  Ub  d«  aa.va«iMt, 
rai  ItM  be  alt  Xaaa,  Yla  pebaMlrartor,  tia  uIuäe.PaMirtrr, 


«la  Ilta««m#r,  dar  aoabao  mit  dat  iw^tra  aäd  Tailnaadifr  Matadrt«»MiaM  AWkaa«  bla««  «aI«M<(«a 
VailiM  MT  ta«  gfa  W«k  4«r  rsaeraadaa  aad  Lara«n4*a  irUb  Jß«  tu  dl««.  <ffma«  MaOta 
kfaytr.  DIfaeWr  der  J «Nita*  irwlae-tal«  la  Oraa.  devMa  Ba«ti  •aei«bi«bW  ttMtbmWha  Bit 
W»oad«r«r  Bdak^eai  aof  da|  Cakarlakaa*  «af  dU  Aaeeeaaaaac  Aamneb  raaebt,  aa  Ml  darla  «la« 
«•terUadiMI  hUit  K«««««  t«bor«v««  0«(«a  faafafbahaadett  tellaa  ,1  a . Oe«aaiüCM«i 

aalbMva  di«  b«M«a  Blad» 'di—»«  Warfc««  aad  al«  M«d*eMYMMK  arft  ala«r  '^Bea 

and  AfWin  daa  ^reebtra  «^«««p  PMaem«  AtMeiy^a  .affar  «^ea^  «bec  ^pPpeftdeDaa 
aad  MaaBBan»B ‘Q«daaatir.  B«  Ul  k«la  Leithwa,  Ukel«rla^r  To  OMiuV^cb  ao  «A«,  ud  allrr> 
w«alfti«a  fir  «la«a  BraMMa  d««  ftuatni  ta  S«i(«B,  dl«  r«UiU«b  uaklax  aiod,  aabM  daa  WalMm 
r«a  «7«4ea«a,  dl«  daa  MiaMMa  aaUUb«  Y«rb»ffaeb«e  Pa«r  M«i1mat«a  O^tM^rdmaaf  rar* 
aUaaa)ä«mb;*taae(  *dd^b)«MirlUt  dM  llM«rik«f  ■«  Md«a,  ab«r  der  Oeaebichu- 

erbr«4b«rMja  tacMeh  ei«  Masa  d«e  Ta«M.  er  Ui  «iaBIrror /ditaer  Wvlt.arVrrainr  eMi  daa 
Eladrfteaaa  aad.  J8iadftamnl«r  nnledaa«,  der  Pairt«laa«ciiftrt«k«ltt  der  dtaaaimaaaaaatthiO 
bMiI  ta  «atadiMdn':  fti  dem  Orade,  la  welebaa  er  d«a  autf  UUbeadea  Wrt  ao  flndea  weia  ia  d«r 
Beartbfllaa«  roa  Krabeloifi^ra  4er  VvimafwiealMU  aad  lbr«a  KedeadaaMamea  «af  dUr  Oef«B- 
wart.  aM«l  et«b  eeUl  Etoada.  JV«a/  JUarMa  JfciMT»  ^tadUeU«  OalrrreMd«  dd  ad  Wtri.  a»lc*a  tmlit 
\mmU  «md  ddrdal«  r«^MH«tl»rAUsl  4t$  l*ämn  efeadcirf.  lOHf  d«c*  laadtl  m»  Awxkn^ß.  d«i  «ta  dasBcbrr 
aad  yamwiVr  Jf—a  »it  kuL  HelbetthilifM  ForMhea,  (epaan  ait  c»a|)iU* 

^ f«mta  dlm«  werk««,  bei  aller  Ob)«eUriat  aber  etfbabart  «kb 
dlMd^Ma&fl«a,  wo  rfaf  «oirb«  elebibtr  Mrd,  aleht  aabO««.-  0*t«ii«4enri|iporibta  talvSelüa 
idaa  d«r  VaefaaMr  aaa  W«n  keaa«a,  aber  «r  b«blU  ekb  dae  EatrertbeU  ror,,tiad  lieia  1^  aaa 
kaaa‘nl«hl  aaBHa  Mc«a,  ela  ~ ««larrvlcbiMbea.*  — ' / ti  iMBdr#  aa^edMHlt^jAFrektaarJ 

Oieo’tar.  Preb«  nas  dinn  obenerwsbhuin  B«l«rat,^jgelcbe«  Raummangels  halber 
, hier  nicht  abgedmekt  werden  kann. 
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Einleitende  Bemerkungen. 

Durch  die  im  Vorjahre  begonnene  und  im  wesentlichen  auch  bereits 
diirchgefflhrte,  gänzliche  KinlOsung  der  .Staatsnoten,  ferner  durch  die  Inverkehr- 
setziiiig  von  Landesgoldmünzen  der  neuen  Währung  ist  die  Währungs- 
reform in  Oesterreich-Ungarn  in  das  Kndstadium  getreten,  üeber  die 
Hedeutung  und  die  voraussichtliche  Dauer  dieses  Kndstudiiims  gehen  allerdings 
die  Meinungen  ziemlich  weit  auseinander.  Während  die  einen  unter  dem  starken 
Kindrucke,  den  die  bisher  geleistete  Arbeit  und  die  andauernde  Aufrecht- 
erhaltung  der  Parität  der  Valuten-  und  Devisencourse  naturgemäss  hervorrufen 
muss,  das  in  Frage  stehende  Stadium  aufs  kflrzeste  bemessen  und  die 
vollständige  ÜiirchfOhrung  der  Valutaregulierung,  das  ist  die  Aufnahme  der 
obligatorischen  liarzahlungeii  in  Gold,  ffir  die  nächste  Zukunft  in  .Aussicht 
nehmen,  rathen  die  anderen,  sich  mit  dem  Ktreichten  zu  begnfigen  und  die 
Aufnahme  der  Barzahlungen,  die  zunächst  zwar  nur  ein  Formalact  sei,  deren 
vorzeitige  Durchführung  aber  das  ganze  Werk  gleichsam  in  letzter  Stunde 
gefährden  könnte,  mindestens  vorläufig  nicht  als  actuell  zu  behandeln  und 
somit  jedenfalls  einer  entfernteren  Zukunft  vorzubehalten. 

Der  Gegensatz  dieser  beiden  Anschauungen  reicht  in  die  ersten  Anlänge 
der  A'alutareform  zurück,  ruhte  aber  in  der  dann  folgenden  Periode,  in 
welcher  sich  beide  Lager  mit  Kifer  und  in  voller  Harmonie  der  währungs- 
politischeu  Arbeit  widmeten.  Nunmehr  tauchen  diese  gegensätzlichen 
Meinungen,  deren  gemeinschaftliche  Wurzel  übrigens  die  Liehe  zu  dem 
gewaltigen  Werke  der  Währungsreform  ist,  wieder  auf;  in  der  That  hat  es 
den  Anschein,  als  ob  der  Zeitpunkt  gekommen  wäre,  in  welchem  sich  die 
competenten  Factoren  für  die  eine  oder  die  andere  Meinung  entscheiden 
müssten. 

Der  gegenwärtige  Stand  der  Wfihrungsrefonn  in  Oesterreich -Ungarn 
einerseits  wie  auch  der  hier  angedeutete  Widerstreit  der  Meinungen  ander- 
seits wird  es  rechtfertigen,  wenn  wir  es  untcniehmen,  Wesen  und  Inhalt 
dieser  Heform  darzulegen  und  Klarheit  Ober  den  bisher  thatsächlich  zurück  ■ 
gelegten  Weg  zu  erlangen,  um  sodann  auf  Grund  der  gewonnenen  Re.sultate 
einen  Ausblick  in  die  Zukunft  zu  versuchen. 

AVir  theilen  unsere  Untersuchung  in  folgende  Abschnitte: 

I.  Zur  Geschichte  der  Währungsreform. 

II.  Systematische  Darstellung  der  für  die  Währungsreform  m.aassgehenden 
Bestimmungen  uud  der  Durchtflhrung  derselben. 

III.  Das  Verhältnis  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  in  Bezug  auf 
das  Währungswesen. 

]\L  Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  und  ihre  Mitwirkung  bei  der 
Ueforui  des  Geldwesens. 

V.  Bemerkungen  Ober  die  Ergebnisse  der  in  jüngster  Zeit  seitens  aus- 
wärtiger Staaten  durchgeführten  Beformen  auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens. 

VI.  Schliisshetrachtung. 
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1.  Zur  Geschichte  den  Währungsreform. 

Die  Währung  der  Monarchie  war  kraft  der  Patente  vom  H).  September 
18.'.7,  K.-G.-Bl.  Nr.  109  und  vom  27.  April  1858.  K.  G.-Bl.  Nr.  63,  seit 
1.  November  1858  rechtlich  und  zunächst  auch  factisch  eine  .Silberwährunp 
mit  einem  Mflnzfusse  von  45  fl.  per  Zollpfund  feinen  Silbers  (90  fl.  per 
Kilogramm).  Eine  Barzahlung  in  Silber  (seitens  der  Notenbank)  bestand  jedoch 
nur  ganz  kurze  Zeit  (zu  Ende  des  Jahres  1858).  üeberdies  hatte  das  Silber 
infolge  der  andauenid  kritischen  politischen  und  finanziellen  V'erhältnisse 
bis  1878  gegenflber  dem  Papiergelde  ein  Agio,  welches  die  SilbermOnzon 
mehr  und  mehr  aus  dem  Verkehre  drängte.  Das  Silheragio  belnig  1871 
noch  (Iber  20  Proc.,  sank  aber  im  Laufe  der  siebziger  Jahre  infolge  des 
ausserordentlichen  Sturzes  des  Silberpreises  am  Weltmärkte  successive.  Von 
1875  an  war  der  Preis  des  Silbers  ein  so  tiefer,  dass  er  dem  MQnzpreise 
desselben  (45  fl.  ö.  W.  per  Zollpfund)  wiederholt  nahe  kam  und  denselben 
im  Laufe  des  Jahres  1878  auch  erreichte.  Im  Zusammenhänge  mit  der 
Entwickelung  des  Courses  der  Devise  London  an  der  Wiener  BOrse  wurde 
die  Einlieferung  von  Silber  in  die  Wiener  und  Kremnitzer  Mfinze  behufs 
Ausprägung  in  Landessilbermflnzen  rentabel. 

Thatsächlich  nahm  die  Einfuhr  von  Silber  in  das  Bsterreichisch- 
ungarische  Zollgebiet  im  Jahre  1878  ausserordentlich  zu  und  die  Aus- 
prägung von  LaudessilberraQnzen  erreichte  in  diesem  Jahre  und  in  dem 
folgenden  (auf  Grund  der  bereits  frälier  erfolgten  Anmeldungen)  eine  vorher 
nicht  erreichte  Höhe. 

Von  den  in  Jen  Jahren  1858  bis  1891  im  ganzen  geprägten  428,747.033 11. 
in  Landessilbermflnzen  (davon  377,810.053  in  Einguldenstflcken)  entfallen 
nämlich  105,733.083  II.  (davon  104,120.367  II.,  in  Einguldenstflcken)  auf  die 
Jahre  1877  bis  1879.  Seitens  der  Regierungen  der  beiden  Reichshälften  wurden 
die  Consequenzen  aus  den  durch  den  Pall  des  Silberpreises  bedingten  Erschei- 
nungen mit  bemerkenswerter  Raschheit  gezogen;  bereits  mit  Beginn  des 
.Lahres  1879  wurde  nämlich  die  .Anmeldung  der  Ausprägung  von  Landes- 
■silberraflnzen  fOr  Privatrechnung  in  der  Wiener  Mflnze  und  bald  darauf 
in  der  Kremnitzer  Mflnze  sistiert  und  diese  Sistierung  im  Einvernehmen 
beider  Regierungen  aufrecht  erhalten.  Gleichzeitig  einigt«  man  sich,  auch 
für  Staatsrechnuiig  Silber  in  Hinkunft  nur  nach  Maassgabe  des  thatsächlichen 
Bedarfs  zu  prägen.  Endlich  wurde  die  Verpflichtung  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank,  Silberbavreu  gemäss  dem  gesetzlichen  Mflnzfusse  auf 
Aferlangen  Jederzeit  einzulösen,  suspendieit. 

Die  Tragweite  der  Einstellung  der  Prägung  von  Silber- 
währungsgeld fflr  Rechnung  von  Privatpersonen  in  Oester- 
reich-Ungarn, welcher  allerdings  die  gänzliche  Einstellung  der  Silbercourant- 
prägung in  den  Ländern  der  lateinischen  .Mflnzunioii  (auf  Grund  des  Ver- 
trages vom  5.  November  1878)  vorangegangen  war,  hat  stets  volle  Wflrdiguug 
gefunden;  heute  darf  wohl  gesagt  werden,  dass  diese  Maassnahme  haupt- 
sächlich wegen  der  Wahl  des  richtigen  Zeitpunktes  fflr  dieselbe  den  ersten 
.Schritt  auf  der  Balm  der  Währungsreform  in  Oesterreich-Ungarn  bedeutete. 
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Wäre  die  Einstellung  der  Silberprägung  einige  Jahre  später  erfolgt,  so  würde 
die  Dcfalvicrung  unserer  Währung  und  die  Anhäufung  von  Silber  in  der  Münze, 
beziehungsweise  im  Verkehre  voraussichtlich  solche  Dimensionen  angenommen 
haben,  dass  die  Inangriffnahme  der  Wälirungsreform  zum  mindesten  entweder 
eine  bedeutende  Verzögerung  hätte  erfahren  müssen  oder  nur  unter  für  unsere 
Volkswirtschaft  weit  weniger  günstigen  Umständen  hätte  vor  sich  gehen  können. 

Nur  der  volle  Ernst  der  währungspolilischen  Intentionen  dieser  für 
unser  Geldwesen  so  wichtigen  Verfügung  ist  angezweifelt  worden.  Vielleicht 
mit  Unrecht;  sicherlich  erfolgte  die  Sistierung  der  Silberprägung  für  Privat- 
rechnung zunächst  in  der  Absicht,  der  Silberspeculation  einen  Damm  zu 
setzen.  Anderseits  war  es  gewiss  kein  Zufall,  dass  die  in  Frage  stehende 
Maassnahme  unmittelbar  nach  dem  Abschlüsse  der  1878er  Pariser  Mflnz- 
couferenz,  welche  die  von  mancher  Seite  erhoffte  monetäre  Rehabilitierung 
des  Silbers  wieder  nicht  gebracht  hatte,  ergriffen  wurde. 

Wohl  wurden  die  damals  auftauchenden  Projecte  wegen  Einführung  der 
Goldwährung  oder  doch  der  .Goldrechnung’  — Projecte,  an  deren  Reali- 
sierung übrigens  schon  wegen  der  Oberaus  ungünstigen  staatsfinauziellen 
V'erhältnisso  in  beiden  Reicbshälften  nicht  ernstlich  gedacht  werden  konnte 
— an  zuständiger  Stelle  von  der  Hand  gewiesen;  doch  bestand  bei  den  für 
die  Währungspolitik  der  Monarchie  niaassgebenden  Persönlichkeiten  kein 
Zweifel  darüber,  dass  die  Schliessung  der  Münze  für  Private  nöthig  war, 
um  derartigen  Projecten  die  Lebensfähigkeit  für  die  Zukunft  ungeschmälert 
zu  erhalten,  dass  hingegen  die  llcufltzung  der  damaligen  Silberconjunctur 
zur  Herstellung  einer  breiten  metallischen  Grundlage  für  unsere  AVährung 
ein  währungspolitischer  Missgriff'  gewesen  wäre. 

Jedenfalls  ist  es  bezeichnend,  dass  die  Einbringung  eines  Gesetz- 
entwurfes wegen  Einstellung  der  Silberprägung  für  Privatreebnung  sowie  die 
Abbaltung  einer  Währungsenquete  im  Jahre  1879  im  Schosse  der  öster- 
reichischen Regierung  ernstlich  zur  Discussiou  standen. 

Die  Einstellung  der  Silberprägung,  für  Privatrechnung  war  gleich- 
bedeutend mit  der  Abwehr  einer  Silberinflation,  das  heisst,  einer  lediglich 
aus  speciilativer  Ausnützung  der  Silberconjunctur  resultierenden  Vermehrung 
unserer  Umlaufsmittel  und  der  hierdurch  bedingten  Entwertung  des  öster- 
reichischen Guldens.  Sie  bewirkte,  dass  die  Kaufkraft  des  letzteren  dem 
gleichsam  mechanischen  Einllusse  des  Silberpreises  entrückt  wurde,  sich 
vielmehr  nahezu  ganz  unabhängig  von  dem  Werte  des  im  österreichischen 
.Silberguldeu  enthaltenen  Silberquantums  entwickelte.  Das  in  lÜU  Silbergulden 
enthaltene  Fein.silber  hatte  nämlich  unter  Zugrundelegung  des  Londoner 
Silberpreises  und  des  Courses  der  Devise  London  in  Wien  durchschnittlich 
einen  Wert 


im 

Jahre 

cx> 

cc 

. von 

97 

fl. 

64 

kr. 

ö. 

W 

1887  . . . 

■ 

91 

1 

— 

9 

9 

9 

IT 

1888  . . . 

t 

86 

• 

08 

9 

9 

9 

1889  . . . 

82 

12 

9 

9 

9 

» 

n 

1891  . . . 

• » 

81 

70 

9 

* 

9 

Digilized  by  Google 


Die  üttterreieliiscli-migarihelie  Währungarefurm. 


311 


Der  Wert  von  100  fl.  ö.  W.  liltlc  unter  denselben  Voraussetzungen 
in  Gulden  Gold  betragen 
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hingegen  betrug  der  tlmtsachlicho  coursniässige  Wort  von  100  fl.  8.  W.  im 
Durchschnitte  der  bezeiclineten  Jahre:  84’08,  7985,  81’30,  84‘33  und  86  33 
Gulden  Gold. 

Kauf-  und  Tausch  kraft  des  Österreichischen  Silber- 
beziehungsweise Papierguldens  wurden  demnach  in  der  Periode 
1879 — 1891  in  erster  Linie  nicht  durch  den  Wert  des  Wrdirungsmctalls 
he.stiinrat;  ja  noch  mehr,  der  österreichische  Gulden  wies  in  dieser  Periode, 
wie  Karl  Menger  treffend  hervorgehohen  hat  (,X.  Fr.  Pr.“  vom  12.  De- 
cetnber  1889)  „einen  Verkehrswert  auf,  welcher  durch  den  inneren  Wert 
keiner  existierenden  effectiven  Mflnzc  dargestellt“  wurde. 

Die  österreichische  Währung  war  demnach  factisch  keine  Silber- 
währung mehr,  ja  selbst  hinkende  Silberwährnng  konnte  sie  nur  im  uneigent- 
lichen Sinne  genannt  werden.  Sie  war  vielmehr  eine  Creditwährung,  deren 
Dewertung  im  internationalen  Verkehre  in  erster  Linie  durch  die  Zahlungs- 
bilanz des  österreichisch-ungarischen  Zollgebietes,  im  inneren  Verkehre 
aber  flberdies  durch  die  Qhrigen,  im  Zolliulande  preisbildend  wirksamen 
Factoren  bedingt  war. 

Immerhin  würde  man  fehlgehen,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass  der 
„Credit“,  welcher  der  österreichischen  Währung  entgegengebracht  wurde,  von 
der  Preisgestaltung  am  Silbermarkte  ganz  und  gar  unabhängig  war:  vielmehr 
spielte  der  Umstand,  dass  die  Sistierung  der  Silberprägung  für  Private  nur 
auf  einer  administrativen,  stets  widerruflichen  Verfügung  beruhte  und  über- 
dies die  Prägungen  für  Staatsrechnung  fortdauorten,  bei  der  Bewertung 
unserer  Währung  in  der  üebergangsperiode  von  1879 — 1891  unzweifelhaft 
eine  gewisse  Rolle;  denn  die  eben  erwähnten  Momente  Hessen  die  Zukunft 
unserer  Währung  als  eine  völlig  unsichere  erscheinen.  Insbe.sondcre  ist  cs 
gewiss  kein  Zufall,  dass  der  neuerliche  Preisfall  des  Silbers  in  den 
Jahren  1885 — 1888  mit  einer  starken  Vertheuerung  unserer  Devisencourse 
einhergieng. 

Die  üeberzeugnng,  dass  der  durch  die  Verfügung  des  Jahres  1879 
geschaffene  Zustand  keine  dauernde  Lösung,  sondern  vielmehr  eine  un  ; Jtbare 
Halbheit  bedeute,  wurde  immer  allgemeiner.  Dieselbe  musste  den  leitenden 
Kreisen  in  beiden  Reichshälften  entscheidende  Schritte  in  der  Richtung 
einer  Reform  unserer  Währung  umsomehr  nahe  legen,  als  die  Bimetallisten 
ihre  Hoffnungen  noch  immer  auf  das  Donaureich  setzten  und  die  Möglichkeit, 
dass  die  Monarchie  — etwa  durch  eine  unerwartete  politisch  parlamentarische 
t'onstellation  — zum  Schaden  ihrer  wirtschaftlichen  Kntwickelung  in  ein 
Silberexperiment  verwickelt  wenle,  angesichts  der  bimetailistischen  He- 


Digiiized  by  Google 


S|iU2Miüller. 


:u2 


strfbiingen  iiml  der,  wie  es  damals  schien,  unausrottbaren  Neigung  der 
Kegierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika,  das  Silber  als 
Währungsnietall  in  integrum  zu  restituieren,  keineswegs  als  ganz  ausge- 
schlossen gelten  konnte.  Erwägungen  dieser  Art  mussten  nun  freilich 
schliesslich  zur  gesetzlichen  Loslfisung  unserer  Währungsgrundlage 
vom  Silber  hinleiten ; für  die  Beantwortung  der  Frage  jedoch,  ob  und 
eventuell  welche  positive  Schritte  zur  Beseitigung  der  .Schwankungen  des 
Währungswertes ')  — des  „aleatorischen  Elementes“  in  unserer  Währung  — 
zu  unternehmen  seien,  ferner  welche  metallische  Grundlage  unsere  Währung 
behufs  Erreichung  dieses  Zieles  erhalten  müsse,  waren  die  erwähnten 
Erwägungen  noch  nicht  richtunggebend. 

ln  dieser  Beziehung  war  zunächst  damit  zu  rechnen,  dass  die  IJeber- 
zeugung  von  der  Schädlichkeit  des  Agios,  beziehungsweise  des  Schwankens 
im  AVerte  der  AVährung  in  breiten  Schichten  der  Bevölkerung  keineswegs 
eine  festgefügte  war;  ja  vielfach  war  — und  ist  vielleicht  noch  — der 
Glaube  verbreitet,  die  Schaffung  eines  neuen  Wertniveaus  für  unsere 
Währung,  dessen  dauernde  Erhaltung  insbesondere  gegenüber  den  AA’ährungen 
der  übrigen  Culturstaateu  einen  Angelpunkt  aller  volkswirtschaftlichen 
Politik  zu  bilden  habe,  beraube  unsere  A'olkswirtschaft  einer  .Art  schützenden 
Isolators,  in  welcher  Function  sich  die  alte  Guldenwährnng  nach  dieser 
Anschauung  bewährt  haben  sollte. 

Derlei  Anschauungen  waren  nur  möglich,  weil  wir  beneidenswerter 
AVeise  die>Schrecken  einer  bedeutenden  Devalvierung  der  AA'ährung  nicht  zu 
fühlen  bekamen.  Ein  klassisches  Land  zur  Demonstrierung  der  Schäden  einer 
gestörten  AA'ährung  — als  welches  heute  z.  B.  Spanien  gelten  darf  — sind 
wir  ja  wenigstens  in  der  für  die  gegenwärtige  Untersuchung  in  Betracht 
kommenden  Zeitperiode  nicht  gewesen.  Maassgebend  hierfür  war  vor  allem, 

*)  Al)  Stelle  «lieser  Uczeiehttui]^  ilea  ZustAii«leii  der  Wühraiig  in  der  Periode  von 
1870 — IHOI  wird  ln  der  naeliMtelieuden  Darstellung  das  Wort  Agio  gebrauciit  und  liier' 
unter  der  Mehrwert  verstanden,  weldien  der  Gulden  Gold,  das  i»t  der  achte  Theil  des 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  März  \xlO,  R.-G.-Bl.  Nr.  22.  geprägten  und  mit  Riieksicht 
auf  den  GoMgchalt  mit  dem  20  Francsstüok  gleichartigen  Achtgulden-GoldstOckes  jeweils 
gegenüber  dem  Gulden  Ostcrreiehischer  Währung  hatte.  Hie  Anwendung  des  Wortes  Agio 
in  diesem  Sinne  auf  die  österreichisclien  Währungsverhältnisse  ist  die  übliche  und  kann, 
— ungeachtet  des  Umstandes,  dass  die  Achtguldin-Guldstücke  nur  als  HandeUmüuze 
geprägt  wurden  ~ umsomehr  beihvlialteii  werden.^  als  auch  eine  amtliche  Festsetzung 
des  Agios  (Aufgeldes)  in  dem  bezcichrieieri  Sinne  für  die  Verwendung  von  Silber  statt 
Gold  zur  Zahlung  der  Zölle  erfolgt.  Selbstver>tän  llich  beleutet  bei  Auffassnng  des 
Wortes  Agio  in  di<’sem  Sinne  nicht  jedes  Prorent  Agio  schon  eine  anormale  Gestaitung 
des  WähriingwcrteH.  Will  man  frelli'di  da«  Wort  .Agio  nur  im  strengsten  Sinne,  das  heisst 
nur  auf  das  Wertverhälinis  zwischen  der  Währungseinheit  und  dem  Währungsmetalle, 
allgewendet  wissen,  dann  könnte  n an  in  der  Periode  1879  — 1891  nur  vou  Schwankungen 
des  Wertes  der  Österreichischen  Währung  sprechen,  da  ein  Agio  des  gesetzlichen  Währunga- 
inetalls  beziehung'Weise  dos  Silberguldens  gegenüber  dem  Gulden  österreichischer  Währung 
in  dieser  Periode  in  der  Tliat  nicht  bestanden  hat  (vielmehr  ein  DisagioV 

Tn  den  amtlichen  „Statistischen  Tabellen  zur  Wälirung^fragc“  ist  das  Wort  Agio 
zur  Bezeichnung  jenes  Mehrwerte»  gebraucht,  welchen  der  Goldgulden  jeweils  gegenüber 
dem  amtlichen  Caasencourse  von  100  fl.  Gold  101  fl.  25kr.  ö.  W,  besass. 
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dass  der  für  die  Wertgcstalluiig  jeder  Währung  verderbliche  Factor,  die 
inflationistische  Vermehrung  der  Geldmittel  (in  Papier  und  Silber),  in  der 
Geschichte  unseres  Geldwesens  seit  1867  zu  keinem  Zeitpunkte  mehr  eine 
ins  Gewicht  fallende  Kolle  gespielt  hat.  Unsere  Zahlungsmittel  hatten  Zwangs- 
conrs,  ihre  ümlaufshöhe  konnte  aber,  soferne  man  den  mangelhaften  Apparat 
unseres  Geldwesens  als  etwas  Gegebenes  betrachtete,  zu  keiner  Zeit  als  eine 
(Iber  die  reellen  Bedllrfnisse  der  Volkswirtschaft  unnatflrlich  hinausgewachsene 
bezeichnet  werden. 

Ja.  mau  darf  sogar  sagen,  dass  speciell  eine  Papiergeldinflation 
im  eigentlichen  Sinne  im  Hinblick  auf  die  gesetzlichen  Grundlagen  des 
Papiergeldwesens  kaum  möglich  war;  Das  Staatsnotenquantum  war  durch  eine 
Vereinbarung  zwischen  den  beiden  Reic.hshälften  streng  limitiert  und  einem 
Missbrauche  der  Notenbank  zur  Gewährung  von  weiteren  Staatsdarlehen 
durch  ilberaus  rigorose  Bestimmungen  im  Bankstatut  vorgebeugt  worden. 
Wenn  das  .Agio  dessenungeachtet  auch  in  der  Periode  nach  Einstellung  der 
Silberprägung  fär  Private  zeitweise  eine  nicht  unbedenkliche  Höhe  erreicht«  — 
dasselbe  hielt  sich  in  den  .fahren  18f  i — 1888  anhaltend  Ober  20  Proc.  und 
bezitferte  sich  im  Jahre  1887  sogar  einmal  mit  27'/^  Proc.  — so  ist  dies 
gewiss  ein  Beweis,  dass  auf  den  AVert  des  Geldes  ausser  der  ungesunden 
Vermehrung  der  Umlaufsmittel  auch  andere  Factoren  einen  nachtheiligen 
Einfluss  Oben  können. 

Das  ideale  Pari  filr  den  österreichischen  Gulden,  das  ist  die  gleiche 
Bewertung  desselben  mit  dem  Goldgulden  oder  mit  2 Francs  50  Centimes 
konnten  wir  also  in  jener  Periode  nicht  etwa  wegen  Papierinflation  nicht 
erreichen;  vielmehr  machte  es  die  Gestaltung  aller  wirtschaftlichen  Factoren, 
welche  für  die  Bewertung  der  Währung  Bedeutung  haben,  unmöglich,  dass 
der  österreichische  Gulden  auf  jenes  Wertniveau  gelange.  ’)  Es  zeigte  sich 
darin,  dass  der  Wert  des  Geldes  die  Resultierende  aus  einem  grossen  Compleie 
wirtschaftlicher  EinflOsse  ist. 

Anderseits  ist  es  Thatsache,  dass  die  Entwertung  der  Währung  und 
die  Schwankungen  des  Agios  in  Oesterreich  Ungarn  in  der  in  Betracht 
kommenden  Periode  nie  eine  Höhe  erreicht  haben,  dass  der  fflr  die  breiten 
Schichten  der  Bevölkerung  empfindlichste  Nachtheil  eines  solchen  Zustandes, 
nämlich  die  V'crtheuerung  der  Lebensrnittel  (ohne  eine  äquiparierende 
Erhöhung  der  Löhne)  in  einer  ffihlbaren  Weise  hätte  hervortreten  können. 
■Auch  auf  Grund  einer  eingehenden  statistischen  Preisnntersuclmng  wird 
man  eine  bedeutende  Einwirkung  unserer  AAMlirungsverhällnisse  auf  die 
Preise  der  genannten  Artikel,  zumal  eine  solche,  welche  dauernd  neh.a  der 
Herrschaft  der  übrigen  preisbildenden  Factoren  sichtbar  geworden  wäre,  nicht 
constuticren  können;  dabei  lallt  allerdings  auch  der  Umstand  ganz  erlieblich 
ins  Gewicht,  dass  wir  hei  Versorgung  des  Inlandes  mit  jenen  Gütern  erste* 
Ordnung  auf  das  .Ausland  gar  nicht  oder  nur  in  sehr  geringem  Umf.mge 

’)  N»türiirh  wirkte  bei  der  A^iobildung  der  Zaoammenhang  urtnerer  Wahrung  mit 
dem  Silber  und  die  Thatsache  dea  Vurhandenseins  uneiiilOsiit htr  Staatsiiuten  mit;  aber 
sie  hatten  nicht  die  Bedeutuug  auaöchla^'gebciider  Factoren. 
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angewiesen  waren,  während  die  Entwertung  unserer  Währung  begrilTlich 
und  den  praktischen  Consequenzen  nacli  eben  erst  im  Verhältnisse  zu  den 
sich  geordneter  Währungsverhältnisse  erfreuenden  Staaten  des  Auslandes 
in  die  volle  Erscheinung  trat. 

Viel  einschneidender  und  greifbarer  waren  die  Wirkungen  der  gesWrten 
Währung  auf  das  ökonomische  Gedeihen  jener  (industriellen  und  Handels-) 
Unternehmungen,  deren  Qeschäftsthätigkeit  von  dem  Importe  oder  Eiporte 
abhängig  war,  beziehungsweise  mit  demselben  in  innigem  Zusammenhänge 
stand,  ln  ihrem  durchschnittlichen  Effecte  waren  diese  Wirkungen  zweifellos 
sehr  ungflnstige:  möglicherweise  reichte  sogar  der  hemmende  Einfluss  des 
Schwankens  der  Valuta  auf  diesem  Gebiete  viel  tiefer  als  wir  beim 
Mangel  systematisch  geordneter  Daten  anzunehmen  gewohnt  sind.  Die 
nach  den  Daten  der  Handelsstatistik  im  allgemeinen  nicht  befriedigende, 
weil  eines  constanten  Fortschrittes  entbehrende  Entwickelung  unseres 
gesummten  Aussenhandels  in  der  Periode  1870 — 1801,  ferner  das  Stagnieren, 
welches  speciell  die  Gestaltung  der  Handelsbeziehungen  gegenüber  Ländern 
mit  geordneter  Valuta  in  der  Periode  1880 — 1890  zeigt,  legen  den  Verdacht 
nahe,  dass  unsere  währungspolitische  Rückständigkeit  unsere  Conenrrenz- 
fähigkeit  im  internationalen  Verkehre  störend  beeinflusste  und  — im  Vereine 
mit  anderen  Factoren  — unsere  ökonomische  Inferiorität  gegenüber  dem 
Ausland  gerade  in  einer  Zeit,  in  welcher  das  benachbarte  Deutschland  unter 
dem  Schutze  geordneter  Währungsverhältnisse  und  regelmässiger  Abwickelung 
des  Capitalsau.stausches  seine  Zurttstungen  zu  weltwirtschaftlicher  Macht- 
ontwickelung  besorgte,  noch  vergrössern  half. 

Die  Vorstellung,  als  0 b das  le gi  t i m e D ec k u n gs ges c h ä f t in 
ausländischen  Valuten  und  Devisen  eine  Sicherung  gegenüber  den 
V'erlusten  geboten  hätte,  welche  dem  Importeur  und  Eipoifeur  aus  Valuta- 
schwiinkungen  erwachsen  konnten,  und  zwar  dem  ersteren  daraus,  dass  er  die 
Ware  infolge  Steigens  des  Agios  zu  einem  höheren  Preise  aus  dem  .Auslande 
beziehen  musste,  als  jener  war,  den  er  für  die  weiteren  geschäftlichen  Trans- 
actionen in  Calcul  gezogen  hatte,  dem  letzteren  aber  dadurch,  dass  er  infolge 
Sinkens  des  Agios  beziehungsweise  des  Preises  der  ausländischen  Valuta  für 
die  letztere  und  damit  für  die  exportierte  Ware  selbst  einen  geringeren  als 
den  dem  Productionsproeesse  zu  Grunde  gelegten  Erlös  erzielte,  besitzt  keines- 
wegs den  Character  einer  allgemein  gütigen  Regel.  Würde  dieses  Deckungs- 
geschäft auch  nur  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  hinreichenden  Schutz  geboten 
haben,  so  wäre  der  Nachtheil  der  gestörten  Währung  bei  den  in  Frage  kom- 
menden Prodiictionskreisen  nur  in  der  Nöthigung  zur  wiederholten  Vornahme 
von  Operationen  zu  erblicken  gewesen,  welche  zwar,  weil  durch  die  Geschäfts- 
abwickelung an  sich  nicht  bedingt,  absolut  genommen  als  utiökonoiuisch  zu 
betrachten  waren,  deren  Kosten  aber  kaum  erheblich  ins  Gewicht  fielen. 

Thatsächlich  bedeutete  das  Deckungsgeschäft  eine  volle  Sicherheit  nur 
in  jenen  Fällen,  in  welchen  der  Importeur  im  Hinblicke  auf  einen  ihm 
im  Inlande  ertheilten  Auftrag  einen  Abschluss  im  Auslände  machte  oder  der 
Exporteur  behufs  .Ausführung  eines  bestimmten,  im  Au.slande  erhaltenen 
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Aiiflraj'os  die  betreffende  Ware  im  Inlando  erzeugte  beziehungsweise 
kaufte.  In  diesen  Füllen  konnte  allerdings  ein  bestimmter  Conrs  der  aus- 
ländischen V'aluten  calculiert  und  durch  ein  Zeitgeschäft  in  Devisen  (Kauf 
beim  Importeur,  Verkauf  beim  Etporteur)  sichergestellt  werden.  Diese  Art 
der  Geschäftsabwickelung  bildet  aber  bekanntlich  im  industriellen  und 
commerciellen  Leben  nicht  die  Kegel;  dieselbe  kommt  vielraehr  nur  vereinzelt 
oder  doch  nur  in  bestimmten  Branchen  vor. 

Wo  Import  der  Ware,  beziehungsweise  Erzeugung  derselben  für  den 
Eiport  einerseits  und  der  Absatz  der  Waare  anderseits  zeitlich  und  in 
gewisser  Hinsicht  auch  ökonomisch  getrennte  Geschäftsßlle  darstellen,  wo 
also  der  Import  beziehungsweise  die  Erzeugung  der  Ware  zunächst  für 
die  Lagerbestände  erfolgt,  da  bedeutete  das  .Agio  eine  Quelle  wesentlich 
erhöhten  Risicos,  eventuell  eine  Quelle  von  Verlusten.  Deckungsgeschäfte 
in  Devisen  waren  wohl  auch  in  solchen  Fällen  flblich;  sie  bedeuteten  aber 
nur  die  Sicherung  eines  bestimmten  Courses  (Preis)  fOr  das  Ankaufsgeschäll 
des  Importeurs  oder  das  Absatzgeschäft  des  Eiporteurs  ohne  irgendwelche 
Garantie  hinsichtlich  der  Itäckwirkiingen  der  Agioschwankungen  auf  Maass 
der  Ergiebigkeit  des  ganzen  Productionsprocesses.  Der  Importeur,  welcher 
den  Rohstoff  bei  einem  hohen  Stande  des  Agios  aus  dem  .Auslande  bezogen 
hatte,  konnte  gezwungen  sein,  die  veredelte  Ware  im  Inlande  bei  relativ 
tiefen  Preisen  verkaufen  zu  mflssen;  der  Eiporteur,  der  in  einer  bestimmten 
Periode  mit  hohen  Productionskosten  gearbeitet  hatte  und  für  dieselben 
theilweise  Deckung  hei  Verwertung  der  als  Kaufpreis  eingehenden  fremden 
V.aluta  erhoffen  mochte,  konnte  in  die  Lage  kommen,  seine  Ware  im  Aus- 
lände bei  niederem  Agio  absetzen  zu  müssen. 

Mochten  nun  die  betreffenden  geschäftlichen  Operationen  durch  schlechte 
Conjiinctur  im  allgemeinen  oder  üble  Geschäftslage  im  besonderen  bedingt 
oder  endlich  auch  bei  nomialer  Geschäftsabwickelung  unvermeidlich  sein, 
gewiss  ist,  dass  die  Valutaschwankungen  bei  denselben  ein  besonderes 
Moment  der  Gefährdung  bildeten.  Auch  das  Maass  dieser  Gefährdung  eventuell 
Schädigung  wird  man  nicht  unterschätzen  dürfen,  wenn  man  erwägt,  dass 
die  Schwankungen  des  Wertes  der  Valuta  innerhalb  eines  Jahres  in  der 
Kegel  2—3  Proc.,  im  Jahre  1888  fast  7 Proc.  und  im  Jahre  1890  sogar 
aber  8 Proc.  ausmachten.  Selbstverständlich  erhöhte  sich  das  mit  den 
Valutaschwankungen  verbundene  Kisico  bei  complicierterem  Productions- 
processe  noch  ganz  unvorhältnismässig;  vielfach  wurden  zur  Paralysierung 
desselben  von  den  Unternehmern  systematisch  Speculationen  in  Devisen  und 
Valuten  betrieben,  welche  natürlich  Quelle  neuer  Verluste  werden  konnten. 
Es  erscheint  speciell  bei  den  Valutaverhältnissen,  wie  sie  bei  uns  in 
der  Periode  1880—1890  geherrscht  haben,  kaum  begreiflich,  wenn  vielfach 
noch  behauptet  wird,  dass  die  entwertete  V'aluta  einer  Begünstigung 
unseres  Eiportes  gleich  zu  achten  war.  Dies  hätte  denn  doch  nur 
dann  einigen  Sinn,  wenn  eine  constante  Aufwärtsbewegung  des  Agios 
oder  der  unveränderte  Bestand  eines  hoiien  Agios  für  gewisse  Perioden  zu 
constatieren  wäre. 
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Davon  kann  ubor  ernstlich  nicht  wohl  die  Hede  sein;  vielmehr  ist  in 
keinem  Jahre  der  Periode  187Ö — 1891,  sei  es  eine  Stabilität  der  Valuta, 
sei  es,  eine  Ober  ein  ganzes  Jahr  sich  erstreckende,  steigende  Prcisentwickelung 
der  ausländischen  Valuten,  zu  entdecken;  zu  leugnen,  dass  Schwankungen 
ira  Geldwerte  von  6 — 8 Proc.  innerhalb  relativ  kurzer  Zeiträume  auch  für 
den  Exporteur  eine  ernste  Calamität  bedeuteu,  heisst  aber,  alle  Vorstellungen 
Aber  die  Nothwendigkeit  einer  sicheren  Grundlage  für  den  kaufmännischen 
Calcul,  und  zwar  solche,  welche  von  der  modernen  Handelsvertrags-  und 
Zollpolitik  geradezu  unzertrennlich  sind,  über  Bord  werfen. 

Iin  allgemeinen  darf  man  es  nach  den  bei  uns  und  in  anderen  Staaten 
gemachten  Erfahrungen  als  feststehend  betrachten,  dass  eine  Entwertung  der 
Währung  in  Verbindung  niit  starken  Wcrtschwankungeu  die  Consiimfäliigkeit 
des  betreuenden  Landes  wie  auch  dessen  Concurrenzföhigkeit  am  Weltmarkt« 
erheblich  schwächt.  Nur  Länder  mit  sehr  umfas-sender  und  ergiebiger  Ur- 
production  und  niedriger  Lebenshaltung  in  den  breiten  Volksschichten  (wie 
etwa  Mexico)  können  Perioden  der  Währungsentwertung  vielleicht  ohne 
sichtbare  Verschlechterung  ihrer  wiitschaftlichen  Gesammllage  flherdauern. 

ln  jenen  Kreisen,  welche  die  Gestaltung  der  Währungsvorhältnisse  und 
ihren  Zusammenhang  mit  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  wachsamen 
.“tuges  verfolgt  hatten,  bestand  nun  allerdings  Ober  die  schädliche  Wirkung 
der  entwerteten  und  schwankenden  Valuta  kein  Zweifel;')  die  Herbeiführung 
eines  — mindestens  relativ  — stabilen  Währungswertes  stellte  sich  hiernach 
als  ein  selbstverständliches  Postulat  einer  umsichtigen  VolkswirtschafUspolitik 
dar.  Es  ist  aber  immerhin  von  Bedeutung  festzustellen,  dass  die  Kegieiuug 
wenigstens  in  Oesterreich  auf  eine  verständnisvolle  Gefolgschaft  in  der 
Bevölkerung  nicht  rechnen  durfte,  wenn  sie  dieses  Postulat  allen  anderen 
Erwägungen  auf  dem  Gebiete  der  Währungspolitik  zu  Grunde  legte,  ln 
Ungarn  hatte  die  Regierung  in  dieser  Beziehung  leichteren  Stand,  wohl  nicht 
deshalb,  weil  die  Vertrautheit  mit  dem  Problem  in  breiten  Bevölkerungsschichten 
eine  grössere  gewesen  wäre,  sondern  eher  darum,  weil  man  in  der  Schafl'ung 
moderner  Währungszustände  halb  instinctiv  einen  Pfeiler  des  politischen 
uud  wirtschaftlichen  Baues  des  ungarischen  Staates  erblicken  zu  sollen 
glaubte. 

Der  Lösung  der  Frage,  welche  münzpolitische  Grundlage  für  stabile 
Währungsverhältnisse  zu  suchen  sei,  war  in  gewissem  Sinne  der  Weg 
bereits  geebnet;  die  .\nnahme,  dass  eine  SUbilisierung  des  Geldwertes  durch 
andere  .Mittel  als  durch  Schaffung  einer  metallischen  Grundlage  für  unseren 
Notenumlauf  möglich  sein  würde,  wäre  mit  allen  währungspolitischen 
Erfahrungen  im  Widerspruche  gestanden.  Die  gesetzliche  Loslösung  der 
Währung  vom  Silber  konnte  für  sich  allein  nicht  Abhilfe  schaffen.  Die 
Erkenntnis,  dass  die  metallische  Grundlage  nicht  das  Silber  bilden  könne, 
lag  aber,  wie  früher  erwähnt,  bereits  der  .Maassnahme  des  Jahres  1879  zu 

’)  Eine  besunders  eindrinfrliche  ScliiUermig  der  verderbliclien  Wirkungen  de« 
.\gius  auf  Production  unil  Handel  enthält  der  Motivenbericht  der  ungMrisehen  Regierung 
zu  den  Gesctzentuürren  de«  Jahre«  1S92. 
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GriiiKle  und  wurde  durch  die  Eroigniese  der  Periode  1880—1890  nur 
bekräftigt.  Der  Preisfall  des  Silbers  machte  in  dieser  Periode  weitere  Fort- 
schritte, und  die  V'ersuche,  die  monetäre  Verwendung  des  Silbers  durch 
internationale  Vereinbarung  zu  heben,  blieben  durchwegs  erfolglos. 

Eine  Neuregelung  unseres  Geldwesens  mit  dem  Ziele  der  Schaffung 
eines  relativ  stabilen  Geldwertes  musste  daher  vom  Golde  ihren  Ausgang 
nehmen.  Mit  der  Erlangung  der  Klarheit  (Iber  diesen  Punkt  standen  eigentlich 
auch  schon  die  Hauptumrisse  einer  Währungsreform  fest:  Dem  Golde  war 
gesetzlich  die  Rolle  des  ausschliesslichen  Währungsmetalles  zuzuweisen,  der 
Wert  des  Währungsguldens  in  Gold  oder,  was  gleichbedeutend  ist,  der  Gold- 
gehalt desselben  zu  bestimmen  und  endlich  waren  die  aus  der  EinfOhrung 
der  Goldwährung  fär  den  Geldumlauf  (namentlich  den  Papiergeldumlauf) 
sich  ergebenden  Consequenzen  zu  ziehen.  Daneben  stand  wohl  auch  ein 
anderes  Project  im  Bereiche  der  Discussion,  nach  welchem  die  Erwerbung 
des  zur  entsprechenden  Fundierung  des  Papiergeldumlaufes  näthigeu  Gold- 
quanturos  zunächst  allein  ins  Auge  zu  fassen  und  die  Festsetzung  der 
Relation,  das  heisst  des  V’erhältnisses  des  alten  Währungsguldens  zum  Golde, 
einem  späteren  Zeitpunkte  vorzubehalten  gewesen  wäre. 

Diesem  Gedankengange,  dessen  Verwirklichung  voraussichtlich  nicht  die 
Goldwährung  (die  Schaffung  einer  Währungsgoldmilnze).  sondern  nur  eine 
,krt  Goldrechnung  bedeutet  hätte,  entsprang  einer  (Iberaus  vorsichtigen,  ja 
zaghaften  Auffassung  hinsichtlich  der  Möglichkeit,  bei  der  Regelung  des 
Währiingsproblems  in  Oesterreich-Lingarn  mit  den  anderen  Culturstaaten 
gleichen  Schritt  zu  halten.  Der  Effect  dieses  Projectes  — dessen  Realisier- 
barkeit vorausgesetzt  — hätte  in  der  .Anschaffung  von  Gold  auf  einem 
Oberaus  opfervollen  Wege  und  in  der  Schaffung  einer  Relation  mit  einer 
voraussichtlich  starken  Ueberwertung  unseres  Guldens  bestanden.  Der  Zweck 
der  Goldbeschaffung  konnte  nämlich  nur  der  sein,  dem  Gulden  noch  einen 
höheren  Goldwert  zu  geben,  als  dem  vor  Inangriffnahme  der  Valutaregulierung 
bestandenen  (ziemlich  niedrigen)  Goldagio  cnts,irach.  Möglicherweise  hätte 
sich  aber  dieses  Project.  das  flbrigens  eine  ins  Gewicht  fallende  Rolle  im 
Laufe  der  Vorbereitungen  zur  Währungsreform  absolut  nicht  gespielt  hat, 
Oberhaupt  als  unausfohrbar  erwiesen 

Eine  historische  Skizze  der  österreichisch -ungarischen  Valutareform 
muss  eigentlich  an  den  Artikel  .XII,  Absatz  2,  des  Zoll-  und  HandelsbOndnisses 
zwischen  beiden  Reichahälften  in  der  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1887, 
K.-G.-Ul.  Nr.  48,  festgestellten  Fassung  ankuOpfen,  indem  sich  hier  die 
Gesetzgebung  in  concreterer  Form  zur  Valutaregulierung  bekannte.  Nach 
dieser  gesetzlichen  Bestimmung  flbernahmen  nämlich  beide  Regierungen  die 
VerpÖichtung  .unmittelbar  nach  Abschluss  des  Zoll-  und  HandelsbOndnisses 
eine  Commission  einzusetzen,  zum  Zwecke  der  Berathung  jener  vorbereitender. 
Maassregeln,  welche  nothwendig  sind,  um  heim  Vorhandensein  einer  günstigen 
ßnanziel  en  Lage  die  Herstellung  der  Barzahlungen  in  der  .Monarchie  zu 
ermöglichen,*  Die  sodann  mit  der  Herstellung  der  ValuLi  neu  einzufOhrende 
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Währung  hatte  nach  der  citierten  Bestimmung  den  Namen  .österreichisch- 
ungarische  Währung“  zu  fähren. ') 

Die  letzte  Voraussetzung  für  die  InangritVnalime  der  Währungsreform 
war  die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  in  den  Staatshaushalten  beider 
Keichshälften. 

Als  daher  in  den  Jahren  1889  und  1890  die  Budgetgebahrung  sowohl 
in  Oesterreich  als  auch  in  Ungarn  zum  erstenmale  eine  so  gänstige 
Gestaltung  zeigte,  dass  man  berechtigter  Weise  eine  längere  Periode  von 
Ueberschflssen  erwarten  konnte,  schien  die  Fülle  der  Zeit  für  die  Lösung 
des  Valutarcgulierungsproblems  in  der  Monarchie  gekommen  zu  sein. 

Bereits  im  Frühjahre  1889  erfolgte  die  erste  officielle  Kundgebung 
hinsichtlich  der  Valutareform,  und  zwar  im  österreichischen  Abgeordneten- 
hause; die  österreichische  Regierung  sprach  damals  ihre  Geneigtheit  aus, 
dem  Gedanken  einer  Valutaregulierung  näher  zu  treten,  ln  der  That  nahmen 
die  Verhandlungen  zwischen  den  beiden  Finanzministeni  über  die  Valuta- 
reform in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1889  ihren  Anfang;  die  ungemein 
günstige  wirtschaftliche  Conjunctur,  welche  um  diese  Zeit  herrschte,  war 
nur  geeignet,  den  Fortgang  der  Verhandlungen  vortheilhaft  zu  beeinflussen. 

Ein  nicht  unbedeutendes  Compelle  für  die  Inangriffnahme  der  Reform 
speciell  vom  ungarischen  Standpunkte  bildete  das  Sinken  des  Goldagios  in 
den  Jahren  1890  und  1891.  welches  den  ungarischen  Landwirten  die 
Gefahren  einer  ungeordneten  Valuta  erst  zum  vollen  Bewusstsein  bmehte.  •) 

Es  darf  an  dieser  Stelle  wohl  hervorgehoben  werden,  dass  in  beiden 
Reichshälften  mit  gleicher  Energie  an  die  Lösung  des  grossen  Problems 
geschritten  und  dass  das  Ziel  der  Herstellung  geordneter  Währung.sverhält- 
nissc  während  der  ganzen,  die  Vorbereitung,  gesetzliche  Regelung  und 
Durchführung  der  Reform  umfassenden  Periode  von  beiden  Theilen  und 
speciell  von  beiden  Regierungen  stets  mit  vollstem  Ernste  im  Auge  behalten 
wurde.  Eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  das  jeweils  eiuzuhaltende 
Tempo  des  Fortschreitens  mochte  wohl  in  einzelnen  Stadien  des  Refonii- 
werkes  vorhanden  sein,  obwohl  die  Bedeutung  dieser  Verschiedenheiten  von  der 
Aus.senwelt  vielfach  überschätzt  wurde.  Wenn  thatsächlich  im  Zuge  der 

9 Die  eigentiiümliclie  Tcxtieiung  dieser  Bestininmng  lässt  den  Schluss  erlaubt 
erscheinen,  dass  man  eich  damals  die  Herstellung  der  Barzahlungen  als  Beginn  der  Valuta- 
reguliemng  dachte,  ein  Gedanke,  der  zwar  auch  später  noch  vereinzelt  auftauchte,  hier 
aber  nmso  sonderbarer  berührt,  als  eine  Nennung  des  Wahrungsinetalla  (otfenbar  aus 
parlamentarischen  Kilcksicliten)  vennieden  wurde.  Die  Bezeichnung  .Osterreichiseh- 
ungarische  Wahrung“  wurde  in  den  lS92er  Gesetzen  nicht  recipiert. 

9 Hierauf  bezieht  sich  der  nachstehende  Passus  im  Motivenbcrichte  zu  den 
ungariachen  Valutarorlagcn  von  1892:  .Das  Hinken  des  Goldsgios  hat  hauptsächlich  in  den 
letzten  Jahren  die  Lage  unserer  Landwirte  bedeutend  erschwert.  Kür  seine  Producte, 
deren  Preis  sich  nach  dem  Weltmärkte  gestaltete,  erhielt  der  Landwirt  nach  dom  Sinken 
des  Agios  weniger,  seine  Lasten  hlieben  sich  nahezu  gleich.  Im  Jahre  1890  ist  heispiels- 
weise  das  Goldagio  von  seinem  früheren  Stand  — 2*5  Proc.  — auf  12-T.5  Proc.  gesunken  . . , 
Der  Preis  des  Weizens  war  am  internationalen  Markte  8 Goldgolden  bei  einem  2-5proc. 
Agio  und  blieb  derselbe,  als  daaseil^e  auf  t2-7,ö  Proc.  fiel  ...  . Der  Landwirt  bekam 
daher  nm  volle  10  Proc.  weniger  für  sein  Pro.loct,“ 
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Refonn  teniperamciitvollea  Drängen  und  mässigende  Vorsicht  Hand  in  Hand 
giengen,  um  sich  stets  zu  harmonischen  Eutschlflssen  zu  vereinigen,  so 
konnte  dies  dem  Werke  selbst,  welches  weder  vorsichtiges  noch  impulsives 
Vorgehen  in  zu  starker  Dosis  vertragen  hätte  oder  wQrde,  doch  nur  zum 
Vorthoile  gereichen. 

Speciell  die  ästerreichische  Regierung  musste  ein  grosses  StQck  Arbeit 
leisten,  um  das  österreichische  Parlament  und  die  Bevölkerung  mit  Zweck 
und  Inhalt  der  Reform  zu  hefreunden;  fOr  die  Energie,  welche  die  öster- 
reichische Regierung  bei  Durchführung  des  Werkes  entwickelte,  spricht  aber 
wohl  am  beredtesten  der  merkwürdige,  noch  nicht  genügend  gewürdigte 
Umstand,  dass  dieselbe  wichtige  Stadien  der  legislativen  Regelung  der 
Reform  im  Jahre  1899,  das  heisst  in  einer  Zeit  zurOcklegte,  in  welcher  sie 
der  Mitwirkung  des  Parlaments  entrathen  musste. 

Bereits  zu  Beginn  der  Verhandlungen  der  beiden  Itegierungen  herrschte 
volle  Einigkeit  darüber,  dass  das  Ziel  der  Reform  die  Einführung  der  Qold- 
wührung  zu  bilden  habe  und  dass  die  Wertrelation  zwischen  dem  Papiergulden 
und  dem  Golde  im  vorhinein  zu  fiziren  sei,  um  der  Bank  sofort  Goldkäufe  zu 
ermöglichen.  Längere  Erörterungen  im  Schosse  der  beiden  Regierungen 
erforderten  hauptsächlich  die  Fragen  l,  des  Äusmaasses  der  Wertrelation; 
2.  der  Beibehaltung  eines  Coutingents  von  (einlöslichen  / Staatsnoten  und  von 
Silberconrant;  3.  der  Umwandlung  des  Silbercourantbestandes  der  Bank  in 
Gold.  Die  letztere  Frage  verursachte  angesichts  der  Höhe  dieses  Silberbestandes 
(derselbe  betrug  bei  Beginn  der  Valutaverhandlungen  circa  165,900.000  fl.) 
verhältnismässig  die  grössten  Schwierigkeiten.  Es  wurde  sowohl  die 

Umwandlung  des  Silberschutzes  der  Bank  in  Gold  durch  die  Bank  selbst 
als  auch  der  Austausch  des  Silbers  gegen  von  deu  Staatsverwaltungen 
beschafftes  Gold  bei  gleichzeitiger  Verwendung  des  ersteren  zur  Einlösung 
der  Staatsnoten  erwogen.  In  der  praktischen  Durchführung  knüpfte  man  mit 
gewissen  Modificationen  vornehmlich  an  den  letzteren  Gedanken  an,  wobei 
jedoch  eine  endgiltige  Lösung  dieses  Punktes  sowie  der  Silbercourantfrage 
überhaupt  zunächst  nicht  als  nothwendig  erkannt  wurde. 

Bezeichnend  ist  es,  dass  die  Frage  der  i obligatorischen)  Barzahlungen 
in  Gold  keineswegs  im  Mittelpunkte  der  Erörterungen  zwischen  beiden 
Regierungen  stand;  es  wurde  einerseits  als  selbstverständlich  betrachtet, 
dass  die  Barzahlungen  den  Abschluss  des  Werkes  darzustellen  haben; 
anderseits  bestand  aber  kein  Zweifel  darüber,  dass  diesem  Abschlüsse 
nicht  nur  die  klaglose  Abwickelung  aller  übrigen  für  den  Währungswechsel 
entscheidenden  monetären  Operationen  voranzugehen  habe,  sondern  dass 
derselbe  nur  als  Krönung  einer  der  Währungsreform  und  speciell  der  Gold- 
erhaltung günstigen  Entwickelung  vor  sieh  gehen  könne,  ln  diesem  .Sinne 
war  namentlich  auf  österreichischer  .Seite  die  Ansicht  vorheiTschend,  da.ss 
die  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  Beziehung  auf  die  Währungsreform  nicht 
so  sehr  einen  constitutiven  als  vielmehr  nur  einen  declarativen  .\ct  darstellen 
könne,  der  gleichsam  das  Ergebnis  einer  völlig  klaren  und  einleuchtenden 
Entwickelung  fiziren  würde. 
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Eine  wirkliche  Differenz  bestand  zwischen  den  beiden  Rejzleriingen  nur 
Ober  einen  mehr  formalen  Punkt,  nämlich  Olrer  die  Frage,  ob  die  nach  den 
Bestimmungen  des  Zoll-  und  Handelsbflndnisses  Ober  die  Währungs- 
reform ab  7.  uh  altende  fachmännische  Enquete  gemeinschaftlich 
oder  von  jeder  Regierung  getrennt  durchzufohren  sei.  Die  letztere  Anschauung, 
welche  von  der  ungarischen  Regierung  vertreten  worden  war,  gewann  die 
Oberhand.  Sachlich  war  mit  dieser  Entscheidung  kein  Nachtheil  verbunden 
zumal  die  Abhaltung  der  fraglichen  Enquete  für  die  diesseitige  Reichshälfte, 
in  welcher  die  Reform  noch  vielfach  skeptischer  Beurtheilung  begegnete,  eine 
unleugtmr  grössere  Bedeutung  besass  als  fltr  die  jenseitige. 

Die  österreichische  Enquete  wurde  in  der  Zeit  vom  8.  bis  17.  Mürz  18i*2 
unter  Theilnahme  von  35  Experten  — Männern  der  Wissenschaft  und 
wirtschaftlichen  Praxis  — abgehalten. 

Die  Ergebnisse  dieser  Enquete,  welche  die  öffentliche  Meinung  in 
einem  der  Valutarefonn  zweifellos  gOnstigen  Sinne  beeinflusst  haben,  können 
hier  nur  in  gedrängter  Kürze  — im  Anschlüsse  an  die  der  Enquete  gestellten 
Fragen  — angedeutet  werden. 

Die  erste  Frage;  .Welche  Währung  soll  bei  Regelung  der  Valuta  zur 
Grundlage  genommen  werden?“  wurde  von  allen  Experten  mit  Ausnahme 
von  zweien  zu  Gunsten  der  Goldwährung  beanlworteL 

Die  zweite  Frage:  .Soll  für  den  Fall  der  Annahme  der  Goldwährung 
auch  ein  contingentierter  Umlauf  von  Courantsilber  zulässig  sein,  und  in 
welcher  Höhe?“  fand  in  theoretischer  Beziehung  getheilte  Meinungen,  indem 
ein  Theil  der  Experten  die  reine  Goldwährung  ohne  jeden  Silbercourant 
vertrat,  ein  anderer  hingegen  einen  massigen  Umlauf  von  Courantsilber 
principiell  als  mit  der  Goldwährung  vereinbar  erklärte. 

Doch  wurde  ira  Hinblick  auf  die  gegebenen  V'erhältnisse  — der  Bestand 
der  Monarchie  an  Courantsilber  betrug  damals  circa  230,000.000  fl.  — die 
zum  mindesten  provisorische  Beibehaltung  des  Silbercourants  als  unver- 
meidlich erklärt. 

Ein  Verkauf  des  Silbers  wurde  ziemlich  allgemein  fOr  unthunlich 
erachtet,  dagegen  von  mancher  Seite  fOr  den  weiteren  Fortgang  der  Währungs- 
reform die  Umprügung  des  Silbercourants  in  Scheiiiemflnze  oder  die  Erklärung 
desselben  zur  ScheidomOnze  (durch  Beschränkung  der  Zahlkrafk)  empfohlen. 

Gegenüber  der  dritten  Frage;  .Wäre  ein  gewisser  Umlauf  von  jederzeit 
gegen  Courantgeld  einlöslichen,  nicht  mit  Zwangscours  ausgestatteten,  unver- 
zinslichen Staatscaasascheiueu  zulässig  und  unter  welchen  Bedingungen?“ 
wurde  von  der  Mehrheit  der  Experten  im  verneinenden  Sinne  Stellung 
genommen;  die  flbrigen  hielten  Staatsca.ssascheine  mit  einem'  Höchst- 
umlauf von  100,000.000  fl.  und  mit  Appoints  von  nicht  weniger  als  5 fl. 
fOr  zulässig. 

Die  vierte  Frage:  .Welche  Grundsätze  wären  fflr  die  Umrechnung  des 
bestehenden  Guldens  in  Gold  zur  Richtschnur  zur  nehmen?“,  die  Frage  nach 
der  Relation,  erfuhr  eine  sehr  gründliche,  aber  namentlich  in  den  Con- 
clusionen  — der  Natur  der  Sache  nach  — zurückhnltendc  Erörterung.  Die 
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Mehmalil  der  Experten  zeigte  sich  geneigt,  für  die  Bestimmung  des  Wertes 
des  österreichischen  Quldens  in  Gold  den  Durchschnittscours  eines  dem 
Währungsweehsel  vorangehenden  Zeitraumes,  dessen  Dauer  aber  verschieden 
bemessen  wurde,  anzunehmen.  Auch  jene,  welche  ftlr  einen  .Momentcours* 
den  Couts  im  Zeitpunkte  des  Ueberganges  von  der  alten  zur  neuen  Wührungj 
eintraten,  erklärten  eine  Correctur  dieses  Conrses  nach  Umständen  fär  zu- 
lässig, beziebungweise  geboten. 

Hinsichtlich  der  fünften  Frage:  .Welche  Mflnzeinheit  wäre  zu  wäbleny* 
war  vielfach  die  Meinung  zu  erkennen,  dass  die  Wahl  einer  kleineren  Mflnz- 
einheit beziehungsweise  des  Halbguldens  sich  aus  praktischen  Grflnden. 
speciell  mit  Kflcksicht  auf  das  Beispiel  anderer  Staaten,  empfelile.  Doch 
wurden  mit  einer  solchen  Neuerung  zumeist  keinerlei  Erwartungen  wegen 
Verbilligung  der  Detailpreise  der  Waren  verbunden.  Von  wichtigeren  Pro- 
blemen, welche  in  der  Enquete  neben  den  Haiiptgrundsätzen  der  Heform 
zur  Erörterung  getaugten,  seien  hier  hauptsächlich  die  Frage  der  Golderhal- 
Inng  sowie  der  Einfluss  der  Zahlungsbilanz  auf  dieselbe  erwähnt.  Nament- 
lich in  letzterer  Beziehung  hat  die  Enquete  Material  zutage  gefördert, 
welches  noch  heute  beim  Studium  dieser  Frage  nicht  Qbersehen  werden  darf. 

Die  ungarische  Valutaenquete  wurde  unter  Theilnahme  von  22  Experten 
am  8..  tb  und  10.  März  1892  abgehalten.  Die  Fragestellung  war  mit  der 
in  der  österreichischen  Enquete  identisch;  die  Stellungnahme  der  Experten 
stimmte  mit  der  der  Majorität  der  Experten  der  österreichischen  Valuta- 
enquete in  der  Hauptsache  vielfach  überein.  Indes  gelangte  die  Abneigung 
gegen  die  Beibehaltung  von  Silbercourant  in  weit  stärkerem  Maasse  zum 
Ausdrucke  als  in  der  Österreichischen  Enquete.  Hinsichtlich  der  Relation 
wurde  von  der  Mehrzahl  der  Experten  die  Zugrundelegung  eines  Durch- 
scbnittacourses  empfohlen;  desgleichen  hatte  eine  kleinere  Mflnzeinheit  die 
.Sympathien  der  flbei wiegenden  Mehrheit  der  Conferenztheiluehmer. 

Aua  der  systematischen  Darstellung  der  Wahrnngareforragesetze  im 
Abschnitt  11  wird  sich  ergeben,  welche  Stellung  Regierung  und  Gesetz- 
gebung bozflglich  des  Währungsproblems  im  Detail  einnabmen. 

Einer  näheren  Erörterung  bedarf  an  dieser  Stelle  nur  die  Entscheidung, 
welche  bezflglich  der  Relation  getroffen  w urde.  Die  Frage,  wie  der  österrei- 
chische Gulden  in  Gold  zu  bewerten  sei  (welcher  Goldgehalt  ihm  zugemessen 
werden  solle),  war  angesichts  der  Thatsache,  dass  der  österreichische  (Silber- 
nnd  Papier-)  Gulden  den  Charakter  eines  Creditgeldea  erlangt  hatte,  dessen 
Wert  von  einer  Reihe  wirtschaftlicher  Factoren,  aber  nicht  vom  Preise 
eines  Währungsmctalls  bestimmt  wurde,  eine  Oberaus  schwierige  und 
heikle.  Zunächst  stand  fest,  dass  der  Silberwert  des  österreichischen  Guldens 
bei  Bestimmung  der  Relation  ausser  Betracht  bleiben  müsse.') 

Ausgangspunkt  für  die  Beantwortung  der  Frage  konnte  vielmehr  nur 
jenes  Wertverhältnis  sein,  in  welchem  der  östeireichische  Gulden  in  einer 

')  Der  Wort  des  Galdens  nach  seinem  ^iilbergelialte  hätte  ini  Durchechnitte  der 
Jahre  IS79— 1891  nur  1 France  ÖÜ  Centiniea  betragen. 
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bestimmten  Periode  zum  Golde  stand.  Dieses  Verhältnis  kam  in  dem  Preise 
von  100  fl.  Gold  in  ö.  W.  zum  zilTermüssigen  Ausdrucke.  Da  der  Goldgulden 
den  achten  Theil  des  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  MSrz  1870,  K.-G.-B1. 
Nr.  22,  geprägten  Achtgulden-Goldstflckes  (=  20  Francs!  und  hierdurch 
einen  Feingoldgehalt  von  0 725800  Gramm  darstellte,  überdies  das  Acht- 
gulden-Goldstflck  dem  Zwanzig  Francsstück  gesetzlich  gleichgestellt  war. 
so  waren  in  der  erwähnten  Preisbestimmung  die  Relationseleraente  gegeben. 

Die  Frage  war  hiernach  dahin  zu  stellen,  welchem  Course  die  Relations- 
elemente zu  entnehmen  seien,  oder  mit  anderen  Worten:  welches  (Gold-) 
Agio  durch  die  Relation  stabilisiert  werden  solle. 

Die  Schaffung  des  neuen  Goldpari  entschied  aber  zugleich  über  die 
Kaufkraft  des  künftigen  Guldens,  beziehungsweise  der  künftigen  Münzeinheit. 
Die  Gegensätze  wurden  durch  das  Schlagwort  vom  leichten  und  vom 
schweren  Gulden  repräsentiert.  Der  erstere,  welchem  eine  (verhältnismässig) 
niedrige  Bewertung  des  Guldens  Österreichischer  Währung  im  Verhältnisse  zum 
Golde  (das  heisst  eine  hohe  Relation  oder  ein  hohes  Agio)  und  daher  auch  ein 
relativ  geringerer  Goldfeingehalt  entsprach,  schien  sich  mehr  oder  minder  mit 
dem  Interessenstandpunkte  des  Schuldners,  insbesondere  auch  des  verschuldeten 
Landwirtes,  des  Exporteurs  und  — last,  not  least  — des  Staates  zu  decken; 
speciell  der  letztere  konnte  bei  Creierung  des  leichten  Goldguldeus  die  ihm 
obliegende  Verpflichtung  der  Staatsnotencinlösung  durch  ein  geringeres 
Goldquantum  erfüllen,  ganz  abgesehen  davon,  dass  er  auch  sonst  der  grösste 
Schuldner  war.  Den  intensivsten  .Ausdruck  fand  dieser  Interessenstandpuukt 
in  der  zu  Beginn  der  Verhandlungen  von  ungarischer  Seite  proponierten 
Gleichstellung  des  Guldens  österreichischer  M’ährung  mit  2 Francs,  was  mit  der 
Stabilisierung  eines  Agios  von  25  Proc.  (100  Goldgulden  = 125  fl.  0.  W.) 
und  mit  einem  Goldfeingehalt  des  österreichischen  Guldens  von  0‘580  Gramm 
gleichbedeutend  gewesen  wäre. 

Anderseits  schienen  an  dem  schweren  Gulden  — welcher  eine  ver- 
hältnismässig hohe  Bewertung  des  österreichischen  Guldens  im  Verhältnisse 
zum  Golde  (das  heisst  eine  niedrige  Relation  beziehungsweise  die  Stabilisierung 
eines  niedrigen  .Agios)  und  daher  auch  einen  relativ  höheren  Goldfeingehalt 
bedeutete  — hauptsächlich  die  Gläubiger  sowie  die  Personen  mit  ständigen 
Bezügen  (Arbeiter,  Beamte  i interessiert  zu  sein.  Das  Ideal  dieses  schweren 
Guldens  wäre  durch  die  Gleichstellung  des  Guldens  österreichischer  Währung 
mit  dem  Goldgulden  (2  Francs  50  Centimes)  erreicht  gewesen,  eine  Gleich- 
stellung, für  die  allerdings  die  Courseutwickelung  des  österreichischen  Guldens 
in  der  Periode  1879 — 1891  nicht  den  geringsten  Anhaltspunkt  geboten  hätte. 
(Die  höchste  Bewertung,  welche  der  Gulden  österreichischer  Währung  in 
dieser  Periode  erzielte,  war  90-7  Goldkreuzer  = 2'2675  Francs.) 

Die  Oomplexität  der  wirtschaftlichen  Vorgänge  brachte  es  allerdings 
mit  sich,  dass  eine  reinliche  Scheidung  der  einzelnen  wirtschaftendeu 
Interessentengruppen  nach  dem  Kriterium  des  leichten  und  schweren  Guldens 
vom  .Standjiunkte  des  praktischen  Effectes,  welcher  von  der  Entscheidung 
in  der  einen  oder  anderen  Richtung  erwartet  werden  durfte,  kaum  begründet  war. 
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So  konnte  It.  die  vortheilhafte  Ökonomische  Wirkung,  welche  fflr 
den  Landwirt  bezieliungsweise  für  den  Producenten  überhaupt  im  Falle  der 
Wahl  des  leichten  Guldens  und  der  hierdurch  herbeigefOhrten  verminderten 
i geringen)  Kaufkraft  des  Geldes  aus  dem  Verkaufe  seiner  Products  zu  einem 
höheren  (oder  relativ  hohen)  Preise  resultierte,  dann  und  insoweit  paralysiert 
werden,  als  er  zur  Deckung  seines  wirtschaftlichen  Bedarfes  auch  auf  den 
Einkauf  gewisser  Artikel  angewiesen  war  und  daher  auch  die  Nachtheile 
der  als  Folge  der  Geldwertverminderung  auftretenden  Preissteigerung  tragen 
musste.  In  analoger  Weise  konnte  der  Vortheil,  welcher  dem  Schuldner  etwa 
daraus  erwuchs,  dass  er  bei  steigenden  Warenpreisen  seine  Schuldver- 
pflichtung durch  Verkauf  eines  geringeren  Quantums  der  von  ihm  erzeugten 
Güter  tilgen  konnte,  dadurch  eine  Schmälerung  erleiden,  dass  er  auch  seinen 
Lebensbedarf  nur  zu  erhöhten  Preisen  zu  befriedigen  in  der  Lage  war. 

Auf  der  anderen  Seite  wurden  zwar  die  auf  ständige  Bezüge  angewie- 
senen Personen  — Beamten  und  Arbeiter  — durch  einen  leichten  Gulden 
unzweifelhaft  geschädigt;  die  bei  Schaffung  eines  schweren  Guldens  für  diese 
Kategorien  sich  ergebende  erhöhte  Kaufkraft  ihres  Einkommens  brachte  ihnen 
aber  nur  dann  sicheren  Gewinn,  wenn  dieselbe  nicht  etwa  eine  Kürzung  des 
Lohnes  (Bezuges)  zur  Folge  hatte  oder  eine  durch  sonstige  Umstände  gerecht- 
fertigte Lohn-i  Bezugs-'Erhöhung  nicht  unter  dem  Eindrücke  speciell  der  Geld- 
wertsteigerung unterblieb.  Immerhin  konnten  bei  einzelnen  wirtschaftenden 
Individuen,  beziehungsweise  Gruppen  von  solchen  die  Vortheile  oder  Nach- 
tlieile  der  Wahl  einer  bestimmten  Uelation  ziemlich  unverrälscht  znr 
Geltung  kommen,  wie  es  auch  keinem  Zweifel  unterlag,  dass  die  Umwertung 
des  Geldes  durch  den  Gesetzgeber  einen  übrigens  unvermeidlichen  und 
juristisch  gerechtfertigten  Eingriff  in  die  Schuldverhältnisse  bedeutete, 
welcher  je  nach  dem  Unterschiede  der  Kaufkraft  des  Geldes  zur  Zeit  der 
Begründung  des  Schuldverhältnisses  und  der  Lösung  der  Schuldverpflichtung 
ein  mehr  oder  minder  einschneidender  war. 

Für  die  beiden  Uegierungen  musste  bei  Ent.scheidung  der  Frage  natur- 
gemäss  das  Bestreben  maassgebend  sein,  den  durch  die  Schaflung  eines 
neuen  Geldwertes  bedingten  ökonomischen  Process  für  die  Volkswirtschaft 
80  schmerzlos  als  möglich  zu  gestalten,  das  heisst,  bei  Feststellung  der 
Kelatiun  thunlichst  die  Uontinuität  der  bisherigen  Entwickelung  des  Geld- 
wertes zu  wahren.  Gegen  die  Wahl  eines  relativ  schweren  Goldgnldens 
mochte  speciell  noch  der  Umstand  sprechen,  dass  die  Eventualität  eines 
durch  die  Geldknappheit  auf  dem  Weltmärkte  herbeigefflhrten  Füllens 
der  Warenpreise  damals  zum  mindesten  nicht  ausser  dem  Bereiche  der 
Möglichkeit  lag,  im  Falle  der  Stabilisierung  eines  hohen  Geldwertes  eine 
solche  preisdrflekende  Tendenz  bei  uns  aber  natürlich  in  wesentlich  ver- 
schärftem Maasse  zur  Geltung  gekommen  wäre.  Der  principielle  Standpunkt 
der  Kegierungen  war,  dass  der  mittlere  Courswert  der  österreichischen 
Währung  in  den  Jahren  1871) — 181H  in  der  Relation  zur  Geltung  zu 
kommen  hatte.  Behufs  Bestimmung  dieses  Courswertes  wurden,  wie  aus  den 
von  der  österreichischen  Regierung  im  Jahre  1892  herausgegebenen  ,Sta- 
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tistischen  Tabellen  zur  Währungsfrage“  S.  238  und  239  erhellt,  die  Monats- 
gelddurchschnittscourse  der  Zwaiizigfrancsstflcke  in  der  genannten  Periode 
ermittelt  und  darnach  der  Preis  von  100  fl.  Gold  (=  250  Francs)  in  Gulden 
österreichischer  Währung  berechnet.  Auf  diese  Weise  wurde  fflr  die  Periode 
1879 — 1891  fär  100  fl.  Gold  ein  mittlerer  Preis  von  118  fl.  75  kr.  5.  W. 
festgestellt,  indem  sich  78  Coursfalle  über  und  78  unter  dieser  Preisgrenze 
bewegten.  Mit  Hücksicht  auf  den  Charakter  der  Coursfölle  über  dieser  Grenze 
(38  bewegten  sich  zwischen  118’/^  und  122'/,  fl.,  40  zwischen  123’/,  fi.  und 
126  11.  81’/,  kr.)  wurde  dann  eine  Abrundung  nach  oben,  auf  119  fl.,  vnr- 
genommen.  Dem  entsprach  ein  Wert  des  österreichischen  Guldens  von  rund 
84  Goldkreuzern  oder  2 Francs  10  Centimes  und  ein  Feingoldgehalt  von 
0 609  Gramm.  (Die  genauen  Ziffern  siehe  im  Abschnitte  11  sub  a.) 

Die  Wahl  dieser  Relation  wurde  dadurch  erleichtert,  dass  das  Gold- 
agio, welches  im  Jahre  1891  durchschnittlich  nur  circa  IGProc.  betragen  hatte, 
also  erheblich  unter  dem  durch  die  Relation  stabilisierten  .\gio  stand,  im 
Jahre  1892  eine  successive  Annäherung  an  das  letztere  zeigte,  so  dass  zur 
Zeit  der  Einbringung  der  Valutavorlagen  im  österreichischen  Abgoord- 
netenhauso  (14.  Mai  1892)  der  durch  die  Gesetzgebung  festzustellende 
Währungswert  beiläufig  dem  Tagescourse  entsprach.  Hierbei  wirkten  aller- 
dings künstliche  Einflüsse,  welche  sich  im  Hinblick  auf  die  bereits  früher 
bekannt  gewordene  Festsetzung  der  Relationsparität,  ferner  im  Zusammen- 
hänge mit  Goldkäufen  der  Regierungen  einstcliten,  mit 

ln  den  österreichischen  Parlamentsberathungen  blieb  die  Relation  nicht 
unangefochten,  ohne  dass  jedoch  ein  ernstlicher  Versuch  zu  einer  Abänderung 
derselben  gemacht  worden  wäre. 

Heute  darf  auf  Grund  einer  zehnjährigen,  durch  die  1892er  Gesetze 
beherrschten  währungspolitischen  Entwickelung  immerhin  gesagt  werden, 
dass  die  gewählte  Relationsparitüt  keine  erheblichen  Störungen  des  wirt- 
schaftlichen Processes,  wenigstens  keine  nachweisbaren,  verursachte  und  dass 
die  Stabilierung  der  Währung  auf  Grund  dieser  Parität  sich  immerhin 
als  möglich  erwiesen  hat. 

Am  Schlüsse  dieser  historischen  Skizze  seien  noch  wenige  Bemerkungen 
über  die  parlamentarischeGeschichtederReform  angefügt.  Die 
Valutareformgesetzentwürfe  der  beiden  Regierungen  begegneten  in  den  Parla- 
menten im  allgemeinen  einer  günstigen  Aufnahme  und  waren  Gegenstand 
eifriger  intensiver  Arbeit  Die  Berathung  derselben  wurde  in  der  Zeit  vom 
14.  Mai  bis  27.  Juli  1892  beendet. 

Im  österreichischen  Parlamente  kam  die  bereits  früher  erwähnte  leb- 
hafte Sympathie  breiter  Bevölkerungsschichten  für  die  alte  Papierwährung 
in  einer  allerdings  nicht  genügend  substantierten  Weise,  aber  in  ziemlich 
scharfer  Betonung  zum  Ausdruck.  Die  Regierung  (Finanzminister  Dr.  Stein- 
bach) wehrt«  alle  inflationistischen  Tendenzen  ab,  nahm  aber  im  übrigen 
hinsichtlich  der  Endziele  der  Reform  noch  eine  — nach  Lage  der  Sache 
begreifliche  und  auch  begründete  — reservierte  Haltung  ein;  Dr.  Steinhach 
beschränkt«  sich  hauptsächlich  darauf,  die  Gefahren  des  die  früheren 
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Währungsverhältnisse  beherrschenden,  aleatorischen  Elements  zu  betonen 
sowie  den  Beweis  für  die  Nothwendigkeit  einer  Stabilisierang  der  Währung 
durch  Anschluss  derselben  an  das  Gold  zu  erbringen. 

Die  Endziele  der  Reform  waren  freilich  in  den  Gesetzen  programma- 
tisch klar  abgesteckt,  doch  konnten  sie  bei  Beginn  einer  so  weitausgreifenden 
Action,  deren  Dauer  nicht  bestimmbar  war  und  deren  Erfolg  damals  unzweifel- 
haft nicht  gewährleistet  werden  konnte,  nicht  in  scharfen  Umrissen  erörtert 
werden. 

Indes  bekundete  die  Regierung  bereits  gelegentlich  der  Berathung  der 
1894er  Gesetze,  durch  welche  die  Staatsnoteneinlösung  in  Angriff  genommen 
wurde,  eine  erhöhte  Zuversicht  hinsichtlich  der  Vollendung  der  Reform,  eine 
Zuversicht,  wie  sie  — • dies  muss  der  Wahrheit  gemäss  constatiert  werden  — 
seitens  der  ungarischen  Regierung  gleich  von  Beginn  der  Action  an  den  Tag 
gelegt  worden  war.  Auch  bei  der  Berathung  des  Jahres  1894,  der  letzten,  welche 
Ober  Valutafragen  im  österreichischen  Abgeordnetenhause  in  abschliessender 
Weise  geführt  wurde,  wurde  jedoch  seitens  des  damaligen  Finanzministers 
Dr.  Edlen  v.  Plener  die  Nothwendigkeit  .eines  ruhigen  und  vorsichtigen 
Zeitmaasses*  bei  Durchführung  der  Reform  betont.  Eine  erhebliche  Aenderung 
der  Regierungsentwürfe  brachte  die  1892er  Berathung  nur  in  zwei  Punkten; 

I.  wurde  die  Prägung  der  Zehnkronenstücke  in  Gold  in  Oesterreich  nur  für 
staatliche  Rechnung  zugelassen,  2.  wurde  hinsichtlich  des  Vorganges  bei  der 
künftigen  Einlösung  der  Staatsnoten  (Ober  Antrag  des  Abgeordneten  Dr.  v. 
Plener)  im  Münz-  und  Währungsvertrage  sofort  ausgesprochen,  dass  in 
erster  Linie  die  Einlösung  der  Eingulden-Staatsnoten  zu  bewirken  sei.*) 

II.  Syscematische  Darstellung  den  fQp  die  Wähnungsnefonm  maass- 

gebenden Bestimmungen  und  der  Durchführung  derselben. 

Dieser  Abschnitt  zerfallt  in  5 ünterabtheilungen,  und  zwar:  n)  die 
Feststellung  der  Goldwährung  und  die  Goldmünzen  der  neuen  Währung; 
b)  die  LandessilbermOnzen;  r)  die  Neuordnung  der  Papiergeldcirculation; 
il)  die  Scheidemünzen;  c)  die  obligatorische  Einführung  der  Kronen- 
währung. 

«)DieFeststellung  der  Goldwährung  und  dieGold münzen 
der  neuen  Währung. 

Die  für  den  Währungswechsel  in  Oesterreich-üngam  entscheidenden 
Bestimmungen  sind  in  dem  österreichischen  Gesetze  vom  2.  August  1892, 
R.-G.-Bl.  Nr.  12(i,  und  in  dem  ungarischen  Gesetzartikel  XVII  von  demselben 
Jahre  enthalten.*)  .\rtikel  I des  citierten  österreichischen  Gesetzes  (des  Münz 

*)  Ein  detaillicrt.^8  Ringelien  auf  die  parlamentarischen  Bernthungen  erscheint 
entbehrlich,  da  dieselben  iin  Hinblick  auf  die  seither  su  beobachtende  monetäre  Ent- 
wickelung nnd  angesichts  des  gegenwärtigen  .Stadiums  der  Währungsreform  nur  ein  retro- 
spectives  Interesse  beanspruchen  können. 

*)  Die  Grundlagen  des  Verhältnisses  zwischen  den  beiden  Keichshälften  in 
Bezug  auf  das  Währungswesen  sind  im  Abschnitte  III  erörtert.  Im  allgemeinen  sei  hier 
nur  bemerkt,  dass  die  im  Abschnitte  II  dargelegten  Bestimmungen  als  in  beiden  Reichs- 

24* 
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gesetzes)  stellt  zunächst  den  Währungswechscl  prineipiell  fest;  im 
Sinne  dieser  Gesetzesbestimmung  hat  nämlich  an  die  Stelle  der  bisherigen 
(mit  den  kaiserlichen  Patenten  vom  19.  September  1857,  H.-G.-Bl.  Nr.  169 
und  vom  27.  April  1858,  H.-O.-Bl.  03,  fflr  das  gesammte  Kaiserthum  Oester- 
reich eingeföhrten)  Ssterreichischen  Währung  die  Goldwährung  mit  der 
Krone  als  Kechnungseinheit  zu  treten.')  Durch  diese  Bestimmung  wurde 
zugleich  dem  Silber  seine  Rolle  als  Wälmingsmetall  entzogen. 

LandesgoldmOnzen  werden  zu  20  und  10  K und  in  einem  Mischungs- 
verhältnisse von  900  Tausendtheilen  Gold  und  100  Taiisendtheilen  Kupfer  in 
der  Weise  ausgeprägt,  dass  auf  ein  Kilogiamm  Mflnzgold  2952  K (demnach 
auf  ein  Kilogramm  Feingold  3280  K)  entfallen.  (Artikel  III  und  IV  I.  c.) 

Aus  dieser  Bestimmung  im  Zusammenhänge  mit  der  des  Artikels  XXIII 
des  citierten  Gesetzes,  wornach  ein  Gulden  der  österreichischen  Währung 
gleich  2 K der  neuen  Währung  zu  rechnen  ist,  ergibt  sich,  dass  der 
üebergang  von  der  österreichischen  Währung  zur  Goldwährung  sich  auf 
Basis  der  Annahme  eines  Mehrwertes  (Agios)  der  Goldeinheit  (des  öster- 
reichischen Goldguldens)  gegenäber  dem  Gulden  österreichischer  Währung 
im  Ausmaasse  von  19-032  Proc.  vollzogen  hat.  oder,  mit  anderen  Worten, 
dass  die  fOr  den  Währungswechsel  maassgebende  Relation 
in  dem  Verhältniss:  100  Goldgulden  = 119-032  fl.  ö.  W.  zum  Ausdrucke 
kommt.*) 

Nach  Artikel  X.XIV  des  Mflnzge.setzes  konnten  die  LandesgoldmOnzen 
von  Beginn  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  an  auch  hei  allen  gesetzlich 
in  österreichischer  AVährung  zu  leistenden  Zahlungen  (und  zwar  nach  dem 
Verhältnisse  20  K = 10  fl.,  10  A'  = 5 fl.  ö.  W.)  verwendet  werden. 

hälften  gleichmässig  gUtig  zu  betrachten  sind,  sofern  nicht  snsdrBcklich  eine  Abweichung 
erwähnt  wird. 

')  Dns  Gesetz  von  2.  .August  lSti2,  K.-O.-BI.  Nr.  126,  ist  zugleich  mit  dem 
MQnz-  und  Währungsrertrage  (s,  Abschnitt  111),  das  heisst  am  11.  August  1k92  in  Kraft 
getreten. 

*)  Ks  beträgt  nämlicb  der  Goldgehalt  des  Osterreicliiscben  Guldens,  wenn 
man  ihn  als  mit  dem  achten  Theilc  des  auf  Grund  dca  Gesetzea  vom  9 März  1870, 
Ti.-G.'Bl.  Nr.  22.  geprägten  Achlguldcn-Goldstiickes  (Handelsgoldmünze  = 20  Francs)  gleich- 
wertig betrachtet,  0-72-78(tG  Gramm  fein.  Dagegen  ist  der  (reebnungsinässige)  Goldgehalt  des 

österreichischen  Guldens  nach  dem  Miinzgeselze  nur  mit  = 0-C097.'i6.i;  zu 

beziffern. 

Das  Verhältnis  zwischen  dem  nrsprüngliclien  reehnnngsmässigen  Goidfeingehalte  des 
österreichischen  Guldens  und  dem  ans  dem  Miinzgesetze  resultierenden  (0*7-2.7806:  0’(i097.76) 
entspricht  genau  der  ohigen  Helation.  Als  gesetzliche  Kelation  ist  übrigens  die  aus  dem 
Gesetze  vom  2.  August  1.892,  K.-G.-Bl.  Nr.  12.8,  sieh  ergebende  zu  betrachten,  nach 
welcher  42  Güidgnlden  = 100  K = 50  fl.  ö.  W,  zu  rechnen  sind;  dieselbe  beträgt  somit 
100  : 119*047  und  weicht  daher  — infolge  der  hei  diesem  A'erhältnisse  nngcwendrten 
.Ahrundnng  — von  der  nach  dem  Goldfeingewichte  berechneten  etwas  ab. 

Die  Wertrelation  zwischen  fiold  und  .8ilber,  weiche  der  neaen  Währung  zu  Grunde 
liegt,  beziffert  sicii  hei  dem  ITinstande,  als  aas  einem  Ktlogramni  Feinsilber  gesetzlich  Ott  fl. 
.Silber  gejirägt  wurden,  ans  einem  Kilogrntmii  Feingold  aber  8280  K (=  1040  II.)  geprägt 
werden,  mit  18-22  : 1. 
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Das  gesetzliche  Kohgcwicht  des  ZwanzigkronenstQckes  beträgt  tv775067 
(Feingewicht  6‘09756  Grainm'i,  jenes  des  Zehiikroiienstackes  a-387.’i338  Gramm 
(Feingewicht  3 04878  Gramm).  Die  Abweichungen  bei  der  Ausprägung  dürfen 
I in  Mehr  oder  Weniger)  2 Tausendtlieile  beim  Kohgewichte  und  1 Tausendtheil 
beim  Feingehalte  nicht  übersteigen  (Artikel  VI  i.  Das  Passiergewicht,  das  heisst 
Jene  untere  Gewichtsgrenze,  bei  welcher  die  Goldmünzen  von  .Staats-  und 
öffentlichen  Gassen  sowie  im  Privatverkehre  noch  als  vollwichtig  anzusehen 
sind,  ist  für  das  ZwanzigkronenstOck  mit  074  Gramm,  für  das  Zebnkronen- 
stück  mit  3'37  Gramm  festgesetzt. 

Goldmünzen,  deren  Gewicht  infolge  längerer  Circulation  und  Abnützung 
diese  Grenze  unterschreitet,  sind  von  den  Staats-  und  öffentlichen  Gassen 
zum  vollen  Nennwerte  anzunehmen,  werden  aber  eingezogen  und  auf  Kosten 
des  Staates*)  in  der  Münze  umgeschmolzen.  Münzen,  welche  durch  andere 
Art  als  den  gewöhnlichen  Umlauf  am  Gewichte  verloren  haben,  sind  im 
Falle  ihres  Vorkommens  gleichfalls  ciuzuzichen,  doch  wird  für  dieselben 
nur  der  Metallwcrt  nach  den  für  die  Einlösung  von  Gold  gegen  Landes- 
goldmflnzen  bestehenden  Vorschriften  vergütet.  (Artikel  Vll  11  c.  und  § 42 
der  Ministerialverordnung  vom  16.  November  1899,  V.-Iil.  Nr.  220.)  Die  Aus- 
prägung der  UandesgoldmOnzeii  erfolgt  für  Kechnung  des  Staates,  jener 
der  ZwauzigkronenstOcke  — das  heisst  der  eigentlichen  Standardgold- 
milnzen — auch  für  Privatrechnung,  insoweit  das  Mflnzamt  nicht  für  den  Staat 
beschäftigt  ist;  Zehnkrunenstfleke  können  somit  in  Oesterreich  nicht  für 
Privatrechnung  geprägt  werden,  wohl  aber  in  Ungarn.  (Artikel  Vlll  1.  c.  und 
ungarischer  Gesetzartikel  XVll  ex  1892.’) 

Die  Prägegebflr,  welche  bei  Ausprägungen  für  Privatrechnung  zu  ent- 
richten ist,  und  die  bei  dem  Zwanzigkronenstück  nach  Artikel  Vlll  des  Münz- 
gesetzes 0'3  Proc.  des  Wertes  nicht  übersteigen  darf,  beträgt  im  Sinne  der 
Ministerialverordnung  von  11.  August  1892,  K.-G.-Dl.  Nr.  133,  für  Privat- 
personen 6 K für  das  Kilogramm  Feingold,  für  die  Oesterreichisch-ungarische 
Bank  4 K für  das  Kilogramm  Feingold.’) 

Die  (gewöhnliche)  Abnützung  der  Münzen  geht  — also  wie  in  Deutschland  und 
England  zu  Lasten  des  Staates  Tor  sich.  Anders  in  Frankreich,  wo  eine  Verpflichtung 
des  ^ftaates,  abgenützte  Münzen  zum  Nennwerte  einzuIOsen,  niclit  besteht. 

Ueber  die  Menge  der  bisher  geprägten  LandesgüItUnünzcn  sowie  der  Münzen 
der  Kronenwährung  überhaupt  siehe  die  Tabelle  1 auf  Seite  379. 

Die*^)etails  der  Bestimniungen  über  die  Ausprägung  enthält  die  MinistcriaU 
rerordnang  Tom  13.  December  1392,  R.-G.-Bl.  Nr.  216.  Tlieniach  nimmt  das  IlauptmQnz- 
amt  zur  Ermittlung  des  Feingehaltes  toü  jedem  Goldbarren  zwei  Aushiebe  Tor.  Für 
jeden  Aushieb  ist  eine  Probegebür  Ton  1 X tu  entrichten.  Goldmünzen  wurden  in  der 
Kegil  uingeschmolzen  und  sodann  wie  Barren  behandelt,  doch  kann  hei  gIcichartigGn 
Goldmünzen,  deren  Feingehalt  bei  der  Münze  tarifarisch  festgestellt  ist,  von  der  Ein- 
Schmelzung  abgesehen  weiden.  Für  Barren  und  Münzen  mit  einem  FeingchaUf  unter 
398/1000  ist  eine  ScheidegcbQr  von  4 K per  Kilograimn  Raubgi-wicht  zu  entrichten.  Die 
Psägegebiir  ist  entweder  in  ge.<*etzlich«‘r  Münze  zu  entrichten  oder  von  dem  nach  dem 
Probesclu'inc  auKZuzahlcnden  Betrage  in  Abzug  zu  bringen.  Erhebt  die  Partei  gegen  die 
Feiiigehaitscriuittlang  Widerspruch,  so  erfolgt  in  der  Regel  die  Wiederholung  der  Probe 
durch  das  (ieneralprobieramt. 
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Demgemäss  beträgt  der  Satz,  zu  welchem  die  Oesterreicliisch-ungariscbe 
Bank  nach  Artikel  87  ihrer  Statuten  Goldhanen  einzulösen,  verpflichtet  ist, 
(328Ü  — 1 =)  3276  K. 

Was  die  äussere  Beschafi'entieit  und  Ausstattung  der  Landesgoldmfinzen 
anhelangt,  so  ist  zunächst  der  Durchmesser  derselben,  und  zwar  mit  21  Milli- 
metern für  die  Zwanzigkronenstfleke  und  mit  19  Millimetern  für  die  Zehn- 
kronenstOcke  gesetzlich  vorgeschrieben. 

Ferner  hat  die  Inschrift  der  Münzen  die  deutliche  Angabe  des  Wertes 
und  die  Jahreszahl  der  AusmOnzung  zu  enthalten  (Artikel  V des  Münz- 
gesetzes  und  Artikel  IV  des  Münz-  und  Währungsvertrages),  die  sonstige 
Ausstattung  der  Goldmünzen  hat  in  beiden  Staaten  eine  möglichst  überein- 
stimmende zu  sein*)  (Artikel  IV  des  Münz-  und  Währungsvertrages.) 

Durch  Artikel  I des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  B.-G.-Bl.  Nr.  128 
(ungarischer  Gesetzartikel  XIX  ex  1892),  wurde  bestimmt,  dass  Zahlungs- 
vorhindlichkeiten,  welche  in  österreichischen  oder  ungarischen  Goldgulden 
effectiv  zu  leisten  sind,  nach  Wahl  des  Schuldners  in  Landesgoldmflnzen, 
und  zwar  nach  dem  Wertverhältnisse  von  -12  (österreichischer  oder  unga- 
rischer) Ooldgulden  = 100  Ä"  in  Landesgoldmflnzen  erfüllt  werden  können.’) 

Diese  Bestimmung  gilt  insbesondere  auch  für  die  Zahlung  der  Zölle. 
lArtikel  III  1.  c.)  Ausser  den  Landesgoldmflnzen  werden,  wie  bisher,  die 
österreichischen  Ducaten  als  Handelsmüuze  geprägt.  Hingegen  sind  die 
durch  das  Gesetz  vom  9.  März  1870,  K.-G.-Bl.  Nr.  22,  eingefflhrten  Handels- 
goldmttnzen  zu  acht  und  vier  Gulden  (=  20  beziehungsweise  10  Francs)  nicht 
mehr  zu  prägen.  (Art.  IX  des  Münzgesetzes.) 

h)  Dio  Laudossilher münzen. 

Hinsichtlich  der  Landessilbermflnzen  zu  2,  1 und  ‘/^  Gulden  (Conrant- 
mflnzen),  welche  auf  Grund  des  kaiserlichen  Patentes  vom  19.  September  1857, 
K.-Q.-Bl.  Nr.  169,  ausgeprägt  worden  waren,  bestimmte  der  Artikel  X des 
Müuzgesetzes  zunächst,  dass  dieselben  bis  auf  weiteres  im  gesetzlichen 
Umlaufe  zu  verbleiben  haben.  Gleichzeitig  ordnete  jedoch  dieser  Artikel  an, 
dass  Landessilbermflnzen  der  ö.«terreicbischen  tVährung  nicht  mehr  auszu- 
prägen seien,  ausser  aus  jenen  Silberraengen,  welche  sich  bereits  im  Besitze 
der  Finanzverwaltung  befanden  oder  von  derselben  zu  Münzzwecken  erworben 
wurden.’)  Die  bisherige  (unbeschränkte)  Zablkraft  der  bezeichneten  Münzen 

*)  Die  Abweicimngen  sind  zameist  die  durch  die  Verscliiedeuheit  der  staats- 
rechtlichen und  sprachlichen  Verhältnisse  bedingen.  Dio  Zeichnung  sowohl  der  Österrei- 
chischen als  der  ungarischen  GoldmQiizen  wie  Oberhaupt  aäuimtlicbcr  Münzen  der  Kronen- 
währung, mit  Ausnahme  der  KünfkrouenstOche,  wurde  mit  der  Kundmachung  des  Finanz- 
ministeriums Toni  26.  Deceniher  1892.  R.-G.-Bl.  Nr.  228,  veröffentlicht,  jene  der  l'ünf- 
kroncnstücke  mit  der  Kundmachung  vom  8.  M.lrz  1900,  K.-G.-Bl  Nr.  4.5. 

*)  Dio  sich  bei  der  Umrcchnnng  ergebenden  Ansgleichsbeträge  unter  10  K 
können  wohl  naturgemlss  in  LandessUbennünzen  oder  Tbcilmünzcn  der  Kronenwährung 
entrichtet  werden.  [Vgl.  übrigens  § 989  a.  b.  G.] 

’)  Diese  Bestimmung  ist  wohl  ira  streugsten  Sinne  zu  interpretieren  und  es 
kann  daher  auch  eine  Umpräguug  von  abgenützten  Silbergulden  nicht  mehr  statthnden. 
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wird  — uod  zwar  bis  zu  dem  Zeitpunkte  ihrer  Ausservcrkehrsetzung — durch 
Artikel  X aufrechterhalten.  Bei  der  Verwendung  im  Zahlungsverkehre  ist 
das  ZweiguldenstOck  — i K,  das  Einguldenstfick  = 2 K,  das  Viertelgulden- 
stQck  = 50  A zu  rechnen. 

Als  Ergänzung  des  Artikels  X des  Mflnzgesetzes  ist  der  Artikel  XXIV 
desselben  Gesetzes  (correspondierend  mit  Artikel  XVIII  des  Münz-  und 
Währungsvertrages)  zu  betrachten,  wornach  .die  Verfttgungen  in  Bezug  auf 
die  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  im  Umlaufe  verbleibenden  Landes- 
silbermOnzen  zu  2,  1 und  V4  A-  durch  besondere  Gesetze  werden 

festgestellt  werden. 

Als  Ausfflhrung  dieser  letzteren  Bestimmung  ist  zunächst  das  Gesetz 
vom  24.  März  1803,  R.-G.-Bl.  Nr.  42,  erflossen,  durch  welches  die  nur  von 
Oe.sterreich  geprägten  Landes.silbermfiuzen  zu  2 und  V<  A.  5.  W.  mit 

I.  Juni  1893  ausser  gesetzlichen  Umlauf  gesetzt  wurden.  Von  den  k.  k. 
(k.  u.)  Gassen  und  Aemtern  wurden  dieselben  noch  bis  einschliesslich 
31.  Juli  1893  bei  allen  Zahlungen  und  in  Verwechslung  [nach  dem  Nenn- 
werte‘i]  angenommen.  Was  die  Landessilbermünzen  zu  1 fl.  betrifft,  so  liegt 
bisher  nur  bezOglich  eines  verhältnismässig  nicht  bedeutenden  Theiles  der- 
selben eine  gesetzliche  VerfOgung  vor,  welche  sich  als  Vollziehung  der 
oherwähnten  Bestimmung  dos  Artikels  XXIV  des  Mflnzgesetzes  darstellt. 

Nach  Artikel  III  des  Additionalvertrages  zum  Mflnz-  und  Währungs- 
vertrage in  Betreff  der  .Ausprägung  von  Fflnfkronenstfleken  (drittes  Capitel  des 

II.  Theiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1809,  K.-G.-Bl. 
Nr.  176,  ungarischer  Gesetzartikel  XXXIII  ex  1899)  war  nämlich  zum  Zwecke 
der  Ausprägung  der  Contingente  von  FOufkronenstfleken  (das  heisst  des 
österreichischen  Contigents  per  44.800.000  K und  des  ungarischen  per 
19,200.000  Ä)  von  beiden  Finanzministern  ein  Betrag  von  32,000.000  fl.  ö.  W. 
(64,000.000  K)  in  Silberguldenstflcken  (i.  e.  Laudessilbermflnzen  zu  1 fl.)  von 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  zu  flbornehmon.')  Diese  64,000.000  K 
Landessilbermflnzen  zu  1 fl.  wurden  demnach  in  Theilmüuzen  (Sclieidenifliizen) 
der  neuen  Währung  umgeschmolzen. 

Ausser  den  Landessilbermünzen  besass  noch  eine  andere  Kategorie  von 
Silbci münzen  zur  Zeit  der  Inangriffnahme  der  Yalutaieform  volle  gesetzliche 
Zahlkraft:  es  waren  dies  die  auf  Grund  des  Mflnzvertragos  vom  24.  Jänner  1857, 
K.  G.  Bl.  Nr.  101  (abgeschlossen  mit  den  Staaten  des  deutschen  Zollvereines), 
in  Oesterreich  bis  zum  Jahre  1868  geprägten  Vereiiisthaler  und  Vereins- 
Doppelthaler  (mit  dem  Zahlwert  von  1 fl.  50  kr.  beziehungsweise  3 fl.  8.  W.  1 
Dieselben  wurden  im  Sinne  der  mit  dem  Gesetze  vom  24.  März  1893, 

U. -G.-B1.  Nr.  39,  ertheilten  Ermächtigung  durch  die  Miuistcrialverordnung 

Inden  werden  die  in  der  Circulation  noch  vorhandenen  SUbennüiizcn  zu  2 und 

V,  fl.  auf  Grund  der  Miniisterialverordnung  vom  28.  Jänner  1901,  V.-Bl.  Nr.  6,  von  den 
Gassen  zur  Einlösung  nach  dem  Bruttogewichte  und  zum  Einheitspreise  von  120  K per 
Kilogramm  Mänzgewicht  der  Zweiguldenstiicke  und  von  70  K per  Kilograuim  Münzgewicht 
der  Einviertel'Guldenstürke  angenommen. 

^ Hiervon  wird  im  weiteren  Verlaufe  dieser  Darstellung  noch  zu  sprechen  sein. 


Digitized  by  Google 


tm 


SpitzmüUer. 


vom  12.  April  1893,  U.-G.-Bl.  Nr.  53,  umi  zwar  unter  analogen  Modalitäten 
wie  die  Zweigulden-  und  Kiiiviertel-Guldenstflcke  ausser  Cours  gesetzt.  Die 
von  der  deutsclien  Regierung  gleichfalls  auf  Grund  des  obcitierten  Gesetzes 
— gegen  Vergötniig  des  Gegenwertes  in  österreichischen  Noten  — üher- 
noinmeneii  Vereinsthaler  österreichischen  Gepräges  (im  Betrage  von  S’;,  Mül. 
Thalern)  wurden  in  der  Wiener  Münze  eingeschmolzen  und  bei  der  Ausprägung 
der  Theiluiflnzeu  der  Kronenwälirung  (Einkroneiistflcke)  verwendet 

Die  C'onsequenzen,  welche  sich  aus  der  KinfQhruug  der  Goldwährung 
und  der  vollständigen  Einstellung  der  Silberprägungeir  (das  heisst  auch 
jener  für  Staatsrechnung)  hinsichtlich  der  Silbereinlösung  ergaben,  waren 
bereits  in  der  Kundmachung  des  Finanzministeriums  vom  24.  August  1892 
^Finanzministerial-Verordnuugsblatt  Nr.  43)  zur  Erscheinung  gelangt 

Zufolge  dieser  Kundmachung  wurde  nämlich  die  Einlösung  von 
Silber  Jeder  Art  bei  dem  HauptmOnzamte  uud  den  als  Einlösungsümter 
fungierenden  Punzierungsümtem  mit  31.  August  1892  eingestellt;  Silber- 
materiale kann  bei  diesen  Aemtern  seit  1.  September  1892  im  allgemeinen 
nur  gegen  Hinausgabe  der  entsprechenden  Quantität  von  Feiusilber  in  natura 
oder  unter  gewissen  Bedingungen  zur  Auspiägung  von  Lcvantinerthalern 
angenommen  werden.  (Die  weitere  Ausprägung  dieser  H a n d el s ra  Q n ze 
ist  im  Artikel  XXll  des  Mflnzgesetzes  ausdrOcklich  vorgesehen.) 

Erst  durch  diese  Verordnung  fand  die  formelle  und  gänzliche  Los- 
lösung  unseres  Courantgeldes  vom  .Silbermarkte  statt,  indem  bis  zu  diesem 
Zeitpunkte  auch  nach  der  faktischen  Einstellung  der  SilberraOnzenprägung 
für  Privatrecbnung  ira  Jahre  1879  immerhin  noch  inländisches  Montansilber 
und  ältere  beziehungsweise  beschädigte  österreichische  Silbennönzen  zur 
Einlösung  gegen  Vergütung  in  Eandessilbermünzen  gebracht  werden 
konnten,  wenn  auch  eine  speeulative  Ausnützung  dieser  Facultät  im  Hin- 
blicke auf  die  den  Einlösungsämtern  bekannten  Intentionen  der  beiden 
Regierungen  nur  in  ganz  bescheidenem  Umfange  möglich  war. 

r)  Die  Neuordnung  der  Papiergeldcirculation  durch  die 
AV  ä h r u n g s g e s 0 1 z e. 

Die  Maassnahmen  auf  diesem  Gebiete  waren  vor  allem  durch  die  That- 
sache  des  Vorhandenseins  einer  schwebenden  Schuld  in  u nein- 
löslichen Staatsnoten  in  der  Höhe  von  312,000.000  H.  5.  AV.  mit  den 
Appoints  von  1,  5 und  50  H.  bedingt.  Dieselbe  war  gesetzlich  unter  die  soli- 
darische Garantie  beider  Reichshälften  gestellt.  In  engster  A'erbindung  mit  dieser 
Staatsnotenschuld  stand  die  Schuld  in  Partial-Hypothekarauweisungen 
(Salinenscheinen),  indem  für  den  Betrag,  um  welchem  der  Umlauf  dieser 
Schuldtitres  unter  das  gesetzlich  lizierte  Maximum  von  100,000.000  11.  fiel, 
die  gleiche  Summe  in  Staatsnoteu  über  das  Maximum  der  letzteren  hinaus 
ausgegeben  werden  durfte.  Es  konnte  dalier  die  Staatsnotencirculation  im 
Maximum  412,000.000  II.  erreichen.  Die  Garantie  beider  Reichstheile 
erstreckte  sich  auf  das  gesammte  im  Umlaufe  befindliche  Quantum  Staatsnoten. 
Jedoch  hatte  für  A’erzinsung  und  Tilgung  der  S.ilinenscheinc  beziehungs- 
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weise  rar  die  Tilgung  der  sie  in  der  Circulation  vertretenden  Staatsiioten 
die  öslcrreichiselie  Uciclisliälftc  speciell  aufmkommen,  indem  der  Beitrag 
Ungarns  zur  Vemnsung  und  Tilgung  in  jener  Pausclialsummc  cnllialten  ist, 
die  Ungarn  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  December  18ti7,  It.  G.-Bl. 
Xr.  B ex  1868,  jälirlicli  zur  Verzinsung  der  sogenannten  allgemeinen  Staats- 
schuld beiträgt.  Der  Zvvangscoura  der  Slaatsnoten  war  ird  ist  aber  auch 
von  entscheidender  Bedeutung  für  den  Charakter  des  Papiergeldwesens  in 
Oesterreich -Ungarn  nbeihaupt.  Fflr  die  Dauer  der  Aufrechtcrhaltung  des 
Zwangscouraes  der  Staatsnoten  erscheint  nämlich  die  im  Artikel  83  der 
Statuten  der  Üesterreiehisch-ungarischen  Bank  derselben  auferlegte  Ver- 
pflichtung, die  von  ihr  au.sgegebenen  Noten  bei  den  Hauptanstalten  in  Wien  und 
Budapest  sofort  auf  Verlangen  gegen  gesetzliches  Metallgeld  einzulösen, 
suspendiert.  Die  Banknote  stellt  daher,  da  sie  weiters  nach  Artikel  86  der 
Bankstatuten  ein  gesetzliches  Zahlungsmittel  ist,  zum  mindesten  fflr  die 
Dauer  des  Zwangscourses  der  Staatsnoten  ein  uneinlösliches  Papiergeld  dar. 
Die  1892er  Gesetzgebung  hat  gegenfiber  diesen  Thatsachen,  in  denen  die 
Keformbedflrftigkeit  des  österreich-ungarischen  Geldwesens  nach  allgemeiner 
Meinung  ihren  prägnantesten  Ausdruck  fand,  bereits  principiell  Stellung 
genommen,  wenngleich  sie  die  Thatsachen  selbst  zunächst  noch  ungeändert 
fortbestchen  lassen  musste. 

In  Artikel  XIX  des  zwischen  den  Ministerien  der  beiden  Keichshälften 
abgeschlossenen  Münz-  und  Währungsvertrages  (Gesetz  vom  2.  August  1892, 
It.-O.-Bl.  Nr.  127,  ungarischer  Gesetzartikel  XV'III  vom  Jahre  1892)  ver- 
pflichteten sich  nämlich  die  beiden  Kegierungen,  im  geeigneten  Zeitpunkte 
im  gegenseitigen  Einvernehmen  bei  den  Legislativen  Vorlagen  Aber  die  Ein- 
lösung der  Staatsnoten  einzubringen.  Die  Kosten  der  Einlösung  der  Staats- 
noten sind  im  Sinne  des  citierten  Artikels  jedoch  nur  bis  zmn  Betrage  von 
312,000.000  fl.  ö.  W.  (das  heisst  also  unter  Ausschluss  der  die  Salinenscheine 
im  Umlaufe  ersetzenden  Staatsiioten)  gemeinsam,  und  zwar  von  Oesterreich 
mit  70  Proc.,  von  Ungarn  mit  30  Proc.  zu  tragen.  Artikel  XI,\  bestimmt 
ferner,  dass  zuerst  die  Einlösung  der  Staatsnoten  zu  1 H.  und  der  Ersatz 
derselben  durch  andere  Zahlungsmittel  (unter  Ausschluss  von  Staatsnoten) 
zu  bewirken  sei,  und  behält  schliesslich  die  kOnflige  Ordnung  der  Papier- 
geldcirculation  und  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  (als  welche  das  Wieder- 
aufleben der  suspendierten  Verpflichtung  der  Bank  zur  Einlösung  ihrer 
Noten  in  Metallgeld  zu  betrachten  isti  späteren  Vereinbarungrn  beider 
Ifegierungen  vor. 

Trotz  seines  promissorischen  Charakters  ist  der  Artikel  XIX  von  grösster 
AVichtigkeit.  da  er  eigentlich  d e n AV  ä h r u n g s r e f o r m p 1 a n in  gedräng- 
tester Kflrzc  enthält  und  die  Kcformaction  selbst  der  gemeinschaftlichen 
Obsorge  beider  Ueichstheile  Oberantwortet.  Da  die  Fundierung  der  Staats- 
noten in  dem  bczeichneten  Artikel  vorgezeiebnet  wird  und  in  demselben 
zugleich  als  Vorstufe  für  die  Ordnung  der  Papiergeldcirculation  erscheint, 
so  war  es  vor  allem  nothwendig,  die  Mittel  zur  Fundierung  der  Staatsnoten 
zu  beschaffen;  die  Fundierung  selbst  konnte  naturgemäss  nur  durch  das 
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Metallgeld  der  neuen  Währung,  in  erster  Linie  und  principiell  also  nur 
durch  Gold  erfolgen.  Demgemäss  wurde  der  österreichische  Finaniminister 
durch  das  Gesetz  vom  2.  August  1892,  K.  G.-lil.  Nr.  130,  ermächtigt,  ein 
Anlehen  mittelst  Begebung  von  4 proc.  Goldrenteobligationen  io  jenem 
Gesammtausmaasse  aufzunehmen,  welches  erforderlich  ist,  um  in  eSectivem 
Golde  einen  Betrag  von  183,456.000  österreichischen  Goldgulden  zu  erlösen. 
Dieser  Betrag  entsprach  bei  dem  Umstande,  als  84  Goldgulden  100  II.  ö.  W. 
gleichzuhalten  sind,  einer  Summe  von  218,400.000  fl.  ö.  W.,  das  ist  genau 
der  70proc.  Quote  der  gemeinsamen  schwebenden  Schuld  in  Staatsnoten 
per  312,000.000  fl.  ö.  W.  Der  erlöste  Goldhetrag  war  im  Sinne  des  citierten 
Gesetzes  sofort  in  Landesgoldmßnzen  der  Kronenwährung  auszuprägen  und 
zur  gesonderten  Verwahrung  unter  Q egensperre  der  Staat.sschuldencnntrol- 
commission  des  Beichsrathes  zu  erlegen.  Verfügungen  über  die  so  ver- 
wahrten Goldmünzen  konnten  nur  durch  die  Gesetzgebung  getroffen  werden. 

Die  österreichische  Finanzverwaltung  hat  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
im  ganzen  Nominiile  1.60,000.000  fl.  Goldrente  in  den  Jahren  1893 
und  1895  begeben  und  dafür  einen  Betrag  von  113,773.958  fl.  87*/*  kr.  in 
österreichischen  Goldgulden  erlöst,  sonach  hinsichtlich  eines  Betrages  von 
39,682.041  fl.  12*/,  kr.  (183.456.000—113,773.958  fl.  87*/,  kr.)  in  Gold- 
gulden von  der  Ermächtigung,  dieselben  durch  Begebung  von  Goldrento  zu 
beschaffen,  keinen  Gebrauch  gemacht. 

In  Ungarn,  welches  an  der  Einlösung  der  Staatsnotenschuld  mit 
93,600.000  fl.  participierte,  wurde  durch  den  Gesetzartikel  XXI  vom  Jahre 
1892  über  die  Einlösung  (Convertierung)  einiger  Staatsschulden  und  über 
die  Beschaffung  des  zur  Einführung  der  Kronenwährung  nothwendigen  Goldes 
verfügt,  dass  Goldrenteobligationen  — abgesehen  von  dem  zu  Convertierungs- 
zwecken  erforderlichen  Betrage  — noch  in  Jener  Hfdie  emittiert  werden 
können,  dass  das  für  dieselbe  resultierende  Zinsenerfordernis  in  der  Differenz 
zwischen  dem  Zinsen-  und  Tilgungserfordernisse  der  zu  convertierenden 
Schuldtitres  und  dem  Erfordernisse  für  die  zur  Einlösung  dienenden  neuen 
Scbuldtitres  Deckung  findet  (§  7 des  citierten  Gesetzartikels).  Nach  § 9 des 
Gesetzartikels  XXI  war  der  hiernach  zu  beschaffende  Goldvorrath  sammt 
den  aus  den  Cassenbeständen  zu  Valutaregulierungszwecken  anszuscheiden- 
den  45,000.000  Goldgulden  ausschliesslich  diesen  Zwecken  zu  widmen.  Auf 
Grund  des  citierten  Gesetzartikels  hätte  der  ungarische  Fin.anzmiui6ter 
90,000.000  fl.  Nominale  Goldrente  begeben  können;  thalsächlich  wurden 
jedoch  nur  42,000.000  II.  Nominale  begeben.  Erwähnt  muss  hier  werden, 
dass  die  gesamrate  Goldbeschaflung  für  Valutazweckc  von  dem  hiermit 
betrauten  Consortium,  wie  allgemein  anerkannt  wurde,  in  sehr  geschickter 
Weise  und  ohne  irgend  welche  Störung  der  europäischen  Geldmärkte  dnreh- 
geführt  wurde. 

Der  erste  Schritt  zur  thatsächlichen  Einlösung  der  Staatsnoten  erfolgte 
durch  das  Gesetz  vom  9.  Juli  1894,  K.-G -BI.  Nr.  154,  (ungarischer  Gesetz- 
artikel XXIV  ex  1894).  Mit  diesem  Gesetze  wurde  die  österreichische 
Regierung  ermächtigt,  mit  der  ungarischen  Regierung  ein  Uebereinkommen 
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wegen  Kinlösung  nn<i  Tilgung  von  200,000.000  fl.  Staatsnoten  abzuscliliessen. 
Die  Einlösung  hatte  durch  Einberufung  und  Einlösung  der  Eingulden-Staats- 
noten  und  durch  Einlösung  eines  entsprechenden  Betrages  von  Staatsnoten 
der  anderen  Kategorien  zu  geschehen.  Die  Ausgabe  von  Staatsnoten  zu  1 (1. 
war  mit  dem  Tag  des  .\b3chlusscs  dieses  Uebereinkommens*)  einzustellen. 

Zur  Einlösung  der  200,000.000  fl.  Staatsnoten  wurden  im  Artikel  IV 
des  citierten  Uebereinkommens  zunächst  10,000.000  fl,  an  von  den  beiden 
Staatsverwaltungen  ausgeprägten  Einkronenstfleken  bestimmt.  Dieselben  waren 
in  das  gesetzliche  Gesammtcontingent  (vgl.  sub  rf)  von  200,000.000  K in 
Einkronenstfleken  einzurechnen  und  in  den  Jahren  1891  und  1895  zu 
gleichen  Theilen  auszugeben.  Geber  den  Betrag  von  40,000.000  fl.  hinaus 
waren  Silbergulden  und  Banknoten  zur  Einlösung  zu  verwenden.  Diese  beiden 
Kategorien  von  Zahlungsmitteln  waren  durch  Erlag  von  160,000.000  fl.  in 
Zwanzigkronenstficken  (1 12.000.000  fl.  = 70  Proc.  seitens  der  österreichischen, 
48,000.000  fl.  = 30  Proc.  seitens  der  ungarischen  Finanzverwaltung,)  bei  der 
Oesterreichisch  ungariseben  Bank  auf  Grund  eines  von  jeder  Pinanzverwaltung 
mit  derselben  abzuschlies.senden  üebereinkommens  zu  beschaffen.  Den  Gegen- 
wert fflr  die  erlegten  Zwanzigkronenstfleke  hatte  die  Bank  nach  Wahl  des  den 
Erlag  bewerkstelligenden  Finanzministeriums  in  Silborcourant  oder  in  Bank- 
noten zur  Verfflgung  zu  stellen.  Die  eingelösten  Staatsnoten  sind  im  Wege 
des  Reichsfinanzministeriums  der  Vernichtung  zuzufflhren  und  sodann  von 
dem  auf  gemeinsame  Kosten  einzulösenden  Betrage  der  schwebenden  Schuld 
abzuschrciben.  (Artikel  VI  und  VllI  des  citierten  Uebereinkommens.) 

Die  gesetzliche  Ermächtigung,  welche  erforderlich  war,  damit  der 
Fiuanzminister  den  Erlag  von  224,000.000  K (=  112,000.000  fl.)  in 
Zwanzigkronenstfleken  bei  der  Oesterreicbisch-ungarischen  Bank  ans  dem 
im  Wege  der  Anleihe  beschafften  Golde  bewerkstelligen  könne,  wurde  dem 
österreichischen  Finanzminister  mit  Gesotz  vom  9.  Juli  1894,  K.-G.-Bl. 
Nr.  155,  ertheilt  Thatsächlich  wurden  aus  noch  zu  erörternden  Grflnden 
fflr  den  Golderlag  bei  der  Bank  nur  223,059.230  K 80  h benöthigt.  ln 
Diirchfahrung  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1894,  R.-G.  BI.  Nr.  154,  erfloss 
zunächst  die  Ministerialvorordnung  vom  24.  Juli  1894,  R.-G. -Bl,  Nr,  158, 
mit  welcher  die  Einberufung  und  Einlösung  der  Einguldeu-Staatsnoten  ver- 
ordnet wurde;  die  Ausgabe  dieser  Staatsnoten  seitens  der  Staatscas.scn 
wurde  in  dieser  Verordnung  mit  24.  Juli  1894  eingestellt,  und  als  Endtermin, 
bis  zu  welchem  der  Zwangscours  dieser  Noten  noch  forthestand,  der 
31.  December  1895  bezeichnet.  Bis  30.  Juni  1896  waren  die  Noten  von 
den  Slaatscassen  und  .\emtern  noch  in  Zahlung  und  Verwechslung  zu  nehmen, 
von  da  ab  bis  31.  December  1899  nur  mehr  in  Verwechslung  gegen  andere 
gesetzliche  Zahlungsmittel  von  den  mit  der  Verwechslung  betrauten  Gassen. 
Nach  dem  letzgeuannten  Tage  war  jode  Verpflichtung  des  Staates  zur  Ein- 
lösung der  EinguMen-Noten  erloschen. 

I)  Von  diesem  Tage,  das  ist  dem  24.  Juli  1894,  ist  der  Beginn  der  SUatanoten- 
einlr'Sung9>operatiuu.  welche  iin  Jahre  1903  als  beendet  zu  betrachten  sein  wird,  zu  rechnen. 
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Am  21.  Juli  1894  warcii  in  der  Monarchie  ifii  ganzen  57,883.361  H. 
Kingulden-Staatsnoten  im  Umlauf.  Die  Einlösung  dieser  Noten  gieng 
rasch  vonstatten,  so  dass  im  Jänner  1895  nur  mehr  9,530.735  fl,  und  zu 
Ende  dieses  Jahres  noch  1,413.793  11.  im  Umlauf  waren.  Mit  Ende 
December  1899,  nach  welchem  Termine  die  Veridliehtung  des  Staates  zur 
Einlösung  erlosch,  waren  noch  671.978  fl.  in  Einguldcn-Xoten  aus.ständig; 
dieselben  wurden  als  getilgt  abgeschrieben  und  die  hierdurch  erwachsende 
Ersparnis  im  Sinne  des  Artikels  VII  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1894, 
ll.-G.-Bl.  Nr.  154,  der  österreichischen  Staatsverwaltung  mit  70  Proc.,  der 
ungarischen  Staatsverwaltung  mit  30  Proc.  gutgeschrieben;  demgemäss  wurde 
die  7üproe.  Quote  dieses  lletrages,  das  ist  ein  lietrag  von  470.384  fl.  60  kr. 
= 940.769  K 20  A,  welcher  mit  der  filr  den  Golderlag  bei  der  Bank  niebt 
benötigten  Summe  identisch  war,  mittelst  kaiserlicher  Verordnung  vom 
21.  September  1899,  li.-G.-Bl.  Nr.  176,  II,  Theil,  6.  Capitel,  Artikel  II  den 
Cassenbestündeu  der  Staatscentralcasse  einverleibt.  Die  hiernach  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  9.  Juli  1894  ciuzulöseudo  Menge  von  Fflnfgulden-  und  Ffinfzig- 
gulden-Noten  bezifferte  sich  mit  1 200,000.000-  57,883.361  =)  142,1 16.639 11. 
beziehungsweise  entsprechend  der  aus  den  Appoints  resultierenden  .\brundung 
mit  142,116.640  fl.;  die  Einlösung  dieser  Staatsnotenquantität  erfolgte  im 
Wege  der  cassamässigen  Zuröckbaltung  von  Staatsnoten  und  Ablieferung 
derselben  zur  Vernichtung  und  war  bereits  Ende  Juni  1896  beendet.  Von 
den  cingelösten  Noten  waren  123,124,950  fl.  Fflnfzigguldeu-Noten  und 
18,991.690  fl.  Fflnfgulden-Noten.  Dem  Verkehre  wurden  für  die  cingelösten 
Staatsnoten  per  zusammen  199,328.023  11.  zur  Verfögung  gestellt  nebst 

40.000. 000  fl.  in  Einkronenstfleken  die  von  der  Bank  als  Gegenwert  fflr  die 
von  den  beiden  Staatsverwaltungen  erlegten  Zwanzigkronenstfleke  bezogenen 
Zahlmittel,  und  zwar  38,841.313  fl.  in  Silbeigulden  und  120,486.710  H.  in 
Noten. 

Nach  Durchführung  der  soeben  erörterten  Operation  waren  von  den 
auf  gemeinsame  Kosten  einzulösendcn  312,000.000  11.  Staatsnoten  noch 

112.000. 000  fl.  (=  224.000.000  K)  eiuzulösen. 

Die  gänzliche  Einlösung  der  Staatsnoten  wurde  in  Oester- 
reich  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899,  E.  G.  Bl. 
Nr.  176,  in  Ungarn  durch  den  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1899  verfügt. 

Nach  dem  Inhalte  des  Uebercinkommens,  zu  dessen  Abschlüsse  die 
beiden  Regierungen  mit  den  citierten  Gesetzen  ermächtigt  wurden  und 
welches  am  1.  November  1899  thatsächlich  abgeschlossen  wurde  > Kund- 
machung vom  1.  November  1899,  li.-G.  BI.  Nr.  208),  erscheint  zunächst  die 
Verbindung  der  Partial-llypothekaranweisungen  mit  dem  Umlaufe  der  Staats- 
uoten  mit  dem  Tage  des  Abschlusses  des  Uebercinkommens  aufgehoben.  Die 
Staatsnoten,  welche  an  diesem  Tuge  an  Stelle  von  l’artial-Hypotbekar- 
anweisungen  im  Verkehr  waren,  hatte  die  österreichische  Fiuanzverwaltung  auf 
eigene  Kosten  gegen  andere  Zahlungsmittel  unter  Ausschluss  von  Staatsnoten 
einzulösen  und  diese  Operation  innerhalb  eines  Jahres  durchzufübren.  (.Artikel  II 
der  citierten  kaiserlichen  Verordnung,  II.  Theil,  I.  Capitel.)  Die  Tilgung  des 
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sonach  noch  erübrigenden,  auf  gemeinsame  Kosten  eitizuziehenden  Rest- 
betrages der  Staatsnoten  per  112,000.000  fl.  hatte  durch  Einberufung  und 
Einlösung  der  Noten  sowie  durch  Vernichtung  der  eingelösten  Noten  zu 
geschehen.  An  Stelle  der  eingelösten  Staatsnoten  waren  von  den  beiden 
Regierungen  unter  Mitwirkung  der  Bank  in  Verkehr  zu  setzen  64,000.000  K 
(—  32,000.000  fl.)  Silbermflnzen  der  Kronenwahrung  zu  5 K und  160,000.000  K 
(=  80,000.000  fl.)  Banknoten  zu  10  K (Artikel  V).  Die  Einlösung  und  Ver- 
nichtung der  Staatsnoten  sowie  die  Ausgabe  der  an  ihre  Stelle  tretenden 
Zahlungsmittel  wurde  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  übertragen.*) 

Behufs  Fundierung  der  von  der  Bank  auszugehenden  Zehnkronennoten 
sowie  behufs  üebernahme  eines  in  Fünfkronenstücke  umzuprügenden  Betrages 
von  64,000.000  K in  Silbergulden  von  der  Bank  hatten  beide  Regierungen 
224,000.000  K in  Landesgoldtnünzen  der  Kronenwährung,  und  zwar  die 
ö.sterreichische  Regierung  1.56,800.000  K (=  78,400.000  fl.)  und  die  ungarische 
Regierung  67,200.000  K{=  33,600.000  fl.)  bei  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  zu  erlegen.  (Kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899,  R.-G.  Bl. 
Nr.  176,  II.  Theil,  Capitel  4,  Artikel  III  und  Capitel  5,  Artikel  II.) 

Die  Einlösung  der  auf  gemeinsame  Kosten  zu  tilgenden  Staatsnoten 
hatte  die  Oesterreichisch  ungarische  Bank  vom  Zeitpunkte  der  Einberufung 
derselben  unter  Verausgabung  der  Banknoten  zu  Zehnkronen-  und  der  von  den 
Regierungen  geprägten  und  der  Bank  übergebenen  Fünfkronenstfleke  vorzu- 
nehmen. Die  Ilinausgabe  der  genannten  Geldzeichen  hatte  thunlichst  gleich- 
mässig  mit  der  Einziehung  eines  Betrages  der  einbernfenen  Staatsnoten 
zu  erfolgen  (Capitel  4,  Artikel  III).  Die  gänzliche  oder  t heilweise 
Einziehung  der  Banknoten  zu  10  K muss  über  von  beiden  Regie- 
rungen gestelltes  Verlangen  von  der  Bank  jederzeit  veranlasst  werden,  die 
beiden  Regierungen  haben  jedoch  in  diesem  Falle  der  Bank  die  zur  gänzlichen 
oder  theilweisen  Einlösung  dieser  Noten  erforderlichen  Mittel  zuzuweisen, 
was  entweder  durch  definitive  üebergabe  der  zur  Fundierung  erlegten 
laindesgoldmünzen  oder  durch  Bereitstellung  anderer  Zahlungsmittel  (bei 
gleichzeitiger  Rückstellung  des  äquivalenten  Betrages  an  zu  Fundierungs- 
zwecken erlegton  Landesgoldmflnzen)  an  die  Finanzminister  geschehen  kann. 
(Capitel  4,  Artikel  III,  Z.  7.) 

Behufs  Diirchfülirung  der  durch  diese  Bestimmungen  vorgezeichneten 
Golderläge  bedurfte  die  österreichische  Finanzverwaltung  eines  Betrages 
von  78,400.000  fl.  = 156,800.000  A'  in  Landesgoldmflnzen  (hiervon 
22,400.000  fl.  = 44,800.000  K als  70proc.  tjuote  von  32,000.000  II. 
= 64,000.000  K für  die  Fünfkronenstfleke  und  ,')6,000.000  — 112,000.000  K 
als  70proc.  Quote  von  80,000.000  fl.  = 160,000.000  K für  die  Fundiening 
der  Zehnkroneiinoten).  Der  österreichische  Finanzminister  hatte  ans  der  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  R.-O.-Bl.  Nr.  130,  durchgefflhrten 
Goldrentebegebung,  wie  früher  erwähnt,  143,773.9.">8  fl.  87*/j  kr.  in  Gold- 

*)  Von  der  gesetzlich  vorgesehenen  Faeultat,  den  Omlaiif  der  iinnknoten  zu  10  K 
gegen  entsprecliende  Kinschrünkiing  des  Cnilaufes  der  5 KroiiunstQcke  his  18O,00ü,0(X)  K 
nnszudehiieii,  wurde  thatsäcldieh  kein  Oehraneh  genneht. 


Digilized  by  Google 


366 


Spitimftllcr. 


gülden  = 342,318.949  K 71  h erlöst.  Hievon  waren  112,000.000  fl.  ö.W.  = 

224.000. 000  K fflr  die  Fundierung  der  Staatsnoten  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  9.  Juli  1894,  U.-G.-H1.  Nr.  154,  verwendet  worden,  so  dass  von  dem 
unter  Mitspene  der  Slaatsscliulden-Controlcommission  gelialtenen  Golde 
noch  ein  Betrag  von  59,159.470  fl.  ö.  IV.  = 118,318.940  K in  Landes- 
goldmflnzen  (nebst  einem  Tlieilbetrage  von  9 K 71  h)  verblieb,  wclcber  dem 
Fiuanzniinister  mit  der  kais.  Verordnung  vom  21.  September  1899,  R.-G.-Bl. 
Nr,  176,  II.  Th.,  6 Cap.,  Art.  I,  behufs  Durchführung  der  Tilgung  der  rest- 
lichen Staatsnoten  angewiesen  wurde.  Der  Betrag  in  Landesgoldmflnzen, 
welcher  hiernach  für  die  Fundierung  der  auf  Oesterreich  entfallenden 
Quote  des  auf  gemeinsame  Kosten  zu  tilgenden  Staatsnotenbetrages  per 

112.000. 000  fl.  = 224,000.000  K noch  erforderlich  war,  das  ist  der  Betrag 
von  (156,800.000  K—  118.318.940  K =)  38,481.060  K (=  19,240.530  fl. 
ö.  W.)  in  Landesgoldmflnzen,  war  im  Sinne  des  Art.  11.  des  citierten  Capitels  6 
den  freien  Goldbeständen  der  Staatscentralcasse  zu  entnehmen. 

Die  Uesterreichisch  ungarische  Bank  begann,  nachdem  die  vorgeschriebenen 
Golderläge  von  den  Regierungen  gemacht  worden  waren  und  die  Verordnung 
der  Finanzministerien  vom  8.  März  1900  über  die  Kmission  der  Fflnfkronen- 
stfleke  erschienen  war,  mit  der  Ausgabe  dieser  Thoilmflnzen  bereits  am 
15.  März  1900.  Die  Emission  erfolgte  unter  cassamässiger  Zurflckhaltung 
eines  äquivalenten  Betrages  von  Fflufgulden-  und  Fflnfziggnlden-Staatsnoten 
und  war  Mitte  October  1900  beendet 

An  Staatsnoten,  welche  Partialhvpothekar-Anweisungen  im  Umlaufe 
ersetzten,  waren  am  1.  November  1899,  dem  Tage  des  Abschlusses  des 
Uebereinkommens  über  die  gänzliche  Einlösung  der  Staatsnoten,  26.623.800  K 
in  Circulation.  Diese  Staatsnoten  wurden  von  der  österreichischen  Regierung 
in  der  Zeit  vom  December  des  Jahres  1899  bis  October  des  Jabres  1900, 
also  innerhalb  der  gesetzlichen  Jahresfrist,  aus  den  in  den  Staatscassen 
vorhandenen  Staatsnotenbestünden  getilgt  und  für  dieselben  Partialhvpothekar- 
Anweisungen  in  den  Verkehr  gebracht 

Die  Einleitung  der  formellen  Einlösungsoperation  bezüglich  der 

112,000.000  fl.  Staatsnoten,  welche  hauptsächlich  von  der  Fertigstellung 
der  Zehnkronennoten  durch  die  Bank  abhängig  war,  erfolgte  durch  die 
Ministerialverordnung  vom  10.  August  1901,  R.-G.  Bl.  Nr.  123.  Dieselbe 
ordnete  die  Einberufung  und  Einlösung  derStaatsnoten  zu  5 fl.  und  50  fl.')  ö.  W. 
unter  nachfolgenden  Modalitäten  an:  Mit  1.  September  1901  wurde  jede 
Ausgabe  und  Verwechslung  von  Staatsnoten  zu  5 fl.  und  50  fl,  seitens  der 
staatlichen  Caasen  und  Aemter  (in  beiden  Reichshälften)  gänzlich  eingestellt 
Die  bestehende  allgemeine  Verpflichtung  zur  Annahme  der  Staatsnoten  (das 
ist  der  Zwangscours  derselben)  erlischt  am  28.  Februar  1903.  Die  Staats- 
cassen und  Aemter  haben  jedoch  diese  Staatsnoten  noch  bis  31.  August  1903 
in  Zahlung  zu  nehmen. 

')  Kine  Einberufang  von  SUatsiioteii  dieser  Kategorien  hatte  bis  dahin  überhaupt 
noch  nicht  stattgerunden,  indem  die  Tilgung  der  früheren  Jahre  sich  nur  auf  die 
cassamäsaig  zurückhehaltenen  Mengen  erstreckt  hatte. 
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Die  EinlSsung  der  Noten  in  Verwechslung  gegen  andere  Zahlungsmittel 
— unter  Ausschluss  von  Staatsnoten  — hat  vom  2.  September  1901  an, 
und  zwar  durch  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  (bei  den  Uauptanstalten 
in  Wien  und  Budapest  sowie  bei  sämmtlichen  Filialen),  ferner  durch  das 
Landeszahlamt  in  Zara  stattgefiinden.  Vom  1,  September  1903  bis 
31.  August  1907  sind  die  Staatsnoten  zu  5 fl.  und  50  fl.  von  den  eben 
bezeichneten  Stellen  noch  in  Verwechslung  zu  nehmen.  Nach  dem  31.  August 
1907  ist  jede  Verpflichtung  zur  Einlösung  dieser  Staatsnoten  durch  den 
Staat  (bezw.  durch  die  von  ihm  beauftragte  Bank)  erloschen. 

Als  Ersatz  der  einzulösenden  Staatsnoten  bestimmte  die  Ministerial- 
verordnung  vom  10.  .August  1901  die  bereits  verausgabten  64,000.000  K 
in  FOnfkronenstQcken  sowie  die  Zehnkronenbanknoten  bis  zum  Höchst- 
betrage von  160,000.000  K.  Mit  der  Ausgabe  dieser  Banknoten  begann  die 
Bank  am  2.  September  1901,  nachdem  die  zur  Fundierung  derselben  gesetzlich 
bestimmten  Golderläge  der  Regierungen  bereits  früher  effeetniert  worden 
waren.  Von  den  in  der  Ministerialverordnung  vom  10.  August  1901  fest- 
gesetzten Terminen  kommt  dem  28.  Februar  1903,  an  welchem  Tage 
der  Zwangscours  der  Staatsnoten  erlischt,  eine  beson- 
dere Bedeutung  fOr  die  Final isierung  der  Währung s- 
reform  zu.  Nach  der  kais.  Verordnung  vom  21.  September  1899,  R.-O.-Bl. 
Nr.  176,  II.  Th.,  1.  Cap.,  Art.  XII,  wurde  nämlich  zwischen  den  beiden 
Regierungen  vereinbart,  dass,  sobald  der  Zwangscours  der  Staatsnoten 
erloschen  ist,  das  ist  also  nach  dem  28.  Februar  1903,  von  jedem  der  beiden 
Ministerien  eine  besondere  Schlussfassung  der  beiderseitigen  Gesetzgebungen 
über  die  Frage  der  gesetzlich  anszusprechenden  Aufnahme  der  Barzahlungen 
veranlasst  werden  wird. 

Die  Einlösung  und  Vernichtung  der  Staatsnoten  auf  Grund  der 
citierten  Verordnung  machte  rasche  Fortschiitte.  Mit  Ende  Mai  1902 
hafteten  nach  dem  Ausweise  der  Staatsschulden-Controlcommissionen  nur  noch 
10,764.500  K Staatsnoten  ungetilgt  aus.  lieber  die  Sbiatsnoteneinlösung 
bis  Ende  Mai  1902  vide  Tabelle  II  auf  Seite  380  und  381. 

Mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens  dos  Artikels  83  der  Bankstatuten, 
betreifend  die  Einlösung  der  Banknoten  gegen  gesetzliches  Metallgeld,  d.  h. 
mit  dem  Tage  der  Aufnahme  der  Banahlungen,  gehen  sowohl  die  auf  Grund 
des  Uebereinkommens  vom  24.  Juli  1894  erlegten  LandesgoIdmOnzen  als 
auch  die  zur  Fundierung  der  Zehnkroneunoten  sowie  endlich  die  zur  Erlangung 
von  Silber  für  die  FOnfkroiien-Ausprägung  erlegten  LandesgoIdmOnzen  ins 
definitive  Eigenthum  der  Bank  Ober,  und  zwar  die  zur  Fundierung  der 
Zehnkronennoten  erlegten  in  dem  Ausmaasse,  welches  dem  von  den  beiden 
Regierungen  in  dem  betrelfenden  Zeitpunkte  (mit  Rücksicht  auf  eine  etwaige 
frühere  theilweise  Einziehung)  gestatteten  Umlaufe  von  Zehnkronennoten 
entspricht  Erlischt  das  verlängerte  Bankprivilegiura  vor  Inkrafttreten  des 
Artikels  83  der  Bankstatuten  oder  tritt  die  Bank  vor  diesem  Zeitpunkte 
in  Liquidation,  so  sind  die  Banknoten  zu  10  K von  der  Bank  nach 
Maassgabe  der  Mher  citierten  Bestimmungen  (S.  305)  einzuziehen,  die 
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auf  Grund  des  üebereinkoinmens  vom  24.  Juli  1894  sowie  die  für  die 
Inverkelirsetrung  der  I'aiifkronenstflcke  erlegten  Landesgoldmünien  aber  dem 
erlegenden  Finanzministerium  gegen  Silbercourantgeld  oder  lianknoten  wieder 
zurflckzustellen.  Letzteres  gilt  auch  fQr  den  Fall,  als  die  beiden  Kegiernngeti 
von  dem  ihnen  im  Artikel  107  der  Bankstatuten  vorbehaltenen  Hechte,  das 
Bankgeschäft  mit  Ablauf  der  Piivilegiumsdauer  zu  nbernehraen,  vor  Inkraft- 
treten des  Artikels  83  der  Bankstatuten  Gebrauch  machen  sollten,  bezliglich 
aller  zur  F’undicrung  der  Staatsnoten  bei  der  Bank  erlegten  Landeagold- 
mflnzcn,  bezüglich  der  zur  Fundierung  der  Zehnkronennoten  bestimmten 
aber  nur  insoweit,  als  bezdglicb  derselben  ein  Uückforderungsrecht  noch 
besteht.  Abgesehen  von  den  hier  erwähnten  Fällen  können  die  zu  Zwecken 
der  Staatsnoteneinlösung  erlegten  LandesgoldmOnzen  von  den  beiden  Regie- 
rungen nur  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Ermächtigung  und  auch  da 
nur  vor  Inkrafttreten  de.s  Artikels  83  der  Bankstatuten  znrückverlangt  werden. 
(Gesetz  vom  9.  Juli  1894,  R.-O.-BI.  Nr.  154,  -Art.  V der  kais.  Verordnung 
vom  21.  September  1899,  11.  Th.,  4.  Cap.,  Art.  III  und  ,5.  Cap.,  Art.  II. 

Wie  bereits  aus  der  vorstehenden  Darstellung  ersichtlich,  spielt  die 
schwebende  Schuld  in  Partialhypothekar-Anweisungen  oder 
S a 1 i n e n 8 c h e i n e n in  der  österreichisch-ungarischen  Papiergeldcirculation 
eine  bedeutende  Rolle. 

Die  Entstehung  dieser  Schuld  reicht  in  das  Jahr  1848  zurück,  in  welchem 
der  Staat  der  damaligen  Nationalbank  zur  Deckuug  der  von  derselben  ent- 
nommenen Vorschüsse  per  30,000.000  Gulden  C.  M.  Theilschuldvei  Schrei- 
bungen mit  hypothekarischer  Sicherstellung  auf  der  Saline  Gmunden  i Partinl- 
bypothekar-Anweisungen  oder  Salinenscheine'i  in  jener  Höhe  übergab,  welche 
dem  bei  der  Bank  contrahierten  Anlehen  entsprach,  ln  den  folgenden  Jahren 
nahm  der  Betrag  dieser  Anweisungen  stetig  zu.  Sie  bildeten  übrigens  eine 
Quelle  stetiger  Verlegenheiten,  da  sie  angesichts  der  traurigen  staatswirtschaft- 
lichen  Verhältnisse  dieser  Zeit,  trotz  der  später  noch  auf  die  Salinen  Hallein 
und  Aussee  ausgedehnten  hypothekarischen  Sicherstellung  finanztechnisch  nicht 
als  entsprechend  fundiert  betrachtet  wurden  und  sich  daher  zu  gewissen  Zeiten, 
selbst  bei  Erhöhung  des  Zinsfusses  auf  6 Proc.,  nicht  im  Umlaufe  hielten. 

Das  Gesetz  vom  17.  November  1863  batte  den  llöchstbetrag  der 
Partialhypothekar-Anweisungen  mit  100,000.000  fl.  fixiert.  Die  Nationalhank 
besorgte  Ausgabe  und  Einlösung  dieser  Anweisungen  im  Auftr.age  des 
Staates.  Das  aus  diesem  Geschäfte  erwachsende  Guthaben  der  Bank  war 
am  Schlüsse  jedes  Monats  vom  Staate  zu  begleichen.  Dasselbe  wuchs  natür- 
lich in  dem  Maasse,  als  Partialhypothekar-.Anweiaungen  zur  Einlösung  prä- 
sentiert wurden  und  von  der  Bank  nicht  wieder  in  Verkehr  gebracht  werden 
konnten.  Um  dieser  bei  stark  sinkender  Nachfrage  des  Publicums  nach 
Salinenscheinen  besonders  bedrohlichen  Inanspruchnahme  der  Staatscassen 
zu  entgehen,  wurde  durch  das  Gesetz  vom  25.  August  1866  der  bereits 
früher  erwähnte  Connex  zwischen  Staatsnoten  und  Salinenscheinen  hergestellt. 
Das  Gesetz  vom  24.  December  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  3 ai.  1868,  hielt  diesen 
t.'onnex  aufrecht,  indem  es  ausspraeh,  dass  die  Summe  der  Partial- 
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liypothekar-Amveisungen  iiüd  der  Staatsnoten  den  Betrag  von  400,000.000  fl. 
nicht  Obersteigen  dOrfe,  dabei  aber  innerhalb  dieser  Masimalgrenze  die 
jeweilige  Venninderung  iin  Stande  der  Salinenscheino  unter  den  Betrag  von 

100.000. 000  fl.  in  der  Circiilation  durch  Staatsnoten  zu  ersetzen  sei.  Durch 
die  im  Jahre  1870  vollendete  KinlOsung  der  sogenannten  Mflnzscheine  per 

12.000. 000  fl.,  fOr  welche  der  Ersatz  von  den  beiden  Finanzministerien  in 
Staatsnoten  anzusprechen  war,  erhöhte  sich  dann  der  obige  Maximalbetrag 
von  400,000.000  fl.  auf  412.000.000  fl.  Mit  Röcksicht  auf  den  dargestellten 
Conncx  zwischen  Staatsnoteu  und  Salinenscheinen  wurde  zwar  die  Garantie 
beider  Reiehshälften  fflr  die  Staatsnoten  mit  dem  Gesetzevom  24.  December  1867 
auch  auf  die  an  Stelle  von  Salinenscheinen  in  Verkehr  befindlichen  Staats- 
noten  ausgedehnt,  gleichzeitig  jedoch  ausgesprochen,  dass  der  Antheil 
Ungarns  fflr  Verzinsung  und  Amortisation  der  Salinenscheinc  in  den  in  den 
sSjj  1 und  2 des  citierten  Gesetzes  festgesetzten  fixen  Beiträgen  Ungarns 
zur  gemeinsamen  Staatsschuld  inbegriffen  sei. 

Ihrer  Form  nach  waren  und  sind  die  I'artialhypothekar-Anweisungen 
Titres  einer  schwebenden  Schuld,  indem  sie  auf  3 oder  6 Monate  fällig 
gestellt  sind  und  bei  Verfall  Aber  Verlangen  des  Inhabers  zweimal  fflr  den 
gleichen  Zeitraum  prolongiert,  nach  dreimaligem  Ablauf  der  Frist  (9  bezw. 
18  Monatenl  aber  erneuert  werden.  Da  sie  Oberdies  verzinslich  sind  — die 
Zinsen  werden  anticipativ  entrichtet  — so  kommt  die  juristische  Structur 
des  Titres  selbst  dem  der  verzinslichen  Schatzanweisung  sehr  nahe.  Indes 
weichen  sie  von  diesen  schon  durch  die  hypothekarische  Sicherstellung  der 
Schuldverpflichtung  auf  unbeweglichen  Staatsgfltern  ab.  Durch  die  auto- 
matische Verbindung  mit  den  Staatsnoten,  welche  fflr  die  bezflglich  dieser 
Titres  eingeschlagene  Creditpolitik  von  entscheidender  Bedeutung  war,  hat 
jedoch  diese  Schuld  staatswirtschaftlich  vollends  den  Charakter  einer  dauernden 
Schuldverpflichtung  angenommen.  Die  Verbindung  mit  den  Staatsnoten  brachte 
es  speciell  mit  sich,  dass  die  Staatsverwaltung  kein  Interesse  hatte,  durch  eine 
den  Marktverhältnisaen  angepasste  Festsetzung  des  Zinsfusses  fflr  eine  Pla- 
cierung der  Titres  zu  sorgen;  denn  das  Rückströmen  der  Scheine  war  mit 
Rflcksicht  auf  das  Ventil,  welches  der  Connex  mit  den  Staatsnoten  darbot, 
fflr  die  Staatscassen  gefahrlos  und  bedeutete  zugleich  eine  Zinsenersparnis. 
Anderseits  war  aber  auch  mit  der  Inverkehrsetzung  der  Anweisungen  — in 
vollstem  Gegensätze  zu  der  Function  wirklicher  Sehatzanweisungen  — keine 
Erleichterung  der  Cassengebarung  verbunden,  indem  die  fflr  die  Salinen- 
scheine rflekfliessenden  Staatsnoten  eingezogen  werden  mussten,  ln  der  Thal 
finden  wir  wiederholt  Perioden,  in  xvelchen  der  Umlauf  der  Salinenscheine 
bis  auf  Beträge  von  wenig  Aber  30,000.000  fl.  sank. 

Die  Verbindung  der  Partialhypothekar  Anweisungen  mit  den  Staats- 
noten bildete  aber  auch  jenes  Moment,  welches  die  Staatsverwaltung  zwang, 
nach  Inangriffnahme  der  Valutaregulierung  die  Ordnung  dieses  Schuld- 
verhältnisses ins  Auge  zu  fassen.  Mit  dem  Gesetze  vom  9.  .Tiili  1894, 
U.-O.-Bl.  Nr.  156,  wurde  zunächst  der  Österreichische  Finanzminister 
ermächtigt,  die  schwebende  Schuld  in  Partialhypothekar-Anweisungen  im 
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Hwchstbetrage  von  100,000.000  fl.  auf  den  Betrag  von  70,000.000  fl.  zu 
liesclirünken,  das  ist  die  Einlösung  der  Ober  die  neu  festgesetzte  Maximal- 
grenze ausgegebenen  Partialbypothekar-Anweisungen  beziebungsweise  der  sie 
in  der  Circulation  vertretenden  Staatsnoten  zu  verfflgen. 

Die  zur  DurchfObrung  der  Einlösungsoperation  erfordeiiicben  Zablungs- 
luittel  waren  dnreb  Aufnabrae  einer  böcbstens  Iproc.  Hentenschuld  zu 
be.sobaffen.  Von  letzterer  Erniächtigung  machte  jedoch  der  Finanzrainister 
keinen  Gebrauch.  Die  Herabsetzung  der  Schuld  bis  auf  den  Betrag  von 
70,000.000  11.  erfolgte  in  den  Jahren  1894,  1895  und  1896  durch  Tilgung 
eines  Betrages  von  je  10.000.000  11.  aus  den  Cassenbeständen. 

Auf  Grund  des  die  Kegierung  zur  Schuldentilgung  ermächtigenden 
Artikels  VIII  des  Finanzgesetzes  vom  26.  Jänner  1897,  R.-G.-Bl.  Nr.  34, 
und  des  .Artikels  IV  des  Gesetzes  vom  26.  Jänner  1897,  R.-G.-Bl.  Nr.  33, 
welcher  eine  Vei-pflichtung  zur  jährlichen  Tilgung  von  Staatsschulden  in  der 
Höhe  von  2 Proc.  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  emittierten  InvestiGons- 
rente  stipulierte,  wurde  ferner  die  Schuld  im  Jahre  1898  bis  auf  den 
Betrag  von  49,485.3.52  fl.  50  kr.  ö.  W.  herabgemindert. 

Der  dem  österreichischen  Parlamente  zu  Ende  Mäi-z  1898  unter- 
breitete Complex  von  Vorlagen,  betreffend  den  wirtschaftlichen  Ausgleich 
mit  Ungarn  und  die  Fortführung  der  Valutaregulierung,  hatte  auch  einen 
Gesetzentwurf,  betreffend  die  Ordnung  der  schwebenden  Schuld  in  Paitial- 
hypothekar-Anweisungen,  enthalten,  durch  welchen  der  Finanzmini.ster 
ermächtigt  werden  sollte,  die  Partialbypothekar-Anweisungen  zur  gänzlichen 
Tilgung  zu  bringen  und  die  hiezu  nöthigen  Mittel  durch  Aufnahme  einer 
mit  höchstens  3'/,  Proc.  verzinslichen  Anleihe  zu  beschaffen. 

Die  Gestaltung  der  parlamentarischen  Whältnisse  in  Oesterreich  in 
den  Jahren  1898  und  1899  verhinderte  jedoch  die  Verabschiedung  dieses 
Gesetzentwurfes. 

Da  auf  eine  definitive  Ordnung  der  Schuld  in  Partialbypothekar- 
Anweisungen  insolange  verzichtet  werden  musste,  als  der  Oesetzgebungsapparat 
nur  provisorisch  auf  Grund  des  — die  Uebemahme  dauernder  Belastungen 
ausschliessenden  — g 14  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  Reichsvertretung 
functionierte,  stellte  sich  die  Regierung  die  Aufgabe,  zunächst  wenigstens 
jenes  Element  aus  dieser  Staatsschuld  zu  eliminieren,  welches  der  Fort- 
führung und  Finalisierung  der  Valulsregulierung  hindernd  im  Wege  stand. 

Demgemäss  wurde  in  dem  Uebereinkommen  zwischen  beiden  Reichs- 
hälften  über  die  gänzliche  Einlösung  der  Staatsuoten,  welches  den  Inhalt  de.s 
1.  Capitels  des  II.  Theiles  der  kaiserl.  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
R.-G.-Bl.  Nr.  176,  bildet,  die  Aufhebung  der  Verbindung  zwischen  .Salincn- 
scheinen  und  Staatsnoten  angeordnet.  Dieselbe  trat  am  1.  November  1899 
in  Kraft;  das  österreichische  Finanzministenum  löste  auf  Grund  der 
Bestimmungen  des  Artikels  11  des  II.  Theiles,  1.  Capitel  der  citierten  kais. 
Verordnung  — wie  bereits  oben  (S.  366  t erwähnt  — die  Staatsnoten,  welche 
am  1.  November  1899  an  Stelle  von  Salinenschcinen  im  V'erkehre  waren, 
innerhalb  Jahresfrist  ein  und  brachte  statt  derselben  Snlinenscheine  in  den 
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Verkehr.  Die  Aufhebung  der  Verbindung  zwischen  Salinenscheinen  und 
Staatanoten  nöthigte  die  Finanzverwaltung,  den  Zinafuss  der  Salinenscheino 
den  Marktverhältnissen  anzupassen,  um  ein  Uöckströmen  dieser  Scheine 
und  somit  eine  Schwächung  der  staatlichen  Cassenbestfinde  zu  verhindern. 

Durch  eine  entsprechende  Zinsfiisspolitik  ist  es  der  Fiuanzverwaltnng 
unter  Mitwirkung  der  Creditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe,  an  welche 
der  commiasionsweise  Vertrieb  der  Salinenscheine  am  1.  November  U'OO 
von  der  Oestorreichiacli-ungarischen  Bank  — gleichzeitig  mit  dem  Ueber- 
gange  der  Verwaltung  dieser  schwebenden  Schuld  vom  k.  und  k.  Reichs- 
finanzministerium an  das  österreichische  Finanzministerium  — gelangt  war, 
thatsüehlich  gelungen,  die  Partialhypothekar-Anweisungen  in  voller  Höhe 
im  Umlaufe  zu  erhalten.  Vom  1.  November  1SU)2  wird  die  Ausgabe  derselben 
von  der  Creditanstalt  auf  die  staatliche  l’ostsparcasse  flbergehen. 

DerMaiim.alumlaiif  dieser  Anweisungen  erscheint  gegenwärtig  (Ende  Mai 
1902)  infolge  successiver  kleinerer  Tilgungen  und  unter  BerQcksicbtignng  der 
Verjährung,  welche  bei  54.695  K der  Anweisungen  eiugetreten  war,  bis  auf 
91,941.305  AT  herabgesetzt  1)  ie  T i 1 g u n g dieses  Betrages  stellt  seit 
der  Aufhebung  der  Verbindung  zwischen  Staatsnoten  und  Salinenscheinen 
keine  valufapolitische  Forderung  mehr  dar:  wohl  bedeutet  aber  diese  Tilgung, 
wie  bereits  in  dem  Motivenberichte  zu  dem  im  .lahre  1898  eingebraebten 
Gesetzentwürfe  von  der  Regierung  ausgefohrt  worden  war,  ein  finanz- 
politisches Bedürfnis  erster  Ordnung.  Denn  der  Bestand  der  fraglichen 
Schuld  bezw.  die  Circulation  der  verzinslichen  Salinenscheine,  bildet  aus 
finanztechnischen  Gründen  ein  geradezu  unüberwindliches  Hindernis  für  die 
Ausgabe  von  sta.atlichen  (verzinslichen)  Schatzscheinen  in  Oesterreich.  Letztere 
Institution  ist  jedoch  unzweifelhaft  als  das  einzige  Mittel  anzusehen,  um  in 
grösseren  Staaten  eine  durch  die  Zufälligkeiten  der  Einnahmen-  und  Ausgaben- 
entwickelung nicht  gefährdete  staatliche  Cassengebarung  ohne  Preisgebung 
der  modernen  geld-  und  währungspolitischen  Grundsätze  sichcnustellen. 

So  erfreulich  es  daher  ist,  dass  es  gelungen  ist,  die  Salinenscheine 
ihres  Charakters  als  eines  gewisserniaassen  entarteten  Staatspapiergeldes 
zu  entkleiden  und  die  Höhe  dieser  Schuld  — durch  eine  unter  den 
schwierigsten  Verhältnissen  consequent  festgehaltene  Politik  — wesentlich 
zu  restringieren,  so  bleibt  es  doch  dringend  erwünscht,  dass  die  gänzliche 
Tilgung  durchgeführt  werde.  Eventuell  wäre  hierfür  der  Weg  der  Fundierung 
durch  eine  Anleihe  zu  wählen,  falls  nämlich  eine  gänzliche  Tilgung  der 
Salinenscheine  aus  staatlichen  Cassamitteln  nicht  sollte  ins  .Auge  gefasst 
werden  können. 

Die  Banknoten. 

Mit  dem  Augenblicke,  da  die  in  Oesterreich  so  dornenvolle  Aufgabe 
der  Au.sscheidung  des  staatlichen  Papiergeldes  aus  der  Circulation  gesetzlich 
golö.st  erscheint  und  die  Staatsnoten  thatsüehlich  bis  auf  einen  verschwindend 
kleinen  Rest  aus  dem  V’erkehre  verschwunden  sind,  gelangt  die  Banknote 
auch  in  unserer  Circulation  zu  der  ihr  im  modernen  Geldwesen  zugewiesenen, 
dieses  gleichsam  beherrschenden  Rolle.  Die  ökonomische  Function  der 
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Banknote  besteht  ideell  darin,  dem  Verkehre  ein  wertbeständiges  Zahlmitt«! 
«u  bieten,  dessen  Umlaufshähe  dem  reellen  Bedarf«  der  Volkswirtschaft 
thunlichst  angepasst  bezw.  durch  diesen  bedingt  ist.  Ob  die  Banknote 
diese  Function  zu  erfüllen  vermag,  das  ist  nicht  nur  von  der  Geldverfassung 
des  betreffenden  Landes  im  allgemeinen,  sondern  auch  von  der  Organisation 
des  Banknotenwesens  im  besonderen  abhängig;  es  ist  aber  jedenfalls  von 
entscheidender  Wichtigkeit  für  die  Beurtheilung  des  Geld-  und  Wfihrungs- 
wesens  eines  Landes.  Hierzu  kommt  für  Oesterreich-Ungarn  noch  der  formal 
wichtige  Umstand,  dass  die  Banknote  (Papier-)  Geld  im  technischen  Wort- 
sinne ist.  Ein  Einblick  in  den  gegenw.ärtigen  Zustand  des  Währungswesens 
in  Oesterreich-Ungarn  setzt  daher  eine  Darlegung  der  Grundsätze  unseres  im 
übrigen  von  der  Währungsgesetzgebung  unabhängigen  Banknotensystems  voraus. 

Nach  dem  gegenwärtigen  Kechtazustande  (Artikel  82  der  Bankstatuten 
in  der  durch  die  kais.  Verordnung  vom  21.  September  1899,  It-G.-Bl.  Nr.  170, 
l\'.  Theil,  1.  Capitel,  bezw.  den  ungarischen  Gesetzartikel  XXXVll  ai.  1899 
festgestellten  Form)  besitzt  die  8 s t er  rei  c h i sch  - u n g ari  s ch  e Bank 
für  die  Dauer  ihres  Privilegiums  das  ausschliessliche  Recht  der  Ausgabe  von 
Banknoten.  Die  Noten  der  österreichisch-ungarischen  Bank  genicssen  ferner 
in  der  Monarchie  wie  auch  in  den  occupierten  Ländern  Bosnien  und  Herze- 
gowina ausschliesslich  die  Begünstigung,  dass  sie  bei  allen  in  der 
Kronenwahrung  zu  leistenden  Zahlungen,  welche  nicht  infolge  gesetzlicher 
Bestimmung,  vertragsmässiger  Verpflichtung  oder  sonstiger  Privatwillens- 
crklärung  in  klingender  Münze  zu  leisten  sind,  von  jedermann  sowie  von 
allen  öffentlichen  Gassen  nach  ihrem  vollen  Nennwert«  angenommen  werden 
m 11 8 s 0 n.'l  (_ Artikel  86  der  Baukstatutcn.) 

Der  Gesammtbetrag  der  umlaufenden  Banknoten  muss  mindestens  zu 
Vj  durch  gesetzliches  Metallgeld  österreichischer  oder  ungarischer  Prägung 
nach  seinem  Nennwerte  oder  durch  inländische  HandelsgoldmOnzen  oder 
ausländische  Goldmünzen  oder  Gold  in  barem,  nach  dem  Gewichte  zum 
gesetzlichen  Münzfusse  der  Kronenwährung  unter  .ähzug  der  Prägegebür 
berechnet,  der  Rest  des  Notenumlaufes,  zuzüglich  aller  sofort  fälligen 
Verbindlichkeiten,  aber  bankmäsrig  bedeckt  sein.’) 

Die  Banknote  ist  also  bei  uns  gesetzliches  Zahlungsmittel  tender,  da«  ist 

Papiergeld  im  eigentlichen  Sinne)  zum  Uiiteracbiede  btMBpieisweise  ¥oii  der  deutechen 
Ktfichsbanknote.  bez&glicb  welcher  eine  Verpfüchtung  zur  Annalmie  bei  in  Geld  zu 
leistenden  Zahlungen  nicht  besteht.  (§  2 des  Kcichsbankgesetzes  vom  14.  März  1875.) 

*)  Modilicatioiien  erleidet  diese  Bedeckungsbestimmung  bezüglich  jener  Landes- 
goldmiinzeo,  welche  von  dun  Staatsverwaltungen  auf  Grund  der  Gesetze  der  Jahre  1894 
und  1899  behufs  Fundierung  der  Staatsnoten  bei  der  Bank  erlegt  wurden.  Insoweit 
nämlich  der  Gegenwert  für  diese  Goldmünzen  in  Banknoten  geleistet  wurde,  dürfen  diese 
LandcsgoldmQnzen,  iusolange  sie  nicht  ins  Eigenthum  der  Bank  fibergegangen  sind,  nur 
zur  Bedeckung  dieser  Banknoten  verwendet  werden,  ohne  dass  der  Bankootenvorrath 
auf  Grund  dieser  Goldmünzen  (nach  dein  Principe  der  ZweifQnftel-Deckung)  erhöht 
werden  dürfte.  Dagegen  haben  die  Deckungshestimmungen  volle  Anwendung  bezQglicIi 
der  gegen  Silbercourant  erlegten  LandcsgoldmQnzen. 

Desgleichen  dürfen  die  zur  Ausgabe  der  Zehnkronennoten  erlegten  GoldmQnzen 
nur  zur  Bedeckung  dieser  Noten  verwendet  werden;  jedoch  dürfen  die  in  den  Bank- 
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Zur  bankmässigen  Bedeckung  dfirfen  dienen; 

(i)  Statutenmässig  escomptierte  (d.  li.  längstens  innerhalb  drei  Monaten 
lablbare  und  mit  mindestens  zwei  Unterschriften  von  als  zahlungsfähig 
bekannten  Finnen  versehene)  Wechsel  und  Warrants,  ferner  ebensolche, 
d.  h.  innerhalb  drei  Monaten  zahlbare  Effecten; 

b)  statutenmässig  (d.  h.  unter  den  vom  Goncraliathe  festgesetzten 
Bedingungen)  beliehene  Edelmetalle,  Wertpapiere  und  Wechsel,  welche  eine 
Verfallszeit  von  höchstens  sechs  Monaten  haben  und  die  vorgeschriebenen 
Unterschriften  aufweisen; 

c)  statutenmässig  eingelöstc,  verfallene  Effecten  und  Coupons; 

rf)  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze,  welche  den  Statuten  entsprechen 
|siehe  a)  und  h)]  und  ausländische  Noten. 

Wenn  der  Betrag  der  umlaufenden  Banknoten  den  Barvorrath  um 
mehr  als  vierhundert  Millionen  Kronen  fibersteigt,  so  hat  die  Bank  von 
dem  Deberschusse  eine  Steuer  von  jährlich  ffinf  vom  Hundert  an  die  beiden 
Staatsverwaltungen  zu  entrichten.  (Artikel  84.) 

Die  Bank  ist  nach  Artikel  83  ihrer  Statuten  verpflichtet,  die  von  ihr 
ausgegebenen  Noten  bei  ihren  Hauptanst.alten  in  Wien  und  Budapest 
sofort  auf  Verlangen  gegen  gesetzliches  Metallgeld  österreichi- 
scher oder  ungarischer  Prägung  einzulSsen.  Wird  diese  V'erpflichtung 
nicht  binnen  24  Stunden  nach  Präsentation  eiffillt,  so  zieht  dies  den 
Privilegiumsverlust  nach  sich.  (Artikel  83.) 

Insolange  der  Zwangscours  der  Staatsnoten  besteht  (das  ist  also  bis 
28.  Februar  1903),  bleibt  jedoch  die  eben  erwähnte  Verpflichtung  der  Bank 
s u .s  p e n d i e r t.  Hierdurch  wird  jedoch  das  Recht  der  Bank,  auch  schon 
vor  diesem  Termine  Zahlungen  in  gesetzlichem  Metallgelde  zu  leisten  oder 
Noten  mit  demselben  einzulösen,  nicht  beirrt. 

Nach  Aufhören  des  Zwangscourses  der  Staatsnoten  kann  die  Bestimmung 
des  Artikels  83  von  den  Gesetzgebungen  beider  Staatsgebiete  in  Kraft 
gesetzt  werden.  (Artikel  111.) 

Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  darf  die  Bank  ihren  Besitz  an  (binnen  drei 
-Monaten  zahlbaren)  Wechseln  auf  auswärtige  Plätze  und  an  ausländischen 
Noten,  soweit  dieselben  in  Gold  oder  gleichwertiger  effectiver  Metallwäbrung 
zahlbar  sind,  bis  zum  Höchstbetrage  von  60  Mill.  Kronen  in  den  Bestand 
ihres  Barvorrathes  einrechnen.')  Welche  effectiven  Metallwährungen  als  mit 
Gold  gleichwertig  anzusehen  sind,  bestimmt  der  Generalrath  der  Bank  im 
Einvernehmen  mit  den  beiden  Regierungen.  (Artikel  lll.i  Vorläufig  wurde 
diese  Gleichwertigkeit  der  englischen,  deutschen  und  französischen  Währung 
zuerkannt.  Die  Noten  der  Oesterreichisch-ungarischen  Tkank  mflssen  auf 

casaen  teßndliclien  Zehnkrooeanotoii  (gleich  den  Staatanoien)  bei  FeaUtellang  der 
Bedeckung  des  Banknotcnnmlaufea  (nach  Artikel  S4)  von  dem  Gcaauimtbetrage  dea 
letzteren  abgezogen  werden. 

0 Es  wird  wohl  zu  erwägen  sein,  ob  diese  ßostimmung  — welche  durchaus  zweck- 
iiiäasig  ist,  da  sie  ein  besonderes  Compelle  für  die  Bank  bietet,  stets  ein  angemessenes 
Devisenportefeuille  zu  halten  — nicht  auch  nach  Aafnahnic  der  Barzaliluugen  aufrecht- 
suerhalten  wäre. 
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Kronen  Währung  lauten,  doch  darf  die  Bank  längstens  bis  31.  Dccember 
1902  noch  auf  österreichische  Währung  lautende  Banknoten  ausgehen. 
(Artikel  IV  der  kai.s.  Verordnung  vom  21.  September  1899,  K.-G.-B1.  Nr.  176, 
IV'.  Theil,  1.  Capitel.)  Die  Banknoten  dürfen  auf  keinen  niedrigeren  Betrag 
als  50  K lauten.  (Artikel  82.) 

Kine  Ausnahme  von  diesem  Grundsätze  bilden  die  von  der  Bank  auf 
Grund  Vereinbanmg  mit  den  Staatsverwaltungen  zur  Einlösung  der  Staats- 
noten ausgegebenen  Zehnkronennoten,  für  deren  Einziehung  bisher  keine 
besondere  Frist  festgesetzt  ist  und  die  daher  auch  nach  Aufnahme  der 
Barzahlungen  noch  im  Umlaufe  bleiben  können. 

i'erner  kann  die  Bank  bis  zur  Aufnahme  der  Barzahlungen  auf  20  K 
lautende  Banknoten  ausgeben,  jedoch  nur  bis  zu  einem  von  den  beiden 
Finanzministerien  zu  bestimmenden  Betrage. 

<1)  Die  Scheidemünzen. 

Die  V'^alutareformgesetze  der  Jahre  1892  und  1899  haben  drei  Kategorien 
von  Scheidemünzen  oder,  wie  der  technische  Ausdruck  unserer  Gesetzgebung 
lautet,  Th  eil  münzen  gcschafleu: 

1.  Silberroflnzen  zu  1 und  zu  5 K, 

2.  Nickelmünzen  zu  10  und  zu  20  li, 

3.  Bronzemünzen  zu  1 und  zu  2 h. 

Der  Charakter  dieser  Münzen  als  Scheidemünzen  kommt  darin  zum  Aus- 
drucke, dass  dieselben  im  Privatverkehre  durchwegs  nur  beschränkte  Zahlkraft 
haben,  anderseits  aber  bei  den  als  V'erwechslungscassen  fungierenden  Cassen  im 
Wege  d e r V e r w e c h s 1 n n g gegen  gesetzliche  LandesmOnze  (Landesgold- 
und  Landessilbennünzen)  unter  den  im  V'erordnuugswege  feslzusetzenden  Be- 
dingungen anzunehraen  sind.(ArtikelXlXde8Mflnzgesetzes  und  kais.  Verordnung 
vom  2 1 . September  1899,  B.-G.-  Bl.  Nr.  176.  II.  Theil,  2.Capitel.)Hiermit  erscheint 
die  stete  Umwandlung  der  Scheidemünzen  in  Courantmünzen  garantiert.') 

Ausserdem  gilt  für  alle  Scheidemünzen  der  Grundsatz,  dass  sie  nur 
für  Rechnung  des  Staates  geprägt  werden  und  die  Ausprägung  derselben 
contingentiert  ist. 

Die  Einkronenstfleke  werden  im  Mischungsverhältnisse  von 
835  Tausendtheilen  Silber  und  165  Tausendtheilen  Kupfer  ausgeprägt  und 
haben  das  Gewicht  von  5 y.  Die  zulässige  Abweichung  im  Mehr  oder  Weniger 
darf  im  Feingehalte  Viooo  "nd  im  Gewichte  '%i»oo  ü'uht  übersteigen. 

Der  Durchmesser  der  EinkroncnstOckc  beträgt  23  nim.  Das  Aus- 
prägungsquantum ist  für  Oesterreich  zunächst  mit  140,000.000  K limitiert 
{.Vrtikel  XU — XIV'  Münzgesetz.)  — (Ungarisches  Coutingent  60,000.000  A'l. 

Im  Privatverkehre  ist  niemand  verpflichtet,  Einkronenstfleke  im  Betrage 
von  mehr  als  50  K in  Zahlung  zu  nehmen,  wogegen  sic  bei  allen  Staats. 

')  bis  zur  Aufiinliiiie  der  barziililuDf;«‘n  hat  diese  Bestimmung,  insoweit  das  Gold 
in  Betracht  kommt,  nur  theoretische  Bedeutung.  Uehrigens  erscheint  durch  § 06  der 
Cassenvorschrift  die  Einlösung  der  Seheidemiinzen  gegen  andere  gesetzliche  Zahlungs- 
mittel im  allgemeiuen  tSilberguldeii,  Banknoten)  garantiert. 
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und  den  übrigen  öftentlichen  Gassen  unbeschränkt  in  Zahlung  genommen 
werden.  (Artikel  XIX  Mflnzgesetz.) 

Die  FüufkronenstOcke  werden  im  Mischungsverhältuissu  von 
Silber  und  *"’/,o(io  Kupfer  ausgeprägt  und  haben  ein  Gewicht  von 
21  y.  Die  zulässige  Abweichung  darf  im  Feingehalte  Viooo  »nd  im  Gewichte 
‘'looo  nicht  übersteigen.  Der  Durchmesser  derselben  beträgt  3G  »im.  (Artikel  11 
und  III  der  kais.  Verordnung  vom  21.  September  1899,  II.  Theil,  2.  Capitel.  l 
Behufs  Ausprägung  des  für  Oesterreich  mit  44,800.000  K (für  Ungarn  mit 

19.200.000  K)  festgesetzten  Gontingentes  der  Fflnfkronenstücke  war  ein 
gleich  hoher  Betrag  in  Silbergulden  bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
gegen  Erlag  von  Landesgoldmflnzen  zu  entnehmen.  (Gitierte  kais.  Ver- 
ordnung 11.  Theil,  2.  Gapitel,  Artikel  IV  und  3.  Gapitcl,  Artikel  III.  Ver- 
gleiche sub  r.) 

Die  Zahlkraft  der  Fflnfkronenstücke  reicht  im  Privatverkehr  bis  zum 
Betrage  von  einschliesslich  250  K.  bei  den  Staats-  und  übrigen  Öffentlichen 
Gassen  ist  sie  unbeschränkt  (Girierte  kais.  Verordnung,  II.  Theil,  2.  Gapitel, 
Artikel  V.) 

Die  Nickel  münzen  zu  10  und  zu  20  h werden  aus  reinem  Nickel 
geprägt.  Aus  einem  Kilogramm  reinen  Nickels  werden  250  Zwanzigheller- 
oder 333  Zehnhellerstücke  ausgehraeht.  Durchmesser  bei  den  Zwanzigheller- 
stfleken  21  mm,  bei  den  ZehnhellerstOcken  19  mm.  (.Artikel  XV  Münz- 
gesetz.)  Das  Nickelmünzen-Contingent  ist  für  Oesterreich  mit  42,000  000  K 
(für  Ungarn  mit  18,000.000  K)  festgesetzt  (Artikel  XVI  1.  c.  i 

Die  Zahlkraft  der  Nickelmflnzen  reicht  im  Privatverkehre  und  bei  ileu 
Staats-  sowie  öffentlichen  Gassen  bis  zum  Betrage  von  einschliesslich  10  K. 
(.Artikel  XIX  1.  c.) 

Ihre  Ausgabe  hatte  unter  Einziehung  der  Silberscheidemflnzen  zu  20, 
10  und  5 kr.  ö.  W.  zu  erfolgen.  (Artikel  XVI  MOnzgesetz.) 

Die  Bronzemflnzen  werden  aus  einer  Legierung  von  95  Theilen 
Kupfer.  4 Theilen  Zinn  und  1 Theil  Zink  geprägt  Aus  einem  Kilogramm 
die.ser  Legierung  sollen  300  Stück  zu  2 und  600  Stück  zu  1 A ausgebracht 
werden.  Der  Durchmesser  der  Bronzemünzen  beträgt  19  beziehungsweise 
17  mm.  (Artikel  XVII  Münzgesetz,  i Das  Contingent  ist  für  Oesterreich  mit 

18.200.000  K (für  Ungarn  mit  7,800.000  AT)  festgesetzt  (Artikel  XVIll  1.  c.) 

Ihre  Zahlkrafl  reicht  im  Privatverkehre  bis  zum  Betrage  von  1 A',  bei 

den  Staats-  und  öffentlichen  Gassen  bis  zum  Betrage  von  einschliesslich 
10  A'.  (Artikel  XIX  Müiizgesetz.) 

Die  Ausgabe  der  Bronzemflnzen  durfte  nur  gegen  Einziehung  der 
Kupferscheidemflnzen  zu 4,  1 und  kr.  0.  AV.  erfolgen.  (Artikel  XVfll  1.  c.) 

Einkronenstücke,  Nickel-  und  Bronzemflnzen  der  Kronenwährung, 
welche  infolge  längerer  Circulation  und  Abnützung  an  Gewicht  oder  Erkenn- 
barkeit erheblich  eingebflsst  haben,  werden  zwar  von  den  beiderseitigen 
Staats-  und  flffentlichen  Gassen  in  Zahlung  beziehungsweise  in  Verwechslung 
angenommen;  dieselben  sind  Jedoch  nicht  wieder  auszugeben,  sondern  an 
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die  Staatsccntralcasse  des  Staatsgebietes,  in  welchem  sie  eingeiogen  wurden, 
abzufdhren.*)  (Artikel  XI  des  Mflni-  und  Wrdirungsvertrages.) 

Durch  Zufall  (besonders  Brand)  beschädigte  Theilmflnzen  der  Kronen- 
wührung  werden  mit  Bewilligung  des  Finanzministeriums  gegen  andere 
Milnzstllcke  dieser  Kategorie  nmgewechselt.  (Ministerial-Verordnung  vom 
15.  Mürz  1895,  V.-Bl.,  Nr.  60.)  Im  übrigen  sind  Münzen,  welche  durch- 
löchert oder  sonst  auf  andere  Weise  als  durch  den  gewöhnlichen  Umlauf 
am  Gewichte  verringert  wurden,  von  der  Annahme  in  Zahlung  ausgeschlossen 
und  im  Falle  ihres  Vorkommens  bei  den  Gassen  mit  einem  Merkmale  zu 
verseilen,  welches  sie  aus  dem  gesetzlichen  Umlaufe  ausschliesst  (Artikel  XI 
des  Münz-  und  Wührungsvertrages  und  § 53  der  Ministerial-Verordnung 
vom  16.  November  1899,  V.-Bl.  Nr.  220.) 

Mit  der  Ausgabe  der  Einkronenstücke  wurde  auf  Grund  üeber- 
einkommens  der  beiden  Finanzministerien  am  16.  Mai  1893  bei  den  beider- 
seitigen Staatscassen  begonnen.  (Ministerial-Verordnung  vom  14.  Mai  1893, 
R.-0.-BI,  Nr.  80.) 

Die  Ausgabe  der  Nickelmflnzen  begann  gleichfalls  auf  Grund  Ueber- 
einkommens  beider  Finanzverwaltungen  vom  1.  Mai  1893  unter  gleich- 
zeitiger Einziehung  von  Zwanzigkreuzerstfleken  österreichischer  Währung. 
(Ministerial-Verordnung  vom  1.  Mai  1893,  li.-G.-Bl.  Nr.  72.) 

Die  ganzliehe  Einziehung  der  Silberscheidemünzen  zu  20, 10  und  5 kr.ö.W. 
erfolgte  durch  die  von  beiden  >Iinisterien  einveruehmlich  erlassenen  Ministerial- 
Verordnungen  vom  23.  Juni  1894,  R.-G.-Bl.  Nr.  125,  und  vom  18.  Deceraber  189.5, 
ll.-ü.-BI.  Nr.  192.  Die  V^erpflichtung  des  Staates  zur  Einlösung  solcher 
Münzen  erlosch  bezüglich  der  ZwanzigkreuzerstOcke  am  31.  December  1895, 
bezüglich  der  übrigen  Silberseheidemünzen  am  31.  December  1898.  Indes 
werden  Silberscheidemflnzen  österreichischer  IVährung  auch  nach  diesen 
Präclnsivterminen  bis  auf  weiteres  zum  halben  Nennwerte  eingelöst. 

Die  Ausgabe  von  Bronzemünzen  wurde  zufolge  der  von  beiden  Ministerien 
erlassenen  Verordnung  vom  1.  April  1893,  Ii.-G.-BI.  Nr.  48,  unter  Einziehung  von 
Vierkreuzerstfleken  begonnen.  Die  letzteren  wurden  mit  Verordnung  vom 
23.  Juni  1891,  K.-G.-Bl.  Nr.  125,  ausser  gesetzlichen  Umlauf  gesetzt  und  der 
letzte  Einlösungstermin  für  die  .Staatscassen  mit  81.  December  1895  festgesetzt. 

Die  analoge  Verfügung  bezüglich  der  KupferscheidemOnzen  zu  I und 
‘,/j  kr.  ö.  W.  erfolgte  mit  Verordnung  vom  9.  Juni  1897,  K.-G.-BI.  Nr.  135, 
wobei  der  letzte  Eiulösungstermin  mit  31.  December  1899  festgesetzt  wurde. 

Indes  werden  Münzen  der  letztgodachten  Kategorie  auch  nach  diesem 
Termine  bis  auf  weiteres  zum  halben  Nennwerte  eingelöst. 

D i e E r z e u g u n g der  Theilmflnzen  d e r K r o n e n w ä h r ii  n g *) 
nimmt  seit  1892  unausgesetzt  ihren  Fortgang;  das  Coutingent  der  Nickel- 
mflnzen und  der  Fünfkronenstücke  ist  in  beiden  Staaten  bereits  voll  ausgeprägt. 

’)  Vergleiche  im  übrigen  .las  sub  n,  bezüglich  iler  Laiidesgoldmünzen  Gesagte. 

r)  Ueber  die  Scheidciniinzen-rrügangen  vergleiche  die  Tabelle  I (8.  379) 


Digitized  by  Google 


l)iti  Oütvrrvicliiscli-uugariscbe  Wübruu^srelonn. 


377 


Zur  Erzeugung  der  Einkronenstttckc  wurden  in  Oesterreich  luiupt- 
sächlieh  die  eingeschmohenon  Vereinstlialcr,  ärarisclies  Montiinsilbcr,  das 
Silber  aus  den  präcludierteii  LandessilbermQiizen  zu  2 11.  und  '/,  tl.  und 
den  Silberecbeidemflnzen  der  österreichischen  Währung,  endlich  die  alten 
Onnventions  Silbermflnzen  verwendet. 

Zur  Prägung  der  Fänfkronenstücko  wurden  — wie  bereits  erwfihnt  — 
die  von  der  Oeateneicbisch-ungarischen  Bank  bezogenen  Silberguldeu  benützt. 

Die  Erzeugung  der  Ein-  und  FünfkronenstOcke  erfolgte  ausschliesslich 
in  eigener  Regie. 

Die  Nickelmünzen  wurden  aus  angekauften  zugerichteten  Münzplättchen 
aus  Reinnickel  (von  mindestens  97  Proc.  Nickelgehalt)  geprägt. 

Das  Material  für  die  Bronzemflnzen  wurde  theils  den  eingelösten 
KupferscheideinOnzen  österreichischer  Währung  entnommen,  theils  durch 
,\nkauf  beschafft.  Die  Erzeugung  der  Bronzemflnzen  erfolgte  in  eigener 
Regie,  doch  wurde  fflr  die  österreichischen  Bronzemflnzen  ein  Theil  der 
Plättchen  von  einer  Privatfirma  bezogen  und  im  Hauptmflnzamte  nur  geprägt. 

Da  der  gesetzliche  Nominalwert  der  ausgeprägten  Theilmflnzen  bedeutend 
höher  ist  als  die  aufgewendeton  Productionsko.sten  (Materialbeschaffungs- 
und Äusmflnzungskosten),  so  resultiert  fflr  die  Staatsverwaltung  aus  der 
Ausprägung  dieser  Münzen  ein  bedeutender  MOnzgewinn. 

So  kostete  die  Erzeugung  von  1 Kilogramm  gemflnzten  Einkronenstfleken, 
d.  i.  von  200  K im  Durchschnitte  der  Jahre  1892 — 1899  1-49  K 17  h. 
I Kilogramm  gemünzten  Metalls  in  Fünfkroncustfleken  ira  Werte  von 
208  K 33  h kostete  163  K IS  h.  Die  Ausprägung  des  gesammten  öster- 
reichischen Contingents  an  Nickelmünzen  per  42,000.000  K kostete 
10,577.068  K 22  li.  1 Kilogramm  Bronzemflnzen  zu  2 h im  Werte  von 
6 K kostete  (zur  Gänze  in  eigener  Regie  erzeugt)  2 X 26  h.  1 Kilogramm 
Bronzemflnzen  zu  1 A = 6 K kostete  3 A'  16  A. 

Vom  Standpunkte  des  reellen  cassamässigen  Zuwachses  können  bei 
Berechnung  des  Mflnzgewinnes  allerdings  nur  jene  Münzen  in  Betracht 
gezogen  werden,  welche  bereits  in  Verkehr  gesetzt  wurden.  Von  diesem 
Standpunkte  stellt  die  österreichische  Regierung  im  Staatsvoranschlage  pro 
1902  folgende  Bilanz,  und  zwar  fflr  den  31.  August  1901,  auf: 

1.  Kosten  des  .Silberankaufes  fflr  die  Einkroneustfleke 

(an  ärarische  Montanwerke  vergütet) 26,741.955  K 88  A 

2.  Kosten  der  Einziehung  der  Silbermflnzcn  öster- 

reichischer Währung 93,913.284  K 4,'t  A 

3.  Kosten  der  Einziehung  der  Kupfermönzen  . . . 4,624.813  K 93  A 

4.  Sonstige  Materialbeschallungs-  und  Ausmönzungs- 

kosten  in  der  Periode  1893—1900  15,350.17.)  K 14  A 

5.  Die  ä conto  der  Kostenrechnung  pro  1901  erfolgten 

Beträge 700.000  A'  — A 

Summa 141,330.229  A'  40  A 
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Nun  sind  bis  Ende  August  1901  ausgeprägt  worden: 

Einkroiienstücke 127,900.000  K 

Nickelmttnzen 42,000.000  K 

Bronzemflnzen 9,248.920  K 

Suimua 179,148.920  K 

Hiervon  waren  bis  31.  August  1901  tbatsäclilicli  veraus- 
gabt, d,  h.  von  den  Staatscassen  in  Verkehr  gesetzt: 

Einkronenstücke 115,375.237  K 

Nickelmflnzen 38,031.800  K 

Bronzemünzen 7,617.200  K 

Summa 161,024.297  K 

ab  obige  Ausgaben  per 141,330.229  K 40  h 

ergibt  sich  der  Betrag  von 19,694.067  K 60  h 

als  bis  31.  August  1901  realisierter  Münzgew'iiin. 

Dabei  ist  jedoch  zu  beachten,  dass  in  dieser  .Aufstellung  die  Kosten 
der  Materialbeschaffung  nahezu  bezüglich  der  gesammten  Contingente  der 
Scheidemünzen  berücksichtigt  sind,  so  dass  der  Nominalwert  der  noch 
weiters  in  Verkehr  zu  setzenden  Theilmflnzen  zum  grössten  Thoil  reinen 
Münzgewinn  repräsentieren  wird. 

Auch  sind  die  FünfkronenstOcke,  welche  — wie  bereits  erwähnt  — vom 
Verkehr  vollständig  aufgesaugt  wurden,  in  obiger  Bilanz  nicht  berück- 
sichtigt. Der  durch  die  Ausgabe  der  Fünfkronenstfleke  erzielte  Münzgewinn 
dürfte  circa  5,000.000  K betragen.  Nach  Inverkehrsetzung  der  gesammten 
österreichischen  Theilrattnzen-Contingente  wird  sich  für  die  österreichische 
Keichshälfte  der  reine  Münzgewinn  (einschliesslich  des  bei  der  Fönfkronen- 
Ausprägung  erzielten'  auf  circa  60,000.000  K belaufen.') 

Die  Inverkehrsetzung  der  Theilmflnzen  erfolgt  in  aller 
Kegel  in  jenem  Staatsgebiete,  dessen  Gepräge  sie  tragen;  insbesondere  bildet 
dieser  Vorgang  eine  Norm  für  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank,  welche 
seit  1.  September  1901  den  Goldverwechslungsdieust  für  beide  Staaten  der 
Slonarchie  besorgt.  (Die  Staatscassen  verwechseln  nur  fucultativ  an  solchen 
Orten,  au  welchen  die  Bank  keine  Filiale  besitzt.) 

c)  Die  obligatorische  Einführung  der  Kronen  Währung. 

Bereits  im  Artikel  XXIV  des  Mflnzgesetzes  sowie  im  Artikel  XVIII  des 
Münz-  und  Währungsvertrages  war  die  allgemeine  Einführung  der 
obligatorischen  Rechnung  in  der  Kronen  Währung  im  Zu- 
sammenhänge mit  der  Ordnung  der  Verhältnisse  des  allgemeinen  Mflnzver- 
kehres  und  den  Bestimmungen  über  die  -Anwendung  der  neuen  Währung 
auf  die  Rechtsverhältnisse  einem  besonderen  Gesetze  Vorbehalten  worden. 

Allerdings  wird  diese  Inverkehrsetzung  noch  einer  längeren  Reihe  von  Jahren 
bedürfen.  Gegenwärtig  (Kn^o  Mai  1902;  da  von  den  üsterreichbehen  Theilrouuzen  — 
abgesehen  von  den  FOnfkroiienstücken  rund  16G  Milliunen  K in  Verkehr  gesetxt  sind, 
darf  wohl  eine  gewisse  Sättigung  des  Verkehres  mit  Theiimilnzen  coiistatiert  werden, 
zumal  der  ßesitx  der  Osterr.-ungar.  Rank  an  (Osterr.  und  uugar.)  Thcilinünxen  (abgesehen 
von  den  Fbnfkronenstncken)  circa  36*3  Millionen  K beträgt. 
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Tabelle  II. 


Einlösung  der  gemeinsamen  schwebenden 


Die  BinllVflQDK  der 
HuaLaaoiensehuld  wurde  aoitBordDet 
litBaiebtlieht  eine«  Betrage«  von 

Eingelflat 

in  der  Zeit  vum 

SlaatMDoten  und 

swar 

!UO,l»X).000  fl.  6.  W. 

84.  Juli  18m  bia 

Buatinoten  4 1 tl.  per.  . 

. . 57,811  »Oll. 

dorrh  Oc*et*  vom 

91.  Derember  18116 

, i 5 fl,  , . . . 

, . 18,H91.ft«0  fl. 

9.  Juli  1K94.  R G.- 

(i.  e.  leutcr  Termin 

. * w « 

. . iia.nu.9Hi  g. 

IM.  Kr.  154,  nn- 

für  die  Kinlbaung 

Zusammen  . , 

. . lW,S3K.ua3  B. 

inir.  GeaeUartikci 

der  Htaauni'ten 

XXIV  ex  I81M 

k l fl) 

Hierxu  die  bi»  »um  Ablauf« 

de» 

Prieluaivtermine«  nicht  priaen- 

licrlon  Einguldennolen  per 

. . 671.978  0 

Ira  ganr.i'B*)  . . 

. . 900,(11)0.001  fl. 

n2.(U».iU)fl.  fi.  w. 

15.  XUra  190(1 

Staatenolcn  A 5 fl  per  . . 

. .106,881.90011. 

dureb  kai«.  Ver- 

(i,  e.  Beginn  der 

. i 50  fl  ... 

. . 735  850  11. 

onlnoDc  vom  XI. 

Itinauagab«  der 

Znaatumen  . . . 

. . 106,617.750  fl 

Hi'ptemher  IKfJ, 

FünfaronenatBckr) 

R G.  RI.  Nr.  176. 

bia  Knde  Mai  19UX 

ut^rar.  Gca«Uar> 

tikelXXXIexlKKV 

Zneammen*)  . . 

31X,IU).UUU  fl  S.  W. 

84.  Juli  IKM  bi« 

Staaunuten  ä 1 fl.  per  . . . 

. . 57.811  >3  fl. 

31.  Mai  l'Vil 

. 4 5 fl.  . . . . 

. . 184.R73-KJO  fl. 

. 4 50  fl.  ...  . 

. . 183.N6tt.Ni0  fl. 

Zu«ammen  . . . 

. . 3U5.9Ü.773  fl 

liiemi  di«  bis  aiim  Ablaufe 

de« 

Prlcluaivtermine.«  nicht  priien- 

tierten  Eingaldennnten  |>er 

- . 871.978  II 

Im  gsntpo  . . . 

. . 306,617  751  fl. 

')  Dil*  MrttretDlAiMiac  vod  t fl.  rfliirt  aui  ilrm  Urattanfl«  her.  «1*m  QbfT  die  im  l'mliaf  Kcwcceacs 
goMrn-  und  einzuli'iaen  w«reB,  tail  Kllt'kairbt  auf  diu  Ajipoinliihiltie  Jedurh 

Die  Einluaooff  d»r  mit  1.  Nureinber  IKK)  an  Sietl«  von  Pnrtialbjiratheliiar-AnnreiauBfeD  im 
auf  Kosten  der  k.  k.  FinansverwaUaac. 
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Schuld  in  Staatnoten  bis  Ende  Mai  1902. 


I dorcb  io  den  V«*rkrttr  gpbiurliU’ 


' Laxi<Iea(uldmflDxeia  «viirdeo  | 
b»i  der  Oeaterr.-ucMrur.  Bank  aas  ' 
Anlaw  der  BeerhalTuac  Ton  Zahl*  ' 

' mluele  für  die  Siaatnioleocln*  1: 
läSsiiDK  eri«ct,  and  twar  I' 


Zur  BrachaiTaoc  der  Oeldmittol  fOr  j 
die  FandieroDff  der  StaaUDotea  | 


war  %'urfe«ebcD 


wurdra  verwendet 


I EiakranenstAeke  per  4t\0lk).tM.IÜ  II.  || 
: ZtnculdenstAck«  „ 3K,K4I-313  fl  , 

Haakootea  „ 1äU,4II6.710  fl. 

Zaaaoiinrn  ■ ■ lW.S'JH.BSS  fl. 


Fdantrnaeiutflekeper  Sä.Uki.tklO  fl. 
ZebakrooeBbanknoton  |l 

per . . 74,öl7.7.Vlfl 

Zuiainmen  . . UJ6.617.7ÖI)  fl. 


I 


Von  derk.k. 
Finaas  .Vor* 
waltuog  . . 
Von  «lerkAo. 
anf.  Finanz- 
Verwaltung 


»1,23^  .35511.76  kr 


<Id  Oeeterr eicht  : ln  Oesterreich: 
Durch  Gesetz  vem  | Der  Erir>s  aus  der 
2.  Aogoat  1893,  R--  I Begebung  von 
O.-Bl.  Nr.  18U,  die  j ISO.aO.UOt)  fl.  No- 
i Brgehungvon4proc.  minale  Coldrentc 
' Goldreate  ln  einem  j im  Betrage  von 
Gesamtntausiaaaasv,.  143,773.968875 
um  in  elTectivem  : GoldguMeo,woraQs 
GoUe  188,456.00)  171,159.470  fl.  A.  W. 
Goldgniden  zu  «r  | ln  Zwantlgkronen- 


l&seu. 


andere  Zahlmittel 

I per  Bomnie Iüfi,'.kk‘ .773  fl.  i 


Ziisaiumen  . 371,161.975  fl.  76  kr.  1' 


I'  In  Ungarn: 

I Dnreh  Gesetxart. 

I XXI  vom  Jahre  181*3, 
j die  Begebung  von 
I 9U,Ukl.üUÜ  fl  Nomi- 
{ nein  Gnldrente. 


stfleknn  gvprlgtund 
mit  dem  — nach 
Abxog  der  Erepamng 
infolge  NiebtprAsen- 
tiemng  von  Ein- 
gnlden-StaaUnoten 
— restierenden 
Betrage  eon 
170,689.085  fl.  40  kr. 
der  Oeat.-nng.  Bank 
flberwiesen  war- 
den.  Zar  Deckong 
des  Kestee  per 
47,310.59011.  wnrden 
3H,UÜU.()UÜ  fl.  Eln- 
kronvnstflcke  und 
19,3411.53011  aas  den 
OoldbestladeD  der 
k.  k.  Biaaucentral-  I 
raaso  verwendet. 

In  Ungarot 
Der  Erlils  aas  der 
Begebung  von 
43,000.000  fl.  No- 
ininale  Ooldrente, 
18,OOU.aX)fl.inKin- 
kronenstfleken  und 
die  Goldhestitnde 
der  k(Sn.  ung.  Btaals 
cmtraleasBc. 


57,883  361  fl.  Eingaldennotcn  hinaus  zar  Errctrbueg  des  Betrages  von  3lLk),0lX).00D  fl.,  143,116.639  fl.  in  Pflnf- 
der  letztgenannten  Btaatsnotenkategorien  eingehlst  werden  mnasten. 

ratlanfe  gewesenen  »laatsnuten  per  36,633.800  Krouen  erfolgt«  in  der  Zeit  vom  Deeenber  1899  bie  Oetober  U*00 
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Die  gesetzliolie  Kogelung  dieser  Materie  war  ursprünglich  für  einen 
relativ  frühen  Zeitpunkt  ins  Auge  gefasst,  dann  aber  verschoben  worden,  da 
es  zweckmässig  erschien,  die  Einführung  der  obligatorischen  liechnung  in 
der  Kronenwährung  erst  in  einem  Zeitpunkte  in  Aussicht  zu  nehmen,  in 
welchem  auf  die  neue  Währung  lautende  Zahlungsmittel  sich  bereite  im 
grösseren  Maasse  im  Umlaufe  befinden  würden. 

Schliesslich  erfolgte  diese  Regelung,  nachdem  bereits  im  März  1898 
den  beiderseitigen  Parlamenten  ein  einschlägiger  Gesetzentwurf  unterbreitet 
worden  war,  in  Oesterreich  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom 
21.  September  1899,  R.  G.-Rl.  Nr.  176,  III  Theil,  in  Ungarn  durch  den 
Oesetzartikel  XXXVI  vom  .lahre  1899. 

Durch  diese  beiden  Gesetze  wurde  die  allgemein  obligatorische  Rechnung 
in  der  Kronenwährung  ab  1.  Jänner  1900  eingeführt,  ein  Termin,  der  nach 
Lage  der  Verhältnisse  noch  immer  etwas  verfrüht  erscheinen  musst«,  da 
zu  diesem  Zeitpunkte  auf  Krononwährung  lautende  Zahlungsmittel  — von 
den  Scheidemünzen  abgesehen  — Oberhaupt  noch  nicht  in  der  Circulation 
waren.  Thatsächlich  gewöhnt  sich  der  private  und  geschäftliche  Verkehr 
verhältnismässig  langsam  an  die  Rechnung  in  der  neuen  Währung. 

Mit  1.  Jänner  1900  trat  die  Kronenwährung  als  ausschliessliche  gesetz- 
liche Landeswährung  an  die  Stelle  der  österreichischen  Währung,  was  speciell 
darin  zum  Ausdruck  kommt,  dass  von  diesem  Zeitpunkte  an  Rechtsgeschäfte, 
in  welchen  keine  bestimmte  Währung  benannt  ist,  in  der  Kronenwäbrung 
zu  verstehen  sind,  soferne  nicht  eine  anderweitige  Absicht  nachgewiesen  wird. 
(g§  1 und  14  der  citierten  kaiserlichen  Verordnung,  111.  Theil.) 

Von  dem  bezeichneten  Zeitpunkte  an  war  ferner  der  Staatshaushalt 
sowie  jeder  andere  öffentliche  Haushalt  in  der  Kronenwährung  zu  führen  und 
hatte  die  gesamrate  Verrechnung  der  Staats-  und  der  übrigen  öffentlichen 
Gassen  und  Aemter  in  der  Kronenwährung  zu  erfolgen. 

Durch  eine  besondere  Cassenvorschrift  (Finanzministerialerlass  vom 
16.  November  1899,  Finanzministerial-Verordungsblatt  Nr.  220)  wurde  die 
Anwendung  der  Kronenwährung  in  der  gesammten  Rechnungsführung  der 
Gassen  und  Aemter  im  Detail  vorgezeichnet  und  insbesondere  für  die  Ueber- 
gangsperiode  (1899/1900)  die  nöthige  Vorsorge  getroffen. 

Auch  die  Verrechnung  im  Zollgelälle  ist  in  der  Kronenwäbrung  durchzu- 
führen,  das  heisst,  es  hat  diePrätiminierung,JournalisierungundRechnungsablage 
im  Zollgefälle  in  Einnahme  und  Ausgabe  in  Kronenwäbrung  stattzufinden,  (ij  2 
des  111.  Theiles  der  citierten  kaiserlichen  Verordnung  und  g 88  Gassenvorschrifl.) 

Hierdurch  bleiben  jedoch  die  bestehenden  Bestimmungen  (Artikel  XIII 
des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  67  und.krtikel  XIV  des  Gesetze.« 
vom  2ö.  Mai  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  47i,  wornach  die  Zölle  in  Goldmünze  zu 
entrichten  und  daher  in  Gnlden  Gold  zu  bemessen  sind,  unberührt.  Dem- 
gemäss findet  auch  die  unmittelbare  Registerfübrnng  über  die  Zolleinnahmen 
in  Ooldgulden  statt  und  worden  die  in  den  Regi.«tern  verzeiebneten  Gold- 
guldenbeträge in  die  Journale  unter  Anwendung  des  gesetzlichen  Umrechnungs- 
verhältnisses (42  Goldgulden  = Itlü  K)  übertragen. 
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Vom  1.  Jänner  1900  an  waren  ferner  auch  alle  BQchor  und  Rech- 
nung o n der  unter  besonderer  öffentlicher  Aufsicht  stehenden  oder  zur  öffent- 
lichen Rechnungslegung  verpflichteten  oder  öffentlichen  Zwecken  dienenden 
Körperschaften  und  Anstalten  (Geld-  und  Creditinstitiitc,  Eisenbahnen  etc.)  in  der 
Kronenwährung  zu  führen.  (§  3.  der  citierten  kaiserlichen  Verordnung,  111.  Theil.) 
FfirdieDun  hfflhrung  dieser  Vorschrift  erfloss  ein  besonderer  Pinanzniinisterial- 
erlass  vom  27.  Februar  1900,  R.-6.-B1.  Nr.  63,  welcher  speciell  die  Führung 
aller  Bücher  und  Rechnungen  der  fraglichen  Körperschaften  und  Anstalten 
in  der  Kronenwähruug  anordnet  und  Abweichungen  hiervon  aus  besonderen 
Gründen  (wie  ausländische  Geschäftsbeziehungen)  nur  bezüglich  blosser 
Hilfsbocher  und  Specialcontis  zulässt,  ferner  auch  bestimmt,  dass  die  von 
In.stituten  emittierten  Actien  nur  auf  Kronenwährung  gestellt  werden  dürfen. 

In  Gesetzen,  Verordnungen  und  öffentlichen  Bekanntmachungen  von 
öffentlichen  Behörden  und  Aemtern  sowie  in  Beschlüssen  öffentlicher  Körper- 
schaften sind  Geldbeträge  ab  1,  Jänner  1900  in  Kronenwährung  festzusetzen, 
PS  sei  denn,  dass  es  sich  um  einen  Geldbetrag  handelt,  der  kraft  gesetzlicher 
V'orschrift  in  einer  anderen  Währung  zu  leisten  ist. 

Andere  Ausnahmen  sind  nur  aas  besonderen  Gründen  zulässig  und 
bedürfen,  soweit  es  sich  nicht  um  Gesetze  handelt,  der  Genehmigung  der 
Regierung.  (§  6 der  kaiserlichen  Verordnung,  III.  Theil.)  Ausnahmen  von 
der  ausschliesslichen  Anwendung  der  Kronenwährung  sind  speciell  in  dem 
die  Anwendung  der  Kronenwährung  als  Landeswährung  bei  Wertpapier- 
Emissionen  regelnden  Finanzministerialerlasse  vom  25.  November  1899 
I Finanzministerial-Verordniingshlatt  Nr.  70)  bei  Vorhandensein  besonderer 
Gründe  vorgesehen  und  in  vereinzelten  Fällen  auch  schon  bewilligt  worden. 
(So  beim  letzten  Wiener  Communalanlehen,  dessen  Titres  auch  auf  andere 
W'ährungen  in  einem  dem  Betrage  in  Kronenwährung  entsprechenden 
.Aequivaleuthetrage  lauten.)  Selbstverständlich  gilt  die  Regel  von  der  aus- 
schliesslichen Anwendung  der  Landeswährung  auch  für  gerichtlich  oder 
notariell  aufgenommene  Urkunden  und  gerichtliche  Erkenntnisse,  immer 
jedoch  nur,  soferne  es  sich  nicht  um  Geldbeträge  oder  Verbindlichkeiten 
handelt,  welche  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  (das  ist  auch  kraft  einer 
gesetzlich  zulässigen  Vertragsbestiramung,  siehe  S.  385)  in  einer  anderen 
Währung  (oder  bestimmten  Münzsorte)  zu  leisten  sind  (g  7 der  kaiserlichen 
Verordnung,  III.  Theil). 

In  den  §g  8 — 13  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
R.-6.-B1.  Nr.  176,  III.  Theil,  werden  Bestimmungen  über  die  Ordnung 
des  allgemeinen  Münzverkehres  getroffen,  welche  sich  aus  dem 
.Münzgesetze  und  dem  Münz-  und  Währungsvertrage  ergeben. 

Nach  § 9 sind  die  EinguldenstOcke  österreichischer  Währung,  solange 
sie  nicht  gesetzlich  ausser  Verkehr  gesetzt  sind,  bei  allen  Zahlungen  unbe- 
schränkt anzunehmen;  hierdurch  ist  der  Charakter  derselben  als  Courantmünzen 
neuerdings  gesetzlich  anerkannt  worden. 

Nach  g 12  ist  der  Finanzminister  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit 
dem  Handels-  und  Eisenhahnmiuister  allgemein  oder  für  bestimmte  Gebiets- 
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theile  zu  untersagen,  dass  ausländische  Münzen  oder  Zahlungsmittel  in 
Zahlung  gegeben  oder  genommen  werden.*)  Die  Anwendung  dieser  Bestimmung 
ist  nicht  nur  gegen  Münzen  mit  mangelhafter  oder  unregelmässiger  Aus- 
prägung in  Aussicht  genommen,  sondern  auch  gegen  solche  Münzen,  welche 
aus  anderen  Gründen  (Gefahr  der  Verdrängung  inländischer  Münzen)  Störungen 
im  inländischen  Zahlungsverkehre  hervorzurufen  geeignet  sind. 

Nach  g 13  ist  der  Finanzminister  ermächtigt,  an  Stelle  der  Münzen 
der  Kronenwähning  auch  andere  Zahlungsmittel,  ferner  auch  ausländische 
Münzen  und  Zahlungsmittel  zuzulassen,  und  zwar  mittelst  besonderer  im 
Keichsgesetzblatte  zu  publicierender  Kundmachung. 

Hinsichtlich  der  Noten  der  Oe.sterreichisch-ungarischen  Bank  ist  dies 
durch  die  Publication  des  Bankstatuts  geschehen. 

Was  sonstige  sowie  namentlich  auch  ausländische  Zahlungsmittel 
nnbelangt,  so  sind  nach  der  Ministerialverordnung  vom  30.  December  ISUO. 
It.-G.-Bl.  Nr.  1 ai.  1900,  bei  den  Gassen  der  k.  k.  Staatsb.ihnen  die  Acht- 
und  Viergulden  GoldstOcke,  die  Ducaten  österreichischer  und  ungarischer 
Prägung,  die  Münz-  und  Geldsorten  der  Francs-,  dei  deutschen  Keichs-,  der 
russischen  und  der  englischen  Währung  anzunehinen. 

Im  Hinblick  auf  die  hauptsächlich  im  Zoll-  und  Eisenbahnverkehr  sich 
ergehende  Möglichkeit  des  Vorkommens  ausländischer  Münzen  im  Verkehr 
der  .Staatscassen  ist  für  diese  Münzen  ein  (der  Relatioiisparität  entsprechender  i 
Gassenwert  in  der  Gassenvorschrift  wie  folgt  festgestellt: 

für  das  Zwanzigfrancstflek  . . . mit  Kronen  19'04 

„ , Zwanzigmarkstück  . . . „ „ 23'52 

„ den  Sovereign „ 24-02 

, 10  Rubel  (Gold)  „ , 25-39 

Eine  Feststellung  von  Münzgewinn  und  -Verlust  auf  Grund  von  Diffe- 
renzen, welche  sich  zwischen  Gassenwert  und  bOrsenmässigem  Gourswert  der 
betreuenden  Münzen  ergeben,  findet  in  der  Staatsrechnung  nicht  mehr  statt. 
Nur  dort,  w-o  hei  der  Goldgebarung  ein  reeller  Münzgewiim  oder  Münz- 
verlust erzielt  wird,  ist  derselbe  zu  verrechnen.  (So  z.  B.,  wenn  behufs 
Deckung  ausländischer  staatlicher  Goldschuldverpflichtungen  Francs  eflfectiv 
gegen  österreichische  Noten  angekauft  werden,  und  zwar  zu  einem  niedrigeren 
Preise  als  der  Gassenwert  betrügt  — Münzgewiim,  oder  zu  einem  höheren  — 
Mfinzvorlust.) 

Erwähnt  sei  noch,  dass  bei  dou  österreichischen  Gassen  die 
gesammte  Goldgebarung  (mit  ausländischen  und  Landesmttnzen)  vorläufig 
noch  in  einer  besonderen  Goldcolonne  erfolgt.  (§  81.  Gassenvorschrift). 

Die  §§  14 — 21  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
R.-G.-Bl.  Nr.  176,  111.  Theil,  enthalten  die  civilrechtlich  überaus  bedeutungs- 
vollen Bestimmungen  Ober  die  Anwendung  der  Kronenwährung 
auf  die  Rechtsverhältnisse.  An  dieser  Stelle  werden  nur  die  wich- 
tigsten Punkte  hervorgehoben;  Nach  Aufstellung  der  bereits  eingangs  dieses 
Abschnittes  erwähnten  Präsumtion  zu  Gunsten  der  neuen  Wrihrung  im  S 14 

*)  Analog  Arlikül  IS  des  tieutachon  Müuzgt'uiOztis  vom  il.  Juli  IsT.S. 
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wird  im  § 15  bestimmt,  dass  alle  vor  dem  1.  Jänner  1900  reolitlicli  begrfln- 
deten  iiiid  in  österreichischer  Währung  erfflllharen  Verbindlichkeiten  von 
diesem  Tage  an  in  Kronenwährung  zahlbar  sind. 

Beruhen  solche  Verbindlichkeiten  auf  einem  vor  dem  1.  November  1H58 
idem  Tage  des  Inkrafttretens  der  österreichischen  Währung)  begrOndeten 
Uechlstitel  und  beziehen  sie  sich  auf  eine  Währung,  deren  Verhältnis  zur 
österreichischen  Währung  gesetzlich  feslgestellt  ist,  so  ist  der  Wert  derselben 
in  der  österreichischen  Währung  nach  den  Bestimmungen  der  ji§  5 und  9 ')  des 
kaiserlichen  Patentes  vom  27.  April  1858.  K.-G.-BI.  Nr.  03.  heziehiingsweise 
lies  dritten  Absatzes  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  27.  April  Is.'iS, 
K.-ti.-BI.  Nr.  64  (hetrelTeud  die  Au.ssercourssetzung  des  Wiener  Währungs- 
papiergeldes)  zu  ermitteln,  worauf  dann  die  Umrechnung  auf  den  Wert,  in 
welchem  diese  Verbindlichkeiten  in  der  Kronenwährung  zahlbar  sind,  sich 
ans  dem  bekannten  Maasstabe  (1  d.  = 2 K.  1 kr.  = 2 It)  ergibt. 

Verbindlichkeiten,  welche  infolge  gesetzlicher  Bestimmung  oder  privat- 
rechtlicher  V'erpflichtung  in  klingender  .Mfinze  oder  in  einer  bestimmten 
Sorte  der  nach  den  Patenten  vom  19.  September  1857,  R.-G.  Bl.  Nr.  1C9,  und 
27.  April  1858,  R.-G.-Bl.  Nr.  63,  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  in  öster- 
reichischer Währung  in  Geltung  gestandenen  Silhermilnzen  zu  leisten  w.aren. 
sind  nach  der  Vorschrift  des  g 15  fortan  in  klingender  Münze  der  neuen 
M'ährungldas  heisst  in  UandesgoldniOnzen  und  Silbergulden,  beziehungsweise 
in  Theilmünzen  nach  Maassgahe  ihrer  gesetzlichen  Zahlkraft)  zahlbar. 

Die  vor  dem  1.  .länner  1900  begründeten,  in  einer  bestimmten  MOnz- 
sorte,  welche  jedoch  nicht  unter  die  eben  bezeichneten  fällt,  oder  in  einer 
ausländischen  Währung  elTectiv  zu  leistenden  Verbindlichkeiten,  bleiben 
unberührt  (§  17).  Verbindlichkeiten  dieser  Art  hingegen,  welche  vom 
1.  Jänner  1900  an  begründet  werden,  sind  in  der  bestimmten  Münzsortc 
beziehungsweise  ausländischen  Währung  elTectiv  zu  erfüllen  i 18  . Durch 
diese  letztere  wichtige  Bestimmung  wird  im  .Sinne  der  Zulässigkeit  der 
sogenannten  Goldclausel  entschieden,  das  heisst  es  wird  ausgesprochen, 
dass  ab  1.  .Jänner  1900  durch  private  Rechtsgeschäfte  aller  .\rt  (also  nicht 
nur  durch  Darlehensverträgc)  Zahlungsveibindlichkeiten  in  Münzsorten  jeder 
Art,  daher  auch  in  Goldmünzen  der  neuen  Währung  oder  in  einer  aus- 
ländischen tVährung,  und  zwar  efl'eetiv  mit  der  Rechtsfolge  eingegangen 
werden  können,  dass  solche  Verbindlichkeiten  in  eben  dieser  Münzsorte  oder 
ausländischen  Währung  ellectiv  zu  erfüllen  sind. 


')  S ■')  »etit  das  Verhältnis  der  iiaclisti-h.nden  WahrunR.'n  (V'aluten)  zur  üster- 
reiehiichen  Wahrung  in  folgender  Weise  fest:  100  fl.  C.-M  ~ 10.“,  fl  . 100  fl.  sogenannte 
Wiener  Währung  = 42  fl.,  100  fl.  sogenannte  Heichswähning  “ .s"-“»  fl.,  list  Lire 
Austriache  = 35  fl..  100  fl.  polnische  Wahrung  des  Krakauer  Oebietes  -s  2.5  fl.  § 9 betrifft 
speciell  Verbindlichkeiten,  welche  auf  Silbermünzsorten  (klingen.ie  Münze)  ]aut.-n. 

r>  Die  Verpflichtung  auf  klingende  Münze  ist  nach  der  Terminologie  des  allg.  bürgerl. 
Gesetzbuches  mit  der  Verpflichtung  auf  Gold  und  8ilberraünzen,  sufenie  dieselbe  nicht  auf 
bestimmte  Miinzsorten  lautet,  identisch.  Kraft  gesetzlieh.ir  Bestimmung  sind  in  klingender 
Münze  (n.  zw.  in  Gtddmünzc  oder  in  Silber  mit  Anfg.dd)  die  /.Olle  zu  entrichten. 
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Insoferne  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  die 
Bewertung  einer  auf  Silbermflnzen  lautenden  V^erbindlichkeit  nach  dem  inneren 
Worte  iMetallwertc)  dieser  Silbermflnzen  stattzufinden  bat,  ist  der  Wert- 
berechnung in  der  Kronenwährung  der  .Marktpreis  des  Silbers  in  dem  fflr 
die  Bewertung  maassgebenden  Zeitpunkte  zu  Grunde  zu  legen  (§  li),  Aba.  2). 

Ein  solcher  Fall  läge  im  Sinne  des  ij  989  a.  b.  O.-B.  vor,  wenn  eine 
in  einer  bestimmten  Silbermflnzsorte  zu  leistende  Zahlung  in  dieser  Sorte 
nicht  geleistet  werden  kann,  weil  z.  B.  solche  Mflnzsorten  nicht  mehr  im 
Umlaufe  oder  nicht  mehr  erhältlich  sind. 

Hierbei  sind  jedoch  unter  Silbermflnzen  nicht  die  der  Österreichischen 
Währung  zu  verstehen,  da  fflr  diese  Ja  die  obcitierte  Bestimmung  des  ^ If» 
gilt.  •)  Dagegen  konnte  obige  Vorschrift  bei  Eingehen  von  Verbindlichkeiten 
in  Levantinerthaiern  oder  ausländischen  Silbennflnzen  actuell  werden.  Al.a 
Marktpreis  des  Silbers  wäre  dann  usancemäsaig  der  Preis  des  Banensilbers 
auf  Grund  der  Londoner  Silbernotierung  und  des  amtlichen  Conrses  der 
Devise  London  in  Rechnung  zu  ziehen. 

Bei  der  Umrechnung  in  die  Kronenwährung  und  bei  Berechnungen  in 
derselben  sind  Bruchtheile,  welche  Vs  Beller  oder  mehr  betragen,  als 
1 Heller  zu  rechnen,  Bruchtheile  unter  Heller  aber  zu  vernachlässigen 
20). 

III.  Das  Veehältnis  zwischen  Oesteeneich  und  Ungarn  in  Bezug  auf 
das  Vl/ährungswesen. 

Nach  g 2.  Z.  3 des  Gesetzes  vom  21.  December  1867,  H.-G.-Bl. 
Nr.  146  (ungarischer  Gesetzartikel  XII  ex  1867,  g 66),  betreffend  die  alten 
Ländern  der  Österreichisch-ungarischen  Monarchie  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten und  die  .4rt  ihrer  Behandlung  hat  die  Feststellung  des  MOnzwesens 
und  des  Geldfusses  in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  nach  gleichen, 
von  Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  zu  erfolgen. 

-Aus  dieser  Gesetzesstelle  folgt,  dass  zum  mindesten  die  grundsätzlichen 
Bestimmungen  über  das  Geld-  und  Mflnzwesen  in  beiden  Kcichshälften 
flbereinslimmend  sein  niflssen  und  dass  diese  Uebereinstimmung  durch  eine 
zwischen  den  beiden  Staaten  abzuschliessonde  Vereinbarung  sicherzustellen  ist. 

Diese  Sach-  und  Rechtslage  bedingte  es.  dass  die  grundsätzlichen. 
Bestimmungen  der  neuen  M'ährung  nicht  nur  in  beiden  Reichshälften  in 
gleichzeitig  erschienenen  Gesetzen  inarticuliert,  sondern  auch  zum  Gegenstände 
vertragsmässiger  Vereinbarung  zwischen  «len  beiden  Reichshälften  gemacht 
wurden. 

Demgemäss  erscheint  der  Bestand  der  durch  die  Gesetzgebung  des 
.lahres  1892  gesctiafleneu  VVährungsverliältnisse  in  beiden  Reichshälften 
durch  den  zwischen  den  beiden  Ministerien  abgeschlossenen  Mfliiz-  und 

')  lasbesundero  würde  also  eine  auf  .Silbergalden  der  Oaterreicbiachen  Währung 
lautende  Verpflichtung  nach  etwaiger  Ausaercüiirasetzung  dieser  Münze  nach  § 15,  das 
heisst  in  klingender  Münze  der  neuen  Wahrung  (Goldmünzen  und  Theilrniinzcn  in  Silber 
nach  Maas.sgabe  ihrer  /ahlkrnft).  zu  erfüllen  sein. 
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Währiingsvertrag,  dessen  Text  in  lieiderseitigen  identisclien  Gesetzen  (öater- 
reieliisclies  Gesetz  vom  2.  August  18t)2,  R.-G.-Bl.  Nr.  127,  ungarischer 
Gesetzartikel  XVIII  vom  Jahre  1892),  vnrgezeichnet  ist,  vertragsmässig 
gesichert.  Anlässlich  der  .\iisprägung  der  Fänfkronenstflcke,  welche  in  den 
1892er  Gesetzen  noch  nicht  vorgesehen  war,  wurde  dieser  MOnz-  und 
Währnngsvertrag  durch  einen  Additionalvertrag  ergänzt.  (Kaiserliche  Vor- 
mdniing  vom  21.  September  1899,  U.-G.-Ill.  Nr.  176,  II.  Theil.  3.  Capitel.) 

Desgleichen  wurden  die  Grundlagen  für  die  Staatsnoteneinlösung  auf 
Grund  der  Gesetze  der  Jahre  1891  und  1899  zwischen  beiden  Roichshälflen 
vertragsmä.ssig  vereinbart.  Es  erscheint  nur  als  Consequenz  dieser  innigen 
Währiings-  und  Münzgemeinschaft  zwischen  beiden  Keichshülflen,  dass  auch 
alle  wichtigeren  administrativen  Verfilgungen  auf  dem  Gebiete  des  Mtlnz-  und 
Währiingswesens  zwischen  den  beiden  Regieningen  vereinbart  und  gleich- 
zeitig verlauthart  werden. 

Eine  detaillierte  Erörterung  des  Inhaltes  der  von  den  beiden  Regie- 
rungen in  .\ngelegenheit  des  Mänz-  und  Währungswesens  jeweils  getroffenen 
Vereinbarungen  kann  an  dieser  .Stelle  unterbleihcn.  da  die  Maassnahnien  und 
Verfägungen.  auf  welche  sich  diese  Vereinbarungen  beziehen,  bereits  im 
Abschnitte  II  erörtert  wurden  und  soweit  nicht  eine  Differenz  ausdrflcklich 
erwähnt  wird,  als  in  beiden  Reichshälfteo  identisch  zu  betrachten  sind.  Nur 
folgende  im  Münz-  und  Währungsvertrage  geregelte,  fät  die  Reurtheilung 
des  Verhältnisses  zwischen  beiden  Ueichshälften  in  w.'ihrungs-  und  mflnz- 
politischer  Beziehung  wichtige  Punkte  mfissen  hier  erwähnt  werden. 

Nach  Artikel  XII  des  Mflnz-  und  Währungsvertrages  verpliiehten  sich 
beide  Regierungen,  Landessilbermäiizen  der  österreichischen  Währung  nicht 
mehr  auszuprägen,  au.sser  aus  Jenen  Silhenncngen,  welche  sich  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  der  Währungsgesetze  im  Besitze  der  beiderseitigen  Finanz- 
verwaltuugen  befanden  oder  von  denselben  zu  Münzzweeken  bereits  erworben 
worden  waren.  Diese  Mengen  wurden  einverständlich  durch  beide  Finanz- 
verwaitungen  commissioneil  festgestellt. 

Hinsichtlich  Jeder  Beschaffung  von  Silber  zu  Münzzwecken  ist  von  den 
beiden  Finanzverwaltungen  einverständlich  vorzugehen.  Die  Contingente  der 
neuen  Scheidemänzen  werden  auf  die  beiden  Reichshälften  im  Verhältnisse 
von  70  : 30  vertheilt.  Festgesetzt  ist  das  Contingent  der  Einkronenstöcke 
mit  zunächst  200,000.000  K (140,000.000  A'  für  Oesterreich,  60,000.000  K 
för  UngaiTii.das  der  Fünfkronenstöcko  mit  zunächst  64 ,000,000  A' (44,800.000  K 
für  Oesterreich,  19,200.000  K für  Ungarn),  das  der  NickelmQnzen  mit 
60,000.000  K (42,000.000  A'  für  Oesterreich,  18,000.000  K für  Ungarn), 
endlich  jenes  der  Bronzeniünzen  mit  26.00o.000  K : für  Oesterreich  18,200.000, 
für  Ungarn  7,800.000  K).  Desgleichen  werden  die  Kosten  der  Einlösung 
der  Münzen  der  österreichischen  Währung  Jeder  Art  und  Piägung  auf  die 
beiden  Reichshälften  im  Verhältnisse  von  70  : 30  aufgetiieilt.  i Artikel  IX 
und  X des  Münz-  und  Währungsvertrages,  beziehungsweise  hinsichtlich  der 
FOnfkronenstOcke,  Additionalvertrag  zu  demselben,  abgeschlossen  auf  Grund 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899,  R.-G.-Bl.  Nr.  176, 
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n.  Theil,  3.  Capitol,  ungarischer  Gesetzartikel  XXXlll  ex  18U9.)  Im 
Interesse  der  Keinheit  des  Mflnzverkehres  und  der  Correctheit  der  Präaungen 
werden  die  Ausmünzungen  beider  KeiclisliülFten  von  den  beiderseitigen  Probier- 
iliutern  (österreicbisebes  Oeneralprobii  ramt  in  Wien,  königlich  ungarisches 
Hauptprnhieramt  in  Kremnitz)  auf  Grund  eines  zu  diesem  Zwecke  speciell 
abgeschlossenen  L'ebereinkommens  gegenseitig  geprüft. 

«iewichte,  welche  das  Normalgewicht,  und  solche,  welche  das  Passier- 
gewicht  der  I.andesgoldmflnzen  haben,  werden  unter  öffentlicher  Controle 
justiert,  gestempelt  und  zu  einem  einverstündlich  festgestellten  Gestehungs- 
prei.se  verkauft.')  Artikel  XV  des  Münz-  und  Währungsvertrages.) 

Die  Regierungen  haben  sich  monatlich  detaillierte  Ausweise  Über  die 
in  jeder  Münze  vorgenommenen  Ausmflnzungen  mitzutheilen  i.\rtikel  XVI). 

Die  Kosten  der  Einlösung  der  eine  gemeinsame  schwebende  .Schuld 
bildenden  Staatsnoten  werden  bis  zum  Betrage  von  312,0(MMK)0  II.  von  den 
beiden  Keichshülften  im  Verhältnisse  von  70  : 30  getragen.  Von  beson- 
derer Wichtigkeit  ist,  dass  die  hinsichtlich  der  Ordnung  der  Papiergeld- 
circulatinn  zu  erlassenden  gesetzlichen  Verfügungen  nach  den  Artikeln  XIX 
und  XXI  des  Münz-  und  tVährungsvertrages  zwischen  den  beiden  Staaten 
zu  vereinbaren  sind,  was  nach  der  Terminologie  des  Münz-  und  Wührungs- 
gesetzes  mit  der  glcichmässigen  Regelung  der  Materie  in  den  beiden  Reichs- 
hälften  zweifellos  gleichbedeutend  ist. 

Die  Bestimmungen  des  Münz-  und  Währuiigsvertrages  haben  bis  ein- 
schliesslich Ende  des  .lahres  1910  zu  gelten. 

Wird  der  Vertrag  ein  .lahr  vor  seinem  .Vblaufe  seitens  eines  der 
beiden  veitragschliessenden  Theile  gekündigt,  so  sind  die  beiderseits  ver- 
tragsmässig  geprägten  .Münzen  noch  wenigstens  durch  zwei  Jahre,  entspre- 
chend den  Bestimmungen  des  Vertrages,  in  beiden  Staatsgebieten  zuzulassen. 
Zugleich  verpflichten  sich  die  beiden  Regierungen  innerhalb  dieser  Zeit  die 
Kronenwährung  nach  dem  vertragsmässigen  Münzfusse  und  Mflnzsysteme 
hcizuhebalten. 

Nach  Ablauf  der  bezeichneten  Frist  ist  jeder  Theil  verpflichtet,  die 
innerhalb  des  anderen  Staatsgebietes  befindlichen  Einkronenstücke.  Nickel- 
nnd  Bronzemünzen  der  Kronenwährung  seines  Gepräges  gegen  gesetzliche 
l.andesmünzen  zurflckziilösen. 

Der  .Anspruch  auf  diese  Zurücklösung  erlischt  nach  Ablauf  gines 
weiteien  Jahres. 

Falls  der  Vertrag  ein  .lahr  vor  seinem  Ablaufe  von  keinem  der  beiden 
vertragschliessenden  Theile  gekündigt  winl,  so  hat  derselbe  in  seiner  Gänze 
auf  weitere  zehn  Jahre  in  Geltung  zu  verbleiben. 

In  diesem  Falle  treten  die  obigen  Bestimmungen  für  den  .Ablauf  der 
verlängerten  Vertragsperiode  in  Kraft.  (Artikel  .\X  des  Münz-  und  Währungs- 
Vertrages.  ) 

')  Mit  dem  Verkaufe  dieser  Gewichte  wurde  y.ufutge  Miiiislerialrerordniing  vuin 
l*.  Mai  IliO‘2.  It,-ti.-Itl.  Nr.  09,  um  I.  Juli  d.  J.  liegtumeii. 
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IV.  Die  Oestenreichisch-ungapische  Bank  und  ihre  Mitwirkung  bei  der 
Reform  des  Geldwesens. 

Die  Geschichte  des  Währungswesens  und  der  Wfihnnigs- 
reforni  war  und  ist  naturgemäss  in  allen  modernen  Staaten  mit  der  Ent- 
wickelung der  Notenbank  aufs  innigste  verknüpf t.  Kaum 
irgendwo  ist  aber  dieser  Zusammenhang  ein  so  inniger  und  die  Mitwirkung 
des  Noteninstitutes  bei  der  Iteform  und  Modernisierung  des  Geldwesens 
eine  so  intensive  gewesen,  wie  in  Oesterreich- Ungarn. 

Die  Oesterreiehisch-ungarische  Bank  trat  in  die  M’ähriingsreformära 
mit  ihren  durch  die  Gesetze  vom  27.  .Juni  1878,  H.-O.-Bl.  Nr.  liG,  und  vom 
21.  Mai  1887,  K.-G.-Bl.  Nr.  51.  festge.setzten.  bis  31.  December  1897  gütigen 
Statuten.  Nach  Artikel  87  dieser  Statuten  war  die  Bank  nur  verpflichtet, 
gesetzliche  Silbermünze  oder  Silberbarren  mit  -1.5  fl.  in  Banknoten  für  das 
Münzpfund  feinen  Silbers  (=  k>)  einzulösen ‘i.  Nur  in  die.sem  l’unkto 

bedurften  die  Bankstatuten  unmittelbar  bei  Beginn  der  Währungsreform 
einer  Ergänzung  beziehungsweise  Abänderung.  Dieselbe  erfolgte  durch  das 
Gesetz  vom  2.  August  1892.  H.  G.-Bl.  Nr.  129  (ungarischer  Gesctzartikel 
XX  vom  .Jahre  1892\  welches  bestimmte,  dass  zu  dem  Artikel  87  der  Bank- 
Statuten  folgender  Zusatz  zu  treten  habe: 

.Die  Bank  ist  verpflichtet,  gesetzliche  Goldmünzen  zum  Nennwerte 
und  Goldbarren  gemäss  dem  gesetzlichen  Mün/.fusse  der  Kronenwährung 
gegen  Banknoten  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und  Budapest  auf  Ver- 
langen jederzeit  einzulösen. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  hierbei  die  Goldbarren  auf  Kosten  des 
Abgebers  durch  die  von  ihr  bezeiehneteu  Techniker  prüfen  und  scheiden 
zu  lassen,  ferner  die  von  den  Regierungen  diesfalls  festgesetzten  und  ver- 
lautbarten Prägegebflren  in  Abzug  zu  bringen.“ 

In  den  neuen  Statuten  (kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
R.-G.-Bl.  Nr.  176,  IV.  Theil,  1.  Capitel)  wurde  sodann  die  Verpflichtung  der 
Bank  zur  Einlösung  von  Silbermünzen  und  Silberbarren  auch  formell  eliminiert 
und  die  durch  das  Gesetz  vom  2.  August  1892  festgestellte  Zusatzbestim- 
mung als  Artikel  87  in  die  Statuten  aufgenommen.  Hierbei  wurde  jedoch 
die  Verpflichtung  der  Bank,  auch  die  Goldmünzen  der  neuen  Währung  gegen 
Banknoten  einzulösen,  mangels  irgend  eines  Bedürfnisses  für  dieselbe  auf- 
gelassen, so  dass  also  nur  mehr  eine  Verpflichtung  der  Bank  zur  Einlösung 
von  Goldbarren  besteht. 

Die  Mitwirkung  der  Bank  bei  der  Staatsnoteneinlösung  sowie  die 
grundsätzlichen  Bestimmungen  über  das  Banknotenwesen  wurden  bereits 
im  Abschnitte  11  erörtert. 

Es  erübrigt  daher  hier  nur  einige,  die  Oestcrreichisch-ungarische  Bank 
betrelTcnde  Anordnungen  der  Gesetzgebung  des  Jahres  1899  zu  erörtern, 
welche  auch  vom  Standpunkte  der  AVährungsreform  von  Interesse  sind.  Das 

*)  Diese  Ver|iBichtong  war  abrigens  zugleich  mit  der  Einstellung  der  Silberprägung 
für  Privatrecltnung  suspendiert  worden. 
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(1er  Oestprreicliisch-uiigarischen  Hank  bis  31.  December  1897  verliebene  und 
filr  die  Jaliro  1898  und  1899  in  unveränderter  Form  aufrecht  erhaltene 
l’rivilegiiiin  war  dur(di  die  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
U.  G.-Bl.  Nr.  176,  IV.  Theil,  1.  Capitel  (ungarischer  Ge.setzartikel  XXXVIl 
vom  .Jahre  1899)  för  die  Zeit  vom  1.  .länner  1900  bis  31.  December  1910 
(and  zwar  für  das  gesammte  Geltungsgebiet  des  Privilegiums,  das  ist  för 
die  östereichisch-ungarische  Monarchie  einschliesslich  der  occupierten  Länder 
Bosnien  und  Herzegowina)  verlängert  worden.  (.Artikel  I der  citierten  kaiser- 
lichen Verordnung.'  Nur  in  dem  Falle  als  die  Gemeinschaft  des 
Zollgebietes  nicht  wenigstens  bis  31.  December  1910  aufrochterhalten 
werden,  sondern  mit  31.  December  1907  erlöschen  sollte,  gilt  auch  das 
Bankprivilegium  (Artikel  IX)  nur  bis  zu  dem  letzteren  Termine,  ln  dem 
erwähnten  Privilegialgesetz  und  deu  als  integrierenden  Bestandtheil  des 
Gesetzes  erklärten  Baiikstatuten  sind  erst  die  vollen  aus  dem  AVährungs- 
wcchsel  fflr  das  Noteninstitut  sich  ergebenden  Conseejuenzen  gezogen  worden. 

Zunächst  wurde  die  Oc.sterreichisch-ungarische  Bank  durch  .Artikel  IV 
des  Privilegialgesetzes  verpflichtet,  vom  I.  Jänner  1900  an  ihre  Bücher 
und  Kocimungeu  grundsätzlich  in  der  K r o n e n w ä h r u n g zu  führen.  Die  aut 
österreichische  AVähruog  lautenden  Banknoten  dürfen  bis  zur  Herstellung 
der  auf  Kronenwährung  lautenden,  längstens  aber  bis  31.  December  1902 
ausgegeben  werden.  V'on  den  die  Beform  des  Geldwesens  betreffenden 
Bestiiiimungen  der  neuen  Baukstatuten  sind  die  wichtigsten,  abgesehen  von 
den  bereits  erwähnten  im  Artikel  87,  die  folgenden : 

Durch  Artikel  .55  der  Bankstatnten  wird  die  Bank  verpflichtet,  för 
Beebnung  jeder  der  beiden  Finanzverwaltungen  nach  zu  vereinbarenden 
Bestimmungen  Gelder  zu  übernehmen  und  bis  zur  Höhe  des  betreuenden 
Guthabens  Zahlungen  zu  leisten.  Auch  ist  die  Bank  verpflichtet,  auf  Ver- 
langen und  für  Beebnung  jeder  der  beiden  Finanzverwaltiingen  an  den  zu 
vereinbarenden  Orten  durch  die  Bankcassen  Verwechslungen  zu  leisten.  Bei 
diesen  Gestionen  hat  die  Bank  keinen  .Anspruch  auf  Commission  und  Kosten- 
ersatz. Von  dieser  fflr  die  Beform  der  staatlichen  Geldverwaltung  geradezu 
grundlegenden  und  daher  auch  för  die  Fortführung  der  Valutareform 
wichtigen  Bestimmung  sowie  ihrer  .Anwendung  wird  im  weiteren  Verlaufe 
dieser  Darstellung  noch  die  Bede  sein. 

Durch  .Artikel  56  k)  der  Statuten  wurde  die  Bank  berechtigt,  nebst 
Wechseln  auf  auswärtige  Plätze,  wozu  sic  schon  bisher  berechtigt  war,  auch 
Checks  auf  solche  Plätze,  ausländische  Noten,  ferner  im  Geltungsgebiete 
zahlbare  Wechsel  im  Inlando  und  Auslande,  auch  wenn  dieselben  nicht  auf 
Kronenwährung  lauten,  anzuschaffen  und  zu  verkaufen,  sowie  Checks  und  An- 
weisungen auf  auswärtige  Plätze  abzugeben,  im  Auslände  Incassi  zu  besorgen, 
Zahlungen  für  fremde  Bechnung  zu  leisten  und  die  zur  Führung  dieser 
Geschäftszweige  erforderlichen  Guthabungen  im  Auslände  zu  halten.  Ferner 
wurde  die  Bank  durch  Artikel  65,  Z.  4,  bereciitigt,  Wechsel  auf  auswärtige 
Plätze  mit  einer  Verfallszeit  von  höchstens  6 Monaten  (gleich  analogen 
inländischen  Wechseln)  zu  belehnen,  soferne  sie  — abgesehen  von  der  Ver- 
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fallszeit  — den  Bestimmungen  für  zum  Escompte  zugelassene  Wechsel 
entsprechen.  Diese  Bestimmungen  hatten  den  Zweck,  dom  für  die  Währungs- 
reform so  wichtigen  Devisen-  und  Valutengeschäfto  der  Bank  eine  ent- 
sprechende statutarische  Grundlage  zu  geben.  Durch  Artikel  58  wurde 
die  Bank  verpflichtet,  bei  den  Bankcaasen  hinsichtlich  des  Münzverkehres 
die  durch  die  Artikel  VI  und  XI  des  Münz-  und  Währungsvertrages  vom 
11.  August  1892  für  die  Staats-  und  öffentlichen  Gassen  festgestellten 
Normen  (vgl.  Abschnitt  II)  einzuführen. 

Durch  Artikel  65,  letzter  Absatz,  wurde  ausgesprochen,  dass  die 
Bank  die  Belehnung  von  gemünztem  oder  ungeraflnztem  Silber  sowie  die 
Anschaffung  von  Silber  (zu  welchen  Geschäften  die  Bank  nach  .Artikel  56 i) 
und  65,  Z.  1,  berechtigt  ist)  nur  mit  Zustimmung  der  beiden  Finanz- 
minister vornehmen  dürfe.  Hierdurch  wurde  eine  von  der  Bank  bereits  vor 
Inangriffnahme  der  Währungsreform  mit  Erklärung  vom  3.  Mai  1892  über- 
nommene Verpflichtung  statutarisch  fixiert. 

Die  Bestimmungen  des  Artikels  84  der  neuen  Statuten  über  die  Noten- 
deckung wurden  bereits  im  Abschnitte  II  erörtert 

Dasselbe  gilt  von  den  Bestimmungen  des  Artikels  111.  Doch  ist  hier 
noch  jene  Bestimmung  des  Artikels  111  hervorzuheben,  wornach  die  Bank 
bei  Führung  der  ihr  Statuten mässig  gestatteten  Geschäfte  auch  he.stimmte 
Mflnzsorten  oder  bares  Geld  in  Noten  oder  Münzen  einer  ausländischen 
Währung  mit  der  Verbindlichkeit  der  Rückstellung  in  der  betreffenden 
cffectiven  Münz-  oder  Geldsorte  übernehmen  darf.  Nach  dem  Motiven- 
berichte  der  Regierung  zu  der  im  Jahre  1898  eingebiachten  Gesetzesvorlage 
über  das  Bankstatut  hatte  diese  Bestimmung  den  Zweck,  den  Betrieb 
effectiv  zu  erfüllender  Geschäfte  durch  die  Bank  gerade  in  der  Zeit  vor 
Aufnahme  der  Barzahlungen  zu  fördern  und  zu  ermöglichen,  dass  im  freien 
Verkehre  vorhandene  Mflnzsorten  ihren  Weg  in  die  Bank  nehmen,  welche 
sie  vorübergehend  oder  dauernd  einer  Verwendung  im  allgemeinen  wirt^ 
schaftlichen  Interesse  znfflhren  kann. 

Endlich  wurde  die  Bank  im  Artikel  114  im  Zusammenhänge  mit  der 
dort  festgestellten  Erhöhung  ihres  .Actiencapitals  von  180,000.000  K auf 
210,000.000  K zu  Lasten  des  Reservefondes  angewiesen,  Devisen  im  Betrage 
von  30,000.000  K aus  dem  Reservefond  in  den  Metallschatz  zu  übertragen. 

In  diesem  letzteren  Betrage  waren  auch  Devisen  per  13, 525.1 66 11.. 55  kr.  ö.VVL 
inbegriffen,  welche  dem  von  der  Bank  infolge  Inkrafttretens  der  Valutagesetze 
an  ihrem  Goldschätze  erzielten  Coursgewinne  entsprachen  und  bezüglich 
welcher  die  Bank  mit  Erklärung  vom  3.  Mai  1892  auf  das  Recht,  dieselben 
in  den  Metalivorrath  einzurcchnen  (und  so  als  metallische  Notendeckung 
zu  verwenden),  bis  zur  Privilegiumserneuerung  verzichtet  hatte. 

Vor  dem  Inkrafttreten  der  Valutagesetze  (11.  August  1892  ' hatte  nämlich 
die  Bank  den  Devisen-  und  gesammten  Goldvorrath  zu  einem  Coiirse,  welcher 
dem  Verhältnisse  von  Silber  zu  Gold  per  1 : 15*/,  entsprach,  bewertet.  Der 
Devisen-  und  Goldvorrath  der  Bank  bezifferte  sich  nach  dieser  Bewertung 
am  10.  August  1892  mit  79,392.61311.  47  kr.  Die  Bewertung  dieses  Bestandes 
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nacli  der  duicli  die  Valutagesetre  festgeslcllten  Uelation  bejieliuiigeweise 
nach  dem  Werte  von  KidS  tl,  (d27t>  K)  für  1 kij  feines  Gold  ergab  die 
Ziffer  von  92,917.780  (1.  02  kr.  Die  Differenz  zwischen  diesen  beiden 
lietrügen  ergibt  den  oherwahuten  Coursgewinn  von  13,525.160  ff.  55  kr., 
welcher  — obwohl  rein  rechnung.smässig  — ohne  die  fragliche  Venichts- 
erkläriing  der  Dank  vom  11.  .\ugnst  1892  an  die  metallische  Deckung  für 
die  Notenausgabe  erhöht  hatte. 

Wenn  nun  die  Kegieruiigen  gelegentlich  der  Privilegiumserneiierung 
■diifach  zustimmten,  dass  der  Betrag  au  Devisen,  welche  den  Coursgewinn 
repräsentierten,  aus  dem  Kcservefoude  in  den  Metallschatz  übertragen  werde, 
so  fand  dies  seine  Erklärung  in  den  gleichzeitig  mit  der  l’rivilegiiiius- 
irneuerung  getroffenen  Abmachungen  über  die  sogenannte  80,000.000  ff. 
Schuld  des  Staates  an  die  Dank.  Diese  Schuld,  deren  Entstehung  bis  auf  das 
dahr  18-18  zurückreicht,  war  in  der  angegebenen  Höhe  durch  das  Ueber- 
einkommen  zwischen  Staat  und  Dank  vom  3.  .länner  1803  festgesetzt  und 
sodann  in  der  Zeit  von  1878  bis  1899  durch  V'erwendung  des  Antheils 
beider  Staatsverwaltungen  am  Reingewinne  der  Bank  sowie  der  Notensteuer 
zur  Tilgung  derselben  bis  auf  7J,145..555  ff.  ö.  W.  reduciert  worden. 

Die  Schuld  war  durch  das  Gesetz  vom  27,  .Juni  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  01. 
zu  einer  rein  österreichi.schen  geworden.  Doch  hatte  .sich  Ungarn  damals  ver- 
pHichtet,  zur  Tilgung  jenes  Theiles  derselben,  welcher  nach  Ablauf  des 
Privilegiums  der  Dank  noch  ungetilgt  forthesteht,  30  Proc.  dieses  noch 
nicht  getilgten  Restes  der  Schuld  in  fünfzig  gleichen  unrerzinslicheu  Raten 
beizutragen. 

Durch  das  Uebereinkommen,  zu  dessen  Abschluss  die  österreichische 
Regierung  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
R.-G.-Bl.  Nr.  176,  IV.  Theil,  2.  Capitel,  ermächtigt  worden  war.  wurde  nun 
die  sogenannte  .\chtzigmillionenschuld  im  mit  Ende  December  1899  noch  aus- 
haftenden Betrage  von  74,1 15.555  H.  ö.  W.  ab  1.  Jänner  1900  auf  30,000.000 11. 
ö.  W.  in  der  Weise  reduciert,  dass  die  östeneichische  Regierung  zur  theil- 
weisen  Berichtigung  dieser  Schuld  und  behufs  Stärkung  des  Gold- 
schatzes der  Bank  am  31.  December  1899  30.000.00011.  ö.  W.  = 60,000.000  A' 
in  Uandesgoldmfinzen  der  Kroneuwährung  an  die  Bank  entrichtete,  während 
der  Rest  per  14,145.555  fl.  von  der  Oesterreichisch- ungarischen  Bank  zu 
Lasten  des  Reservefonds  abgeschricben  wurde. 

Der  noi'h  verbleibende  Betrag  des  Darlehens  per  30,000.000  11.  = 
60,000.000  K wird  von  der  Bank  bis  zum  Ablauf  des  verlängerten  Privi- 
legiums in  unveränderlicher  Höhe  und  unverzinslich  prolongiert. 

Die  ungarische  Regierung  verpflichtete  sich,  den  30proc.  Beitrag  zu 
dem  von  der  österreichischen  Regierung  zur  Zahlung  übernommenen  Betrag 
von  30,000.00011.,  das  ist  den  Betr.ig  von  9,000.00011.  (=  18,000.000  Ä'i,  an 
die  österreichische  Regierung  in  50  gleichen,  unverzinslichen  .lahresraten 
abzuffihren. 

Durch  die  von  der  Bank  zugestandene  Abschreibung  eines  Betrages 
vun  1 4.1 15.555  II.  ö.  W.  von  der  Achtzigmillionenschuld  war  mittelbar  auch  die 
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Streitfrage,  welche  zwiechen  ihr  uud  den  Kegierungen  hinsichtlich  des  Cours- 
gewinnes an  ihrem  Goldschätze  entstanden  war,  gelöst  worden. 

Die  beiden  Staatsverwaltungen  hatten  nämlich  auf  Grund  der  Uestim- 
raungen  der  Statuten  vom  .lahre  1887  über  die  Betheiligung  der  Staaten 
am  Erträgnisse  der  Bank  den  .Vnsiiruch  auf  die  Hälfte  des  Coursgewinnes 
im  Betrage  von  6,762.583  II.  27Vs  kr.  erhoben  und  denselben  nur  unter 
der  Bedingung  fallen  gelassen,  dass  sich  die  Bank  zu  der  oberwähnten 
Abschreibung  von  der  Schuld  verpflichtete.  Diese  Abschreibung  bedeutete 
also  nicht  nur  ein  Entgelt  für  die  Privilegiumsemeuerung  sondern,  trug  auch 
dem  Kechtsanspruche  der  beiden  Staaten  hinsichtlich  des  Coursgewinnes 
Hcchnung. 

Sollte  das  l’rivilegium  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  erlöschen, 
bevor  die  Verpflichtung  der  Bank  zur  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  gesetz- 
liches Metallgeld  in  Kraft  tritt,  oder  sollte  die  Bank  vor  diesem  Zeitpunkte 
in  Liquidation  treten  oder  sollten  endlich  die  Staatsverwaltungen  vor  diesem 
Zeitpunkt«  von  ihrem  Uechte  bei  Ablauf  beziehungsweise  Erlöschen  des 
Privilegiums  das  Baukgeschäft  zu  übernehmen,  Gebrauch  machen,  so  sind 
dem  österreichischen  Einanzminister  auf  dessen  Verlangen  und  nach  Maass- 
gabe des  vorhandenen  bilaiiztnässigen  Goldvorrathes  der  Bank  die  zur  Tilgung 
der  Acbtzigmillionenschuld  gezahlten  Lundesgoldmünzen  der  Kronenwährung  im 
Betrage  von  60,000.000  A'  gegen  Erlag  des 'gleichen  Betrages  in  Silber- 
courantgeld oder  Banknoten  zurückzustellen.  (Kaiserliche  Verordnung  vom 
21.  September  1899,  K.-G.-Bl.  Nr.  176,  11.  Theil,  5.  Capitel,  Artikel  11,  Z. 
und  Artikel  111.) 

Die  hier  und  im  Abschnitte  11  erörterten  Bestimmungen  bildeten  im 
wesentlichen  den  Ualimen,  innerhalb  welches  sich  die  'fhätigkeit  der  Bank 
im  Interesse  der  Kefonn  unseres  Geldwesens  bewegen  konnte. 

(Fortsetzung  dieses  Abschnittes  und  Schluss  der  Abhaudluug  im 
nächsten  lieft.) 
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Der  Vernuch,  die  Ziickerausfulirpramien  durch  internationale  .Ab- 
machungen abznschafl'en,  ist  alten  Datums.  Die  erste  Conrention  wurde  in 
Paris  am  8.  November  1864  zwischen  Frankreich,  England,  Belgien  und 
Holland  abgeschlossen.  Sic  war  wesentlich  gegen  die  Ausfuhrprümien  auf 
raffinierten  Zucker  gerichtet.  Die  SteuerrOckvergOtung  (drawbacki  auf 
exportierte  Kaffinade  wurde  "nach  einer  wesentlich  niedrigeren  Ausbeute- 
anuahme  geleistet,  als  wirklich  vom  Rohzucker  gewonnen  wurde.  Der  Exporteur 
erhielt  daher  mehr  vergütet,  als  er  an  Steuer  entrichtet  hatte.  Die  Convention 
adoptierte  das  holländische,  nach  Farben  abgestufte  Typensvstem,  das  sich 
trotz  der  von  den  Vertragstaaten  in  eigener  Regie  vorgenommenen  Raffinier- 
proben nicht  bewährte.  Die  Steuergesetzgebung  namentlich  in  Frankreich 
passte  sich  der  Convention  nicht  an,  so  dass  diese  trotz  mehrfacher  folgender 
Conferenzen  ein  todter  Buchstabe  blieb.  Frankreich  widersetzte  sich  der 
Forderung,  für  seine  Raffinerien  die  Fabrikatsteuer  unter  geßllsämtlicher 
Controle  (Eiercico)  einzuffihren,  gab  schliesslich  infolge  einer  neuen  Conferenz 
in  Brüssel  (1875)  nach  und  Hess  ein  darauf  bezügliches  Gesetz  votieren, 
als  aber  die  holländischen  Generalstaaten  die  Convention  verwarfen,  hatte 
es  freie  Hand  und  Hess  das  neue  Gesetz  nicht  in  Wirksamkeit  treten,  nur 
die  saccharimetrische  Bemessung  für  Raffinade  trat  an  Stelle  der  unhaltbaren 
holländischen  Typen.  England  betrieb  das  Zusammentreten  einer  neuen 
Conferenz,  welche  am  8.  März  1877  eine  neue  Convention  beschloss,  für 
Frankreich  und  Holland  das  Exercice  sowohl  für  Rohzuckerfabriken  als  für 
Raffinerien  vorschrieb,  das  belgische  Pauschalsystem  erhöhte,  allein  auch 
diese  Beschlüsse  wurden  nicht  ratificiert  und  so  blieb  alles  so  ziemlich 
beim  alten. 

In  Oesterreich  hatten  inzwischen  die  durch  das  unselige  Gesetz  von 
1865  geschaffenen  Zustände  eine  monströse  Wirkung  herbeigefOhrt,  der 
Ertrag  der  Zuckersteuer  gieng  fortwährend  zurück,  die  Rückvergütungen 
bei  der  Ausfuhr  steigerten  sich  so,  dass  der  Staat  schliesslich  in  der 
Campagne  1875/76  mehr  rückvergüten  musste,  als  er  an  Steuer  eiunahm. 
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Dieser  scamlalftse  Zustand  drängte  zur  Abhilfe,  man  hatte  zwar  noch  nicht 
die  Energie,  das  verderbliche  l’auschalsystem  ganz  abzuschaften,  setzte  aber 
einen  Betrag  von  ti  Millionen  Gulden  fest,  welcher  dem  Staat  nach  Abzug 
aller  Vergfltungen  rein  zukommen  musste;  wenn  die  KflckiergOtungen  diese 
Differenz  Oberstiegen,  sollten  die  Fabrikanten  eine  Nachzahlung  leisten,  um 
den  Nettoertrag  wieder  voll  zu  machen,  und  gleichzeitig  sollte  dieser  Jährlich 
um  eine  halbe  Million  Gulden  steigen,  bis  er  10* . Millionen  Gulden 
erreichen  würde  (Gesetz  vom  27.  .luni  1878 >.  Damit  war  eine  tbeilweise 
Besserung  der  Lage  geschafl'eu  und  die  jährliche  Steigerung  des  Einnahme- 
contingents  war  indirect  gleichbedeutend  mit  einer  successiven  Ermässigung 
der  Ausfuhrprämie.  Dieses  Gesetz  erfuhr  bald  eine  Abänderung  durch  das 
Gesetz  vom  18.  Juni  1880,  welches  den  Maasstab  für  die  Pau.schalierung 
der  Diffusionsfabriken  änderte,  den  Steuersatz  von  73  kr.  auf  80  kr.  per 
Metercentner  Rübe,  die  AusfuhrvergOtung  von  9 fl.  10  kr.  auf  9 fl.  40  kr. 
fOr  Rohzucker  und  von  1 1 fl.  18  kr.  auf  11  fl.  55  kr.  für  Raffinade  sowie 
das  Netto-Einnahmecontingent  auf  10  Millionen  Gulden  mit  einer  jährlichen 
.Steigerung  um  400.000  fl.  erhöhte. 

Die  französische  Gesetzgebung  esperimentierte  fortwährend  weiter, 
infolge  einer  Zuckerkrise  gieng  sie  im  .fahre  1884  wieder  auf  die  Rübensteuer 
mit  einer  gesetzlichen  Ausbeuteziffer  zurück.  Dieses  Gesetz,  welches  sich 
einigermaasseu  die  damals  geltende  deutsche  Zuckersteuer  zum  Muster 
nahm,  ist  mit  mehrfaclien  späteren  Modificationeu  noch  heute  die  Grundlage 
der  Rohzuckerbesteuerung  und  der  indirecton  internen  Prämie.  Die  Ausbeute 
bis  7‘75  Proc.  wird  mit  dem  vollen  Steuersatz  (jetzt  60  Francs)  getroffen, 
die  Ausbeutestufe  zwischen  7'7.ä  und  lO'ö  Proc.  wird  mit  dem  halben 
Steuersatz  und  die  .Stufe  Ober  10'5  Proc.  wieder  mit  dem  normalen  vollen 
Steuersatz,  jedoch  nur  für  die  Hälfte  dieses  Productenquantums  getroffen, 
dadurch  wurde  ein  Theil  der  Production  niedriger  besteuert  als  der  andere, 
im  Handel  erhielt  aber  der  Fabrikant  die  ganze  .Steuer  vergütet,  so  dass 
sieb  selbst  nach  diesen  gegenwärtigen  Sätzen,  welche  durch  die  Gesetze  bis 
1891  eine  höhere  Besteuerung  als  nach  dem  ursprünglichen  Gesetz  von 
1884  herbeigefnhrt  haben,  noch  immer  eine  Prämie  von  8—9  Francs  per 
Metercentner  Rohzucker  besteht.  Der  Erfolg  dieser  Steuer  war  eine  grosse 
Ausdehnung  der  Zuckerfabrikation  und  zugleich  eine  flscalisch  wenig 
ergiebige  Steuereinnahme,  Für  jene  Fabriken,  welche  dieses  System  nicht 
annahmen,  wurde  ein  steuerfreier  Abzug  von  15  Proc.  für  Abfälle  gewährt, 
was  der  ersteren,  die  Regel  bildenden  Begünstigung  gleichkomraen  soll. 

Auf  englische  Einladung  trat  1887  eine  neue  Conferenz.  zusammen, 
bei  welcher  diesmal  auch  Deutschland  und  Oesterreich  vertreten  waren.  Man 
beschloss  Abschaffung  der  Prämien,  Au.sgleicbzölle  auf  prämiierten  Zucker. 
Fabrikaisteuer  mit  Eierciee.  Frankreich  und  Oesterreich  machten  Vorbehalte 
bezüglich  der  Ratification,  in  England  war  die  öffentliche  Meinung  vom 
Consumentenstandpunkt  aus  gegen  Aiisgleichszölle  auf  fremden  Zucker,  so  dass 
eine  darauf  bezügliche  Bill  zurückgezogen  werden  musste,  unterde.ssen  ver- 
strich die  Ratificationsfrist  und  die  Convention  trat  überhaupt  nicht  ins  Leben. 
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Die  österreicliisclie  Kegieiung  beantragte  schon  1887  den  Uebergang  zur 
Fabrikatsteuer  infolge  eines  durch  den  Abgeordneten  Auspitz  hervorgerufenen 
Vorschlages  der  Interessentenkreise.  Aber  erst  1888  kam  das  neue  Zucker- 
steuergesetz zur  wirklichen  ßeratliung,  das  FanschalsTStem  sollte  abgeschalft. 
die  Steuer  auf  das  fertige  Produit  gelegt,  aber  zugleich  eine  offene  Ausfulir- 
priraie  an  Stelle  der  nach  einer  fictiven  .Ausbeute  berechneten  llOckvergötiing 
gewährt  werden.  Ich  stellte  damals  den  Antrag  auf  eine  absteigende  Pifimien- 
scala  zunächst  für  die  lu  Jahre  der  ungarischen  Ausgleichsperiode  und  hob 
hervor,  dass  die  offene  Prämie  nothwendigerweise  zur  Selbstaiifbelmng 
führen  müsse.  Solange  die  Prämie  verhüllt  in  dem  Ausbenteverbällnis 
enthalten  war,  konnte  man  über  ihre  ziffermässige  Höhe  streiten  und  sie 
selbst  war  dem  grossen  consumierenden  Publicum  nicht  offenbar.  Freilich 
war  die  alte  Prämie  geradeso  ein  Klement  des  Prei.ses  auch  im  Inlande, 
denn  der  Znckerproducent  Hess  sich  vom  inländischen  Consumenten  ebenso 
die  Prämie  im  Preise  vergüten  als  sie  der  Staat  ihm  für  exportierten  Zucker 
gewährte,  da  er  vermöge  des  Zollschutzes  den  inneren  Markt  beherrschte 
und  beim  Verkauf  im  Inland  nicht  schlechter  fahren  wollte,  als  beim 
Kxport,  so  dass  die  heimische  Bevölkerung  einmal  als  Steuerträger  die 
Kückvergütung  für  exportierten  Zucker  und  dannn  dieselbe  Prämie  als 
Consument  im  lulandpreis  zahlen  musste,  also  doppelt  belastet  war.  Dieses 
Verhältnis  wird  noch  augenfillliger  durch  die  offene  Prämie  und  es  ist 
charakteristisch,  dass  die  englische  Agitation  gegen  die  Prämien  erst  seit 
Gewährung  der  offenen  Prämien  erfolgreiche  Fortschritte  in  der  dortigen 
öffentlichen  Meinung  machte.  Mein  Antrag,  der  gerade  während  der  Londoner 
Conferenz  gestellt  wurde,  fand  ziemlichen  Aiiklang,  allein  die  politische 
Gegnerschaft,  welche  die  damalige  Kegierung  gegen  jeden  Antrag  der 
oppositionellen  Linken  erhob,  brachte  ihn  zu  Fall.  Da.s  Gesetz  kam  mit  dem 
Datum  vom  20.  Juni  1888  zustande.  Die  Prämiensätze  wurden  mit 
1 ff.  ,ö0  kr.  und  1 ff.  fiO  kr.  für  Kohzucker  und  2 ff.  30  kr.  für  Baffiuade  und 
zugleich  ein  Prämiencontingent  von  .5  Millionen  Gulden  bestimmt,  das  für 
den  Fall  seiner  Ueberschreitung  durch  die  geleisteten  Ausfuhrvergütnngen 
durch  Nachzahlungen  seitens  der  Fabrikanten  wieder  auf  den  gesetzlichen 
Betrag  zurückzuführen  war,  ein  nebensächlicher  Beweis  dafür,  dass  die 
Ausfuhrprämie  nicht  als  eine  blosse  Vergütung  des  ausgefOhrten  Zuckers 
sondern  als  eine  Begünstigung  der  gesammten  Production  anzusehen  ist. 
Die  Steuer  wurde  mit  11  11.  bemessen,  welcher  Satz  bekanntlich  später  auf 
13  11.  und  weiter  auf  19  ff.  (38  Kronen)  erhöht  wurde. 

ln  Deutschland  hatte  man  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juli  1887  neben 
der  herabgesetzten  Materialsteuer  noch  eine  Verbrauchsabgabe  auf  das 
fertige  Product  eingeführt  und  die  Bflekvergütungssätze  ermässigt,  allein 
auch  diese  unzweifelhafte  Ueform  zum  Besseren  batte  nur  mässige  finanzielle 
Krfolge,  und  so  kam  es  zur  neuerlichen  Aeuderung  durch  das  Gesetz  vom 
31.  Mai  1891,  die  Materialsteuer  wurde  fallen  gelassen  und  die  Besteuerung 
vom  fertigen  Product  als  Norm  ausgesprochen,  ferner  wurden  auch  dort 
offene  Prämien  gewährt,  aber  zugleich  ihre  successive  Abnahme  für  die 
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nächsten  fünf  Jahre  ausgesprochen.  Die  neue  offene  Prämie  war  niedriger 
bemessen  als  die  alte  Rflckvergütung  und  man  hoftle,  sich  auf  diesem 
Wege  der  allmählichen  .Abschaffung  der  Prämien  zu  nähern.  Der  Gedanke 
war  unzweifelhaft  richtig  und  wäre  man  in  Deutschland  bei  diesem  System 
geblieben,  so  wäre  es  in  der  Mitte  der  Neunzigerjahre  zu  einer  einverständ- 
licben  Abschaffung  der  Prämien  gekommen,  ohne  einem  englischen  Druck 
zu  weichen. 

Jedoch  zu  Beginn  des  Jahres  1895  machte  sich  in  Deutschland  eine 
Strömung  bemerklich,  das  Gesetz  von  1891  durch  Maassregeln  zu  ersetzen, 
welche  eine  stärkere  Förderung  der  Zuckerindustrie  und  statt  der  allmählichen 
Aufliebung  der  Prämien  eine  Erhöhung  derselben  bezweckten.  Ein  darauf 
bezöglicher  Antrag  wurde  vom  Abgeordneten  P aas  che  im  deutschen 
Ifeichstage  eingebracht  und  schien  sofort  eine  beifiillige  Aufnahme  seitens 
der  Kegierung  zu  finden.  Ich  war  damals  Finanzminister  und  bemfihte  mich, 
der  drohenden  Erhöhung  der  deutschen  Prämie,  deren  Beispiel  auch  die 
österreichische  Zuckerpolitik  voraussichtlich  beeinflussen  würde,  durch  den 
Vorschlag  eines  neuerlichen  internationalen  A’ersuches  zur  Abschafl'ung  der 
Prämien  zuvorzukommen,  den  ich  übrigens  wegen  meines  bald  darauf 
folgenden  Rücktrittes  nur  in  seinen  ersten  Stadien  betreiben  konnte  und 
der  von  Deutschland  und  Frankreich  trotz  der  theoretischen  Geneigtheit 
nicht  nachdrücklich  aufgenommen  wurde.  So  kam  zunächst  das  deutsche 
Gesetz  vom  9.  Juni  189.5  zustande,  welches  die  durch  das  Gesetz  von 
1891  vorgesehene  Abnahme  der  Prämien  einstollte  und  die  damals  geltenden 
Sätze  bis  31.  Juli  1897  festlegte.  Dies  war  jedoch  nur  eine  provisorische 
Maassregel,  denn  bald  darauf  legte  die  Regierung  einen  definitiven  Gesetz- 
entwurf dem  deutschen  Reichstage  vor,  welcher  im  Anschlüsse  an  den 
erwähnten  Antrag  Paasche  die  AusfuhrzusebOsse  bis  zu  4,  5'25  und 
4'60  Mark,  die  Zuckerstener  bis  zu  24  .Mark  erbölite,  eine  Betriebssteuer 
mit  abgestuften  Sätzen  für  die  mittleren  Fabriken  und  eine  Contingentierung 
der  Product'on  zum  normalen  Zuckersteuersatz  auf  14  Millionen  Meter- 
centner  Rohzucker,  mit  üebersteuer  für  den  über  das  Contingent  erzeugten 
Zucker  verschlug.  Der  Reichstag  bemaass  die  Prämien  niedriger,  u.  zw.  auf  2‘50, 
3'55  und  3 Mark,  ebenso  die  Steuer  auf  20  Mark  und  erhöhte  trotz  des 
Widerspruches  der  Regierung  das  Contingent  auf  17  Millionen  Metoreentner 
mit  einer  siiccessiven  Steigerung,  die  in  der  letzten  Campagne  bereits 
20  Millionen  überschritt.  Man  hatte  eine  Einschränkung  der  Production 
lind  eine  Hebung  der  Preise  von  der  Steuerreform  verlangt;  der  thatsäcb- 
liehe  Erfolg  war  eine  neuerliche  L'eberproduction  und  Zuckerbaisse. 

ln  Oesterreich  war  die  clirouisclic  Krise  der  Zuckerprodiiction  aucli 
nicht  ohne  Beunruhigung  der  betheiligteii  Kreise  geblieben,  auf  Drängen 
der  Rflbenproduceuten  wurde  1895  im  .Vckerbauministerium  eine  Enquete 
abgelialten,  in  welcher  sich  zahlreiche  Stimmen,  seihst  Betheiligter,  für  das 
allmähliche  Aufhören  der  Prämien  ausspractieii,  darunter  auch  solche, 
welche  im  Jahre  1888  sich  gegen  den  Antrag  einer  fallenden  Scala 
gesträubt  hatten.  Aber  das  Beispiel  Deiitselilands  liess  eine  ruhige  Auf- 
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fassung  nicht  zum  Durchbruch  kommen;  weil  andere  Staaten  die  Production 
mauHsloa  und  unökouomiach  steigerten,  so  glaubte  man  dasselbe  thun  zu 
mOssen.  vergrösserte  also  das  liebe),  unter  dem  man  zu  leiden  eingestand. 
So  beschloss  der  Ueichsratli  im  Sommer  1896  rasch  ein  Gesetz  (5.  .Iiili  18'.>6), 
welches  das  Prämiencontingent  von  5 Millionen  Gulden  auf  9 Millionen 
Gulden  erhöhte,  um  die  .Ausfuhr  zu  steigern  und  den  Eiportemen  womöglich 
die  volle  Ausfuhrprämie  zu  sichern,  welche  bekanntlich  im  Falle  der  L'eber- 
schreitung  des  enger  bemessenen  Contingents  durch  Rflckzahlungen  wieder 
gekürzt  worden  war.  Die  Consumabgabe  wurde  von  11  II.  auf  13  ll.  erhöht, 
um  die  Erhöhung  des  Prämiencontingents  zu  decken.  Das  Gesetz  sollte 
zunächst  nur  für  ein  Jahr  Geltung  haben. 'i  Der  Versuch  einer  Oontin- 
gentierung  wurde  nicht  gemacht:  doch  .scheint  nach  einem  Bericht  des 
französischen  Botschafters  in  Wien  vom  16.  Juli  1896  die  Kegierung  für 
ein  definitives  Zuckersteuergesetz  eine  solche  in  Aussicht  genommen  zu 
haben,  und  zwar  im  Ausmaasse  von  9'35  Millionen  Metercentner.  Eine 
inzwischen  eingcbrachte  Vorlage  wegen  Einführung  einer  Verschleissabgabe 
von  6 II.  nach  Analogie  der  ungarischen  Consumabgabe  fand  keine  weitere 
Behandlung,  dagegen  erregte  die  zwar  auch  wegen  der  parlamentatischen 
Obstruction  nicht  in  Berathung  gezogene  andere  Vorlage  des  Finauzministers 
V.  Bilinski  Ober  die  Kartelle  (1897)  mit  Uecht  die  Aufmerksamkeit  aller 
Kreise  der  öll’entlichen  Meinung.  Zum  erstenmale  wird  hier  der  Versuch 
gemacht,  das  Kartellwesen  unter  staatliche,  und  zwar  administrative  Con- 
trole  zu  stellen,  und  in  richtiger  .Selbstbeschräukung  befasste  sich  der 
Entwurf  nur  mit  jenen  Artikeln,  welche  Gegenstand  der  Besteuerung  sind, 
wie  Zucker,  Mineralöl.  Brnntwein  u.  s.  w.  Hier  habe  es  sich  gezeigt,  dass 
der  sehr  interessante  Motivenbericht.  dass  die  Kartelle  die  Verwirklichung 
der  steuerpolitischen  Zwecke,  die  für  die  Höhe  des  .Steuersatzes  bestimmter 
indirecter  .Abgaben  maassgebend  sind,  ernstlich  gefährden  können,  so  sagt 
es  Pflicht  der  Kegienmg  wird,  dafür  zn  sorgen,  dass  nicht  über  die  notb- 
wendige  Last  der  Steuergesetze  hinaus  die  I,eistungsfiihigkeit  der  Bevölkerung 

V)  üie  Ausfahrzitfem  seit  illoBtrieren  dieie  übertriebene  Steigerung: 
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durch  private  Vereinbarungen  in  Anspnieh  genommen  werde,  die  thatsächlich 
die  Belegung  der  Consumtion  mit  Zwangsleistungen  nach  Art  der  indirecten 
Steuern  zum  Inhalte  haben.  Die  Regierung  behielt  sich  daher  das  Recht 
vor.  Kartellbestimmungen  über  die  Warenpreise  unter  Umständen  fftr 
uiiwirlisam  zu  erklären.  Damit  war  zum  erstenmal  der  Gedanke  offieiell 
ausgesprochen,  die  heimischen  ( 'onsumenten  vor  dem  Uebennaass  des 
Kartellgennnnes  zu  schOtzeii;  dass  dieser  bald  darauf  auch  vom  Ausland 
angefochten  werden  sollte,  sah  man  damals  noch  nicht  voraus. 

In  Frankreich  hatte  man  zuerst  (Juli  1896)  Aiisgleichszblle  auf  fremden 
Zucker  gelegt,  kurz  darauf  aber  beschloss  man  ein  neues  Gesetz  (8.  April  1897) 
mit  offenen  directen  Prämien.  Diese  neuerliche  Erhähung  der  Prämien  der 
li.auptsächlichsten  continentalcn  Ezportstaaten  rief  wieder  einen  heftigeren 
Widerspruch  der  englisch-westindischen. Zuckerproducenten  hervor.  Nachdem 
eine  in  London  eingesetzte  Enquetecomrai-ssion  sich  in  der  Mehrheit  gegen 
Gewährung  von  Prämien  fftr  westindischen  Zucker  und  gegen  countervailing 
duties  auf  prämiierten  Rübenzucker  ausgesprochen  und  die  Einschränkung 
der  Production  empfohlen  hatte,  erhob  sich  an  der  Hand  des  abweichenden 
Minoritätsvotums,  welches  Strafzölle  empfahl,  eine  neuerliche  Agitation, 
welcher,  wie  man  sagte,  das  Colonialamt  nicht  ganz  ferne  stand  und  die 
in  London  eine  neue  Anti  Bounty  Leaguo  grflndete,  welche  wesentlich  west- 
indische Zuckerinteressenten  und  englische  Zuckerraffineure  umfasste.  Der 
Meinungsaustausch  der  Mächte  Ober  eine  internationale  Regelung  und  succes- 
sive  AbschalTung  der  Prämien  dauerte  fort  und  im  Juni  1898  wurde  auf 
belgische  Initiative  eine  neue  Conferenz  nach  BrOssel  einberufen,  an  welcher 
Frankreich,  Deutschland.  Oesterreich-Ungarn,  England,  Belgien,  Holland, 
Russland,  Schweden  und  Spanien  theilnabmen. 

Diese  Conferenz  brachte  die  Fiuge  der  Prämien  insoweit  um  einen 
Schritt  weiter,  als  sie  nicht  bloss  die  Abschaffung  der  Prämien  grundsätzlich 
beschloss,  sondern  auch  ein  Einvernehmen  Aber  die  Definition  der  ver- 
schiedenen Arten  indirecter  Prämien  erzielte,  Steuerbegflnstigungen  eines 
Theiles  des  Productionsquantums,  fictive,  hinter  der  wirklichen  Ausbeute 
zurftckbleibende  gesetzliche  Rendementsziffern,  ftbermässige  SteuerrOck- 
vergOtungen,  darunter  subsumierte  und  endlich  erklärte,  dass  das  Miss- 
verhältnis zwischen  dem  Eingangszoll  und  dem  internen  .‘Steuersatz  (Surtaie) 
ebenfalls  wie  eine  Prämie  wirke,  insbesondere  wo  Kartelle  der  Producenten 
bestehen.  Diese  Surtaxe  sollte  so  geregelt  (das  heisst  ermässigt)  werden, 
dass  ihre  Wirkung  bloss  auf  die  Sicherung  des  inneren  Absatzmarktes 
beschränkt  bliebe.  Eine  zilTermässige  Fixierung  des  Unterschiedes  zwischen 
Zoll-  und  Steuersatz  wurde  damals  noch  nicht  proponiert.  Für  Raffinerien 
wurde  die  Steuercontrole  und  die  Besteuerung  des  fertigen  Productes 
empfohlen.  Frankreich  und  Russland  machten  Vorbehalte  bezüglich  ihrer 
inneren  Steuergesetzgebung  und  war  es  insbesondere  die  indirect«  Prämie, 
welche  den  französischen  Rohzuckerfabrikanten  durch  das  Gesetz  von  188-1 
zukommt,  welche  die  französischen  Vertreter  zu  dieser  Haltung  bestimmte. 
Eine  formelle  Einigung  konnte  also  nicht  erzielt  werden  und  die  Conferenz 
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schloss  ihre  Sitzungen  (25.  .Juni  1898)  mit  der  Erwartung,  dass  neue,  auf 
Initiative  der  belgischen  Regierung  auftunehniende  Verhandlungen  ihren 
Wieder/.usammentritt  eruiflglichen  werden. 

In  der  That  nahm  die  belgische  Regierung  den  Faden  bald  wieder 
auf  unil  richtete  eine  Note  an  die  französische  Regierung  (2.5.  Februar  1899i. 
worin  sie  drei  alternative  Lösungen  vorschlug;  entweder  Herabsetzniig  der 
französischen  internet!  Prämie  um  ein  Viertel,  oder  Ausfuhrzoll  auf  exportierten 
Zucker  in  der  Höhe  der  internen  Prämie  oder  allgemeine  Erinässigung  der 
Aiisfuhrpi-ümien  aller  Exportstaaten. 

In  Oesterreich  wurde  1899  die  Steuer  auf  38  Kronen  erhöht,  der 
Zoll  betrug  1 1 Goldgulden  = 27  Francs  50  Centimes. 

Inzwischen  hatte  die  englische  Agitation  gegen  die  Ausfuhrprüniien 
einen  lebhaften  Charakter  angenomnum,  der  Colonialsecrctür  C h a m b e r 1 a i n 
sprach  die  ganz  bestimmte  Drohung  aus.  dass,  wenn  nicht  bald  eine  inter- 
nationale Einigung  zur  Abschaffung  der  Prämien  zustande  käme,  England 
mit  Strafzöllen  vorgehen  werde  und  unter  dem  directen  Druck  der  eng- 
lischen Regierung  brachte  die  indische  Regiening  eine  Vorlage  auf  Erhebung 
von  countervailing  duties  auf  prämiierten  Zneker  ein  und  im  englischen 
ünterhause  wurde  die  principielle  Frage  der  Zulässigkeit  solcher  Ausgleichs- 
Zölle  nach  einer  erregten  Debatte  mit  grosser  Majorität  bejaht,  und  jeder- 
mann hatte  den  Eindruck,  dass  es  sich  bei  dieser  Abstimmung  eigentlich 
um  eine  Probe  fOr  die  eventuell  in  England  selbst  auf  fremden  prämiierten 
Zucker  aufzulegenden  Ausgleicbszölle  handelte  und  dass  dann  die  neue 
Colonialpolitik  ebenso  über  die  alten  theoretischen  Freihandelsargumente 
und  die  Interessen  der  englischen  Zuckerconsumenten  triumphieren  werde. 

Die  französische  Regierung  schien  zu  förchteu.  dass  schliesslich  ein 
Abkommen  Englands  mit  Oesterreich  und  Deutschland  Aber  die  Absch,atfung 
der  Prämien  mit  .Ausschluss  Frankreichs  zustande  kommen  könnte,  und  um 
der  Gefahr  einer  einseitigen  Belastung  ihres  Zuckerexportes  zu  begegnen, 
machte  sie  neue  Eröll'nungen  nach  Berlin  und  Wien,  in  welcher  sie  die 
Reduction  der  indirecten  Prämie,  wie  sich  diese  auf  der  Grundlage  des 
Gesetzes  von  1884  entwickelt  hatte,  um  ein  Drittel  anbot.  Dies  schien  den 
beiden  anderen  Staaten  zu  wenig.  Neue  Verhandlungen  fanden  in  einer  Vor- 
conferenz  in  Paris  am  22.  October  1900  ihren  Abschluss  dahin,  dass  sich 
Frankreich  schliesslich  bereit  erklärte,  die  für  die  Ausbeutestufe  von  7 7.5 
bis  10-5  Proc.  bestehende  .Steuererraässigung  von  .39  Francs  auf  20  Francs 
zu  rediicieren  und  von  der  Production  über  10',5  Proc.  den  vollen  .Steuersatz 
einzuhebeii.  Die  Regierungen  verpHichteten  sich,  auf  dieser  Basis  eine  neue 
Conferenz  zur  allgemeinen  Abschall'ung  der  Prämien  zu  beschicken.  Belgien 
erliess  wieder  die  Einladungen,  machte  aber  in  seiner  Note  den  Vorbehalt, 
auf  die  durch  Kartelle  ausgenützte,  in  der  Differenz  des  Zoll-  und  Steuer 
Satzes  gelegene  Prämie  dort  zurOckzukommen. 

Die  Conferenz  trat  am  16,  December  1901  zusammen  und  umfasste 
Vertreter  von  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Deutschland,  Frankreich,  Gross- 
britannien,  Italien,  Niederlande,  Rumänien,  Schweden  und  .Spanien.  Russland 
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hatte  diesmal  abgelehnt  Während  ihres  ersten  Abschnittes  standen  die  Ver- 
handlungen auf  dom  Boden  des  Pariser  Uebereinkommens,  wonach  die  um 
zwei  Drittel  emiüssigte  französische  indirecte  Prämie  Frankreich  gewisser- 
maassen  als  Präcipuum  zugestaiulen  werden  sollte,  alle  directcn  und  indirecten 
Ausfuhrprämien  allenthalben  abgeschafft,  eventuell  Strafzölle  oder  Einfuhr- 
verbote gegen  prämiierten  Zucker  verhängt  werden  sollten.  Belgien  brachte 
formell  zuerst  mit  grossem  Nachdruck  die  Herabsetzung  der  Surtaxe,  der 
Spannung  zwischen  Zoll  und  Inlandsteuer,  in  deren  Schutz  sich  der  Kartell- 
gewinn bilde,  zur  Sprache,  wies  daraufhin,  dass  diese  Spannung  in  Belgien  nur 
Francs  10  Cent  für  Raffinade  und  4 Francs  50  Centimes  für  Rohzucker  betrage, 
und  wurde  hierbei  lebhaft  von  Holland  und  England  unterstützt,  welches 
letztere  seinen  Bevollmächtigten  die  Instruction  ertheilt  hatte,  die  Herab- 
setzung dieser  Surtaxe  womöglich  auf  5 Francs  durchzusetzen.  Die  Con- 
ferenz  lehnte  es  zwar  ab,  sich  in  eine  Discussion  über  innere  Kartellgesetz- 
gebung einzulassen,  nahm  aber  gleich  von  Anfang  an  die  Bedeutung  dieser 
Surtaxe  sehr  ernst,  die  vermöge  des  Schutzes  durch  den  hohen  Zollsatz 
hohe  Inlandspreise  und  möglichst  niedrige  Ausfuhrpreise  herbeiführe.  even- 
tuell die  Ausfuhr  sogar  noch  besonders  prämiiere,  und  betrachtete  die 
Beseitigung  der  daraus  fliessenden  Prämien  als  eine  ihrer  Hauptaufgaben, 
wie  dies  übrigens  die  vorausgegangene  Brüsseler  Conferenz  von  180«  principiell 
auch  schon  ausgesprochen  hatte,  so  dass  es  eigentlich  nicht  begreiflich  ist, 
wie  die  öffentliche  Meinung  in  Deutschland  und  Oesteneich  im  Februar  1002 
von  der  Aufwerfung  dieser  Frage  gar  so  Dbeirascht  sein  konnte,  ln  der 
Conferenz  führte  Deutschland  aus,  dass  das  Frankreich  zugestandene  Prä- 
cipuum von  4 FranesOö  Centimes  zugleich  auch  als  Schulz  gegen  fremden  Zucker 
wirke,  so  dass  jene  Staaten,  welchen  man  die  Herabsetzung  ihres  Zoll- 
schutzes auf  5 Francs  Surtaxe  zumuthe,  dadurch  gegen  Frankreich  henach- 
tlieiligt  würden.  Wollte  Frankreich  sein  Präcipuum  ganz  fallen  lassen,  dann 
allerdings  könnte  man  sich  eine  Surtaxe  von  nur  5 Francs  gefallen  lassen. 
Damit  war  eigentlich  die  bisherige  Basis  der  Conferenz,  nämlich  die  Vor- 
schläge der  Pariser  Vorconferenz,  verlassen,  die  erste  Antwort  der  fran- 
zösischen Vertreter  war  auffallenderweise  nicht  ganz  ablehnend,  bald  aber 
erklärten  sie  das  durch  die  (lesctzgebung  geschaffene  Steuersystem  von 
1884  als  eine  Nothwendigkeit  für  die  Landwirtschaft  und  Zuckerindustrie, 
von  welcher  sie  nicht  abgehen  könnten.  Oesterreich-Ungarn  verlangte  eine 
Surtaxe  von  15  Francs,  wurde  von  Deutschland  zwar  in  der  Form  unter- 
■stotzt,  aber  angesichts  des  übrigen  allgemeinen  Widerspruches  proponierte 
es  ein  Uebergangsstadium  von  5 Jahren  mit  fallender  Scala  der  Surtaxe 
von  12  auf  fi  Francs;  doch  auch  dieser  Antrag  fand  keine  Zustimmung. 
Mit  dieser  Frage  der  Surtaxe  stand  zugleich  die  Frage  der  Zeitpunkte  des 
Eintritte.s  der  Wirksamkeit  der  Convention  in  engem  Zusammenhang.  Oester- 
reich-Ungarn wollte  ihn  hinausschieben,  die  meisten  Vertreter  waren  dagegen, 
weil  sie  von  einem  solchen  längeren  Präclusivtermin  des  Prämiensystems 
eine  Steigerung  der  Ueberproduction,  eine  noch  grössere  Ucberfülluug  der 
Vorräthe  und  neuerliche  Preisstürze  erwarteten.  Deutschland  proponierte 

ZelucbriA  ffir  V»lluwlrUchKft,  iJoeialpoUtili  und  Verwalluag.  XI.  Haaii.  ‘27 


Digitized  by  Google 


402 


Plencr. 


dann  6 Francs  Surtaie  und  Wirksamkeit  von  1901  an.  Endlich  stellte  der 
Präsident  einen  Vermittlung.svorsclilag:  Heginn  1903,  .\uflassiing  der  fran- 
zösischen Prämie,  Surtaie  6 Francs  und  fOr  Oesterreich-Ungarn  eventuell 
Erhöhung  derselben  um  1 Franc  nach  Anhörung  der  ständigen  üeber- 
wachungseommission.  Dies  wurde  schliesslich  angenommen.  Die  rasche  An- 
nahme seitens  Frankreichs  ist  nicht  ganz  leicht  zu  erklären.  Frankreich 
hatte  allerdings  keine  Carletie  im  dentscheu  und  österreichischen  Sinne,  die 
Herabsetzung  der  Surtaie  berührt  sein  Interesse  daher  wenig,  seine  bisherige 
Surtaie  betrug  nominell  9 Francs,  beziehungsweise  10  Francs.  Eine  hohe 
Surtaie  würde  den  österreichischen  und  deutschen  Eiport  begünstigt  haben 
und  daher  scheint  Frankreich  die  Beseitigung  dieser  Begünstigung  als  einen 
grösseren  Vortheil  für  sich  angesehen  zu  haben,  als  die  Beibehaltung  seines 
nrsprOnglichen  Präcipuuma;  es  verzichtete  daher  auf  dieses,  um  die  Surtaie 
für  deutschen  und  österreichischen  Zucker  herabgesetzt  zu  erhalten. 

England  hatte  somit  sein  Ziel  erreicht;  durch  seine  absolute  Drohung, 
mit  Strafzöllcn  vorzugehen  und  durch  die  Fiiierung  der  Surtaie  gleich  von 
Anfang  auf  den  minimalen  Satz  von  5 Francs  schuf  es  eine  Zwangslage 
für  die  Ausfuhrländer.  Allerdings,  wären  die  drei  grossen  continentalen 
Eiportstaaten  fest  und  einig  geblieben  und  hätten  es  auf  das  Scheitern  der 
Conferenz  und  auf  die  .■Vuflegnng  von  Strafzöllen  aiikommen  lassen,  so  ist 
es  noch  sehr  die  Frage,  ob  England  diese  letzteren  sehr  hoch  hätte  he 
messen  können ; sein  Zuckerconsum  aus  den  Uübenländern  verhält  sich  zu 
dem  aus  den  Kohrzuckerländerii,  in  Kohzuckerwert  ausgedrückt,  wie 
Hi'3  Millionen  Metercentner  zu  P3  Millionen  Metercentner  und  die  Bück- 
sicht  auf  seine  Consnmenten  spielt  in  seiner  Finanzpolitik  doch  noch  immer 
eine  HoUe,  wie  der  Umstand  beweist,  dass  die  namhaften  Steuererliöhungen 
dieses  .Jahres  auf  die  bestehende  Zuckersteuer  nicht  weiter  ausgedehnt 
wurden.  Der  neue  .Strafzoll  wäre  voraussichtlich  eine  niässige  Erhöhung  des 
jetzigen  Satzes  geworden,  welcher  bekanntlich  den  Import  aus  den  Präniien- 
ländern  nicht  im  geringsten  behindert  hat.  Allein  Deutschland  war  grund 
sätzlich  für  die  Abschaffung  der  Pi'ämicn  und  wollte  wahrscheinlich  deshalb 
eine  solche  Haltung  nicht  annehmen.  Frankreich  fürchtete  offenbar,  am  Ende 
allein  zu  bleiben,  und  so  kam  scbliesslich  die  Einigung  zustande,  der 
sich  auch  Oesterreich-Ungam  anschliessen  musste,  wenn  es  nicht  isoliert 
bleiben  und  eventuell  allein  mit  Strafzöllen  belegt  werden  wollte.  Es  steht 
dahin,  ob  die  Belassung  der  Detaie  de  distance,  die  Frachtbegünstigung  von 
2 Francs  per  Metercentner  für  Rohzucker,  der  aus  den  nordfranzösischen 
Kohzuckerfabriken  zur  Raffinierung  in  einen  westlichen  oder  südlichen  Hafen 
behufs  der  .Ausfuhr  gebracht  wird,  ein  ausschlaggebendes  Motiv  für  die 
schliessliche  Entscheidung  Frankreichs  bildete;  immerhin  ist  darin  eine  ziem- 
liche Begünstigung  gelegen,  welche  namentlich  dem  Eiport  aus  Marseille 
zugute  kommt,  dessen  Destinationen  im  Oriente  gerade  mit  einem  erheb- 
lichen Theil  unserer  Zuckerausfuhr  concurrieren.  Die  in  einem  früheren 
Stadium  der  Conferenz  Frankreich  zuge.sprochene  Tolerierung  der  Begün- 
stigung der  nicht  zu  Zucker  verarbeiteten  Melasse  hat  meines  Erachtens  keinen 
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Wert  mehr,  da  sie  im  Zusiimmenliang  mit  dem  stufenweisen  Rendement 
der  Knbe  steht,  daher  mit  der  später  heschlossenen  Beseitigung  dieses 
ganzen  Steuersvstems  und  der  darin  entlialteneu  indirecten  Prämie  seihst 
auch  in  Wegfall  kommen  wird. 

England  hatte  die  Aufliehung  der  Prämien  und  die  Herabsetzung  der 
Surtaie  errungen,  musste  aber  doch  auch  einige  kleine  Zugeständnisse 
machen.  Es  musste  entgegen  seiner  ursprünglichen  .Absicht  versprechen, 
seine  Raffinerien  unter  das  Eiercice  zu  stellen,  wodurch  die  für  jetzt  be- 
hauptete Raffinierungspramie  von  76  Hellern  entfallen  wird.  Bedeutsamer  aber 
ist  die  Frage  des  Zuckers  seiner  Colonien.  Ursprünglich  wollte  England 
offenbar  unter  dem  Vorbehalt  der  „unabhängigen  Regelung  der  flscalischen 
Beziehungen  zwischen  sich  und  seinen  Colonien“  sich  die  Hand  frei  lassen, 
in  den  Kroncolonien  — das  sind  für  unseren  Fall  wesentlich  die  westindischen 
Besitzungen  und  Mauritius  — eventuell  Steuer-  oder  Ausfuhrprämien  zu  ge- 
währen, zum  mindesten  in  der  Hübe  des  ursprünglich  Frankreich  zuge- 
standenen Präcipuums;  damit  wäre  die  Zusicherung,  diesen  Colonialzucker 
bei  der  Einfuhr  nach  England  nicht  differentiell  zu  begünstigen,  thatsächlich 
wertlos  geblieben.  Der  allgemeine  Widerspruch  jedoch  gegen  eine  solche 
den  Zielen  der  Conferenz  geradezu  entgegengesetzte  Haltung,  noch  mehr 
aber  die  entschiedene  und  unzweideutige  Erklärung  der  niederländischen 
Regierung,  unter  gar  keiner  Form  ihren  Colonialzucker  gegen  anderen  Zucker 
günstiger  zu  behandeln,  zwang  die  englischen  Vertreter  zur  Nachgiebigkeit 
und  wenn  auch  im  Wortlaut  der  Schlussprotokolle  noch  ein  Unterschied 
zwischen  englischem  Kroncolonialzucker  und  niederländischem  Colonialzucker 
erscheint,  so  ist  dieser  wohl  durch  die  im  Parlament  abgegebene  und  ausser- 
dem in  einer  im  Bericht  der  deutschen  Reichstagscomuiission  mitgetheilten 
diplomatischen  Note  wiederholte  Erklärung  des  englischen  Ministers  des 
Aeussern  behoben,  welche  die  ausdrückliche  Verpflichtung  enthält,  dass 
Zucker  dieser  Colonien  keine  Prämien  erhalten  werden,  weder  von  den 
Colonien  noch  vom  Mutterland.  Anders  freilich  ist  das  Verhältnis  der  sich 
selbst  verwaltenden  Colonien  mit  verfassungsmässigen  Einrichtungen  und  von 
Ostindien.  Diesen  soll  die  Convention  zum  eventuellen  Beitritt  vorgelegt 
werden.  Treten  sie  bei,  dann  dürfen  sie  allerdings  keine  Ausfuhrprämien  im 
Sinne  der  Convention  gewähren,  allein  die  heute  bestehenden  indirecten  Be- 
günstigungen in  Queensland  werden  sich  vielleicht  der  Cognition  der  ständigen 
üeberwachungscommission  entziehen  wollen  und  es  wird  überhaupt  Aufgabe  der 
bisherigen  europäischen  Präraienländor  sein  müssen,  mit  unnachsichtlicher 
Strenge  die  Zuckerpolitik  aller  englischen  Colonien  zu  überwachen.  Das 
neue  imperialistische  Regime  wird  voraussichtlich  die  Tendenz  haben,  den 
Colonien  durch  materielle  Vortheile  den  Wert  eines  engeren  Verb.andes 
mit  England  zu  demonstrieren  und  diese  könnten  sehr  bald  Formen  an- 
nehmeii,  welche  mit  dem  Geist  der  Brüsseler  Convention  in  Widerspruch 
stehen. 

Das  Hauptresultat  der  Convention  ist  die  Abschail'ung  aller  Prämien 
sowohl  der  directeu  AusfuhrzuschOsse,  als  der  indirecten  Steuerprämien, 
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als  der  durch  hohen  Schutzzoll  emiSglichten  Kartidlprämien.  Dies  ist  ein 
ökonomisches  Ereignis.  Jahrzehnte  lang  hatte  man  die  Prämien  bekämpft, 
aber  ohne  Erfolg,  die  Uegierungen  erklärten  sich  principiell  als  Gegner  der 
Ausfuhrprämien,  erhöhten  aber  gerade  innerhalb  der  letzten  zehn  Jahre  die 
directen  Prämien  und  steigerten  die  Ueberproduction  und  Zuckerkrise.  Wenn 
in  manchen  parlamentarischen  Debatten  der  Gedanke  ausgesprochen  wurde, 
dass  man  mit  der  Erhöhung  der  Prämien  das  ganze  System  ad  absurdum 
führen  wolle,  so  ist  diese  Voraussagung  eingetroffen,  aber  in  einem  Umfange, 
den  die  Vertheidiger  des  Prämiensystems  nicht  voraussahen.  Hätte  man  die 
Prämien,  statt  sie  zu  erhöhen,  stall'cimässig  herabgesetzt  und  schliesslich 
aufgehoben,  so  ist  es  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  zweite  Prämienfrage  der 
durch  hohe  Surtazen  ermöglichten  Kartellprämien  gar  nicht  aufgeworfen 
worden  wäre;  aber  die  österreichische,  deutsche  und  französische  Piämien- 
erböhung  durch  die  Gesetzgebung  von  1896/7  trieb  die  Ausfuhrprodiution 
unnachsichtlich  vorwärts,  die  Londoner  Preise  fielen  beständig,  zur  Deckung 
wurden  in  Oesterreich  und  Deutschland  Kartelle  geschaffen  und  so  war 
eigentlich  schon  1898  die  ganze  Prämienfrage  aufgerollt  und  das  energische 
Verlangen  Englands  auf  der  nachfolgenden  letzten  Conferenz,  die  Prämien 
auch  noch  durch  die  ausgiebige  Herabsetzung  des  Schutzzolles  zu  beseitigen, 
war  nur  noch  der  letzte  Schritt.  Das  Prämiensystem  war  ein  grossartiger  künst- 
licher Bau,  der  grosse  Werte  schuf,  der  Landwirtschaft  in  gewissen  Gebieten 
angesichts  der  allgemeinen  ungünstigen  Lage  einen  erheblichen  Nutzen 
zuführte,  der  Industrie  grosse  Gewinne  verschaffte,  die  Handelsbilanz  wesent- 
lich beeinflusste,  aber  alles  das  auf  Kosten  der  heimischen  Stcueraahler 
und  i'onsumcnton.  Die  directe  Ausfuhrprämie  zahlt  der  Steuerträger  einmal, 
dann  als  Consumont  noch  einmal,  weil  der  Verkäufer  sie  dem  inländischen  Preis 
zuschlägt,  da  er  nach  dem  Inland  nicht  ungünstiger  verkaufen  will  als  nach 
dem  Auslände.  Die  partielle  Steuerprämie  wie  die  französische  trägt  auch 
der  Consument.  da  der  Producent  Jen  Zucker  ä raison  der  vollen  Nominal- 
steuer  verkauft  und  die  Steuerermässigung  einzelner  Theile  des  Producten- 
quantums  für  sich  in  .\nsprach  nimmt.  Noch  schwerer  lastete  auf  dem  Con- 
sumenten  der  Kartollgewinn,  dessen  ökonomische  Ezistenz  darauf  beruhte, 
den  hohen  Schutzzoll  womöglich  ganz  zur  Aiifrechterhaltung  hoher  Inlands- 
preise auszunOtzen,  dafür  aber  die  Ausfuhrpreise  so  niedrig  als  möglich, 
manchmal  sogar  unter  dem  Kostenpreise,  zu  halten.  Dadurch  musste  der 
Consument  nicht  bloss  wie  früher  die  nominelle  Ausfuhrprämie,  sondern  auch 
noch  die  Differen'.  bis  zur  Höhe  des  Zollsatzes  bezahlen.  In  der  Conferenz 
wurde  die  östeneichische  Prämie  nach  einer  Mittheilung  des  intemationalen 
zuckerstatistischen  Hureaus  für  1901  folgendermaassen  berechnet:  Triest 
Transitopreis  27-72  Kronen,  Inlandpreis  85-70  Kronen,  ab  Steuer  38  Kronen 
= 47-70  Kronen,  davon  ab  Transitopreis,  bleibt  19-98  Kronen  Kartellgewinn, 
auf  3,361.740  Metercentner  Consum  Gesammtkartcligewinn  67  Millionen 
Kronen,  die  gesetzliche  Prämie  18  Millionen  Kronen,  daher  Kartcliprämie  3'/, 
mal  mehr.  Von  dieser  Oesammtprümie  gieng  ein  grosser  Tlieil  an  die  Roh- 
zuekerfabrikanten,  welchen  die  UadHimire  einen  Preis  von  .30  Kronen  für 
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ihren  lulaiiJabsatv,  garantierten,  das  heisst  Aufrahlungen  auf  den  niedrigen 
Auslandprois  ab  Ausfuhrstation  bis  zum  garantierten  Preissatz  leisteten,  die 
allerdings  auf  ein  Mazimuni  von  8 Kronen  beschränkt  waren.  Pas  deutsche 
Kartell  ist  auf  fihnlieher  Basis  aufgehaut  und  wurde  in  der  Conferenz  der 
dortige  Gcsammtkartellgewinn  auf  102  Millionen  Mark  berechnet,  wovon 
die  grössere  Hälfte  den  Ilaffinerien  und  die  kleinere  den  Rohzuckerfabrikanten 
zugute  kam.  Die  forcierte  Ausfuhr,  welche  zwei  Drittel  der  Gesammt- 
production  ausmachte,  trieb  natürlich  die  internationalen  Zuckerpreise  immer 
abwärts,  so  dass  der  Gewinn  der  Rohzuckerfabrikanten  aus  der  Aufzahlung 
der  Raffineure  sehr  häutig  durch  den  Verlust  bei  der  Ausfuhr  überschritten 
wurde.  Dass  diese  Verhältnisse  unhaltbar  waren,  sahen  die  besonnenen 
Zuckerindustriellen  selbst  ein,  allein  es  war  wie  ein  Verhängnis,  man  trieb 
immer  weiter  zum  Kzport,  man  exportierte  oft  mit  Verlust,  das  heisst  unter 
dem  Kostenpreis  und  wollte  sich  absolut  nicht  zu  einer  Einschränkung  der 
Production  entschliesseu.  Der  Consuinent  musste  im  Inland  8o  Heller  für 
das  Kilogramm  bezahlen,  während  der  englische  Consument  denselben  öster- 
reichischen Zucker  mit  einigen  20  Heller  bezahlte.  Dadurch  konnte  der 
Consum  sich  nicht  entwickeln  und  von  dem  durch  die  directen  .Ausfuhr- 
prämien herbeigefübrten  internationalen  Prcisfall  nicht  profitieren,  er  wurde 
vielmehr  durch  den  hohen  Inlandspreis  gewaltsam  zurOckgehalten ; darin  lag 
wieder  eine  innere  gegensätzliche  Wirkung  der  Kartellprämie.  Denn  da  der 
Kartcllgewinn  sich  aufliaut  auf  dem  Gewinn  aus  dem  hohen  Inlandspreis 
und  der  Höhe  des  Inlandscon.sums,  so  läge  es  eigentlich  im  Interesse  der 
Industrie,  diesen  zu  steigern,  weil  alsdann  ein  umso  grösserer  Thoil  der 
Gesamratproduction  Antheil  an  dem  Kartellgewinn  erhielte,  also  ein  umso 
grösserer  Nutzen  erzielt  würde.  Diese  Steigerung  des  Consums  aber  war 
durch  die  hohen  Inlandpreise  unmöglich,  und  so  wirkt  gerade  wie  bei  der 
Ausfuhrprämie,  welche  den  Preis  des  Exportzuckers  drückte,  auch  diese 
innere  Prämie  gegen  sich  selbst,  man  könnte  sagen,  der  reine  dialektische 
Process,  der  zuletzt  zur  Selb.staufliebung  führt. 

Und  so  ist  es  denn  auch  gekommen,  allerdings  unter  den  ungünstigsten 
Verhältnissen,  ohne  üebergangsstadium,  in  einer  Zeit  der  ungeheuren  preis- 
drückenden  Vorrälhe,  so  dass  die  sonst  theoretisch  von  der  Prämienaufhebung 
sicher  zu  erwartende  Preissteigerung  auf  dem  Londoner  Markte  noch  lange  nicht 
eintreten  wird.  Die  österreichische  Zuckerindnstrie  geht  einer  schweren  Krisis 
entgegen.  Zunächst  handelt  es  sich  um  die  Ausfuhr  nach  England,  die  bisher 
fast  zwei  Drittel  unserer  ganzen  Zuckerausfuhr  betrug.  Es  ist  sicher,  dass 
Deutschland,  Frankreich,  Belgien  und  Holland  alles  aufbieten  werden,  um 
auf  dem  englischen  Markte  ihre  Position  zu  behaupten;  ihre  geographische 
Lage,  die  technische  Snperiorität  der  einzelnen  riesigen  Rafliiiorien  werden 
diesen  Ländern  den  Wettbewerb  erleichtern.  .Aber  in  kurzer  Zeit  wird  dort 
auch  der  Rohrzucker  in  ernstlichen  Betracht  kommen,  namentlich  dann, 
wenn  nach  Aufzehrung  der  jetzigen  grossen  Vorräthe  die  Preise  steigen 
werden,  ln  Westindien  werden  voraussichtlich  energische  A’erwaltungsmaass- 
regeln  zur  Förderung  der  Zuckerindustrie  getrollen  werden;  ob  so  bald 
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caoatlisclier  und  australigcher  Zucker  nach  London  kommen  wird,  ist  eher 
zweifelhaft.  Dagegen  werden  die  Verhältnisse  in  den  Vereinigten  Staaten 
auch  ihre  Kflekwirkung  äussern.  Cuba  hebt  sich  allerdings  sehr  langsam  und 
ist  noch  immer  amerikanischen  KinfuhrzSllen  unterworfen,  dagegen  fahrt 
l’ortorico  zollfrei  ein  und  ebenso  steigert  sich  die  Production  und  Ausfuhr 
der  Sandwichinseln,  wobei  man  die  Zukunft  der  Philippinen  noch  längere 
Zeit  aus  dem  Auge  lassen  kann.  Die  KObcnzuckerproduction  in  Amerika 
steigt  aber  gleichfalls,  so  dass  die  Zeit  nahegerQckt  scheint,  wo  der 
europäische  Zuckerimport  aufharen  wird.  Dadurch  wird  die  Lage  der  Con- 
currenten  auf  dem  Londoner  Markte  eine  noch  drängendere,  und  es  ist 
unzweifelhaft,  dass  unsere  Ausfuhr  nach  den  westlichen  Ländern  stetig 
abnehmen  wird.  Aber  auch  im  Osten  sind  wir  bedroht,  den  indischen  Markt 
scheinen  wir  eben  jetzt  zu  verlieren  infolge  der  dort  ganz  ungerechtfertigt 
aufgelegten  Ausgleichszölle,  gegen  welche  man  keine  Repressalien  ergreift, 
und  die  den  KDbenländern  besonders  feindselig  gesinnte  ostindische  Regierung 
wird  selbst  nacli  dem  tVegfail  dieser  Strafzöllc  alles  anfbieten,  um  die  eigene 
Production  und  die  Einfuhr  ans  Mauritius  zu  heben.  In  der  Levante  stossen 
wir  auf  die  Concurrenz  Russlands,  das  der  Convention  nicht  beigetreten  ist 
und  wesentlich  nach  der  TOrkei  ezportiert,  die  gleichfalls  ausserhalb  der 
Vereinbarung  stebt.  Russland  ist  also  vor  Strafzollen  sicher,  seine  Ausfuhr 
nimmt  zwar  langsam  aber  stetig  zu  und  sein  System  enthält  trotz  des 
officiösen  Widerspruchs  dennoch  eine  Prämie,  die  sich  schon  aus  der  grossen 
Differenz  zwischen  Inlands-  und  Auslandspreis  ergibt  Ebenso  ist  in  weiterer 
Zukunft  eine  stärkere  Ausfuhr  Rumäniens,  das  im  letzten  Moment  von  der 
Conferenz  zurOcktrat,  zu  erwarten. 

Die  Einschränkung  der  Production  ist  daher  unausweichlich  und  wird 
heute  auch  von  allen  Sachver.ständigcn  zugegeben.  Man  sucht  mm  nach 
Comhinationen,  um  den  neuen  Zustand  etwas  erträglicher  zu  machen;  eine 
solche  ist  der  Plan  einer  Contingentierung,  welcher  in  betheiligten  Kreisen 
lebhaft  discutiert  wird.  Man  denkt  dabei  nicht  an  eine  Contingentierung  der 
ganzen  Production,  wie  sie  bisher  in  Deutschland  bestand,  und  welche  die 
deutsche  Regierung  in  ihrer  Vorlage  über  die  Hrttsseler  Convention  fallen  liess. 
Die  deutsche  Reichstagscommission  stellte  sie  zwar  wieder  her  mit  einem 
Zuschlag  ftlr  Eicontingent-Ziicker  in  der  Höhe  der  neuen  Surtaxe,  allein  das 
Plenum  der  Reichstages  verwarf  sie,  wesentlich  aus  dem  Grunde,  dass  sie  gegen- 
wärtig eine  einseitige  Productionsbeschräiiknng  Deutschlands  bedeuten  würde 
In  der  Debatte  wurde  auch  der  Gedanke  einer  internationalen  Contingentierung 
der  Production  zwischen  den  festländischen  RObcnzuckerländern  aufgeworfen, 
aber  nicht  weiter  verfolgt:  grosse  Aussicht  auf  Verwirklichung  dieses  Wunsches 
besteht  gegenwärtig  sicher  nicht.  Die  in  Oesterreich  discutierte  Contingen- 
tierung würde  sich  nicht  auf  die  ganze  Production,  sondern  nur  auf  den 
Inlaudscoiisiim  beziehen.  Der  Plan  geht  wesentlich  von  der  Rohzuckerseite 
aus:  dort  hefürchtet  man  einen  dauernden  niedrigen  Preis  für  die  Ausfuhr- 
w:ire,  eine  Abnahme  der  Ausfuhr  seihst  und  sucht  hierfür  eine  Ent- 
schädigung in  einer  Organisation,  welelie,  wie  hei  dem  bisherigen  Kartell,  den 
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Kohzuokerfaliriken  bei  ihrem  Verkauf  an  die  Raffinerien  eine  bessere  I’osition, 
das  heisst  bessere  Preise  sichern  wurde.  Der  Inlandsconsum  soll  contin- 
gentiert  werden,  uline  Contingentsehein  soll  kein  Zucker  zur  Versteuerung 
und  in  den  Verkehr  gebracht  werden  können.  Diese  Contingente  sollen  nun 
nach  einem  Plan  nur  au  rilbenverarbeitende  Zuckererzeugungsstätten,  also 
nur  an  Rohzuckerfahriken  ertheilt  werden,  welche  das  zngewiesene  Quantum 
entweder  selbst  zu  Consumzucker  verarbeiten  oder  die  Contingentscheine 
zugleich  mit  ihrem  Rohzucker  an  die  Raffinerien  verkaufen  wärden.  Man  glaubt, 
dadurch  ein  Unterbieten  der  Rohzuckerfahriken  untereinander  zu  verhindern 
und  die  Raffinerien  zu  verhalten,  diese  Contingentscheine,  welche  ihnen  erst 
die  Berechtigung  zum  Zuckerabsatze  gewähren,  mit  einem  Aufgeld  zu 
bezahlen.  Das  (5anze  würde  wie  ein  Rohzuckorkartell  wirken,  um  den  Roh- 
zuckerpreis zu  heben  und  von  der  neuen  geringen  Zollschutzspannung  dem 
Rohzucker  vorweg  einen  Antheil  zu  sichern,  da  er  mit  dem  Wegfill  des 
Kartells  die  jetzige  garantierte  .kufzahlung  auf  den  Ausfuhrpreis  verlieren 
wird.  Ueber  dieses  und  verwandte  Contingentierungsprojecte  fand  eben  jetzt 
Anfang  Juli)  eine  Enquete  statt,  in  welcher  jedoch  die  Ansichten  sehr  weit 
auseinander  giengen.  Die  Vertreter  der  Rohzuckerfabriken  unterstützen  den 
Plan,  in  der  Hoft'nung,  nunmehr  ihrerseits  die  maas.sgebende  Stellung  zu 
gewinuen,  welche  im  Kartell  die  Raffinerien  besassen.  Daneben  scheint  auch 
die  Erwartung  zu  bestehen,  dass  wenigstens  einzelne  Rohzuckerfabriken  direct 
Consumzucker  erzeugen  werden,  und  da  die  Einrichtung  eines  grossen  Raffinier- 
apparates selbstverständlich  in  den  meisten  derartigen  Fällen  unmöglich  sein 
wird,  denkt  man  an  die  Erzeugung  sogenannten  Sandzuckers,  der  allerdings 
in  Russland  und  anderen  östlichen  Ländern  vom  Publicum  genommen  wird, 
bei  unseren  an  eine  besonders  schöne  weissc  Ware  gewöhnten  Consumenten 
aber  kaum  eine  ausgiebige  Nachfrage  linden  würde.  Die  Vertreter  der  Land- 
wirtschaft waren  getheilter  Meinung,  man  hörte  Stimmen  sowohl  gegen  als  für 
dieContingentierung,  allerdings  waren  die  letzteren  zahlreicher,  weil  insbesondere 
in  Böhmen  die  kleineren  Rohzuckerfahriken  mit  landwirtschaftlicheu  Kreisen 
eng  Zusammenhängen  und  weil  diese  erwarten,  dass  von  dem  den  Rohzucker- 
fabriken gesicherten  Nutzen  ihnen  im  Wege  des  Rübenpreises  leichter 
ein  Antheil  zukommen  würde  als  von  einem  den  Raffinerien  zugewiesenen 
Gewinn.  Zugleich  vernahm  man  laute  Klagen  über  die  Rflbenrayonnierung, 
welche  die  Landwirte  in  Abhängigkeit  bringt  und  sie  an  dem  früheren  Preis- 
gewinne doch  nur  in  sehr  beschränktem  Maasse  purticipieren  liess.  Die  Land- 
wirte beschäftigen  sich  übrigens  schon  ernstlich  mit  der  Beschränkung  des 
Rübenanbaues;  die  heute  damit  bebaute  Fläche  beträgt  rund  250.000  iicktar, 
etwa  2',',  Proc.  der  gesammten  Ackerbaufläche,  sie  wird  redneiert  und  theil- 
weise  mit  anderen  Culturen;  Hackfrüchten,  Futterrübe,  Klee  etc.  bebaut 
werden  müssen.  Die  Vertreter  der  Raffinerie  sprachen  sich  grundsätzlich 
gegen  den  Contingentierungsplan  und  mit  besonderem  Nachdruck  gegen  die 
Beschränkung  der  Contingente  auf  Rohzuckerfahriken  aus.  Abgesehen  von 
der  Frage  der  formellen  Zulässigkeit,  erscheine  die  Contingentierung  angesichts 
des  geringen  künftigen  Schutzes  nicht  fähig,  um  sowohl  die  Raffinerien  als 
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die  Uolizufkerfabriken  und  eventuell  auch  noch  den  Rübenbau  mit  Gewinn- 
quoten auszustatten,  hier  gelte  so  recht  da.s  Gleichnis  von  der  kuizen  Decke. 
Kine  Contiiigentierung  innerhalb  dieser  engen  Spannung  könne  übrigen» 
halbwegs  nur  dann  gelingen,  wenn  sich  daran  eine  einheitliche  Verkauf- 
Organisation  schlösse,  die  alle  localen,  Fracht-  und  andere  Chancen  auszu- 
nOtzen  verstünde.  Die  Beschränkung  der  Contingente  auf  die  Rohzucker- 
fahriken  sei  eine  unbillige  Zurücksetzung  der  RafBnerien;  um  diesen  Bedenken 
zu  begegnen,  wurde  der  Gedanke  angeregt,  den  Raffinerien  ein  Präcipuum 
zu  gewähren,  welches  sie  gegenüber  den  Rohzuckerfabriken  selbständiger 
stellen  würde,  indem  sie  entweder  damit  ihre  Production  beginnen  oder 
dasselbe  als  Reserve  benützen  könnten;  allerdings  würde  die  Bedeutung  dieses 
Präcipiiums  von  seinem  .\usmaasse  abhüngen,  ebenso  wie  damit  auch  die 
Frage  der  Behandlung  der  sogenannten  gemischten  Raffinerien  in  Verbindung 
steht,  welche,  etwas  über  30  an  der  Zahl,  Rohzucker  und  Raffinade 
erzeugen,  zum  Unterschiede  der  14  reinen,  sogenannten  trockenen  Raffinerien, 
.Angesichts  des  geringen  Gewinnes,  welchen  der  künftige  Schutzzoll  dem 
Uontingent  überhaupt  einräurat,  und  des  somit  unprofitablen  Zwanges 
scheinen  Manche  die  Chancen  einer  absolut  freien  Bewegung  vorzuziehen. 
Eine  Form  fand  auch  Erwähnung,  wonach  die  Rohzuckerfabriken  nur  einen 
ganz  kleinen  Tlieil  des  Contingents  zur  Selbstverarbeitung  erhalten,  den 
Ohrigen  grösseren  Theil  den  R.'iffinerien  zur  Herstellung  der  Consumware 
abzutreten  hätten,  wogegen  sie,  die  ersteren.  den  ganzen  Verkauf  zu  organi- 
sieren hätten.  Der  Standpunkt  der  Raffinerien  widerstrebt  selbstverständlich 
irgendeiner  Herstellung  von  Consiimzucker  durch  die  Rohzuckerfabriken; 
wenn  die  Consumzuckereneugung  durch  andere  Organe  als  die  Raffinerien 
geschähe,  so  könne  die  regelmässige  Versorgung  des  Marktes  gestört  oder 
gefährdet  und  damit  die  Eventualität  der  Einfuhr  fremden  Zuckers  nahe- 
gerückt  werden,  die  angesichts  der  grossen  Herab.sotzung  des  Zollschutzes 
überhaupt  gar  nicht  so  ferne  steht.  Die  Vertreter  des  Handels  sprachen 
sich  begreiflicherweise  zumeist  gegen  die  Contingentieningaus.  Die  Meinungen 
waren,  wie  man  sieht,  sehr  getheilt.  so  dass  die  Sache  noch  nicht  ganz 
spruchreif  erscheint.  Allen  Projecten  liegt  aber  das  Bestreben  zu  Grunde, 
auf  eine  unvollkommene  Weise  doch  einiges  von  der  Organisation  und  dem 
Nutzen  des  bisherigen  Kartells  wieder  herzustellen;  die  Fixierung  des 
inländischen  Consmns,  die  Sicherung  eines  Zuschlages  zum  Rohzuckei-preis 
kommen  alle  aus  dem  Gedankenkreis  des  Kartells  und  darum  sind  sie  nicht 
fähig,  das  Ziel  zu  fördern,  das  angesichts  der  voraussichtlichen  Abnahme 
de.s  Exportes  für  die  Interessen  der  Industrie  am  wichtigsten  ist,  nämlich 
die  Erhöhung  des  inländischen  Consuins.  Das  (Kontingent  soll  sich  womöglich 
mit  dem  inneren  Coiisnm  decken  und  würde  voraussichtlich  nach  dem 
liisherigen  Verbrauch  bemessen  werden.  Es  liegt  im  Interesse  der  Contingent- 
berechligten,  dass  sich  der  Consum  in  dieser  Scliranke  halte;  darum  wurden 
auch  Stimmen  laut,  Excoiitingentzucker  gar  nicht  in  Verkehr  bringen  zu 
lassen,  also  die  Zunahme  des  heimischen  C'onsunis  hintaiizuhalton;  freilich 
würde  nach  dem  Projecte  der  Ohersehüssige  Zucker  mit  einem  Steuer- 
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Zuschlag,'  iu  dur  Höhe  der  Surtaxe  getroffen,  also  wieder  vertheiiert  werden. 
Wollte  man  auch  den  Consnm  in  die  liegelnng  cinbeziehen,  dann  mflaste 
man  nach  Art  der  russischen  Normirofku  noch  weiter  gehen,  die  Zucker- 
preise fixieren,  eventuell  sogar  die  Rflbenpreise  reglementieren,  was  aber 
eigentlich  einer  delegierten  Monopolverwaltung  gleichkäme. 

Die  Hebung  des  innern  Verbrauches  ist  meines  Erachtens  in  erster  .Linie 
anzustreben.  Ein  Mittel  hierzu  ist  die  Herabsetzung  der  Consumsteuer  zum 
mindesten  im  Betrage  des  wegfallenden  Prämiencontingentes.  was  für  Oester- 
reich eine  Steuerermässigung  von  etwa  5 Kronen  per  Metercentner  bedeuten 
wüide.  Das  andere  Mittel  zur  Verwohlfeilung  des  Zuckers  wird  der  Weg- 
fall der  jetzigen  grossen  Kartellprämie  bilden,  so  dass  man  wohl  mit  einem 
Zuckerpreis  von  nicht  über  60  Kronen  wird  rechnen  können.  Allerdings  wird 
die  Consumzunahroe  nicht  sofort  auf  der  ganzen  Linie  eintreten.  in  den 
wohlhabenden  Provinzen  in  Böhmen,  Mähren  etc.  und  in  Wien  darf  man 
eine  solche  erwarten.  Galizien,  dessen  (,'onsum  man  auf  zwei  Kilo  per  Kopf 
schätzt,  wird  noch  lange  nicht  daran  theilnehmen,  aber  die  Zunahme  in  den 
westlichen  Ländern  wird  eintreten  und  man  muss  alles  aufl>ieten,  um  sie  zu 
befördeni.  In  Frankreich  hatte  die  vorübergehende  Herabsetzung  1 1880)  der 
Steuer  von  73  auf  40  Franken  eine  fühlbare  Vennehrung  des  Verbrauchs 
zur  Folge,  und  Deutschland  hat  eben  jetzt  in  derselben  Absicht  seine  Steuer 
von  20  Mark  auf  14  Mark  herabgesetzt.  Die  nächste  Zeit  wird  unter  allen 
Umständen  für  die  Zuckerindustrie  schwierig  werden,  die  Keduction  des 
Kfibenbanes  und  der  Production  ist  unabwendbar  und  scheint  man  sich  jetzt 
schon  in  manchen  Landestheilen  darauf  einznrichten.  Die  Industrie  ist  glück- 
licherweise technisch  hoch  entwickelt,  so  dass  nicht  alle  Hoffnung  aufzu 
geben  ist,  wenn  ihr  zugleich  durch  eine  richtige  Eisenbahnlarifpolitik 
hilfreich  unter  die  .\rme  gegriffen  wird. 


Vertrag  Ober  die  Behandlung  des  Zuckers. 

Seine  Maje.-ität  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Prenssen,  iin  Namen  des 
Deutschen  Beiches;  Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich.  König  von  Böhmen 
n.  s.  w.  und  Apostolischer  König  von  Uiignm:  Seine  Majestät  der  König  der 
Belgier;  Seine  Maje.stät  der  König  von  Spanien  und  in  Seinem  Namen  Ihre 
.Majestät  die  Köiiigin-Hegentin  dos  Königreichs;  der  Präsident  der  Französischen 
Kepnblik;  Seine  Majestät  der  König  des  Vereinigten  Königreichs  von  Gross- 
liritannicn  und  Irland  und  der  Britischen  Lande  über  dem  Meer,  Kaiser  von  Indien; 
Seine  Majestät  der  König  von  Italien;  Ihre  Majestät  die  Königin  der  Nieder- 
lande; Seine  Majestät  der  König  von  Schweden  und  Norwegen,  haben, 

von  dem  Wunsche  geleitet,  einerseits  die  Bedingungen  für  den  Wettbewerb 
zwischen  dem  Rübenzucker  und  dem  Rohrzucker  der  einzelnen  Länder  auszn- 
gleichen  und  .vnderseits  die  Aiisdebming  des  Zuckerverbrauches  zu  fördern, 

und  in  der  Erwägung,  dass  die.«o  beiden  Ziele  nur  durch  Abschaffung  der 
Prämien  und  durch  Begrenzung  des  Ueberzolles  (Surtaxe)  erreicht  werden  können, 
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Hener. 


bcüchloBsen,  zu  diesem  Zwecke  einen  Vertrag'  za  schliesson,  und  zu  Ihren 
Uerollmächtif'ten  ernannt: 

(folgen  die  Namen) 

welche  nach  gegenseitiger  Mittlieilung  ihrer  in  guter  and  gehöriger  Funn 
liefuiidenen  Vollmachten  nachstehende  Artikel  vereinbart  haben: 

Artikel  1. 

Die  hohen  vertragschliegsenden  Theile  ver])llichtcn  sich,  vom  Tage  des  In- 
krafttretens des  gegenwärtigen  Vertrages  ab  die  für  die  Erzeugung  oder  die  Aus- 
fuhr von  Zucker  gewährten  directen  und  indirecten  Prämien  aufzuheben  und 
während  der  ganzen  Dauer  dieses  Vertrages  keine  solchen  Prämien  einznführen. 
Für  die  Anwendung  dieser  Kestimmnng  werden  die  zuckerhaltigen  Erzeugnisse,  wie 
Znckerwerk.  Chocolat«,  Cakes,  eingedickte  Milch  und  alle  anderen  ähnlichen  Er- 
zeugnisse, welche  in  erheblichem  V'erhältnisse  künstlich  zugesetzten  Zucker  ent- 
halten, dom  Zucker  gleichgestellt. 

Unter  den  vorstehenden  Absatz  fallen  alle  Vortheile,  welche  sich  für  die 
verschiedenen  Classen  von  Erzeugern  ans  der  fiskalischen  Gesetzgebung  der 
St;iat«n  direct  oder  indirect  ergeben,  insbesondere: 

al  die  im  Falle  der  Ausfuhr  gewährten  directen  Vergütungen, 

6)  die  der  Erzeugung  gewährten  directen  Vergütungen, 

c)  die  vollständigen  oder  theilweisen  Abgabebefreiungen,  welche  ein  Theil  der 
hergestellten  En.eugnisse  geniesst, 
rf)  die  Vortheile  aus  Aushouteüberschüssen, 

(')  die  Vortheile  ans  zu  hohen  Bnckvergntungen, 

f)  die  Vortheile  aus  jedem  Ueberzollo,  der  den  im  Artikel  3 festgesetzten 
Betrag  überschreitet. 


Artikel  2. 

Die  hohen  vertnigschliessenden  Theile  ver|illichten  sich,  die  Zuckerfabriken, 
Zuckorraftinerien  und  Melasseentzuckerungsanstalten  dem  Niederlageverfahreii  zu 
unterwerfen  und  unausgesetzt  bei  Tag  und  Nacht  durch  liskalische  Beamte  be- 
wachen zu  lassen. 

Zu  diesem  Zwecke  müssen  die  .änstalten  so  eingerichtet  sein,  dass  sie 
gegen  die  heimliche  Fortschaffung  von  Zucker  volle  Gewähr  bieten,  und  die 
Beamten  müssen  zu  sämmtlichen  Anstaltsräumen  Zutritt  haben. 

Für  einen  oder  mehrere  Abschnitte  der  Fabrikation  müssen  Controlbücher 
geführt  und  der  fertige  Zucker  muss  in  besonderen  Räumen  gelagert  werden,  die 
jede  wünschenswerte  Gewähr  für  die  Sicherheit  bieten. 

Artikel  3. 

Die  hohen  vertragschliessenden  Theile  verptlicliten  sich,  den  Ueberzoll,  das 
heisst  den  Unterschied  zwischen  dem  Betrage  der  Zölle  oder  Steuern,  denen  der 
ausländische  Zucker  unterliegt,  und  dem  der  Abgaben  oder  .Steuern,  die  von  dem 
einheimischen  Zucker  zu  entrichten  sind,  auf  höchstens  6 Franken  für  100  Kilo- 
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grauim  bei  rafTuiiertcm  Zacker  mi<J  solchem  Zucker,  der  diesem  gleichgestelU 
werden  kann,  und  auf  höchstens  5'50  Franken  bei  anderem  Zucker  lu  bemessen. 

Diese  Bestiinninny  besieht  sich  nicht  auf  den  Betrag  der  Einfuhntülle  in 
denjenigen  Lilndern,  die  Zucker  nicht  ersengen;  sie  gilt  ferner  nicht  für  die 
Nebenerzeugnisse  der  Uerstelinng  oder  Kafünierung  von  Zucker. 

Artikel  4. 

Die  hoben  vertragschlies-scndcn  Theilc  verpllichten  sich,  Zucker,  der  aus 
Liindern  stammt,  welche  für  die  Erzeugung  oder  An.sfubr  Prämien  bewilligen, 
bei  der  Einfuhr  in  ihr  Gebiet  mit  einem  besonderen  Zolle  zu  belegen. 

Dieser  Zoll  darf  hinter  dem  Betrage  der  im  Ur.sprungslande  bewilligten 
directen  oder  indirecten  Prämien  nicht  Zurückbleiben.  Die  hohen  Mächte  behalten 
sich,  jede  für  sich,  das  Hecht  vor,  die  Einfuhr  prämiii'rten  Zuckers  zu  verbieten. 

Zur  Berechnung  des  Betrages  der  Vortheile,  die  sich  etwa  aus  dem  im 
•Artikel  1 unter  f bezeichneten  Ueberzoll  ergeben,  wird  vom  Betrage  dieses 
lleberzolles  die  im  Artikel  3 festgesetzte  Ziffer  abgezogen : die  Hälfte  de.s  Restes 
wird  als  die  Prämie  angesehen,  mit  der  Maassgabe,  dass  die  durch  den  Artikel  7 
eingesetzte  ständige  Commission  das  Recht  hat.  die  so  berechnete  Ziffer  auf 
Antrag  eines  Vertragsstaates  zu  berichtigen. 

Artikel  5. 

Die  hohen  vertragschliessoiiden  Theile  verpflichten  sich  gegenseifig,  Zucker, 
der  aus  den  Vertragsstaaten  oder  ans  denjenigen  ihrer  Colonien  oder  Besitzungen 
stammt,  welche  keine  Prämien  gewähren,  und  für  welche  die  Verpflichtungen  des 
•Artikels  8 gelten,  zum  niedrigsten  Satze  ihres  Kinfuhrtarifes  zuzulassen. 

Rohrzucker  und  Rübenzucker  dürfen  nicht  verschiedenen  Zollen  unter- 
worfen werden. 


•Artikel  fi. 

Spanien,  Italien  und  Schweden  bleiben  von  den  in  den  Artikeln  1,  2 und  3 
fe.slgesetzten  Verpilichlung'en  so  lange  befreit,  als  .sie  keinen  Zucker  ausführen. 

Diese  Staaten  verpflichten  sich,  ein  Jalir  — oder  womöglich  schon  früher  — 
nachdem  die  ständige  Commission  den  Fortfall  der  vorgenannten  Bedingung  fest- 
gestellt  hat,  ihre  Gesetzgebung  über  die  Behandlung  des  Zuckers  mit  den  Be- 
stimmungen dieses  Vertrages  in  Einklang  zu  bringen. 

Artikel  7. 

Die  hohen  vertragscliliessenden  Theile  kominen  fllicrein,  eine  ständige  Com- 
mission mit  der  Aufgalie  einzusetzen,  die  Ausführung  der  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Vertrages  zu  überwachen. 

Die  Commission  besteht  aus  Delegierten  der  verschiedenen  Vertragsmächtc, 
und  es  wird  ihr  eine  ständige  Geschäftsstelle  beigegeben.  Die  Commission  wählt 
ihren  Vorsitzenden;  sie  hat  ihren  .Sitz  in  Brüssel  und  tritt  auf  Einladung  des 
Vorsitzenden  zusammen. 
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l>io  Delegierten  lialien  liie  Anfgabc: 

a)  festzastellen,  ob  in  den  Vertragsstaati-n  keine  direckn  oder  indircctcn 
Prämien  für  die  Erzeugung  oder  die  Ausfuhr  von  Zueker  gewährt  werden; 
h)  festzustellen,  ob  die  im  Artikel  6 bezeichneten  Staaten  nach  wie  vor  din 
dort  vorgesehene  besondere  Bedingung  erfüllen; 

«)  das  Bestehen  von  Priinien  in  den  Nichtvertragsstaaten  feslzustelleii  und 
behufs  Anwendung  des  Artikels  4 ihren  Betrag  zu  berechnen; 
ri)  über  Streitfragen  Gutachten  abzugeben; 

c)  Anträge  auf  Zulassung  zum  Verbände  zu  prüfen,  welche  von  den  am 
gegenwärtigen  Vertrage  nicht  betheiligten  Staaten  gestellt  werden. 

Die  ständige  Geschäft-sstelle  soll  Nachrichten  aller  Art  über  die  Zneker- 
gi'setzgebung  und  die  Zuckerstatistik  nicht  nur  der  Vertragsstaateu,  sondern  auch 
der  übrigen  Staaten  sammeln,  übersetzen,  ordnen  und  veröffentlichen. 

Um  die  Ausführung  der  vorstehenden  Bestimmungen  zu  sichern,  werden 
die  hohen  vertragschliessenden  Theile  die  in  ihren  Ländern  jetzt  oder  künftig  in 
Kraft  befindlichen  Gesetze,  Verordnungen  und  Anweisungen  über  die  Zucker- 
besteuening  sowie  die  auf  den  Gegenstand  dieses  Vertrages  bezüglichen  stati- 
stischen Nachrichten  auf  diplomatischem  Wege  der  belgischen  Kegierung  mit- 
theilen, welche  sie  ihrerseits  der  Commission  übermitteln  wird. 

Jeder  der  hohen  vertragschliessenden  Theile  kann  in  der  Commission  durch 
einen  Delegierten  oder  durch  einen  Delegierten  und  durch  Hilfsdelegiert«  ver- 
treten sein. 

Oesterreich  und  Ungarn  werden  jedes  für  sich  als  vertragschllcsseuder  Theil 
angesehen. 

Der  erste  Zusammentritt  der  Commission  wird  in  Brüssel,  auf  Veranlassung 
der  belgischen  Kegiemng,  und  zwar  wenigstens  drei  Monate  vor  dem  Inkraft- 
treten dieses  Vertrages  stattfinden. 

Die  Commission  hat  nur  die  Aufgabe  der  Feststellung  und  I’iüfung.  Sie 
erstattet  über  alle  ihr  vorgelegten  Fragen  einen  Bericht,  den  sie  an  die  belgische 
Kegierung  richtet.  Diese  theilt  ihn  den  betheiligten  Staaten  mit  nnd  veranlasst, 
wenn  einer  der  hohen  vertragschliessenden  Theile  dies  beantragt,  den  Zusammen- 
tritt einer  Conferenz,  welche  über  die  durch  die  Umstände  gebotenen  Beschlüsse 
oder  Maassnahmen  entscheiden  wird. 

Die  unter  h)  und  c)  bezeichneten  Feststellungen  nnd  Berechnungen  sind 
jedoch  für  die  Vertragsstaaten  bindend;  sie  erfolgen  durch  Mehrheitsbeschluss, 
wobei  jeder  V'ertragsstaat  über  eine  Stimme  verfügt,  um!  treten  spätestens  nach 
.\lilanf  einer  Frist  von  zwei  M<inateii  in  Kraft.  Falls  einer  der  Vertragsstaateu 
gegen  eine  Cominissionseiitscheidnng  Berufung  eiiilegen  will,  muss  er  innerhalb 
acht  Tagen,  nachdem  ihm  die  Entscheidung  bekannt  gemacht  worden  ist, 
eine  neue  Beschlussfassung  der  Commission  beantragen;  diese  tritt  schleunigst 
zusammen  nnd  gibt  ihre  endgiltige  Entscheidung  innerhalb  eines  Monates  nach 
Einlegnng  der  Berufung  al>.  Bio  neue  Entscheidnng  erlangt  spätestens  zwei 
Monate,  nachdem  sie  gelallt  i.st,  bindende  Kraft.  — Dasselbe  Verfahren  findet 
bei  der  unter  e)  vorgescbencii  Prüfung  der  Zulassnngsanträge  statt. 
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Die  Kosten,  welche  sich  ans  der  Kinrichtnng  nnd  der  Thätigkeit  der 
ständigen  GeschäAstelle  nnd  der  Commission  ergeben,  werden  von  allen  Vertrags- 
Staaten  getragen  nnd  nach  einem  von  der  Commission  festinstellenden  Plane 
unter  sie  vertheilt,  abgesehen  von  der  Besoldung  oder  KnLschädignng  der  Dele- 
gierten, welche  von  den  betreffenden  Ländern  r.u  rahlen  ist. 

Artikel  8. 

Die  hohen  vertragschliessenden  Tlieile  ühernehmen  für  sich  .selbst  nnd  für 
ihre  Colonicn  nnd  Besitr-nngen,  mit  Ausnahme  der  britischen  Selbstverwaltnngs- 
colonien  und  Britisch-Ostindiens,  die  Verpflichtung,  die  nOtliigen  Vorkehmngen 
zu  treffen,  um  zu  verhindern,  dass  prämiierter  Zneker,  der  durch  das  Gebiet 
eines  Vertragsstaates  dnrehgeführt  worden  ist,  auf  dem  Bestimmungsmarkte  die 
Vortlieilo  dieses  Vertrages  geniesst.  Die  .ständige  Commission  wird  in  dieser 
Hinsicht  die  nöthigen  Vorschläge  machen. 

Artikel  fl. 

Die  Staaten,  welche  sich  an  dem  gegenwärtigen  Vertrage  nicht  betheiligt 
haben,  werden  auf  ihren  Antrag  nnd  nach  Zustimmung  der  ständigen  Commission 
zum  Beitritte  zngelassen. 

Der  Antrag  ist  auf  diptomati.schem  Wege  an  die  belgische  Kegiemng  zu 
richten,  die  es  gegebenen  Falles  übeniehmen  wird,  den  Beitritt  allen  übrigen 
Kegierungen  mitzutheilen.  Der  Beitritt  bringt  ohneweiters  die  Uebemahmc  aller 
Verpflichtungen  und  die  Zula.ssnng  zu  allen  Vortheilen  des  gegenwärtigen  Ver- 
trages mit  sich  und  wird  von  dem  1.  September  ab  wirksam,  der  auf  die  Ab- 
sendung der  von  der  belgischen  Kegiemng  an  die  übrigen  Vertragsstaaten  ge- 
richteten .Mittheilung  folgt. 

Artikel  10. 

Der  gegenw,ärtige  Vertrag  soll  mit  dem  1.  September  1903  in  Kraft  treten. 

Kr  soll  von  diesem  Tage  an  fünf  Jahre  lang  gelten  und,  falls  keiner  der 
hohen  vertragschlie-ssenden  Theile  seine  Absicht,  die  Wirkungen  des  Vertrages 
aufhfircn  zu  lassen,  der  belgischen  Kegiemng  zwölf  Monate  vor  Ablauf  des  ge- 
nannten fünfjährigen  Zeitraumes  kundgegeben  haben  wird,  noch  ferner  ein  Jahr 
nnd  so  fort,  von  Jahr  zu  Jalir,  in  Kraft  bleiben. 

Falls  einer  der  Vertragsstaaten  den  Vertrag  kündigt,  wirkt  diese  Küinligung 
nur  für  ihn;  die  übrigen  Staaten  behalten  bis  zum  31.  Octoher  des  Kündigungs- 
jahres  das  Kecht  zu  erklären,  dass  sie  vom  1.  September  des  darauffolgenden 
Jahres  ab  ebenfalls  ausscheiden  wollen.  Wenn  einer  dieser  letzteren  Staaten  für 
gut  befindet,  von  diesem  liechte  Gebrauch  zu  machen,  wird  die  belgische 
Regierung  binnen  drei  Monaten  den  Zusammentritt  einer  Conferenz  in  Brüssel 
veranlassen,  welche  über  die  zu  ergreifenden  Maassnalimon  beschliessen  wird. 

r t i k e 1 11. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages  finden  auf  die  überseeischen 
Provinzen,  Colonien  und  auswärtigen  Bi'sitzmigen  dt-r  hohen  vertragschliessenden 


414  Ilener. 

Theile  Anwendnng.  Aosgenonim'en  sind  jedoch  die  britischen  nnd  niederländischen 
Colonien  und  Besitzungen,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  den  Artikeln 
5 und  8. 

Die  Stellung  der  britischen  nnd  der  niederländischen  Colonien  und  Be- 
sitzungen bestimmt  sich  im  uhngen  nach  den  in  das  Schlnssprotokoll  auf- 
genommenen  Erklärungen. 


Artikel  12. 

Die  Aufifährung  der  in  dem  gegenwärtigen  Vertrage  enthaltenen  gegen- 
seitigen Ver|)flirhtangen  ist,  soweit  nOihig,  durch  die  Erfüllung  der  in  der  Ver- 
fassung eines  jeden  Vertragsstaates  festgesetzten  Förmlichkeiten  und  V(>r8chriften 
bedingt. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  ratificiert  nnd  die  Katilicationsurkunden 
sollen  am  1.  Februar  1903.  oder  womöglich  schon  früher,  im  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  in  Brüssel  niedergelegt  werden. 

Es  besteht  Einverständnis,  dass  der  gegenwärtige  Vertrag  nur  dann  rechts- 
verbindlich wird,  wenn  er  wenigstens  von  denjenigen  Vertrags8taat«*n  ratificiert 
wird,  die  nicht  unter  die  Ausnahmebestimmung  des  Artikels  7 fallen.  Falls  einer 
oder  mehrere  dieser  Staabm  innerhalb  der  vorgesehenen  Frist  die  Katificutions- 
urknnde  nicht  niedergelegt  haben  sollten,  wird  die  belgische  Regierung  sofort 
eine  Entscheidung  der  übrigen  Vertragsstaaten  dariiber  herbeifuhren,  oh  der 
gegenwärtige  Vertrag  unter  ihnen  allein  in  Kraft  gesetzt  werden  soll. 

Zu  Urkniid  dessen  haben  die  hetrelTeiiden  Bevollmächtigten  den  gegen- 
wärtigen Vertrag  unterzeichnet. 

Geschehen  in  Brüssel,  in  einer  einzigen  Ausfertigung,  am  5.  März  1902. 


Schlussprotokoll. 

Im  Begriffe,  den  heute  zwischen  den  Regierungen  Deutschlands,  Oesterreichs 
nnd  Ungarns,  Belgien.^,  Spaniens,  Frankreichs,  Gro.ssbritamüens,  Italiens,  der 
Niederlande  und  Schwedens  abge.schlossenen  Vertrag  über  die  Behandlung  des 
Zuckers  zu  vollziehen,  haben  die  nnten.eichneten  Bevollmächtigten  Folgendes  ver- 
einbart. 


Zu  Artikel  3. 

In  der  Erwägung,  dass  der  Zweck  des  Ueberzolles  darin  besteht,  den  inneren 
Markt  der  Krzeuguiigslunder  wirksam  zu  schützen,  behalten  sich  die  hohen  ver- 
tragschliessendon  Thcile,  jeder  für  sich,  das  Recht  vor,  eine  Erhöhung  des 
Ueberzolles  zu  beantragen,  falls  heträcbtUche  Mengen  aus  einem  Vertragsstaate 
stammenden  Zuckers  bei  ihnen  eindringen  sollten;  diese  Erhöhung  darf  aber  nur 
den  aus  diesem  Staate  stammenden  Zucker  treffen. 

Der  Antrag  ist  an  die  ständige  Commission  zu  richten,  die  alsbald  durch 
Mehrheitsbeschluss  über  die  Berechtigung  der  beantragten  Maassregel,  über  die 
Dauer  ihrer  Anwendung  und  über  den  Satz  der  Erhöhung  entscheidet;  die  Er- 
höhung darf  eiuen  Franken  für  100  Kilngramm  nicht  übersteigen. 
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Die  Zastimmmig  der  Commission  darf  nur  ertheilt  werden,  wenn  der  Eiii- 
brnch  in  den  betreffenden  Markt  die  Folge  einer  thatsüchlich  geringeren  wirt- 
scbaftliehen  Leistniigsfühigkeit  nnd  nicht  etwa  das  Ergebnis  einer  durch  eine 
Verständigung  unter  den  Erzeugern  hervorgernfenen  künstlichen  Preissteigerung  ist. 

Zu  Artikel  11. 

A.  1.  Die  Regiening  von  Grossbritaimien  erklärt,  dass  dem  Zucker  der 
Kroncolonien  während  der  Vertragsdauer  keinerlei  direct«  oder  indirect«  Prämie 
gewährt  werden  wird. 

2.  Ausnahmsweise  nnd  unter  grundsätzlichem  Vorbehalt  ihrer  vollen  lland- 
lungsfreiheit  bezüglich  der  fiskalischen  Beziehungen  zwischen  dem  Vereinigten 
Königreich  und  seinen  Colonien  und  Besitzungen  erklärt  sie  ferner,  dass  dem 
Colonialzucker  während  der  Vertragsdauer  im  VereinigUm  Königreiche  keinerlei 
Vorzug  vor  dem  aus  den  Vertragsstaaten  stammenden  Zucker  bewilligt  werden  wird. 

3.  Sie  erklärt  endlich,  dass  der  Vertrag  durch  sie  den  Selbstverwaltnngs- 
colonien  nnd  Ostindien  vorgelegt  werden  wird,  damit  diese  ihren  Beitritt  erklären 
können. 

Es  besteht  Einverständnis,  ilass  die  Regierung  Seiner  Britischen  Majestät 
dem  Vertrage  namens  der  Kroncolonien  beitreten  kann. 

B.  Die  niederländische  Regierung  erklärt,  dass  während  der  Vertragsdauer 
dem  Zucker  der  niederländischen  Colonien  keinerlei  directe  oder  indirect«  Prämie 
gewährt,  nnd  dass  er  in  den  Xiederlanden  nicht  zu  einem  Tarif  zugelas.sen 
werden  wird,  welcher  niedriger  ist  als  der,  welcher  auf  den  ans  den  Vertrags- 
■staaten  stammenden  Zucker  zur  Anwendung  gelangt. 

Das  gegenwärtige  Schiassprotokoll,  welches  gleichzeitig  mit  dem  heut«  ab- 
geschlossenen Vertrage  ratifleiert  werden  wird,  soll  als  wesentlicher  Bestamltheil 
dieses  Vertrages  gelten  und  dieselbe  Kraft,  Wirkung  und  Dauer  besitzen. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Unterzeichneten  Bevollmächtigten  das  gegen- 
wärtige Protokoll  aufgesetzt. 

(iesohehen  in  Brfls.sel  am  5.  Mürz  19112. 


DIE  FÖRDERUNG  DES  WOIINlIAUSBArES  FÜR 
MINDERBEMITTELTE. 

VON 

KARL  KOOLEU. 


Uie  Verbessernng  der  WohnungsvorhiUtniase  der  aüf  ein  geringes  Einkommen 
Benchrünkten  steht  dermalen  im  Vordergründe  des  socialpolitischen  Interesses. 
Die  hierüber  gelegentlich  der  vorjährigen  Geiieralversammlmig  des  Vereines  für 
Socialpolitik  zu  München  stattgebabten  Berathnngen  und  die  denselben  zur  Gnmd- 
lagp  dienenden  Publicationen  ermflglichen  den  erwünschten  üeberblick  über  die 
Gesainmtheit  der  einschlägigen  Bestrebungen  und  dessen,  was  auf  diesem  Gebiete 
bisher  geschaffen  — und  nicht  nur  geschrieben  worden  ist. 

In  Oesterreich  wurde,  wenn  von  einzelnen  rühmenswerten  Ansnahmen  abge- 
selien  wird,  in  dieser  Sichtung  reclit  wenig  geleistet,  woran  das  Gesetz  vom 
9.  Februar  1892,  R.-G.-Bl.  Nr.  37,  „betreffend  Begünstigungen  für  Nenbanteii 
für  Arbciterwohnnngen“  die  Mitsehuld  tr.lgt.  Passelbe  hat  nämlich  als  Bedingung 
für  die  Stfluerbcfreiung  durch  24  Jahre  den  Jahresmielzins  für  die  Flächen- 
einheit des  bewohnbaren  Raumes  so  gering  festgesetzt,  dass  damit  eine  Ver- 
zinsung von  4 Proc.  anerreichbar  ist.  Der  in  parlamentarischer  Bcratlmiig 
henndliche  Gesetzentwurf,  „betreffend  Begünstigungen  für  Gebäude  mit  gesunden 
und  billigen  Arbeiterwohnnngon“  vermeidet  dies,  indem  nicht  mehr  der  .Mietzins, 
sondern  der  Nettoertrag  der  Gebünde  an  bestimmte  Grenzen  gebunden  wird; 
derselbe  soll  nämlich  denjeweilig  ortsüblichen  Zinsfass,  insbesondere  den  Hjpothekar- 
zinsfuss  der  Sparcassen  and  der  sonst  luaassgebendcii  Creditinsütute  nnr  um 
0'2— 0'5  Proc.  überschreiten  dürfen;  innerhalb  dieser  Grenze  ist  das  Eiirägnis- 
procent  für  einzelne  Länder  and  Landestheile  im  Verurdnnngswege  festznsetzeii, 
wodurch  die  Anpassung  an  die  zeitlichen  und  örtlichen  Verhältnisse  ermöglicht 
wird  (§  11).  Wie  die  Motive  selbst  anerkennen,  treten  jedoch  hier  zwei  der 
„als  uiaa.ssgebend  bezeichneten  Gesichtspunkte  — die  Billigkeit  der  Arbeiter- 
wohnnngen  einerseits  und  deren  möglichste  Vermehrnng  anderseits  — in  directen 
AViderstreit.“  Dic.se  Schwierigkeit  wird  durch  einen  sogleich  zn  erwähnenden 
Umstand  noch  erhöht  Belrcffs  jener  Gebände,  welche  für  24  Jahre  die  Befreiung 
von  der  Hanszins-  und  Hansclassenstcuer  unter  gleichzeitigem  Verzicht  auf  die 


Digitized  by  Google 


Dio  Fönlerong  dos  Wohnhausbauos  für  MindorbeTnittolte. 


41? 


fanfproc(‘ntip?  Stener  vom  Ertrage  zeitlich  steaerbefreiter  Gebäude  (§  1)  und 
bierneben  auch  die  Befreiung  von  den  Landes*  und  Bezirksumlagen  sowie  von 
einem  TheOe  der  Gemeindeumlagen  geniessen  (§  23),  wird  nämlich  die  durchaus 
berechtigte  Bedingung  gestellt,  dass  sie  neben  der  Erfüllung  von  Vorschriften 
bvgieiiischer  Natur  auch  durch  eine  bestimmte  Zeit  — nach  dem  Entwürfe 
durch  50  Jahre  (§  14)  — den  Arbeiterwohnnngszwecken  erhalten  bleiben.  Aus 
den  bisherigen  Berathnngen,  welche  in  den  Kreisen  der  zunächst  in  Betracht 
kommenden  Unternehmer  und  Capitalisten  gepflogen  wurden,  gebt  hervor,  dass 
sie  in  den  vom  Gesetze  gebotenen  Begünstigungen  nicht  jene  Vortheilo  flitdeii, 
welche  sie  vermögen  könnten,  trotz  der  gesetzlichen  Widmungsdauer  Gebäude  zu 
dom  in  dem  Gesetze  vorgesehenen  Zwecke  in  nennenswerter  Zahl  zu  errichten. 

Ks  hebt  denn  auch  der  Motivenbericht  hervor,  „dass  öffentliche  Anstalten, 
welche  in  irgend  einer  Weise  die  Zweck«  des  allgemeinen  Besten  zu  fördern 
berufen  sind,  wie  Kranken^  und  Unfallversicherungsanstalten,  Landescreditinstitute  etc. 
angeregt  werden  sollen,  ihre  verfügbaren  Capitalieu  in  zunehmendem  Maasse  in 
Arbeiterwohnbäusem  zu  investieren."  Um  diesen  Instituten  dies  zu  erleichtern 
enthält  der  Entwurf  folgende  Bestimmung:  „llinsichtlich  solcher  öffentlicher 

Anstalten,  welche  statutongemflss  zur  Förderung  von  Zwecken  des  allgemeinen 
Wohles  berufen  sind,  kann  von  den  Ministern  des  Innern  und  der  Finanzen 
fallweise  eine  höhere  Verzinsung  des  in  Arbeit4!rwohnhäusorn  angelegten  Capitals 
bewilligt  werden“  (§  11). 

Was  die  Kranken-  und  Unfallversichorungsanstalton  anbelangt,  so  ist  eine 
auch  nur  angenälu  rt  genügondo  Hilfe  von  ihnen  nicht  zu  erwarten.  Die  Kranken- 
cassen  sind  ausser  Stande,  ihre  Reservefonds  in  dieser  Art  anzulegen,  weil 
dieselben  bei  erhöhtem  Krankenstand«  (Epidemien)  benöthigt  werden  können,  also 
nur  in  leicht  realisierbaren  Werten  elociert  weiden  dürfen;  hiervon  kann  nur  bei 
grossen  Krankencassen  in  Bezug  auf  die  Errichtung  von  Gebäuden  für  die 
eigenen  Bureauzwecke  abgesehen  werden.  Uebrig«ns  dürften  die  realisierbaren 
(tesamnitreserven  der  Krankeiicass«  n Kudu  1900  34  Mill.  Kronen  kaum  erreichen. 
Die  Unfallversicherungsaiistalteii  wiesen  Endo  1000  einen  für  dio  obige  Anlageart 
eventuell  verfügbaren  Fondbestand  von  rund  70  Mill.  Kronen,  also  einen  Betrag 
aus,  welcher  im  V'ergleicbe  zu  dem  in  Frage  stehenden  Bedarfe  als  nur  gering 
I bezeichnet  werden  darf;  dasselbe  gilt  von  dem  Ende  1901  angenähert  disponiblen 

Betrage  von  kaum  80  Mil).  Kronen.  Diese  Anstalten  können  aber  auch  diese 
Beträge  den  beregten  Zwecken  nicht  zuführen,  weil  sie  hierdurch  mit  einer  Art 
Fondselocierung  belastet  wurden,  die  einen  besonderen  Verwaltuiigszweig  bedingt, 
wa.«  angesichts  der  Zweckbestimmung  der  Anstalten  vermieden  werden  muss. 
Diese  Schwierigkeit  wird  durch  die  gebotene  Kilcksichtnahme  auf  die  volle  Sicher- 
heit der  Capitaisanlage  noch  vergrössert.  das  heist  dio  letztere  beschränkt  von 
voniherein  die  Zahl  derjenigen  Orte  wesentlichst,  in  welchen  die  Versicherungs- 
anstalten Arbeiterwohnhäuser  errichten  könnten.  In  Ooiiseqnoiiz  de.ssen  durften 
sich  die  Anstalten  vorlänflg  auf  den  Ausbau  der  bereits  zum  Theil  anfgeführten 
Häuserbloeke  beschränken.  Angesichts  des.sen  rückt  die  son.stige  gemeiiiniitzigo 
Baothätigkeit  in  ihren  verschiedenen  Formen  hin.sichtlich  der  Verbesserung  der 
Arbeiterwohnnngsverhältnisse  in  die  erste  Reihe.  Dieselbe  Ist  in  Oe.it erreich  bis- 

Zttiurbfiit  nir  VolkawirUrhaft,  Socialpolttlk  and  Vervriütaoff.  XI.  Band. 
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hi>r  noch  an«ntwickWt,  nähonbei  Ix^merkt  «in  Grund  dafür,  dass  die  Uiifailrer- 
sicherangfsanstalten  selbst  Arbeiterwnhnhduser  errichteten  und  sich  nicht  auf  die 
finanzielle  Forderung  von  Baiivereini^nu^en  der  orwilhiiten  Art  beschrankten. 
Die  gemeiiiMÜtzigo  Dauthcatiffkeit  muss  erst  geschaffen  werden.  Der  Arbeitsbeiraih 
anerkannte  die  NotUwendigkeit  der  Anregung  ln  dieser  Hinsicht,  indem  er  die 
Bildung  von  localen  ^VoImung8ansschüssen,  welche  fordernd  eingreifen  sollen, 
ompfahl  Dies  wird  aber  nicht  genügen,  es  wird  sich  vielmehr  die  materitdie 
Förderung  als  nothwendig  herausstellen.  wenn  die  gemeinnützige  Bauthäügkeit 
in  Fluss  kommen  soll.  Für  die  Träger  der  gemeinnützigen  Buuthätigkeit  ist  es 
nach  den  in  Deutschland  gewonnenen  reichen  Erfahrungen  in  der  Kegel  unmöglich, 
an  den  Hausbau  heranzutreten,  wenn  sie  nicht  auf  drei  Viertel  bis  vier  Fünfte! 
der  Kosten  des  Grundes  und  Baues  als  Darlehen,  also  auf  mehr  hoffen  dürfen, 
als  jetzt  innerhalb  der  Mündeisicherlieit  erreichbar  ist.  Belehnungen  über  die 
Werthälfte  sind,  wenn  überhaupt,  nur  zu  vergleichsweise  dntckenden  Bedingungen 
erhältlich,  welche  anbetrachtlich  der  nach  dem  (jesetze  zulässigen  Mietzinse  nner- 
fällbar  erscheinen.  Um  daher  die  Gewährung  von  Hyputhekardarlebeu  über  die 
Werthälfle  zu  billigen  Bedingungen  ebenso  zu  ermöglichen,  wie  die  Beschaffung 
von  Baucrediten  zu  annehmbaren  Preisen,  ist  die  Errichtung  eines  Institutes  noth* 
wendig,  das  den  Organen  der  gemeinnützigen  Bautbätigkeit  in  dieser  Hinsicht 
bohiltlicb  ist.  Hierzu  ist  in  erster  Keihe  der  Staat  berufen,  welcher  das  grOsste 
Interesse  an  einer  ]ihysisch  und  moralisch  gesunden  Bevölkerung  besitzt.  £r 
kommt  hierbei  angesichts  der  in  Aussicht  stehenden  Invalidenversicherung  auch 
deshalb  vor  allem  in  Betracht,  weil  er  an  der  Verminderung  der  Lasten  dieser 
Versicherung,  an  welcher  er  wird  theilnehmen  müssen,  interessiert  ist;  betrog 
doch  die  Beisteuer  des  Deutschen  Reiches  zur  Invalidenversicherung  1891  bis 
1900  rund  180-5  Mül.  Mark. 

Die  staatliche  Hypothekenbank  müsste  vom  Staate  garantierte  Pfandbriefe 
aasgeben;  im  Uebrigem  hätte  sie  sich  svibst  zu  erhalten.  Sie  soll  die  Selbsthilfe 
nicht  unterbinden,  deren  Bethätigung  vielmehr  ermöglichen,  indem  eie  bis  zu 
einem  festzu.setzenden  Maxiimim  soviel  darleiht,  als  iiöthig  ist.  nm  die  BaufTihig- 
keit  in  Fluss  zu  bringen.  An  dieses  Institut  und  dessen  Filialen  könnten  die 
VVolmuugsanssclnlsso  angegliedert  werden,  welche  nach  dem  Vorbilde  des  Rheini- 
schen Vereines  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungsweseim  zu  Düsseldorf  einzn- 
richten  wären.*) 

Wenn  die  Hilfe  des  Staates  auf  diesem  hochwichtigen  (lebiete  der  Social- 
politik und  de.s  Volk.swohli‘8  bedauerlicherweise  vensagen  sollU*,  so  mussten  die 
Länder  für  die  Durchführung  der  gemeinnützigen  Darlehensgewähi-nng  unter 
Benutzung  der  Laiide.-^hypothekenunstalten  herangezogcMi  werden. 

Die  Zulässigkeit  der  inateriellon  Förderung  des  Wuhnhausbaues  für  Arbeiter 
seitens  des  Staates  wird  durch  die  in  dem  österreichischen  Gesetzentwürfe  vor- 
gesehene Gewähmiig  der  Stenerbegünstigmigen  über  das  sonst  geltende  Maass 
erwiesen;  sie  gelangt  für  die  „Mimlerbemiltelten“  überhaupt  in  dem  Gesetzent- 

*)  l>cr  Verfasser  hat  diesen  Gedanken  in  einem  in  Druck  gelegten  Berichte  an 
den  Vorstand  der  .Arheiter-riifallversicherungsanstalt  (ftr  Niederösterreich  weiter  aus- 
gefuhrt. 
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würfe  der  hessischen  Regierung  betreffend  „die  Wohnungefürsorge  für  Minder- 
bemittelte“ vom  3.  März  1902  (Drucksache  787),  Begründung  vom  4.  April  1902, 
in  anderer  Art  zur  Bethätigung. 

Dieser  Gesetzentwurf  geht,  wie  schon  sein  Titel  besagt,  die  Wohnungsfrage 
der  weniger  bemittelten  Stände  und  Personen  überhaupt  an.  Der  Österreichische 
Gesetzentwurf  fasste  den  BegrifiT  „Arbeiter*  sehr  weit,  indem  er  als  solche  „jene 
bei  landwirtscbaftlichen,  gewerblichen  oder  sonst  auf  Krwerb  gerichteten  Unter- 
nehnmngen  oder  in  Öffentlichen  oder  privaten  Anstalten  gegen  festen  oder  ver- 
änderlichen Lohn  in  Verwendung  stehenden  Personen**  ansieht,  deren  Jahresein- 
kommen an  gewisse  Grenzen  gebunden  ist  2).  Auch  erscheint  die  Abver- 
mietbung  bis  zu  htichstens  ein  Vierte!  des  bewohnbaren  Raumes  au  Nichtarbeiter 
im  Sinne  des  Gesetzes  zulässig,  insoweit  sie  die  pekuniäre  Lage  der  Arbeiter 
theüen  (§  3).  Der  Kreis  derjenigen,  welche  nach  dem  österreichischen  Entwürfe 
in  steuerbegünstigten  Gebäuden  wohnen  dürfen,  kommt  demnach  dem  Begriffe 
der  Minderbemittelten  nahe,  ohne  sich  jedoch  voll  mit  demselben  zu  decken. 
Zweifellos  wird  die  Gesetzgebung  mit  der  Zeit  zur  Begünstigung  der  weniger 
Bemittelten  überhaupt  vorschreiten  müssen. 

Der  hessische  Entwurf  stellt  als  Criterium  für  die  staatliche  Unterstützung 
nicht  die  Qualität  der  Mieter  hinsichtlich  ihrer  pekuniären  Lage,  sondern  die 
zulässige  Grosse  der  zu  vermietenden  Wohnungen  auf,  indem  er  solche  Gebäude 
als  unter  das  Gesetz  fallend  bezeichnet,  welche  „Wohnungen  mit  nicht  mehr  als 
drei  Zimmern  nebst  Küche  und  Zubehör"  enthalten  (Artikel  1),  Offenbar  entspricht 
diese  Wohnungsgrosse  dem  Maximalbedurfnisso  der  Minderbemittelten  in  Messen. 

Die  Darlebensgewälirung  erfolgt  durch  die  Landescreditcasae  an  Gemeinden 
„bis  zum  vollen  Betrage  der  Kosten  für  den  Erwerb  dos  Baugeländes  sowie  für 
die  Bauausführung“  (Artikel  2).  Wenn  die  Gemeinde  die  Wohngebäude  nicht 
selbst  errichtet,  dies  vielmehr  von  „einer  gemeinnützigen  rechtsfiüiigen  Ver- 
einigung des  öffentlichen  oder  privaten  Rechtes,  welche  die  Erbauung  von 
Wohnungen  für  MindorbemitbUc  zur  Aufgabe  bat“  (Artikel  5',  besorgt  wird,  so 
darf  „das  von  der  Gemeinde  zu  gewährende  Darlehen  nenn  Zehntel  des  in 
Artikel  2 erwähnten  Betrages  nicht  überschreiten.  Für  die  Vereinbarungen,  welche 
die  Gemeindemit  der  EmplAngerin  des  Darlehens  über  dessen  Sicherstellung,  Verzinsung 
und  Tilgung  trifft,  sind  die  der  Gemeinde  gegenüber  der  Landescreditcasae  obliegenden 
Leistungen  bezüglich  der  Verzinsung  und  Tilgnng  iiKsofern  massgebend,  als  sich 
die  Gemeinde  höhere  Zinsen  oder  eine  raschere  Tilgung  nicht  ausbedingen  darf“ 
(Artikel  6).  „Die  Gemeinde  darf  ein  Baudarlohen  nur  gcwäliren,  wenn  zwiacheii 
ihr  und  der  Empfängerin  die  erforderlichen  Vereinbarungen  zustande  gekommen 
sind,  welche  eine  zweckentsprechende  Brnutznng  der  herzustellenden  Wohnungen 
und  deren  angemessene  bauliche  Unterhaltung  gewährleisten.  Die  Gemeinde  kann 
das  Darlehen  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  kündigen,  wenn  die  EnipHiii' 
gerin  die  getroffenen  Vereinbarungen  nicht  einhält  ....  Erscheint  die  Zweck- 
bestimmung des  mit  dem  Darlehen  hergestelUen  Gebäudes  nebst  zugehörigem 
Gelände  gefährdet,  so  ist  die  Gemeinde  zugleich  berechtigt,  dasselbe  zu  dem 
durch  diesen  Zweck  bestimmten  Werte  nach  Maassgabe  dos  Gesetzes  betreffend 
die  Enteignung  von  Grmideigentbnm  vom  26.  Juli  1884,  in  der  Fassung  der 
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iiekanntmacbuii^  vom  30.  September  1809  (Reg.-Bl.  S.  735)  in  EigHithom  r.u 
ermerbeu  (Artikel  7;.  Hierdurch  erscheint  die  Widmung  des  Gebfiudos  für  Wohn- 
zwecke zu  Gunsten  Minderbemitbdter  gewAhrleisUt/ 

„Im  Falle  eines  in  anderer  Weise  nicht  zu  beseitigenden  Mangels  an  solchen 
Wuhnnngi  n kan»  die  (»emeindo  auf  Antrag  einer  Yereinigang  der  bezeichnelen 
Art  (vgl.  Artikel  5 oben)  durch  Erkenntnis  dos  Kreisausschusses  für  verpflichtet 
erklArt  werden“  (Artikel  5). 

Das  Ministerium  des  Innern  ist  ermächtigt,  im  Einverständnis  mit  dem 
Finanzministeriam  „für  bedürftige  Gemeinden  ausnahmsweUo  den  Zinsfnss  der 
nach  Artikel  2 zu  gewährenden  Darlehen,  welche  innerhalb  der  ersten  zehn  Jahre 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  aafge?iommen  werden,  für  die  Dauer  eines 
gleichen  Zeitraumes  von  der  Aufnahme  des  einzelnen  Darlehens  ab  bis  auf  ein  halb 
vom  Hundert  unter  den  sich  nach  Vorschrift  des  Artikels  5,  Absatz  2,  des  Gesetzes 
über  die  Landescreditcassen  berechnenden  Zinssatz  zu  ermussigen.  Der  hiernach 
sich  ergebende  Fehlbetrag  an  Zinsen  ist  als  staatlichen  Zuschuss  zur  Forderung 
des  W'ohnungswosens  alljährlich  im  Hauplvuranschlag  der  Staatseinnahmen  und 
Ausgaben  besonders  vor/.nsehen“  (Artikel  3).  „Die  Auszahlung  des  bewilligten 
Darlehens  hat  in  angeiiiessrnen  Theilbeträgen  zu  erfolgen,  deren  Auszahlung  von 
dem  Nachweis  abhängig  gemacht  werden  kann,  dass  die  bisher  gezahlten  Beträge 
in  angemessenem  Umfange  zur  Befriedigung  der  Forderungen  der  Bauhaiidwerker 
verwendet  worden  sind“  (Artikel  8). 

Zu  diesen  gesetzlichen  Bestimmiiiigcn  sind  nur  wenige  Bemerkungen  zu 
machen.  Das  Schwergewicht  der  Aktion  wurde  in  die  Gemeinde  gelegt,  welche 
die  „Bpgnindung“  als  „die  verantwortliche  Trägerin  der  Bestrebungen  zur  Ver- 
bosserong  der  Wohnuiigsverbältnisse“  bezeichnet,  welcher  der  Staat  mit  seinem 
Uredit  helfend  niid  fördernd  zur  Seite  stehen  soll.  Hierfür  spricht  unter  der  Vor- 
aussetzung. dass  die  Gemeinde  zur  Darlthonsanfnahme  beziehungsweise  zum  Bau 
verhalten  werden  kann  (Artikel  5',  manches  schwerwiegende  Moment;  so  vor 
allem,  dass  die  Gemeinde  ein  Darlehen  leichter  und  ini  höheren  Ausmaass«> 
erhalten  kann  als  eine  Baugcnosseiischafl,  welche  dieselbe  Bauaufgabe  zu  lösen 
übernommen  hat.  Trotzdem  aber  sollte  die  Darleliensgewährung  unmittelbar  an 
Organe  der  gemeiimützigen  Bauthätigkeit  für  den  Fall  ermöglicht  werde»,  als 
durch  dio  Gemeinde  Ver/ögeruiigcn  zu  gewärtigen  sind,  welche  mit  den  in  Frage 
stehenden  Interessen  nicht  vereinbar  erscheinen.  Es  sei  bei  diesem  Anlass  auf 
die  belgische  Caisse  generale  d'epargiie  et  de  retraite  verwiesen,  welche  bis  Ende 
des  J.'üire.s  1900  dio  stattliche  Summe  von  38*7  Mill.  Francs  (5‘67  Francs  auf 
den  Kopf  der  BevöHicning)  als  Darlehen  an  Credit-  und  Bangesellschaften  und 
Riuigonossenschaften  zum  Zwecke  der  Enichtung  von  Wohnhfuisem  aasbezahlt  hat. 

Der  hessische  (lesetzentwnrf  sieht  Darlehen  an  Urivate  beziehungsweise 
Einzelpersonen  behufs  Errichtung  von  Ein-  oder  Zweifamilienhäusern  nicht  vor, 
well  die  Invalidenversichernngsanstalt  dem  bezüglichen  Bedürfnisse  genügend 
Bechiimig  trägt,  und  weil  die  Ausnützung  öffentlicher  Mittel  zu  Specnlatioijs- 
zwccken  vermieden  worden  muss. 

Eine  üh«T  Artikel  3 hinausgehende  Begünstigung  in  der  Verzinsung  erschien 
iinznlässig.  weil  der  Staatsnodit  nicht  zu  Gunsten  eröRserer  Städte  nnd  wohl- 
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habender  Gemeinden  in  Auaiirnch  genommen  werden  darf;  der  Staat  thue  ohne- 
hin schon  ein  Uebriges,  indem  er  „eeiiio  Autorität,  seinen  Credit  und  die  Arln  it 
seiner  Hcamten  nach  Möglichkeit  r.ur  Verfügung  stellt.“ 

Der  Gesetzentwurf  enthält  die  begrüssenswerte  llestimmung,  da.ss,  wenn  ,dio 
mietweise  Itenützung  der  Mehrzahl  von  gesundheitsschädlichen  Wohnhäusern  in 
einem  Hanse  untersagt  und  die  Auswei.sung  der  in  dieselben  aufgen<nnmcnen 
Personen  bewirkt  worden*  ist,  die  Gemeinde  berechtigt  ist,  ,,falls  der  Kigen- 
ihuiiier  des  Hauses  einer  weiteren  Auflage  dos  Umbaues  oder  der  Niederlegung 
innerhalb  bestimmter  Frist  nicht  entspricht,  zur  Enteignung  des  Hauses  nebst 
zugehörigem  Gelände  zwecks  Herstellung  von  Wohnungen  für  Minderbemittelto* 
zu  schreiten  (Artikel  0).  Es  soll  also  an  Stelle  des  unbewohnbaren  Gebünde.s  ein 
den  hilligorweise  zu  erhebenden  Anforderungen  entsprechendes  errichtet  werdiui 
und  sonach  statt  der  schlechten  eine  gute  Wohnniigsgelegunheit  ersteben. 

Der  Gesetzentwurf  sieht  schliesslich  die  Schafl’ung  einer  Landeewohuungs- 
inspection  vor,  , welche  die  Aufgabe  hat,  im  Zusammenwirken  mit  den  staatlichen 
und  communalen  Behörden  die  Wohimngsverhältnisso  der  minderbemittelten  Volks- 
classeii  in  gesundheitlicher  und  sittlicher  Hinsicht  festznstellen  und  in  Gemein- 
schaft mit  dem  hessischen  Centralvereiu  für  Errichtung  billiger  Wohnungen, ^sowie 
mit  den  gomeinuützigen  Banvereinen  des  Landes  auf  Beseitigung  der  sich 
ergebenden  Misständo  hiiizuwirken*  (Artikel  12).  Oie  „Begründung“  bezeichnet  das 
Wohnnngsinspectorat  sehr  richtig  nicht  als  Poiizeiorgan,  sondern  als  Organ  der 
Wohlfahrtspflege.  „Ueberall  soll  der  Wohnnngsinspector  Förderer  und  Beirath 
der  örtlichen  Organisationen  und  Vereinigungen  sein,  welche  umgekehrt  wieder 
ihn  selbst  unterstützen  sollen;  wo  es  noch  an  amtlichen  oder  durch  die  Vereine 
repräsentierten  Sammelpunkten  der  Fflrsorgebestrehungen,  fidilt  wird  auf  die  Mit- 
hilfe ehrenamtlicher  Vertrauensmänner  ans  allen  Ucvölkerungsschichten  gerechnet 
werden  können.“ 

Soweit  in  Oesterreich  statistische  und  sonstige  Erhebungen  über  die  Wohnuiigs- 
zustände  der  mindcrheinittelteii  Bevölkerung  vorliegen,  entrollen  sie  ein  oft  geradezu 
trostloses  Bild,  welches  gründliche  Abhilfe  auf  diesem  Gebiete  der  Woulfahrts- 
pllege  heischt.  So  sehr  anzuerkennen  ist,  dass  der  Entwurf  des  Steuerhefreinngs- 
gesetzes  einen  nennenswerten  Fortschritt  bedeutet,  so  muss  doch  die  Befürchtung 
ausgesprochen  werden,  da.ss  er  die  erhoffte  segensreiche  Wirkung  in  dom  erfor- 
derlichen Maas.se  nicht  zeitigen  wird.  Hierzu  bedarf  es  vielmehr  der  Bereithaltnng 
von  hinreichenden,  hypothekarisch  sicher  zu  stellenden  Barmitteln,  weil  nur 
mittels  dieser  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit.  nnd  auf  diese  kommt  es  an,  die 
wünschenswerte  Entfaltung  zu  Anden  vermag.  Die  Durchführung  dieser  in  jeder 
Hinsicht  hochwichtigen  Aktion  kann  in  wirklich  befriedigender  Art  nur  der 
Staat  fibemehmon;  er  vermag  es  ohne  nennenswerte  Opfer,  weil  die  zu  errichb  iido 
Uypothekenanstalt  sich  voraussichtlich  bald  ans  eigener  Kraft  wird  erhalten  können. 
Der  Staat  soll  sich  aber  ancli  in  dieser  Hinsicht  bethätigen;  denn  cs  kann,  um  mit 
der  „Begrflndnng“  des  hessischen  Gesetzentwurfes  zu  sprechen,  „die  Bedeutung 
der  Wohnnngsfragc  für  die  sociale  Entwickelung  des  Volkes  gar  nicht  ülter- 
schätzt  werden.“ 
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Ungempiri  lange  hat  es  gedanort,  bis  die  Berufsgrnppe  der  Land-  und 
Fiirstwirto  begonnen  hat,  darüber  nachzndenkeii,  ob  nicht  für  alle  ihre  Angehörigen 
gemeinsame  Interessen  bestehen,  die  gewahrt  «erden  können  und  vielleicht  sogar 
dringend  nach  Schute  verlangen ; noch  länger  hat  es  gedauert,  bis  das  Bewusst- 
sein vom  Vorhandensein  solch  gemeinsamer  Interessen  ein  Gemeingut  der 
Mehrheit  aller  Landwirte  wurde,  diese  letzteren  sich  damit  als  ein  eigener 
geschlossener  Bemfsstand  mit  eigenen  Aufgaben  und  Bedürfnissen  erkannten  nnd 
sie  daran  giengen,  vom  Staate  zu  fordern,  dass  er  bei  der  grossen  Vertheilung 
seiner  gesetzgeberischen  Gaben  auch  ihrer  gedenke  und  nicht  nur  immer  — oft 
auf  ihre  Kosten  — anderen  Bernfsclassen  Rechnung  trage.  Solange  dieser 
Brucess  des  Sichselbstfindens  und  Zusannnenscbliessens  aber  auch  gedauert 
hat,  ist  das  endliche  Ilervortreten  mit  bestimmten  Forderungen  doch  der  grossen 
Masse  der  Beobachter  des  socialen  und  des  wirtschaftlichen  Entwickeinngsganges 
als  etwas  VerblüfTendes  erschienen;  erfüllt  von  einer  ganz  merkwürdigen  Mischung 
merkantilistischer  nnd  Sraithischer  Ideen,  einem  Gedankenchaos  voll  innerer 
Widersprüche,  hatte  man  gar  nicht  an  die  Möglichkeit  gedacht,  dass  die  ja  vi'r- 
meintlich  dein  unvermeidlichen  Siechthnm  verfallene  Landwirtschaft,  deren  Unter- 
gang man  ja  doch  nicht  hindern  könne,  daher  eher  im  Interesse  der  Gesammt- 
heit  fördern  solle,  sich  auch  einmal  rühren  und  an  die  Tafel  der  Lebenskräftigen 
nnd  Lehenfordernden  setzen  würde. 

Es  ist  kaum  zu  vcrwundcni,  dass  man  jede  Acnsseruiig  des  Lebenswillens 
der  agrarischen  Bevölkerung  als  einen  Anstloss  reactionürer  Bestrebungen  ansah 
nnd  als  solchen  stigmatisieren  zu  sollen  glaubte ; schien  es  ja  doch  der  herr- 
schenden Richtung  als  ein  Versuch,  die  Entwickelungsgesetzo  der  Menschheit  zu 
hemmen,  wenn  man  irgend  ctw,as  forderte,  was  der  allgemeinen  Industrialisierung 
zuwider  schien. 


Digitized  by  Google 


Daa  Gesetz,  bctreiTeud  die  Rrriehtutig  von  BernfttgenosseTiacharten  etc.  42^{ 


Dnrch  lan^o  Zeit  begnügte  üian  sich  daher,  darauf  hitizuweiseii.  dass  man 
ja  durch  die  Orundoiitlastung,  die  Einführung  der  Froitheilbarkoit,  die  Beseitigung 
der  bäuerlichen  Erbfolge  der  Landwirtschaft  die  Hahn  freigemacht  und  sie  aus 
ihren  bisborigeu  venneintlichen  Fesseln  gelüst  habe;  es  sei  mm  an  ihr,  ihre 
höchst  zweifelhafte  LebeiisHlhigkeit  zu  bethätigen,  gehe  sie  doch  zugrunde  gegen* 
ober  der  billiges  Brot  schaffenden  Concurrenz  transoceanischer  Gebiete,  so 
l>eweise  sie  eben  nur,  dass  sie  keine  Existenzberechtigung  mehr  im  Industrial* 
Staate  habe;  Englands  Entwickelung  galt  dabei  als  das  Musterbild  für  die  Zukunft 
des  Continents.  Dabei  vergass  man  nnt»  r anderem,  wie  die  Industrie  nicht  etwa 
nur  freigegeben  worden  war,  sondern  positiv  gefordert  wurde,*)  dass  also  im 
WettKtreite  zwischen  Landwirtschaft  und  industrie  Licht  und  Scbattoii  keineswegs 
gleich  vertheilt  waren.  Aber  auch  dieses  Stadium  veigieng;  widerwillig  begann 
man  agrarischen  Forderungen  eine  gewisse  Aufmerksamkeit  ziizuwcnden,  stück* 
weise  und  ohne  jedes  System  schuf  man  in  den  achtziger  Jahren  einige  Gesetze, 
deren  Wirksamkeit  wegen  ihrer  inneren  Ünvollkommenlieit  und  weil  sie  meist 
Kahmeiigesetzo  waren,  eine  höchst  mangelhafte  blieb. 

Indessen  aber  hatte  sich  jene  einleitend  skizzierte  Bewegung  im  Dcnkleben 
der  agrarischen  Bevölkeruiig  abgewickelt;  im  Kampfe  gestählt,  im  Bewusstsein 
der  Solidarität  gekräfliget.  erklärte  sie  nun  plötzlich,  wenn  auch  noch  lange  nicht 
tranz  organisiert,  durch  ihre  berufenen  Vertreter,  dass  sie  mm  satt  sei,  stets  als 
Stiefkind  von  der  Gesetzgebung  behandelt  und  mit  Brosamen  abgespeist  zu 
werden,  dass  sie  eine  zielbewusste  Hilfe  durch  eine  systematische  Schutzgesetz* 
gelang  fordere.  Dass  hierbei  einer  der  ersten  Gedanken  der  war,  die  landwirt* 
srhaftliche  Berofsclasso  als  Ganzes  müsse  eine  gesetzliche  Organisation  erhalten, 
wenn  sie  mit  Erfolg  ihre  Interessen  solle  vertreten  können,  lag  nahe;  ich  glaube 
nicht,  dass  man  hierzu  eines  Vorbildes  bedurfte,  wie  es  etwa  die  gewerblichen 
Zwangsgeiiossenschaflen  wären,  — ein  solches  hätte  ja  eher  abschrecken  müssen  — , 
es  genügte  dazu  das  Bewusstsein  der  Interessensolidarität  und  die  Erkenntnis, 
dass  der  Zusammenschluss  stark  mache.  Auf  der  einen  Seite  war  ja  das  Märchen 
von  den  unüberwindlichen  Gegensätzen  zwischen  Gross-  und  Kleinbesitz  schon 
stark  discreditiert  und  auf  der  anderen  Seit«  die  Erkenntnis  gereift,  dass  es 
kein  Unrecht  sei,  wenn  inan  den  oder  jenen  zu  seinem  besten  zwingf’;  damit  war 
die  Idee  der  die  ganze  Berufsclasso  um.schliesseiiden  landwirtschaftlichen  Zwangs- 
geiiossenschuBen  reit  Während  ursprünglich  der  Gedanke  mit  liobii  von  den 
Gegnern  anfgenommen  wurde,  gewöhnte  man  sich  bald  daran,  sich  der  Illnsion 
binzugeben,  man  werde  es  dabei  mit  einer  quantite  udgligeable  zu  thun  haben; 
als  man  aber  erkannte,  dass  die  Sache  doch  nicht  so  leicht  zu  nehmen  sei, 
begann  man  den  bezüglichen  Kegiemngsvorlagen  gegenüber  Einwendungen  zu 
erheben  und  Schwierigkeiten  zu  machen,  die  zuerst  das  Zwangsprincip  und  die 
allerdings  vielleicht  nicht  ganz  glucklicho  Verquickung  mit  dem  Keiiteiigütcr- 
gcdaiikeu,  dann  die  Gefalireii  mit  den  (Tenossensebaften  zu  verbindender,  specii- 
lativor  Untemohinungeii  für  dieso  selbst,  die  drohende  Gefahr  der  Beherrschung 


*)  Ob  das  immer  rationell  und  in  gciiQgciidcm  Maasse  geschah,  sei  hier  nicht 
untersucht. 
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dor  Gvnossonscbafloii  durch  den  Ctio^sgrundheKit?.  u.  s.  w.  Iietrafen»  und  die  nicht 
nur  den  g^unstigen  Erfolg  tiHtten,  manche  Verbeasorungen  an  dou  Vorlagen  zu 
vcranlaaaun,  amidern  aocii  den  fär  die  LaiidwirUchaft  weniger  erfreulichen,  die 
.Schaffung  der  Genossenschaften  um  ein  Jahrzehnt  zu  verzögern,  und  wohl  auch 
jenen,  den  ursprünglichen  Plan  in  manchen  Richtungen  stark  einzuschrüiiken. 

Anch  heute  steht  es  noch  nicht  fest,  in  welchem  Umfange  sie  thatsächlich 
in  Kraft  Ireton  werden,  denn  man  war  genuthigt,  wieder  ein  RahmeiigeHetz  zu 
.st-haffeii,  so  dass  für  die  Praxis  die  Auctorität  der  Landtage  über  jene  des 
Keicbsrathes  gestellt  erscheint.  Ich  glaube,  dass  der  Zusammonschluss  der  Land- 
wirte, und  zwar  ihr  lückenloser  Zusammenschluss,  und  die  Macht,  die  sie  in  ihrer 
Vorbinduiig  — wenn  diese  der  Absicht  gemäss  sich  ausgestaltot  — werden 
bethätigen  kOnnen,  das  beste  sein  wird,  was  das  Gesetz  bewirken  kann;  alles 
lindere,  was  es  j>lant,  scheint  mir  dagegen  nebensächlich,  viele  von  den  darüber 
Iiinausgeheiiden  Hoffnungen  wie  auf  sehr  lauge  Sicht  gezogene  Wechsel.  Das 
allein  aber  wäre  schon  eine  grosse  Errungenschaft.  Ist  es  erreicht,  so  wird  wohl 
auch  jene  agrarische  Sturm-  und  Drangperiode  vorüber  sein,  in  der  ah  und  zu 
gar  zu  einseitige  und  unter  Umständen  nicht  nur  wirtschaftlich,  Hundem  auch 
social  bedenkliche  Forderungen  erhoben  werden.^) 

Dann  wird  vielleicht  jener  Zeitpunkt  erreicht  sein,  in  dom  die  Interessen- 
gegensätze gegenüber  der  Industrie  und  dem  Handel  in  den  Hintergrund  treten, 
die  gemeinsamen  Ziele  erkannt  und  diese  bei  allen  Bestrebungen  zur  Geltung 
kommen  werden.  Das  Gefühl  unmittelbarer  socialer  Verantwortlichkeit  wird  in 
dieser  Richtung  wirksam  werden.  Das  vorliegende  Gesetz  hat  eine  lange  und 
stürmische  Geschichte;  sie  reicht  bis  in  den  Anfang  der  neunziger  Jahre  zurück; 
damals  erschien  der  erste  Rcgierungseiitwurf,  der  aber  die  Rerufsgenossenschafteu 
mit  dem  Plane  der  Schaffung  von  Rentengütern  in  allzuenge  Beziehung  brachte, 
jedoch  zum  mindesten  das  Verdienst  für  sich  beanspruchen  darf,  dass  er  dem 
agrarischen  Heforinprobleme  einen  Platz  auf  der  Tagesordnung  der  Legislative 
eroberte.  Auch  sei  hier  das  treffliche  statistische  Queüenwerk  erwähnt,  das  dom 
Motivenbericht  beigegeben  war.  und  das  in  eine  ganze  Reihe  agrarischer  Fragen 
Licht  warf.  Der  Widerstand,  den  dieser  Entwurf  fand,  und  zwar,  wie  wenigstens 
behauptet  wird,  vorwiegend  wegen  der  Verbindung  des  Genosseiischaftsgedankens 
mit  der  Idee  der  Kentengüter,  zum  Tlieil  wohl  auch  mit  Hücksicht  auf  staats- 
rechtliche Bedenken,  veranlasste  die  Regierung,  ihn  im  Jabro  1895  znrückzo- 
ziehen.  Bald  darauf  wurde  eine  neue,  nur  die  GenossenschaRen  betreffende  Vor- 
lage eingobracht,  gegen  die  aber  die  Kinwciidang  erhoben  wurde,  auch  sie  führe 

*)  Wenn  übrigens  von  der  gegnerischen  Seite  aas  dem  Vorkommen  derartiger 
verfehlter  Ansprüche  V'orwörfe  gegen  die  „Agrarier*  geschmiedet  werden,  so  möge  man 
nicht  vergessen,  das«  auch  die  Industrie  und  vor  allem  der  Handel  um  nichts  bescheidener 
und  sachlicher  gewesen  und  znm  Theil  noch  beute  sind.  Den  einseitigsten  Interessen  der 
handeltreibenden  Kreise  genehme  Thesen  sind  solange  als  Dogmen  hingcstcllt  worden, 
bis  nur  noch  tollkühne  Leute  es  wagen  durften,  sie  nicht  blindlings  zu  glauben;  unsere 
ganze  Gegenwart  arbeitet  daran,  sich  mQhsam  frei  zu  winden  von  den  freihäiidlerischen 
Lehren,  die  den  Handel  gewissermaassen  als  Selbstzweck  hinslellten  und  seinen  Interessen 
alles  andere  zu  opfern  bereit  waren. 


Digiiized  by  Google 


l>aÄ  Ooäutz,  bctrefTvini  dio  Errichtung  von  Berafi»genüS6CtiHchafteD  etc.  425 


in  den  Kreis  der  genossenschaftlichen  Aufgaben  auch  specnlative  L'nternuhumngen 
ein;  das  la.sse  sich  aber  mit  dem  Zwangscharakter  der  geplanUni  Organisationen 
nicht  vereinbaren.  Eine  neue  Vorlage  des  Jahres  1897  trug  auch  diesem  Bedenken 
Kechnung;  die  späteren  Entwürfe  hielten  sich  im  wesentlichen  auf  derselben 
Uiiie  mit  dieser  und  erscheinen  zum  Theil  überhaupt  nur  als  Abdrucke  derselben, 
uothwendig  gemacht  durch  die  parlamentarischen  Verhältnisse,  welche  das  Zustande- 
kommen dieses  Gesetzes  geradeso  wie  so  vieler  anderer  Reformen  die  längski 
Zeit  unmöglich  machten. 

Der  sechste  Entwurf  ist  endlich  Gesotz  geworden,  aber  nicht  ohne  eine 
iteihe  von  Abänderungen,  die  er  noch,  nnd  zwar  nicht  gerade  durchaus  zu  seinem 
Gunsten,  hat  erfahren  müssen. 

Wir  wollen  nun  in  gedrängter  Kürze  den  Inhalt  des  Gesetzes  mitthoilen: 

Es  ist  ein  Rahmengesetz,  das  heisst  es  beschr.änkt  sich  darauf,  dio  all- 
gemeinen Grundsätze  festzustellen,  nnd  überlässt  es  im  übrigen  der  Eandesgesetz- 
gebnng,  in  den  Einzelheiten  solche  Bestiinmnngen  zn  treffen,  die  den  territorialen 
Besonderheiten  Rechnung  tragen.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  darüber  zu  sprechen, 
ob  es  uothwendig  und  ob  es  zweckmässig  ist,  der  Landesantonomie  derartige 
CoDcessionen,  mitunter  sehr  weitgehender  Art,  zu  machen;  es  genüge,  dieses 
Moment  besonders  scharf  hervorgehoben  und  darauf  verwiesen  zu  haben,  dass 
ein  anderes  Vorgehen  gegenüber  unseren  Verfassungsgesetzen  unzulässig  gewesen 
wäre.  Keichsgesetzlich  wird  festgesellt,  dass  Bcrufsgenossenschaften  der  Landwirte 
zu  errichten  sind,  und  zwar  für  je  einen  Oerichtsbezirksaprengel  aus  allen  Land- 
wirten desselben  eine  Bezirks-,  für  je  ein  Land  eine  alle  Lamlwirte  desselben 
umfassende  Landesgenossenschaft,  in  dieser  territorialen  Gruppierung  nnd  Schichtung 
aber  nur  dann  nnd  insoferue,  als  die  Gesetzgebung  je  eines  Landes  für  dieses 
Land  nicht  etwas  anderes  verfügt;  das  Roichsgesetz  umgrenzt  aber  den  Spiel- 
raum, der  der  Landesgesetxgebung  hiermit  offen  gelassen  ist,  insofern  al.s  es 
nur  gewisse  Abänderungen  an  den  allgemeinen  Ginndsätzen  für  zulässig  erklärt. 
Für  ganz  besondere  Fälle  kann  sie  verfügen,  dass  in  einzelnen  Landestheilon 
vorerst  eine  Qenossenscbaflsbildnng  noch  nicht  stattzufinden  habe,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  es  Landestheile  gehe,  in  denen  mit  Rücksicht  anf  deren 
besondere  Verhältnisse  eine  frachtbare  Wirksamkeit  der  Genos,sensrhaften  noch 
nicht  erwartet  werden  könnte,  und  für  dio  das  Bedürfnis  nach  beruGlchem 
Znsaroinenschlnsse  der  Landwirte  noch  nicht  genügend  lebhaft  zutage  tritt.  Ist 
hierin  die  Möglichkeit  gelegen,  da.ss  der  Grundsatz  einer  genossenschaftlichen 
Organisation  sämmtlicher  Landwirte,  wenigstens  für  die  erste  Zeit,  territorial 
genommen,  ausser  Kraft  trete,  so  liegt  in  der  der  autonomen  Gesetzgebung  ein- 
getänmlen  Befugnis,  Gemeindegenossenschaften,  also  solche  für  einen  möglicherweise 
recht  engen  Gebietsumfang,  zu  schaffen,  eine  Handhabe.  Nachtheile  fcni  zu  halten, 
die  ans  einer  mechanischen  Eiiitheilnng  nach  agrari.sch  innerlich  oft  recht  ver- 
schiedenartig gestalteten  Bezirken  sich  ergeben  könnte.  Ich  möchte  übrigens  meinen. 
da.ss,  wie  von  der  erstgenannten,  so  anck  von  dieser  Befugnis  die  Landesgesetz- 
gebnng  nur  mit  grösster  Vorsielit,  nur  im  änsserslen  Falle  und  — wenn  lialb- 
wegs  möglich  — nur  vorübergebend  Gebrauch  machen  sollte. 
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ln  d«r8«Ibeu  Bichtung  liegt  die  liercchtignng,  für  oiiieii  (ieriehtebozirk 
mehr  als  eine  Oenossenschaft  lu  errichten  odci  die  Landwirte  mehrerer  Üeurke 
zn  einer  einzigen  zusainmenzufassen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  scheint  es  mir,  dass  für  einzelne  Gruppen  von 
Landwirten  unter  Umstünden  eigene  Genossenschaften  vorgesehen  werden  können. 
In  dieser  Richtung  könnten  vor  allem  Besitzer  von  Kealitäten  in  Betracht  kommen, 
die  vorwiegend  Waldbestüude  anfweisen,  dann  Besitzer  von  Zwerggütern  und  endlich 
solche  von  sehr  grossen  Flüchen.  Den  Zwergbesitz  zu  erhalten,  der  seiner  Natur 
nach  einer  rationellen  Bewirtschaftung  nicht  zngünglich  ist,  und  der  den  Eigen- 
thnmer  der  Nothwendigkeit  nicht  überhebt,  als  Fabriks-  oder  landwirtschaftlicher 
Arbeiter  sich  Verdienst  zu  suchen,  hat  die  Oeffentlichkeit  nur  in  dem  Falle  ein 
Interesse,  <la.s.s  in  dem  Zwergbesitz  der  erste  Ansatz  für  die  Entstehung  von 
Kleinbusitz  liegt,  in  der  Regel  also,  wenn  er  nicht  aus  der  Zerbröckelung  von 
Klein-  nnd  Mittelgütern,  sondern  aus  Neurodungen  oder  aus  abgetrennten  l’ar- 
cellen  grössten  Besitzes  entstanden  ist.  Ist  der  Zwergbesitz  in  einem  Bezirke 
sehr  Verbreitet,  so  könnt*  überdies,  wenn  auch  er  der  Geiioksenschaft  angehörte, 
unter  Umstünden  eine  numerische  Uebermacht  der  Zwergbesitzer  gegenüber  den 
anderen  Genossenschaftsmitgliedern  entstehen,  die  nicht  ungeführlich  würe. 

Es  ist  daher  berechtigt,  wenn  die  Möglichkeit  vorgesehen  wird,  länderwei-se 
Zwergbesitzer  von  der  Genossenschaft  überhaupt  ausznschliessen,  und  zwar  umso- 
mehr, als  dieselben  wohl  vielfach  als  Landwirte  im  eigentlichen  Sinne  nicht 
betrachtet  werden  können,  evcntüell  sie  zur  Bildung  eigener  Genossenschaften 
zu  verhalten.  Der  grösste  Besitz  könnte  kraft  seiner  finanziellen  Macht,  des 
An.sehens  seiner  Vertreter  u.  s.  w.  eine  Verschiebung  des  Einflusses  in  der 
Genossenschaft  za  Ungnnsten  der  eigentlich  in  erster  Reihe  des  Zusammenschlusses 
bedürftigen  Elemente  und  zu  Gunsten  des  Gros,sgrundbesitzes  vernrsacben.  Es 
ist  daher  wohl  am  Platze,  dass  wenigstens  in  gewissen  Ländern  der  Grossgrund- 
hesitz  eigene  Gciiossenschaftcii  bilde,  die  dann  allerdings  wohl  grössere  Sprengel 
als  solche  von  Bezirksgerichten  umfassen  müssten.  Der  vollständige,  wenn  auch 
vielleicht  nur  lünderweise  Ausschluss  des  eigentlichen  Gro-ssgrundbesitzes  von  der 
genossenschaftlichen  Organisation  wäre  aber  schon  deswegen  nicht  zu  empfehlen, 
weil  daun  dieselbe  den  Charakter  der  Allgemeinheit  verlieren  würde  und  zwei 
Kategorien  von  Landwirten  entstünden,  die  auch  legislativ  nnd  formell  scharf 
geschieden  wären. 

Wellig  zweckmässig  scheint  cs  mir,  dass  Besitzer  von  nnr  oder  fast  nur 
forstlichem  Boden  auch  den  Genossenschaften  angehöroii  müssen;  ihre  Interessen 
liegen  denn  doch  in  manchen  Dingen  gar  zu  weit  von  denen  der  Landwirte  ah. 

Die  Möglichkeit,  zwei  oder  mehrere  Landcsgenossenschafteii  in  je  einem 
Lande  zu  schaffen,  hat  vorwiegend  politische  und  nationale  Bedeutung. 

Zweck  der  GenasseiischaRen  ist  „die  Verbc.ssoruiig  der  sittlichen  und 
materiellen  Verhältnisse  der  Landwirte  durch  Pflege  des  Gemeingeistes,  gegen- 
seitige Belehrung  und  Unterstfitznng,  Erhaltung  und  Hebmig  des  Standesbewusst- 
seins durch  Vertretung  der  liernfsständischen  Interessen  der  Genossen  sowie 
durch  Förderung  der  wirtschaftlichen  Interessen  derselben“  (§  2).  Diese  etwa.s 
allgemein  und  vag  gehaltene  Zweckbestimmniig  wird  ergänzt  durch  den  § 11,  der 
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ilcn  Wirkungskreis  der  Genussenschaften  iiAher  bezeichnet,  es  übrigens  recht 
niibegreiflich  macht,  warum  die  neuen  Organisationen  nlierlianpt  noch  die  lie- 
Zeichnung  Genosäenschalten  erhalten  sollen.  Dass  viele  der  namhaft  gemachten 
•kufgaben  übrigens  schon  von  anderen  Organen  in  mehr  oder  weniger  ent- 
sprechendem Umfange  dliernommen,  zum  Theil  sogar  erfüllt  worden  sind,  sei  nur 
noch  nebenbei  erw.khnt,  ebenso  wie  der  Umstand,  da.sa  es  Sache  der  Landes- 
gesetzgebnngen  ist,  eventuell  den  Anfgabenkreis  noch  weiter  abzustecken,  als 
dies  die  beispielsweise  Aufzählung  des  § 11  thub  llesonders  bestimmt  sorgt 
das  Gesetz  dafür,  dass  speculative  Unternehmungen  mit  Verlustgefahr  von  den 
Genossetisehaflen,  die  ja  Zwangsinstitntionen  sein  sollen,  ferngehalten  werden. 

Ich  will  im  übrigen  nur  einige  Momente  hervorheben.  Abgesehen  von  ver- 
schiedenen Agenden  auf  dem  Gebiete  des  Credit-  und  des  socialen  und  wirtschaft- 
lichen Versicherung sweseiis,  der  Arbeitsv e r m i 1 1 1 u n g,  des  landwirtschaft- 
lichen Unterrichtswesens  und  der  schiedsrichterlichen  Deilegung  von  Streitigkeiten, 
haben  die  Genossenschaften  insbesondere  den  Ankauf  von  Bedarfsartikeln  und 
den  Verkauf  der  Producte  auf  Wag  und  Gefahr  der  Genossen 
über  deren  Verlangen  zu  besorgen,  das  heisst  also  im  Grossen  und  unter  fach- 
kundiger (jnslitätscontrole;  sie  haben  weiter  an  der  Gründung  and  Fürdernng 
von  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenosseiischaften  mittbätig  zn  sein,  vor  allem  inso- 
ferne  diese  bestimmte,  im  Gesetz  vorgesehene,  zmn  Theilo  ausdrücklich  aufge- 
zählt« Zwecke  verfolgen  (Errichtung  von  Magazinen  und  Speichern,  Scblacht- 
luiusem,  Backhäusern  n.  s.  w.).  Auch  in  Betrefl  der  zuküiiltigeii  Organisatiou, 
der  Gescbäftsgebamng  nnd  der  Preisnotiemiig  an  den  ErncbtbCrsoii  sollen  sie 
in  Thätigkeit  treten. 

Wie  das  Gesagte  zeigt,  w.äre  der  Aufgatieiikreis  weit  genug;  er  umschliesst 
Thätigkeiten  von  der  grössten  Wichtigkeit  nnd  könnte  die  Genossenschaften  in  den 
Stand  setzen,  ohne  selbst  ein  Bisico  zu  übernehmen,  den  Landwirten  auch 
kleineren  Besitzes  diejenigen  Vortheile  zngünglich  zu  machen,  die  sonst  nur 
GrossbetrieUen  zukomnien;  aber  auch  grosse  Betriebe  können  dadurch  .sehr 
gefordert  werden,  weil  die  Nachtheile,  unter  denen  sie  gegenüber  den  Klein- 
betrieben leiden  (SebwieriKkeit  der  BesclialTung  von  Arbeitskräften,  Strikes, 
.kbbängigkeit  von  der  internationalen  Getreidepreisbildung  u.  s.  w.\  durch  die 
Intervention  der  Geiiosseiischafteii  wesentlich  gemildert  werden  können. 

Inwieweit  die  Genossenschaften  in  ihrer  seinerzcitigen  Einriclitmig  auch 
wirklich  diesen  Aufgaben  entsprechen  werden,  muss  erst  die  Zukunft  lehren;  in 
einigen  Punkten  kann  ich  lebhafte  Zweifel  nicht  unterdrücken. 

Die  geiiossenscliaftlicheii  Rechte  und  l’llichten  werden  im  allgemeinen  den 
Grundbesitzern  zustcheii,  sie  köiiiicn  die.selbeii  aber  auch  ihren  P.ächteni  und 
gewissen  Nntzungsboreclitigteii  übeitragen,  ja  cs  kann  die  Landesgesetzgebung 
diese  L’ebcrtragung  sogar  als  obligatorisch  erklären.  Ich  halte  den  letzteren  Punkt 
für  nicht  ganz  einwandfrei  und  helfe,  dass  die  autonome  Gesetzgebung  vei 
diesem  Kcchtc  nur  selten  Gebranch  machen  wird;  höchstens  in  den  Ländetn, 
we  das  Oolonat  ein«  umfasseiide  lledcntung  hat,  dürft«  ein«  solch«  Bestimmung 
sich  rechtfertigen  lassen;  am  bedenklichsten  dagpg’cn  wäre  sie  übern  1 dort,  wo 
kurzfristige  Pachtverträge  eine  grössere  Rolle  spielen;  ich  bin  diesrr  Meir'iug, 


Digitized  by  Google 


428 


Sclittllerii 


woil  ich  jode  KrschütUirniig:  der  ContiimitAt  siheno,  und  obwohl  ich  mir  klar 
darüber  bin,  daas  in  der  lie^ol  nur  der  ausübende  handwirt  eine  Kolle  in  der 
Genossenschaft  spielen  sollte  (siehe  den  Minoritätsantrag  I r o und  Genossen). 

Die  Mittel  für  die  Erfüllung  der  Anfgabeti  der  Genossenschaften,  die  den 
Charakter  juristischer  Personen  haben  und  nicht  dem  Gesetze  über  die  Erwerhs- 
und  Wirtschaftsgenossenschaften  nnterstehen,  werden  durch  Beiträge  der  Ge- 
nossenschafter aufgebracht,  die  Biinhebnng  erfolgt  in  Perm  von  Zuschlägen  zur 
Grundsteuer.  Es  wird  Aufgabe  der  flenossenschaftoorgane  und  der  Landesgesetz- 
gebnng  sein,  diese  Beiträge  in  mä.ssigcn  Grenzen  zu  halten,  Aufgabe  der  letzterini 
insbesondere  auch,  ein  nicht  zu  hohes  unüberschreitbares  Masimnni  festzustellen ; 
vor  allem  wird  die  Verwaltung  mrigllchst  billig  oinzurichten  sein;  der  I.andwirt 
wird  ja  zur  Zugehörigheit  zur  Genossenschaft  und  damit  zu  Auslagen  gezwungen, 
die  ihm  gegenüber  nur  dann  sich  rechtfertigen  lassen,  wenn  der  Vortheil,  den 
ihm  die  Genossenschaft  bietet,  die  Kosten  mehr  als  aufwiegt.  ln  den  Anfangs- 
stadien  der  Organisation  mögen  allerdings  auch  hier  Kinderkrankheiten  Vor- 
kommen und  wird  man  ali  zu  manchen  Groschen  Dehrgeld  zahlen  müssen. 

Ueber  die  Oenossenschaflsorgane, ')  den  Vorgang  bei  der  Constituiemng  u.  s.  w. 
will  ich  mich  hier  nicht  verbroiti  n,  da  meines  Erachk-ns  ein  besonderes  nationalökn- 
numisebes  Interesse  sich  an  die  bezüglichen  Bestimmnngen  des  Gesetzes  mcht  knüpft. 

Ceber  Voranschlag  und  Kechnungsabschluss,  diu  Ingerenz  des  Ackerbaumini- 
steriums, der  politischen  Behörden,  der  Landesaneschüsso  n.  s.  w.,  das  Verhältnis 
zu  den  in  einigen  Ländern  bestehenden  Landescnlturrathen  und  Bezirksgeiiosseii- 
scliaflon,  die  Schaffung  von  Verbänden  nnd  dergleichen  werden  gleichfalls  im  Entwürfe 
Bestimmungen  getroffen,  die  für  uns  inomentaii  nur  nebensächliches  Interesse 
haben,  umsomehr,  als  in  der  Mehrzahl  dieser  Punkte  der  Landesgesetzgcbuiig  eine 
weitgehende  Compotciiz  zngestainUm,  also  noch  gar  manches  erst  zu  ordnen  ist. 

Präcise  hätte  sich  das  Gesetz  über  das  Verhältnis  zwischen  den  Gemeinde-, 
Bezirks-  nnd  Landesgenossenschaften  anssprechen  sollen,  damit  Missverständnisse 
hierüber  ausgeschlossen  wären  (siehe  die  Bestimmungen  des  § 21  über  die^Revision). 

Hiermit  dürfte  der  volkswirtschaftlich  wichtige  Thcil  des  Inhaltes  unseres 
Gesetzes  erschöpft  sein;  ein  ab.schliesscudes  Uriheil  über  seinen  Erfolg  lässt 
sich  heute  umsoweniger  fällen,  als  ja  höchst  wichtige  Momente  noch  durch  die 
Laudesgesetzgebnng  zu  regeln  sind.  Insoweit  die  Landt,ige  sich  überhaupt  ent- 
Bchlie.ssen  werden,  durch  ihre  Thäügkeit  den  geplanten  , Genossenschaften* 
Leben  zu  geben  — cs  ist  leider  zu  fürchten,  dass  dies  nicht  allzuviele  thnii 
werden  — , dürften  jene  Punkt«  gewiss  den  territorialen  Verhältnissen  gemäss, 
also  von  Land  zu  Land  in  vielleicht  sehr  verschiedenartigem  Sinne,  ihre 
Normierung  finden.  Erst  wenn  Laiidesgesetze  dann  vorllegen,  ja  erst,  wenn  sie 
durch  einige  Jahre  werden  in  Wirksamkeit  gewesen  sein,  wird  jenes  Urtbeil, 
mid  zwar  von  Land  zu  Land,  abgegeben  werden  können. 

Der  fruchtbarste  Gedanke  im  Gesetze,  ist  aber  deijeiiige,  der  seine  Grundlage 
bildet,  und  von  dem  ich  hoffe,  dass  er  für  die  Berufsclasse  der  Land-  nnd  Forst- 

*)  Siehe  in  Betreff  der  Stellung  landwirtechaftliolier  Beamten,  Lehrer  □.  a.  w.  im 
Genosrrenschafteausecbuue  g 9 al.  rff,  in  Betreff  der  Institution  der  Vertrauensmänner  fUr 
einzelne  Gemeinden  § 9 al.  u. 
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wirto  belebend  wirken  werde,  um  desscniwillen  man  wohl  manchen  Mangel  und 
Irrthnin  im  einzelnen  himiehmen  darf  und  soll,  — ist  ja  nur  zu  oft  das  Bessero 
der  Feind  des  Guten  — , bleibt  der  des  Zusammenschlusses  der  ganzen  Berufs- 
gruppe — ein  Gedanke,  von  dein  man  vielleicht  holTtm  kann,  dass  er  endlich 
als  letzte  Consequenz  dio  Schatfuiig  einer  oigenon  Interossenvortretnng  dieser 
Gruppe  auch  in  den  Legislativen  zeitigen  werde,  sowie  sie  Handel  und  Gewerbe 
als  Ganzes  wenigstens  der  InUmtiun  nach  schon  heute  besitzen.^) 

Gesetz  vom  27.  April  1902,  P.-G.-Bl.  Nr.  91,  betreffend  die 
Errichtung  von  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte. 

Genossenschaftssprengel. 

^ 1. 

Nach  MaaH.Hgabe  die.ses  Gesetzes  und  der  auf  Grund  desselben  zu  erlassenden 
Laiide-sgesetze  wird  in  der  Kegel  in  jedem  Gerichtsbezirke  eine  Berufsgcnossenscliaft 
der  Landwirte  für  diesen  Bezirk  und  in  jedem  Lande  eine  solche  für  den  Bereich 
des  Landes  errichtet.  Diese  Genossenschaften  führen  die  ßezoichnniig  Bezirks-  und 
LandosgonosKenschaften  der  Landwirte. 

Die  Landesgesetzgebung  kann  jedoch  anordneii,  dass  dio  Genossenschafls- 
biidung  ausnahmsweise  nur  in  einzelnen  Landestheiieii  und  nur  für  diese  stattzufinden 
habe,  und  überdies  Bestimmungen  treffeii,  nach  welchen  in  dem  botrelTenden 
Lande  oder  in  eiuzelnen  Theiien  dieses  Landes 

а)  auch  Gmneindegenossensebaften  der  Landwirte  für  den  Boroicli  einer  oder 

mehrerer  Ortsgomeinden  (Pfarrsprengel), 

б)  für  einen  Gerichtsbezirk  mehr  als  eine  Bezirksgenossenschaft  der  Landwirte, 

c)  für  zwei  oder  mehrere  Gerichtsbezirke  nur  eine  Bezirksgenossenschaft  der 

Landwirte, 

d)  mehrere  Landesgenossenschaften  der  Landwirte  oder 

e)  Berufsgenossenschafton  der  Landwirte  für  einzelne  Gruppen  von  Landwiiten 

(§  3,  Alinea  4)  errichtet  werden. 

Auch  bleibt  der  Landesgeselzgobuiig  Vorbehalten,  Bestinniimigen  über  die 
Trennung  oder  Zusammonlegiing  der  Sprengel  bereits  errichteter  Berufsgenossen- 
schaften  festzusetzen. 

Zweck. 

§ 2. 

Der  Zweck  dieser  Berufsgeiiüssonschaftcn  der  Landwirte  besteht  in  der 
Verbesserung  der  sittlichen  und  materiellen  Verhältnisse  der  Landwirte  durch 
PHege  dos  Gemeingeistos,  gegenseitige  Belehrung  und  Unterstützung,  Erhaltung  und 
Ib'bung  des  StandesbewussLseins,  durch  Vertn*tung  der  borufsslandisclien  Interessen 
der  Genossen  sowie  durch  Forderung  der  wirtschaftlichen  Interessen  derselben. 

*)  Besonders  nidchte  ich  noch  darauf  aafmeiksani  uiacbeii,  dass  es  dringend 
geboten  sein  wird,  in  die  Leitungen  der  6enos.«enscbaften  landwirtschaftlich,  coinmerziell 
und  in  gewissem  Maasse  auch  juristisch  nnd,  zwar  eigens  fnr  diesen  Zweck,  gebildete 
Männer  etwa  als  Beamte  aufzunehinen;  hierin  sehe  ich  eine  der  UaoptToranssetznngen 
eines  aodal-  und  wirtscbafUpolitisch  befriedigenden  Erfolges  der  Deu«n  Kinricbtuiigen. 
Solche  Männer  her.insubilden,  und  zwar  inuglichst  frQli,  sollte  nicht  Tcrsäiimt  werden. 
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Mitglieder. 

S 3. 

Mitglieder  der  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  sind  in  der  Kegel  alle 
Kigcnthörner,  Nutzungseigenthümer  und  Fmchtniesser  land-  oder  forstwirtscliaflieln‘r 
Liegenschaften,  die  weder  ausschliesslich  Annehinlichkeitszwecken  gewidmet  iiueh 
im  Kisenbahnbnehe  eingetragen  sind.  Jeder  Kigenthumer,  NutzungseigenthOmer 
«nd  Fruchtniesser  gehört  jener  Berufs-  (Bezirks-,  Gemeinde-)  Genosjkmschaft  der 
Landwirte  als  Mitglied  an.  in  deren  Sprengel  die  in  seinem  Kigenthum,  Nutzungs- 
eigenthum  oder  Fruchtgeiinsse  behndlicheii  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Liegen- 
schaften gelegen  sind. 

Kigontbümer,  Nutzungseigontbüoier  und  Fruchtniesser  von  Liegenschaften, 
welche  in  mehreren  G.mossenschaftsspreiigetn  gelegen  sind,  sind  Mitglieder  einer 
Jt*den  für  die  betreffenden  Sprengel  gebildeten  Berufs-  i Bezirks-,  Gemeinde-) 
Genossenschaft  der  Landwirte. 

Die  näheren  Bestimmungen,  welche  Grund.stäckc  als  land-  oder  forst- 
wirtschaftliche Liegenschaften  im  Sinne  dieses  Ge.setzes  aiizuseheii  seien  und  ob 
eine  Liegenschaft,  um  für  den  Kigenthümor,  Nutzungseigentliümer  und  Frurbt- 
niesser  die  Mitgliedschaft  an  der  Berufsgenttssenschafl  zu  begründen,  ein  gewisses 
Mindesiinaass  der  Flüche  oder  des  Frtrages  erreichen  muss,  bleiben  der  Landes- 
gosetzgebung  Vorbehalten. 

Die  Landesgesetzgebung  kann  bostiinmeii,  dass  die  Kigenthümer,  Nutzungs- 
eigenÜiömer  und  Fruchtniesser  von  Gutscomplexen,  die  ein  gewisses  Maximal- 
ausmaass  der  Fläche  oder  des  Krtrages  überschreiten,  besondere  Berufsgenossen- 
.schaBen  der  Landwirte  bilden  (§  l,  Alinea  2,  lit.  c), 

§ 4. 

Im  Zweifel  über  die  dem  Kigetitlidm«>r,  Xutzungseigeiitliümer  und  Frucht- 
niesser  einer  Liegenschaft  in  Gemussheit  des  § 8 zukoiimiendo  Mitgliedschaft 
entscheidet  die  politische  Bezirks-  und  in  letzter  Instanz  die  politische  Laiides- 
behörde. 

Die  LaiulMSgesetzgebung  kann  darüber  ßestimmungen  treffen,  ub  vor  di»‘sen 
Kntsrbeidungeii  die  autonomen  Behörden  eiiizuvemeliineii  sind. 

§ 5. 

Mitglieder  der  La  iJesgenosseiischaft  der  Landwirte  sind  die  sämmtlichen 
Mitglieder  der  im  Lande  bestehenden  Bezirks-  (Gemeinde-)  Geiiossenschufteii. 
ferner  alle  Mitglieder  der  allenfalls  durch  die  Landesgesetzgehnng  im  Sinne  des 
§ 1 , .Vlinea  2,  lit.  c),  gebildeten  besonderen  Bernfsgenosseii8chafti*ii, 

Werden  in  einen!  Lande  iiiehr*‘re  LandeKgemtssenschafteii  errichtet,  so  hat 
die  Laiidesce.set/.gebuiig  zu  hestimmen,  welcher  Landesgeiius.senächaft  die  einzelnen 
Be/.irksgenossen.schaften  mid  die  allenfalls  errichteten  besonderen  Benifsgenos.sen- 
schaflen  angehören. 

S 6. 

Die  Mitglieder  der  Btrufsgenossenschaflen  der  Landwirte  sind  berechtigt, 
ihre  geiiosseiiseliafllichen  Kochte  und  Pflichten,  mit  Ausnahme  der  stets  dom 
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Kigeiithuinor  verbieibendeii  Verpflichtnng'  zn  den  nach  dieaem  Gesetze  an  die 
Genossenschaft  za  leistenden  Zahlungen,  den  Pächtern  oder  den  gemäss  § 1103 
a.  b.  O.-B.  Nntzangshorechtigten  zu  übertragen. 

Die  T/andesgosotzgebung  kann  Bestimmungen  treffen,  nach  welchen  dieser 
Pehergang  der  genossenschaftlichen  Rechte  and  Pfiiehten  aaf  die  im  Alinea  1 
bezeichneten  Personen  von  Rechtswegen  stattfindet. 

Die  Landesgeset^ebung  kann  auch  bestimmen,  dass  die  im  Contadinen* 
and  Colonnenverhältnisse  suchenden  Personen  als  Mitglieder  der  Rernfsgenos.sen- 
schaften  za  beirachteii  sind. 

§ 7. 

Die  genossenschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  werden  für  Pflegebefohlene 
Kigentliümer,  Xutzangseigenthünier  und  Frachtniesser  von  dem  gesetzlichen 
Vertreter,  für  juristi.sche  Personen  von  einem  zu  bestellenden  Bovollmaditigten, 
für  mehrere  Miteigenthfimer,  Nutznngseigenthömer  und  Frnebtniosser  von  dem  aus 
ihrer  Mitte  zn  wählenden  Vertreter  ausgeübt. 

§ 8. 

Von  der  in  GemÜssheit  der  g§  G and  7 slnttfliidenden  Vertretung  sowie  von 
jeder  Afnderung  diese.s  Yerhfiltnisses  ist  der  Genossenschaft  die  Anzeige  za  erstatten. 

Genossenschaftsorgane. 

§ 9- 

Die  Oesehäfte  der  rierufsgonossen.schaften  der  Landwirte  werden  ven  den 
Genosaonachaflsnrganen  besorgt. 

Die  näheren  Destinimungen  über  die  Zneammenaetzung.  die  VValil  und  di« 
Fnnctionen  der  flenoseenschafteorgane,  dann  über  das  active  und  passive  Wahl- 
recht der  Genossenscbaflcr  und  deren  Stimmrecht  in  den  Genossenschaltsver- 
sammlnngeii  bleiben  der  LandesgeseUgebung  Vorbehalten. 

Die  Landesgesetzgebung  kann  anurdneu,  dass 
n)  in  den  einzelnen  Ortsgemeinden  (Pfarrsprengeln)  des  Landes,  insoweit 
daselbst  dio  Krrichtnng  von  Gemeindegenossensehaften  (§  1,  Alinea  2, 
lit.  a)  nicht  vorgesehen  ist,  Vertranensmänner  als  flrtliche  Organe 
der  Dezirksgenossenschaften  anfgestellt  werden; 
h)  den  ira  Lande  bestehenden  landwirtschaftlichen  Genossenschaften.  Verbänden 
oder  Vereinen  ond  dann  solchen  Corporationen,  welche  sich  mit  der  Fürderuiig 
land-  nnd  forstwirtschaftlicher  Industrien  befassen,  ein  Vertretiingsreclit  in 
den  Genossenschaften  beziehungsweise  deren  An.sschnssen  eingeränmt  wird; 
ci  Be.sitzera  von  ansserhalh  des  Gemeindeverbandes  stehenden  Giltsgebieten 
das  Wahlrecht  für  die  Gemeindegeiiossenschaftsansschfisse  ziierkannt  wird; 
(f)  als  Mitglieder  der  GonossenschafLsausschfiss«  auch  Personen  aufgenommeii 
werden  ki'inneii,  welche  sich  als  landwirtschaftliche  Beamte  oder  Gntsverwalter. 
als  Vorstandsmitglieder  oder  Beamte  von  land-  oder  forstwirtschaftlichen 
Vereinen,  Genossenschaften  nnd  älinlichcn  Corporationen.  als  Directoren. 
Lehrer  n.  s.  w.  von  land-  oder  forstwirtschaftlichen  ünterrichtsmistalten.  als 
Thierärzte  oder  in  sonstiger  Weise  besondere  Verdienste  nm  die  Färdernng 
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der  Land-  oder  ForstwirUchafI  erworben  haben;  es  müssen  jedoch  mindestens 
drei  Viertel  der  Mit^diedcr  des  Genossenschaflsansscbnsses  sowie  d*T 
Obmann  nnd  dessen  Stellvertreter  wahlberechti^'te  Uitj^Ueder  der  Genossen- 
schaft sein. 

Consiitaioruug  und  Statuten. 

8 10. 

Die  Bestimmungen  über  die  Constitaierung  der  Berufsgenossenscliafteii  der 
Landwirte  sowie  über  die  Aufstoliung  und  den  Inhalt  der  GonossenschaftsHtataten 
bleiben  der  Landesgesetzgebung  Vorbehalten. 

Die  Statuten,  welche  die  politische  Landeshohorde  nach  Kinveniehmnng  des 
Landesausschusses  zu  genehmigen  hat.  haben  insbesondere  Voi^cfariften  zu  ent- 
halten über: 

a)  die  Uechto  und  Pflichten  der  Genossenachafler; 
h)  die  Organe  der  Genossenschaften  und  deren  Befugnisse; 
r)  die  Genossenschaftsversaimnlnngen ; 
rf)  den  Sitz  der  Genossenschaft; 
c)  die  Brfurdemisso  für  giltige  Beschlussfassungen; 
f)  die  Aufstellung  der  Genossenschaftscataster; 
y)  die  Bestellung  und  Kntlassmig  von  Genossenschaftsbeamten: 
h)  die  Grunde,  ans  welchen  eine  Wahl  abgelehnt  werden  kann,  und  die  Folgen 
einer  ungerechtfertigten  Ablehnung; 
f)  die  Form  der  Bekanntmachungen  der  Geno.^senschaft; 

k)  die  Geschäftsordnung; 

l)  das  Bechnnngswesen. 

Wirkungskreis. 

8 11. 

Der  IVirkungskreis  der  BerofsgenosHenschaften  der  Landwirte  ist  durch  den 
im  8 2 festgesetzten  Zweck  derselben  begrenzt. 

Grundsätzlich  ausgeschlossen  ist  die  Betheiiigung  der  Berufsgenossenscbufteii 
an  Erwerbsunteriiehmuijgen  was  immer  für  einer  Art,  somit  namentlich  die 
Betheiiigung  an  Erwerbs-  und  WirtschaftsgenossenschaBon  oder  Darlehenscassen 
durch  Leistung  von  Beiträgen  oder  Feberiiahme  von  Antheilscheiiien  oder 
Uaftungsverpflichtungen. 

Insbesondere  kommen  diesen  Genossenschaften  gemäss  den  durch  die  Landes- 
gesetzgebnngunddurchda8StatutfestznstelloiidenRestiimnungenfolgendeAufgaben7.il: 
a)  die  Vermittlung  de.s  Ankaufes  der  von  den  Geno.ssenschaftem  in  ihrem 
Betriebe  benütliigteii  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikel; 
h)  die  Vermittlung  des  Verkaufes  der  landwirtschaftlichen  Product«  der 
GenosseiiHchafter,  insbesondere  auch  zur  Versorgung  de.s  Heeresbedarfes: 
r)  die  Anregung  zur  Bildung  und  Forderung  sowie  die  Beaufsichtigung  von 
Erwerbs-  und  Wirtschaft^genossenschaflen  zur  Errichtung  von  Magazinr'n 
und  Speichern  für  die  Lagerung  und  den  gemeinsamen  Verkauf  landwirt- 
schaftlicher Prodncte,  dann  zur  Errichtung  von  Kellereien,  Sennereieii, 
SchlachthAn.sern,  Backhäusern  und  anderen  für  die  gemeinsame  Verarbeitung 
und  Verwertung  landwirtschaftlicher  Prodncte  bestimmten  Untemehmuiigeii; 
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d\  die  Anrc'gniig  zur  Üildniig  und  Forderung  ?<»n  Genossenschaften  und 
Honstigon  Vereiiiignngen,  welche  sich  die  PAege  der  Land-  oder  Forst- 
wirtschaft oder  die  sonstige  Hebung  der  wirtscbaftUcheii  Verhältnisse  der 
Land-  oder  Forstwirte  zur  Aufgabe  stellen; 

e)  die  Anregung  zur  Bildung  neuer  und  die  Fdrdcnmg  oder  Vereinigung 
bestehender  Darlehenscassen,  insbesondere  von  Raitfeisencassen  behufs  Pflege 
des  Personal-  und  Lombardcredites; 

f)  die  Vermittlung  zwischen  den  Genossenschaftern  und  den  Landcs-Hypotheken- 
baiiken  bot  Aufnahme  unkündbarer,  dem  Amortisationszwange  unterworfener 
Hypothekardarlehen ; 

(j)  die  Vermittlung  der  Convertierung  hochvorzinslicher  in  ininderverzinslicho, 
kündbarer  in  unkündbare,  dem  Amortisationszwango  unterworfener  Hypo- 
thekarschulden; 

h)  die  Mitwirkung  bei  der  Organisation,  Verwaltung  nnd  den  Preisnoiiernngcn 
der  landwirtschaftlichen  Hürsen  nnd  Märkte  sowie  die  Heranziehung  von 
Mitgliedern  der  Berufsgenossenschaften  zu  den  Schiedsgf?richten  der  Prodiicten- 
bürsen  im  Rahmen  der  jeweilig  über  die  Burseorganisation  bestehenden  Xormeii ; 

i)  die  Mitwirkung  hei  der  Hnrchffihrung  der  Lebens-,  der  Kranken-,  Unfall-, 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  der  in  der  Land-  niid  Forstwirtschaft 

I)e8chäftigt«m  Personen  sowie  die  Mitwirkung  bei  der  Durchführung  der 
Feuer-,  Hagel-  und  Viehversichorung,  endlich  die  Mitwirkung  bei  der 
Durchführung  landescultureller  Gesetze,  insoweit  die  Berufsgenosseuschafl  zu 
diesen  Aufgaben  durch  besondere  Bestimmungen  herangezogen  wird; 

k)  die  Fördemng  des  landwirtschaftlichen  Unterrichtswesens  sowie  die  Yer- 
anstaltong  von  Vorträgen  und  Versammlnngeii  zur  Hebung  der  landwirt- 
schaltlichen  Kenntnisse; 

2)  die  Besorgung  der  landwirtschaftlichen  Statistik; 

m)  die  Arbeitsnachweisung  und  -Vermittlung  sowie  die  Rogelmig  der  V**rträge  mit 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  durch  Hinausgabe  von  Contractformularien  u.s.w,; 

n)  die  Fürsorge  für  die  Durchführung  der  Samencontrole  und  den  Verkehr 
der  Genoasenscbafter  mit  landwirtschaftlichen  Versuchsstationen: 

o)  die  Vermittlung  des  Kochtsbeistandes  für  die  Genossenschafter; 

p)  die  Bildung  eines  schiedsgerichtlichen  Ausschusses  zur  freiwilligen  Aus- 
tragung der  zwischen  den  Genossenschaftsmitgliedern  und  deren  Hilfsarbeitern 
aus  dem  Ärbeits-  und  Loliiiverhältiiisse  oder  zwischen  der  Genossenschaft 
und  ihren  Mitgliedern  oder  zwischen  den  einzelnen  GenossenschafLsmitgUedern 
entstehenden  Streitigkeiten; 

q)  die  Anregung  and  Färderung  der  Gruiidzusammeulegung  sowie  die  Uiiter- 
stötzung  bei  Durchführung  von  Meliorationen  (Drainagen,  Hewässemiigs- 
anlagen,  Tiefcultur  etc.). 

Es  steht  ferner  den  Berufsgeiiossenscbafleii  der  Landwirte  das  Recht  zu, 

Gutachten  und  Anträg«-  in  allen,  berufsständischo  und  wirtschaftliche  Interessen 

der  Landwirte  betreffonden  Angelegenheiten  an  die  Staats-  oder  autonomen 

Behörden  über  deren  Aufforderung  oder  aus  eigener  Initiative  zu  erstatten.  Bei 
den  Haassnahmen  des  Staates  oder  der  aubmomen  Körperschaften  zur  Fdrderung 
Z^uebriO  f<ir  Volluwlrucb&a,  SoeUIpoUnk  und  V«rw»Uuac>  ai.  Hand.  29 
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(Ipr  Landeseiiltiir,  insbesondere  anf  dem  Gebiete  des  Snbveiilions-  nnd  Melioratioiis- 
wescns  haben  sie  nach  den  hierfür  gmndsÄtjIich  getroffenen  oder  im  einzelnen 
Falle  vereinbarten  näheren  itestiminungen  mitzuwirken. 

Die  lande.sfürstlichen  und  die  GemeindebehSrden  des  Sprengels  einer 
Lande.sgenosseiischart,  alle  landwirlsrhaftlichcn  Oeno.s.senschaften,  Spar-  und  Vor- 
schusscassen,  Verkehrsunternehmniigen,  Versicherangsanstalten  sowie  die  einzelnen 
Landwirte  des  Sprengels  sind  verpflichtet,  der  Landesgeno-esenachafl  über  deren 
Verlangen  die  zur  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  erforderlichen  .Vusknnfle  zu 
erlheilen,  die  benfithiglen  Nachweisungen  zu  liefern  und  die  Landesgonoasenschaft 
üherbaupt  in  ihrer  Wirksamkeit  zu  unterstützen. 

Kechtlicbe  Stellung. 

8 la. 

Die  Bernfsgenossensebaften  der  Landwirte  unU'rsteheii  nicht  den  Bestiiu- 
mungen  des  Gesetzes  vom  B.  April  1873.  K.-O.-Bl.  Nr.  7U,  über  die  Erwerhs- 
iiiid  WirtschafLsgenossen.schaflen. 

Für  die  Verbindlichkeiten  der  Berufsgenossenschafl  haftet  nur  die  Genossen- 
schaft als  juristische  Person, 

Die  Genossenschaft  wird  durch  ihren  Uhmann  oder  dessen  Stellvertreter 
gerichtlich  nnd  aussergerichtlich  vertreten.  Doch  mfl.ssen  t'rkunden.  durch  welche 
Verbindlichkeiten  gegen  dritte  Personen  begründet  werden  sollen,  vom  Obmanne 
und  einem  Mitgliede  des  Genossenschaflsaua.schnases  unterfertigt  sein.  Betrifft  die 
Urkunde  ein  Geachäft.  zu  dessen  Eingehung  die  Zustimmung  des  Genossenschafts- 
ausschnsses  oder  eine  höhere  Oenehmienng  erforderlich  ist,  so  muss  überdies  die 
Zu.stiminung  oder  Genehmigung  in  der  Urkunde  unter  Mitfertigung  von  zwei  Mit- 
gliedern des  Genossenschaftsatts.schnsses  ersichtlich  gemacht  werden. 

Genossenschaftabeiträge. 

8 13. 

Sowohl  die  Gründungskosten  der  Bortifsgeiiossenschaflen  der  Landwirte  als 
die  mit  jedem  .tahresschlusae  für  das  nSchste  .Tahr  zu  präliminicreiiden  .\nsgaben, 
einschliesslich  des  anfälligen,  ans  dem  abgelaufeiion  Jahre  verbliebenen  Passiv- 
restes, sind  dnrcli  Beiträge  der  Genossenschafter  zu  decken,  insoweit  nicht  die 
Deckung  dnreh  andere  Einnahmen  erfolgt. 

Die  Beiträge  werden  in  Form  von  Zuschlägen  zur  staatlichen  Ormidstciier 
eingehoben. 

Die  Landesgesetzgehnng  bestimmt,  von  welchem  Pn  oentsatz  der  staatlichen 
Steller  angefangen  die  Auflegung  der  Zn.schläge  einer  Genehmigung  bedarf.  Auch 
setzt  die  Landesgesetzgelmng  den  Procentsatz  der  staatlichen  Steuer  fest,  welchen 
die  Zuschläge  überhaupt  nicht  überschreiten  dürfen. 

8 14. 

Diese  Zuschläge  werden  von  denselben  Organen  und  mit  denselben  Mitteln 
wie  die  staatliche  Grundsteuer  eingehohen  nnd  geniessen  alle  derselben  zn- 
kommenden  gesetzlichen  Pfand-  und  Vorzug.sreehte. 
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S 15. 

Gegen  den  auf  Grund  de»  g 14  ergangenen  Auftrag  zur  Zahlung  von 
Genossenscbaftsbeitrilgen  binnen  30  Tagen  nach  erfolgter  Veratfindigung 

der  Kecnrs  an  die  politische  llezirksbehürde  und  in  zweiter  und  letzter  Instanz 
an  die  politische  Landesbehörde  offen. 

Voranschlag  nnd  Kecbnniigsabschlnss, 

8 16. 

«Die  Landesgesetzgebimg  hat  Bestimmnngen  über  die  Anfstellnng  und 
Prüfung  der  Voranschläge  und  Keclmungsabschlusse  zu  treffen  sowie  auch  fest- 
zusetzen,  inwieweit  bei  den  Kechnnngsabsclilüssen  sich  ergebende  Ueberscliüss«! 
zur  Bildung  von  Reservefonds  vervrendet  oder  als  Einnahmen  auf  den  nftchslen 
Voranschlag  übertragen  werden. 

§ 17. 

Wenn  eine  liernfafrenossenschafl  es  nnterlS.sst,  den  jteniä.ss  den  1'6  bis 
lli  ihr  obliegenden  VerpflichtnnKen  /.ur  .\nflegung  der  OenossensrhafltilieiträKe, 
Aufätelinng  des  Voranschlages  nnd  Ib-chiiungsabschlusses  und  allfSlligen  Dotiernng 
des  Reservefonds  nachjtikomnieii,  so  werden  diese  MaaBsnahmeii  je  nacli  dem  für 
die  betreffende  Bernfsgeiiossonsrliaft  in  Betraclit  kommenden  Sprengel  von  der 
pidilischen  Bezirks-  beziehungsweise  Bande.sbeln'irde  durchgofnbrt. 

Vertretung  der  Uegieriing  nnd  der  Bandesanssc hasse. 

§ 18. 

Das  AckorbamniniKtcrium  and  die  politische  Landesbehürde  sind  befugt, 
je  einen  Vertreter  in  den  Ausschuss  der  Landesgenossenschaften  zu  entsenden. 

Die  Landesgesetzgebiing  kann  be.<ilimmen.  dass  der  Landei-ansschuss  eben> 
falls  einen  Vertreter  in  d4>ii  Ausschuss  der  LandesgonossenschaBeit  entsende  sowie 
dass  in  Lfuidorn.  wo  Bezirksvertretungen  bestehen,  auch  von  diesen  ein  Vertreter 
in  die  Aussctiusse  der  hetn>ffenden  Bezirksgenossenschaften  entsendet  werden 
künne. 

Laiidescaltarrüthe. 

§ 19. 

ln  jenen  Landern^  in  welchen  auf  Grund  von  Dandesgesetzen  Bezirks- 
genusseiischaftcii  der  Landwirte  oder  ein  Laiidescniturratii  bestehen,  hat  die 
Landesgesetigebnng  bei  Einführung  der  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  bemfs- 
gerioHsenschaftlicheii  Organisation  die  näheren  Bestimmungen  über  das  Verhältnis 
dieser  Organisation  za  den  genannb  ii  Körperschaften  festzusetzen. 

Hierbei  haben  insbesondere  folgende  Grundsätze  zu  gelten: 
a)  die  bestehenden  Bezirksgenossenschaften  der  Landwirte  .sind  in  Berofs- 
genossenscbaflen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  mnziiwandeln; 
h)  die  LandescultnrnlUie  sind  entweder  in  Landesgenossenschaften  der  Land- 
wirte umzuwandeln  oder  doch  wenigstens  derart  uiiiziibilden,  dass  ihre 
Organisation  auf  Grundlage  der  nach  diesem  Gesetze  errichteten  Bezirks- 
(Gemeinde)  Qenos.senschaften  der  Landwirte  aufgebaut  wird,  und  dass  sie 

29* 
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die  durch  dieses  Gesetz  den  Landesgenossonschaften  der  Landwirte  zogewieseneii 
Pflichten  und  Rechte  einschliesslich  des  Hechtes  zur  Einbebung  von  Bei> 
trägen  im  Wege  der  Auflegung  von  Zuschlägen  (§  13)  übernehmen  kumieii. 
In  jedem  Lande,  in  welchem  ein  Landesculturrath  mit  nach  NaUonalitäten 
getrennten  Soctionen  besteht,  ist  bei  der  vorgezeicboeten  Umbildung  diese  Theilung 
aufrecht  zu  halten,  bei  der  Umwandlung  des  Lande.sculturrathes  aber  eine  diesen 
Sectionen  entsprechende  Anzahl  von  LandesgeiioMsenschaften  zu  errichten;  auch 
ist  bei  der  Zuweisung  der  Bezirks*  t^Gemeindo- « Genossenschaften  an  die  einzelnen 
Sectionen  des  LandescultiirraÜies  beziehungsweise  an  die  Landesgenossenschafteii 
die  für  die  Sectionen  des  Landesculturrathes  bestehende  Theilung  nach  Xatiu* 
nalitäteii  aufrecht  zu  halten.  Falls  den  bisherigen  Bestimniungen  gemäss  die 
Buhaiidliing  einzelner  Angelegenheiten  oder  die  Verwaltung  bestimmter  Anstalten 
im  LandesculturraÜie  durch  ein  gemeinschaftliches  Oigan  oder  unter  gemeinschaft- 
licher Mitwirkung  beider  Sectionen  zulässig  ist,  so  bleibt  es  der  Landesgesetzgebimg 
Vorbehalten,  Bestimmungen  über  die  weitere  gemeinsame  Behandlung  solcher 
Angelegenheiten  beziehungsweise  gemeinsame  Verwaltung  solcher  Anstalten  zu  treffen. 

Bei  einer  solchen  Augbildung  oder  Umwandlung  des  LandesculturraÜies  steht 
es  der  Landesgesetzgebung  zu.  hinsichtlich  Constitnierong  und  Statuten  (§  10), 
ferner  hinsichtlich  Deckung  der  Kosten,  Aufstellung  des  Voranschlages  und 
Rechnungsabschlusses  (§§  13,  lt>,  17),  endlich  hinsichtlich  Vertretung  von 
Regierung  und  Land  in  den  Genossenschufien  (§  18)  Bestimmungen  zu  treffen, 
welche  der  durch  das  betreffende  Lande.^gesotz  über  den  Landesculturrath  bisher 
festgelegten  Regelung  der  angeführten  Angelegenheiten  sinngemäss  entsprechen. 

Besteht  in  einem  Lande  zw'ar  ein  auf  gesetzlicher  Grundlage  beruhender 
Landesculturrath  nicht,  sondern  eine  auf  statutarischen  Bestimmungen  beruhende 
landwirtschaftliche  Corporation,  welche  für  das  betreffende  Land  thatsäcblich  die 
gesetzlich  den  Landescalturräthcn  zugewieseuen  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der 
Landoscnltur  besorgt,  so  kann  die  Landesgesetzgebung  auf  jene  landwirtschaft- 
liche Corporation  zum  Zwecke  der  Umbildung  in  die  nach  diesem  Gesetze  zu 
schaffenden  Berufsgenossenschaften  angemessene  Rücksicht  nehmen. 

Verbände. 

§ 20. 

Die  im  Sinne  dieses  Gesetzes  innerhalb  eines  Landes  errichteten  Berufs- 
geiiossenscbaBen  der  Landwirte  küiinoii  sich  bchufK  Erfüllung  gemeinsamer  wirt- 
sdiaftiicher  Aufgaben  zu  Verbänden  vereinigen. 

Revision. 

§ 21. 

Die  Geschäfisführung  der  Gemeinde-  und  Bezirksgenossenschaften  der 
Landwirte  sowie  der  im  Sinne  des  § 1,  Alinea  2,  lit.  c)  gebildeten  besonderen 
Berufsgenossensdiafteii  unterliegt  der  Revision  durch  die  nächst  übergeordneten 
GenossenschafUm. 

Zur  Revision  der  Geschäftsführung  der  Landesgenossenschal^n  ist  der 
Lundesausschuss  berufen. 
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Die  näheren  Bostiniiiinngen  über  die  Durchführung  dieser  lievisioii  werden 
durch  die  Landesgesetzgebung  festgesetzt. 

Oberaufsicht 

8 22. 

Die  Berufsgenos.senschafton  der  Landwirte  unterstehen  hiiisichtlidi  der 
(iesetzmilsaigkeit  ihrer  Wirksamkeit  der  Aufsicht  der  puiitischen  Behörden  und 
in  letzter  Distanz  des  Ackerbauministers. 

Falls  eine  Berufsgeno.ssenscliaft  eine  besonders  erhebliche  oder  fortgesetzte 
Gesetzwidrigkeit  begeht,  kann  die  politische  Landcwbehörde  nach  Einvernehmung 
des  Landesausschusses  die  Auflösung  (Aintsentsctzung)  der  leitenden  Organe 
verfügen  und  zugleich  die  schuldigen  Mitglieder  derselben  auf  eine  bestimmte, 
fünf  Jahre  nicht  überschreitende  Zeit  des  passiven  Wahlrechtes  für  die  Genossen- 
srhaftsleitung  verlustig  erklfiren. 

Die  nlhereii  Bestimmungen  über  die  Durchführung  der  Aufsicht  werden  im 
Verordnungswege  festgesetzt. 

Der  I..ande8gesetzgehung  bleibt  Vorbehalten,  Bestimmungen  über  die  Auflösung 
Von  Berufsgeiiossenscbaften  festznsetzen. 

Gebürenbefreinngen. 

8 23. 

Den  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  kommen  bezüglich  der  Stempel- 
und  unmittelbaren  Gebüren  die  nachstehenden  Begünstigungen  zu; 

a)  die  Gebflrenfreiheit  für  EmpfangsbestiUigungen  über  die  Genossenschafls- 
beiträge  sowie  für  die  Eintragung  des  gesetzlichen  oder  eiecutiven  Pfand- 
rechtes für  dieselben; 

b)  die  Gebürenfreiheit  für  die  Verträge,  welche  die  Bemfsgenossenschaflen  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  mit  Erwerbs-  und  Wirtschafts-  und  sonstigen 
Genossenschaften  und  Verbünden  schliessen; 

e)  die  Gebürenfreiheit  für  die  tttatnten  der  Berufsgenossensebaften ; 

(I)  die  persönliche  Gobfirenbefreiung  hinsichtlich  ihrer  Eingaben  und  Cor- 
respondenz  mit  den  GfTentlicben  Behörden  und  Aemtern  ausser  dem  gericht- 
lichen Verfahren; 

c)  die  Gebürenfreiheit  für  die  ausschliesslich  über  die  Rechtsbezielmngen  der 
Genossenschaft  zu  ihren  Mitgliedern  geführten  Bücher  und  Geschäft.sauf- 
schreihungen  der  Hemfsgenossenschaflen; 

/)  die  Befreiung  vom  Gebflrenäquivalent  in  Ansehung  des  beweglichen  Ver- 
mögens; rücksichtlich  des  unbeweglichen  Vermögens  unterliegen  sie  dem 
Gebürenäquivalent*  im  Ausmaasse  von  1'/,  Procent  des  Wertes  sammt 
Zubehör. 

8 24. 

Dieses  Gesetz  tritt  in  jedem  Lande  gleichzeitig  mit  dem  auf  Grund  rlieses 
Gesetzes  zu  beschlieasenden  Landosgi'setze  in  Wirksamkeit. 

§ 25. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  sind  Meine  Minister  des  Arkerbanes.  des 
Innern  und  der  Finanzen  betraut. 


Digitized  by  Google 


LITERATURHERICHT, 


K«rl  lliilirx,  diifl  Gcw<>rbe  (1208— 1527). 

Arnold  Liischin  t.  Kbi^n^euth,  Wiens  Müuzvresen,  Handel  nnd  Verkehr 
iiik  späteren  Mittelalter. 

Separatabdrücke  auj«  Baml  JI.  der  .Geschichte  der  Stodt  Wien*»  hcraasgejfoben 
Vom  Alterthmnavereioe  zu  Wien.  Wien  1901  nnd  19<t2.  Adolf  Holzhaasen. 

Im  vorigen  Jahrgange  dieser  Zeitschrift  (X,  S.  309)  haben  wir  den  erateii  Hand 
und  die  erste  H&lfte  des  zweiten  Bandes  der  grossartig  angelegten  .Gescbiclite  der 
Stadt  Wien*  angezeigt.  Nunmehr  liegen  als  Separatabdrficke  ans  der  zweiten  Hälfte  des 
zweiten  Bandes  diejenigen  Abschnitte  diese«  Gescbiclitswerke«  vor.  welche  fQr  die  Leser 
un.serer  Zeitschrift  in  erster  Linie  von  Interesse  sein  werde  t,  die  auf  die  Wirtschaft«* 
geschichte  Wiens  bezüglichen  Abschnitte. 

Ulilirz  umfasst  mit  seiner  Darstellung  des  Wiener  Gewcrbewcsens  die  ganze 
mittelalterliche  Teriode  der  Stadt.  Ueber  die  vuihabüburgist-hr*  Zeit  ^itkd  wir  allerdings 
sehr  ungenügend  unterrichtet.  Doch  glaubt  Thlirz  immerhin  schon  108  Gewerbszweige 
im  13.  Jahrhundeit  nachwetsen  zu  khnnen.  von  denen  die  grösst- n Zahlen  auf  die 
Metallbearbeitung  (25),  auf  die  Nahrungs-  und  (ienussmitte)geverbe  mit  Kinschlu&s  des 
Gast-  und  Schankgewerbe«  (14).  anf  die  Bekleidungsgewerbe  (11),  Hatkdels-  und  Verkehrs- 
gewerbe  (14)  entfallen.  Die  Textilgewcrbe  sind  in  dem  VerzeicliDisse  mit  9,  die  Gewerbe 
der  Lederbearbeitung  sowie  die  Holz-  und  llom  verarbe  tenJen  Gewerbe  mit  je  8,  die 
Baugewerbe  mit 6 Gewerbszweigen  vertreten.  FördieZeit  HerzogAlbrcchtaV.  (1412— 1439) 
weist  llhlirz  52  bOrgciUch  organisierte  Geweibecorporationen  nach,  welchen  noch  20 
andere  organisierte  Gewerbszweige  aniureihen  sind.  Danebiii  stehen  aber  55  aasserhnlb 
dieser  Organisati-  nen  befindliche  Gewerbszweige,  die  freilich  mit  wenigen  Ausi^ahincn 
nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  fQr  das  gewerbliche  Leben  der  Stadt  hatten.  Wie 
vielfältig  sich  der  Geweibebetrieb  in  dem  mittelaltcrlirbcn  Wien  entwickelt  hatte»  wie 
weit  die  Bernfatheilnng  gediehen  war  und  wie  sich  das  Vethältnls  dos  organisierten 
Gewerbes  zur  freien  Arbeit  stellte,  ist  schliesslich  durch  eine  Zusammenstellung  aller  in 
dem  behandelten  Zeiträume  bis  jeUt  nachweisbaren  Geweihe  veranschaulicht»  welche  wir 
der  IJebersichtlichkeit  halber  in  einer  kleinen  Tabelle  zussmmenfassen. 


Orfsolai«rte  U«w«rb« 

Fraic  lisnrrtM» 

(irtrcrlwctup|i*t 

littrirrrli«bc 

Dii-bibflrgvriirh» 

1.  Landwirtschaft  u,  Nebengewerbe 

Oi^aaUstiüD 
— 1 

15 

2.  Verarbeitung-  von  Steinen  und 
Krden  

I 

;i 

3.  Metallverarbeitung 

22 

10 

34 

4.  Erzeugung  u,  Vertrieb  von  l.eucht- 
stufren.  Fetten,  Uelen 

» 

2 

5.  Textilindostriti 

10 

1 

ß 

6.  Lederindustrie 

11 

— 

c, 

7.  Wrarbeitung  von  Holz  und  Horn 

12 

— 

13 

Furtrag . . . 

.59 

12 

79 
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IH9 

Orgsnialrrt«  Urirfrlj« 

FrrlB  nrMfil»« 

(l«wert»ifrupi>ei 

barcerlicha 

nirhibflrgcrtkiis 

Or^iDiMtlon 

Uebertrag  . . . 

59 

12 

79 

8.  Nahrungs-  a.Genussraitlelgewerbe. 

Gast-  und  Schankwirtschaft  . . 

22 

31 

8.  Bekleidutigsindustrie 

11 

_ 

23 

lU.  Kör|»erpflege  und  Reinigung  . . 

1 

— 

8 

11  Baugewerbe 

7 

— 

14 

12.  Handels-  und  Verkehrsgewerbe  . 

7 

4 

3<J 

13.  Graphische  Gewerbe 

I 

1 

4 

14.  Spielleote  und  fahrendes  Volk 

— 

1 

7 

15.  Verschiedene  gewerbliche  Berufe 

— 

1 

o 

108 

la 

207 

Diese  Zahlen  siml  aoch  im  Vergleiche  eq  anderen  SUdten  des  Blittelaltcrs  ziem- 
lieh  bedeutend;  K.  ÜQcher  hat  z.  B.  für  Frankfurt  a.  M.  18d7  nur  148.  für  1447  im 
ganzen  201  Krwerbsarten  cuustatiert.  Aber  auch  die  Zahl  der  52  als  ZQnfte  aozu> 
sprechendeo  Oew^?rbscorporatioiien  ist  in  Wien  grösser  als  in  irgendeiner  anderen 
deutschen  Stadt  des  Mittcialters,  von  denen  analoge  Zahlen  bekannt  sind;  selbst  Lübeck 
hatte  1474  nur  50,  Nürnberg  allerdin^  schon  lä68  deren  51.  Köln  13%  50  Zünfte. 
Leider  scheinen  die  st&dtiscnen  Archive  dem  Verfasser  keine  hinreichenden  Anhalts- 
punkte  gegeben  zu  haben,  uro  auch  die  Besetzung  der  einzelnen  Gewerbszweige  in  den 
verschiedenen  Jahrhunderten  des  Mittelalters  ann&bernd  fcststellen  zukOmieii;  weder  Meist  er- 
zählen, wie  sie  doch  für  eine  Anzahl  von  Gewerben  in  einer  Heihe  von  deutschen  Htädtcn 
cnnittelt  worden  sind  (rgl.  die  Zusaminenstellnng  in  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  III. 
.S.  511  ff.),  noch  Daten  über  die  Stärke  der  enrerbtreibeoden  Bevölkerung  überhaupt, 
wie  sie  s.  B.  Bücher  für  Frankfurt  aufzustellcn  versucht  hat,  finden  sich  in  der  vor- 
liegenden Schrift.  Warum  Uhlirz  nicht  wenigstens  das  initgetheilt  hat,  was  in  dieser 
Hinsicht  schon  Schlager  in  seinen  Wiener  Skizzen,  neue  Folge  III.  dann  Schalk  n.  a. 
beigebracht  haben,  ist  nicht  recht  erfindlich,  wenn  auch  die  Zahlen  vielleicht  in  mancher 
Hinsicht  anfechtbar  sind. 

Umso  reichhaltiger  ist  die  Darstellung  der  einzelnen  Gewerbe  sowohl  in  Bezug 
auf  ihre  äusseren  Schicksale  wie  hinsichtlich  ihrer  Organisation,  technischen  Ausbildung  und 
localen  Verbreitung.  In  dieser  ausserordentlich  reichhaltigen  V'orffibrung  gewerbcgescfaicht- 
Heber  Details  liegt  der  Hauptwert  der  Schrift.  Für  Gewerbetreibende  und  Kaufleute 
wie  für  Nationalökoitomen  ist  dieser  Hauptabschnitt  des  Werkes  eine  Quelle  reichster 
Belehrung;  aber  auch  vmn  Htaiidpunkte  des  besonderen  Interesi^es  an  der  localen  Aus- 
bildung des  Wiener  Gewerbes  ist  die  Darstellung  gouussri-ich  und  in  hohem  Grade 
verdienstlich.  Die  dem  Ganzen  vorausgeschirkteu  Abschnitte  über  die  gescbichtlichu 
Knlwickeluiig  des  Wiener  Gewerbewesens  int  allgemeinen  sowie  über  die  einzelnen 
ßestimmungeu  der  Gewerbeordnung  bestätigen  im  wesentlichen  die  sclion  bekannten 
Thatiaclien,  dass  unter  dem  starken  Khifiusse  der  Imdcsberrlichen  Gewalt  das  Wiener 
Gewerbe  zwar  nie  jene  hochetitwickelte  autonome  Zunftverfassung  auszubilden  und  fest- 
zuhalten  vermochte  wie  in  anderen  deutschen  Städten.  In  denen  die  Selbständigkeit  des 
Gemeinwesens  eine  ungleich  entwickeltere  war.  dass  aber  im  übrigen  doch  auch  hier 
die  gewerbe-  und  socialpolitischen  Grundgedanken  des  Zunftwesens  wenigstens  zeitweilig 
eine  gleiche  Ausprägung  wie  in  den  übrigen  deutschen  Städten  gefunden  haben.  Eine 
schärfere  Berücksichtigung  der  Chronologie  der  einzelnen  Gewerbeordnungen' würde  wohl 
auch  für  Wien  den  Wandel  der  Zunftgruudsfttze  und  der  städtischen  wie  landesherrlichen 
Gewerbepolitik  noch  deutlicher  hsben  hervoitreten  lassen,  als  es  aus  den  mehr  gelegent- 
lichen Bemerkungen  des  Verfassers  in  dieser  Hinsicht  auf  den  ersten  Blick  erkennbar 
ist.  Erstrecken  sich  doch  die  von  Uhlirz  berücksichtigten  .'Statuten  über  reichlich  zwei 
Jahrhunderte,  während  welcher  auch  im  Leben  der  Zünfte  so  manche  Veränderung  des 
Hechts-  und  Intercssunstandjuinktes  sich  vollzogen  hat. 
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Der  von  Luschin  bearbeitete  Abschnitt  über  Mfmzvrcsen,  Handel  und  Verkehr 
bietet  wohl  die  gründliehite  und  erecliUpft  ndgte  I)ar«telluiig,  welche  da«  ältere  Wiener 
MQnzwesen  bisher  erfahren  hat  InsbeBoiidere  die  Geschichte  des  Wiener  Pfennig«,  der 
fQr  die  habiburgischen  Länder  nnd  darüber  hinaus  lange  Zeit  eine  dominierende  Stellung 
behauptet  hat.  und  die  interessante  Episode  der  Goldwährung  während  des  14.  Jahr- 
hunderts sind  in  geradezu  meisterhafter  Weise  dargestellt.  Ks  ist  apeciell  ein  Verdienst 
von  Lnschin,  die  kurze  aber  sehr  merkwürdige  Silberkrisi«  entdeckt  und  klargelegt  za 
haben,  welche  vor  allem  Oesterreich  und  Ungarn  in  den  Jahren  1817—1337  darch- 
gemacht  hat  Das  Weriverhältnis  der  beiden  Edelmetalle,  das  in  Italien  nm  das  Jahr 
1260  noch  etwa  1 : 10,  dann  steigend  (1302—1315)  1 : 11—1  : 14  war,  von  da  an  aber 
wieder  langsam  «ich  rückbildete,  begann  in  Oesterreich  zur  selben  Zeit  (1817— ISlSi  in 
aufateigender  Bewegung  1 : 14— 14*5,  führte  1325  bei  der  AneprAgung  der  ersten  öold- 
inüozeu  unter  König  Johann  von  Böhmen  bereits  auf  1:  !7V)’*tnd  stieg  in  den  Jahren 
der  grössten  Goldnoth  in  Ungarn  bis  auf  1 :23  6.  Aber  schon  1342  konnte  die  Münz* 
Ordnung  KOnIg  Koberts  von  Ungarn  die  Prägang  von  nngarischen  Goldgnlden  nach  dem 
Wertverhältnisse  1 : 13  anordnen,  womit  die  Wiederkehr  einer  normalen  Relation  nnd 
auch  eines  dauerhaften  Goldgebrauches  inauguriert  wurde. 

.4uch  die  übersichtlich  zusammenfasaende  Darstellirog  der  Handelspolitik  der 
Österreichischen  Herzoge  ist  ein  trefl'iich  geschriebener  Äbsebnitt  des  Buches;  er  zeigt 
die  grosse  Selbständigkeit  der  Conception  und  die  Ooiiseqnenz  in  der  Durchführung, 
mit  welcher  die  Landesherren  die  Volkswirtschaft  ihrer  schon  Im  Mittelalter  weit  aus- 
gestreckten  Uiidergebiete  mit  den  Interessen  ihrer  Hauptstadt  dauernd  zu  verknüpfen 
strebten.  Feinere  Verzweigungen  dieses  Grundgedankens  würden  sich  insbesondere  noch 
durch  eine  genauere  Aiialjse  der  verschiedenen  Zolltarife  ergeben  haben,  die  auch  auf 
die  locale,  städtische  Handelspolitik  noch  manche«  Licht  verbreiten;  was  im  übrigen  die 
städtische  Handelspolitik  an  Ucchtsgrundsätzen  und  V>rwaltungseinricbtungen  zur  Pflege 
des  städtischen  Marktes,  der  Oflentlichen  Warencontrole.  zur  Bekämpfung  unredlichen 
Wettbewerbes  und  zur  Versorgung  des  Marktes  ausgebildet  hat.  das  ist  in  Wien  nicht 
wesentlich  von  dem  verschieden,  was  in  gleicher  Zeit  auch  die  anderen  grösseren 
HanieUcentren  go«chaffeu  haben.  Kur  der  Hansgraf.  als  ein  nach  Regensburger  Vorbild 
in  Wien  bisonders  entwickeltes  Organ  zum  Schutze  und  zur  Pflege  der  kaufmännischen 
Interessen  im  fremden  Lande,  hat  hier  auch  eine  besondere  Geschichte;  frühzeitig  ist 
er  aus  einem  autonomen  V^ertretungsorgan  der  Kaufmannschaft  ein  landesfiirstlicher 
Beamter  geworden,  dessen  allgemeine  Österreichische  Stellung  Luschin  in  überzeugender 
Weise  schildert. 

Anffailend  wenig  weise  Luschin  über  Oeldhandel  und  Creditgesohäfte  der  Wiener 
zu  berichten.  Ks  sclieint  darin  eine  besondere  Bestätignng  des  allgemeinen  Urtheils  zn 
liegen,  das  er  am  Scblnsse  über  die  Genussuebt  und  den  mangelnden  Untemehmnngs- 
geist  der  Wiener  GesebAftsweit  gegen  Ende  des  Mittelalters  fällt.  «Als  die  mittelalter- 
lichen Vorstellungen  von  der  Grösse  der  Erdo  durch  die  Entdeckungsreisen  der  see- 
fahrenden Völker  zusamiiicnbracheo,  waren  die  Augsbnrgvr,  die  Uliner,  die  Kurnberger 
unter  den  ersten,  die  aus  der  gänzlich  veränderten  Haudeislage  KuUeu  zogen  und  einen 
wahrhaften  Welthandel  begannen;  in  Wi<n  begnügte  man  sich  zur  selben  Zeit  unter 
eigeiisinnigein  Festhalten  am  Buchstaben  des  alten  Btapelrechtes  mit  — der  Sicherung 
des  örtlichen  Kleinhandels. **  J. 
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VERLAG  VON 

WILHELM  BBAÜMÜLLEE  IN  WIEK  CNi)  LEIPZIG,' 

K.  ü.  K.  HOP-  UND  UNIVERSITÄTS-BCCIlHiNnLra.  . 


„Ein  Oesterreichisclics  Conipendiuni“ 

nennt  der  bmemfimde  Kritiker  nn<1  Keeilletoniit  Snin  Koh  in  einer  um  38.  Octo«  j 
ber  T.  j.  im  AbenibUu  dti  «pNeaen  Wiener  Tngblnilet^  enobienenen  amfobr*  ! 
Heben  mebnpahlgcn  Betpreeliung  da«  eoeben  nWeechloftene  and  iu  meinem  Verlag  ' 
encltieneoe  Weri:  f 


mit  bCHOodi^rer  Hürksicht  auf  das  Culturleben. 


^ Von  Profeteor  Dr«  Tram  Marita  Mayer,  Director  der  LandeeobeneaUcbole  in  Graa. 

I ■ 

I Zweite,  vollstlAdIg  oiageaiiieitete  Aeflife. 

' 2 itarke  Binde  broeebiert  K 37*60  in  2 eleg.  Halbfranzbladen  K 34*^.  i 

I Jüt,»tr  Z^lulttr  Ut  #)b  i')Y«eM  8fc»iHeL»f  «ad  kWMdit  Unier  «»eHahfe'  ^ 

: WhtMinaatt  1A  dbn  JUsa^ni  d««  KSaania  dW  Wlim  alcbt  f«r  m | 

•»d  tmr  ••Itvii  kmaat  ••  r*t,  d«M  der  OeAiaO^cUkaU  eia  Kam«  otobt  eerUMt  M,  der  m vardlvai, 

!•  Äm  •«•Ml«  M werdad.  1»  Otmi  Irbi  m Ha  )fta»,  ria  ftetraliVreetaf.  «ta  »tiner  Oelrbrur,  * 
' «ta  nteiariHef,  der  »Mbea  aaU  der  tirvlira  mal  raiiiiladic  ai>aMrb«ar«a  AKAa««  elaea  Mi«bilipni 
' rqr  w iraan  WcU  drf  I>^r•ad•o  and  Leraeädae  trttL  E«  Ist  diaa  Hr.  mua«  Muiia  i 

Mafer.  Dnacdar  d«r  LaMl«iiliM^alnt>al«  ia  nrai,  4ca*m  Bueb  »n«»«litalrta  OtHerreUb«  ailt 
bai^adarar  H4e4iU*ht  aof  daa  Cidlariabaa^  mä  dW  Aaerkaaaoac  Alupraab  «achlf  « aat  darla  «iaa 
, «lirMwrfMiribe  ArUit  alUrwttm  tUmgtg  f«berceB.  Uvf«a  flnCMAabaadert  HHtaa  ia  Gru««furant  > 

' a«fM««s  di«  bald»«  Blad»  Warhe»  oad  oBi  »taJ  ChrriMHH  «Ii  a aar  rcifo  raa  WMeD  , 

uad  Arbail.  daa  VrOahtra  aad>»»»a  r !»!««>.  dem  A»na»«niat<Mi  aUnr  »üBra.  aber  aaiarbMea*« 
aad  «aaabafMa  tiadoBa*'ff.  JU  1*1  kala  LeieBir«,  Htet0rfkar  Ia  0«n riab'B  la  «la,  *■  aller*  | 
' «aalfaiaa  fSr  ateaa  B««ilaa  daa  Btaatai  to  Xeit«i,  dia  polliia«lt  «cUar  tüad,  aater  daai  Waltaa  ; 
, «ao  *7aMaaa,  dia  4«  aoaaaafa«  a«tUeb«  Vorberr^bea  elnar  baaUm»toa  0«tj|eiilie«aac  rar*  . 

' «(Man  la»»aa.  Sfa«  hat  gal  n*n  Objertivitit  de»  Oiatoiikar  an  red»«,  ab«r  d»r  Geaabitbia*  ■ 

■ »ebralbar  Ut  Ja  tadlaieb  «iu  Maaa  da«  Tag«,  er  IM  aia  ndreef  diaaer  Welt,  ar  frnaac  aUb  ü»a  i 
' Kladrlobaa  aad  ElaflflMMi  «tar  BrtUbnac.  der  PaftcianteberlahHi,  4er  SiaaineecaaMeeaeehaA  ' 

alebt  aa  aaiaWh»at  In  dem  Orad»,  (a  welaba«  er  da«  a«af(Hebe«<(*o  Weg  an  indea  «*elM  Ib  der  i 

■ Beaitbaüaag  -raa  Br^ehelaattgaa  d«;r  Tam«njr«tth»U  uad  Ihre«  JCeBaxBaawraagafl  aof  dia  Orga«. 

. wart,  a«^  »leb  »ala  WBaaaa.  ^Vvaa  JKerbi»  Jkgar»  OmeMeMtt  OndrmialM  iM  t*n  Va»b,  «Hcdia  bidaf* 

, |»ji»<i  «i4  Adeiah  (»itpmrItitHtM  dm  Amhrf  »ihn4«pf , «ad  daefc  lOniäi  M»  dmxkmtffi,  dam  «m  lUmtaAtr 

wtd  >viMdr<fnkA  §mt»mbr  Ifann  ti»  tm<dH4dm  kaL  SelbUtbUlKr«  rar<cb»a,  ••»aalt  aitt  aoMpUa* 

> Mcieabna  VM»».  agtiibl  aaa  dea  HaHaa  Mraa»  Wem»»,  b»l  ater  Objaeilvliit  aNr  aflbabart  «leb  I 
4ta«a  Ca«aüailitn.  wo  «la»  aoleha  oiehtbar  wird,  alrht  wabttaa.  Oiataifaiabi  Hlaiofilmr  ailarMiaa 
, »e*n  dar  'inOmat  tmai  Wen  baauten,  abar  er  babtlt  ateb  da»  EednrtliMl  ror,  oad  dUaad  (»t,  inaa  . 

: kaaa  alcbi  aadara  «gaa,  Ma  — iawtrtlchiMhea.*  — magiAimdt  8mf\  vriam$.) 

Die,  zur  Prob»  an,  dom  obenerwahnton  Koferat,  velchos  BanmmanEoU  halber 
I hier  nicht  abgedmclt  werden  kann.  , 

j .DItt  Beoh  vo,  Oeiierreioh  lat  ei,  reapMt-  | 

! (Milchende,  Product  deutscher  Arbeitekraft  Iu  dieien  i 

Tageu,  aad  darua  haben  wir  nln,r  au  dieeer  Stell,  ^ 

I M uifiihrlioh  gedaohL“  EnII  Kuh.  | 

\ Ein  Werk,  welclie,  in  der  BOeherei  keines  Oesterreichers  fehles  sollte.  { 

i lit  durch  jede  beeiere  Bachlundlnpa  in  beiiehen.  — W»  erratnell  uicht  erhlltlich,  j 
I bitte  «ich  aa  die  YerUgthinJlaua  tu  wcaden.  welche  duHolbe  gegebenenfallt  I 
I «mIi  lar  Anilcbt  rorlegen  lltwt- 
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ÜIE 

ÖSTERREICHISCH-UNGARISCHE  HANDELSPOLITIK 

UND  DIE 

INTERESSEN  ÖSTERREICHS- 


EUGEN  V,  PHILIPPOVICH. 


I. 

Die  Entwickelung  der  österreichiech-ungnrischen  Handelspolitik  zeigt 
uns  vom  Jahre  1878  bis  auf  die  Gegenwart  ein  stetes  Anwachsen  pro- 
tecUonistischor  Tendenzen  verbunden  mit  dem  Bestreben,  durch  Verbesserungen 
der  Zolltechnik,  insbesondere  durch  geeignete  Specialisierungen  den  Zoll- 
Bchutz  zu  vollkommenerer  Wirkung  gelangen  zu  lassen.  Der  erste  autonome 
Zolltarif  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  nach  Kündigung  der  in 
den  Siebzigerjahren  abgelaufenen  Handelsverträge  mit  Grossbritaunien. 
Frankreich,  Italien  und  dem  deutschen  Zollverein,  der  Zolltarif  vom 
27.  Juni  1878,  in  Geltung  getreten  am  1.  Jänner  1879,  war  noch  keines- 
wegs, wie  man  heute  manchmal  annimmt,  ein  .\usdruck  starker  Schutzzoll- 
interessen. Wenn  wir  die  Garne  und  Gewebe,  die  ihrer  im  neuen  Tarif 
anders  gearteten  Eintheilung  wegen  einen  Vergleich  nicht  gut  zulasaen,  nicht 
berücksichtigen,  linden  wir,  dass  nur  37  Industrieartikel  formelle  Zoll- 
erhöhungen gegenüber  den  früheren  vertragsmässigen  Tarifen  aufwiesen. 
Getreide.  Hülsenfrüchte.  Gemüse,  Obst,  Mehl  blieben  nach  wie  vor  zollfrei, 
ebenso  thierische  Producte,  dagegen  zeigte  sich  bei  Schlachtvieh  und  Butter 
eine  Erhöhung  der  Zölle,  die  aber  absolut  noch  nicht  ins  Gewicht  fiel. 
(Ochsen  per  Stück  4 fl.  in  Gold  statt  2 fl.  in  Silber.  Butter  8 fl.  in  Gold 
pro  100  Kilo  statt  4 11.  in  Silber.'  Im  übrigen  blieben  die  Zollsätze  auf 
der  Höhe  der  bisherigen  Vertragszölle  und  eine  allgemeine  Erhöhung  trat 
nur  insofern  ein,  als  sie  von  nun  an  in  Gold  statt  in  Silber  zu  zahlen 
waren.  Dies  bedeutete  eine  Erhöhung  von  etwa  15  Proc.  Das  war  aber 
angesichts  der  absoluten  Höhe  der  Zollsätze  noch  keine  starke  Anspannung 
der  Zollschraube.  Selbst  Matlekovits  urtheilt  daher  über  diesen  Tarif 
von  seinem  freibändlerischen  Standpunkt  aus  günstig:  ,.man  kann  im  allge- 
meinen dem  neuen  Tarif  wesentlich  schutzzöllnerische  Tendenzen  iinit  .Aus- 
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nähme  der  Textilbranche)  nicht  zuschreiben.**)  Allein  dieser  Zolltarif  hatte 
von  Torneherein  nur  eine  beschränkte  Giltigkeit,  Die  österreichische  Regie- 
rung verhandelte  schon  1879  mit  der  ungarischen  Aber  eine  Revision  und 
diese  gab  ihren  Widerstand  auf,  als  es  sich  1881  herausstellte,  dass  mit 
Deutschland  ein  auf  der  Grundlage  freieren  Verkehres  aufgebauter  Tarif- 
vertrag nicht  zustande  kommen  werde.  Dem  Handelsvertrag  mit  Deutschland 
vom  23.  Mai  1881,  der  ein  blosser  Meistbegttnstigungsvertrag  war,  folgte 
die  Revision  des  autonomen  österreichisch-ungarischen  Zolltarifes.  Die 
Richtung  dieser  Revision  war  — wie  bei  ähnlichen  Gelegenheiten  in  der 
Folgezeit  — durch  die  Tendenzen  der  deutschen  Handelspolitik  ausser- 
ordentlich stark  beeinflusst.  Der  deutsche  Tarif  enthielt  1881  Zölle  auf 
agrarische  l’roducte,  die  der  österreichisch-ungarische  von  1878  überhaupt 
nicht  kannte,  und  die  Höhe  der  Zölle  auf  Industrieproducte  Obertraf  in 
vielen  und  für  Oesterreich  wichtigen  Positionen  die  Sätze  unseres  Tarifes. 
Dazu  waren  Zollerhöhungen  in  Frankreich  und  Russland  gekommen.  Dieser 
starke  Druck  des  Auslandes  hat  auch  in  Ungarn  die  freihändlerischen 
Tendenzen  überwunden.  Der  Motivanbericht  der  ungarischen  Regierung  zur 
neuen  Tarifvorlage  sprach  es  aus:  , Seitdem  das  Zustandekommen  eines  die 
gegenseitigen  Interessen  genägend  schützenden  Zolivertrages  mit  Deutschland 
definitiv  gescheitert  ist  und  Deutschland  durch  seine  Zollpolitik  gerade  den 
Export  unserer  Rohproducte  schwer  belastet,  durch  seine  Eisenbahnpolitik 
und  durch  mit  veterinärpolizeilichen  Gründen  bemäntelte  Maassregeln  auch 
unsere  Durchfuhr  erschwert  und  die  westlichen  Märkte  für  unser  Vieh  und 
für  einen  Theil  der  tliierischen  Producte  nicht  zu  erreichen  gestattet .... 
ist  es  angezeigt,  dass  der  Zolltarif  vom  Jahre  1878  in  der  Richtung  umge- 
arbeitet beziehungsweise  revidiert  werde,  dass  wenigstens  das  gemeinsame 
Zollgebiet  für  unsere  Producte  als  Markt  gesichert  und  dass  jedes  Miss- 
verhältnis vermieden  wird,  bei  welchem  das  Ausland  für  Industrieartikel 
nur  mässige  Zölle  zu  entrichten  hat.  während  die  nach  dem  Ausland  geführten 
Industrieartikel  mit  sehr  hohen,  theilwei.se  prohibitiven  Zöllen  zu  kämpfen 
haben.“  Damit  ist  die  Richtungslinie  für  die  ganze  künftige  Handelspolitik 
Oesterreich-Ungarns  festgelegt.  Die  Revision  des  Tarifes  von  1878  führte 
zu  Agrarzöllen,  zu  einer  Erhöhung  der  Finanzzölle  und  der  Industriezölle 
und  zu  einer  Aenderung  in  der  Systematik  des  Tarifes,  der  nunmehr  von 
dem  deutschen  abwich  und  besser  specialisiert  war.  Die  Agrarzölle  umfassten 
nicht  nur  Getreide  und  Vieh  in  der  Höhe  des  deutschen  Zolles,  sondern 
trafen  auch  viele  Producte,  die  selbst  der  Tarif  von  1853  frei  gelassen  hatte 
(Weintrauben,  feines  Gemüse.  Zierblumen  u.  s.  w. ),  Damit  war  das  Princip 
des  allgemeinen  agrarischen  Zollschutzes  anerkannt.  Unter  den  Indnstrie- 
ei Zeugnissen  waren  es  insbesondere  Ganie  und  Gewebe  aus  Baumwolle. 
Leinen  beziehungsweise  Wolle,  Leder  und  Lederwaren,  Eisen,  Eisenwaren. 

*)  Matlekovits,  Die  Zollpolitik  der  Osterreichisch-uiigariecben  Monarchie  und 
des  Dentachen  Reichen,  1891,  S.  50.  Eine  üebcreicht  der  Zolleatze  in  der  amtlichen  Puhii- 
cation:  Die  allgemeinen  und  vertragsmäsaigen  Zolle  dea  Oiterreichiach-nngariaohen  Zoii- 
tarifes  (18-54—1900),  Wien,  Staatadmekerei  1901. 


Digitized  by  Google 


Die  9sterreichiscb-ungari!4che  Handelspolitik  und  die  Interessen  etc. 


443 


Maschinen,  chemische  Hilfsstoffe,  welche  eine  Steigerung  der  Zollsätze 
erhielten.  Durch  die  Zerlegung  einzelner  Tarifnunimern,  z.  B.  einfache  oder 
doublierte  Baumwollgarne  in  vier  Positionen  nach  ihrer  Feinheitsnummer, 
war  eine  bessere  .\npassung  der  Zollsätze  an  den  Wert  der  Ware  möglich 
gemacht. 

Dem  österreichisch-ungarischen  Tarif  vom  25.  Mai  1882,  der  am 
1.  Juni  desselben  Jahres  in  Kraft  trat,  folgten  in  Deutschland  in  den 
Jahren  1882,  1883  und  1884  einzelne  Zollerhöhungen  und  im  Jahre  1885 
eine  vollständige  Revision  des  Tarifes  von  1879  mit  der  Wirkung,  dass  die 
Zölle  auf  Vieh.  Getreide.  Mehl,  Malz,  Raps,  Werkholz,  Sägewaren  erhöht 
wurden.  Auch  in  Frankreich  war  1884  der  Zoll  auf  Getreide  und  Vieh  in 
die  Höhe  gesetzt  worden.  Diese  Thatsachen  stärkten  natürlich  die  schutz- 
zöllnerische  Strömung  in  Oesterreich-Ungarn,  wo  man  schon  der  Retorsion 
wegen  die  unfreundliche  Behandlung  der  eigenen  Eiportwaren  mit  Zoll- 
erhöhungen glaubte  beantworten  zu  müssen.  Am  21.  Mai  1887  erfolgte  hier  eine 
neuerliche  und  gründliche  Umänderung  des  Zolltarifes,  die  am  1.  Juni  1887 
in  Kraft  trat.  Den  Regierungen  hatte  bei  dieser  neuerlichen  Revision  vor 
allem  auch  der  Gedanke  vorgeschwebt,  dass  der  Tarif  von  1882  ein  Minimal- 
tarif war,  dass  man  mit  ibm  in  Handelsvertragsverhandlungen  nicht  cintreten 
könne.  Da  die  Handelsverträge  mit  Deutschland  und  Italien  Ende  1887 
abliefen  und  man  doch  der  Meinung  war,  es  könne  gelingen,  Tarifverträge 
abzuschliessen,  sollte  der  autonome  Zolltarif  auch  dafür  eingerichtet  werden, 
das  heisst  seine  Tarife  sollten  zugleich  Verhandlungstarife  sein. 
Die  Steigerung  der  Zölle  war  nicht  gering.  Der  Zoll  auf  Roggen  wurde 
versechsfacht,  auf  Weizen  verdreifacht,  auf  Weintrauben,  Gemüse,  Zierblumen 
verdoppelt  und  verdreifacht.  Immerhin  war  für  Getreide,  Mehl,  Vieh  erst 
die  Höhe  jener  Zölle  eireicht.  welche  Deutschland  1885  fixiert  hatte.  Auch 
in  den  Teitilzöllen  folgte  Oesterreich  der  Bewegung  des  Auslandes,  insbe- 
sondere Deutschlands.  Wieder  war  im  ganzen  Tarif,  so  namentlich  bei 
BaumwoUgarneu.  Wollgarnen,  Wollwaren,  Eisenwaren,  Metallwaren  u.  s.  w. 
eine  sorgfältigere  Diflerenzierung  vorgenommen  und  die  Höhe  der  Zollsätze 
besser  abgestufl  worden,  natürlich  mit  der  beabsichtigten  Wirkung  grösseren 
Schutzes  der  einheimischen  Waren. 

Dem  östeneichisch-ungarischen  Tarif  von  1887  folgte  in  Deutschland 
nur  mehr  eine,  aber  wichtige  Aenderung,  die  Erhöhung  der  Getreidezölle 
von  3 auf  5 Mark  für  Weizen  und  Roggen  und  eine  entsprechende  Steigerung 
der  Zölle  auf  die  anderen  Getreidesorten  sowie  auf  Mehl  und  Mahlproducte. 
Vergleicht  man  die  Zolltarife  der  beiden  Reiche,  wie  sie  von  1887  bis  zum 
Abschluss  der  Handelsverträge  vom  6.  December  1891  in  Kraft  gestanden 
sind,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild.  M In  den  Agrarzöllen  steht  Deutschland 

')  Man  vergl.  die  Gcgenäber»toUunK  der  beiden  Tarife,  nnter  Heraoiiehung  auch 
der  Tarife  der  anderen  eorop&ischen  Staaten,  bei  Matlekovita  a.  a.  0.  8.  380  ff.  Herr 
V.  Batant  fasat  sein  Urtbeil  über  den  Osterreichisch-nngviachen  Zolltarif  von  1887 
folgendermaaasen  zusammen;„Oesterreich-Ungarn  liatte  einen Tollat&ndigacbntziOllnerischen 
Zolltarif,  welcher  sich  im  Durchschnitt  auf  jener  Höhe  bewegte,  welche  Frankreich  seither 
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vor  OesteiTeioh-üngarn.  Seine  Getreiile-  und  Meliljölle  sind  höher  als  die 
UDserigen,  Holizölle  kennt  der  österreichisch-ungarische  Tarif  Überhaupt 
nicht,  die  Viehsölle  sind  ira  ganzen  gleich,  für  einzelne  Arten  aber  in 
Deutschland  höher.  In  der  Textilindustrie  weist  Oesterreich-Ungarn  für 
Baumwoll-  und  Leinengarne  mässigere.  bei  Wollengarnen  höhere  Zölle  auf  als 
Deutschland,  in  beiden  Staaten  gehören  diese  Zollgruppen  aber  — verglichen 
mit  den  übrigen  europäischen  Staaten  — nicht  zu  den  hochschutzzöllncriscben. 
Die  Zölle  auf  Baumwollwaren  dagegen  sind  in  Oesterreich-Ungarn  sehr 
hoch,  höher  als  in  Deutschland,  sie  schliessen  sich  an  die  hohen  Zölle  an, 
die  Frankreich  auf  diese  Waren  gelegt  hat  ln  Leiuenwaren  sind  die  Zölle 
in  Deutschland  und  in  Oesterreich-Ungarn  müssig,  untereinander  unter- 
scheiden sie  sich  dadurch,  dass  jenes  die  gröbere,  dieses  die  feinere  Ware 
höher  zu  schützen  sucht.  Die  Zölle  auf  Wollwaren  sind  dagegen  in  beiden 
Keichen  sehr  hoch.  Sie  werden  nur  von  den  Zöllen  in  Griechenland,  Spanien 
und  Portugal  übertrofl’en.  deren  Höhe  prohibitiv  sein  soll.  Die  Specialisierung 
ist  in  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  verschieden,  wieder  dflrite  der 
Zollschutz  dort  für  die  gröbere,  hier  für  die  feinere  Ware  höher  sein,  ln 
der  Gruppe  Eisen  und  Eisenwareu  hat  Oesterreich-Ungarn  — von  Kusslaud 
abgesehen,  das  hier  fast  prohibitive  Zölle  hat  — die  höchsten  Zölle  in 
Europa,  also  auch  höhere  als  Deutschland,  dessen  Sätze  um  das  Doppelte 
und  Dreifache  von  unserem  Tarif  Obertroftcn  werden.  Höher  sind  die  öster- 
reichisch-ungarischen Sätze  auch  in  den  Gruppen  iler  Bürstenbinder-.  Färb-, 
Bleiwaren.  Instrumente,  Maschinen,  Fahrzeuge,  aller  Mctallwaren,  Guiimii- 
waren.  Bier  und  Esswareu,  Seide  und  Seidenwaren.  Stroh-  und  Bastwarcu, 
ungefähr  gleich  hoch  bei  Glas  und  Glaswareu,  Leder  und  Lederwaren. 
Papier  und  Papierwaren,  Steiuwaren.  Thonwaren.  Wichtig  ist  aber,  dass  der 
deutsche  Zolltarif  nur  H78  Positionen  (darunter  49  zollfrei),  der  österreichisch- 
ungarische  dagegen  .öd?  Sätze  (darunter  68  zollfrei)  hatte,  so  dass  unbe- 
denklich angenommen  werden  kann,  dass  OesteiTcich-Uiigarn  in  seinem 
Zolltarif  ein  vollkommeneres,  auch  dort,  wo  die  Höhe  der  Sätze  auf  ungefähre 
Gleichheit  deutet,  besser  wirkendes  Schutzinstrument  besas.s. 

Welches  war  die  Wirkung  dieser  Zollpolitik  auf  die  österreichische 
Volkswirtschaft  und  wie  wurde  sie  in  Oesterreich  seihst  benrtheilt? 

Die  Itückkebr  zu  .Vgrarzöllen  — vor  1878  hatte  Oesterreich-Ungarn 
einen,  allerdings  vertragsmässig  zum  Theil  beseitigten,  geringen  Getreide- 
zoll — und  ihre  Iferallgemeinerung  gieng  ohne  grosse  Schwierigkeiten  vor 
sich.  Im  Abgeordnetenhaus  entstand  1881  keine  lebhafte  Opposition,  man 
forderte  nur,  dass  für  jene  Länder,  welche  nicht  genügend  Getreide  produ- 
cieren.  um  ihren  Bedarf  zu  decken,  und  vermöge  ihrer  geographischen  laige 
und  ungünstigen  Commiinicationsverhältnisae  genöthigt  sind,  Getreide  ans 
dem  Auslände  zu  beziehen,  eine  zollfreie  Einfuhr  in  begrenzter  Menge 

einpi-norainen  hatte,  onü  welcher  vielfach  die  Induatriezülle  Deotschlamla  übertraf.“  Die 
HandelspoliHk  Oeeterreich-Unffarna  1875—1892.  Leipzig,  1894.  S.  90.  Za  gleichem 
Krgebnia  kommt  Matlekovita. 
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gestattet  werde. ')  Schon  damals  aber  scheint  die  agrarische  Partei  in 
Oesterreich  sich  stark  gerührt  zu  haben,  denn  Abgeordneter  K 1 a i c wies 
bei  den  Verhandlungen  über  den  Zolltarif  im  Österreichischen  Abgeordneten- 
haus darauf  hin,  dass  man  in  Ungarn  die  Getreidezölle  nicht  als  ein  Begehren 
Ungarns,  sondern  als  ein  solches  der  Österreichischen  Keichshülft«  auffasse.*) 
Ungarn  batte  aber  doch  ein  Interesse,  den  Getreideimport  aus  liussland  und 
den  Balkanstaaten  zu  hemmen  und  kannte  an  höherem  Preise,  wenn  bei 
geringerer  Ernte  eine  Einfuhr  nach  Oesterreich- Ungarn  zur  Deckung  des 
Bedarfes  nöthig  wurde,  viel  mehr  als  Oesterreich  gewinnen.  In  Weizen  fand 
allerdings  noch  immer  im  zehnjährigen  Durchschnitt  eine  Mehrausfnhr  statt, 
in  Roggen  aber  schon  eine  Mehreinfuhr  nnd  der  Motivenbericht  der  öster- 
reichischen Regierung  meinte  schon  damals,  dass  die  Monarchie  .nahe  dem 
Wendepunkt  stehen  dürfte,  wo  sie  aus  einem  Brotfrflehte  zumeist  exfior- 
tierenden  Reiche  ein  Gebiet  mit  regelmässigem  Import  von  Brotfrüchten 
werden  könnte.“  Als  im  Jahre  1887  die  Regierung  eine  Verdreifachung  des 
Getreidczolles  forderte,  war  allerdings  die  Bewegung  etwas  stärker,  von 
einer  Opposition,  die  ernsthaft  zu  nehmen  gewesen  wäre,  war  aber  auch 
jetzt  nicht  die  Rede.  Die  deutsche  Linke,  die  in  politischer  Opposition  zur 
Regierung  stand  und  auch  die  stärksten  Industrieinteressen  zu  vertreten 
hatte,  war  in  ihrer  Bekämpfung  der  Getreidezölle  schwach,  vermuthlich 
gelähmt  durch  Zwiespalt  in  ihren  eigenen  Reihen.  War  doch  bei  der  ent- 
scheidenden Abstimmung  der  Proredner  ein  Vertreter  der  Linken.  Selbst  in 
der  breiten  Behandlung,  die  Herr  v.  Ohlum  eck  y der  Frage  angedeihen 
liess,  kam  keine  entschiedene  Stellung  zum  Ausdruck.  Mau  war  sich  bewusst, 
dass  Ungarn  allein  der  gewinnende  Theil  sei.  dass  in  Oesterreich  nur  kleine 
Distriete  Vortheil  haben  würden,  aber  man  stimmte  doch  dafür,  weil  das 
Vorgehen  Deutschlands  und  Frankreichs,  die  kommenden  Handelsvertrags- 
verhandlungen mit  Rumänien  und  die  Rücksicht  auf  Ungarn  dazu  zwingen.’) 
Herr  v.  B a Ü a n t.  der  damals  noch  dem  österreichischen  Handelsministerium 
angehörte,  hat  es  später  klar  ausgesprochen:  „Getreidezölle  von  solcher 
Höhe,  wie  sie  nunmehr  seither  bestehen,  einzuführen,  war  durchaus  unge- 
rechtfertigt.“ Sie  mussten  die  Handelsvertragsverhandlungen  mit  den  Balkan- 
staaten zu  üngunsten  der  österreichischen  Industrie  erschweren,  sie  legten 
20proc.  Zölle  auf  ein  unentbehrliches  Lebensmittel  vorwiegend  zu  Lasten 
des  einen  Theiles  der  Reichshälfte,  wobei  das  natürliche  Ventil  einer  tempo- 
rären Aufhebung  nur  sehr  schwer  und  unter  unabsehbaren  Weiterungen  — 

*)  Stenographische  Protokolle  der  Verhandlungen  dea  Abgeordnetenbaueer.  18S2, 
S.  7947.  Es  wurde  diesem  Wunsche  nur  theilweise  entsprochen,  aber  die  Regiernug  durch 
Art.  VII  dea  Einführungsgesetzea  ermächtigt,  im  Einverständnis  mit  der  ungarischen 
Hegiemng  „die  Zolle  auf  Getreide  und  HülsenfrOchte  im  Falle  schlechten  Ernteanafalles 
im  Inlande  für  alle  oder  einzelne  Fruchtgattungen  zeitweilig  an  allen  oder  an  einzelnen 
Grenzen  unter  den  gegen  den  Missbranch  schätzenden  Controlen  und  Beschränkungen 
ausser  Kraft  zu  setzen.“  Diese  Bestimmung  gieng  auch  in  das  1887er  Zollgeseti  Ober. 

b Verhandlungen,  S.  7988. 

*)  Stenogr,  Protokoll  über  die  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  X.  Session, 
1887,  S.  2973  ff. 
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wegen  der  nötliigen  Zustimmung  Ungarns  — gebrauclit  werden  kann.  „Die 
Agrarrölle  in  dem  bedeutenden  Ausmaaes.  wie  sie  der  Tarif  vom  Jahre  1887 
aufweiat,  waren  eben  Zugeständnisse  an  Ungarn,  welche  sich  nimmer  handels- 
politisch erklären  lassen.“  ’)  Ihren  Zweck,  die  Einfuhr  landwirtschaftlicher 
Producte  aus  dem  Südosten  Europas  in  die  Monarchie  zu  hemmen,  hahen 
sie  erreicht  und  insofern  dürfte  ihnen  auch  ein  Einfluss  auf  deren  relative 
Preishflhe  zugeschrieben  werden  können.  Oesterreich-üngam  wurde  mit 
Kumänien  — allerdings  nicht  ganz  ohne  dessen  Verschulden  — in  einen 
Zollkrieg  verwickelt,  der  die  Ausfuhr  Kumäniens  nach  Oesterreich-Ungarn 
von  üher  75  Mill.  Lei  im  Durchschnitt  der  vorausgegangenen  Quinquennien 
auf  19  Mill.  in  den  Jahren  1886  — 1890  und  seine  Einfuhr  aus  dem  Kaiser- 
staat von  135  Mill.  Lei  ira  Durchschnitt  der  Jahre  1876 — 1885  auf 
60  Mill.  im  Durchschnitt  der  Jahre  1886  — 1890  sinken  liess.  Im  letzten 
Jahre  des  Zollkrieges  war  der  Ausfuhrwert  89  Mill.  Lei.  der  Einfuhrwert 
52'7  Mill.  Lei.  Da  80  Proc.  der  ö.steiTeicliischen  Einfuhr  aus  Industrie- 
produeten  bestand,  ist  es  klar,  dass  die  österreichische  Industrie  die  Kosten 
dieser  Abwehr  der  agrarischen  Producte  Rumäniens  zu  tragen  hatte.*) 
Serbien  genoss  allerdings  besondere  Begünstigung  während  dieser  ganzen 
Periode  auf  Grund  eines  Handelsvertrages  vom  6.  Mai  1881.  Eine  directe 
Einwirkung  der  Agrarzölle  auf  die  Preise  landwirtschaftlicher  Producte  ist 
nicht  nachweisbar.  Die  Getreidepreise  sind,  wie  in  der  ganzen  Welt,  auch 
bei  uns  tief  gesunken.  Der  Weizenpreis,  der  im  Jahre  1880  fl.  13  -10  per 
Metercentner  betrug,  ist  bis  zum  Jahre  1890  auf  fl.  8’91  gesunken,  der 
Roggenpreis  in  derselben  Zeit  von  ti.  10'80  auf  fl.  812,  der  Gersten- 
preis von  fl.  lü’20  auf  fl.  9 48,  Mais  von  fl.  8'20  auf  fl.  605.  Dabei 
konnte  eine  Zufriedenheit  in  den  landwirtschaftlichen  Kreisen  nicht 
entstehen. 

Entschiedener  waren  die  Wirkungen  der  Industriezölle.  Alle  Beurtheiler 
der  volkswirtschaftlichen  Entwickelung  Oesteireichs  seit  1878  sind  darin 
einig,  dass  die  Energie  der  wirtschaftlichen  Production  zugenommen  hat. 
Die  Industrie  h,it  Fortschritte  gemacht:  neue  Unternehmungen  wurden 
begründet,  bestehende  ausgedehnt,  der  technische  Apparat  wurde  vervoll- 
kommnet. Nach  einer  Erhebung,  welche  der  Industrielle  Club  in  Wien  1890 
veranlasste,  schätzt  Peez  die  unter  dem  Schutz  der  Zollreform  seit  1878 
in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  neu  ent-standeinm  oder  ver- 
grösserten  Betriebe  auf  1200 — 1500,  wovon  nur  110  Ungarn  zugerechnet 
werden.*)  Der  Kohlenconsum,  der  ja  einen  ziemlich  verlässlichen  MaassUib 
der  ludustrieentwickelung  gibt,  ist  beträchtlich  gestiegen.  Er  betrug  in  der 
Monarchie  im  Durchschnitt  der  Jahre  jährlich 

*)  Die  Handelspolitik  Oesterreicb^Cngams  1875  bis  1892,  Leipzig  1894,  S.  84  u.  85. 

^ Vei^l.  QrQnberg.  Die  bandelspolltUchen  Beziehangen  Oestemich-Uogams  za 
Kamänien.  Serbien  und  Balgarieii  in  Schrifteo  des  Vereines  für  Socialpolitik,  B<L  9S, 
1901.  S.  118  ff. 

Die  Österreichische  Handelspolitik  der  letzten  25  Jahre  in  Schriften  des  Ver- 
eines für  SocialpoHtik,  Bd.  59,  1892.  S.  186. 
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1856—1860  ....  28'0  Mill.  Metercentner  = 100 


1861—1865  ....  45-5  , . = 158 

1866—1870  ....  65-5  , . = 229 

1871-1875  ....  113-8  . , = 307 
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Die  Bedeutung  der  städtischen,  in  Industrie.  Handel  und  Verkehr  beschäftigten 
Bevölkerung  far  die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  des  Staates  trat  in 
Oesterreich  immer  stärker  hervor.  Der  Ertrag  der  Erwerb-  und  Einkommen- 
steuer war  von  30-4  Mill.  Gulden  im  Jahre  1878  auf  89-2  Mill.  Gulden  im  Jahre 
1890  gestiegen.  Die  Verbrauchsabgaben  von  Getränken,  Zucker,  Tabak,  Salz 
u.  s.  w.  brachten  1878  einen  Ertrag  von  142'4  Mill.  Gulden,  1890  aber  einen 
solchen  von  214  6 Mill.  Gulden.  Der  Zollerlrag  war  von  19-6  Mill.  Gulden  in 
Silber  im  Jahre  1877  auf  41  Mill.  Gulden  in  Gold  (circa  47  Mill.  in  Silber) 
im  Jahre  1890  angewachsen.  Darunter  lieferte  der  Kaffeezoll  im  ersteren 
Jahre  einen  Ertrag  von  5-4  Mill.  Gulden,  im  letzteren  einen  solchen  von 
13'2  Mill.  Gulden,  Mineralöl  T5  Mill.  Gulden  gegen  3'3  Mill.  Gulden,  also  auch 
hier  erwies  sich  die  Bevölkerung  für  die  Belastung  wichtiger  Verbrauchs- 
gegenstände  ausserordentlich  traglähig  und  wenn  auch  gewiss  die  landwirtschaft- 
liche Bevölkerung  nicht  weniger  von  den  fortgesetzten  Erhöhungen  dieser  Steuern 
getroffen  wurde,  so  ist  doch  ihr  steigender  Ertrag  im  wesentlichen  auf  die 
Elasticität  der  Consumlähigkeit  und  Zahlungsfähigkeit  der  städtischen,  also 
industriellen  Bevölkerung  zu  setzen.  Ob  diese  günstige  volkswirtschaftliche 
Entwickelung  als  Wirkung  der  erhöhten  Industriezölle  anzusehen  ist,  wie 
I’eez,  Ba?. ant  annehmen,  oder  auch  bei  freierem  Handelsverkehr  einge- 
treten wäre,  wie  Matlekovits  annimrat,  ist  natürlich  nicht  unter 
zwingenden  Beweis  zu  stellen.  Gewiss  ist,  dass  im  einzelnen  die  Absicht 
der  Zollerhöhnngen  erreicht  und  die  geschützte  Industrie  gehoben  wurde, 
so  in  der  Woll-  und  Eisenindustrie,  üeber  derartige  Thatsachen  hinaus 
lässt  sich  kein  Beweis  erbringen,  weil  sieh  die  Spur  der  in  einem  einzelnen 
Fall  verfolgten  Wirkung  einer  Zolländerung  alsbald  im  Labyrinth  der  Fäden 
verliert,  welche  die  einzelnen  Productionszweige  mit  allen  übrigen  verknüpfen. 
Für  die  Beurtheilung  der  Gesammtrichtung  der  öslerreichisch-ungarisehen 
Handelspolitik  ergeben  die  oben  hervorgebobenen  Thatsachen  aber  jedenfalls 
einen  wichtigen  .Anhaltspunkt  Nur  ein  wirtschaftlich  hochentwickelter  Staat 
mit  ausgedehnten  Handelsverbindungen  kann  inmitten  schutzzöllnerisch 
nehüteter  Nachbarn  an  einem  System  einseitigen  Freihandels  festhalten. 
Die  österreichisch-ungarische  Monarchie  musste  die  schutzzöllnerische  Strö- 
mung mitmachen,  wie  sie  auch  in  Hinkunft  die  allgemeine  Kichtuug  der 
wirtschaftlich  führenden  Staaten  mitmachen  wird.  Dass  das  System  staat- 
lichen Schutzes  der  Geistesverfassung  und  dem  Charakter  unserer  Bevölkerung 
sympathischer  ist  als  ein  System  freier  Initiative,  dass  manche  Ungunst 
der  Productionsbedingungen,  schwierige  Verkehrswege,  hohe  Steuern,  unge- 
schulte Bevölkerung  und  anderes  zum  Schutzsystem  drängen  und  dass 
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Oesterreicli  daher  immer  lurflckhaltend  «ein  wird  in  der  Gewährung  freien 
Handclävorkehres,  ist  gewiss.  Aber  man  kann  ihm  nicht  die  Schuld  — oder 
das  Verdienst  — an  dem  Gang  der  Handelspolitik  seit  Ende  der  Siebziger- 
jahre in  Europa  ziischreihen.  Nicht  seine  allgemeine  Haltung  steht  in  Frage, 
sondern  die  Art.  wie  es  die  gegebene  handelspolitische  Strömung  für  die 
Interessen  der  einzelnen  Productionsgriippen  ausgenützt  hat 

ln  dieser  Hinsicht  darf  die  Frage  aufgeworfen  werden,  oh  der  Tarif 
von  1887  nicht  in  mancher  Hinsicht  zu  weit  gegangen  ist  Dia  Verhand- 
lungen im  Parlament  zeigen  die  eigenthOmliche  Erscheinung,  dass  Vertreter 
der  Industrieiuteressen  Bedenken  gegen  die  Höhe  der  Zollsätze  Vorbringen. 
Herr  v.  Chlumecky  äusserte  sich  folgenderinaassen: *)  Es  sei  charakteristisch 
.dass  man  in  den  Kreisen  der  Industrie  und  Gewerbetreibenden  für  diese 
mitunter  ausgiebigen  Erhöhungen  der  Industriezölle  ein  ausserordentlich 
geringes  Interesse  hat  zum  grossen  Unterschied  von  jener  Erscheinung  vor 
10  Jahren,  wo  eine  jede  Erhöhung  des  Zolles  um  einen  Gulden  als  ein 
wahrer  Segen  Gottes  gepriesen  wurde.  Die  Industriellen  und  Gewerbe- 
treibenden haben  eben  rechnen  gelernt  Diese  Zollerhöhungen,  welche 
ziemlich  ohne  Wahl  überall  eintreten,  welche  Rohstoffe,  Halbfabrikate, 
Hilfsstoffe  und  Maschinen  betreffen,  mögen  in  sehr  vielen  Füllen  bei  strenger 
Calculation  den  Industriellen  mehr  Schaden  bringen  als  ihnen  hohe  Schutz- 
zölle Nutzen  bringen.*  Und  Herr  v.  Pie n er.  Vertreter  der  Egerer  Handels- 
kammer, sagte,  es  gehe  aus  dem  Gutachten  der  Handelskammer  hervor, 
dass  die  österreichische  Industrie,  wenn  sie  nicht  durch  fortwährende  Zoll- 
erhöhungen des  Deutschen  Reiches  in  Unruhe  versetzt  worden  wäre,  keinen 
Anlass  hätte,  eine  ,\enderung  der  Positionen  des  1882er  Tarifes  zu  ver- 
langen. .Die  Industrie  an  sich  bedarf  dieser  Erhöhungen  nicht* ’j  Und  in 
der  Darstellung,  welche  Herr  v.  B a ü a n t von  der  Entstehung  des  Tarifes 
von  1887  gibt,  tritt  es  deutlich  hervor,  dass  Retorsion  gegen  Deutschland, 
das  1881 — 1885  die  Zölle  auf  Mehl,  auf  Wollwaren,  auf  Holz,  auf  Luxus- 
waren, auf  Getreide  zu  erhöhen  beabsichtigte  und  erhöhte,  das  treibende 
Motiv  war.  .Durch  die  Zolltarifreform  vom  Jahre  1882  waren  die  meisten 
Beschwerden  über  unzulänglichen  Schutz  der  heimischen  Industrie  behoben.* 
schreibt  Baiant*)  Es  habe  ja  wohl  einzelne  Klagen  gegeben,  manche  Post 
war  verhesserungshedOrftig.  .Mehr  als  dies  sprach  für  eine  Revision  des 
Tarifes  die  Erwägung,  dass  der  Tarif  von  1882  doch  nur  ein  Minimaltarif 
und  mit  demselben  der  Abschluss  von  Tarifverträgen  schwer  denkbar  war.* 
.Allein  es  lässt  sich  mit  vollster  Bestimmtheit  aussprechen,  dass  es  nicht 
zu  einer  weiteren  partiellen  Verstärkung  der  Schutzzölle  gekommen  wäre, 
wenn  dieses  Bedürfnis  allein  die  Triebkraft  für  eine  weitere  Action  gebildet 
hätte.“  Diese  lag  vielmehr  in  jener  Haltung  Deutschlands  und  von  Ungarn 
scheint  nach  den  Andeutungen  Ba?. ants*)  diesmal  der  Anstoss  zu  den 

M VerhamllungKn  des  Aligeordnetenhsases,  X.  Session,  1887,  S.  2974. 

*)  Ebenda  S.  3062. 

•)  A.  a.  0.  S.  80. 

‘)  ,S.  82. 
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österreichischen  Zollerhöhungen  gekommen  zu  sein.  Vielleicht  weist  eine 
Bemerkung  von  Matlek  ovits  in  gleicher  Richtung.  Er  schreibt,  dass  in 
Ungarn  schon  nach  dem  Scheitern  der  Verhandlungen  mit  Deutschland  im 
Jahre  1881  die  Meinung  Verbreitung  gefunden  habe,  dass  die  Rückkehr 
zum  Freihandel  nur  durch  eine  gründliche  Absperrung  des  V^erkehres 
erreicht  werden  könne.  ,Je  systematischer  das  Schutzzollsystem  in  Europa 
durchgeführt  würde,  desto  rascher,  desto  sicherer  müsse  es  zusammen- 
stützen und  dem  bisher  befolgten  System  des  Freihandels  weichen.“ ')  Sicher 
ist.  dass  der  1887er  Tarif  nicht  mehr  ausschliesslich  wirtschaftlichen 
Interessen  entsprungen  ist  Auch  Peez  sagt  von  ihm:  ,ln  einigen  wenigen 
Artikeln  mag  er  über  das  Maass  der  absoluten  Nothwendigkeit  hiuaus- 
gegriffen  haben,  eigentlich  scharf  war  er  jedoch  nur  in  Fragen,  wo  ein 
ungarisches  oder  finanzielles  Interesse  ins  Spiel  kam.*’)  Wenn  der 
Tarif  als  ein  Schachzug  handelspolitischer  Diplomatie  gedacht  war  und 
vielleicht  dazu  beigetragen  hat,  Deutschland  zu  bewegen,  vier  Jahre  später 
Oesterreich  wieder  einen  Tarifvertrag  anzubioten,  so  hat  er  doch  jedenfalls 
auch  die  schutzzöllnerischc  Strömung  in  Oesterreich  mächtig  verstärkt.  Der 
Import  von  deutschen  Industrieproducten  — gegen  Deutschland  hatte  sich 
ja  vor  allem  Oesterreich-Ungarns  Tarif  gewehrt  — war  stark  zurück- 
gedrängt.  Die  Einfuhr  stockte  in  ganzen  Warenbranciien  und  sank  nach 
manchen  sichtlichen  Versuchen,  trotz  der  Ungunst  der  Conjunctur  den 
Markt  zu  behaupten.  Bei  Baumwollgarnen  und  -Geweben  war  im  Jahre 
1890  die  Einfuhr  nur  die  Hälfte  der  früheren  Menge,  ebenso  tief  war  der 
Stand  der  Einfuhr  in  der  grössten  Mehrzahl  der  Eisenwaren,  bei  Leder, 
Maschinen,  Kleidern.  Seidenwaren.  Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  dass  die 
deutsche  Einfuhr  ihren  Höhepunkt  1884  erreicht  hat.  Der  Tarif  von  1882 
wurde  noch  überwunden,  der  von  1887  erwies  sich  als  ein  starkes  Hemmnis. 
Dauernd  zugenoinmeu  hatte  die  Einfuhr  nur  in  Kautschukwaren,  Papier, 
Handschuhleder.  Wollengarn.’)  Für  die  letzteren  beiden  Artikel  war  der 
Zoll  mit  Rücksicht  auf  die  Eiportinteressen  der  Finalindustrie  gering,  die 
Kautsehukindustrie  war  in  Oesterreich  noch  wenig  entwickelt.  Dass  der 
Papierimport  wuchs  ist  meines  Erachtens  allerdings  ein  bemerkenswertes 
Zeichen  für  den  Vortheil,  den  eine  hochentwickelte,  technisch  vollkommene, 
durch  Specialisierung  in  der  Production  leistungsfähige  Industrie  durch  den 
Rückhalt  an  einen  grossen  heimischen  Markt  hat.  Die  vorzügliche  öster- 
reichische Papierindustrie  leidet  an  der  geringen  Aufuahmsfahigkeit  des 
österreichisch-ungarischen  Marktes.  Die  einzelnen  Fabriken  sind  genöthigt, 
vielerlei  Sorten  Papier  zu  erzeugen,  was  natürlich  die  Kosten  erhöht,  und 
bleiben  dadurch  in  ihrer  Concnrrenzfähigkeit  zurück.*)  Das  ist  eine  Erfahrung, 
welche  deutlich  auf  die  Grenzen  aufmerksam  macht,  die  dem  Industrie- 
schutzzoll in  einem  Staate  wie  Oesterreich-Ungarn  gesetzt  sind. 

Matlekovits,  a.  a.  O.  S.  83. 

5}  A.  a 0.  8.  180. 

*>  Baiant,  a.  a.  0.  S.  104  ff.,  insbesondere  S.  114. 

*)  Kink,  In  den  Verhandlunjfcn  der  Gesellichaft  Österreichischer  Volkswirte  über 
ein  Zoll*  und  Handelsbündnis  mit  dem  Deutschen  Reiche,  Wien  1900. 
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Die  kräftige  Wirkung  des  protectionistisclien  Systems  wurde  natürlich 
von  der  flsterreiehisclien  Industrie  gerne  aufgenomnien  und  als  es  im 
Jahre  1891  wieder  zu  einem  Tarifverträge  mit  Deutschland  kam,  durfte  an 
jenem  System  nur  wenig  gerüttelt  werden.  Der  Anstoss  zu  diesem  Vertrage 
gieng  einestheils  von  Deutschland  aus,  wo  man  sich  allmählich  durch  die 
Schutzzölle  der  anderen  Staaten  abgemauert  fand,  anderentheils  von  Ungarn, 
das  seinen  immer  mehr  geschwundenen  Export  an  Mehl  und  Brotgetreide  nach 
Deutschland  wieder  gewinnen  wollte.  Aber  auch  die  östeneichische  Industrie 
war  einem  solchen  Vertrag  nicht  abgeneigt,  wenn  sein  Ziel  in  erster  Linie 
nicht  Ermässigung  der  heimischen  Zölle,  sondern  Sicherung  der  beider- 
seitigen Zollsätze  für  längere  Zeit  war.  Ruhe  und  Sicherheit  in  den  Zoll- 
verhältnissen, das  war  ein  allgemeiner  Wunsch  nach  dem  15jährigen  Zeit- 
räume steten  Wechsels  der  Tarife.  Dieser  Grundstimmung  entspricht  auch 
der  Charakter  der  Vertrüge,  die  im  Mai  1891  zwischen  Oesterreich-Üngam 
und  Deutschland,  in  den  folgenden  Monaten  zwischen  diesen  Staaten  und 
Italien.  Belgien  und  der  Schweiz  geschlossen  und  am  6.  und  10.  December  1891 
unterzeichnet  wurden.  Diese  Verträge  sind  am  1.  Februar  1892  in  Kraft 
getreten  und  gelten  bis  31.  December  1903,  wenn  sie  ein  Jahr  vor  Ablauf 
gekündigt  werden.  Geschieht  dies  nicht,  so  bleibou  die  Vertrüge  in  Kraft, 
doch  kann  jederzeit  eine  einjährige  Kündigung  erfolgen.  Die  Vertrüge  waren 
zwischen  den  einzelnen  Staaten  geschlossen  und  enthielten  daher  jeweils 
gesonderte  Tarifvereinbarungeu.  Doch  haben  sich  die  Staaten  gegenseitig  die 
Rechte  der  meistbegünstigten  Natiori  gewährt,  so  dass  der  jeweils  mit  einem 
Staate  vereinbarte  niedrigste  Tarif  zugleich  für  alle  anderen  Vertragsstaaten 
gilt.  Anderseits  wurden  die  Verträge  dann  auch  formell  als  ein  Ganzes 
betrachtet,  so  dass  mit  Ablehnung  des  einen  auch  alle  anderen  hinfällig 
wurden.  Während  die  Verträge  OesteiTeioh-üngarns  mit  Belgien,  Italien  und 
der  Schweiz  nur  Tarifverträge  sind,  enthielt  der  Vertrag  mit  Deutschland 
auch  ein  Uebereinkommen  über  den  Eisenbahnverkehr  und  ein  Veterinär- 
Übereinkommen.  In  ersterem  wurden  gleiche  Behandlung  der  Transporte, 
Erleichterungen  der  Zollanschlüsse,  directe  Tarife  u.  dgl.  vereinbart,  in 
letzterem  die  Bedingungen  für  eine  Grenzsperre  gegen  Vieh  wegen  Seuchen- 
gefahr festgelegt.  Ein  Zollkartell  behufs  besserer  Ueberwachung  der  Grenzen 
und  Unterdrückung  des  Schmuggels  und  Erleichterungen  im  Grenzverkebr 
vervollständigen  die  Abmachungen  mit  Deutschland.  Ein  Veredlungsverkehr, 
wie  er  vor  1881  bestanden  hatte,  wurde  nicht  vereinbart. 

Zur  Vervollständigung  des  Ueborblickes  über  die  Entwickelung  der 
handelspolitischen  Beziehungen  Oesterreich-Ungarns  sie  noch  darauf  ver- 
wiesen, dass  den  eben  erwähnten  Verträgen  sehr  bald  solche  mit  den 
Balkanstaaten  und  mit  Russland  folgten.  Mit  Serbien  kam  ein  Tarifvertrag 
vom  9.  .\ugnst  1892  zustande,  der  Serbien  besondere  Grenzbegünstigungen 
gewährte,  mit  Rumänien  eine  Handelsconventiou  vom  21.  December  1893. 
mit  Bulgarien,  dem  schon  seit  1890  die  Meistbegünstigung  zugestanden  war 
eine  solche  vom  21.  December  1896.  Mit  Russland  kam  ein  Vertrag  am 
18.  Mai  189-1  zustande.  Mit  allen  diesen  Staaten  wurde  die  generelle  Meist- 
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begOnstigung  vereinbart;  die  Verträge  mit  Serbien,  Bulgarien  und  Russland 
laufen  unter  den  gleichen  Bedingungen  ab  wie  die  Decemberverträge.  der 
Vertrag  mit  Rumänien  nach  einjähriger,  wann  immer  erfolgender  Kflndigiing. 
Verträge  mit  jederzeitigem  Kündigungsrecht  besitzt  Oesteneich-Ungarn 
ausserdem  noch  mit  Holland,  Dänemark,  Scliweden,  Norwegen,  Griechenland, 
Grossbritannien  (einjährige  Kündigungsfrist),  Spanien,  Frankreich  (halbjährige 
Kündigung).  Auch  diese  Staaten  geniessen  die  Meistbegünstigung,  so  dass 
von  europäischen  Staaten  nur  Montenegro  und  Portugal  nach  dem  autonomen 
Tarif  von  1887  behandelt  werden,  während  für  alle  anderen  die  Ermässigungen, 
welche  die  Decemberverträge  gebracht  haben,  ebenfalls  Geltung  besitzen. 
Von  aussereuropäischen  Staaten  haben  Ägypten,  Liberia,  Persien,  Japan  und 
die  Vereinigten  Staaten,  letztere  auf  Grund  des  Vertrages  vom  10.  ,\pril  1881, 
der  mit  einjähriger  Kündigung  ausser  Kraft  gesetzt  werden  kann,  das  Recht 
der  Meistbegünstigung,  Die  Decemberverträge  wurden  daher  von  Oester- 
reich-Ungarn zwar  nur  mit  den  obengenannten  Staaten  abgeschlossen,  ihre 
Wirkung  erstreckte  sich  aber  thatsäcblich  unendlich  viel  weiter. 

Die  Verhandlungen  über  diese  Decemberverträge  wurden  von  Seite 
Oesterreich- Ungarns  mit  äusserster  Vorsicht  geführt.  .Expertise  folgte  auf 
Expertise,  um  das  Maass  der  Zugeständnisse,  welche  auf  Kosten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Schutzzölle  äusserstenfalls  bewilligt  werden  könnten, 
möglichst  genau  und  im  Einverständnis  mit  den  Interessenten  zu  fixieren.“ ') 
Und  es  wurde  der  Regierung  nach  Abschluss  der  Verträge  ausdrücklich  als 
Verdienst  angerechnet,  dass  sie  ganz  besondere  und  erfolgreiche  Sorgfalt 
darauf  verwendete,  das  Maass  des  Zulässigen  nicht  zu  überschreiten.  Von 
den  Handelskammeni  und  im  Parlament  wurde  zugestandeu,  dass  keine  der 
von  Oesterreich-Ungarn  gewährten  Zollherabsetzungen  die  Möglichkeit  des 
gedeihlichen  Bestandes  grosser  und  grösserer  gewerblicher  und  industrieller 
Kategorien  in  Frage  stellen.  In  den  wichtigsten  für  das  Schutzzollsystem 
charakteristischen  Classen  sind  die  Tarife  höher  geblieben,  als  sie  im 
Jahre  1882  waren:  es  ist  durch  deutsche  Zeugnisse  dargethan,  dass  die 
österreichischen  Unterhändler  sich  gegenüber  dem  deutschen  Begehren  hart- 
näckig weigerten,  auf  die  Zollsätze  von  1882  herunterzugehen,  der  noch 
niedrigeren  des  Jahres  1878  gar  nicht  zu  gedenken.*)  Auf  Seite  Deutsch- 
lands war  aber  das  Verhalten  nicht  anders.  Der  deutsche  Zollschutz  für 
Halb-  und  Ganzfabrikate  der  Industrie  ist  im  Handelsvertrag  fast  unge- 
mindert  aufrecht  erhalten  worden.  In  keiner  einzigen  Warengruppe  hat  eine 
durchgehende  Zollermässigung  stattgefunden;  meist  wurde  nur  für  besonders 
bezeichnete  Waren  ein  herabgesetzter  Zollschutz  an  Oesterreich  zugestanden.*) 


D BaZant,  a.  a,  0.  8.  124. 

*i  Batani,  a.  a.  0.  8.  124.  146.  147;  Sombart,  Die  neuen  Handelsverträge,  ins- 
besondere Dcutacbland  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft 
des  Deuticben  Keiches,  1892,  3.  Heft,  S.  263—265.  Wuttke,  Der  dentscb-Oaterreicliisch- 
ungarische  Handelavcrtrsg  vom  6.  Deceraber  1391  in  Schriften  des  Vereines  für  Social- 
politik. Bd.  98,  S.  440,  444. 

*)  Wuttke,  a.  a.  O.  8.  448.  Sombart,  a.  a.  0.  8.  25.5. 
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Auch  hier  also  bewegte  sich  die  Abschwächung  des  industriellen  Schutz- 
systemes  in  bescheidenen  Grenzen.  Das  eigentliche  Verhandlungsobject 
waren  die  agrarischen,  insbesondere  die  Getreidezölle  Deutschlands.  Merk- 
wßrdigerweise  legte  man  in  Oesterreich-Ungarn,  trotz  der  schon  im  Jahre 
1881  gehegten  Erwartung,  dass  die  Monarchie  ihre  Getreideproductiou  bald 
selbst  consumieren  werde,  auf  die  Herabsetzung  der  deutschen  Getreidezölle 
grosses  Gewicht.  Es  scheint,  dass  man  gehoITt  hatte,  eine  dilTerentielle 
BegQnstigung  des  ungarischen  Getreides  zu  erreichen.  .Und  musste  dieses 
Trugbild  lange  nach  Genehmigung  der  Verträge  nc  ch  zur  Beschönigung  des 
mageren  Ergebnisses  der  Vertragsvcihandlungen  herhaltcn;  die  ausdrückliche 
Stipulation  einer  solchen  Begünstigung  wurde  deutscherseits  nie  zugegeben.“*) 
In  Deutschland  war  man  durch  eine  starke  Volksbewegung  zur  Herabsetzung 
der  Getreidezölle  genöthigt  und  verweitcte  diese  Nothwendigkeit,  um  Herab- 
setzung oder  doch  wenigstens  Bindung  von  Industriezöllen  bei  den  Vertrags- 
staaten zu  eiTeichcn.  Im  Vergleich  mit  dem  zähen  Festhalten  an  den 
Industriezöllen  war  die  Herabsetzung  der  Agrarzölle  eine  bedeutende.  Die 
Zölle  für  Weizen,  Koggen,  Hafer  und  Mehl  wurden  um  beiläufig  30  Proc., 
für  Gerste  und  Malz  um  10  Proc.,  für  Holz  um  20 — 25  Proc.,  für  Ochsen 
und  Schweine  um  15  Proc.  ermässigt.  Doch  waren  es  Maassregeln,  deren 
Wert  nicht  einfach  nach  dieser  Herabsetzung  zu  beurtheilen  ist.  Die  sicher 
zu  erwartende  Minderung  der  Exportmenge,  die  ausgedehnte  Concurrenz  in 
den  einen,  eine  Art  Monopolstellung  in  den  anderen  Artikeln  (Gerate,  Holz) 
mussten  Oesterreich-Ungarn  die  Erinässigung  als  ein  Ding  erscheinen  lassen, 
für  das  kein  grosser  Preis  zu  zahlen  war.  Es  ist  auch  thatsächlicli  nicht 
geschehen,  was  aber  immer  gezahlt  wurde,  gieng  natürlich  auf  Kosten  der 
Industrie,  die  aber  anderseits  doch  auch  den  Wert  der  Stabilisierung  der 
Zölle  für  12  Jahre  in  Rechnung  zu  bringen  hatte  und  im  ganzen  keine 
nennenswerte  Minderung  der  Zölle,  io  den  für  sio  wichtigen  Positionen 
überhaupt  keine  Einbusse  erlitten  hat.  Jedenfalls  hat  Baäant  recht,  wenn 
er  sein  Gesammturtheil  über  die  Handelspolitik  von  1878 — 1892  folgender- 
maassen  zusammenfasst:*)  .Immer  höher  schlugen  die  Wogen  des  Pro- 
teclionismus:  begnügte  man  sich  im  Jahre  1878  mit  der  Abstellung  der 
drückendsten  Lücken  und  Schäden  im  Zolltarif,  so  gelangte  man  schliesslich 
zu  einem  durchgebildeten  und  wirksamen  Zollschutz,  welcher  in  der  Hegel 
nicht  unter  15  Proc.  des  Wertes  der  Ware  ßllt  und  30  Proc.  desselben 
nur  ausnahmsweise  überschreitet,  mit  einem  Wort  zu  einem  Zolltarif  von 
scharf  protectionistischem  Charakter.* 

Wuttke  urtheilt  in  seiner  melufach  angezogenen  Arbeit  auf  Grund 
der  Statistik  des  Warenverkehres  und  auf  Grund  eigener  Beobachtungen 
und  von  Berichten  der  Handelskammern  folgendermaasseu  Ober  das  Verhältnis 
der  deutschen  Industrie  zu  Oesterreich-Ungarn :*>  .Das  deutsche  Absatz- 
gebiet für  Textilwaren  in  Oesterreich-Ungarn  hat  unter  dem  Handelsvertrag 

0 Batant  a.  a.  O,  S.  124. 

*)  A.  a.  0.  S.  152. 

A.  a.  0.  S.  442  ff 
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an  seiner  Bedeutung  verloren.  Die  österreichische  Industrie  ist  seit  den 
Neunzigerjahren  weiter  erstarkt,  so  dass  wohl  auch  fflr  die  Zukunft  der 
deutsche  Handel  mit  dem  sich  vcmngemden  Absatz  wird  rechnen  mOssen. 
Eigentliche  Stapelartikel  werden  in  immer  kleineren  Mengen  abgesetzt; 
nur  för  sogenannte  Neuheiten  und  Phantasiegewehe  erweist  sich  der  öster- 
reichisch  ungarische  Markt  aufnahmsßhig.  Die  deutsche  Teitilindustrie  wird 
sich  auf  die  Ausbildung  sogenannter  Specialituten  weiter  legen  müssen, 
wenn  sie  ihren  Absatz  nach  Oesterreich  erhalten  will.*  Die  deutsche  Seiden- 
industrie sei  zu  einem  Stillstand  gekommen  und  deutsche  Unternehmer 
hätten,  der  Zölle  wegen,  im  Ausland  Unternehmungen  errichtet.  So  spreche 
man  davon,  dass  auch  in  Oesterreich  10 — 12  solche  Fabriken  en-ichtet 
worden  seien.  In  der  Eisenindustrie  wirkten  die  vertragsmässigen  Zölle  für 
zahlreiche,  sonst  ausfuhrfähige  Waren  noch  immer  geradezu  prohibitiv. 
So  fflr  Schienen,  Schwellen,  Laschen.  Dagegen  habe  .die  österreichische 
Eisenindustrie  nicht  nur  den  Bedarf  des  heimischen  Marktes  voll  gedeckt, 
sondern  auch  ihre  Ausfuhr  nach  Deutschland  in  sogenannten  östeiTeichischen 
Specialitäten  erweitert.  Die  Klagen  über  den  Hochschutzzoll  und  ebenso 
Ober  die  Zollbehandlutig  seitens  der  österreichischen  Behörden  sind  unter 
den  deutschen  Eisenindustriellen  ganz  allgemein  verbreitet.  Die  Lage  wird 
seit  den  Neunzigerjatiren  einfach  als  holfnungslos  beurtheilt.  Man  gab  es  auf, 
unter  diesen  Zöllen  zu  eiportieren  und  suchte  vielfach  durch  Errichtung 
von  Zweigfabriken  in  Oesterreich  sich  von  den  Zollfesseln  zu  befreien.“ 
Das  gleiche  gelte  fflr  eine  Reibe  anderer  Industrien,  die  das  Vergebliche 
des  Beraflhens,  unter  dem  Handelsvertrag  Ware  nach  Oesterreich  einzufflhren, 
eingeseheu  hätten,  «Längs  der  böhmischen  Grenze  von  Bodenbach  bis  Teplitz 
ist  seit  dem  Handelsvertrag  Fabrik  auf  Fabrik  errichtet  worden,  so  dass  die 
ganze  Gegend  einen  industriellen  Charakter  angenommen  hat  Dieser  gross- 
industrielle Aufschwung  ist  aber  zum  grössten  Theil  auf  deutsches  aus- 
gewandertes Capital  zurflekzufflhren.  Allein  aus  dem  Handelskammerbezirk 
Dresden  sind  fflr  folgende  Waren:  Korke.  Metallknöpfe,  Blechemb.illagen, 
Cartonnagen,  Holzwaren,  Armaturen,  Bleiwaren,  Fahrräder,  photographische 
Apparate,  Cacao  und  Zuckerwaren,  Gummiwaren,  Tinte,  Nähmaschinenzwirn, 
Parfflmerien,  Hohlglas,  Oefen  und  Porzellan,  ätherische  Oele,  Liqueure, 
Maschinen,  Fabriken  errichtet  worden.“  Nur  in  Kautschuk  und  Papierwaren, 
in  musikalischen  Instrumenten,  in  feinen  und  feinsten  Kurzwaren,  in 
chemischen  Hilfsstoffen  und  Producten  weist  die  deutsche  Einfuhr  eine 
Steigerung  auf.  W u 1 1 k e beurtheilt  die  Sache  nicht  parteiisch.  Er  anerkennt 
die  grosse  volkswirtschaftliche  und  culturelle  Bedeutung,  welche  die  von 
deutschem  Capital  genährte  und  geleitete  Industrie  in  Oesterreich  besitzt  und 
er  wflrdigt  unter  diesem  Gesichtspunkt  den  österreichischen  Hochschutz.  Wie 
weil  diese  ,\nnahme  ausgedehnter  Industriegrflndungen  durch  deutsches 
Capital  zutrilft.  vermag  ich  nicht  zu  controlieren.  Es  mag  aber  hier  darauf 
verwiesen  werden,  dass  Finanzminister  v.  P lener  am  16.  October  18!H 
im  Abgeordnetenhaus  eine  Mittheilung  Aber  die  Zahl  neu  gegründeter 
industrieller  und  Handelsunternelimungen  grösserer  Art  machte,  aus  der 
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hervorgieng,  dass  in  den  Jaliren  1893  und  1894  in  Niederösterreich,  Ober- 
Österreich,  Steiermark,  Küstenland,  Böhnun,  Mähren,  Schlesien  und  Galizien 
1633  neue  grös.sere  Etablissements  gegründet  worden  sind.  In  Böhmen 
allein  sind  damals  121  Etablissements  der  Textilbranche,  18  chemische  und 
ähnliche  Fabriken,  8 Lederfabriken,  10  Glasfabriken,  dann  18  Brennereien, 
13  Zuckerfabriken,  33  Ziegeleien  entstanden. 

Dass  die  österreichische  Industrie  unter  der  Herrschaft  der  Handels- 
verträge gut  bestanden  hat,  zeigt  auch  die  folgende  üebersicht  über  Aus- 
fuhr und  Einfuhr  in  den  wichtigsten  Warengruppen,  innerhalb  deren  Zölle 
Ermässigungen  erfahren  haben.  Es  betrug  in  Metercentner  in  der 

die  Kinfahr  die  Ausfuhr 


Gruppe 

1891 

1900 

1891 

1900 

Baumwollwaren 

10.352 

12.138 

25.353 

35.203 

Seidenwaren 

Bürstenbinder-  und  Siebmacher- 

3.152 

4.063 

5.937 

6.627 

waren 

2.028 

1.696 

4.888 

11.405 

Stroh-  und  Bastwaren  .... 

9.,554 

14.054 

3.849 

3.922 

Rapier  und  Papierwaren  . , . 

50.766 

132.939 

722.203 

1,265.817 

Kautschuk  etc.  und  Waren  daraus 

13.347 

24.144 

2.968 

13.263 

Leder  

52.060 

51.512 

10.760 

11.555 

Lederwaren  . . 

3.272 

5.872 

29.061 

32.129 

Eisen  und  Stahl  in  Stäben  . . 

18.920 

27.809 

16.196 

115.854 

Eisenb.ahnscliieneii 

7.045 

2.051 

2.531 

81.290 

Bleche  und  Platten 

55.293 

20.104 

20.926 

56.727 

Draht 

11.933 

28.616 

7.482 

77.693 

Eisenwaren 

166.256 

220.521 

229.264 

404.7.32 

Metallwaren  

11.997 

19.643 

31.652 

59.201 

Maschinen 

Instrumente,  Uhren  und  Kurz- 

296.161 

491.033 

90.253 

179.932 

waren  (Stück)  

439.379 

637.365 

89.555 

62.474 

(‘liemisehe  Hilfastofte  .... 

702.481 

1,473.922 

274.139 

575.203 

Chemische  Producte 

04.974 

114.122 

100.563 

260.672 

Die  Zidern  des  Jahres  1900  stellen  den  Endpunkt  einer  Entwickelung 
dar.  die  im  grossen  und  ganzen  gleichmässig  während  des  ganzen 
Docenniums  verläuft. 

In  den  meisten  Gruppen,  die  eine  Sleigerung  der  Einfuhr  aufweisen, 
ist  gleichzeitig  die  Ausfuhr  in  noch  stärkerem  Maasse  gestiegen.  Nur  die 
drei  vorletzten  Gruppen  weichen  von  dieser  Regel  ab,  doch  haben  wir  es 
hier  mit  ganz  besonderen  Warenarten  zu  thun.  Unter  den  chemischen 
Hilfsstoffen  spielen  die  für  Düngerbereitung  sowie  der  Schwefel  eine  über- 
ragende Rolle,  ihre  vermehrte  Einfuhr  ist  ein  Zeichen  intensiveren  Land- 
wirtschaftsbetriebes. In  der  Gnippe  der  Instrumente  ist  es  fast  ausschliess- 
lich der  Uhrenimport  aus  der  Schweiz  (602,653  Stück),  der  die  starke  Steigerung 
bewirkt.  Diese  Taschenuhrenerzeugung  hier  einbOrgem  zu  wollen,  wäre 
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aussichtslos.  Die  Zunahme  der  Einfuhr  ist  aber  als  ein  Zeichen  zunehmenden 
Wohlstandes  zn  begrflssen.  Der  Rückgang  der  Ausfuhr  in  dieser  Gruppe 
ist  allerdings  bedenklich,  er  ist  verursacht  durch  geringere  Ausfuhr  gemeiner 
Kurzwaren  ( geringwertige  Schmucksachen,  Nippen  u.  dgl.)  und  vou  Sonnen- 
und  Regenschirmen.  Hier  liegt,  wenigstens  zum  Theil,  ein  ernster  Verlust 
vor.  der  aber  nicht  mit  den  Handelsverträgen  ziisammenhäiigt.  Das  üeber- 
gewicht  der  Maschinoneinfuhr  endlich  erklärt  sich  zur  Genüge  durch  die 
technische  Uiidung  und  den  grossen  Bedarf  des  Auslandes,  die  in  Zöllen 
nicht  ausgeglichen  werden  können.  Natürlich  bergen  auch  die  anderen 
Gruppen  in  sich  noch  manche  Gegensätze  und  müsste  man  erst  durch  Auf- 
lösung in  Einzelheiten,  Vergleichung  der  Werte,  der  Verkehrsrichtung  und 
Frachtbelastung  einen  vollständigen  und  genauen  Einblick  erhalten;  die 
Uebersichten  genügen  aber,  um  das  oben  ausgesprochene  allgemeine  Urtheil 
zu  rechtfertigen. 

Während  die  Handelsbewegung  in  Industrieproducten  eine  grosse 
Stabilität  und  da.  wo  eine  Entwickelung  sich  zeigt,  einen  gleichmässigon 
Verlauf  aufweist,  lässt  sich  ein  Gleiches  von  den  Producten  der  Landwirt- 
schaft nicht  sagen.  Einfuhr  und  Ausfuhr  unterliegen  grossen  Schwankungen 
und  die  Ermässigungen  der  Agraizölle  Deutschlands  haben  nichts  dazu 
beigeti-agen,  sie  zu  beseitigen.  Schon  ein  allgemeiner  üeberblick  zeigt  uns 
diese  Unsicherheit.  Es  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  1881 — 1890  die 
Einfuhr  an  Getreide  Oberhaupt  3‘9  Mill.  Metercentner,  die  iVusfuhr  6 8 Mill. 
Metercentner.  ln  den  10  Jahren  1891 — 1900  waren  die  Ziflern  für 
die  Einfuhr  M DO  2 0 5-2  3 S)  2 8 6-8  12-5  3-0  3-0  Mill.  Meterc., 

die  Ausfuhr  6'5  6'5  71  5‘0  3'4  51  41  3 5 4-8  3'4  Mill.  Meterc. 

In  Schlachtvieh  betrug  im  Durchsebnitt  der  Jahre  1881  — 1890  die 
Einfuhr  504.013  Stück,  die  Ausfuhr  762.811.  in  den  Jahren  1891 — 1900 
war  in  1000  Stück 

die  Einfuhr  . 421  311  299  368  331  220  213  241  206  199 

die  Ausfuhr  . 321  644  739  1073  513  319  206  205  295  208 

Die  charakteristischen  Züge  der  in  der  agrarischen  Handelsbilanz  der 
Monarchie  aufgetretenen  Verschiebungen  treten  aber  erst  bei  einer  Detail- 
hetrachtung  hervor.  Der  noch  immer  hohe  Stand  der  Getreideausfuhr  wird 
gegenwärtig  nur  durch  Gerste  aufrecht  erhalten,  neben  welcher  Malz  der 
bedeutendste  landwirtschaftliche  Exportartikel  ist.  Hier  wird  der  Durchschnitt 
der  Jahre  1881 — 1890  (bei  Gerste  etwas  Ober  3 Mill.,  bei  Malz  1 Mill. 
Metercentner)  in  dem  folgenden  Decennium  fast  ausnahmslos,  bei  Gerste 
immer,  Obertroffen,  die  Ausfuhr  steigt  bei  Gerste  auf  4 2 Mill.  im  Jahre 
1899  (1900  3 Mill.  ),  bei  Malz  auf  18  Mill.  in  den  Jahren  1899  und  1900. 
Die  Einfuhr  bleibt  unter  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1881 — 1890.  Bei 
Weizen,  der  ehemals  einer  der  wichtigsten  Ausfuhrartikel  gewesen  — der 
Durchschnitt  der  Einfuhr  betrug  1881 — 1890  949.313  Metercentner,  der  der 
Ausfuhr  2,536.287  Metercentner  — war  in  1000  Metercentner  in  den 
Jahren  1891—1900 


Digitized  by  Google 


456 


Philippovich. 


die  Einfuhr  . 95  130  207  278  188  132  1274  2025  730  368 

die  Ausfuhr  . 1548  750  761  646  678  561  281  29  7 81 

In  Roggen  ist  die  Monarchie  seit  Langem  ein  Einfiilirland.  Dio  ganze 
Bedeutung  dieser  Absatzverachiebung  wird  erst  durch  die  Gegenoberstellung 
der  Handelsbilanz  in  Mehl  deutlich  werden.  Im  Durchschnitt  der  Jahre 
1881 — 1890  war  die  Einfuhr  von  Mehl  96.420  Metevcentner,  die  Aus- 
fuhr dagegen  1,587.100  Metercentner.  1891  — 1900  war  das  Verhältnis  das 
folgende.  Es  betrug  in  1000  Metercentner 

die  Einfuhr  1 1 2 4 8 8 27  .34  10  4 .3 

die  Ausfuhr  994  455  418  262  114  110  105  35  38  503  589 

Wird  das  Mehl  auf  Weizen  umgerechnet,  so  ergibt  sich  dann  fOr 
die  Jahre  1891 — 1900  für  die  Monarchie  ein  Ueberschuss  der  Gesaranit- 
ausfuhr  in  der  Höhe  von  (in  tausend  Metercentner) 

2694  1186  1075  691  622  .557  —895  — 1995  — 690  347 

Während  demnach  die  österreichisch-ungarische  Landwirtschaft  in  Gerste 
und  Malz  noch  immer  ein  starkes  Exportinteresse  vertritt,  schwindet  dieses 
fflr  Brotgetreide  und  wächst  in  demselben  Maasse  ihr  Interesse,  sich  auf 
diesem  Gebiete  einer  durch  den  zunehmenden  Bedarf  im  Inlande  drohenden 
Einfuhr  zu  erwehren. 

Besonders  variabel  ist  der  Vieheiport.  Zwar  zeigt  Deutschland,  der 
wichtigste  Markt  Oesterreich-Üngaras,  in  der  Aufnahme  von  Ochsen,  Stieren, 
Koben.  Jungvieh  und  Kälbern,  noch  eine  verhältnismässige  Stetigkeit  und 
im  ganzen  einen  mässig  steigenden  Import,  aber  dennoch  zeigt  der  Handel 
in  diesen  Gruppen  keineswegs  einen  gesicherten  Export,  vielmehr  stehen 
Mehrimport  und  Mehreiport  im  Laufe  des  Decenniums  der  Stückzahl  nach 
im  Gleichgewicht 

In  Schafen  und  Schweinen  aber  weist  der  Handel  Schwankungen  auf. 
die  von  einem  Export  von  Hunderttausenden  bis  zum  völligen  Stillstand 
gehen.  So  weist  der  Schweineeiport  nach  Deutschland  im  Jahre  1894 
436.416  Stück,  1899  aber  nur  22,  1900  52  Stock  auf.  Der  Schafexport 
nach  Frankreich  erreicht  1894  seinen  Höhepunkt  mit  262.871  Stock  und 
sinkt  dann  wieder  auf  17  595  Stflek  im  Jahre  1900.  Stark  zunehmende 
landwirtschaftliche  Exportartikel  sind  ausser  Gerste  und  Malz  nur  Eier. 
Geflügel,  Wild  (der  Exportwert  steigt  von  26  Mill.  Gulden  im  Jahre  1891 
auf  62  Mill.  Gulden  U'OOi  und  Holz  (von  63-6  Mill.  Gulden  auf  127  Mill. 
Gulden). 

Will  man  die  V'eränderungen,  welche  der  auswärtige  Handel  der  Monarchie 
im  Laufe  der  letzten  25  Jahre  erfahren  hat,  in  einem  einzigen  Bilde  fest- 
hulten.  so  dient  dazu  am  besten  die  GegenOberstellung  der  Einfuhr  und 
Ausfuhr  in  den  von  unserer  Handelsstatistik  geschiedenen  Gruppen:  Genuss- 
mittel, Hilfsstolfe,  Fabrikate.  Wir  vergleichen  im  Folgenden  die  durch- 
schnittliche Bewegung  in  den  Quint|uennion  1876 — 1880  und  1896 — 1900. 
Die  Zahlen  bedeuten  Millionen  Gulden. 
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Der  Export  an  Fabrikaten  steijrt,  und  zwar  in  der  Gruppe  der  .anderen* 
Fabrikate,  also  der  Industrieproducte  iiu  engeren  Sinne,  in  viel  stärkerem 
Maasse  als  in  den  Prodiicten  der  Nabrungsmittelindustrien,  Das  Correlat 
zu  die,ser,  die  zunehmende  Industrialisierung  der  Monarchie  kennzeichnenden 
Thatsache  ist  das  starke  Anwachsen  der  Einfuhr  von  Hilfsstoffen  und  das 
Verschwinden  des  Ausfuhrnberschusses  in  der  Gruppe  der  Genussmittel. 
Production  und  Consumtion  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln  beginnen 
sich  im  Innern  der  Monarchie  ins  Gleichgewicht  zu  setzen:  der  auswärtige 
Handel  wird  stärker  als  früher  durch  die  Bedürfnisse  der  Industrie  bestimmt. 
Industrie  bedeutet  aber  hier  Oesterreich.  War  früher  in  der  Periode  regel- 
mässiger landwirtschaftlicher  Ueberschüsse  Cngarn  das  active  Element  in 
unserer  HandeUpolitik,  so  sollte  es  bei  der  nunmehr  eingetretenen  Ver- 
schiebung Oesterreich  sein.  Wie  sich  hier  die  Wünsche  in  den  .Jahren  seit 
1892  gestaltet  haben,  soll  im  Folgenden  untersucht  werden. 

II. 

Je  näher  das  Jahr  1902  und  damit  die  Nothwendigkeit  herantrat,  sich 
über  die  Richtung  der  künftigen  Handelspolitik  zu  entscheiden,  desto  sicht- 
barer wurde  es,  dass  die  Decemberverträge  weder  die  Landwirtschaft  noch 
die  Industrie  zufriedengestellt  haben.  Es  ist  zwar  in  der  Natur  des  Menschen 
begründet,  dass  jene,  welche  zufrieden  sind,  nicht  viel  Aufhebens  machen 
und  gerne  still  ihre  Wege  gehen.  So  gibt  es  gewiss  gar  Viele,  die  von  den 
Verträgen  grosse  Vorlheile  gezogen  haben  und  ganz  beruhigt  wären,  wenn 
alles  beim  Alten  bliebe.  Aber  unter  ihnen  sind  wieder  Manche,  die  noch 
auf  weitere  Vortheile  aussciiaiien  und  diese  verbinden  sich  mit  den  unruhigen, 
wirklich  Geschädigten  oder  activ  vorwärts  drängenden  Elementen,  die  ihre 
Interessen  in  den  Vordergrund  stellen  wollen.  Diesen  gilt  es  nicht  bloss 
danim,  das  bisherige  System  zu  erhalten,  sondern  es  noch  weiter  in  der 
Richtung  des  Schutzes  auszugestalten.  Diese  Schutzzollinteressen  haben  sich 
rechtzeitig  und  gut  organi.siert.  sowohl  in  der  Landwirtschaft  wie  in  der 
Industrie.  Sie  allein  sorgen  dafür,  dass  etwas  wie  eine  handelspolitische 
öffentliche  Meinung  entsteht  und  dass  das  Interesse  der  Gesammtheit  recht- 

XriMchrlft  für  Volk»wtrurhaA.  fttirUlfwUilIk  und  Verwaltuog.  XI.  fi«nd.  31 
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zeitig  im  Schutz  dieser  und  jener  Production  ira  Inlande  erkannt  werde. 
Von  dem  grossen  Gegensatz  der  agrarischen  und  industriellen  Interessen, 
der  in  Deutschland  die  Parteien  spaltet,  von  dem  unvermeidlichen  Wider- 
spruch. der  innerhalb  der  geschätzten  Gruppen  auftreten  muss,  sobald  sie 
als  Käufer  und  Verkäufer  einander  gegenüberstehen,  von  den  WOnschen  und 
Sorgen  derer,  die  als  C'onsnmenten  mit  bangem  Herzen  dem  Wettlauf  der 
Producenten  um  höhere  Preise  ohne  höhere  Productivität  Zusehen,  hört  man 
hei  uns  nichts.  Sei  es,  weil  die  Lähmung  des  politischen  Organisations- 
apparates  die  Vermittlung  all  der  in  den  politischen  Centren  aufgespeicherten 
Gedanken  über  diese  Fragen  an  die  Oeffentlichkeit  und  dadurch  in  die  weiten 
Kreise  der  Bevölkerung  verhindert  hat.  sei  es,  weil  es  an  solchen  Gedanken 
fehlt.  Sicher  ist,  dass  für  die  handelspolitische  Auffassung,  von  der  die 
Regierung  bei  Aufstellung  des  mit  Ungarn  zu  vereinbarenden  autonomen 
Tarifes  ausgeben  musste,  als  bestimmende  Kraft  nur  jene  der  organisierten 
Gruppen  und  als  deren  Regulator  nur  das  Verständnis  und  die  Einsicht  der 
Rureaukratie  vorhanden  war.  Die  „öffentliche  Meinung“  hat  dabei  nicht 
mitgewirkt.  An  dem  mit  Ungarn  vereinbarten  Tarif  hängt,  wie  bekannt,  auch 
die  Ordnung  des  Verhältnisses  von  Oesterreich  zu  Ungarn.  Wird  eine  Masche 
dieses  mühsamen  Gespinstes  gelöst,  dann  fällt  das  ganze  Gewebe  ausein- 
ander. Es  ist  daher  als  sicher  anziinehmen.  dass  der  aus  den  Verhandlungen 
der  beiden  Regierungen  hervorgegangene  Tarif  auch  von  den  Parlamenten 
angenommen  werden  und  die  Grundlage  der  Verhandlungen  mit  den  Ver- 
tragsstaaten bilden  wird.  Dadurch  kommt  den  beiden  erwähnten  Factoren 
die  entscheidende  Bedeutung  für  die  Richtung  unserer  künftigen  Handels- 
politik zu. 

Die  Wünsche  der  Landwirte  sind  von  der  .Oesterreicbischen  Central- 
steile  zur  Wahrung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Interessen  beim 
Abschlüsse  von  Handelsverträgen“  formuliert  worden.  Diese  Centralstelle  ist  int 
Mürz  des  Jahres  18!>8  aus  einer  Vereinigung  der  land-  und  forstwiitschaft- 
lichen  Organisationen  der  einzelnen  Kronländcr  hervorgegaugen.  Sie  ist  in 
der  Rechtsform  eines  Vereines  gebildet  und  wird  von  einem  53gliedrigen 
Ausschuss  geleitet.  Die  Landesculturräthe  und  Lamiwirtschiiftsgcsellscbaften 
haben  31  von  den  Mitgliedern  desselben  gewählt,  12  wurden  von  den  forst- 
lichen Körperschaften  einschliesslich  der  Jagd-  und  Fischereivereine  und  aus 
der  Holzindu.strie  entsendet,  die  Obstbauvereine,  die  Flachs-,  Spiritus-  und 
Brauindustrie  haben  je  einen,  Weinbau  und  Zuckerindustrie  je  zwei  Ver- 
treter. Es  sind  .somit  nicht  nur  alle  land-  und  forstwirtschaftlichen  Interessen 
hier  vereinigt,  die  Mandanten  haben  auch  nach  ihrer  Stellung  der  Verwaltung 
und  den  Landwirten  gegenüber  den  Anspruch,  als  berufene  Vertreter  der 
in  Frage  kommenden  Interessen  angesehen  zu  werden  und  buben  damit 
zweifellos  der  von  ihnen  ins  Leben  gerufenen  Centralstelle  eine  sehr 
beachtenswerte  Stärke  verliehen.  Ihre  Bedeutung  ist  denn  auch  durch  Sub- 
ventionen, die  sie  von  der  Regierung,  dem  niederösterreichischen,  mährischen, 
schlesischen  und  steirischen  Landtag  bezieht,  nach  aussen  hin  anerkannt 
worden.  Diese  Aeusserlichkeiten  waren  hervorzuheben,  weil  sie  das  Gewicht 
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bekunden,  das  ihren  Besehlflssen  ziikommt,  wenn  und  insoweit  die  in  ihr 
vertretenen  Corporationen  sich  für  dieselben  cinsetzen  wollen.  Durch  Ver- 
mittlung dieser  Corporationen  verfOgt  sie  dann  Aber  den  ganzen  Apparat 
von  Vereinen  und  Personen,  die  als  WortfQhrer  in  den  Interessenkämpfen 
der  Landwirte  auflreten  und  es  ist  ausser  allem  Zweifel,  dass  sie  eine  starke 
und  einheitliche  Agitation  zu  entfalten  vermag.  Dieser  Umstand  verbürgt 
ihr  den  Erfolg,  wo  sie  nicht  selbst  durch  üebertreibungen  den  heute  noch 
schlummernden  Widerstand  hervorruft.  Ihre  handelspolitischen  Forderungen 
hat  sie  im  .Jahre  1900  formuliert  und  der  Üefl'entlichkeit  bekannt  gegeben,') 
zahlreiche  Broschüren  darstellenden  und  polemischen  Inhaltes  dienen  zur 
näheren,  freilich  nicht  immer  lückenlosen  Begründung.  Der  wesentlichste 
Inhalt  ihrer  Forderungen  ist  der  folgende:  Jedes  laud-  und  forstwirtschaft- 
liche Erzeugnis,  das  im  Inlande  erzeugt  werden  kann  und  des  Zollschutzes 
bedarf,  soll  desselben  in  vollem  Umfang  theilhaflig  werden.  An  Stelle  des 
bisherigen  autonomen  Einheitstarifes  und  des  Vertragstarifes  hat  ein  in 
einen  Maximal-  und  Minimaltarif  zerfallender  autonomer  Doppeltarif  zu 
treten.  Der  Veredlungsverkehr  ist  auszuschliessen.  Die  allgemeinen  Meist- 
begünstigungsverträge  haben  zu  entfallen.  Auf  Grundlage  des  Doppeltarifes 
sind  mit  der  MeistbegOaBtigiingsclau.sel  versehene  Tarifverträge  abznschliessen. 
Begünstigungen  im  Grenzverkehr  sind  in  keinem  Falle  zu  gewilhren.  Die 
Handelsverträge  mit  Itussland  und  den  Balkanstaaten  sind  auf  Ende  1903 
zu  kündigen.  Aus  veterinärpolizeilichen  Gründen  ist  jede  Einfuhr  von 
lebendem  Vieh  aus  den  aussereuropäischen  Staaten,  aus  Bussland  und  den 
Balkanstaaten  zu  verbieten.  Zur  Abwehr  der  überseeischen  Concurrenz, 
insbesondere  jener  der  Vereinigten  Staaten,  ist  unter  Aufrechterhaltung  von 
Zwischenzollinien  eine  Schutzconvention  mit  dem  Deutschen  Reich  anzu- 
streben und  auf  ihre  Erweiterung  zu  einer  mitteleuropäischen  Uebereinkunft 
gleichen  Zieles  hinzuwirken.  Die  die  Einfuhr  begünstigenden  Eisenbahntarife 
haben  zu  entfallen,  dagegen  sind  V’orzugstarife  für  die  Ausfuhr  zu  erstellen. 

Die  beantragten  Zollsätze  des  Tarifentwurfes  der  Centralstelle  stellen, 
ähnlich  wie  dies  von  landwirtschaftlichen  Organisationen  in  Ungarn  und  im 
Deutschen  Reich  gefordert  wird,  einen  lückenlosen  Tarif  dar.  Unter  etwa 
400  angesetzten  Positionen  werden  im  vorgeschlagenen  Minimaltarif  nur 
15  frei  zugelassen  gegen  75  im  gegenwärtigen  Vertragstarif.  Nicht  nur 
eine  Reihe  von  Südfrüchten,  die  bei  ans  nur  in  geringer  Menge  gewonnen 
werden,  viele  Samengattungen,  frische  und  getrocknete  Blumen,  vor  allem 
auch  die  wichtigen  Rohstoffe  der  Industrie,  alle  Arten  von  Fellen  und 
Häuten.  Borsten,  Federn.  Flachs,  Hanf,  Wolle,  Rohseide  und  zum  Schutze 
dieser  inländischen  Textilrohstoffe  anch  Baumwolle  und  Jute  werden  mit 
Zsllcn,  und  zwar  in  Ansätzen  bedeckt,  die  selbst  im  Miuimaltarif  bis  zu 
15  Proc.  des  Handelswertes  ansteigen,  bei  einigen  Producten  (Gemüse, 
Obst,  Blumen)  prohibitiv  wirken  würden.  Die  beantragten  Zollsätze  auf 

')  Schriften  der  CentraUtelle  Nr.  .M;  ZueamineDetelluog  der  für  einen  autonomen 
Zolltarif  beantragten  Maximal-  und  Minimalrullxätze  für  landwirtschaftliche  und  laud- 
«irtacliaftlich-industrielle  Erzeugnisfle.  Wien  1900. 
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Getreide  und  Halsenfrftchte  zeigt  folgende  Uebersicht  in  Goldgulden  (1  Gold- 
gulden = 2 Mark): 


Gegenwärtiger 

Beantragter  Zollsatz 
Allgemeiner  Minimaler 

Mais 

0-50 

2-50 

1-— 

Gerste  . . . . 

0-75 

3 — 

2 — 

Hafer 

0-75 

3 — 

2-— 

Weizen  . . . . 

1 50 

5-5U 

4-50 

Roggen  . . . . 

1-50 

4 — 

3-— 

HülsenfrOchte  . 

1-— 

4-50 

3 — 

Eine  ähnliche  Steigerung  zeigen  die 

beantragten 

Viehzölle, 

Ochsen  allerdings  nur  von  12'75  Goldgulden  (vertragsniSssig)  auf  20  im 
Miuimaltarif,  aber  bei  KQhen  und  Jungvieh  von  3 beziehungsweise  2'50 
auf  15,  bei  Schweinen  von  150  auf  8 und  15  (fiher  90  Kilo)  erhöht  werden 
sollen.  Der  Entwurf  der  Centralstelle  stellt  daher  den  energischen  Versuch 
dar,  der  Landwirtschaft  auf  allen  ihren  Productionsgehieten  durch  das  Mittel 
des  Zollschutzes  den  inländischen  Markt  zu  sichern. 

Als  freie  Vereinigungen  zur  V'ertretung  industrieller  Interessen  kommen 
vor  allem  der  Industrielle  Club,  der  Centralverband  der  Industriellen  Oester- 
reichs, der  Bund  österreichischer  Industrieller  und  der  niederösterreichische 
Gewerbeverein  in  Betracht.  Als  führend  sind  hierunter  der  Industrielle  Club 
und  der  Centralverband  zu  bezeichnen.  Der  Bund  hat  zwar  eine  sehr  aus- 
gedehnte Organisation  und  entfaltet  grosse  Energie  in  seinen  Actionen,  doch 
wendet  er  seine  .Aufmerksamkeit  mehr  den  Beziehungen  zwischen  Verwaltung 
und  Industrie  zu  und  hat  nur  in  gewissen  allgemeinen  Grundfragen  der 
Handelspolitik  zu  dieser  Stellung  genommen.  .Eine  Mitarbeit  bei  der 
Erstellung  des  autonomen  Zolltarifs  musste  sich  der  Bund  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  er  Industrielle  aller  Berufsgruppen  zu  seinen  Mitgliedern  zählt, 
die  an  den  einzelnen  Zollsätzen  oft  die  widerstreitendsten  Interessen  haben, 
wohl  versagen.“ ‘i  Aber  für  die  Grundstimmung,  die  die  Industrie  zu 


beherrschen  scheint,  ist  es  doch  bezeichnend,  dass  der  Bund,  der  circa 
1400  Firmen  mit  — wie  er  selbst  hervorhebt  — oft  widerstreitenden 
Interessen  vertritt,  als  im  Februar  1900  in  der  Gesellschaft  österreichischer 
Volkswirte  eine  Enquete  über  ein  engeres  Handelsbündnis  mit  dem  Deutschen 
Reich  abgehalten  wurde,  die  Bethoiligung  ablehnte  und  dabei  nicht  nur 
taktische  Gründe  anfflhrte.  Vielmehr  sei  in  der  Sache  selbst  zu  betonen, 
dass  die  Ungunst  der  inneren  staatlichen,  insbesonders  Steuerverbältnisse, 
.zur  logischen,  wenngleich  beklagenswerten  Folge  führe,  dass  wir  im  allge- 
meinen eher  für  eine  Erhöhung  der  Zölle  als  für  eine  Ermässigung  plaidieren 
müssen.“  Für  zahlreiche  Industrien  sei  ein  höherer  Schutzzoll  als  der  io 
den  gegebenen  Verträgen  bestehende  in  Aussicht  zu  nehmen.*)  — Der 


’)  Protokoll  der  fanften  ordentlichen  Gcneralversammliing . dea  Uandea  Oater- 
rcichiaclier  Indastricller.  Wien  1901,  S.  .14. 

*/  Ein  Zoll-  und  Hiindelabündnia  mit  Deutachland.  Verhandlungen  der  Geaellschaft 
Österreich iacher  Volkswirte,  Wien  1900,  S.  108. 
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niederOsterreichisiiie  Gewerbeverein  hat  ein  nicht  geringes  Ansehen  vermöge 
des  sachlichen  Ernstes  seiner  Berathnngen  und  das  von  ihm  über  den 
autonomen  Zolltarif  abgegebene  Gutachten  wird  daher  bei  der  Bildung  des 
Tarifes  gebOrende  Beachtung  gefunden  haben.  Aber  als  Wortführer  mit 
breiter  Wirkung  nach  Aussen  will  der  Verein  nicht  auftreten.  Er  ist  daher 
mehr  ein  Factor  der  handelspolitischen  Ueberlegung  als  der  handels- 
politischen Stimmung,  und  die  letztere  ist  ja  das  politisch  Entscheidende. 
Es  ist  aber  wieder  bezeichnend,  dass  die  für  die  Oeffentlichkeit  bestimmten 
Aeusserungen  auch  dieses  Vereines  sieh  zwar  gegen  nicht  unbedingt  noth- 
wendige  Erhöhungen  der  Zölle  wenden,  aber  doch  auch  auf  eine  Correctur 
des  Zolltarifes  ausgehen,  so  durch  sorgfiiltigere  Specialisiernng  und  durch 
Erstellung  einer  richtigeren  Spannung  zwischen  Rohproduct,  Halbfabrikat 
und  fertiger  Ware,  was  im  EndelTect  natürlich  auf  eine  Erhöhung  der  Zölle 
hinauslüuft,  da  sich  ja  die  Producenten  der  Kohproducte  und  der  Halb- 
fabrikate sicherlich  dagegen  wehren  werden,  dass  die  .richtige*  Spannung 
auf  ihre  Kosten  erstellt  werde. 

Der  Industrielle  Club  und  der  Centralverband  der  Industriellen  Oester- 
reichs repräsentieren  besonders  einflussreiche  Kreise  der  österreichischen 
Industrie  und  verfügen  zugleich  in  ihren  leitenden  Persönlichkeiten  über 
theoretisch  geschulte  und  praktisch  erfahrene  Kenner  der  Handelspolitik 
von  grossem  Ansehen.  In  diesen  beiden  Körperschaften  dürften  die  die 
Industriellen  beherrschenden  Ansichten  heute  ihren  kräftigsten  Ausdruck 
finden.  Sie  harmonieren  nicht  vollkommen.  Zum  Theil  ist  dies  durch  die 
Grundanschauungen  der  führenden  Männer  hier  und  dort  bedingt,  zum  Theil 
durch  individuell  verschiedenen  Meinungen  in  Fragen  handelspolitischer 
Taktik,  zum  Theil  .aber  durch  die  Art  der  Organisation,  die  Art  und  Stärke 
der  handelspolitischen  Interessen  der  in  den  beiden  Vereinen  vertretenen 
Industrien.  Der  Industrielle  Club  vertritt  die  strengere,  auf  geschlossene 
Abwehr  fremder  Einfuhr,  scharfe  Kampfmittel,  weniger  biegsame  Zolltarife 
gerichtete  Anschauung.  Er  verfügt  über  eine  grosse  Tradition.  Sein  lang- 
jähriger Vorsitzender,  Dr.  v.  Peez,  hatte  seinerzeit  wesentlich  dazu  beige- 
tragen, in  Oesterreich  die  Abkehr  von  freihändlerischen  Neigungen  herbeizu- 
fübren  und  in  politischem  Wirken  wie  in  schriftstellerischer  Arbeit  darauf 
Flinflufs  genommen,  die  österreichisch-ungarische  Handelspolitik  zu  einem 
vollkommeneren  Schutzsystem  auszubauen.  Dem  Secretär  des  Clubs,  Dr.  U a u- 
nig,  verdanken  wir  zahlreiche,  äusserst  instmetive  und  scharfsinnige,  theo- 
retisch und  praktisch  wertvolle  handelsstatistische  und  handelspolitische 
Untersuchungen.*)  Die  Forderungen,  die  der  Club  in  der  Gegenwart  erhebt,  sind 
darauf  gerichtet,  dass  die  Zollsätze  des  zu  erstellenden  Tarifes  nicht  bloss  den 
Unterschied  zwischen  Erzeugungskosten  des  In-  und  Auslandes  ausgleichen, 
sondern  höher  gehalten  werden,  um  auch  gegen  anormale  Concurrenzen 
(bei  schlechtem  Geschäftsgang  im  Auslande,  grossem  Preisfalle)  zu  schützen. 
Die  formale  Gleichstellung  inländischer  und  ausländischer  Zollsätze  bei 


*1  In  den  .Mittheiliingon  des  Indnstriellen  Clubs.“ 
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Tarifverhandlungeii  sei  aufziigeben  und  die  relative  Stärke  der  in  Frage 
kommenden  Industrien  zu  berftcksichtigen.  Das  Niveau  unseres  Tarifes  sei 
daher  zu  erhöhen,  es  wäre  verfehlt,  wenn  die  Sätze  des  zu  erstellenden 
autonomen  Tarifes  in  der  Höhe  des  gegenwärtigen  Vertragstarifes  festgesetzt 
Wörden,  da  dann  bei  Verhandlungen  mit  den  Staaten  Herabsetzungen  erfolgen 
müssten  und  vortheilhafte  Handelsverträge  nicht  zu  erreichen  wären.  Die 
grossen  Vorzflgo  eines  Doppeltarifes,  Mazimal-  und  Minimaltarif,  lassen 
seine  Annahme  der  Prüfung  wert  erscheinen.  Ebenso  ist  zu  erwägen,  ob 
nicht  die  allgemeine  Meistbegünstigung  aufzugeben,  an  ihre  Stelle  die 
beschränkte  MeistbegOnsligung  zu  setzen  und  die  Frist  der  abzuschlicssenden 
Vertrüge  mit  Rücksicht  auf  die  raschen  Aenderungen  in  Technik  und  Ver- 
kehr kürzer  als  bisher  oder  wenigstens  für  die  einzelnen  Staaten  verschieden 
hoch  zu  bemessen  sei.  Charakteristisch  für  die  handelspolitische  Stellung 
des  Clubs  ist,  dass  er  grundsätzlich  auch  für  die  Landwirtschaft  höhere 
Zölle  fordert,  wenn  er  auch  gegen  das  Maa.ss  der  von  der  landwirtschaft- 
lichen Centralstclle  erhobenen  Forderungen,  wenigstens  soweit  die  noth- 
weudigen  Lebensmittel  in  Betracht  kommen,  Verwahrung  einlegt  und  Zoll- 
freiheit der  industriellen  Rohstoffe  (Häute,  Flachs,  Wolle  u.  s.  w.  i fordert.') 

Diese  Anerkennung  des  gleichen  Schulzintercsses  bei  der  Landwirt- 
schaft wie  bei  der  ludustiie  hat  den  Industriellen  Club  und  die  landwirt- 
schaftliche Centralstelle  einander  nahe  gebracht.  Einen  praktischen  .Ausdruck 
hat  diese  Annäherung  in  einer  von  den  beiden  Organisationen  einberufenen 
Versammlung  von  Landwirten  und  Industriellen  gefunden,  die  der  Besprechung 
der  Gefahren  gewidmet  war,  welche  Landwirtschaft  und  Industrie  von  Seite 
der  A^ereinigten  Staaten  drohen.  Die  von  Dr.  v.  Peez  vertretenen  Beschlüsse 
der  Versammlung  sind  natürlich  allgemeiner  Natur.  Dem  Vorgehen  der  Ver- 
einigten Staaten  und  Deutschland  folgend,  »empfiehlt  sich  die  gänzliche 
Umgestaltung  de.s  österreichisch-ungarischen  Zolltarifcs  in  dem  Sinne,  dass 
er  gleichmässig  der  Industrie  wie  der  Landwirtschaft  ausreichenden  und 
dauernden  Schutz  gewährt.  Gleichzeitig  müsste  dieser  neue  Tarif  in  weitest- 
gehender Weise  specialisiert  werden;  er  hätte  soviel  Concessionsmaterial  zu 
enthalten,  dass  er  den  Abschluss  günstiger  Handelsverträge  erleichtert, 
unsere  Ausfuhr  ermöglicht  und  fördert.*  Die  unbeschränkte  Meistbegünstigung 
wäre  zu  beseitigen,  im  allgemeinen  wären  langfristige,  mit  den  Vereinigten 
Staaten  und  Argentinien  aber  nur  kurzfristige  Handelsverträge  ahzuschliessen, 
ein  handelspolitisches  Schutzübereinkommen  uer  mitteleuropäischen  Staaten 
zu  gemeinsamer  Abwehr  des  überseeischen  Wettbewerbes  wird  empfohlen.*) 

Der  Centralverband  der  Industriellen  Oesterreichs  ist  erst  1892 
gegründet  worden  und  umfasst  zur  Zeit  34  industrielle  Vereine  mit  etwa 

')  Eingaben  des  Industriellen  Clubs  an  das  Ilandelsmiiiisterium  in  den  ,Mit- 
theilungen*  vom  3.  October  1000  und  13.  Juli  1901;  Kaunig.  Per  Zolltsrif  und  die 
Keciprocitätiverträge  der  Vereiuigteii  Staaten  von  Amerika,  Wien  1901;  Dera,  Die 
kieistbegiinstigung,  in  Mittbeilnngen  Nr.  82,  83,  84;  Dera,  Zum  Doppeltarif,  ebenda. 

•)  Ileiicht  über  den  Mittwoch  den  23.  October  1901  stattgefundenen  Amerika- 
abend. Wien  1901.  Selbstverlag  des  Indnstriellon  Clubs. 
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4000  Mitgliedern.  Auch  an  seiner  Spitze  steht  neben  Anton  Dreher  und 
Rudolf  Kink  eine  als  theoretischer  und  praktischer  Volkswirt  wohl- 
bekannte  Persönlichkeit,  Hofrath  Dr.  Hall  wich.  Der  Seeretär  des  Ver- 
bandes, der  Professor  an  der  Consularakademie.  Dr.  Josef  G r u n z e 1,  hat 
in  mehreren  Bochern  seine  gründliche  Kenntnis  der  Handelspolitik  und 
seine  eigenen  festen  handelspolitischen  Anschauungen  bekundet. Verdienen 
die  Arbeiten  des  Verbandes  demnach  mit  KOcksicht  auf  die  persönliche 
Führung  besondere  Aufmerksamkeit,  so  wird  dies  noch  mehr  dadurch 
begründet,  dass  der  Verband  einen  noch  viel  weiteren  Kreis  von  Interessenten 
für  die  Zwecke  einer  Beeinflussung  der  Handelspolitik  zu  organisieren 
gewusst  hat.  Auf  seine  Anregung  hin  wurde  eine  .Gewerbliche  Centralstelle 
zur  Vorbereitung  der  Handelsverträge"  gebildet,  die  sich  am  34.  März  1901 
constituierte.  ln  dieser  Centralstelle  sind  unter  anderen  sämmtliche  öster- 
reichischen Handelskammern  bis  auf  die  Handelskammern  von  Zara  und 
Hagusa  vertreten.  Zur  Leitung  wurden  die  Präsidien  der  Kammern  in  Brünn, 
Graz,  Lemberg,  Prag,  Heichenberg,  Triest  und  Wien,  sowie  des  Central- 
verbandes gewählt.  Die  Aufgabe  der  Centralstelle  wurde  dahin  festgelegt, 
dass  sie  statistisches  und  literarisches  Material  zu  sammeln,  Referenten 
über  die  einzelnen  Industrien  zu  bestellen.  Ober  die  Referentenberichte 
zu  berathen  und  die  den  betheiligten  Körperschaften  zu  unterbreitenden 
Vorlagen  zu  redigieren  habe.  Die  Arbeiten  waren  ausserordentlich  umfassend. 
Nicht  weniger  als  61  Zollenqueten  wurden  bis  October  1901  abgehalten, 
welche  von  nahezu  2000  Experten  aus  allen  Kronländern  be.schickt  waren. 
Das  Ergebnis  dieser  Arbeiten  ist  ein  Entwurf  eines  allgemeinen  Zolltarifes 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  mit  einer  sehr  umfangreichen,  auf  die 
Specialberichte  über  die  einzelnen  Industrien  gestützten  Begründung  und 
ein  Gutachten  zum  Zollgesetz.  Der  Tarifentwurf  ist  den  Berathungen  des 
Industriebeirathes  zu  Grunde  gelegen  und  hat  zweifellos  für  die  Regierung 
ein  sowohl  durch  seinen  sachlichen  Inhalt  wie  durch  die  ihn  vertretenden 
Körperschaften  berücksichtigenswertes  Material  gebildet.  Die  Arbeiten  der 
Centralstelle  sind  nicht  für  die  Oeffentlichkeit  bestimmt.  Aus  der  Haltung 
des  Centralverbandes  und  aus  einigen  Nachrichten,  die  an  die  Oeffentlichkeit 
gedrungen  sind,  kann  man  sich  aber  ein  Urtheil  über  die  allgemeine 
Richtung  der  Wünsche  der  Centralstelle  bilden. 

Der  Centralverband  hat  in  einer  orientierenden  Schrift')  Ober  die  allge- 
meinen Ziele  der  künftigen  Handelspolitik  Oesterreichs  vom  .Standpunkt  der 
Industrie  seine  Ansicht  dahin  ausgesprochen,  dass  das  gegenwärtige  .Schutz- 
zollsystem, abgesehen  von  untergeordneten  Correcturen,  auch  ferner  aufrecht 
zu  erhalten,  der  Zolltarif  möglichst  zu  specialisieren  sei.  Ebenso  möge  an 
dem  System  der  Meistbegünstigung  aus  Gründen  der  Opportunität  fest- 
gehalten werden,  jedoch  der  Abschluss  blosser  Meistbegflnstigiingsvertrüge 
auf  handelspolitisch  weniger  wichtige  Länder  beschränkt  bleiben.  Mit  den 

0 ZokUt  in  Keinen!  System  der  Hamlelspolitik.  Leipzig  1901. 

Oesterreichs  künftige  Handelspulitik  vom  St&ndpiinkt  der  Industrie.  V^orbericlit 
erstattet  dem  elften  Verbandstag.  Wien  1099.  Verlag  des  Ceiitraiverbsndes. 
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an  unserem  Handelsverkehr  stürker  betheiligten  Ländern  sollten  Tarifverträge 
vereinbart  werden,  wobei  insbesondere  die  Möglichkeit  einer  Steigerung 
unseres  Exportes  nach  Kussland,  der  Tärkei,  Serbien,  Bulgarien  und  Rumänien 
im  ,\uge  behalten  werden  möge,  weshalb  den  eigenartigen  wirtschaftlichen 
Interessen  dieser  Länder  beim  Abschluss  von  Tarifverträgen  zur  Erlangung 
von  Compensationen  für  unseren  Export  in  Industrieerzeugnissen  Rechnung 
zu  tragen  sei.  Den  westeuropäischen  Staaten  gegenüber  müsse  unser  Streben 
nicht  mehr  auf  Ermässigung  der  fremden  Getreide-  und  Viehzölle,  sondern 
auf  Ermässigung  der  Zölle  für  solche  .Artikel  gerichtet  sein,  in  welchen 
die  österreichische  Industrie  auf  den  westeuropäischen  Märkten  concurrenz- 
fuhig  dasteht.  Der  Landwirtschaft  gegenüber  wird  von  einer  »handels- 
politischen luteressensolidarität  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie“ 
gesprochen,  ohne  dass  das  Maass,  in  welchem  diese  Solidarität  praktisch 
zum  Ausdruck  kommen  solle,  näher  bestimmt  wird.  Auch  der  Centralverband 
hält  ira  Hinblick  auf  die  amerikanische  Hochschutzzollpolitik  einen  engeren 
Zollbund  der  europäischen  Staaten  unter  Aufiechterhaltung  der  bestehenden 
Zwischcnz'  llinien  und  gleichzeitiger  Errichtung  eines  besonderen  Zolltarifes 
für  den  überseeischen  Verkehr  für  wünschenswert  Seiner  persönlichen 
Ansicht  hat  Dr.  Grunzei  wiederholt  Ausdruck  gegeben.  Er  lässt  erkennen, 
in  welcher  Richtung  der  Centralverband  »Correcturen*  des  gegenwärtigen 
Schutzsystems  für  nothwendig  hält.  »Zweifellos  werden  an  unserem  Zoll- 
tarif viele  Correcturen  auch  nach  oben  nöthig  sein,  aber  im  grossen  und 
ganzen  ist  unsere  Industrie,  soweit  meine  Kenntnisse  reichen,  mit  dem 
jetzigen  Zollschutz  zufrieden,“  *j  Es  wäre  ein  falscher  Ehrgeiz,  »jeden  erdenk- 
baren Industrieartikel  im  Lande  selbst  erzeugen  zu  wollen.  Nicht  in  der 
rvirtschaftlichen  Abschliessung,  sondern  in  der  wohlerwogenen  Ergänzung 
der  Productivkräfte  liegt  in  gleicher  Weise  der  Vortheil  für  die  Gesammtheit 
und  Iflr  den  Einzelnen.“  Es  sei  Thatsaclie,  dass  Oesterreich  heute  Industrien 
schützt,  die  es  gar  nicht  be.sitzt  und  nicht  besitzen  wird,  weil  das  inländische 
Abs.atzgebiet  zu  klein  oder  aus  anderen  Gründen  die  Pabrication  nicht 
rentabel  sei.*) 

Der  Centralverband  legt  daher  grosses  Gewicht  auf  das  Zustande- 
kommen von  Tarifverträgen,  die  im  allgemeinen  den  gegenwärtigen  , Schutz 
sicherstelleu  und  nur  in  einzelnen  Positionen  Erhöhungen  bringen  sollen, 
Erhöhungen,  deren  Rückwirkung  auf  den  Consum  im  Inlande  durch  die 
gleichzeitig  geforderte  eingehendere  Specialisierung  abgeschwächt  wird.  An 
dieser  .Auffassung  hat  auch  die  Veröffentlichung  des  deutschen  Zolltarif- 
entwurfes nichts  geändert,  wie  die  Beschlüsse  des  vom  Centralverbande  ein- 
berufenen  luduslriellentages  vom  15.  December  1901  zeigen.  Es  heisst 
darin;  »Der  Handels-  und  Zollvertrag  vom  6.  December  1891  mit  dem 
Deutschen  Reich  ist  rechtzeitig,  in  angemessener,  das  heisst  den  Pro- 

*)  Kin  Zoll*  untl  {{»ntIrMninJnili  mit  DfutücManJ,  S.  160. 

’)  Dr.  Grnnzcl,  Die  hantielsjioHtUchon  Beziehungen  Dentschlands  und  Oeaterreich« 
Unjrani»  in  Bcitrfijre  zur  mmesten  Haudelapolitik  Uestcrreichs,  Schriften  des  Vereines  für 
Söcialpolitik,  Ü3.  Ild».  Leipzig  liJOl,  S.  94. 
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ductionsbediiiRungen  und  Eiportbedörfiiissen  der  heimischen  Industrie  sorg- 
filtig  Rechnung  tragender  Weise  zu  erneuern.  Ebenso  sind  mit  allen 
wichtigen  Staaten,  zu  denen  wir  in  Handelsbeziehungen  stehen,  neue  lang- 
fristige Verträge  zu  vereinbaren.*  Ausdrücklich  wird  der  vom  Central- 
verband und  den  Handels-  und  Gewerbekammern  ausgearbeitete  Entwurf 
eines  autonomen  Zolltarifes  als  ein  solcher  bezeichnet,  der  den  Bedürfnissen 
der  Industrie  entspricht.  Es  dürfte  daher  dieser  Tarif  auch  genügendes 
.Verhandlungsmaterial“  enthalten.  In  den  Mittheilungen  des  Industriellen 
Club  war  dies  bestritten  worden.  Kurz  nach  Verülfentlichung  des  deutschen 
Tarifentwurfes  wurde  daselbst*)  beklagt,  dass  die  Centralstelle  einen  Tarif 
ansgearbeitet  habe,  der  nicht  ein  reiner  Ausdruck  der  Industrieinteressen, 
sondern  durch  die  Mitwirkung  der  Handelskammern,  die  auch  die  Interessen 
des  Handels  zu  vertreten  haben,  ein  Compromiss  sei.  .Mit  den  Zollsätzen, 
die  in  jenem  Entwurf  angeführt  wurden,  haben  viele  Industrien  Ursache 
unzufrieden  zu  sein.  Die  Thatsache  allein,  dass  im  Entwurf  vertragsmässige 
Sätze  als  künftig  autonome  eingesetzt  wurden,  beweist,  dass  man  unter 
dem  Eindruck  und  Einfluss  der  Oflentlicben  Agitation  stand  und  dass  man 
der  Meinung  war,  dass  die  neuen  Handelsverträge  nichts  anderes  als  eine 
Xeuauflage  der  Decemberverträge  sein  werden.  Wir  werden  nicht  fehlgehen, 
wenn  wir  annehmen,  dass  der  deutsche  Zolltarifentwurf  sogar  unsere 
Regierung  überrascht  hat.  Heute  wird  aber  such  sie  auf  dem  Standpunkt 
stehen,  dass  der  Entwurf  der  Handelskammern  für  Unterhandlungen  mit 
unseren  Nachbarstaaten  ungeeignet  ist.“  Wie  der  oben  erwähnte  Beschluss 
des  Industriellentages  zeigt,  theilt  der  Centralverband  diese  Meinung  nicht. 
Was  die  handelspolitische  Diplomatie  erfordert,  ist  schwer  abzuschätzen. 
Soweit  ich  unterrichtet  bin,  schliesst  sich  der  Tarifentwurf  der  Centralstelle 
grundsätzlich  nicht  an  die  Vertragstarife,  sondern  an  den  zur  Zeit  bestehenden 
Einheitstarif,  das  ist  der  Tarif  von  1887  an,  geht  aber  in  seiner  Öpecialisierung 
weit  darüber  hinaus  und  enthält  auf  dem  Gebiet  der  Finalproducte,  aber 
auch  für  einige  Halbfabrikate,  wie  Leder,  höhere  Garnnummern,  nicht  unbe- 
deutende Erhöhungen  gegenüber  dem  Tarif  von  1887.  Es  scheint,  dass  nur 
einige  Halbfabrikate  der  Eisenindustrie  mit  den  Vcitragszöllen  bediicht 
worden  sind. 

Es  wäre  nach  dieser  Kennzeichnung  der  Stellung  der  grossen  Inter- 
essentengruppen am  Platze,  die  der  politischen  Parteien  zu  charakterisieren. 
Allein  diese  haben  bisher  keine  Neigung  gezeigt,  zur  Handelspolitik  eine 
principielle  Stellung  zu  nehmen  und  auch  die  .Abgeordneten  als  Einzelne 
sind  nicht  genöthigt  gewesen,  ihrer  künftigen  Haltung  bei  Berathung  des 
autonomen  Tarifes  durch  vorzeitige  Meinungsäusserung  zu  präjudieieren. 
Das  handelspolitische  Interesse,  das  in  den  Wählerkreisen  vorhanden  ist, 
hat  bei  den  letzten  Wahlen  keine  Rolle  gespielt  und  hat  sich  auch  seither 
gegenüber  den  nationalen  oder  besonderen  Parteifragen  nicht  derart  in  den 
Vordergrund  gedrängt,  dass  eine  besondere  Betonung  desselben  seitens  der 

V Nr.  86  Tom  3.  Angnat  lÖOl. 


Digitized  by  Google 


406 


PhilippoTich. 


Abgeordneten  nSthig  geworden  wäre.  Eine  Ausnahme  davon  machen  vielleicht 
die  agrarischen  Kreise,  wo  nebeh  dem  Scblagworte  von  den  Folgen  eines 
Verbotes  des  Terminhandels  in  Getreide  auch  das  der  Nothwendigkeit  höherer 
Getreidezölle  seit  Langem  vertrieben  und  jenes  ganz  besonders  auch  damit 
begrOndet  wurde,  dass  nur  dann  die  Getreidezölle  etwas  nätzen  könnten. 
Bei  dem  starken  agrarischen  Zug,  den  das  österreichische  Abgeordnetenhaus 
aufweist,  ist  es  sehr  wahrscheinlich,  dass  der  Ja  auch  von  der  Regierung 
schon  wiederholt  versprochene  wirksamere  Schutz  der  Landwirtschaft  beim 
neuen  Tarif  ohne  grossen  Widerstand  genehmigt  werden  wird.  Dass  dann 
den  Industriezöllen  noch  weniger  Feindschaft  erbiahen  wird,  ist  klar. 
Vielleicht  ist  es  auch  diese  vorwiegende  Stimmung  zu  Gunsten  des  Schutz- 
zolles, die  bei  dem  völligen  Mangel  einer  freihündleriscb  gesinnten  Gruppe 
es  OberflQssig  erscheinen  Hess,  dass  die  Parteien  schon  zu  den  handels- 
politischen Fragen  Stellung  nahmen,  da  ja  die  Frage  des  Princips  nicht 
aufgeworfen  wird,  die  üeberprBfung  des  concreten  Maasses  wDnschenswerten 
und  berechtigten  Schutzes  aber  nur  auf  Grund  bestimmter  Vorschläge 
erfolgen  kann.  Nur  die  Socialdemokratie  hat  eine  Art  programmatischer 
Stellung  zur  Handelspolitik  auf  ihrem  Parteitag  im  November  1901  ein- 
genommen, Einig  war  man  dabei  in  der  Verurtheilung  der  die  Lebensmittel 
vertheueruden  Agrarzölle  und  der  den  indirecten  Steuern  gleichzuachtenden 
Finanzzölle;  in  den  Fragen  der  Industriezölle  kamen  die  entgegengesetzten 
Meinungen  zum  Ausdruck,  Während  von  der  einen  Seite  die  Ansicht  ver- 
treten wurde,  dass  die  Tendenz  der  Socialdemokratie  auf  den  Freihandel 
gerichtet  sein  müsse,  weil  nur  dieser  geeignet  sei,  Monopolbildungen  zu 
verhindern,  billige  Lebensmittel,  billige  W^are,  damit  grossen  Absatz  und 
somit  wieder  reiche  Production  und  Arbeitsgelegenheit  zu  schallen,  wurde 
von  der  anderen  Seite  auf  die  günstige  Wirkung  von  indusiriellen 
Erziehungszöllen  bei  geringer  capitalistischer  Entwickelung  hingewiesen. 
Der  Gefahr,  dass  man  von  der  grundsätzlichen  Zubilligung  des  Schutzes 
bei  einer  Gruppe  zur  Verallgemeinerung  und  schliesslicb  zur  Anerkennung 
der  Bereclitigung  des  Agrarzollschutzes  hinübergedrängt  werde,  begegnete 
man  dadurch,  dass  man  diesen  letzteren,  sowie  den  Finanzzöllen  und  jenen 
Zöllen,  welche  nur  die  Aufgabe  haben,  »begünstigten  Oapitalistengruppen 
Extraprofite  zuzuschanzen",  mit  recht  kräftigen  Worten  den  Kampf 
ankOndigte,  In  der  schliesslich  einstimmig  angenommenen  Resolution 'i  wird 
nach  einer  lehrhaften  Einleitung  als  Aufgabe  der  österreichischen  Social- 
demokratie bei  der  augenblicklichen  Gestaltung  der  Handelspolitik  bezeichnet, 
.den  Abschluss  von  langfristigen  Handolsverträgeu  auf  Grundlage  der  Meist- 
begünstigung sowie  überhaupt  jede  Erleichterung  und  Sicherung  des  inter- 
nationalen H,andelsverkehres  zu  fördern,  dagegen  alle  Maassregeln  aufs 
schärfste  zu  bekämpfen,  welche  die  Erhaltung  oder  gar  Verstärkung  der 
heutigen  Finanz-  und  Agrarzölle  sowie  aller  privilegierender  Zölle,  namentlich 
der  Eisenzölle,  bezwecken.*  Die  Socialdcmokratie  dürfte  die  einzige  Partei 
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bleiben,  welche  in  Oesterreich  die  AgrarzSlle  ablehnt.  Da  sie  aber  die 
IndustriezSlle  grundsätzlich  concediert,  wird  es  ihrem  Programm  an  wer- 
bender Kraft  fehlen. 


in. 

Wenn  man  die  im  V'orhergehenden  skizzierten  handelspolitischen 
Forderungen  vom  flsterreichischen  Standpunkt  beurtheilen  will,  genügt  es 
nicht,  sich  ein  Bild  vom  Handelsverkehr  der  Monarchie  zu  machen,  wie  es 
am  Ende  des  ersten  Abschnittes  dieses  Aufsatzes  gegeben  wurde,  wir  müssen 
vielmehr  den  Handel  der  österreichischen  Koichshälfle  selbständig  zu  erfassen 
trachten.  Eine  solche  Erfassung  ist  möglich  durch  Gegenüberstellung  der 
Ergebnisse  des  Handelsverkehres  der  Monarchie  mit  dem  Auslande,  des 
Verkehres  Oesterreichs  mit  Ungarn,  wie  er  durch  die  Statistik  des  öster- 
reichisch-ungarischen Zwischenverkehres  dargethau  wird,  und  des  directen 
Auslandsverkehres  Ungarns,  den  die  ungarische  Statistik  ausweist.  Bei 
Ermittelung  der  im  folgenden  angegebenen  Ein-  und  Ausfuhrswerte  wurde 
in  der  Weise  vorgegangen,  dass  zunächst  die  ungarische  Statistik  zu  Grunde 
gelegt  wurde.  Von  der  Summe,  welche  diese  als  Gesammteinfiihr  Ungarns 
ausweist,  wurde  in  Abzug  gebracht,  was  die  österreichische  Zwischeu- 
verkehrsstatistik  als  Ausfuhr  Oesterreichs  nach  Ungarn  ausweist.  So  erlnält 
man  die  directe  Einfuhr  Ungarns  aus  dem  Zollausland.  Die  um  diesen 
Betrag  gekürzte  Ziffer  der  Einfuhr  in  die  Monarchie  ergibt  die  Einfuhr  aus 
dem  Zollausland  in  die  österreichische  Reichshälfte.  Durch  Hinzufügung 
jener  Summen,  welche  die  österreichische  Zwischenverkehrsstatiatik  als 
Einfuhr  aus  Ungarn  ausweist,  ergibt  sich  die  geaammte  Einfuhr  nach 
Oesterreich  aus  dem  Zollausland  und  Ungarn,  ln  gleicher  Weise  wurde  bei 
Berechnung  der  Ausfuhr  aus  Oesterreich  vorgegangen.  Eine  solche  Statistik 
kann  natürlich  nicht  den  Anspruch  auf  absolute  Genauigkeit  machen.  Die 
Erhebung  der  Warenwerte,  welche  der  ungarischen  Handelsstatistik,  der 
Statistik  der  Monarchie  und  der  Zwischenverkebrsstatistik  zu  Grunde  gelegt 
werden,  erfolgte  nicht  nach  gleichen  Grundsätzen;  das  Verhältnis  zu  Bosnien 
verschiebt  die  Zahlen  ein  wenig;  dadurch,  dass  Oesterreich  in  vielen  Waren 
der  Handelsvermittler  zwischen  Ungarn  und  dem  Zollausland  ist,  wird  manche 
Warenbewegung  zu  Gunsten  oder  Lasten  Oesterreichs  gezählt,  welche  bei 
der  Einfuhr  nur  eine  vorübergehende  Vermehrung  der  Einfuhrmenge  behufs 
späterer  .\usfuhr  oder  bei  der  Ausfuhr  nur  die  Realisierung  einer  mit  vor- 
ausgegangener Einfuhr  verbundenen  Zwischenhandelsab.sicht  darstellt.  Es 
kann  daher  eine  solche  Statistik  heute  noch  nicht  mit  dem  Gewicht  eines 
exacten  Wertes  auftreten.  allein  sie  enthält  Annäherungswerte,  welche  aus- 
reichen, um  das  handelspolitische  Interesse  Oesterreichs  in  grossen  Zügen 
erkennen  zu  lassen.  Fasst  man  die  Waren,  wie  sie  in  den  einzelnen  Gruppen 
unserer  Handelsstatistik  ausgewiesen  werden,  nach  gewissen,  durch  ihren 
Ursprung  und  Zweck  bestimmten  Einheiten*)  zusammen,  so  ist  das  Bild 

*)  Ucter  die  Grande  für  die  Wahl  dieser  Oroppiening  ond  die  ,trt  ihrer  Bildnng 
vgl.  nnten  S.  4B3. 
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der  österreichischen  Handelsbilanz  das  folgende.  Es  betrug  ira 
Jahre  1900  in  Millionen  Kronen 


von  ColoniaU 
waren,  SUd- 
frQchten,  Tabak, 
Gewürzen 

Zneker 

anderen 
Nahrunga« 
und  (ienuss- 
mitteln 

KohcitoiTen  Fabrikaten 
der  Industrie 

di«  Einfuhr  . . 

118*5 

2-S 

889*8 

748-2 

601  2 
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Das  industrielle  Interesse  Oesterreichs  tritt  mit  aller  Deutlichkeit  und 
in  voller  Stärke  hervor.  Diese  Thatsache  bedingt  keineswegs  eine  Gering- 
schätzung der  Landwirtschaft  oder  geringere  Fflrsorge  für  ihre  Bedürfnisse 
durch  innerpolitische  Maassregeln,  Allein  sie  bedingt  eine  besondere  Vorsicht 
gegenüber  den  handelspolitischen  Fordeningen,  welche  die  Landwirte  erheben. 
Die  folgende  Untersuchung  wird  dies  näher  erweisen. 

Die  Production  von  Brotgetreide  bleibt  in  Oesterreich  jedenfalls 
weit  hinter  dem  Bedarf  zurück.  Legen  wir  die  vom  Ackerbaurainisterium  ver- 
öffentlichte Emtestatistik  zu  Grunde,  so  erhalten  wir  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1891—1900  in  den  einzelnen,  im  folgenden  angegebenen  Gebieten  an 
AVeizen  und  Koggen  eine  Ernte  in  1000  Metercentner: 

Alpengcbiete  (OberaBterrcich,  Kamtgebiete  (Krain,  Gori 
NiederüsterreU'b  Saliburg.  .Steiermark,  Kärnten.  und  Gradisca.  Triest,  Istrien, 
Tirol  und  Voraribergr  Dalmatien) 

387.5  3945  717 


Sudetenl&nder 
(Böhmen,  Mähren,  Schlesien) 

13.373 


Galizien  und  Bukowina 

8450 


Oesterreich 

24.514 


Ziehen  wir  als  Saatgut  pro  Hektar  2 Metercentner  ab,*)  nehmen  wir 
ferner  nach  dem  Vorgang  D a d e s für  Deutschland  an,  dass  29  Proc.  der 
Roggenernte  und  5 Proc.  der  AVeizenernte  verfüttert  werden,  so  verblieben 
für  die  angegebenen  Gebiete  in  1000  Metercentner: 

2042  2656  443  8558  4991  19.504 

Das  gibt  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  nach  dem  Stande  der 
Bevölkerung  vom  31.  December  1900,  roduciert  in  Kilo  für  die  angegebenen 
Gebiete: 

85-5  71-6  23-8  90-7  62  75 

Selbst  wenn  wir  für  Viehfiltterung  gar  keinen  Abzug  machen,  blieben 
für  die  einzelnen  Gebiete  nur  Kilo 

107  86  28  118  80  94 


')  Die  Berechnung  wurde  in  der  VVei«c  gemacht,  dass  die  Zahl  der  mit  Weizen 
und  Roggen  bebauten  Flächen  aus  dem  Durcbschnittagcsamratertrag  und  dem  Durch- 
scbnittserlrag  pro  Hektar  berechnet  wurde  und  sodann  von  dem  Durchachniltsgesammt- 
ertrog  die  nach  dem  Verhältnis  von  2 Metercentner  per  Hektar  berechnete  Saatmenge 
abgezogen  wurde. 
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Diese  Ziffern  sind  so  gering,  dass,  wenn  wir  selbst  sehr  grosse  Fehler 
bei  der  Eniiestatistik  voraussetzen,  ein  bedeutendes,  das  Deficit  des  Deutschen 
Keicbes  weit  übersteigendes  Manco  von  Brotgetreide  für  den  menschlichen 
Consura  sich  ergibt.  Die  für  Deutschland  vorgenonimenen  Schätzungen  über 
den  Bedarf  an  Weizen  und  Koggen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  schwanken 
zwischen  160  und  200  Kilogramm. *)  Selbst  wenn  wir  für  Oesterreich  nur 
einen  Consum  von  150  Kilogramm  pro  Kopf  annehmen,  würden  wir  nach 
den  Ziffern  der  Erntestatistik  — nach  den  nothwendigen  Abzügen  — kaum 
die  Hälfte  des  eigenen  Bedarfes  producieren.  Die  Einfuhr  aus  Ungarn  wird 
auf  circa  15  Mill.  Kilogramm  jährlich  geschätzt,  das  sind  circa  57  Kilogramm 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Unter  Hinzurechnung  der  Ergebnisse  der 
heimischen  Ernte  kommen  wir  noch  nicht  auf  die  Durchschnittsziffer  von 
150  Kilogramm.  Die  Differenz  mag  durch  Fehler  der  Erntestatistik  erklärt 
werden;  vielleicht  ist  auch  wirklich  unser  Brotbedarf  ein  bescheidenerer, 
weil  grosse  Theile  der  Bevölkerung  noch  vou  geringwertigeren  Nahrungs- 
Stoffen,  Kartoffeln,  Buchweizen,  Mais  u.  dgl.  leben.  Wie  dem  auch  sei,  wir 
dürfen  annehmen,  dass  wir  nicht  mehr  als  % unseres  eigenen  Bedaifes  an 
Brotgetreide  producieren.^jDies  Verhältnis  muss  sich  natürlich  bei  wachsendem 
Wohlstand  und  wachsender  Bevölkerung  immer  mehr  zu  unseren  Ungun.sten 
verschieben  und  wie  es  schon  heute  auf  die  Getreidehandelsbilanz  der 

*)  König,  Statistische  Mittheilungen  aus  63  kleinbäuerlichen  Betrieben  hber 
Eraougung,  Verbrauch.  Verkauf  und  Zukauf  von  Getreide.  Jena  1901,  hat  berechnet,  dass 
in  seinen  63  bäuerlichen  Haushaltungen  auf  den  Kopf  235  Kilogramm  ('onsum  entfallen 
sind.  Mit  Kücksicht  auf  geringeren  Brot*  und  Mehlconsum  in  den  Städten  nimmt  er 
für  das  Deutsche  Reich  einen  Durchschnitt  von  170  Kilogramm  an;  Conrad  in  den 
Beiträgen  zur  neue>ten  Handelspolitik  Deutschlands.  1.  Bd.,  1900,  S.  110,  nimmt 
200  Kilogramm  an;  Dade.  ebenda  2.  Bd,.  160 — 165  Kilogramm;  Mombart,  Die 
Belastung  des  Arbeitereinkommens  dui'ch  den  Getreidetoll,  1901,  nimmt  auf  Grund  der 
TerOffentlichten  Haushaltungshudgets  ron  Arbeiterfamilien  bei  dieren  einen  Verbrauch 
ron  200  Kilogramm  pro  Kopf  an. 

^ Es  niOge  hier  eine  Stelle  aus  dein  Bericht  der  k.  k.  Permanenzcommissiot)  für 
die  Haiicbdswerte  der  ZwUcheiiTerkehrsstatistik  pro  1900  Platz  finden,  welcher  diese 
Thatsache  scharf  betont: 

„Oesterreich  importierte  au»  Ungarn  im  Jahre  19CH3  an  Weizen  5,294.269  Meter- 
centner,  an  Roggen  3,421.075  Metercentner,  an  Mehl  (auf  Getreide  umgerechnet) 
7,093  813  Metercentner,  zusammen  15,809.157  Metercentner,  während  die  österreichische 
Production  im  Vorjahre  in  Weizen  mit  111  Mill.  Metercentner,  Roggen  mit  13  9 Mill. 
Metercentner,  zusammen  mit  25  Mill.  Metercentner  beziffert  wurde.  Von  dem  in  Oesterreich 
verbrauchten  Quantum  wurden  sonach  iin  Vorjahre  circa  38  Proc.  au»  Ungarn  gedeckt.* 
Bei  einem  Vergleich  mit  Deutechlsnd  „fällt  auf,  dass  I^eutschland  nur  IC‘87  Mill.  Meter* 
centner  (Brotgetreide)  zu  beziehen  genöthigt  war,  während  Oesterreich  bei  einer  nicht 
halb  so  grossen  Bevölkerungsziffer  aus  Ungarn  allein  von  diesen  Artikeln  15*8  Mül.  Meter- 
ceiitner  beziehen  musste.*  „Unser  engeres  Vaterland,  welches  noch  vor  einigen  Jahr- 
zehnten von  allen  Getreidesorten  über  den  eigenen  Bedarf  producierte,  gehört  jetzt  nicht 
nur  zu  den  Importstaatcn  überhaupt,  sondern  steht  an  einer  der  ersten  Stellen.  Zur 
Illustrierung  dieses  Zustandes  soll  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dass  selbst  die  normale 
jährliche  Weizen-  und  Mehleinfuhr  Englands  — bekanntlich  des  grössten  Import.ftaates  — 
nur  rund  45  Mül.  Metercentner  beträgt.“  S.  11.  Wozu  noch  zu  bemerken  ist,  da!*8  Gross- 
britannien eine  Bevölkerung  von  41  Mill.  Menschen,  Oeslerreicli  nur  eine  sulche  von 
26  MtU.  zu  ernähren  hat. 
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Gesammtraonarchie  einwirkt,  so  wird  es  in  Zukunft  noch  mehr  för  diese  ent- 
scheidend werden.  Der  geringe  Ueberschuss  an  Weizen,  der  heute  noch 
exportiert  wird,  wird  in  wenigen  Jahren  durch  das  Wachsthum  der  öster- 
reichischen Bevölkerung  allein  im  Inlande  benöthigt  werden.  Damit  rechnet 
man  ja  in  Ungarn.  Stephan  v.  Tisza  schrieb  schon  vor  fdnf  Jahren:*) 
.Die  Bevölkerung  beider  Staaten  der  Monarchie  vermehrt  sich  jährlich  um 
beiläufig  400.000  Seelen,  was  den  inneren  Consum  um  ebensoviele  Meter- 
centner  erhöht,  selbst  dann,  wenn  der  Weizenverbrauch  per  Kopf  nicht 
steigt.  Wir  können  daher  mit  Kecht  hoffen,  dass  auch  das  gemeinsame  Zoll- 
gebiet in  die  Reihe  der  an  Weizenmangel  leidenden  Consumtionsgebiete 
treten  wird  und  der  Schutzzoll  zu  Gunsten  unserer  Landwirte  vollständig 
zur  Geltung  gelangt.“  Er  knüpft  daran  die  Forderung,  den  1887  nur  unge- 
nügend gewährten  .Agrarschutz  zu  erhöhen  und  erklärt,  Ungarn  dürfe  dabei 
aber  nicht  zugeben,  da.ss  dies  eine  Belastung  Oesterreichs  zu  Gunsten  Ungarns 
darstelle,  da  ja  auch  Oesterreich  die  Pflicht  habe,  seine  Landwirtschaft  zu 
erhalten.  Damit  ist  denn  auch  die  Linie  festgelegt,  auf  der  sich  die  ungari- 
schen und  österreichischen  Landwirte  geeinigt  haben.  Da  der  Widerstand 
gegen  steigende  Agrarzölle  nur  in  Oesterreich  zu  erwarten  war,  war  es 
sicherlich  eine  sehr  kluge  Taktik,  sie  als  ein  österreichisches  Interesse  zu 
betonen.  Allein  die  Thatsache  kann  nicht  verhüllt  werden,  dass  der  Vortlieil 
der  hier  betrachteten  Zölle  in  höheren  Maasse  den  ungarischen  als  den 
österreichischen  Landwirten  zugute  kommt.  Wenn  wir  von  dem  Ertrag  der 
östeneichischen  Ernte  an  Brotgetreide  in  Abzug  bringen,  was  von  den  Land- 
wirten selbst  verzehrt  wird,  dann  kommen  wir  zu  dem  Ergebnis,  dass  Ungarn 
heute  schon  mehr  Brotgetreide  (oder  Mehl)  auf  dem  österreichischen  Markt 
verkauft  als  die  österreichischen  Landwirte.*)  Angesichts  dieser  Thatsache 

<)  Unnarisclie  Agrarpolitik,  Leipzig  1807,  S.  63. 

Dies  wird  natneiiflich  daiiu  deutlich,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass  ein 
Drittel  der  Österreichischen  Production  an  Weizen  und  Roggen  auf  Galizien  und  die 
Ilukowina  entfällt,  wo  trotz  der  geringen  auf  den  Kopf  der  bevölkerung  entfallenden 
Kmtenienge  eine  bedeutende  Getreideeinfuhr  nicht  wahracheinlich  ist.  Die  Kartoffel  ist 
die  Hauptnahruiigsfrucht  der  Bevölkerung  Galiziens.  Buiek,  Einüuss  der  Kmten  auf  die 
Bevölkerungsbewegung  in  Galizien.  Statistische  Monatsschrift,  1901,  S.  213,  nimmt  daher 
auch  für  Galizien  ein  auf  sehr  kleine  Besitzeinheiten  beruntergehendes  Interesse  an  hohen 
Getreidepreisen  an:  .Der  galizische  Kleinbauer  ist  an  hohen  Getreidepreisen  einerseits 
deswegen  interessiert,  weil  ihm  seine  tiefe  Lebenshaltung  erlaubt  Getreide  zu  verkaufen 
andererseits  deswegen,  weil  ihn  seine  wirtschaftliche  Lage  zwingt  das  Getreide  als  wirt- 
schaftliches, nicht  als  culturellcs  Gut  zu  benützen.“  Dieser  Umstand  konnte  auf  die 
Zollpolitik  wohl  keinen  Einfluss  ausüben,  nicht  nur  weil  die  absoluten  V^rkaufameugen 
hier  sehr  gering  sein  werden,  sondern  auch  deshalb,  weil  man  in  einer  die  Beseitigung 
dieser  Unterernährung  grosser  BcvOlkerungsschiehten  anstrebenden  Politik  die  .Aufgabe  des 
Staates  erblicken  nitisste.  Entspricht  jene  Behauptung  aber  den  Thatsachen,  dann  ist  es 
wahrscheinlich,  dass  diese  mangelhafte  Emährnng  der  Getreide  bauenden  Bevölkerung 
die  verhältnismässige  Unabhüngigkeit  des  Landes  von  auswärtigen  Getreideeinfuhren 
ermöglicht,  so  dass  die  1,5  Mill.  Metercentner,  die  wir  aus  Ungarn  einfuhren,  im  wesent- 
lichen in  den  tibrigen  Theilen  Oesterreichs,  vor  allem  in  NiederOsterreich,  in  den  Alpen- 
und  Karstgehielen  verkauft  werdert  und  die  hier  aus  der  heimischen  Production  auf  dem 
Markte  angebotenen  Gctreideinengen  beträchtlich  Ubersteigen. 
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tritt  die  Frage  nach  der  Zahl  und  Grösse  der  Betriebe,  welche  am  Getreide- 
verkauf in  Oesterreich  interessiert  sind,  zurück;  jede  Steigerung  der  Getreide- 
preise kommt  in  erster  Linie  Ungarn  und  daher  einem  Gebiete  zugute,  das 
ausser  dem  Bereiche  der  österreichischen  Wirtschaftspolitik  liegt.  Von  der 
Preissteigerung,  die  infolge  einer  Getreidezollerhöhung  die  Gesammtmasse 
der  Verkaufsmengen  trifft,  fliesst  nur  der  kleinere  Theil  den  österreichischen 
Landwirten  zu  und  erhöht  auf  den  einzelnen  Betrieb  zurückgeführt  wieder 
nur  einen  kleinen  Theil  seiner  Einnahmen.  Denn  nur  der  Grossgrundbe.sitz 
ist  wesentlich  am  Getreidebau  interessiert,  in  den  bäuerlichen  Betrieben 
machen  nach  den  Berechnungen  des  deutschen  Landwirtschaflsrathes  und 
nach  württembergischen  Erhebungen  die  Einnahmen  aus  Getreide  etwa 
15 — 20  Proc.  der  Gesammteinnahmen  aus.')  Obwohl  dieser  Thatbestand  bei 
uns  erst  in  jüngster  Zeit  etwas  Schürfer  ins  Auge  gefasst  worden  ist  und 
auch  heute  noch  kaum  in  seiner  ganzen  Tragweite  erkannt  wird,  hat  man 
doch  noch  vor  einigen  Jahren  in  nichtagrarischen  Kreisen  eine  weitere 
Erhöhung  der  Getreidezölle  nicht  für  möglich  gehalten.  Auf  das  Urtheil 
Baüants  Ober  die  Getreidezölle  von  1887  habe  ich  oben  verwiesen.*) 
Auch  in  den  Mittheilungen  des  Industriellen  Club  kam  noch  1894  aus 
Anlass  der  Verhandlungen  über  den  Handelsvertrag  mit  Russland  die  gleiche 
Ansicht  zum  Ausdrucke.  Man  hatte  sich  damals  in  agrarischen  Kreisen 
darüber  aufgehalten,  dass  der  Vertrag  eine  Bindung  der  Getreidezölle  ent- 
halten solle.  Darauf  erwiderten  die  Mittheilungen’j;  .Eine  Bindung  wäre 
aber  nur  dann  ein  Kachtbeil,  wenn  unsere  Landwirte  an  eine  künftige  Zoll- 
erhöhung  denken.  Eine  solche  scheint  aber  doch  sehr  ferne  zu  liegen  und 
könnte  ihre  Spitze  nur  gegen  die  Vereinigten  Staaten  von  Kordamerika  richten; 
denn  die  BrotfrOchte  Amerikas  und  Russlands  könnte  das  übrige  Europa 
auf  die  Dauer  nicht  entbehren.  Der  Gedanke  an  eine  Zollerhöhung  ist 
übrigens  nur  hei  den  österreichischen  Landwirten  zu  finden;  die  ungarischen 
Landwirte  finden  den  Zollschutz  ausreichend  und  es  ist  bezeichnend,  dass 
die  Begründungsschrift  für  den  russischen  Handelsvertrag,  welche  von  dem 
ungarischen  Handelsminister  gefertigt  ist,  mit  dem  Satze  schliesst:  .Aus 
diesen  Daten  kann,  glaube  ich,  volle  Beruhigung  dafür  geschöpft  werden, 
dass  unsere  gegenwärtigen  Getreidezölle  einen  prohibitiven  Charakter  haben 
und  dass  bei  denselben  weder  russische  noch  irgendwelche  ausländische 
Producte  in  beträchtlicher  Menge  zu  uns  gelangen  können.“ 

Die  Getreidepreise  haben  sich  seither  nicht  wesentlich  verändert  Es 
waren  die  Grosshandelspreise  im  Jahresdurchschnitt  für  einen  Metercentner 
in  Gulden  an  der  Wiener  Börse')  für 


9 Conrad,  Die  AgrarzOUe  in  der  TarifTorlage  im  Deutschen  Reiche,  in  Jahrbücher 
fQr  Nationalökonomie  und  Statistik,  1902,  1.  Bd.,  S.  153. 

*)  Siehe  S.  445. 

•)  Jahrg.  IS94,  Nr.  22. 

‘)  Nach  dem  Werke;  .Daa  Getreide  im  Weltverkehr.“  Ileransgegeben  vom  k.  k. 
Aekerbaaminiaterium.  Wien  1900  und  den  .Statistischen  Nachrichten  ans  dem  Gesammt- 
gebiet  der  Landwirtschaft“,  heransgegeben  von  der  k.  k.  statistischeo  Centraleommission. 
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Wenn  trotzdem  heute  die  Forderung  einer  bedeutenden  Erhöhung  der 
Getreidezölle  von  der  öffentlichen  Meinung  mit  Stillschweigen  hingenommen 
wird  und  angesehene  Industrielle  mit  den  Landwirten  gemeinsame  Sache 
machen,  so  deutet  dies  auf  einen  ganz  merhwfirdigen  Umschwung  der 
Ansichten  bei  den  Unterrichteten.'  » Soweit  ich  sehe,  hat  diese  Erscheinung 
eine  dreifache  Wurzel:  das  Interesse  der  Industriellen,  sich  die  Bundes- 
genossenschaft der  Landwirte  för  ihre  Schutzzölle  zu  sichern,  das 
Anwachsen  der  agrarischen  Strömung  in  Europa  Oberhaupt  mit  ihrer  gegen 
die  flberseeische  Concurrenz  gerichteten  Tendenz  und  die  ROcksicht  auf 
Ungarn,  dessen  Zustimmung  zu  den  Industriezöllen  und  zur  Zolleinheit  nur 
durch  die  Concession  höherer  .Agrarzölle  erkauft  werden  kann.  In  der  ersten 
und  zweiten  Thatsache  tritt  ein  handelspolitischer  Gedanke  allgemeiner 
Natnr  hervor,  der  als  .Schutz  der  nationalen  Arbeit“  bezeichnet  wird  und 
mit  diesem  bestechenden  Namen  viele  Anhänger  wirbt  Fürst  Bismarck  hat 
ihn  in  seinem  berOhmten  Schreiben  an  den  Bundesrath  vom  15.  December 
1878  zum  Princip  der  deutschen  Zollpolitik  erhoben:  .Schutzzölle  för 
einzelne  Industriezweige  wirken  wie  ein  Privilegium  und  begegnen  auf 
Seiten  der  Vertreter  der  nicht  geschützten  Erwerbsfhätigkeiten  der  Ab- 
neigung, welcher  jedes  Privilegium  ausgesetzt  ist.  Dieser  Abneigung  wird 
ein  Zollsystem  nicht  begegnen  können,  welches  innerhalb  der  durch  die 
finanziellen  Interessen  gezogenen  Schranken  der  gesummten  inländischen 
Production  einen  Vorzug  vor  der  ausländischen  Production  auf  dem  ein- 
heimischen Markte  wahrt“  Seit  dieser  Zeit  ist  in  der  Praxis  der  Zollpolitik 
auch  der  Schutz  der  landwirtschaftlichen  Producte,  und  zwar  in  immer 
steigendem  M:ia3se  anerkannt  werden.  Die  Entwickelung  des  Verkehres,  die 
Verbilligung  der  Frachten,  die  .Ausdehnung  der  landwirtschaftlichen  Production 
in  Oberseeischen  Ländern  haben  von  hier  immer  grössere  Mengen  von  Getreide, 
Vieh  und  Fleisch,  Obst  u.  s.  w.  nach  Europa  kommen  lassen  und  den  Gedanken 
einer  Abschwächuug  dieser  Concurrenz  durch  Schutzzölle  immer  stärker  ge- 
festigt. Seit  auch  die  amerikanische  Industrie  den  europäischen  Markt  in 
wachsendem  Maasse  aufsucht  ist  die  „flberseeische  Gefahr“  auch  von  der 
Industrie  empfunden  worden  und  es  mehren  sich  die  Versuche,  die  Zoll- 
politik in  den  Dienst  einer  gemeinsamen  Abwehr  der  aus  Amerika  kommenden 
Producte  zu  stellen.  „Wenn  jemals,  so  sind  angesichts  der  amerikanischen 
Gefahr  die  Interessen  beider  (der  Industrie  und  Landwirtschaft)  die  gleichen 
und  wenn  es  überhaupt  möglich  sein  wird,  die  drohenden  Gefahren  zu  be- 
schwören, ihr  Eintreten  zu  verzögern  und  wenigstens  in  verschiedene  Staffeln 
unfzulösen,  so  wird  dies  nur  durch  ein  Zusammenwirken  von  Industrie  und 


*)  Dass  die  nicht  onmittelbar  am  Zolltarif  interessierte  Bevölkerung  jederOrientiemn^? 
entbehrt  und  dat>s  auch  die  politischen  Parteien  sich  nnrorbereitet  in  die  handelspolitische 
Campagn«*  begeben,  darauf  wurde  schon  oben  hingewiesen. 
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Landwirtschaft  möglich  sein.“  *)  Dieser  Gedanke  ist  eine  mächtige  StOtie  f(lr 
die  Verstärkung  der  schutzzöllnerischeii  Strömung  in  Deutschland  und  in 
Oesterreich  geworden  und  er  trägt  wesentlich  dazu  bei,  die  Forderungen  der 
Landwiidie  als  annehmbar  erscheinen  zu  lassen.  Ihm  entspringt  der  Wunsch 
nach  einer  handelspolitischen  Annäherung  der  europäischen  Staaten  und 
nach  einer  Beseitigung  der  allgemeinen  Meistbegilnstigungsclausel,  wie  sie 
in  den  früher  angeführten  Resolutionen  gefordert  wurden,  .\ngesiclits  der 
praktischen  Undurchfflhrbarkeit  einer  unmittelbar  auf  die  Erstellung  handels- 
politischer Einheiten  unter  den  europäischen  Staaten  abzielenden  Action  ist 
ihr  Erfolg  aber  nur  der  einer  allgemeinen  Tendenz  zu  Zollerhöhungen  in  den 
einzelnen  Staaten.  Dass  diese  auch  die  landwirtschaftlichen  Producte  ergriffen 
hat.  ist  erklärlich,  angesichts  der  verschiedenen  Wirkungen  agrarischer  und 
industrieller  Zölle  aber  in  hohem  Grade  bedenklich.  Wenn  man  in  jedem 
anderen  Staate  mit  hohen  .\grar-  und  speciell  Getreidezöllen  schliesslich 
noch  darauf  verweisen  kann,  dass  dadurch  eine  gewaltsame  Verschiebung  der 
Einkommens-  und  Vermögensbildung  zu  Gunsten  einer  nationalen  Bevölkerungs- 
gruppe. eines  mehr  oder  minder  grossen  Theiles  der  Grundbesitzer,  herbei- 
geführt wird,  dass  aber  die  wirtschaftliche  Kraftquelle  des  Staates  zwar  anders 
vertheilt,  aber  nicht  direct  gemindert  wird,*)  trifft  eine  solche  Begründung 
in  Oesterreich-Üngarn  nicht  zu.  Hier  tritt  eine  Verschiebung  des  Einkommens 
und  Vermögens  in  der  Weise  ein,  dass  die  Getreide  consumierende  Bevölkerung 
in  Österreich  im  wesentlichen  zu  Gunsten  der  Grundbesitzer  eines  anderen 
Staates  belastet  wird  und  die  Steigerung  der  wirtschaftlichen  Kraft  bei 
diesen  nur  in  sehr  abgeachwäciitem  Maasse  wirtschaftliche  Rückwirkungen 
auf  Oesterreich  auszuOben  vermag.  Zieht  man  dann  weiter  in  Betracht,  dass 
die  Zahl  jener  Grundbesitzer,  die  in  Oesterreich  einen  für  ihre  Wirtschafts- 
führung maassgebenden  Vortheil  von  den  Oetreidezöllen  ziehen  können, 
relativ  und  absolut  gering  ist.  so  wird  das  Urtheil  über  die  geforderte 
Höhe  der  Getreidezölle  kein  günstiges  sein  können.  Die  Weizen-  und 
Roggenzölle  des  Tarifentwurfes  der  landwirtschaftlichen  Centralstelle  würden 
die  höchsten  in  Europa  sein.  Sie  sind,  wie  oben  angegeben,  mit  9 Mark 
(minimal)  bis  11  Mark  (allgemeiner  Tarif)  bei  Weizen,  mit  6 Mark  bezie- 
hungsweise S Mark  bei  Roggen  vorgeschlagen.  Demgegenüber  betragen  die 
gegenwärtigen  Zölle  in  den  europäischen  Staaten  in  Mark 


för  Weizen 

für  Roggen 

Portugal 

. . 6-80 

7-26 

Spanien 

. . ü-48 

3-56 

Italien 

. . 6 07 

3-64 

Frankreich  .... 

. , 5'77 

242 

Schweden  .... 

. . 416 

416 

Deutsches  Reich 

. . 3-50 

3-50 

Oesterreich  .... 

. . 3 — 

3 — 

*)  Dr.  T.  Peez  aaf  Jero  Amerikn-Abend,  Bericht  S.  26. 

*)  lutlirecte  Wirkaiigen,  wie  Schädigung  der  Kxportindestrien,  kbnncn  natürlich 
auch  hier  eintreten, 
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Eine  solche  Zollcrhöhung  in  einem  Lande,  welches  zwei  FOnftel  seines 
Bedarfes  aus  dein  Auslande  beziehen  muss,  würde  eine  Belastung  namentlich  der 
unteren  Volksschichten  hervorrufen,  welche  ihre  Arbeitskraft  und  Leistungs- 
fähigkeit schwer  schädigte.  In  einzelnen  Theilen  der  Monarchie  könnte  dies 
geradezu  zu  Preisen  führen,  die  von  Nothstandspreisen  nicht  weit  entfernt 
sind.  Wir  dürfen  nicht  übersehen,  dass  wir  heute  schon  in  Tirol  Getreide- 
preise haben,  die  zu  den  höchsten  in  Europa  gehören.  Nach  den  Angaben 
im  „Getreide  im  Weltverkehr“  waren  die  Jahresdurchschnittspreise  für 
100  Kilogramm  Weizen  in  Gulden  österreichischer  Währung  umgerechnet  in 


lonibrock 

BoEeo 

B«ra 

MdaelieD  B«rUo 

ItaliroO 

Pari« 

tsOD<)(>n 

18»4  . . 

. 8-82-9-32 

11-16 

8-18 

— 9-85 

9-14 

7-99 

8-93—  9 36 

915 

6 29 

1895  . . 

. 8 89-9-29 

10-86 

743 

- 9-75 

9 64 

8-36 

9-66—1011 

929 

6-.S3 

1896  . . 

. 916-9-67 

10-85 

7-85 

-10-16 

1024 

9-17 

1049-10-98 

925 

— 

Man  kann  sich  heute  schon  in  Tirol,  wie  auch  in  den  getreidearmen 
Karstgebieten  überzeugen,  wie  geringwertig  die  Qualität  des  daselbst  con- 
sumierten  Brotes  ist.  Eine  weitergehende  Vertheuerung  dieses  wichtigsten 
Nahrungsmittels  müsste  auf  die  Ernährungsverhältnisse  des  Volkes  in  der 
schlimmsten  Weise  einwirken.  Als  im  Jahre  1892  der  Weizenpreis  in  Berlin 
nach  und  nach  auf  circa  12  fl.  per  Metercentner  gestiegen  war,  da  wurde 
selbst  in  agrarischen  Kreisen  der  Gedanke  an  eine  vorübergehende  Ermässigung 
des  Zolles  erwogen.  Ein  solcher  Preis  müsste  binnen  kurzem  bei  Annahme 
des  in  Oesterreich  vorgeschlagenen  Weizenzolles  in  Tirol  als  ein  massiger 
gelten.  Das  Eingehen  auf  eine  solche  Forderung  ist  vom  österreichischen 
Standpunkte  unmöglich.  Ja  selbst  eine  geringere,  an  sich  aber  starke 
Erhöhung  der  Zölle  auf  Weizen,  etwa  in  der  für  Roggen  vorgeschlagenen 
Höhe,  brächte  Oesterreich  in  eine  Abhängigkeit  von  Dngarn.  die  es  vermeiden 
müsste.  Es  ist  nämlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  einem  ungünstigen 
Ausfall  der  Welternte  unter  der  Herrschaft  des  Zolles  Preise  eintreten, 
welche  durch  vorübergehende  Oeffnung  der  Grenzen  auf  ein  für  die  Be- 
völkerung erschwingbares  Maass  herabgesetzt  werden  sollen.  Dazu  wäre 
natürlich  die  Zustimmung  Unganis  einzuholen  und  es  ist  zweifelhaft,  ob  die 
österreichische  und  die  ungarische  Regierung  in  der  Beurtheiluiig  der  .Sach- 
lage übereinstimmen  werden,  wenn  die  Folge  dieser  üebereinstimmung 
eine  starke  Verletzung  ungarischer  Interessen  sein  wird.  Ob  überhaupt  eine 
Erhöhung  der  Getreidezölle  abzulehnen  wäre,  hängt  meines  Erachtens  von 
dem  Gang  der  handelspolitischen  Entwickelung  in  anderen  Staaten  ab. 
Bisher  hat  der  bestehende  Zoll  genügt,  um  die  Einfuhr  fremden  Weizens  — 
ausser  bei  ungünstiger  inländischer  Ernte  — zu  verhüten.  Wenn  im  Aus- 
lande die  Zölle  stark  erhöht  werden  sollten  und  dadurch  russisches  und 
überseeisches  Getreide,  von  fremden  Märkten  abgodrängt,  einem  Preisdruck 
unterliegen  würde,  der  sich  dann  naturgemäss  auf  die  Monarchie  Obertrüge, 
dann  wäre  meines  Erachtens  eine  aus  dieser  Weltlage  des  Getreidehandels 
sich  ergebende  Erhöhung  auch  unserer  Getreidezölle  gerechtfertigt.  Sie 
würde  im  wesentlichen  nur  die  Preise  auf  ihrer  gegenwärtigen  Höhe 

*)  Durchschnitt  aus  Jen  Preisen  von  2i)  Märkten  ohne  Consumabgahe, 
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stabilisieren  und  sollte  nicht  Aber  ein  dieses  Ziel  ins  Auge  fassendes  Maass 
hinaiisgehen. 

Eine  auffallende  Tbatsache  ist  die,  dass  auch  in  Vieh  und  Vieh- 
producten  Oesterreich  ein  Importstaat  ist  Wenn  man  die  Bilanz  des 
österreichischen  Vielihandels  nach  dem  Zollauslande  und  nach  Ungarn 
aufstellt,  so  zeigt  es  sich,  dass  dieselbe  nur  fdr  Kühe,  Jungvieh,  Pferde 
und  Eier  activ,  bei  allen  anderen  Arten  von  Rindvieh,  bei  Schafen,  Ziegen, 
Schweinen,  Maulthieren,  Esel  und  bei  Milch  und  Rahm  aber  zum  Theil 
sogar  stark  passiv  ist.''  Das  Verhältnis  zum  Zollausland  und  zu  Ungarn 
ist  dahei  das,  dass  die  Ausfuhr  .aus  Oesterreich  in  das  Zollauslaud  die 
Einfuhr  von  da  in  allen  Positionen,  ausser  bei  Liimmem,  Spanferkeln, 
Milch  und  Rahm,  worin  auch  hier  ein  allerdings  kleiner  EinfuhrQberschuss 
gegeben  ist.  Oberwiegt  Wenn  nicht  gerade  eine  starke  Schweine-  oder 
Schafausfuhr  die  Zißer  anschwellen  macht,  was  seit  1896  nicht  mehr  der 
Fall  ist,  handelt  es  sich  um  rund  100.000  Stück  der  verschiedenen  Vieh- 
gattungen und  um  etwa  Mill.  Metercentner  Eier.  Dagegen  ist  der  Einfuhr- 
überschuss für  OesteiTeich  aus  dem  V^iehhandel  mit  Ungarn  so  bedeutend,  dass 
er  circa  600.000 — 900.000  Stück  Vieh,  200.000  Metercentner  Eier  und  250.000 
Metercentner  Milch  und  Rahm  umfasst.  In  der  Stückzahl  der  Viehgattungen 
spielen  die  Schweine  eine  Hauptrolle,  bei  welchen  im  vergangenen  Decen- 
nium  die  Einfuhr  aus  Ungarn  bis  zu  einer  Million  angestiegen  war;  in  den 
letzten  Jahren  schwankt  sie  — und  zugleich  der  Einfuhrflberschuss  Oberhaupt 
— um  300.000 — 400.000  Stück.  Die  nächst  wichtige  Position  sind  Ochsen, 
Stiere  und  Büll'el.  Sie  ergab  1900  einen  Einfuhrüberschuss  von  221.513 
Stück  und  ist  aus  dem  Grunde  wichtig,  weil  sie  allein  neben  der  Position 
Milcb  und  Rahm  eine  Regelmässigkeit  in  ihrer  Bewegung  in  den  einzelnen 
Jahren  aufweist,  nämlich  ein  constantes  Anwachsen,  das  bei  Ochsen,  Stieren 
und  Büffeln  von  94.754  Stück  im  Jahre  1891  auf  di«  genannte  Zahl  ansteigt,  bei 
Milch  und  Rahm  in  demselben  Zeitraum  von  93.821  auf  2-38.529  Metercentner. 
Es  geht  daraus  deutlich  hervor,  dass  dieser  Einfuhrüberschuss  auf  einem  constant 
ansteigenden,  durch  die  einheimische  Viehwirtschafl  nicht  genügend  gedeckten 
Bedarf  beruht,  der  durch  das  Anwachsen  der  Bevölkerung  bestimmt  wird. 

Die  Monarchie  als  Ganzes  weist  nur  in  Eiern  und  Rindvieh  einen, 
beim  Rindvieh  allerdings  etwas  schwankenden  Ausfuhrüberschuss  auf,  der 
sich  ungefähr  in  der  Höhe  des  Mehrexportes  von  Oesterreich  hewegt. 
Vergleicht  man  die  Ziffern  des  .Vusfuhrhandels  Oesterreichs  in  das  Zoll- 
ausland mit  denen  der  .Ausfuhr  Ungarns  dahin,  so  zeigt  es  sich,  dass  Ungarn  in 
der  Regel,  aber  auch  nicht  immer,  eine  höhere  Ausfuhrziffer  bei  Schafen 
und  Ziegen  und  bei  Schweinen,  so  lange  eine  Sehweineausfuhr  bestand, 
aufweist,  während  bei  der  Ausfuhr  von  Rindvieh  (im  Jahre  1900  121.713 
gegen  34.614  Stück),  dann  bei  Pferden,  Eiern,  Milch  und  Rahm  Oesterreich 
eine  grössere  Ausfuhr  aufzuweisen  hat.  Oesterreich  hat  daher  zwar  einen 

*)  Eine  Uebersicht  über  den  Viebhandel  Oeaterreichn,  Ungnms  und  üneterreich- 
tJngarns  bei  r.  Meinzingen,  „Die  ländlichen  Nntzthicre  in  Oesterreich  nach  dem 
Stande  vom  81.  December  1900“  in  „Statiatiache  Monat aachrift“,  Jahrg.  1901,  S.  668  bis  678. 
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starken  Import,  ist  aber  doch  auch  zugleich  am  Kxport  interessiert.  Offenbar 
richtet  sich  seine  Viehzucht,  namentlich  in  den  Alpenländeni,  auf  den 
Eiport  nach  den  Weststaaten  ein  und  Oberlässt  den  heimischen  Markt 
dem  billigeren,  aus  dem  Osten  vordrängenden  Vieh.  In  der  Bilanz  stellt 
sich  dabei  ein  starkes  Viehdeficit  für  Oesterreich  heraus,  dessen  Grösse  umso 
auffallender  ist,  als  es  das  des  Deutschen  Reiches  flbertrifft.  Es  betrug  im 
Jahre  1899  das  Plus  der  Einfuhr  (+)  oder  das  Plus  der  Ausfuhr  ( — ) Stück 

in  Oeat«rreicb:  ini  DeoUchen  Reich: 

Ochsen + 161.203  + 60.971 

Stiere  ......  "p  8.30o  -f“  O.650 

Kühe — 12.789  + 58.151 

Jungvieh  ....  — 19.598  + 55.055 

Kälber + 1.589  12.762 

Schafe  und  Lämmer  4-  98.280  — 139.527 

Schweine  ....  + 390.59.5  + 65.602 

Nun  hat  Deutschland  allerdings  noch  eine  bedeutende  Mebreinfuhr 
von  frischem  und  zuhereitetem  Fleisch  in  der  Höhe  von  circa  478.000  Meter- 
centner  (im  Jahre  1899j,  während  sie  in  Oesterreich  nur  circa  70.000  Meter- 
centner  betragen  haben  dürfte.  Von  jener  Quantität  entfielen  circa  220.000 
Metercentner  auf  Rindfieisch  und  250.000  Metercentner  auf  Scliweincfleisch, 
eine  Quantität,  die  ungefähr  75.000  Ochsen  und  300.000  Schweinen  ent- 
sprechen mag.  Erhöht  man  die  Mehreinfuhrziffem  des  Deutschen  Reiches 
um  diese  Zahlen  und  vergleicht  man  sie  mit  jenen  Oesterreichs,  so  bleibt 
für  Oesterreich  immer  noch  eine  um  circa  30.000  höhere  Einfuhrziffer  bei 
der  Position  Ochsen;  bei  Kühen,  Jungvieh,  Kälbern  überwiegt  Deutschland 
bedeutend,  wogegen  es  beim  Schafvieh  grosse  Mengen  abgibt,  während 
Oesterreich  aufnimmt;  in  Schweinen  mag  sich  die  beiderseitige  Mehreinfuhr 
das  Gleichgewicht  halten.  Dieses  Resultat  ist  gewiss  überraschend,  wenn 
man  bedenkt,  dass  wir  es  beim  Deutschen  Reiche  mit  einer  Bevölkerung 
von  52  Millionen,  in  Oesterreich  mit  einer  solchen  von  26  Millionen  zu 
tluin  haben.  Vergleicht  mau  den  Viehstand  nach  den  Viehzählungen  von 
1900  in  Oesterreich  und  Preussen  und  1897  in  Deutschland,  so  entfielen 
auf  1000  Einwohner  Stück 


KindTi«h 

Schafe 

Schweine 

in 

Oesterreich  . . . 

...  364 

100 

174 

iu 

Preussen  .... 

...  316 

205 

918 

in 

Deutschland  . . . 

. . . 354 

208 
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Unser  Schaf-  und  .Schweinebestand  ist  daher,  auch  relativ,  wesentlich 
kleiner  als  jener  in  Preussen  und  Deutschland  überhaupt.  Der  Rindvieb- 
bestand  ist  grösser,  aber  kaum  zu  gross,  da  wir  zwar  mehr  Kühe  und 
Jungvieh  abgeben  als  wir  aufnehmen,  dafür  aber  einen  bedeutenden  Mehr- 
iniport  von  Ochsen  haben.  Hier  scheint  darnach  die  Zusammensetzung  des  ein- 
heimischen Viehstandes  und  seine  Qualität  nicht  dem  Bedarfs  augepasst  zu  sein. 

Dass  eine  Steigerung  des  Viehstandes  in  Oesterreich  wünschemswert 
ist,  kann  angesichts  seiner  ausserordentlich  grossen  Einfuhr  nicht  bezweifelt 
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werden;  dass  die  natürlichen  15>-dingnngen  sie  znlassen,  wird  wohl  nicht 
in  Abrede  gestellt  werden.  Wenn  sie  durch  eine  Erhöhung  der  Viehzölle 
bewirkt  werden  kann,  dann  wird  eine  solche  zu  befürworten  sein.  Aber 
auch  hier  ist  es  fraglich,  ob  die  östeiTeichischen  Landwirte  von  der  Er- 
höhung Nutzen  ziehen  werden,  da  für  sie  bisher  der  deutsche  Markt 
wichtiger  gewesen  zu  sein  scheint  als  der  einheimische,  von  Ungarn 
beherrschte.  Um  angesichts  der  starken  Expansion  der  ungarischen  Land- 
wirtschaft doch  auch  noch  für  die  österreichische  einen  Vortheil  zu 
gewinnen,  wurden  daher  auch  hier  ausserordentliche  Maassregeln  vor- 
gesclilagen.  wie  die  Grenzsperre  für  Vieh  aus  Russland  und  aus  den  Ralkan- 
staaten.  Wenn  veterinärpolizeiliche  Maassnahmen  eine  solche  Sperre  nöthig 
machen,  ist  gegen  sie  nichts  einzuwenden.  Allein  wir  wissen  aus  den 
Erfahrungen,  die  wir  mit  Deutschland  und  Rumänien  gemacht  haben,  dass 
die  Handhabung  der  Veterinärpolizei  leicht  zu  ungerechtfertigten  Maassregeln 
fährt  und  dann  Verbitterung  hervorrnft,  die  handelspolitische  Rückwirkungen 
zum  Schaden  unserer  Eiportinteressen  erzeugt.  Hohe  Zölle  wären  daher 
immer  noch  willkürlichen  Veterinärmaassregeln  vorzuziehen.  Für  Oesterreich 
wären  aber  niedrige  Viehzölle  in  Deutschland  noch  wichtiger. 

Bei  Betrachtung  der  dritten  Hauptgruppe  der  geforderten  Agrarzölle, 
der  Rohstoffzölle,  tritt  die  eigeuthflmiiche  Sonderstellnng,  welche 
Agrarzölle  einnehmen,  ganz  besonders  ileutlich  hervor.  Vom  Standpunkte 
der  Theorie  des  .Schutzes  der  nationalen  Arbeit’  können  auch  diese  Zölle 
nicht  abgelohnt  werden.  Auch  hier  muss  man,  wenn  man  sich  auf  ihren 
Boden  stellt,  sagen,  wie  es  die  deutschen  Steuer-  und  Wirtschaftsreforraer 
schon  vor  2,'i  .Jahren  gethan  haben:  .es  ist  ein  Fehler  früherer  Wirtschafts- 
lehrer,  einen  künstlichen  Unterschied  zwischen  Rohproduct  und  Manufact 
zu  machen,  wornach  das  Rohproduct  frei  eingehen  müsse,  als  hätte  dessen 
Herstellung  keine  Menschenkraft  und  Capitalsauslagen  gekostet.“  Allein 
selbst  Fürst  Bismarck  hatte  in  diesem  Punkte  seine  Theorie  verlassen  und 
in  dem  schon  citierten  Schreiben  vom  Princip  der  Zollpilicht  ausdrücklich 
ausgenommen  ..diejenigen  für  die  Industrie  unentbehrlichen  Rohstoffe,  welche 
in  Deutschland  gar  nicht,  und  nach  Befund  auch  die,  welche  nur  in  einer 
ungenügenden  Quantität  oder  Qualität  erzeugt  werden  können.“  In  diesem 
Punkte  machen  sich  eben  die  Wirkungen  der  Verflechtung  der  einzelstaat- 
liclien  Wirtschaftsgebiete  in  den  internationalen  Wirtschaftsverkehr  in  be- 
sonderem Maasse  geltend.  Die  Vertheuerung  der  Rohstoffe  erschwert  allen 
exportierenden  Industrien  die  Concurrenz  auf  fremden  Märkten  und  gefährdet 
damit  den  Export;  aber  .auch  der  Absatz  im  Inlande  wird  dadurch  bedroht, 
einestheils.  weil  die  allgemeine  Preissteigerung  manche  Bevölkerungsschichten 
zur  Minderung  des  Consums  und  zum  Aufsuchen  von  Surrogaten  zwingt, 
anderentlieils  deshalb,  weil  nunmehr  für  die  unter  günstigeren  Bedin- 
gungen arbeitenden  ausländischen  Industrien  die  Möglichkeit  gegeben  ist. 
trotz  der  Schutzzölle  auf  Industrieproducte  mit  ihren  Waren  in  das 
Inland  zu  kommen.  Wenn  die  Vertheuerung  des  Rohstoffes  auf  das 
Inland  beschränkt  bleibt,  wie  es  dann  anzunehmen  ist.  wenn  sie  durch 
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den  Hohstoffzoll  hervorgeriifen  ist,  dann  wirkt  sie  dem  Schutz  der 
IndustriczöUe  entgegen.  Suchte  man  aber  diese  im  Verhältnis  zu  jenem 
zu  erhöhen,  dann  ist  nur  das  eine  sicher,  dass  eine  allgemeine  Vertheuerung 
im  Inlande  eintreten  wird,  welche  wieder  die  Exportinduslrien  auf  da.s  schwerste 
schädigen,  die  ausländischen  Industrien  zur  Einfuhr  anreizen  und  im  Qbrigeu 
im  Inlande  eine  V'erschiehung  in  den  Productionsbedingungen,  Vermögens- 
und Einkommensverhältnissen  bewirken  wird,  deren  Richtung  und  Grösse 
sich  nicht  voraussehen  lässt.  Nur  das  ist  gewiss,  dass  alle  Bevölkerungs- 
gruppen  mit  festem  oder  schwer  zu  erhöhendem  Einkommen  dabei  den 
Kürzeren  ziehen  müssen  und  dass  die  Grossbetriehe  weniger  getroffen 
werden  als  die  kleineren.  Bei  der  Natur  der  hier  in  Frage  stehenden  Koh- 
stoffproduction  ist  eine  erzieherische  Wirkung,  zu  deren  Gunsten  die  Be- 
völkerung vorübergehend  die  Lasten  tragen  könnte,  nur  in  geringem  Maasse 
wahrscheinlich.  Wie  in  den  meisten  Füllen  der  Agrarzölle,  handelt  es  sich  auch 
hier  um  eine  durch  das  Mittel  der  Zollpolitik  zu  erreichende  zwangsweise 
Änderung  des  Einkommensvertheilung  zugunsten  der  Landwirtschaft  trei- 
heoden  Bevölkerung,  welche  durch  innere  Concurrenz  nicht  wieder  beseitigt 
werden  wird. 

Darum  hat  auch  bisher  das  nationale  Schutzsystem  in  den  Staaten 
mit  Wirtschaftsorganisationen,  welche  für  Eingriffe  empfindlich  sind,  die  den 
überkommenen  Gang  der  Entwickelung  stören  könnten,  vor  den  Rohstoffen 
Halt  gemacht.  Ausgesprochene  Schutzzölle  auf  Rohstoffe  haben  Griechen- 
land, Bulgarien,  Rumänien,  Serbien,  Portugal,  Spanien,  Russland  und  die 
Vereinigten  Staaten.  Es  ist  eine  eigenthümlichc  Vereinigung  von  Volks- 
wirtschaften, die  hier  gemeinsam  dem  Princip  des  Rohstoffzolles  huldigen. 
Auf  den  ersten  Blick  ist  cs  klar,  dass  Russland  und  die  Vereinigten  Staaten 
nicht  mit  den  anderen  genannten  Staaten  in  gleicher  Weise  beurtheilt  werden 
können.  Hier  haben  wir  es  mit  kleinen,  industriell  schwachen  Staaten  zu 
thun,  bei  denen  zeiTüttete  Finanzen,  ungeordnete  Wähningen,  mangelhafte 
Creditsicherheit  oder  die  Einfachheit  der  wesentlich  auf  die  Bodenproduction, 
Hausfleiss  und  Handwerk  gegründeten  Volkswirtschaft  mit  mangelhafter 
Städteentwickelung  die  Wirkung  von  Kobstoffzöllen  entweder  Oberhaupt 
nicht  aufkommen  lassen  oder  die  Handelspolitik  doch  den  finanziellen  und 
Währungsinteressen  unterordnen.  Niemand  wird  diese  Staaten  für  Mittel- 
europa als  Vorbild  empfohlen  wollen.  Anders  steht  cs  mit  Russland  und 
Nordamerika.  Diese  Riesenstaatcn  machen  gerade  durch  ihre  geschlossene 
Handelspolitik  einen  nicht  geringen  Eindruck.  Allein  wie  ganz  anders  ge- 
artet sind  diese  Gemeinwesen  von  unermesslicher  Entwickelungsfthigkeit 
und,  in  gewissem  Sinne,  Jugendlichkeit  ihres  Wirtschaftslebens,  verglichen 
mit  unseren  alten  europäischen  Culturstaaten  und  ihrer  fein  differenzierten 
Productionsorganisation  und  Berufsgliederung!  .lene  Gebiete  können  die 
Selbstversorgung  mit  den  wichtigsten  Rohstoffen  durchsetzen,  da  sie  unge- 
heuere Mengen  an  die  übrige  Welt  abgehen.  Hier  bedeutet  der  Rohstoffzoll 
nicht  ein  Mittel,  einer  nicht  vermehrbaren  Berufsgruppe  der  Bevölkerung 
steigendes  Einkommen  zu  sichern,  sondern  eine  in  ihrer  Wirkung  auf  den 
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Grenzverkebr  eingeschränkt«  Vervollständigung  des  Zollsystems,  welche 
einem  hier,  aber  nicht  in  den  Kinzelstaaten  Mitteleuropas  durchführbaren 
Princip  der  Ahschliessiing  entspringt. 

Es  kann  aber  nicht  geleugnet  werden,  dass  der  Begriff  des  Kohstoffes 
in  dem  hier  anzuwendeiiden  Sinne  nicht  einfach  ist.  Wir  denken  heute 
an  Baumwolle,  Jute,  Cocons,  Rohseide,  Wolle,  Flachs.  Häute  und  Felle, 
wenn  wir  von  Rohstoffen,  die  wir  von  Zöllen  frei  halten  wollen,  sprechen. 
Diese  Producte  waren  in  der  Monarchie  entweder  nie  oder  doch  seit  1865 
nicht  mehr  mit  Zöllen  belegt.  Sie  hatten  wir  auch  bei  dem  Vergleich  mit 
dem  Auslande  im  Auge.  Dass  Baumwolle  und  Jute  überhaupt  nur  als 
Concurrenzproducte  für  Wolle  und  Flachs  in  Betracht  kommen  und  hier 
der  Zoll  in  einer  ganz  neuen  Richtung,  zum  Zwecke  der  Enielung  einer 
Bedarfsverschiebuug  durch  Preisvertheuerung  der  Baumwoll-  und  Jutewaren, 
Verwendung  finden  soll,  sei  nur  nebenbei  eiwälint  und  nicht  zu  stark  betont. 
Obwohl  gerade  diese  Zollvorschläge  ganz  bedeutendes  Aufsehen  hervorgerufen 
haben,  dürfte  es  doch  nicht  unmöglich  sein,  analoge  Wirkungen  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Industriezölle  nachzuweisen.  Das  Wichtige  ist,  dass  man 
Zölle  auf  Rohstoffe  der  Teitil-  und  Lederindustrie  überhaupt  ablehnt  und 
vor  allem  sie  als  .Rohstoffzölle*  unter  Anführungszeichen  erwähnt,  die 
grundsätzlich  nicht  eingeführt  werden  sollen.  Gibt  es  aber  nicht  auch  sonst 
Itohstoffe,  deren  Production  sich  doch  eines  Schutzes  erfreut?  Hat  nicht 
Deutschland  seinen  Rohholzzoll?  Ist  heute  nicht  der  Zoli  auf  Fleisch,  Obst, 
Gemüse  allgemein  verbreitet  und  angenommen,  obwohl  auf  ihre  Verarbeitung 
manche  Eiportindustrie  (Conservenindiistrie!)  gegründet  ist?  Warum  soll 
das  Vlies  des  Schafes,  die  Haut  des  Rindes  als  .Rohstoff*  gelten,  der 
nicht  geschützt  werden  darf,  während  das  Fleisch  desselben  Thieres  eines 
Schutzes  gewürdigt  wird.  Sind  nicht  schliesslich  alle  Producte  der  Land- 
wirtschaft Rohstoffe  oder,  wenn  man  will,  alle  auch  Industrieprodiicte?  Man 
sieht,  es  tauchen  sehr  ketzerische  Fragen  in  Bezug  auf  diese  Zölle  auf  und 
aus  dem  Wesen  des  .Rohstoffes*  wird  man  keine  Entscheidung  ableiten 
können.  Es  wird  sich  vielmehr  nur  darum  handeln  können,  wie  bei  jedem 
anderen  Zoll  zu  prüfen,  ob  die  Belastung,  die  durch  den  Zoll  auf  die  ge- 
nannten Producte  eintritt,  überwunden  werden  kann  durch  eine  ihm  inne- 
wohnende erziehliche  Wirkung,  durch  Steigerung  der  Production  und  Con- 
currenz  im  Inlande,  oder  ob  die  damit  verbundene  Verschiebung  in  den 
Einkommensverhältnissen  der  Bevölkerung  zu  Gun.sten  der  Landwirte  das 
Opfer  aufwiegt,  das  die  anderen  Gruppen  vermöge  des  Zolles  zu  tragen 
haben.  Ich  habe  schon  oben  angedeutet,  dass  wir  diese  Fragen  meines 
Erachtens  für  die  hier  in  Betracht  kommenden  Waren  verneinen  müssen. 

Das  Gesaramturtheil,  das  wir  vom  Standpunkte  der  österreichischen 
Interessen  über  die  agrarischen  Zollforderungen  fällen  müssen,  ist  daher  ein 
wenig  günstiges.  Sie  belasten  unsere  Bevölkerung  wesentlich  zu  Gunsten 
Ungarns.  Der  Vorsprung,  den  die  ungarische  Landwirtschaft  vor  der  öster- 
reichischen hat,  ist  ein  bedeutender.  Sie  wird  immer  einen  Druck  auf  die 
österreichischen  Märkte  ausüben.  Damit  unseren  Landwirten  ein  greifbarer 
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Vortheil  bleibt,  mnsser  die  Zölle  sehr  hoch  gespannt  sein,  so  dass  die 
Belastung  zu  Gunsten  Ungarns  unverhältnismässig  hoch  wird.  Ob  dadurch  der 
Vortheil,  den  unsere  Industrie  aus  dem  frei  zugänglichen,  in  seiner  Kauf- 
kraft erhöhten  ungarischen  Markte  ziehen  kann,  in  gleichem  Maasse  wäcli4, 
ist  fraglich;  die  Verschmelzung  der  beiden  Wirtschaftsgebiete,  ihre  Verein- 
heitlichung mit  der  Tendenz  gleichmässiger  Verbreitung  der  auf  einen  Punkt 
gehäuften  wirtschaftlichen  Unterstützung  findet  in  der  gesonderten  Wirtschafts- 
politik beider  Staaten,  in  dem  geminderten  Verkehr  und  in  dem  Streben  nach 
gleichmässiger  Entwickelung  aller  Productivkräfte  in  jedem  von  ihnen  eine 
starke  Schranke;  die  finanzielle  Kräftigung  Ungarns  durch  die  mit  dem 
steigenden  Zollschutz  verbundene  steigende  Steuerkraft  der  ungarischen 
Landwirte  kann  unserem  Staate  keinen  Nutzen  gewähren.  So  entspringen  aus 
der  eigenthOmlichen  staatlichen  und  wirtschaftlichen  Verfassung  der  Monarchie 
Besonderheiten,  welche  ohne  Rücksicht  auf  die  hier  kaum  gestreiften  allge- 
meinen Nachtheile  des  Agrarschutzes.  wie  sie  sich  auch  in  einheitlichen 
Staaten  zeigen,  die  .Agrarzölle  vom  österreichischen  Standpunkt  abfällig  zu 
beurlheilen  nöthigen.  Jedes  Mittel  positiver  Unterstützung  der  Landwirtschaft 
wäre  dem  des  Zollschutzes  vorzuzicbeu.  Jeder  niässige  Zollschutz  Ungarn 
gegenüber  für  unsere  Landwirtschaft  wertvoller  als  ein  Zoll  von  dreifacher 
Höhe,  der  die  Monarchie  umspannt. 

Bei  Beurtheilung  der  zollpolitisehen  Forderungen  der  Industrie 
stossen  wir  nicht  auf  so  grosse  Principienfragen,  wie  bei  Betrachtung  der 
Agrarzölle.  An  ein  Auflassen  des  Industrieschutzes  ist  nicht  zu  denken.  Es 
gibt  zwar  dank  der  tüchtigen  Arbeit,  welche  unsere  Unternehmer  auf  vielen 
Gebieten  in  den  letzten  Jahrzehnten  geleistet  haben,  einige  starke  und 
leistungsfähige  Industrien,  welche  selbst  bei  Freihandel  bestehen  könnten, 
ja  manche  würden  davon  Vortheil  ziehen.  Aber  es  wäre  Thorheit  zu  glauben, 
Oesterreich  könnte  wie  einst  England  den  Wegweiser  für  eine  neue  Richtung 
der  Handelspolitik  aufstellen  und  seine  von  zollgeschützten  Staaten  umgebene 
Industrie  dem  Wettbewerb  der  Welt  aussetzen,  zumal  in  einem  Zeitpunkte, 
in  welchem  die  Widerstandsfähigkeit  der  ganzen  europäischen  Industrie- 
Organisation  durch  die  Conenrrenz  der  Vereinigten  Staaten  auf  die  Probe 
gestellt  wird.  Gerade  in  Oesterreich  hat  die  Industrie  mit  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen,  die  so  tief  in  den  geographischen,  ethnographischen,  volks- 
wirtschaftlichen und  staatlichen  Zuständen  wurzeln,  dass  ihre  Ueherwindung 
eineu  grossen  Theil  der  Kraft  und  des  Erfolges  der  Unternehmer  bindet. 
Die  Steuerlast,  die  sie  zu  tragen  hat,  gehört  zu  den  höchsten  in  Europa; 
vom  AVeltverkehr,  der  sein  Centrnm  ja  doch  im  Nordwesten  Europas  hat, 
ist  Oesterreich  weit  abgelegen;  sein  einziger,  an  der  Adria  gelegener  Hafen 
ist  durch  Gebirge  und  weite  wirtschaftlich  unentwickelte  und  schwer  zu 
entwickelnde  Gebiete  von  seinen  Indiistriecentren  getrennt;  der  Wohlstand 
der  Bevölkerung  in  Oesterreich  ist  gering,  daher  der  heimische  Absatz 
beschränkt;  die  Städteentwickelung  ist  zurückgeblieben;  für  technische  und 
kaufmännische  Intelligenzen  ist  daher  in  der  Heimat  ein  geringer  Spielraum 
gegeben,  so  dass  viele  persönliche  Kräfte  im  Ausland  statt  in  der  Heimat 
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wirksam  w erden;  die  fOr  die  Grossindustrie  in  Betracht  kommenden  technischen 
Schulen  sind  in  ihren  Lehrmitteln,  Versuchsanstalten,  Laboratorien  hinter  dem 
Auslande  zurBckgeblieben ; die  Arbeiterbevölkernng  ist  zwar  in  einzelnen  Ge- 
bieten sehr  ttichliß,  in  vielen  aber  noch  ungeschult,  ungebildet  und  an 
industrielle  Arbeit  nicht  gewBhnt;  auch  an  Hemmungen  psychologischer  Art 
fehlt  es  nicht;  das  allgemeine  ürtheil  über  industrielles  Unternehmerthum, 
Ober  Wert  und  Nutzen  der  Grossindustrie  ist  von  kleinhfirgerlichen  Vor- 
stellungen beeinflusst,  verwechselt  rein  speculative  und  industrielle  Capital- 
verwertung,  hat  manche  Missgriffe  in  der  Verwaltung  gezeitigt.  Diese  Ungunst 
innerer  Verhültnisse  wird  durch  seine  nachbarlichen  Beziehungen  nicht  ver- 
bessert. Es  hat  nur  einen  Nachbar,  der  einen  aufnahmsfähigen  Markt  dar- 
stellt,  Deutschland,  während  doch  die  Schweiz,  auf  die  man  manchmal  ver- 
weist, in  Deutschland  und  Frankreich  die  beiden  reichsten  Märkte  des  Continents 
in  der  Nähe  hat,  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Schweiz  an  einer  uralten 
Heerstrasse  europäischer  Wanderungen  liegt.  Ja  nicht  einmal  das  Ausfalls- 
tbor  nach  dem  Balkan  ist  für  die  üsterreichische  Industrie  ofl'en,  da  Ungarn 
ihr  den  Weg  mit  seinen  Interessen  verlegt.  Diese  Lage  muss  man  im  Auge 
behalten,  wenn  man  das  Schutzbedfirfnis  der  Ssterreichischen  Industrie  gerecht 
würdigen  will.  Es  ist  kein  unbilliger  Wunsch,  dass  ihren  ungünstigen  Wir- 
kungen auch  durch  Schutzzölle  in  den  Grenzen  entgegengearbeitet  werde, 
die  jeder  Schutzzollpolitik  gesteckt  sind,  die  nicht  prohibitiv  sein  will.  Denn 
ein  System  nationaler  Absperrung  vermöchte  unserer  Industrie  nicht  zu 
helfen,  wohl  aber  würde  es  unsere  Volkswirtschaft  schädigen.  Oesterreich 
war  bis  1850  abgesperrt  und  hat  keinen  Segen  davon  gehabt.  Heute,  wo 
man  die  Grundlage  für  die  Entwickelung  einer  Industrie  nicht  mehr  in 
localen,  ja  nicht  einmal  mehr  in  den  durch  die  Grenzen  von  Grosstaaten 
umschriebenen  Märkten  sucht,  sondern  sie  aufbaut  auf  dem  Absatz,  der  in 
den  Welttheilen  zu  suchen  ist,  repräsentiert  eine  Volkswirtschaft  wie  die 
österreichisch-ungarische  nicht  mehr  eine  leistungsfähige  Einheit.  Wenn 
auch  für  viele  Industrien  ausreichender  Platz  zur  Entwickelung  ist,  bis  sie 
diesen  Raum  ausgefüllt  und  die  einheimische  Consumtion  versorgt  haben, 
ist  doch  diese  Basis  für  eine  grosse  Industrie-  und  industrielle  Handels- 
politik zu  klein,  Heute  treten  auf  dem  Weltmärkte  die  specialisierten  und 
die  combinierten  Grossindnstrien  beherrschend  auf;  jene,  welche  sich  auf 
die  Herstellung  eines  Productes  oder  Theilproductes  werfen  und  jene, 
welche  von  der  Rohstoftgewinnung  bis  zur  Finalproduction  den  Productions- 
process  in  eigenen  Unternehmungen  vereinigen.  Solche  Unternehmungen 
gedeihen,  wenn  sie  im  heimischen  Absatz  eine  starke,  wenig  schwankende 
Stütze  haben,  die  Grösse  ihrer  Production  zwingt  sie  aber,  auch  fremde 
Märkte  aufzusuchen  und  ihre  Ersparnis  an  Productionskosten  ermöglicht 
dies.  Eine  solche  Ausbildung  der  Industrie  ist  Oesterreich  bei  dem 
beschränkten  Absatz  im  Inlande  nur  in  bescheidenem  Maasse  möglich.  Wird 
doch  z.  B.  die  ganze  Maschinenproduction  Oesterreich-Ungarns  zusainmen- 
genommen  nur  auf  circa  220  Mill.  Kronen  geschätzt,  während  in  Deutschland 
der  Wort  des  Maschinen ez p o rt es  allein  soviel  beträgt.  Wie  hier  leidet  die 
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österreichisclie  Industrie  auch  auf  anderen  Gebieten,  so  auf  dem  der  Baumwoll- 
apinncrei,  der  Papierfabrication  eingestandenermaassen  unter  dem  Mangel  der 
Specialisierung  gegenüber  den  hochentwickelten  ausländischen  Industrien. 
Dieser  Thatsache  gegenüber,  wie  angesichts  der  Vortheile,  welche  in  gewissen 
Industrien  des  Auslandes  durch  Capitalsconcentration  erreicht  werden,  wäre 
es  ein  vergebliches  Ueginnen.  den  Versuch  zu  machen,  Oesteireich  zu  iso- 
lieren. Es  kann  vielmehr  nur  das  das  Ziel  sein,  Österreich  so  gut  es  geht  an 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Entwickelung  theilnehmen  zu  lassen,  darauf 
einzuwirkeu,  dass  auch  seine  Industrie,  auf  den  heimischen  Absatz  gestützt, 
sich  in  die  grosse  internationale  Industrieorganisation  eingliedere  und  an  der 
Versorgung  der  Märkte  nach  seinen  Kräften  theilnehme.  Soweit  dabei  der 
Zollschutz  in  Betracht  kommt,  ergibt  sich  daraus  die  Forderung  möglichster 
Specialisierung  der  Zölle,  um  in  jenen  Productionszweigen,  in  welchen  wir 
leistung.slahig  sind  und  den  inländischen  Markt  versorgen  können,  einestheils 
genügenden  Zollschutz  auf  die  maas.sgebenden  Waren  zu  legen  und  ander- 
seits doch  eine  unnöthige  Belastung  anderer  Waren,  wie  es  bei  Gruppen- 
zöllen unvermeidlich  ist,  zu  unterlassen.  Ob  und  in  welchen  Füllen  dabei 
Ober  das  Maass  der  bisherigen  Zölle  hiuauszugehen  sein  wird,  lässt  sich 
nur  auf  Grund  von  Specialunt^rsuchungen  der  einzelnen  Fälle  entscheiden. 
Das  ist  ja  eben  einer  der  grossen  Unterschiede  zwischen  Agrar-  und  Industrie- 
zöllen, dass  die  ersteren  einheitliche  Warengruppen  ergreifen,  die  in  grossen 
Massen  consumiert  werden,  während  die  letzteren  nach  hunderterlei  Waren- 
arten diflerenziert  werden  und  jeweils  nur  eine  begrenzte  Consumentengruppe 
treffen.  Dazu  kommt,  dass  die  technischen  Productionsbedingungen  in  der 
Industrie  sich  auch  in  kurzen  Zeiträumen  in  hohem  Grade  ändern,  weshalb 
ein  vor  10  Jahren  zweckmässiger  Zollschutz  in  diesem  Zeiträume  seine 
Bedeutung  ganz  verlieren  kann.  Wie  die  früher  auf  S.  454  gegebene  Über- 
sicht der  Einfuhrveränderungen  1891  und  1900  darthut,  ist  insbesondere  auf 
dem  Gebiete  des  Papiers  und  der  Papierwaren,  der  Eisenwaren,  der  Maschinen, 
der  chemischen  Hilfsstoffe  und  chemischen  Producte  eine  bedeutende  Einfuhr- 
steigerung eingetreten,  und  wird  daher  hier  die  Prüfung  des  bisherigen  Zoll- 
schutzes vor  allem  einzusetzen  haben.  Im  allgemeinen  aber  kann  nach  dem,  was 
früher  über  die  Bedeutung  und  Wirkung  des  Zolltarifs  vom  Jahre  1887  gesagt 
worden  ist,  dieser  Tarif  als  ein  nicht  mehr  zu  steigernder  angesehen  werden. 

Aber  auch  innerhalb  der  Industrie  fehlt  es  nicht  an  einem  starken 
Gegensatz  der  Interessen.  Namentlich  innerhalb  der  Eisenindustrie,  Leder- 
industrie, Baumwollindustrie  ist  das  Schutzbedflrfnis  der  Producenten  von 
Halbfabrikaten,  Roheisen,  Leder,  Garnen  zu  dem  Interesse  der  diese  Halb- 
fabrikate für  den  Eiport  verarbeitenden  Industrien  in  einen  schroffen  Wider- 
spruch getreten,  der  nicht  unbeachtet  bleiben  kann.  Denkt  man  ernstlich 
daran,  den  industriellen  Absatz  auf  auswärtigen  Märkten  aufrecht  zu  erhalten, 
dann  muss  dem  Eiportbedürfnis  durch  eine  freiere  Gestaltung  des  Ver- 
edclungsverkehres,  durch  die  Möglichkeit  des  zollfreien  Bezuges 
billigerer  ausländischer  Halbfabrikate  für  die  Zwecke  des  Exportes  Rechnung 
getragen  werden. 
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IV. 

Es  erübrigt  noch  eine  Orientierung  Ober  die  Richtungen  des  aus- 
wärtigen Handels  der  Monarchie  und  über  die  Stärke,  mit  der  das  Handels- 
interesse Oesterieich-Üngarn  und  die  übrigen  Staats-  und  Wirtschaftsgebiete 
verknüpft.  Diesem  Zwecke  dienen  die  folgenden  üebersichten  über  die  Ein- 
und  Ausfuhr  Oesterreich-Ungarns  im  Jahre  1900,  getrennt  nach  Gebieten 
und  Warengruppen.  Die  hier  vorgenommene  Warengnippieriing  bezweckt 
die  Stärke  des  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Interesses  an  den 
Handelsbeziehungen  zu  den  einzelnen  Gebieten  wenigstens  ini  allgemeinen 
erkennen  zu  lassen.  Eine  solche  Scheidung  ist  bekanntlich  nicht  leicht  und 
nicht  ohne  Willkür  vorzunehmeu.  Die  grosse  Gruppe  der  Halbfabrikate 
bietet  kaum  zu  Oberwindende  Schwierigkeiten,  aber  auch  die  der  Gatiz- 
fahrikate  verlangt  eine  besondere  Beachtung,  wenn  man  nicht  vom  productions- 
technischen,  sondern  vom  productionspolitischen  Standpunkte  ausgeht.  Butter, 
Wein,  Käse,  Bier,  Brantwein,  Zucker,  Mehl  u.  s.  w.  sind  sicherlich  Ganz- 
fabrikate, für  die  Betrachtung  der  Stellung  von  Landwirtschaft  und  Industrie 
können  sie  aber  nicht  mit  Haumwoligeweben,  Eisenwaren,  Maschinen  u.  s.  vv. 
zu  einer  Einheit  zusammengezogen  werden.  Ebensowenig  kann  die  Ver- 
einigung von  Kaffee.  Thee.  Tabak  u.  dgl.  mit  Getreide,  Obst,  Kartoffeln 
zur  Einheit  .Rohstoffe  des  Pflanzenreiches*  eine  Beurtheiiung  der  Stellung  der 
einheimischen  Landwirtschaft  eniiOglichen.  *)  Ich  habe  daher  eine  Gruppierung 
versucht,  welche  den  hier  zu  verfolgenden  Interessen  mehr  entspricht.  Zunächst 
wurden  jene  Nahrungs-  und  Genussmittel  zusammengefasst,  welche  im 
Inland  gar  nicht  oder  doch  nur  in  verhältnismässig  geringen  Quantitäten 
gewonnen  werden  können:  Cidonialproducte,  Südfrüchte,  Tabak.  Ihnen 
gegenüber  kann  die  Handelspolitik  keine  productionspolitischen  Ziele  verfolgen, 
zumal  die  Tabakverarbeitung  durch  das  Staatsmonopol  dem  privatwirtschaft- 
lichen Interessenkreis  entrückt  ist.  In  einer  zweiten  Gruppe  werden  alle 
anderen  Nahrnngs-  und  Genussmittel  mit  Ausnahme  von  Zucker  zusammen- 
gefasst; es  sind  jene,  welche  dem  heimischen  Boden  abgewonnen  werden 
oder  — soweit  die  Eutwickelungsfähigkeit  der  Landwirtschaft  es  gestattet  — 
abgewonueu  werden  können,  ohne  Unterschied,  ob  sie  als  Rohstoffe,  Halb- 
fabrikate (Malz  I oder  Ganzfabrikate  (Mehl,  Getränke  u.  s.  w.)  in  Betracht 
kommen.*)  Dem  Zucker  wurde  wegen  des  besonderen  Einflusses,  den  er  auf 
unsere  Handelsbilanz  ausObt,  eine  eigene  Rubrik  eingeräumt,  ln  den  folgenden 
Rubriken.  Rohstoffe  und  Fabrikate,  sind  infolgedessen  keine  Nahrungs-  und 
Genussmittel  enthalten,  hier  wurden  vielmehr  ausschliesslich  Materialien  und 
Products  der  industriellen  ThäÜgkeit  im  engeren  Sinne  des  Wortes  einge- 
reiht. Und  zwar  in  der  ersteron  ausser  den  gewöhnlichen  Rohstoffen  (Roh- 

')  Mit  Recht  hervorgehoben  von  Krankl.  Unsere  künftige  Handelspolitik  vom 
Standpnnkte  der  I.and-  and  Forstwirtschaft,  Wien  1900,  S.  II  ff. 

*)  Es  sind  die  Clasaen  VI— IX,  XIII  nnd  XIV  unseres  Zolltarifes.  dazu  ein  Drittel  der 
Classen  X— XIT  (Thicrisebe  Prodnete,  Fette,  Oele  fette).  Natürlich  laufen  noch  hier 
Fehler  unter,  wie  der  der  Kinrechnung  von  Zugvieh  und  Pferden,  die  doch  in  erster  Linie 
nicht  der  Ernährung  dienen,  doch  sind  diese  — übrigens  quantitativ  nicht  belangreichen  — 
Fehler  eben  nicht  zu  vermeiden. 
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holr,  Kolile,  Baumwolle,  Wolle  u.  s.  w.)  auch  manche  sogenannte  Halb- 
fabrikate, welche  ihrem  Verarbeitnngsstadium  nach  eher  als  Rohstoffe,  denn 
als  Fabrikat  zu  bezeichnen  sind.  Die  wichtigsten  hierher  gerechneten  Gruppen 
bilden  Roheisen,  Sägeholz,  Leder,  nicht  confectioniertes  Pelzwerk,  Fette, 
fette  Oele,  chemische  Hilfsstoffe.  Färb-  und  Gerbstoffe.*)  Game,  Drähte, 
Bleche.  Platten  u.  s.  w.  wurden  in  die  nächste  Gruppe,  Fabrikate  der 
Industrie,  eingereiht.  Endlich  wurden  noch  getrennt  auagewiesen.  weil  sie  fflrden 
erwähnten  handelspolitischen  Zweck  nicht  in  Betracht  kommen,  literarische 
und  Kunstgegenstäiide  und  Abfälle.  Die  Rechnung  wurde  so  geführt,  dass 
möglichst  eine  Abrundung  auf  100.000  Kronen  vorgenommen  wurde  und 
einige  kleine  Gebiete,  wie  Montenegro,  die  gesondert  ausgewie.seuen  Hafen- 
gebiete (für  die  Einfuhr),  ausser  Betracht  geblieben  sind,  so  dass  die  Gesammt- 
zilTern  ein  wenig  hinter  den  Ausweisen  der  Handelsstatistik  Zurückbleiben. 

Es  betrug  darnach  in  Mill  Kronen 
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Würde  man  auch  dieee  Producte  »n  den  industriellen  Fabrikaten  rechnen,  ao 
eihohte  sich  deren  Ziffer  in  der  Einfuhr  um  lö.S-3,  in  der  Ansfuhr  um  226-3  Mill.  Kronen, 
ihre  Pilaiu  würde  also  günstiger.  .Allein  sie  ist  ganz  durch  den  Export  von  SSgewaren 
heherrscht.  liringt  man  diese  beiderseits  in  .Ahrechnnng.  so  steht  eine  Einfuhr  v n 
149-8  einer  Ausfuhr  von  8G-8  Mill.  Kronen  gegenüber. 
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Die  Betheiligiing  Oesterreich-Ungarnä  am  Welthaudel  ist  demijacli 
keine  bedeutende.  Nicht  nur  absolut  spielen  die  rund  400  Mill.  Kronen  der 
Kinfulir  aus  und  150  Mill.  Kronen  der  Ausfuhr  nach  überseeischen  Gebieten 
keine  grosse  Holle,  auch  gegenüber  dem  Handelsverkehr  der  Monarchie  selbst 
treten  sie  zurück.  Jene  machen  allerdings  23'4  Proc.  der  gesammten  Einfuhr, 
die.se  aber  nur  7 6 Proc.  der  Ausfuhr  aus.  Auch  wenn  man  berücksichtigt, 
dass  ein  sehr  grosser  Theil  der  über  Hamburg,  Bremen  und  Triest  gehenden 
Ausfuhr,  welche  hier  zu  Europa  gerechnet  n erden  musste,  überseeischer  Export 
ist,  verschiebt  sich  die  Ziil'er  nicht  zu  grosser  Bedeutung.  Würde  man  den  ganzen 
Export  nach  jenen  Häfen  — 80  Mill.  Kronen  — der  überseeischen  Ausfuhr 
zurechnen, würde  diese  doch  erst  gegen  12  Proc.derGesammtausfuhr  ausmachen. 
Bedenkt  man,  dass  an  dieser  Verhältniszahl  vier  Welttheileparticipiereu,  so  wird 
man  wohl  zum  Schluss  gezwungen,  da.ss  Oesterreich- Ungarn  die  Welthandels- 
politik nicht  activ  beeinflussen  kann.  Kein  überseeischer  Staat  ist  auf  seine  Pro- 
ducte  angewiesen,  während  andererseits  die  wenigen  Warengattungen,  die  in 
grösserer  Menge  aus  einzelnen  überseeischen  Staaten  eingeführt  werden  — 
Kaffee,  Baumwolle.  Kupfer  u.  dgl.  — für  Oesterreieh-üngarn  unentbehrlich  sind. 

Wie  sich  Einfuhr  und  Ausfuhr  im  Verhältnis  zu  den  europäischen 
Staaten  gestatten,  zeigen  die  folgenden  beiden  Tabellen. 
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0 Aassrheüinn^  ües  Zockers  unterbleibt,  da  im  ^anien  nor  für  53  OOO  K 
Zucker  eingefohrt  worden  ist. 
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Es  ist  in  die  Augen  faltend,  wie  stark  der  europriisciie  Handelsverkehr 
Oesterreich-Ungarns  durch  seine  Beziehungen  zu  Deutschland  beeinflusst 
wird.  Kein  anderes  Wirtschaftsgebiet  kommt  ihm  gleich  und  auch  wenn 
wir  mehrere  Staatsgebiete  vereinigen  und  ethnographische  wie  geographische 
Handelsgebiete  in  den  verschiedenen  Kichtungen  des  Handelszuges  bilden, 
behält  Deutschland  sein  grosses  Uebergewicht.  Spanien  und  Portugal  mit 
einem  Handelsumsatz  von  etwa  13  Mill.  Kronen,  die  skandinavischen 

Länder  mit  einem  solchen  von  18  Mill.  Kronen  kommen  äberhaupt 

nicht  in  Betracht.  Grössere  Wichtigkeit  haben  die  westlichen  Gebiete,  die 
Schweiz  und  Frankreich,  mit  welchen  der  Handelsumsatz  zusammen  rund 
2,^0  Mill.  Kronen  beträgt.  Belgien  und  Holland,  80  Mill.,  und  im 

weiteren  Laufe  dieses  Handelszuges  Grosshritannien  mit  einer  Ein-  und 

Ausfuhrsumme  von  rund  350  Mill.  Kronen.  Insgosammt  zeigt  die 
Handelsverhindung  mit  den  westlichen  und  nordwestlichen  Staaten  Europas 
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eine  Warenbewegung  im  Werte  von  680  Mill.  Kronen,  ist  daher 
absolut  und  im  Verhältnis  zum  gesummten  Aussenbandel  Oesterreich- 
Ungarns  gewiss  von  Bedeutung.  Sie  hält  ungefähr  dem  Handel  der  Monarchie 
mit  Russland,  den  Balkanländem  und  Italien,  also  nach  allen  östlichen  und 
sOdliclien  Nachbarstaaten  das  Gleichgewicht.  Dieser  nies  einen  Umsatz 
von  700  Mill.  Kronen,  im  einzelnen  von  160,  289  und  260  Mill.  Kronen 
auf.  Der  Handel  mit  Deutschland  aber  flberragt  sie  alle  und  ist  mit  seiner 
Warenbewegung  im  Werte  von  1570  Mill.  Kronen  mächtiger  als  alle 
anderen  HandelszOge  zusammengenommen.  Dieses  Verhältnis  bleibt  natOrlich 
fär  die  einzelnen,  in  obigen  üebersichten  geschiedenen  Warengruppen  nicht 
in  gleicher  Weise  aufrecht.  Dass  Deutschland  und  der  Westen  mehr 
Nahrungs-  und  Genussmittel  ans  Oesterreich-Ungarn  öbernehinen  und  mehr 
Fabrikate  dahin  absetzen,  während  der  Handel  mit  den  östlichen  und 
sOdlichen  Wirtschaftsgebieten  die  entgegengesetzte  Bewegung  aufweist,  ist 
ja  eine  viel  erwähnte  Thatsache.  Aber  sie  mindert  die  Bedeutung  Deutschlands 
für  den  österreichisch-ungarischen  Handel  nicht.  Auch  im  Handelsverkehr 
mit  Rohstoffen  und  Fabrikaten  der  Industrie  bleibt  ihm  das  üebergewicht 
Ober  alle  anderen  Wirtschaftsgebiete  und  nur  für  die  Ausfuhr  von  Fabrikaten 
kommt  es  nicht  in  demselben  Verhältnis  in  Betracht,  wenn  es  auch  in 
Bezug  auf  die  absolute  Höhe  der  Ausfuhrwerte  immer  noch  an  erster  Stelle 
steht  Es  betrug  in  Mill.  Kronen  die 

Einfuhr  Ausfuhr 

aus  beziehungsweise  von  Itohstoffen  Fabrikaten  von  Itühstuffen  Fabrikaten 


nach  der  Industrie  der  Industrie 

Deutschland 313  219  .(19  I6.b 

den  Weststaaten  . . . 102  17!  76  128 

Ilalim 3t  12  67  34 

Rußland 31  2 29  32 

Baikanländer  ....  41  2 23  89 

Ost-  und  Siidstaaten  . 123  16  119  154 


Für  unsere  Fabrikatenau.sfuhr  haben  demnach  die  die  Monarchie  im 
Osten  und  Soden  begrenzenden  Staaten  zusammengenommen  etwa  die  Bedeu- 
tung wie  Deutschland.  Aber  es  geht  aus  der  Oeber.»icht  doch  deutlich  hervor, 
dass  es  nicht  ihr  agricoler  Charakter  ist,  der  unseren  Industrieproducten 
einen  grösseren  Absatz  ermöglicht,  denn  auch  unsere  Fabrikatenausfuhr 
nach  den  iudustriestarken  Weststaaten  ist,  mit  derselben  Ausfuhr  nach 
Deutschland  verglichen,  grösser,  als  es  dem  Verhältnisse  des  Gesammt- 
handels  mit  jenen  und  diesen  entspräche.  Unsere  Fabrikatenausfuhr  nach 
den  Weststaaten  macht  18'8  Proc.  des  gesammten  Handelsverkehres  mit 
diesen  Ländern  aus,  bei  den  SOd-  und  Oststaaten  ist  das  Verhältnis 
22  Proc.,  bei  Deutschland  aber  nur  10'6  Proc.  Es  ist  daher  die  Erwartung 
wohl  nicht  unbegründet,  dass  unsere  industrielle  Ausfuhr  nach  Deutschland 
noch  der  Entwickelung  fähig  ist.  Dass  sie  gegenüber  dem  Eiport  nach  den 
Weststaaten  relativ  zurOcksteht,  ist  wahrscheinlich  in  den  Zoliverhältnissen 
begründet.  Gehen  doch  ungefähr  drei  Viertel  unseres  Fabrikateneiportes 


Digitized  by  Google 


488 


Philippotich. 


nach  den  Westataaten  nach  Groaabritannien  und  Holland,  wo  er  auf  keine 
oder  geringe  Zolle  stosst.  Darin  liegt  aber  auch  ein  Beweis,  dass  gewisse 
Industrien  hei  uns  stark  genug  sind,  um  trotz  ungünstiger  ßinnenlage  auf 
dem  Weltmärkte  zu  concunieren,  sowie  ein  Beweis  dafür,  dass  unsere 
Industrie  darnach  strebt,  an  der  internationalen  Arbeitstheiliing  der  in- 
dustriellen Production  theilzunehmen.  Der  Balkan  und  Kussland  werden 
uns  wichtige  Absatzgebiete  bleiben,  aber  ihre  EntwickelungsfObigkeit  ist 
durch  die  wirtschaftliche  Verfassung  dieser  Länder  eine  nur  langsam 
wachsende.  Verniuthlich  wird  auch  die  Österreichische  Industrie  daselbst 
häufig  gegenüber  der  ungarischen  in  Nachtheil  gerathen.'/  Ich  halte  es 
daher  für  ein  durchaus  wichtiges  Urtheil,  welches  Kaunig  in  den  .Mit- 
theilungen dos  Industriellen-C'lubs*  •)  gefällt  hat,  dass  wir,  da  der  Balkan  nur 
ein  Sechstel  unseres  Fahrikatenexportes  aufnimmt,  an  die  Entwickelung 
anderer  Beziehungen  denken  müssen.  „Es  wird  hier  nicht  an  die  Eisen- 
und  auch  nicht  an  die  Maschinenindustrie  vorläufig  gedacht  werden  können, 
auch  nicht  an  die  Baumwollindustrie.  sondern  vornehmlich  an  unsere 
Specialitäten  in  den  anderen  Textilstoffen,  so  der  Wolle-  und  Leinenindustrie 
und  der  Confection,  an  unsere  Glas-,  Leder-,  Holz-,  Bein-  und  Kiirzwaren- 
artikel,  nicht  zu  sprechen  vom  Zucker.*  ln  der  Textil-  und  Eisenindustrie 
muss  es  unsere  .Aufgabe  sein,  die  Bezüge  aus  dem  Auslande  unentbehrlich 
zu  machen.  Ob  eine  solche  Entwickelung  gelingt,  wird  zunächst  von  der 
Gestaltung  unserer  Beziehungen  zu  Deutschland  abhängen. 

Die  handelspolitischen  Beziehungen  Oesterreich-Ungarns  zu  Deutschland 
sind  durch  lange  Zeit  sehr  innige  gewesen.  Noch  in  den  der  politischen 
Trennung  folgenden  zwei  Jahrzehnten  hat  Oesterreich  Ungarn  die  erste  Rolle 
unter  den  Einfuhrländern  Deutschlands  gespielt,  bis  es  seit  1884  durch  den 
wachsenden  Handelsverkehr  mit  England  auf  die  zweite  und  seither  wieder- 
holt durch  die  überragende  Einfuhr  aus  Russland  an  die  dritte  Stelle 
gedrängt  wurde.  Und  während  es  für  Deutschlands  Ausfuhr  bis  1889  an 
zweiter  Stelle  stund,  musste  es  seither  den  Vereinigten  Staaten  weichen 
und  ist  auch  für  das  Ausfuhrinteresse  Deutschlands  an  die  dritte  Stelle  gerückt. 
Es  erklärt  sich  diese  Verschiebung  aus  der  verschiedenartigen  volkswirt- 
schaftlichen Entwickelung  des  Deutschen  Reiches  und  Oesterreich  Ungarns. 
Dort  eine  starke  Industriealisierung,  welche  die  Handelsbeziehungen  zu  England 
verstärken  musste,  weil  dieses  Land  ausserordentlich  kaufkräftig  und 
anderseits  vermöge  seiner  Beziehungen  zu  allen  Ländern  ein  grosser  Ver- 
mittler ist.  Hier  eine  Abnahme  der  Fähigkeit  zum  Export,  weil  die^e^ 
Export  wesentlich  agrarische  Producte  betraf  und  der  ProductionsOberschuss 
an  Rohproducten  und  Nahrungsmitteln,  über  den  Oesterreich-Ungarn  ver- 
fügte, immer  mehr  sank,  zum  Theil  zeitweilig  (in  Mehl  und  Brotgetreide > 
vollständig  verschwand.  Dass  dagegen  die  deutsche  Industrie  bei  zunehmender 


Grünberg,  Die  handelspolitischen  Beziehungen  Oesterreich-Cngams  zu  den 
Ländern  an  der  onteren  Donau.  Leipzig  1902,  S.  300. 

X)  Jahrgang  1895,  S,  93. 
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Stirke  auch  in  Oesterreich  ihren  Absatz  zu  vermehren  versucht  haben 
wird,  ist  gewiss,  denn  wenn  auch  Oesterreich-Ungarn  nicht  eine  bevorzugte 
Stellung  als  Absatzgebiet  haben  kann  — dazu  reicht  seine  Kanfkrafl  nicht 
aus  — , so  lagen  doch  in  der  rfiumlichen  Nähe  und  in  den  alten  historischen 
und  nationalen  Beziehungen  Grfinde  genug,  seine  Kundschaft  zu  suchen. 
Allein  demgegenOber  erstarkte  das  Interesse  Oesterreichs  an  der  Weckung 
und  vor  allem  an  der  Neuorganisation  seiner  nicht  in  allen  Richtungen 
modern  geschulten  industriellen  Kräfte  und  damit  die  Tendenz  zur  schutz- 
zbllnerischen  Abwehr  wie  der  fremden  Oberhaupt,  so  auch  der  deutschen 
industriellen  Einfuhr.  So  scheint  es  als  ob  die  beiden  Reiche  wirtschafts- 
politisch voneinander  abgetrennt  worden  durch  eine  ans  der  Natur  ihrer 
wirtschaftlichen  Entwickelung  hervordrängende  Kraft.  Dass  ein  solches 
Abdrängen  in  Oesterreich  von  manchen  Seiten  aus  politischen  GrOnden 
gewOnscht  wird,  ist  ebenso  bekannt  wie  die  Thatsache.  dass  eine  Annäherung 
der  beiden  Reiche  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  aus  politischen  Gründen  fOr 
wOnschenswert  erklärt  wurde.  So  sind  die  Handelsverträge  des  Jahres  1892 
Öfters  unter  diesem  Gesichtspunkt  vertreten  und  auch  bekämpft  worden.  Ein 
so  umsichtiger  Schriftsteller  wie  Dr.  Wuttke  glaubt,  dass  die  — seiner 
Ansicht  nach  für  Oesterreich-Ungarn  gflnstige  — Regelung  der  handels- 
politischen Beziehungen  des  Deutschen  Reiches  zur  habsburgischen  Monarchie 
bisher  noch  lange  nicht  unter  AusnOtzung  der  wirtschaftlichen  Vormacht- 
stellung des  Deutschen  Reiches  erfolgt  sei.  Geschähe  dies  einmal,  .so  wOrde 
sicherlich  die  Folge  eine  Handelspolitik  sein,  in  der  die  Abhängigkeit  des 
österreichisch-ungarischen  Marktes  von  dem  reichsdeutschen  die  Grundlage 
des  Vertrages  bilden  würde.“)  Man  habe  bisher  in  Deutschland  die  rein 
materiellen  Interessen  nicht  ausschliesslich  im  Auge  behalten.  Dieser  Meinung 
gegenober  darf  wohl  auf  die  Thatsache  verwiesen  werden,  dass  eine  rück- 
sichtslose Handelspolitik  Oberhaupt  nicht  möglich  ist.  wenn  man  die  Gegen- 
seitigkeit der  Beziehiingen  pflegen  will,  dass  aber  ein  specielles  Wohlwollen 
in  der  Haltung  Deutschlands  Oesterreich-Ungarn  gegenüber,  soweit  Fragen 
des  auswärtigen  Handels  in  Betracht  kommen,  nicht  ersichtlich  ist.  Selbst 
bezüglich  der  Verträge  von  1892  urtheilt  Baäant,  der  ja  selbst  an  der 
Abfassung  VOM  Verträgen  mit  Deutschland  mitgewirkt  hat:  .Die  Ver- 

handlungen waren  nicht  leicht,  wie  alle  Verträge  mit  Deutschland 
schwer  zustande  kommen.“’)  Die  richtige  Auffassung  ist  wohl  die,  dass 
das  Sentiment  in  der  Handelspolitik  nirgends  eine  grosse  Rolle  spielt,  dass 
enge  politische  Freundschaft  mit  klarer  Rechnung  bei  Handelsverträgen 
ebenso  vereinbar  ist,  wie  vollkommene  politische  Unabhängigkeit  mit  freiestem 
Handelsverkehr.  England  ist  den  europäischen  Staaten  durch  seine  Handels- 
freiheit nicht  näher  getreten,  ja  diese  hat  nicht  gehindert,  dass  sehr  unfreund- 
liche Gesinnungen  gegen  England  auf  dem  Continente  zum  .\nsdrucke 
gekommen  sind;  Ungarn  hat  seine  politische  Selbständigkeit  in  keiner  Periode 

Dr.  Robert  Wuttke,  Der  denteeh-oaterreichiich-uujrariictie  Ilandetirertrag 
vom  6;  December  1891  in  Schriften  de»  Vereines  für  Suciatpoliük,  ltd.  98,  S,  413. 

»)  A.  a.  O.  S.  124. 
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seines  Bestandes  mächtiger  gefördert  als  in  dem  halben  Jahrhundert,  in  dem 
es  mit  Oesterreich  zu  einer  handelspolitischen  Einheit  verschmolzen  wurde. 
Andererseits  hat  der  enge  politische  Zusammenhang  Englands  und  seiner 
Colonieu  nicht  gehindert,  dass  diese  sich  mit  ihren  Zöllen  genau  so  gegen 
das  Mutterland  wie  gegen  fremde  Staaten  wenden.  Es  darf  daraus  geschlossen, 
werden,  dass  auch  die  Regelung  der  handelspolitischen  Beziehungen  Oester- 
reich-Ungarns mit  Deutschland  unter  dem  Gesichtspunkt  der  bestmöglichen 
Wahrung  der  beiderseitigen  wirtschaftlichen  Interessen  die  bestehende 
politische  Interessengemeinschaft  auch  danu  nicht  gefährden  wird,  wenn 
ihre  Folge  eine  Erhöhung  der  Zölle  hier  und  dort  sein  wird.  Anderseits 
d.arf  man  wohl  annehmen,  dass  die  politische  Annäherung  der  beiden  Reiche 
> nicht  Ober  das  durch  die  Gemeinsamkeit  ihrer  staatlichen  und  dynastischen 
Interessen  bestimmte  Maass  binausgehen  wQrde,  wenn  die  wirtschaftlichen 
Erwägungen  für  eine  grössere  Annäherung  in  handelspolitischer  Beziehung 
sprächen. 

Dass  Interessen  fflr  eine  solche  Annäherung  häben  und  drüben 
vorhanden  sind,  ist  zweifellos.  Der  deutschen  Industrie  ist  jede  Er- 
weiterung des  freien  Marktes  erwünscht,  aber  auch  in  OesteiTeich-Ungarn 
sind  nicht  nur  Vertreter  der  Landwirtschaft,  sondern  auch  solche  der  Industrie, 
insbesondere  der  Glasindustrie,  der  verschiedenen  Holzindustrien,  der  Flachs- 
gamspinnerei,  der  Haarhutindustrie,  der  Herrenconfection,  der  Papierindustrie, 
der  Sensenindustrie  dafür  eingetreten.  *)  Wie  sie  durchzufOhren  wäre,  ohne 
dass  das  Schutzzollsystem  principiell  aufgehoben  würde,  hat  Dr.  Grunzei 
in  den  Verhandlungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  über  ein 
Zoll-  und  HandelsbOiidnis  mit  Deutschland  und  auch  anderwärts  gezeigt.*) 
Man  darf  sich  aber  der  Einsicht  nicht  verschliessen,  dass  derartige  ,\n- 
näherungsbestrebungen  heute  nicht  so  stark  sind,  dass  man  erwarten  könnte, 
sie  würden  der  künftigen  Handelspolitik  den  charakteristischen  Zug  verleihen. 
Alle  Anzeichen  hier  und  in  Deutschland  deuten  auf  das  Gegentheil.*)  Es 
schliesst  dies  nicht  aus,  dass  ein  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungarn  zu  vereinbarender  Handelsvertrag  wie  bisher  von  manchen  Neben- 
übereinkommen  begleitet  sein  wird,  aber  nach  wie  vor  werden  die  engen 
wirtschaftlichen  Beziehungen  der  beiden  Reiche  mehr  in  den  Thatsachen,  als 
in  den  Formeln  der  Verträge  zum  .-Vusdrucke  kommen.  Da.ss  ein  Tarif- 
vertrag trotz  der  auf  beiden  Seiten  hochgespannten  Schutzforderungen  zu- 
stande kommen  kann,  ist  sicher,  nur  wird  das  von  Seite  Oesterreich- 
Ungams  zu  verfolgende  Ziel,  wie  die  oben  (Seite  463)  mitgetheilte  Resolution 
des  Centralverbandes  richtig  hervorgeht,  in  diesem  wie  in  allen  anderen 
Verträgen  mit  den  Weststaaten  nicht  mehr  in  erster  Linie  darauf  gerichtet 

')  Vgl.  Ein  Zoll-  und  Handelsbündnii  mit  Deutschland.  Verhandlungen  der  Gesell- 
Schaft  Österreichischer  Volkswirte,  Wien  1900. 

*}  Die  handelspolitischen  Beziehungen  Deutschlands  und  Oesterreich-Ungarns  in 
Schriften  den  Vereines  für  Socialpolitik.  Bd.  93,  1001,  8,  9.  1 IT: 

*)  Vgl.  Francke,  Zulleinignngnbestrebungen  in  Mitteleuropa  in  Schriften  des 
Vereinen  für  Socialpolitik,  90  ßd..  1900. 
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sein  müssen,  für  die  Agrarproducte  der  Monarchie  Zollermässigungen  zu 
erlangen.  Es  werden  vielmehr  neben  einigen  Agrarzöllen  die  gegenwärtigen 
Industriezölle  im  Vordergründe  der  V^erhandlung  stehen.  Das  Maass,  in  welchem 
hierbei  beiderseits  von  den  Sätzen  des  autonomen  Tarifs  wird  abgegangen  werden 
können,  wird  von  der  Stellung  abhängen,  welche  die  Regierungen  zu  der 
MeistbegOnstigungsclausel  einnehmen.  Bleibt  sie  in  ihrer  bisherigen  all- 
gemeinen Fassung  bestehen,  dann  werden  die  Verhandlungen  ungemein 
zurückhaltend  geführt  werden,  da  jede  Erraüssigung  dadurch  bekanntlich  für 
den  Staat,  dem  sie  concediert  wird,  an  Bedeutung  verliert,  und  für  den 
Staat,  der  sie  einräumt,  zu  erweiterten  begünstigten  Importen  führt.  Der 
Wunsch,  dass  die  Meistbegünstigungsclausol  nur  eingeschränkt,  z.  B.  nur 
in  der  Form  der  speciellen  Entgeltlichkeit  beibehalten  werde,  ist  denn  auch 
weit  verbreitet  und  hat  namentlich  in  Oesterreich  bei  allen  Interessenten 
Ausdruck  gefunden.*'’  Gebt  Deutschland  in  dieser  Richtung  vor,  dann  kann 
sich  Oesterreich-Uugarn  unbedenklich  anschliessen.  Ob  man  in  Deutschland 
aber  eine  solche  Wandlung  der  Handelspolitik  beabsichtigt,  scheint  mir 
sehr  fraglich,  da  — abgesehen  davon,  dass  Frankreich  auf  Grund  des 
g 11  des  Frankfurter  Vertrages  die  Meistbegünstigung  unter  allen  Umständen 
in  Deutschland  behielte  — die  ausgedehnten  Handelsbeziehungen  des 
Deutschen  Reiches  ein  starkes  und  stets  wachsendes  Interesse  am  mög- 
lichst wenig  behinderten  Handelsverkehre  mit  dritten  Staaten  begründen. 
Oe.sterreich-Ungain  aber  kann  in  dieser  Frage  die  Führung  nicht  über- 
nehmen. Dazu  ist  sein  Handelsverkehr,  wie  die  obigen  üebersichten 
erweisen,  zu  schwach.  Gelingt  es  ihm  nicht,  den  Nachbar,  mit  dem  es  die 
stärksten  Handelsbeziehungen  hat,  Deutschland,  zum  Aufgeben  der  allge- 
meinen Meistbegüiistigungselausel  zu  bewegen,  dann  muss  es  wohl  oder 
Obel  darauf  verzichten,  das  Princip  der  Entgeltlichkeit  in  der  Meist- 
begünstigung in  seinen  Handelsverträgen  zum  Ausdrucke  zu  bringen. 
Denn  der  geringe  Vortheil,  den  es  durch  die  mit  den  einzelnen  Staaten 
durchgeführten  Sonderverträge  erzielte  — Einschiänkung  der  von  Oesterreich- 
üngam  gewährten  Zollbegflnstigung  auf  den  Vertragsstaat  — würde  bei 
weitem  aufgehoben  werden  durch  den  Nachtheil,  dass  dann  Deutschland, 
wenn  es  die  allgemeine  Meistbegünstigung  gewährt,  günstigere  Verträge 
mit  dritten  Staaten  zustande  bringen  wird,  an  deren  Erfolgen  Ocsterreich- 
Dngam  nicht  participieren  würde,  während  umgekehrt  jeder  von  Oesterreich- 
üngam  von  einem  dritten  Staat  speciell  erkaufte  Vortheil  doch  auch 
Deutschland  und  allen  anderen  Staaten,  mit  denen  auf  Grund  der  allge- 
meinen Meistbegünstigung  verhandelt  wurde,  zugute  käme.  Da  Deutschland 
für  die  Hälfte  der  österreichisch-ungarischen  Ausfuhr  als  Markt  in  Betracht 
kommt,  ist  es  von  entscheidender  Wichtigkeit,  dass  uns  dieser  Markt  auch 
immer  zu  günstigsten  Bedingungen  zur  Verfügung  steht,  die  Deutschland 
Oberhaupt  gewährt.  Und  ebenso  wichtig  ist  es,  dass  das  Uebergewicht 
Deutschlands  in  der  Concurrenz  um  den  russischen  und  den  Markt  der 


*)  Siehe  oben  S.  463. 
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Balkanländer  nicht  dadurch  gestärkt  wird,  dass  Oesterreich-üngaru  sich 
allein  mit  diesen  Staaten  auf  den  Vertragsfuss  beschränkter  Meistbe- 
gDnstigung  seUt.  Es  ist  zwar  richtig,  dass  von  der  generellen  Meist- 
begünstigung immer  der  Stärkere  den  grössten  Vortheil  hat.  *)  allein  diesen 
Vortheil  hat  er  eben  immer,  wenn  er  unter  gleichen  Bedingungen  mit  dem 
Schwächeren  concurriert;  wenn  der  Schwächere  sich  aber  selbst  Schranken 
setzt,  die  für  den  Stärkeren  nicht  bestehen,  dann  wird  er  in  noch  höherem 
Grade  in  Nachtheil  versetzt,  üass  wir  aber  die  Staaten,  die  am  Welthandel 
betheiligt  sind,  handelspolitisch  zwingen  könnten,  uns  günstige  Bedingungen 
zu  setzen,  die  sie  Deutschland  oder  Frankreich  oder  Grossbritannien  nicht 
gewähren,  das  wird  vielleicht  für  ein  einziges  Gebiet,  für  Serbien,  zutrefTen. 
im  übrigen  aber  ist  est  ausgeschlossen. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  Ausführung  eines  zweiten,  mit  dem 
eben  berührten  enge  zusammenhängenden  Wunsches  der  österreichischen 
Interessenten,  der  gleichfalls  in  Deutschland  von  manchen  Seiten  vertreten 
wird,  mit  der  Forderung  einer  Neugestaltung  des  Verhältnisses  zu  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Oesterreich  hat  keine  Veran- 
lassung, seine  handelspolitischen  Beziehungen  zu  den  Vereinigten  Staaten  als 
ungünstige  zu  betrachten,  ausser  in  dem  Sinne,  dass  sie  noch  recht  wenig 
entwickelt  sind.  Die  Monarchie  führte  im  Jahre  1900  ein  aus  den  Vereinigten 
Staaten  und  führte  dahin  aus  in  Mill.  Kronen 


CoIoDiaiprodacte, 

Zocker 

andere  Naiirungs- 

Rohstoffe 

Fabrikate 

Tabak.  SOdfrüchte 

und  Genosamittel 

der  Industrie 

Einfuhr  . . 

. . 4-6 

— 

7*2 

1330 

6*5 

Ausfuhr 

. . 0*1 

()-4 

4*8 

4-5 

21*8 

Erwägt  man.  dass  sicherlich  auch  ein  grosser  Theil  der  über  Hamburg 
und  Bremen  gehenden  Ausfuhr  der  Monarchie  nach  den  Vereinigten  Staaten 
bestimmt  ist,  so  ergibt  sich,  dass  dieses  .äbsatzgebiet  für  unsere  Industrie 
an  Bedeutung  viele  der  näher  gelegenen  Gebiete  im  Osten  und  Westen  der 
Monarchie  flbertrifft.  Wenn  wir  annehmen  dürfen,  dass  ein  Drittel  unseres 
Industrieeiportes  über  Hamburg  und  Bremen  nach  den  Vereinigten  Staaten 
geht,  dann  stehen  nur  noch  Deutschland  und  Grossbritannien  Ober  ihnen. 
Aber  auch  wenn  diese  Schätzung  zu  hoch  gegriffen  sein  sollte,  so  wären  die 
Vereinigten  Staaten  für  uns  doch  noch  wichtiger,  als  die  Schweiz,  Frank- 
reich, Kumänien.  Serbien  saramt  Bulgarien,  Holland  u.  s.  w.  Andererseits  ist 
die  Industrieeinfuhr  von  dort  kleiner  als  die  aus  Belgien  und  Holland  und 
betrifl't  zur  Hälfte  Maschinen,  also  ein  Product,  das  angesichts  der  bekannten 
Qualität  der  amerikanischen  Production  dazu  beiträgt,  unsere  Industrie  in 
anderen  Richtungen  leistungsfähiger  zu  machen.  Die  starke  Einfuhr  an  Koh- 
stotfen  der  Industrie  trifl't  gerade  in  diesem  Falle  Obeiwiegend  zweifellose 
Rohstoffe,  indem  z.  H.  Baumwolle,  Kupfer  und  Blei  allein  im  Werte  von 
110  Mill.  Kronen  eingefOhrt  wurden.  Auch  unsere  Landwirtschaft  hat  noch 

1)  Itaonig,  Die  Meistbegünstigung  in  Mittheiluugen  des  Industriellcn-Club,  1901. 
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keine  Ursache  Ober  directe  Concurrenz  zu  klagen.  Wenn  man  den  von 
unseren  Landwirten  stets  festgelialtenen  Standpunkt  einninimt  und  die 
Zucker-  und  Bierfabrication  für  die  Landwirtschaft  reclaraiert,  dann  kommen 
wir  sogar  zu  dem  Ergebnis,  dass  diese  mehr  nach  den  Vereinigten  Staaten 
ausfOhrt.  als  von  dort  eingeführt  wird.  Bei  dieser  Sachlage  würde  es  für 
Oesterreich  von  keinem  Nutzen  sein,  wenn  die  Vereinigten  Staaten  aus  den 
Handelsvertragsstaaten  der  Monarchie  ausgeschaltet  würden.  Es  könnte  dies 
aber  direct  Schaden  stiften,  nicht  nur  wegen  der  Gefahr  ungünstiger  Reci- 
procitätsbehandlung,  sondern  weil  bei  einem  isolierten  Vorgehen  Österreich- 
Ungarn,  wenn  es  auch  gar  nicht  übelwollend  behandelt  würde,  doch  seinem 
eigenen  Verhalten  gemüss  schlechtere  Bedingungen  erzielen  würde  als  andere 
europäische  Staaten  und  dadurch  seines  Exportes  zu  deren  Gunsten  verlustig 
gienge.  Wenn  bei  uns  die  .amerikanische  Gefahr*  erörtert  wird,  so  kann 
dies  daher  nur  unter  einem  europäischen,  d.  h.  unter  einem  theoretischen 
Gesichtspunkte  geschehen.  Einem  Vorgehen  der  grossen  europäischen  Staaten 
könnte  sich  Oesterreich-Ungarn  anschliessen.  Als  ein  — unter  dem  Gesichts- 
punkte des  Handelsverkehres  mit  der  Union  — kleiner  Staat,  der  bei  den 
gegebenen  Verhältnissen  gar  nicht  schlecht  fährt  und  sich  bei  einiger 
Rührigkeit  noch  manchen  Vortheil  holen  kann,  hat  es  aber  nicht  den  Beruf, 
für  Europa  in  die  Schranken  zu  treten,  um  dann  vielleicht  im  Stiche 
gelassen  zu  werden.  Es  hat  wenigstens  durchaus  den  Anschein,  als  ob 
Deutschland  lieber  durch  die  allgemeine  Erhöhung  seiner  Zölle  als  dürch 
differentielle  Behandlung  der  Vereinigten  Staaten  sich  gegen  deren  Eiport- 
macht zu  schützen  beabsichtigte. 

Was  unser  Verhältnis  zu  Russland  und  zu  den  Balkanländern 
anbelangt  so  ist  die  Formel,  auf  Grund  deren  es  allein  in  befriedigender  Weise 
zu  regeln  ist,  klar:  Zollerniedrigungen  für  unsere  Industrieproducte,  und  zwar 
unter  Ausschluss  jeder  besonderen  Begünstigung  eines  dritten  Staates  können 
nur  erlangt  werden,  wenn  wir  ein  entsprechendes  Aequivalent  für  die  Agrar- 
producte  jener  Staaten  zu  gewähren  in  der  Lage  sind.  Professor  Grünberg 
hat  vor  kurzem  gezeigt,*)  dass  die  Balkanstaaten  bisher  sehr  ungleich  be- 
handelt worden  sind  und  dass  es  nicht  geringe  Mühe  kosten  wird,  die 
Neigung  Rumäniens,  eine  eigene  Industrie  durch  Hochschutzzölle  zu 
züchten,  zu  überwinden.  Unmöglich  wird  es  sein,  wenn  man  mit  leeren 
Händen  kommt.  Die  Ordnung  unserer  handelspolitischen  Beziehungen  zu 
den  Balkanstaaten  — und  ähnliches  gilt  für  unser  Verhältnis  zu  Russland 
— wird  dadurch  zu  einer  Frage  der  inneren  Politik,  zur  Fi'age  der  Macht 
des  landwirtschaftlichen  und  ungarischen  Interesses  gegenüber  dem  der 
Industrie  und  Oesterreichs.  Es  ist  vielleicht  die  einzige  Frage  der  Handels- 
politik, welche  zu  scharfen  Gegensätzen  und  Meinungskämpfen  führen  wird. 

Der  Handelsverkehr  der  Monarchie  mit  Italien  bewegt  sich,  mit 
einer  Ausnahme,  in  dem  Geleise  alter,  aber  nicht  sehr  inniger  Beziehungen. 

*)  Die  hanileUpoUtiachen  Beziehangen  Osterreich-L'ngarns  za  Jen  Ländern  an  der 
unteren  Dunan.  Leipzig  1902.  S.  26, äff. 


Digitized  by  Google 


494 


PhilippoTich. 


Allerdings  ist  der  Handelsverkehr  mit  Italien  in  Einfuhr  und  Ausfuhr  etwa 
so  gross  wie  jener  mit  der  Schweiz  und  Frankreich  zusammengenorameii. 
aber  er  bleibt  doch  hinter  dem  mit  Grossbritannien  zurflck,  wird  sonst  von 
dom  mit  den  llalkanländern  übertrolfen  und  kann  weder  absolut  noch  relativ 
mit  dem  Handel  mit  Deutschland  verglichen  werden.  Es  wäre  eine  interessante 
Aufgabe,  den  Gründen  dieser  eigenthOmlichen  Erscheinung  nachzugehen; 
hier  kann  aber  nur  auf  den  für  die  Stellung  der  Monarchie  bei  der  Neu- 
ordnung ihrer  handelspolitischen  Beziehungen  entscheidenden  Punkt  hinge- 
wiesen werden.  Er  liegt  in  der  Ausnahmsstellung,  welche  den  italienischen 
I.andweineu  in  Fässeni  durch  Einräumung  eines  Zolles  von  3 20  fl.  gegen 
20  H.  normal  als  , Grenzbegünstigung“  im  Schlussprotokoll  zum  Handels- 
vertrag von  1891  eingeräumt  worden  ist.  Diese  Weinzollclausei  ist  ein 
Erbstück  aus  einer  grösseren  Vergangenheit.  Sie  hat  ihren  Ursprung  in 
Handelsbeziehungen  zwischen  italienischen  Staaten  und  Oesterreich  zu  einer 
Zeit,  in  der  Oesterreich  selbst  Theile  Italiens  besass.  ln  dem  erwähnten 
Scblussprotokoll  verpflichtet  sich  Oesterreich,  für  den  Fall  einer  bestimmten 
Ermässigung  des  italienischen  Weinzolles  seinerseits  den  italienischen  Weinen 
ipso  facto  die  im  Schlussprotokoll  zum  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom 
27.  December  1878  angeführten  speciellen  Begünstigungen  einzuräumen.  Der 
Vertrag  vom  Jahre  1878  anerkennt  wieder  die  fernere  Geltung  von  Begün- 
stigungen, welche  der  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  23.  April  1807 
italienischen  Weinen  gewährt  hatte,  und  dieser  spricht  an  der  entscheidenden 
Stelle  aus,  dass  die  von  Oesterreich  in  den  Verträgen  mit  dem  Königreich 
beider  Sicilien  vom  24.  Juli  1846  und  mit  Sardinien  vom  18.  October  1851 
den  sicilianiscben,  neapolitanischen  und  gemeinen  piemontesischen  Weinen 
bei  der  Einfuhr  nach  Oesterreich  eingeräumten  Begünstigungen  auch  ferner 
zngestandcn  werden.  Sehen  wier  in  diesen  Verträgen  nach,  so  finden  wir 
z.  B.  in  jenem  mit  Sardinien  die  Bestimmung,  dass  der  Einfuhrzoll  für 
gemeine  Weine  von  Piemont  bei  der  Einfuhr  über  eines  der  Zollämter  an 
der  an  die  sardinisclien  Staaten  anstossendeu  österreichischen  Grenze,  welcher 
gegenwärtig  auf  10  österreichische  Lire  70  Centesimi  für  jede.s  metrische 
Quintal  sporco  bestimmt  ist,  auf  7 österreichische  Lire  herabgesetzt  wird. 
1878  war  das  Gebiet  der  begünstigten  Weine  auf  Mittelitalien,  die  Lombardei 
und  Venezien  ausgedehnt  und  der  Zollsatz  mit  3‘20  fl.  bestimmt  worden.  Die 
politische  und  wirtschaftliche  Zweckmässigkeit  der  Gewährung  dieser 
Begünstigungen  in  den  V’erträgen  vor  50  Jahren  leuchtet  ein.  Weniger 
deutlich  ist  es.  warum  sie  verblieb,  nachdem  Oesterreich  aus  Italien 
verdrängt  war;  jedenfalls  hatte  sie  nunmehr  eine  ganz  andere  Bedeutung. 
Doch  ist  sie  zur  vollen  Wirkung  erst  im  letzten  Jahrzehnt  gekommen. 
Während  noch  im  Jahre  1891  die  Einfuhr  italienischer  Fassweine  nur 
L565  Metercentner  betrug  und  durch  die  österreicbisch-jingarisclie  Ausfuhr  nach 
Italien  (2466  Meterceutner)  übertrofl'en  wurde,  ist,  nachdem  die  Weinzoll- 
clausel  des  Decembervertrages  in  Geltung  getreten  war,  diese  Einfuhr  bis 
auf  1,507.396  Meterzentner  im  Jahr  (1898)  und  1,125.428  Metercentner  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1893 — 1900  angestiegen,  während  an  der  öster- 
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reichisch- ungarischen  Ausfuhr  die  Ermässigung  des  italienischen  Zolles 
keine  Aenderung  herbeifilhrte.  Nimmt  man  den  durchschnittlichen  Ernteertrag 
in  Wein  in  Oesterreich  mit  3'8  Mill.,  in  Ungarn  mit  2 Mill.  an,  so  ergibt 
sich,  dass  die  italienische  Einfuhr  fast  20  Proc.  der  Production  in  der 
Monarchie  ausmacht  Nun  ist  allerdings  die  inländische  Weinproduction  infolge 
des  Auftretens  der  Reblaus  gegenwärtig  bedeutend  gesunken  — noch  in  den 
Achtzigorjahren  hatte  sie  11  Mill.  Hektoliter  betragen,  also  mehr  als  heute 
Production  und  Einfuhr  ausmachon  — , aber  die  Production  ist  nun  wieder 
im  Ansteigen  und  die  starke  Einfuhr  italienischer  Weine  wirkt  dabei 
hemmend.  Es  ist  nicht  unbillig,  dass  diese  Begünstigung  Italiens,  der  kein 
Aequivalent  gegenflberstcht,  beseitigt  wird. 
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Die  praktischen  Aufgaben  der  Bank  auf  dem  Gebiete  der  Reform 
des  Geldwesens  bestanden  in  einer  organischen  Eintlussnabmc  auf  die  Erhaltung 
der  den  Valutagesetren  vom  Jahre  1892  lu  Grunde  liegenden  Parität  der  neuen 
Währung  gegenüber  den  Währungen  der  mit  uns  in  naher  wirtschaftlicher 
Beziehung  stehenden  europäischen  Staaten,  und  hiermit  im  Zusammenhänge 
in  der  Heranziehung  ausländischen  Goldes  behufs  Schaffung  der  materiellen 
Grundlagen  für  eine  der  Relation  entsprechende  Bewertung  unseres  Geldes 
und  speciell  der  Banknoten  durch  metallische  Fundierung  der  letzteren. 

Als  eine  weitere,  kaum  minder  wichtige  Aufgabe  der  Bank  ergab  sich 
die  Mitwirkung  bei  der  durch  die  'Währungsreform  theils  beeinflussten, 
theils  bedingten  Neuorganisation  der  staatlichen  Geldverwaltung. 

Zugleich  mit  dem  Inkrafttreten  der  Valutagesetze  gab  die  Bank  die 
Bedingungen  für  die  üebernahme  von  Gold  in  Wien  und  Budapest  bekannt. 
Nach  diesen  noch  jetzt  und  zwar  auch  für  die  Filialen  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  gütigen  Bestimmungen  müssen  die  Goldbarren,  welche  die 
Bank  einlüst,  ein  Gewicht  von  mindestens  2*/s  Kilogramm  per  Stück  haben 
und  darf  deren  Feingehalt  nicht  unter  sein.  Barren  von  geringerem 
Feingehalte  werden  zwar  angenommmen,  jedoch  wird  bei  denselben  eine 
Scheidegebür  von  4 K per  Kilogramm  rauh  berechnet.  Der  Einlösungspreis 
beträgt  (im  Sinne  des  Gesetzes  vom  2,  August  1892,  R.-G.-B1.  Nr.  129, 
s.  Abschn.  IV,  S.  389)  3276  K für  das  Kilogramm  Feingold  (3280  K — 4 K 
d.  i.  der  von  der  Bank  zu  entrichtenden  Prägegebür).  Derselbe  stellt  sich 
verhältnismässig  nicht  unbedeutend  günstiger  als  der  der  Deutschen  Reichs- 
bank und  ist  daher  an  sich  geeignet,  das  Einströmen  von  Gold  zu  begünstigen. 

(Die  deutsche  Reichsbank  löst  nämlich  Barrengold  zum  Satze  von 
1392  Mark  für  das  Pfund  oder  von  2784  Mark  für  das  Kilogramm  ein.  Gegen- 
über dem  Münzwert  von  2790  Mark  pro  Kilogramm  ergibt  sich  demnach  pro  Kilo- 
gramm eine  Differenz  von  6 Mark,  wälirend  dieselbe  bei  uns  nur  4 K betrügt.) 

Bei  Barren,  welche  nicht  mit  einem  Probierscheine  der  staatlichen  Münz- 
ämter(in  Wien  und  Kremnitz ) gedeckt  sind,  ist  eine  Probiergebflr  von  2 K pro 
Stück  zu  entrichten.  Der  Tarif  der  Bank  für  den  Ankauf  von  ausländischen 
und  Handelsgoldmflnzen  enthält  unter  anderem  nachstehende  Ziffern:*) 

pro  Kilogranun  rauh 


Kronen 

Goldmünzen  der  Franeswährung  . . 2946'4673 

Deutsche  Keichsgoldmflnzen  ....  2947-4Ö0 

Sovereigns  3002T538 

Eagles 294ST052 


')  Die  Bank  beh&H  sich  jedoch  nach  einem  im  September  1902  gefaseten  Beecliluese 
vor,  die  Ansätze  des  Tarifee  für  bestimmte  Miinzgattungen  bis  zum  Maximum  von  2 Promille 
der  gegenwärtigen  Sätze  zu  erhoben,  beziehungsweise  herabzusetzen.  Sie  beabsichtigt, 
Ton  dieeer  Facultät  je  nach  Lage  des  Geld-  und  Devisenmarktea  Gebrauch  zu  machen,  um 
das  Einlliessen  der  marktgängigen  GoldmCnzen  (Francs  nnd  Mark)  zu  begtiustigen.  jenes 
minder  gangbarer  Münzen  (wie  der  Eagles)  aber  zu  erschweren.  Znnächst  bat  die  Bank  (zn 
Anfang  October  1902)  den  Tarif  für  die  Goldmünzen  der  Francswährung  anf  2951  K erhöht. 
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(Auch  diese  Ankaufspreise  sind  relativ  höher  als  die  der  Reichsbank,  das 
heisst  för  den  Goldiniport  günstiger  erstellt.'! 

Begünstigt  von  den  Devisencoursen,  die  bis  gegen  Mitte  November  1892 
die  Relationsparität  nicht  unerheblich  unterschritten,  konnte  die  Bank  (mit 
Hilfe  der  Gewährung  von  zinsfreien  Vorschüssen  auf  das  einzuliefernde  Gold) 
in  der  That  bereits  im  Laufe  des  Jahres  1892  bedeutende  Geldmengen  durch 
tarifmässigen  Ankauf,  im  ganzen  für  80,784.000  K,  an  sich  ziehen.  Ihr 
gesanimter  Goldschatz  hatte  sich  von  Beginn  des  Jahres  1892  bis  Ende 
desselben  von  108,968.000  K auf  206,462.000  K gehoben  [unter  Berücksich- 
tigung des  in  sonstigen  Geschäften  eingenommenen  Goldes  (vgl.  Tabelle  111).] 
Diese  Bewegung  kam  jedoch  in  den  Jahren  1893  und  1894,  welche  eine 
entschieden  ungünstige  Tendenz  der  Devisen-  und  Valutencourse  aufwiesen 
und  zeitweise  lim  Herbste  1893)  ein  Agio  bis  Ober  6 Proc.  brachten,  zum 
völligen  Stillstände. 

Die  Thatsache  des  Erscheinens  eines  relativ  so  bedeu- 
tenden Agios  gegenüber  der  Relationsparität  erregte  mit  Recht  die 
allgemeine  Aufmerksamkeit.  Da  durch  die  Valutareformgesetze  ein  relativ 
hohes  Goldagio  stabilisiert  worden  war  und  die  Annahme  einer  üebenvertung 
der  Währung  durch  diese  Gesetze  demnach  keine  Berechtigung  hatte, 
so  erschien  der  in  diesem  Agio  zutage  tretende  Devalvierungsprocess  in  der 
That  kaum  erklärlich  und  musste  alle  Freunde  des  Reformwerkes  beunruhigen. 

Die  Erforschung  der  Ursachen  der  fraglichen  Erscheinung  ist  für  die 
Beurtheiliing  der  Frage,  ob  die  Erhaltung  einer  effectiven  Goldwährung  auf 
der  im  Jahre  1892  geschaffenen  Basis  mit  unserer  wirtschaftlichen  Gesammt- 
lage  und  unserer  Geltung  im  internationalen  Wirtschaftsleben  vereinbar  ist. 
zweifellos  nicht  ohne  Bedeutung  und  hat  deshalb  auch  wiederholt  den 
Gegenstand  gründlicher  Untersuchung  gebildet.®) 

Man  dürfte  vielleicht  der  Wahrheit  am  nächsten  kommen,  wenn  man 
die  Bildung  des  Agios  in  den  Jahren  1893  und  1894  auf  das  zufällige 
Zusammentreffen  einer  Reihe  ungünstiger  Umstände  zurOckftlhrt,  Zunächst 
ist  zu  beachten,  dass  die  günstige,  GoldzuHuss  ermöglichende  Entwickelung 
der  Devisen-  und  Valutencourse  in  der  zweiten  Hälfte  des  .Jahres  1892  zum 
Theile  dem  Verhalten  der  Speculation  ihre  Entstehung  verdankte.  Es  steht 
nämlich  nach  den  Beobachtungen  erfahrener  Bankpraktiker  fest,  dass  die 
Geldinstitute  sich  zur  Zeit  des  Tiefstandes  der  Course  im  Jahre  1891  mit 
Devisen  und  Valuten  reichlich  bevorräthigten.  um  diese  im  Falle  der  all- 

9 Es  beziffert  sich  nämlich  der  Tarif  der  Keichsbank  (münzparitätisrh  in  Kronen 
amgerechnet)  für  die  Francs-Goldstücke  mit  2944-014.5  K.  für  Eagb-s  mit  2945*651  K, 
für  Zwanzigmarkstucke  mit  2945*6455  K.  (Oer  Wert  des  in  1 Kilogramm  GoldmQnzen 
enthaltenen  Feingoldes  beziffert  sich  unter  Zagrundelegnog  eines  Feingehaltes  von 
mit  2952  K vgl,  Abschn.  II,  8.  3.56  . 

*)  Vgl.  insbesondere  Th.  Hertzka,  Wechselconrs  und  Agio.  Wien  1894  Prof. 
Karl  Menger  in  der  „huhemia“  vom  15. — 17.  Juni  1893.  Pfa.  Kalkmann.  Die  Entwertong 
der  Österreichischen  Valuta  im  Jahre  1893  und  ihre  Ursachen  — in  den  Wiener  staatswisseo- 
schaftlichen  Studien.  1.  Band,  3,  Heft. 
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gemein  erwarteten  Fixierung  einer  höheren  Relation  durch  die  Währnngs- 
gesetre  sodann  mit  Gewinn  realisieren  zu  können.  Das  in  der  zweiten  Hälfte 
des  .Jahres  1892  abundant  vorhandene  Devisenmaterial  drückte  nun  stark 
auf  die  Devisencourse  und  machte  daher  die  Einlieferung  von  Gold  zum 
Tarife  hei  der  Oesterreichisch-uugarischen  Bank  rentabel.  So  gelangte  der 
Gegenwert  dieser  Devisen  in  den  Metallschatz  der  Bank,  welche  für  das 
Gold  Noten  in  Verkehr  setzte,  ersteres  aber  zurOckbehielt.  Es  ist  deshalb 
zum  mindesten  wahrscheinlich,  dass  ein  Theil  jener  Devisen,  welcher  dem 
Markte  sonst  zur  Deckung  von  Verpflichtungen  gegenüber  dem  Auslände 
zur  Verfügung  gestanden  wäre,  entbehrt  wurde. 

In  ähnlicher  — wenn  auch  vielleicht  nicht  so  intensiver  — Weise 
wirkten  Vorgänge,  welche  gelegentlich  der  Beschaffung  des  Valutagoldes 
durch  die  Rothschildgruppo  zu  beobachten  waren.  Die  letztere  hatte  nämlich 
den  Gegenwert  für  die  am  29.  März  1893  von  der  Staatsverwaltung  über- 
nommenen -10  Mill.  Gulden  Goldrente  bereits  am  9.  Juni  1893  einge- 
liefert, während  sie  (mit  Rücksicht  auf  die  nicht  günstige  Coursgestaltung 
der  Goldrente  in  dem  bezeichnetcu  .lahre)  die  Ohemommenen  Titres  erst 
am  13.  März  1894  zur  Subscription  auflegen  konnte.  Diese  Sachlage 
brachte  es  nothwendigerweise  mit  sich,  dass  das  Consortium  Guthabungen 
in  Gold,  welche  es  sonst  vielleicht  im  Jahre  1893  hätte  dem  Markte  zur 
Verfügung  stellen  können,  zur  Einzahlung  an  die  Regierung  verwenden 
musste.  (In  der  ,N.  Fr.  Pr.“  vom  15.  März  1894  wurden  diese  Guthabungen 
auf  24  Mill.  Gulden  geschätzt.;  Hienu  kam  noch,  dass  beide  Regie- 
rungen die  Goldeingänge  in  den  Gassen  zurückhielten,  die  ungarische 
Regierung  überdies  auch  Goldkäufe  effectuierte. 

Eine  Steigerung  des  Agios  bis  zu  6‘/,  Proc.,  wie  sie  im  November  1893 
zu  constatieren  war,  hätten  nun  allerdings  die  hier  erwähnten  Verhältnisse 
für  sich  allein  nicht  herbeiführen  können. 

Es  wirkten  vielmehr  noch  verschiedene  Umstände  mit,  welche  unsere 
Zahlungsbilanz  ungünstig  beeinflussten  und  speciell  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Jahres  1893  eine  ungewöhnlich  starke  Nachfrage  nach  ausländischen 
Zahlungsmitteln  hervorrufen  mussten. 

Vor  allem  waren  die  Zinsfussverhältnisse  namentlich  gegen  Ende  des 
Jahres  1893  einem  Capitalszuflusse  aus  dem  Auslände,  insbesondere  aus 
Deutschland,  nicht  günstig;  was  aber  vielleicht  das  Wichtigste  ist;  die  von 
den  beiden  Regierungen  im  Laufe  des  Jahres  1893  durchgeführten  Conver- 
sionen  von  Staatstitres  führten  zu  einer  ziemlich  einseitigen  Höherbewertung 
der  Effecten  an  der  Wiener  Börse.  Diese  Effectenconjunctur,  welche  gegen 
Mitte  des  .Jahres  1893  ihren  Höhepunkt  erreichte,  wurde  nämlich  vom  Auslande 
nicht  gleichsam  organisch  übernommen,  sondern  vielmehr  dazu  benützt,  um 
österreichische  und  ungarische  Wertpapiere  in  grossem  Umfange  in  die 
Heimat  zu  senden.  Behufs  Vervollständigung  dieses  Bildes  ist  noch  zu 
erwähnen,  dass  die  Handelsbilanz  des  österreichisch-ungarischen  Zollgebietes 
in  der  in  Frage  kommenden  Periode  einen  ziemlich  heftigen  Rückschlag 
aufwies,  indem  der  Activsaldo,  welcher  im  Jahre  1891  noch  173  Mill.  Gulden 
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betragen  hatte,  in  den  Jahren  1892  und  1893  auf  lOO'l  Mill.  und  134'8  Mill. 
und  im  Jahre  1894  sogar  auf  95  5 Mill.  Gulden  sank.') 

Es  darf  wohl  als  Resultat  dieser  Dntersuchuug  betrachtet  werden,  dass 
in  erster  Linie  eine  intensive  VerschlechterungderZahlungsbilanr 
das  Agio  in  den  Jahren  1893  und  1894  verschuldet  hat.  Diese  Thatsactie  stellt 
zweifellos  auch  eine  Lelire  für  die  Zukunft  dar,  wenngleich  nicht  zu  leugnen 
ist,  dass  bei  der  gegenwärtigen  Organisation  des  Valuten-  und  Devisen- 
geschäftes der  Bank  und  der  durch  die  Einziehung  der  Staatsnoten  gefestigten 
VertrauenswOrdigkeit  unserer  Währungsverhältnisse  von  einer  Wiederholung 
der  früher  geschilderten  Constellation  eine  gleich  ungünstige  Wirkung  auf 
die  Devisencourse  wie  damals  nicht  zu  befürchten  wäre. 

Die  Vorgänge  am  Devisenmärkte  in  den  .Jahren  189.3  und  1894  hatten 
zunächst  eine  Klärung  der  Anschauungen  Ober  die  im  Interesse  der 
Aufrechterhaltung  der  Relationsparität  zu  ergreifenden  Maassnahraen  im 
Gefolge. 

Die  Ijeitung  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank,  welche  einer  ener- 
gischen Bethätigung  der  Bank  im  Valuten-  und  Devisengeschäfte 
noch  unmittelbar  nach  Inkrafttreten  der  Valutagesetze  Widerstand  entgegen- 
gesetzt hatte.  Hess  denselben  (speciell  unter  dem  Einflüsse  einer  zu  Beginn 
des  Jahres  1894  erfolgten  gemeinsamen  Anregung  der  Finanzminister  Dr.  v. 
Plener  und  Wckerle)  nunmehr  fallen  und  schritt  an  die  Schaffung 
organischer  Einrichtungen  behufs  Ausdehnung  dieses  Geschäftes. 
Die  Teberzeugung  war  bald  eine  allgemeine,  dass  die  Bank  ira  öffentlichen 
Interesse  am  Valuten-  und  Devisenmärkte  in  einer  Weise  eingreifen  müsse, 
welche  die  Deckung  des  commerziellen  Bedürfnisses  nach  V'aluten  und 
Devisen  bei  möglichster  Venneidung  von  Coursschwankungen  verbürge  und 
zur  Ausschaltung  des  rein  speculativen  Elementes  aus  diesem  Geschäfts- 
zweige hinleite. 

Es  ist  klar,  dass  die  Bank  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  das  Devisen- 
geschäft nicht  rein  als  Erwerbsgeschäft  behandeln  konnte;  ihre  Hauptfunction 
ist  eine  regulierende  und  vermittelnde.  Dies  bedingt  vor  allem,  dass  die 
Bank  bei  der  .\bgabe  von  Valuten  und  Devisen  die  Rücksicht  auf  coulante 
Befriedigung  der  rein  geschäftlichen  Bedürfnissen  entspringenden  Nachfrage  und 
bei  der  Coursfestsetzung  die  möglichste  Stabilisierung  der  Wechselcourse 
in  die  erste  Linie  stellt.  Es  ist  rückhaltslos  anzuerkennen,  dass  die  Bank 
ihrer  Aufgabe,  das  Devisengeschäft  in  diesem  Sinne  zu  cultivieren  und  in 
den  Dienst  der  Erhaltung  der  Währung.sparität  zu  stellen,  in  hervorragendem 
Maasse  gerecht  geworden  ist.  Sie  hat  das  Devisengeschäft  speciell  in  der 

')  niiigegcn  ist  für  Oie  Anschauung,  dass  die  infolge  des  GoldzuÜussea  des  Jahres 
1892  in  den  Verkehr  gelangten  Banknoten  eine  inüatiunistiscfae  Vermehrung  der  Cmlaufs- 
mittel  und  dadurch  das  Agio  herbeigefahrt  hätten,  zumal  nach  den  hinsichtlich  der 
Wirkungen  von  Goldzuflüssen  in  jüngster  Zeit  gemachten  Erfahrungen  kein  Stutzpunkt 
zn  linden.  Speciell  die  wirtechaftliche  Conjnnctur  der  Jahre  1893  und  1894  rechtfertigt 
die  Annahme,  daas  die  vermehrten  l'mlaufsmittel  damals  auf  normalem  Wege  absorbiert 
wurden. 
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Periode  von  1897  — 1900  in  einer  Weise  ausgestaltet,  welche  in  der  Ge- 
schichte des  Kotenbankwesens  vereinzelt  dasteht  und  speciell  heute,  da 
auch  andere  Notenbanken,  wie  namentlich  die  deutsche  Beichsbank,  dem 
Devisengeschäfte  erhöhte  Aufmerksamkeit  zuznwenden  beginnen,  in  bank- 
politischer  Beziehung  das  lebhafteste  Interesse  zu  erwecken  geeignet  ist 
Ihren  charakteristischen  Ausdruck  findet  diese  neuartige  Tbätigkeit  der  Bank 
hauptsächlich  in  der  Höhe  und  Beschaffenheit  des  Devisenportefeuilles  sowie 
in  Art  und  Umfang  der  Transactionen  in  Valuten. und  Devisen.  Namentlich 
seit  1900  hält  die  Bank  ihren  Besitz  an  Devisen  und  Goldguthabungen  in 
sehr  ansehnlicher  Höbe,  wobei  ihr  die  schon  früher  erwähnte  Bestimmung 
Ober  die  Zulässigkeit  der  Einrechnung  von  Devisen  und  (in  Gold  zahlbaren) 
ausländischen  Noten  im  Höchstbetrage  von  60,000.000  K in  den  Barschatz 
sehr  zustatten  kommt.  Zur  Charakteristik  der  Höhe  des  ständigen  Besitzes 
der  Bank  an  Auslandsforderungen  sei  hier  erwähnt,  dass  sich  derselbe  am 
23.  März  1902  mit  85,947.000  K an  Golddevisen  und  mit  21,081.000  K an 
sonstigen  Goldguthabungen,  am  15.  September  1902  aber  mit  158,000.000  K 
an  Devisen  und  Goldguthabungen  bezifferte.  (Die  Umrechnung  geschieht  nach 
dem  MOnztarife  abzfiglich  Spesen  und  eventuelles  Manco.)  Das  Devisen- 
portefeuille, welches  früher  fast  ausschliesslich  Londoner  Devisen  enthielt, 
weist  jetzt  auch  Devisen  auf  deutsche  Plätze  in  beträchtlichem  Umfange  auf. 

Was  die  Art  der  Umsätze  anbelangt,  so  bezogen  sich  dieselben  noch 
zu  Beginn  der  1890er  Jahre  fast  ausschliesslich  auf  den  Tausch  von  .kurz* 
gegen  »lang  London*,  während  eine  Abgabe  von  Devisen  gegen  inländische 
Noten  so  gut  wie  gar  nicht  stattfand.  Später  kam  das  Leihgeschäft  sowie 
der  Erwerb  und  der  Verkauf  von  Valuten  und  Devisen  für  die  Jeweils  in 
Betracht  kommenden  wichtigsten  ausländischen  Plätze  hinzu.  Indes  tritt 
das  Leihgeschäft  seit  1900  zu  Gunsten  des  Kauf-  und  Verkaufgeschäftes 
wesentlich  in  den  Hintergrund.  Hinsichtlich  der  Höhe  der  Umsätze  wird 
auf  die  Tabelle  V verwiesen.  Die  dort  angeführten  Ziffern  machen  es  klar, 
dass  der  Bestand  der  ILank  an  V.iluten,  Devisen  und  Checks  aufs  Ausland 
behufs  Abwickelung  des  Geschäftes  in  dem  hier  erörterten  Umfange  vor- 
übergehend eine  ausserordentliche  Eipansion  erfahrt.  Sie  illustrieren  aber 
auch  die  Thatsache,  dass  die  Bank  heut«  die  Centralreserve  der  Monarchie 
zur  Beschaffung  der  Mittel  für  die  internationale  Zahlungsausgleichung 
daiTitellt. 

Bereits  vom  Jahre  1896  an  lenkten  die  D e v i s e n co  u rs e in  nor- 
malere Bahnen  ein,  welche  dank  der  Organisierung  des  Devisengescliäfte.s 
durch  die  Bank  im  wesentlichen  bis  heute  angedauert  haben.  Die  AVechsel 
auf  deutsche  Plätze  haben  seit  dieser  Zeit  ira  Durchschnitte  mit  geringen 
Schwankungen  die  Parität  behauptet  und  auch  der  Cours  der  Devise  London 
wies  in  dieser  Periode  kein  ins  Gewicht  fallendes  Agio  (im  Maximum  bis  zu 
1 Proc.)  auf.  In  den  Jahren  1896  und  1897  führte  eine  günstige  Constellation 
der  Wechselcourse  einen  neuerlichen  Goldimport  herbei  (vgl.  die  Tabellen  V 
und  VI).  Speciell  seit  Mitte  Juni  des  vorigen  Jahres  darf  die  Gestaltung  der 
Devisencourse  in  Oesterreich- Ungarn  als  eine  vollkommen  normale,  sowohl 
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hinsichtlich  des  Maasses  der  Stabilität  als  auch  des  Verhältnisses  zum  Pari- 
course  jener  in  den  europäischen  Goldwährungsländern  ebenbOrtige  bezeichnet 
werden.  In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1901  bewegten  sich  die  Course 
fast  aller  Devisen  erheblich  unter  der  Parität  und  es  waren  Momente  zu 
verzeichnen,  in  welchen  bei  den  Coursen  der  Devisen  auf  deutsche  Bank- 
plätze, auf  London  und  auf  Paris  im  Gesamiutdurchschnitte  eine  ünter- 
sehreitung  der  gesetzlichen  Parität  bis  nahe  an  04  Proc.  constatiert  werden 
konnte  (Tabelle  VI).  Die  Bank  erfuhr  in  dieser  Periode  eine  weitere,  und 
zwar  ungemein  intensive  Stärkung  ihres  Goldbesitzes,  ohne  von  den  flblichen 
banktechnischen  Mitteln  zur  Heranziehung  des  Goldes  (wie  der  Gewährung 
zinsfreier  Vorschässe  anf  das  einzuliefemde  Gold)  in  nennenswertem  Maasse 
Gebrauch  machen  zu  müssen.  Der  GoldzuHuss  in  die  Bank  betrug  nämlich 
152,980.000  K.  Neuerliche  GoldzuflOsse  in  der  Höhe  von  23'5  Mill.  K 
brachte  die  günstige  Entwicklung  der  Devisen  London  und  Berlin  in  den 
Monaten  Juni  bis  August  1902.  Dass  die  Bank  heute  thatsächlich  im.stande 
ist,  die  Bewegung  der  Devisencourse  — innerhalb  gewisser  Grenzen 
— zu  regulieren,  zeigte  sich  besonders  deutlich  in  Jüngster  Zeit  (Mai  1902) 
gelegentlich  der  Durchführung  der  ungarischen  und  österreichischen  Con- 
versionsoperationen,  indem  die  hierbei  beobachtete  lebhafte  Efl'ectenbewegung 
ungeachtet  des  durch  sie  hervorgerafenen  bedeutenden  Bedarfes  an  aus- 
ländischen Zahlungsmitteln  das  durchschnittliche  Niveau  der  Devisencourse 
nur  um  0'135  Proc.  über  die  Relationsparität  emporzuheben  vermochte.  Wie 
immer  auch  speciell  die  letzte  Periode  der  Entwickelung  der  Devisencourse 
vom  Standpunkte  unserer  Volkswirtschaft  beurtheilt  werden  mag.  so  dürfte 
doch  darüber  kein  Zweifel  übrig  bleiben,  dass  Oesterreich-Üngarn  in  die 
Staaten  mit  stabiler  Bewertung  des  Landesgeldes  im  inter- 
nationalen Verkehre  eingetreten  ist. 

Da  die  Bank,  indem  sie  für  den  Auslandsverkehr  Devi.sen  und  auch 
Goldvaluten  nach  Bedarf  zur  Verfügung  stellt,  die  Barzahlungen  gegenüber 
dem  Auslande  factisch  aufgenommen  hat  und  jede  Nervosität  des  Marktes 
hinsichtlich  der  Deckung  der  aus  den  internationalen  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen zu  Lasten  der  Monarchie  unter  normalen  Verhältnissen  jeweilig 
erwachsenden  Saldi  verschwunden  ist,  so  besteht  auch  begründete  Hoflnung 
auf  Erhaltung  dieses  Zustandes. 

Nicht  übersehen  dürfen  übrigens  bei  Abschätzung  dieses  Resultates 
jene  Maassnahmen  werden,  welche  die  Regierungen  angewendet 
haben,  um  die  Position  der  Bank  am  Geld-  und  Devisen- 
märkte zu  kräftigen. 

In  erster  Linie  ist  nach  dieser  Richtung  zu  erwähnen,  dass  die  öster- 
reichische und  die  ungarische  Regierung,  welche  sich  behufs  Deckung  ihres 
Geldbedarfes  bei  Zahlungen  im  .tuslande  (für  Einlösung  von  Staats- 
schuldencoupons,  Tabakanschaffungen  und  Begleichung  von  Saldi  im  inter- 
nationalen Post-  und  Eisenbahnverkehre)  bisher  der  Vermittlung  verschiedener 
privater  Creditinstitute  bedient  hatte,  seit  1900  auf  Grund  des  früher 
(Heft  IV  dieses  Jahrgangs  S.  390)  citierten  Artikels  55  der  Bankstatuten 
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auch  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  zur  Versehung  dieses  Dienstes 
heranzogen  und  ihr  vom  October  1901  an  die  Ausführung  der  gesummten 
Qoldoperatiouen  för  staatliche  Kecbnung  unter  gleichzeitiger  üeberweisung 
der  staatlichen  Goldeingänge  (im  Zoll-,  Eisenbahn-  und  Postverkehre)  flber- 
trugen. 

Wie  wichtig  speciell  die  Durchführung  dieser  Qoldtransactionen  für 
die  Erlangung  einer  dominierenden  Stellung  der  Bank  am  Valuten-  und 
Devisenmärkte  war,  ergibt  sieb  daraus,  dass  der  Goldbedarf  der  österreichi- 
schen Regierung  im  Anslandsverkehre  jährlich  (brutto)  circa  90,000.000  K 
und  der  der  ungarischen  Regierung  circa  100,000.000  K')  beträgt,  Neuestens 
(ab  15.  September  1903)  sind  auch  die  Reichsstellen  (Ministerium  des.keussem, 
Heeres-  und  Marineverwaltung)  die  Verpflichtungeingegangen,  ihren  gesaminten 
Geldbedarf  — in  welchem  jener  der  Marineverwaltung  die  Hauptrolle  spielt 
— in  Hinkunft  durch  Vermittlung  der  Notenbank  zu  decken. 

Mit  1.  October  1901  hat  die  Notenbank  ferner  — nach  Analogie  der 
deutschen  Reichsbank  — von  den  beiden  Finanzverwaltungen  den  Geldver- 
wechslungsdienst, und  zwar  gleichfalls  auf  Grund  des  Artikels  55  der  Bank- 
statuten übernommen  und  versieht  denselben  bei  den  Hauptanstalten  in  Wien 
und  Budapest  sowie  bei  ihren  Filialen,  während  die  staatlichen  Gassen  die 
Geldverwecbslung  nur  mehr  facultativ,  das  heisst  hauptsächlich  nur  in  Orten 
vornehmen,  wo  für  dieselbe  ein  specielles  Bedürfnis  besteht,  namentlich  daher 
in  solchen  Orten,  in  welchen  sich  kein  Bankfiliale  befindet. 

Ein  für  die  Ordnung  des  Geldwesens  und  för  die  Beherrschung  des 
Geldmarktes  durch  die  Notenbank  besonders  wichtiger  Zweig  der  bank- 
mässigen  Thätigkeit,  der  Giroverkehr,  hat  bei  der  Oesterreichisch-ungariseben 
Bank  seit  Beginn  der  Valutareform  eine  stetige,  wenn  auch  langsame  Ent- 
wickelung aufzuweisen.  Die  gesammten  Umsätze  im  Giroverkehre  haben  sich 
von  10.014  Mill.  K im  Jahre  1891  auf  31.714  Mill.  K im  Jahre  1901  gehoben. 
Hingegen  ist  die  Zahl  der  Contoinhaber  verhältnismässig  noch  immer  eine 
geringe  (5366  im  Jahre  1901  gegen  2421  im  Jahre  1891). 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  bankmässigen  Giroverkehres  haben  die 
Regierungen  fördernd  eiugegriffen.  indem  sie  sich  der  Giroeinrichtuugen  der 
Hank  zur  Abwickelung  des  Geldverkehres  unter  den  Staatscassen  bedienen. 
In  Oesterreich  halten  speciell  die  Staatscentralcasse  und  die  Ländercassen 
(staatlichen  Gassen  in  den  Kronlandshauptstädten'l.  ferner  die  Postdirections- 
cassen  sowie  die  Wiener  Eisenbahnhaupteassa  ein  Giroconto  bei  der  Bank, 
während  hinsichtlich  des  Anschlusses  der  übrigen  staatlichen  Gassen  und 
iVemter  an  den  bankmässigen  Giroverkehr  die  Verhandlungen  schweben. 

.Allerdings  beschränkt  sich  die  Benützung  der  Giroeinrichtungen  der 
Bank  durch  die  österreichischen  Staatscaasen  vorläufig  darauf,  dass  die 
Geldbewegung  zwischen  den  dem  Giroverkehre  angegliederten  Staatscassen, 
sowie  die  Dotierung  dieser  Gassen  durch  die  Bank  vermittelt  wird,  wogegen 
Einzahlungen,  von.  beziehungsweise  Auszahlungen  an  Parteien  zu  Gunsten, 


*)  Vor  Darebführung  der  Conversion. 
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bezieliungsweise  zu  Lasten  der  staatlichen  Giroconti  noch  nicht  vorge- 
sehen sind. 

Viel  intensiver  ist  die  Theilnahme  der  staatlichen  Gassen  am  bank- 
inässigen  Giroverkehre  in  Ungarn  ausgehildet,  wo  bereits  alle  am  Standorte 
von  Bankfilialen  befindlichen  Steiierfimter  (also  Gassen  der  niedersten  Kate- 
gorie' diesem  Verkehre  angegliedert  sind  und  auf  die  betreffenden  Giroconti 
seitens  der  Privatparteien  Einzahlungen  gemacht,  rcspective  Ueberweisungen 
vorgenommen  werden  kennen,  wührend  anderseits  auch  die  Aemter  ermächtigt 
sind.  Zahlungen  an  die  Partei  im  Wege  des  Giroverkehres  zu  effectuieren. 

Das  langsamere  Fortschreiten,  welches  auf  diesem  Gebiete  in  Oester- 
reich zu  constatieren  ist,  hängt  mit  dem  Umstande  zusammen,  dass  die 
EinfOgung  des  staatlichen  Zahlungsverkehres  in  den  Organismus  des  Gheck- 
und  Girowesens  his  zu  einem  gewissen  Grade  zugleich  eine  Reform  des 
staatlichen  Gassensystems  bedeutet.  Richtung  und  Ziele  dieser  Reform  sind 
aber  auch  durch  den  Bestand  der  staatlichen  Postsparcassa  bedingt,  welche 
im  Wege  der  Postanstalt  breitere  Schichten  des  Zahlungeverkehres  zu  beein- 
flussen, beziehungsweise  zu  beherrschen  imstande  ist  als  die  Bank.  Thatsächlich 
hat  der  Gheck-  und  Glearingverkehr  der  Postsparcassa,  dessen  Umsätze  sieh 
in  der  Zeit  von  1892—1901  von  4.475,420.839  if  auf  11.370,091.792 
erhöht  haben.  fOr  den  Zablungsprocess  eine  Bedeutung  erlangt,  welche  vom 
.Standpunkte  einer  Vereinfachung  des  staatlichen  Zahlungswesens  fOr  eine 
möglichst  innige  Verbindung  des  letzteren  mit  den  Einrichtungen  der  Post- 
sparcassa spricht. 

Bisher  kann  von  einer  solchen  Verbindung  nicht  gesprochen  werden, 
indem  zwar  die  Einzahlung  von  staatlichen  Abgaben  (mit  Ausnahme  der 
Zölle)  im  Wege  der  Postsparcassa  generell  zugelassen  ist,  die  sonstige 
Benützung  der  Einrichtungen  der  österreichischen  Postsparcassa  im  staat- 
lichen Zahlungsdienste  und  specicll  für  staatliche  Auszahlungen  jedoch  nur 
in  ganz  geringem  Umfange  erfolgt. 

Es  steht  also  für  die  staatlichen  Gassen  noch  der  Weg  der  An- 
gliederung an  die  Institutionen  der  Bank  und  der  Postsparcassa  offen  und 
es  scheint  somit  hinsichtlich  der  Lösung  des  Problems  der  Reform  der 
staatlichen  Geldverwaltung  gewissermaassen  ein  embaiTas  de  richesse  vor- 
zuliegen. 

ln  Wirklichkeit  kann  aber  die  Msung  nur  darin  gefunden  werden, 
sowohl  den  Organismus  der  Bank  als  auch  den  der  Postsparcassa  der  Reform 
der  staatlichen  Geldverwaltung  in  möglichster  Vollständigkeit  dienstbar 
zu  macheii. 

Nach  den  bisher  gemachten  Erfahrungen  ist  nämlich  anzunehmen,  da.ss 
eine  extensiv  und  intensiv  möglichst  umfassende  Einordnung  des  staatlichen 
Zahlungsverkehres  in  die  für  den  Gheck-  und  Giroverkehr  bestehenden  Ein- 
richtungen nach  Maassgabe  der  concreten  — zumeist  auch  örtlich  ver- 
schiedenen — Bedürfnisse  einen  bedeutenden  Impuls  für  einen  erweiterten 
Gebrauch  der  giro-  und  checkmässigen  Zahlung.sausgleichung  seitens  der 
hieran  interessierten  Bevölkerungskreise  abgehen  würde. 
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Ein  gulcher  Impuls  ist  aber  fflr  unsere  Volkswirtscbaft.  in  welcher  das 
niodenie  System  der  Zahlungsausgleichung  trotz  der  in  den  letzten  Jahren 
gemachten  unverkennbaren  Fortschritte  noch  bei  weitem  nicht  jenen  Platz 
einnimint  wie  in  anderen  Staaten  und  specieli  in  Deutschland,  dringend 
erwQnscht.  Zählt  doch  die  organische  und  zweckmässige  AusnOtzung  der  in 
Jenem  Sj’stein  verkörperten,  geldersparcnden  Kräfte  mit  zu  jenen  Factoren, 
welche  die  Erhaltung  der  Goldwährung  — dem  Wesen,  nicht  nur  dem  Scheine 
nach  — auch  unter  schwierigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  sichenustellen 
geeignet  sind. 

Eine  specielle  Bedeutung  besitzt  allerdings  der  Anschluss  der  Staats- 
cassen  an  den  Giroverkehr  der  Notenbank  frtr  die  Geld-  und  Discontopolitik 
der  letzteren.  Mit  demselben  ist  nämlich  die  Haltung  eines  grossen  Theiles 
der  jeweils  verfügbaren  staatlichen  C'assenhestände  bei  der  Bank  verbunden. 
In  der  That  hält  die  österreichische  Regierung  bereits  jetzt  ihre  gesammten 
verfügbaren  centralen  Cassenbestände  dauernd  theils  bei  der  Bank,  theils  bei 
der  Postspai'cassa,  und  zwar  in  aller  Regel  unter  völligem  Ausschluss  der 
privaten  Bankinstitute. 

Bei  Erörterung  der  von  den  beiden  Regierungen  im  Einvernehmen  mit 
der  Bankleitung  angebahnten  Reformen  des  Geldverkehres  ist  im  Interesse  der 
Vollständigkeit  auch  noch  der  Zollgoldanweisungen  zu  gedenken,  welche 
auf  Grund  der  Ministerialverordnung  vom  30.  November  1900,  U.  G.-Bl. 
Nr.  198,  seit  15.  December  1900  bei  Zollzahlungen  verwendet  werden  können. 
Diese  Anweisungen,  welche  von  der  Oesterroichisch-ungarischen  Bank  auf  bei 
Zollzahlungen  verwendbare  Goldmünzen  ausgestellt  werden  und  an  die  Ordre 
der  Staatscentralcassa  in  Wien  (beziehungsweise  Budapest)  lauten,  werden 
von  den  Hauptanstalten  der  Bank  in  Wien  und  Budapest  sowie  von  sümmt- 
lichen  Filialen  (und  zwar  seit  Ende  November  1901)  zum  Höchstbetrage 
von  5000  Mark  beziehungsweise  5000  Francs  pro  Partei  und  Tag  zum 
Nettowarencourse*)  gegen  gesetzliche  Zahlungsmittel  hintangegeben. 

Die  Position  der  Notenbank,  wie  sie  sich  in  der  Periode  von  1892 
bis  1901  im  Zusammenhänge  mit  der  Einführung  der  Goldwährung  und  den  an 
sie  ankuDpfenden  Reformen  des  Geld-  und  Zahlungswesens  herausgebildet 
hat,  wird  am  besten  durch  die  Tabellen  III  und  IV  illustriert,  von  denen 
die  erstere  die  Bewegung  (und  das  Anwachsen)  des  Goldes  im  Metallschatze, 
die  zweite  die  metallische  und  bankmässige  Bedeckung  des  Banknotenum- 
lanfes  in  der  Periode  1892  — 1901  betrifft.  Die  beiden  Tabellen  zeigen,  dass 
die  Position  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  in  rein  monetärer  Beziehung 
gegen  Schluss  der  Ausweisperiode  eine  ziemlich  starke  geworden  ist,  ferner 
dass  die  metallische  Bedeckung  des  Notenumlaufes  — nach  .Abzug  der 
jeweiligen  Goldgntbaben  der  Regierungen  für  die  Staatsnoteneinlösiing*)  — 
schon  mindestens  seit  1897  al.s  eine  — an  den  V'erhältnissen  bei  anderen 

Ebenso  wie  ausländische  GoMraluten. 

*)  Gemeint  iat  hier  jener  Theil  der  Golderlüge,  für  welchen  die  Bank  noch  keinen 
Gegenwert  in  Banknoten  oder  Silberguldcn  beziehungsweise  (nach  dem  Uehereinkoinmen 
ei  1899)  noch  keine  eiiigelösten  Staatsnoten  ahgeHihrt  hatte. 
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Notenbanken  gemessen  — entspreclieniie  oder  doch  jedenfalls  genügende  zu 
betrachten  ist. 

Im  häufe  des  heurigen  Jahres  war  sogar  wiederholt  ein  noch  gün- 
stigeres Verhältnis  zwischen  iiietalliscber  Bedeckung  und  Notenumlauf, 
vereinzelt  selbst  eine  Yolldeckung  des  Banknotenumlaufes  durch  Metall  zu 
constatieren. 

Freilich  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Mittel  der  Bank  infolge 
der  wirtschaftlichen  Stagnation  bereits  seit  Beginn  des  Jahres  IStOl  vom 
Geldmärkte  nur  in  äusserst  bescheidenem  Maasse  in  .■Anspruch  genommen 
werden.  (Der  Escompte  betrug  im  Durchschnitte  des  Jahres  1901  nur  rund 
:t00,000.000  Ä und  wies  im  Laufe  des  Jahres  1903  wiederholt  noch  niedrigere 
Ziffern  auf.)  In  noch  günstigerem  Lichte  präsentiert  sich  übrigens  die  Position 
der  Bank,  wenn  speciell  die  Höhe  des  Goldschatzes  und  das  Verhältnis 
desselben  zum  gesummten  Metallschatze  in  den  Jahren  1900  und  1901  ins 
Auge  gefasst  wird.  Der  Goldstand  erfuhr  im  Jahre  1900  eine  Erhöhung  von 
786,010.000  auf  919,607.000  AT  und  im  .fahre  1901  auf  1.116,134.000  A'>) 
und  machte  zu  Ende  des  Jahres  1900  circa  79  Proc.  und  zu  Ende  des 
Jahres  1901  circa  80  Proc.  dos  gesammten  Metallschatzes  (ohne  Devisen)  aus. 

Das  Bild,  welches  diese  an  sich  zweifellos  imposanten  Ziffern  von  der 
Lage  der  Bank  geben,  erfährt  allerdings  dadurch  eine  Moditication,  dass 
die  Oesterreichisch-ungaiische  Bank  bis  auf  weiteres  (das  heisst  bis  zum 
Inkrafttreten  des  Artikels  83  ihrer  Statuten)  nicht  verpflichtet  ist,  ihre  Noten 
in  Gold  einzulösen  und  dass  die  Monarchie  bis  vor  kurzem  keine  nennens 
werte  üoldcirculation  besass. 

In  letzterer  Hinsicht  ist  seit  Ende  August  1901  insoferne  eine  Aen- 
derung  eingetreten,  als  die  Oesterreichisch  ungarische  Bank  von  diesem  Zeit- 
punkte an  probeweise  LandesgoldmOnzeu  (Zwanzigkrouenstücke 
und  seit  Ende  October  1901  auch  Zehnkronenstücke)  unter  gleichzeitiger 
Zurückhaltung  von  Zwanzigkronennoten  in  den  Verkehr  setzt. 
Der  Zweck  dieser  unbegreiflicherweise  von  vielen  Seiten  angefochtenen 
Maassregel  war.  den  — nicht  einmal  annäherungsweise  bekannten  — Bedarf 
der  Circulation  an  Goldmünzen  (einscbliesslich  jenes  zu  Thcsaiirieriing.s- 
zweckeni  keimen  zu  lernen  und  darnach  die  Bedeutung  des  Goldschatzes 
der  Notenbank  festzustellen.  Bis  30.  September  1902  sind  auf  diese  IVeise 
per  .Saldo  (das  heisst  nach  Abzug  der  wieder  zu  den  Schaltern  der  Bank 
zurflckgeliossenen  Goldmünzen)  127.007.940  K (davon  lO.ö, 841.940  zu  20  K 
und  21,160.000  zu  10  K]  in  den  Verkehr  gesetzt  worden.*)  Es  hat  sich 
gezeigt,  dass  der  Verkehr  sich  des  Goldes  als  Zahlungsmittel  nur  mit 
einem  gewissen  Widerstreben  bedient,  und  man  kann  bei  Berücksich- 
tigung dieses  Umstandes  wohl  jetzt  schon  eine  gleichsam  relative  Sättigung 

Dem  gegenüber  sei  nur  beispichweii^e  erwähnt,  dass  der  GDldbcfttaud  der  deut- 
schen Hviclisbnnk  im  Durchschnitte  des  Jahres  1901  G0d'07  Mill.  Mark  (circa  781  Mill. 
Kronen)  betrug. 

*)  Hierzu  kommen  nocii  circa  11,000.000  K,  welche  seitens  der  ungarischen  Staats- 
cassen  beausgabt  wurden. 


Digitized  by  Google 


Die  Osierreicbiscfa-DDgariache  Währungsreform. 


507 


der  Canäle  der  Circulation  mit  Gold  conetatieren.  Die  monetäre  Poai- 
tion  der  Bank  hat  durch  diese  Maassregel,  sofern  man  den  Zweck 
derselben  richtig  wflrdigt,  keine  Schwächung  erfahren;  der  bare 
Goldbestand  der  Bank  belief  sich  nämlich  am  30.  September  1902  noch  immer 
auf  circa  1093  Mill.  Kronen,’)  das  heisst  um  23  Mill.  Kronen  höher  als  zur 
gleichen  Zeit  des  Vorjahres,  Diese  Ziffer  kommt  nunmehr  auch  vom  Stand- 
punkte der  Vergleichung  mit  dem  Goldbesitze  anderer  Notenbanken  in 
Betracht,  da  ja  auch  im  Falle  der  Aufnahme  der  facultativen  oder  obliga- 
torischen Barzahlungen  seitens  der  Bank  (die  Beibehaltung  von  Zehn-  und 
Zwanzigkronen-Banknoten  vorausgesetzt)  eine  erheblich  grössere  Inanspruch- 
nahme des  Goldschatzes  derselben  als  bei  der  zwar  nur  probeweisen,  das 
jeweils  auftretende  Bedürfnis  aber  doch  in  der  Hauptsache  befriedigenden 
Inverkchrsetzung  von  Gold  nicht  zu  erwarten  steht  (wobei  natürlich  die 
Eventualität  einer  Inanspruchnahme  der  Bank  für  den  Goldeiport  infolge 
ungünstiger  Gestaltung  der  Wechselcourse  ausser  Betracht  bleibt). 

Nach  dem  Gesagten  stellte  die  probeweise  Inverkehrsetzung  von  Gold 
eine  nothwendige  und  nützliche  Maassnahme  dar,  welche,  wenngleich  keines- 
wegs als  Präjudiz  für  die  eventuelle  Aufnahme  der  Barzahlungen  gedacht, 
doch  der  letzteren  vorhergehen  musste  und  in  einem  geeigneten  Zeitpunkte, 
nämlich  gleichzeitig  mit  dem  gänzlichen  Verschwinden  der  Staatsnoten  aus 
der  Circulation,  ins  Werk  gesetzt  wurde.  Dies  muss  umsomehr  behauptet 
werden,  als  die  breiten  Sehichteu  der  Bevölkerung  sich  des  W.älirungs- 
wechsels  bisher  kaum  bewusst  geworden  waren,  das  Erscheinen  von  Gold 
im  Zahlungsverkehre  aber  immerhin  als  ein  jederuiann  klar  verständlicher 
Hinweis  auf  die  Thatsache  des  Währungswechsels  gelten  durfte. 


V.  Bemerkungen  über  die  Ergebnisse  der  in  neuerer  Zeit  seitens 
auswärtiger  Staaten  durchgeföhrten  Reformen  auf  dem  Gebiete  des 

Geldwesens. 

An  dieser  Stelle  sollen  einige  Bemerkungen  über  die  Ergebnisse  der 
in  neuerer  Zeit  von  anderen  Staaten  unternommenen  monetären  Iteformen 
insoweit  Platz  finden,  als  diese  Ergebnisse  bei  Beurtheilung  der  österrei- 
chisch-ungarischen Wührungsaction  von  Interesse  oder  verwertbar  sind. 

In  Betracht  kommen  hierbei:  Kussland,  Italien,  Kumäuien  und  Japan. 

a I II  u s 3 1 a n d. 

Die  Inangriffnahme  der  Währungsreform  unterschied  sich  in  liu.ssland 
von  jener  in  Oesterreich-Ungarn  vornehmlich  dadurch,  dass  ersteres  zunächst 

1)  Zur  selben  Zeit  (20. — 25.  September)  stellte  sich  der  Goldbesitz  der  wichtigsten 
europäischen  Notenbanken,  wie  folgt: 

der  Bank  von  Frankreich  auf  2470*440  Mill.  Kronen 

der  dentscheii  Reiebsbank  , 839*664  , , (Schlitzung) 

der  Bank  von  England  „ 889*168  , n s 

der  russischen  Reiebsbank  ^ 1730*736  » « 

34* 
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(Uß  Kelation  zwischen  GolJ-  und  Creditrubel,  und  zwar  vom  Jahre  1896  an 
festselzte,  während  die  Ausprägung  von  Goldmünzen  auf  Grund  der  neuen 
Relation  erst  in  einem  späteren  Zeitpunkte  (1897)  verfügt  und  begonnen 
wurde. 

Die  gewählte  Relation  entsprach  dem  Verhältnisse  von  1 Goldrubel  = 
l‘/j  Papierrubel  und  war  angesichts  der  Coursbewegung  des  russischen 
Papierrubels  in  der  Zeit  von  1884 — 1894  als  eine  niedrige  (oder  die  neue 
Goldmünze  als  eine  schwere)  zu  bezeichnen,  indem  der  Wert  des  Papier- 
rubcls  in  Gold  in  der  obigen  Periode  durchschnittlich  erheblich  geringer 
war  als  der  fraglichen  Relation  entsprach. 

Dies  änderte  freilich  nichts  an  der  Thatsache.  dass  die  russische 
Währungsreform  gegenüber  der  postulierten  Parität  1 Goldrubel  = 1 Papier- 
rubel eine  Devalvation  des  letzteren  bedeutete. 

Im  wesentlichen  stimmte  die  gewählte  Relation  mit  der  Coursbewegung 
des  Rubels  in  der  Zeit  der  Vorbereitung  der  Währungsreform  überein,  was 
seine  Krklärung  darin  findet,  dass  die  russische  Regierung  bereits  seit  Beginn 
des  Jahres  1894  die  Stabilisierung  des  Rubelcourses  auf  der  für  den 
Währungswechsel  in  Aussicht  genommenen  Basis  berbeizuführen  suchte 
und  thatsächlich  (durch  Niederwerfung  der  Rubelspecnlation  an  der 
Berliner  Börse)  auch  erreichte.  Die  einmal  in  Angriff  genommene 
Währungsreform  wurde  in  Russlcud  mit  jener  Energie  und  Consequenz 
durchgeführt,  die  grOsstentheils  in  der  Natur  dieses  Staatswesens  ihre 
Erklärung  finden. 

Der  Goldvorrath  der  Reichsbank  und  der  Reichsrentei  erhöhte  sich 
(durch  Speisung  aus  dem  Erlöse  der  Geldanleihen  und  aus  der  russischen 
Goldproduction)  in  der  Zeit  von  1892 — 1897  um  über  300  Mill.  Rubel: 
die  Verwendung  von  Goldmünzen  in  der  Circulation  wurde  durch  eine  Reihe 
von  (zumeist  im  Jahre  189.5  erlassenen)  Verfügungen  kräftigst  geßrJert  und 
die  Einlösung  der  Creditbillete  in  Gold  bereits  im  Jahre  1897  sichergestellt. 
Der  kaiserliche  Ukas  vom  27.  März  1898  verfügte  die  obligatorische 
Rechnung  in  der  neuen  Münzeinheit  und  stempelte  die  Silbemibel  mit  einem 
Schlage  zu  Scheidemünzen.  (Die  Zahlkraft  reichte  nunmehr  im  Privatverkehr 
bis  25  Rubel,  wogegen  sie  bei  den  Staatscassen  — abgesehen  von  Zoll- 
zahlungen  — unbeschränkt  ist.) 

Endlich  wurde  die  Schuld  des  Staatsschatzes  (der  Rcichsrentei)  an 
die  Reichsbank  aus  dem  Titel  der  Notenausgabe  bis  zum  Jahre  1900 
gänzlich  getilgt. 

Das  Münzgesetz  vom  7.  Juni  1899  inarticulierte  eigentlich  nur  das 
Ergebnis  der  bereits  abgeschlossenen  monetären  Reform,  ln  rein  gesetzes- 
technischer Hinsicht  erscheint  die  russische  Währung  jetzt  als  eine  reine 
Goldwährung,  als  eine  Goldwährung  ini  strengen  Sinne  des  Wortes.  Höchstens 
kann  man  als  Abweichung  von  der  strengen  Goldwährungsdoctrin  die  Bei- 
behaltung von  sehr  kleinen  Notenappoints,  nämlich  von  i Bank-)Creditbilleten 
zu  10,  5 und  3 Rubeln,  ja  selbst  zu  1 Rubel,  betrachten. 
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Den  Anlass  zur  InangrifTnahme  der  Währungsreform  bildeten  in  Russ- 
land die  heftigen  Schwankungen  des  Geldwertes  zu  Ende  der  ISöOer  und  zu 
Anfang  der  1890er  Jahre,  auf  welche  die  häufig  krisenhafte  Gestaltung  der 
russischen  Volkswirtschaft  in  den  bezeiclineten  Perioden  zum  Theile  zurOck- 
gefohrt  wurde. 

Die  Kraft  zur  raschen  und  erfolgreichen  Durchführung  einer  so  gewal- 
tigen Kefoi-m  glaubte  man  in  den  unermesslichen  Hilfsmitteln  des  russischen 
Staates  und  wohl  auch  in  der  durch  die  politische  Allianz  mit  Frankreich 
wesentlich  gestärkten  Position  der  russischen  Finauzrerwaltung  auf  dem 
europäischen  Geldmärkte  zu  finden. 

Dieser  Glaube  an  die  wunderwirkende  Kraft  der  Hilfsmittel  des  russi- 
schen Reiches  kommt  auch  in  den  offiziellen  und  offiziösen  Publicationen, 
die  sich  auf  das  Währuiigsproblem  und  sonstige  wirtschaftliche  Fragen 
beziehen,  zum  Ausdruck. 

Gleichwohl  wurde  der  Zusammenhang  zwischen  den  internationalen 
Zahlungsverbindlichkeiten  des  Landes  und  der  Währung  von  den  maass- 
gebenden Regierungskreisen  stets  im  Auge  behalten.  Ja  die  russische  Re- 
gierung war  unseres  W'issens  so  ziemlich  die  erste,  welche  methodische 
Untersuchungen  über  die  Zahlungsbilanz  anstellen  Hess,  ohne  allerdings  von 
dem  Resultate  derselben  ihre  Entschliessungen  in  der  Währungsfrage  irgend- 
wie abhängig  zu  machen. 

Thatsächlich  hatte  der  Vorgang  der  russischen  Regierung  in  der 
Währungsfrage  zunächst  den  Erfolg  vollkommen  für  sich.  Die  Wechselcourse 
zeigten  für  die  Dauer  eine  durchaus  stabile  Entwickelung  und  bewegten 
sich  fast  ausnahmslos  unter  dem  Goldausfuhrspunkte. 

Der  russische  Credit  im  Auslande  erfuhr  mit  dem  Fortschritte  der 
Valutareform  eine  ganz  entschiedene  Kräftigung,  welche  in  der  Coursbewegung 
der  russischen  Werte  einen  zum  Theile  glänzenden  Ausdruck  fand. 

Der  Goldbestand  der  Reichsrentei  (Staatscassa)  und  der  Reichsbank 
stieg  vom  Herbste  1892,  also  vor  Beginn  der  Valutareform,  bis  Anfang  des 
Jahres  1898  von  905-5  auf  1328’3  Mill.  Rubel  (1  Rubel  = 2 K 53-9  h) 
und  überragte  damit  die  centralen  Goldbestände  aller  Culturstaaten.  Endlich 
erlebte  die  russische  Industrie  — namentlich  die  metallurgische  und  chemi- 
sche Production  — dank  der  Wertbeständigkeit  des  russischen  Geldes  und 
dem  niedrigen  Zinsfussniveau  in  dem  übrigen  Europa  in  den  Jahren 
1896—1898  einen  fast  ausschliesslich  durch  ausländisches  (hauptsächlich 
französisches  und  belgisches)  Capital  alimentierten  Aufschwung,  wie  er  bis 
dahin  in  der  wirtschaftlichen  Geschichte  Russlands  noch  nicht  zu  verzeichnen 
war.  [Die  Zahl  der  Actiengesellscbaften  stieg  von  784  im  Jahre  1895  mit 
einem  Capital  von  890  Mill.  Rubel  auf  990,  (darunter  221  ausländische)  im 
Jahre  1898  mit  einem  Capital  von  2000  Mill.  Rubel.] 

Es  schien  daher  in  der  That,  als  ob  es  Russland  gelungen  wäre,  mit 
einer  in  der  Wirtschaftsgeschichte  unerhörten  Raschheit  von  einer  ungeord- 
neten, den  heftigsten  Wertschwaukungen  ausgesetzten  Papierwährung  zu 
einer  vollkommen  consolidierten  Metallwährung  zu  gelangen  und  gleichzeitig 
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diesen  glücklichen  Umschwung  der  Entwickelung  der  russischen  Volkswirt- 
schaft dienstbar  zu  machen.  Eine  Reihe  ungünstiger  oder  minderer  Ernten, 
die  seit  1891  zu  verzeichnen  waren  und  die  im  Vereine  mit  dem  hohen 
Steuerdruck  eine  dauernde  Schwächung  der  Landwirtschaft  herbeifflhrten, 
wurde  bei  Beurtheilung  der  wirtschaftlichen  Gesammtlage  kaum  in  Calcul 
gezogen. 

Umsomehr  musste  es  überraschen,  dass  der  Rückschlag  der  wirt- 
schaftlichen Conjunctur  in  Russland  unmittelbar  Erscheinungen  zeitigte, 
welche  immerhin  Zweifel  in  der  Richtung  erwecken  konnten,  ob  sich  die 
Goldwährung  im  russischeif  Wirtschaftsorganismus  eingelebt  habe.  Die 
Gründe  dieses  Rückschlages,  welcher  im  Sommer  1899  seinen  Anfang  nahm 
und  schliesslich  zu  einer  förmlichen,  noch  jetzt  nicht  überwundenen  Industrie- 
und  Capitalkrise  ausartete,  sind  vom  russischen  Finanzminister  in  seinen 
Berichten  Ober  die  Reichsbudgets  pro  1901  und  1902  mit  bemerkenswerter 
Aufrichtigkeit  und  in  nahezu  erschöpfender  Weise  erörtert  worden.  Die 
Vertheuerung  der  Geldcapitalien  auf  den  europäischen  Märkten  brachte  den 
Zutluss  ausländischen  Capitals  nach  Russland,  sei  es  zu  langfristiger,  sei  es 
zu  vorübergehender  Veranlagung  seit  1899  fast  vollständig  und  ziemlich 
unvermittelt  zum  Stillstände.  Vielfach  flössen  auch  Capitalien  ins  Ausland 
zurück.  Die  Ueberspeculation,  welche  sich  im  Gefolge  des  Aufschwunges 
entwickelt  hatte,  musste  einen  umso  empfindlicheren  Zusammenbmch  erleiden, 
als  die  unaufhörlichen  Missernten  die  Consumßhigkeit  der  Bevölkerung 
gemindert  hatten.  Hinzuzufügen  wäre  noch,  dass  ein  Theil  der  industriellen 
Gründungen  von  Anfang  an  der  soliden  Basis  entbehrte,  indem  das 
Maass  der  Fähigkeit  des  Landes,  sich  einer  künstlichen,  wo  nicht  über- 
stürzten Industrieentwickelung  anzupassen,  überschätzt,  insbesondere  aber  in 
leichtsinniger  Weise  auf  eine  constante  Beschäftigung  der  neugeschaftenen 
industriellen  Unternehmungen  durch  Staatsaufträge  gerechnet  wurde.  Letztere 
mussten  aber  mit  der  zeitweise  geminderten  Aufnahmsßhigkeit  der  euro- 
päischen Märkte  für  russische  Staatsanleihen  und  der  ungeheuren  Inanspruch- 
nahme des  russischen  Staatsschatzes  für  die  Unternehmungen  in  Ostasien 
naturgemüss  wesentlich  eingeschränkt  werden.  Bemerkenswert  ist  in  dieser 
Beziehung,  was  K.  Golowin  in  seinem  M'erke  .Die  finanzielle  Politik 
Russlands  und  die  neue  Goldwährung*  *)  zur  Kennzeichnung  der  Aufschwungs- 
Periode  sagt: 

,AIan  darf  nicht  vergessen,  dass  auch  hier  (d.  i.  auf  industriellem 
Gebiete)  das  Steigen  der  Volksarbeit  wenig  Selbständiges  aufzuweisen  hat, 
da  das  Resultat  durch  zwei  stark  wirkende  Factoren,  nämlich  durch  fiscali- 
sche  Aufträge  und  durch  Heranziehung  ausländischer  Capitalicn  erzielt 
wurde.“ 

Der  Einfluss  der  hier  skizzierten  wirtschaftlichen  Entwickelung  auf  den 
Goldvorrath  und  die  Geldcirculation  wird  in  den  offiziellen  Quellen  wie 
folgt  dargestellt: 

9 Berlin,  Verlag  von  A.  Denbncr  1900.  antoriaierte  Uebersetaang,  S.  98- 
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Ed  ist  klar,  dass  in  dieser  Tabelle  nur  die  erste  und  die  beiden  letzten 
C'olonnen  (tioldbesitz  der  Staatsinstitute  und  Umlauf  der  Creditbillete)  An- 
spruch auf  Autlienticität  erheben  können.  Die  in  den  Culonnen  „In  der 
(,'irculation*,  .Gesammtgoldvorratli“,  ,Zu-  oder  Abfluss^  ausgewiesenen  Be- 
träge beruhen  hingegen  auf  Schätzungen,  und  zwar  auf  solchen,  die  nach 
anderen,  in  jüngster  Zeit  bekannt  gewordenen  offiziellen  Daten  (vgl.  , Frank- 
furter Zeitung*  vom  23.  Mai  1902,  2.  Morgcnblatt)  keineswegs  zuverlässig 
waren.  Nach  den  Ausweisen  des  russischen  Zolldepartemonts  war  nämlich 
die  Goldbilanz  des  Landes  pro  1900  mit  111-3  Mill.  Kübel  und  jene  pro 
1901  mit  59-(>  Mill.  passiv. 

Es  ist  daher  offeiib-ar,  dass  von  dem  seitens  der  Reichsbank  abgegebenen 
beziehungsweise  von  dem  in  Circulation  befindlichen  Golde  in  den  Jahren 
1899 — 1901  ein  sehr  bedeutender  Theil  ins  Ausland  abgeflossen  ist,  und 
dass  die  Ziffeni  in  diesen  Jahren  über  den  Guldvorrath  des  Landes  viel  zu 
hoch  gegriffen  sind.  Bei  Berücksichtigung  des  Umstandes,  dass  die  Aus- 
fuhrlisten die  Edelmetallausfuhr  meist  niedriger  anzugeben  pflegen  als  sie 
thatsächlich  ist  und  dass  dieselben  namentlich  die  Goldbewegung  im  Reise- 
verkehre (in  welcher  für  Uussland  gewiss  ein  Passivsaldo  resultiert)  nur 
zum  kleinsten  Theile  erfassen  dürften,  wird  man  kaum  fehlgehcn,  wenn 
man  den  Goldabfluss  in  der  Periode  1899 — 1901  auf  mehr  als  200  Mill. 
Rubel  schätzt.  Speciell  die  pro  1901  ausgewiesene  Goldeiportziffer  muss 
aber  umso  bedenklicher  erscheinen,  als  in  diesem  .fahre  der  Erlös  aus  der 
am  Pariser  Markte  aufgenommenen  Anleihe  im  Numinaibetrage  von 
159  Mill.  Rubel  mit  127-2  Mill.  Rubel  ferner  aus  den  im  Auslande  begebenen 
Eisenbahnobligationen  mit  circa  55  Mill.  Rubel  cinfloss.  (Der  Rest  der 
Anleihenserlöse  scheint  erst  im  Jahre  1902  realisiert  worden  zu  sein.)  In 
Russland  selbst  verhielt  man  sich  lange  Zeit  skeptisch  gegen  die  Möglichkeit 
grosser  Goldabflösse.  weil  der  Stand  der  Wechselcourse  dieselben  nicht  zu 
rechtfertigen  schien.  Dem  gegenüber  ist  darauf  hinzu  weisen,  dass  der  russische 
Wechselcours  auf  Paris  regelmässig  und  oft  erheblich  höher  steht  als  der 
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Wechselcours  anderer  Staaten  mit  Goldwährung.  Das  Agio  hielt  sich  in  den 
letzten  Jahren  regelmässig  nicht  unter  0'6  Proc.  und  schwankte  im  ersten 
Semester  U'Ol  sogar  zwischen  0'77  und  1-15  Proc.  Wenn  auch  von  einer  die 
Währung  compromittierenden  Entwickelung  der  Wechselcourse  absolut  nicht 
gesprochen  w'erdcn  kann  und  eine  solche  bei  der  den  Valuten-  und  Devisen- 
markt (mit  Ausschluss  anderer  Bankinstitute)  beherrschenden  Position  der 
Keichsbaiik  auch  für  die  Zukunft  zunächst  nicht  zu  befOrchten  ist,  so  können 
doch  die  GolJesporte  angesichts  der  obigen  Daten  nicht  mehr  als  unerklärlich 
bezeichnet  »erden.  Ueberdios  lagen  gerade  im  Jahre  1901  übereinstimmende 
Nachrichten  vor,  wornach  das  Finanzministerium  trotz  seines  Bestandes  an 
Goldgnthaben  im  Auslande  gezwungen  war,  Goldriniessen  ins  Ausland  zur 
Bestreitung  der  staatlichen  Verpflichtungen  zu  machen. 

Freilich  sind  die  Goldbestände  der  russischen  Beichsbank  und  der 
Reichsrentei  ungeachtet  der  hier  erörterten  Vorgänge  noch  immer  imposant 
zu  neunen  und  man  wird  sich  wohl  auch  vor  Augen  halten  müssen,  dass 
die  seit  1892  durch  gewaltige  Anstrengungen  gezüchtete  Goldplethora  der 
Staatsinstitute,  beziehungsweise  der  gesammte  Goldvorrath  des  Landes  mit 
dem  Inkrafttreten  der  Goldwährung  natiirgemäss  eine  Schwächung  erfahren 
musste.  Nicht  minder  ist  zuzngeben,  dass  die  Einlösung  der  Creditbillete 
in  Gold  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  vollständig  garantiert  ist, 
wie  sich  aus  obiger  Tabelle  ergibt.  Auch  durch  den  Goldbestand  der  Reichs- 
bank allein  (ohne  den  der  Reiebsrentei),  welcher  im  Mai  laufenden  Jahres 
im  ganzen  720  8 Mill.  Rubel  betrug,  erscheinen  die  Creditbillete  (in  deren 
L'mlaufshöhe  seit  Ende  1901  keine  wesentliche  Aendorung  eingetreten  ist) 
noch  immer  erheblich  überdeckt.  Wenn  gleichwohl  für  den  Fall  des  Eintrittes 
sehr  kritischer  Verhältnisse  auch  hinsichtlich  der  Lage  der  Reichsbank  nicht 
jede  Besorgnis  unterdrückt  werden  kann,  so  hängt  dies  mit  der  gesammten 
geschäftlichen  Thätigkeit  der  Reiehsbauk  zusammen,  weiche  sich  statutarisch 
auf  Zweige  des  Bankgeschäftes  erstreckt,  deren  Betrieb  sonst  mit  den 
Aufgaben  einer  Notenbank  mit  Recht  als  nicht  vereinbar,  ja  sogar  die  Solvenz 
derselben  gefährdend  erachtet  wird.  Bisher  hat  es  allerdings  die  russische 
Reichsbank  mit  grossem  Geschick  verstanden,  diese  Geschäfte  zu  betreiben, 
ohne  sich  in  bedrohlichem  Maasse  zu  immobilisieren.  Immerhin  gab  die 
Art  der  Inanspruchnahme  der  Reichsbank  io  der  Krisenperiode  einen  Vor- 
geschmack dessen,  was  von  ihr  in  noch  schwereren  Zeiten  verlangt  werden 
könnte.  Sowohl  die  Warenvorschüsse  als  auch  die  eigentlichen  Industrie- 
darlehen haben  sich  von  Ende  1899  bis  Ende  1901  erheblich  gesteigert, 
(die  ersteren  von  30-3  auf  44'4,  die  letzteren  von  22'7  auf  44-4  Mill.  Rubel), 
das  Beleihungsgeschäft  wurde  auch  auf  Actien  von  Industrieunternehmungen 
ausgedehnt  und  endlich  stellte  die  Rcichsbank  — wie  es  scheint  — ihren 
Apparat  auch  für  die  Placierung  von  Industrieobligationcn  zur  Verfügung. 
Das  Wechselportefeuille  der  Bank,  welches  Ende  1898  145  Mill.  Rubel 
betrug,  belief  sieh  Ende  1901  auf  270  Mill.  (Im  Laufe  des  Jahres  1902 
führte  die  allgemeine  Verflüssigung  des  Geldstandes  allerdings  auch  ein 
Sinken  der  Anlagen  der  Reichsbank  herbei.) 
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Von  allgemeinerem  Interesse  wird  die  hier  erörterte  Schwächung  des  Gold- 
bestandes liusslauds  wegen  ihres  Zusammenhanges  mit  der  Verschlechterung 
der  russischen  Zahlungsbilanz.  Für  die  Gestaltung  der  letzteren  ist  in  erster 
Linie  entscheidend,  in  welcher  Weise  das  aus  der  Verschuldung  Busslands 
gegenüber  dem  Auslande  resultierende  Jahrespassivum  gedeckt  wird.  Da  der 
Dienst  für  die  Staatsanlehen  nach  dem  Veranschlage  pro  1902  rund 
286’5  Mill.  Rubel  erforderte  and  die  im  Auslände  placierte  russische 
Staatsschuld  von  der  Regierung  selbst  mit  60 — 70  Proc.  der  gesammten 
Staatsschuld  veranschlagt  wird,  dieser  Procentsatz  sich  aber  durch  die  Anlehen 
der  letzten  Jahre  eher  noch  erhöht  haben  dürfte,  so  kann  man  den  ans  Aus- 
land für  die  Staatsschuld  zu  leistenden  Zinsensaldo  mit  jährlich  180,000.000 
bis  200,000.000  Rubel  beziffern.  Um  wieviel  diese  Ziffer  mit  Rücksicht  auf 
sonstige  ans  Ausland  zu  leistende  Zahlungen  (für  Zinsen  von  im  Ausland 
placierten  Privateffecten  und  Dividenden  von  in  Russland  investierten  Capi- 
talien i,  ferner  aus  dem  Titel  der  Reisebewegung  ins  Ausland  erhöht  werden 
muss,  ist  äusserst  unsicher.  Indes  lassen  die  uns  vorliegenden  Schätzungen 
kaum  einen  geringeren  Zuschlag  als  150,000.000  Rubel  zu,  so  dass  man 
mit  einem  Gesammtpassivum  von  350,000.000  Rubel  zu  rechnen  hätte.  Dem 
.stehen  als  .\ctiva  im  wesentlichen  gegenüber,  der  etwaige  Activsaldo  der 
Handelsbilanz  sowie  die  russische  Goldproduction,  welch’  letztere  mit  durch- 
schnittlich 45,000.000  Hubel  jährlich  veranschlagt  werden  kann.  Der  Activ- 
saldo der  russischen  Handelsbilanz  hat  seit  1892  (dem  Jahre  nach  der  grossen 
Hungersnothi  ein  bedeutend  tieferes  Niveau  angenommen  und  kann  im 
Durchschnitte  der  letzten  fünf  Jahre  mit  etwa  130,000.tl00  Rubel*)  ver- 
anschlagt werden,  ln  keinem  einzigen  dieser  Jahre  genügte  er,  um  den 
sonstigen  Passivsaldo  der  russischen  Zahlungsbilanz  auszugleichen.  Es  ergibt 
sich  daraus,  dass  Russland  zur  Goldwährung  in  einer  Periode  minder  günstiger 
Entwickelung  seiner  Zahlungsbilanz  Obergegangen  ist  und  dass  das  Gleich- 
gewicht der  letzteren  nur  in  den  Jahren  des  Zuströmens  ausländischen  Capitals 
zur  industriellen  Veranlagung  hergestellt  wurde.  Seit  1899  kommt  das 
Passivtim  der  Zahlungsbilanz  ungeachtet  des  Effecteneipoites  (durch  Auf- 
nahme von  Anleihen  im  Auslande)  in  einem  erheblichen  Goldabtlusse  zur 
Erscheinung.  Die  maassgehenden  russischen  Factoren  widmen  dieser  Sachlage 
augenscheinlich  die  vollste  Reachtung  und  speciell  die  Aufnahme  von  An- 
leihen im  Auslande  im  Jahre  1901  und  im  laufenden  Jahre  (circa  220  Mill. 
Rubel  Nomin.  im  Jahre  1901  und  1819  Mill.  Rubel  Nomin.  im  Jahre  1902)  hat 
wohl  nach  Absicht  der  Regierung  der  Verbessernngder  Zahlungsbilanz  gedient.*) 

Derselbe  wurde  ausgewiesen: 

pro  11:197  iDit  195'7  Milt.  Hubel 

„ 1898  „ 146-9  « 

^ 1899  , 7-2  , 

„ 1900  „ 116-3  „ 

, 1901  , 2063  , 

(Die  Daten  beziehen  sich  auf  den  Handel  Russlands  über  die  europäische  Grenze, 
wobei  jedoch  der  Kaukasus  noch  zum  europäischen  Gebiet  gerechnet  erscheint.) 

^ Schon  Goschen  deutet  in  seiner  Theory  of  foreign  exchanges  (2.  Cap.)  an.  dass 
Russland  Anleihen  zur  Regulierung  seiner  Bilanz  aufzunehmen  pflege. 
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Selbst  in  der  Verwendung  des  Erlöses  dieser  Anleihen,  die  mit  der  Deckung  von 
Staatsbedflrfnissen  nur  zum  Theile  im  Zusammenhänge  stand,  kommt  die  eigent- 
liche Natur  der  GeldboschafTung  zum  Ausdrucke.  (Insbesondere  wurde  einTheildes 
Erlöses  der  Anleben  zu  Darlehen  an  Privateisenbahnen  bestimmt,  oftenbar  damit 
diese  letzteren  der  nothleidenden  Industrie  Beschäftigung  vermitteln  können  i. 

Das  Jahr  1900  hat  Übrigens  gezeigt,  dass  das  Mittel,  den  Passivsaldo 
der  Zahlungsbilanz  durch  Effecteneiport  zu  conigieren,  nicht  unter  allen 
Umständen  zu  Gebote  steht. 

Höchstwahrscheinlich  wären  Russland  diese  opforvollen  Anstrengungen 
zu  Gunsten  der  Erhaltung  seines  Goldbestandes  erspart  geblieben,  wenn  es 
die  Reform  der  Goldwährung  in  einer  gflnstigeren  Periode  seiner  wirt- 
schaftlichen Entwickelung  zum  Abschlüsse  gebracht  hätte,  .letzt  muss  es 
hauptsächlich  Ersatz  für  jenen  Entgang  an  Nationalvermögen  schaffen, 
welcher  durch  die  schlechten  Getreideernten  der  letzten  fönf  Jahre  verursacht 
wurde  und  der  vom  Finanzrainister  in  seinem  Berichte  Aber  das  Reichsbudget 
pro  1902  mit  einer  Milliarde  Rubel  veranschlagt  wird. 

Dass  solche  Epochen  des  theilweisen  Versiegens  der  wichtigsten  Quellen 
des  Capitalreichthums  eines  Landes  der  Golderhaltung  feindlich  sind,  bedarf 
keiner  weiteren  Erörterung.  Gleichwohl  lassen  die  früher  mitgetheilten  Ziffern 
den  Schluss  zu,  dass  an  eine  wirkliche  Gefährdung  der  russischen  Währung, 
falls  nicht  unerwartete  Ereignisse  eintreten,  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu 
denken  ist.  Der  erworbene  Goldstock  und  die  eigene  Goldproduction  würden 
eventuell  in  Verbindung  mit  ausländischer  C'apitalshilfe  imstande  sein,  selbst 
stärkere  Erschütterungen  der  Zahlungsbilanz  zu  überdauern. 

Am  schwersten  füllt  aber  die  Thatsache  ins  Gewicht,  dass  die  russi- 
sche Regierung  offenbar  den  festen  Willen  besitzt,  die  Goldwährung  intact 
zu  erhalten  und  die  gesammte  wirtschaftliche  und  finanzielle  Politik  diesem 
Aiiom  unterzuordnen.  Eine  solche  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  ein- 
heitliche Valutapolitik  ist  in  Russland  durch  die  Natur  der  staatlichen 
Institutionen  ermöglicht;  dieselbe  bildet  aber  speciell  in  Staaten 
mit  noch  nicht  consolidierter  Währung  nach  vielfachen  Erfah- 
rungen einen  Factor,  dessen  moralische  und  materielle  Bedeu- 
tung kaum  hoch  genug  veranschlagt  werden  kann.  Bleiben  wird 
allerdings  das  Bedenken,  dass  das  Errungene  nur  mühsam  und  nicht 
ohne  Maassnahmen,  deren  sonstiger  wirtschaftlicher  Effect  kaum  günstig 
zu  bcurtheilen  ist,  erhalten  werden  kann.  Nur  eine  entscheidende  Besserung 
der  wirtschaftlichen  Lage  könnte  Russland  dahin  bringen,  die  Früchte 
der  Herstellung  geordneter  Währungsverhältnisse  voll  zu  ernten.  Es  fehlt 
nicht  an  Zeichen,  welche  eine  solche  Besserung  — vielleicht  im  Zusammen- 
hänge mit  der  ostasiatischen  Politik  des  Reiches  — erhoffen  lassen. 

Aber  auch  die  hier  angedeutete  vortheilhafte  Entwickelung  der  russi- 
schen Volkswii-tschaft  und  Währung  vorausgesetzt,  wird  man  bei  voller 
Objectivität  in  der  Beurtheilung  des  Währungsproblenis  zugeben  müssen, 
dass  Russland  in  Bezug  auf  dieses  Problem  einen  Grenzfall  darstellt. 
Vermöge  seiner  ausserordentlichen  natürlichen  Hilfskräfte  und  der  Grösse 
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seines  für  wirtscliaftliche  Tliätigkeit  in  Betracht  koinmenden  Areals,  endlich 
mit  KOeksicht  auf  die  eigenthflmliche  Structur  der  Bevölkerung  war  Russland 
vielleicht  imstande,  eine  Spielart  des  geschlossenen  Handelsstaates  zu  ver- 
wirklichen. Von  diesem  Standpunkte  hätte  es  der  Einfflhrung  der  Gold- 
währung als  der  zur  Vermittlung  des  internationalen  Güteraustausches  ideal 
geeigneten  Währung  nicht  bedurft.  Wahrscheinlich  hätte  eine  streng  nationale 
Währung  mit  möglichster  Garantie  für  eine  stabile  Entwickelung  den  Be- 
dürfnissen der  Volkswirtschaft  genügt.')  Seit  Beginn  der  Handelsvertrags- 
politik hatte  aber  Russland  wohl  keine  andere  Wahl,  als  den  Anschluss 
seiner  Währung  an  das  Gold.  Ob  hierdurch  auch  bereits  die  Nothwendigkeit 
gegeben  war,  die  Goldwährung  in  starrer  Consequenz  und  bis  zur  Aufnahme 
der  Barzahlungen  durchzufOhren,  soll  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  erörtert 
werden. 

ii)  Italien. 

Italien,  welches  seit  1.  August  1866  der  lateinischen  Mfinzconvention 
angehört,  hat  im  Principe  bekanntlich  die  Doppelwährung.  Als  Währungsmetall 
ist  demnach  sowohl  Gold  als  Silber  zu  betrachten;  jedoch  ist  die  freie 
Silberprägung  seit  1878  sistiert  und  von  den  Silbermünzen  nur  das  FOnf- 
lirestOck  CourantmOnze. 

Die  Geldrefonn  der  Jahre  1881 — 1883  hatte  daher  als  Ziel  nicht  die 
Aenderung  der  Währung,  sondern  sie  sollte  unter  Aufrechterhaltung  der 
letzteren  Italien  vom  Zwangscourse  des  Papiergeldes  befreien,  welcher  seit 
1866  bestanden,  die  Entwickelung  der  Preise  schädlich  beeinflusst  und  auf 
die  Handelsbeziehungen  lähmend  gewirkt  hatte. 

Theoretisch  hatte  übrigens  der  Zwaugscours  auf  Grund  des  Bank- 
gesetzes vom  Jahre  1871  nur  bezüglich  der  sogenannten  Consortialnoten, 
das  heisst  Jener  Noten  Geltung  gehabt,  welche  das  Consortium  der  sechs 
Notenemissionsbanken  ä conto  des  dem  Staate  bei  denselben  gesetzlich  zur 
Verfügung  stehenden  Credils  im  Höchstbetragc  von  1 Milliarde  Lire  in 
Verkehr  setzte.  Die  eigentlichen,  bankgeschäfllich  fundierten  Banknoten 
hatten  Legalcours,  waren  aber  gegen  Währung  einzulöson.  Der  Höchstumiauf 
derselben  war  mit  der  dreifachen  Höhe  des  Bankfondes  (eingezahltes  Capital 
und  Metallreserve  einschliesslich  der  Consortialnoten)  festgesetzt,  durfte 
aber  in  ausserordentlichen  Fällen  um  10  Proc.  des  Fondes  überschritten 
werden.  .\m  31.  December  1880,  das  heisst  unmittelbar  vor  InangrilTnahme 
der  Reform,  bezifferte  sich  der  gesammte  Notenumlauf  mit  1 .688,000.000  Lire, 
davon  940,000.000  Consortialnoten  und  748,000.000  Banknoten. 

Der  gesammte  Münzvorrath  des  Königreiches  wurde  damals  auf 
310,000.000  Lire,’)  darunter  209,000.000  in  Gold  und  171,000.000  in 
Silber  geschätzt. 

V|;l.  Golowin  in  dem  bereits  früher  citierten  Werke  Seite  11C  und  117.  Bei 
Aufrechterhaitang  der  freien  Süberprägung,  wie  sie  Golowin  im  Auge  hat.  hätte  aller- 
dings ein  stabiler  Währungswert  nicht  geschaffen  werden  kennen. 

*}  Vgl.  Statistische  Tabellen  zur  Währungsfrage  der  Österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  Wien  1892,  S.  193. 
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Das  Gesetz  vom  7.  April  1881  bestimmte,  dass  von  den  940,000.000  Lire 
Consortialnotcn  600,000.000  Lire  einzulösen  seien,  während  der  Rest  von 
340,000.000  Lire  als  Staatsnoten  im  Umlauf  zu  bleiben  hatte.  Ueberdies 
hatte  der  Staat  die  Geldschuld  an  die  italienische  Nationalbank  mit  44  Mill. 
Lire  zurückzuzahlen.  Demgemäss  wurde  das  Ausmaass  des  im  .Anlehenswege 
zu  beschaftonden  Gold-  und  Silberbetrages  im  Gesetze  mit  644,000.000  Lire 
festgesetzt,  ln  Ausführung  des  Gesetzes  vom  7.  April  1881  wurde  als  Termin 
für  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  mit  königlichem  Decret  vom  1.  März  1883 
der  12.  April  1883  bestimmt. 

Die  ökonomische  Situation,  in  welcher  Italien  zur  .Auf- 
nahme der  Barzahlungen  schritt,  war  entschieden  als  eine  ungün- 
stige zu  bezeichnen.')  Der  durchschnittliche  Emteertrag  war  seit  Beginn 
der  1880er  Jahre  im  Rückgänge  begriffen,  die  Consuralähigkeit  des  Landes 
gemindert.  Dia  Handel.sbilanz  des  Königreiches  war  seit  Einführung  des 
Zwangscourses  fast  unaufhörlich  mit  ganz  bedeutenden  Beträgen  passiv 
(speciell  in  der  Periode  1876 — 1880  mit  durchschnittlich  circa  120  Mill. 
Lire  jährlich). 

Hierzu  kamen  die  Zinszahlungen  ans  Ausland,  vornehmlich  für  im 
Besitze  desselben  befindliche  italienische  Staatstitres;  dieselben  waren  für 
die  in  Betracht  kommende  Periode  mit  mindestens  jährlich  120,000.000  Lire 
zu  veranschlagen. 

Dass  das  hiernach  gegenüber  dem  .Auslande  zu  begleichende  Jahres- 
passivnm  von  etwa  250  Mill.  Lire  seine  Deckung  in  den  Eingängen  aus 
dem  Fremdenverkehr  und  in  den  von  den  Auswanderern  in  die  Heimat 
gesendeten  Geldbeträgen  finde,  wäre  wohl  eine  viel  zu  optimistische  Annahme 
gewesen.  Der  Schluss,  der  von  der  Passivität  der  Handelsbilanz  — nach 
bekannten  Analogien  — auf  den  Reichthum  des  Landes  gezogen  wurde  und 
die  Sicherheit  der  niaassgebenden  Kreise  hinsichtlich  des  Gelingens  des 
Barzahlungseiperimentes  erhöht  zu  haben  scheint,  w.ar  demnach  falsch.  Italien 
halte  in  der  fraglichen  Periode  sicherlich  auch  eine  passive  Zahlungsbilanz. 
Nock  schlimmer  stand  es  um  die  rein  technischen  Voraussetzungen  für  die 
Aufnahme  der  Barzahlungen.  Das  Goldagio,  welches  im  Durchschnitte  der 
Jahre  1879  und  1880  9—11  Proc.  betragen  hatte,  schwankte  noch  in  den 
Jahren  1881  und  1882  von  1 — 3 Proc.  Die  (effective)  metallische  Deckung 
der  von  den  Zettelbanken  emittierten  Noten  war  während  der  ganzen  Aera 
des  Zwangscourses  eine  unzureichende  und  erreichte  selbst  im  Jahre  1881 
kaum  20  Proc.  Aber  auch  dem  Gesetze  selbst  hafteten  schwere  Mängel 
an;  zunächst  wurde  es  unterlassen,  in  der  Frage  der  Versorgung  des 
Landes  mit  Silberscheidemflnzen,  in  welcher  sich  die  Aussichten  zum  Theile 
im  Zusammenhänge  mit  den  aus  den  Bestimmungen  der  lateinischen  Mflnz- 
union  sich  ergebenden  Verpflichtungen  sehr  unsicher  gestaltet  hatten,  eine 
entsprechende  Ordnung  anzubahnen. 

*)  M.  Grunwald,  (roschichte  des  italienischen  Zwangscourses  und  der  Wieder- 
lierstellang  der  Valuta  — im  Finanzarebir,  XI.  Jalirgang,  I.  Band,  S.  77  u.  ff. 
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Namentlich  muss  es  aber  als  ein  unleugbarer  Missgrifl'  bezeichnet 
werden,  dass  das  Gesetz  einen  Umlauf  von  340,000.000  Lire  Staatsnoten 
beibehielt  und  dieselben  zwar  fflr  einlöslicb  erklürte,  ohne  jedoch  diese 
EinlOsbarkeit  durch  Bereitstellung  eines  metallischen  Decknngsfondos  zu 
sichern. 

Es  konnte  unter  diesen  V'erhältnissen  kaum  wundernehmen,  wenn 
das  Werk  der  Wiederherstellung  der  Valuta  binnen  kurzer  Zeit  zusammen- 
bracb.  Vielleicht  weniger  als  die  wirtschaftliche  Situation,  deren  ungünstiger 
Charakter  allerdings  gerade  in  den  Jahren  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen 
durch  eine  Aufeinanderfolge  von  unglücklichen  Ereignissen  sowie  eine  ver- 
fehlte Finanzhaushaltspolitik  verschärft  wurde,  wirkte  hierbei  der  vollständige 
Mangel  an  Vertrarren.  dass  die  Reform  geeignet  sei.  wirklich  eine  Stabilisierung 
der  W'ährungsverhältnisse  herbeizuführen,  mit.  Vollends  die  erschrecken- 
den Thatsachen,  die  in  den  folgenden  Jahren  bei  den  italienischen  Zettel- 
bauken  anfgedeckt  wurden  (weitgehende  Immobilisierung  der  Mittel,  gesetz- 
widrige Vermehrung  des  Notenumlaufes),  hätten  auch  ein  fester  gefügtes 
Werk,  als  es  die  italienische  Valutareform  war,  zerstören  müssen. 

ThaUache  ist,  dass  die  durch  das  Valutaanlehen  beschallten  644  Mill. 
Lire  1 491,000.000  Gold  und  153,000.000  Silber)  zum  grossen  Theile  ausser 
Landes  wanderten  und  dass  die  Banknotencirculation,  welche  sich  Ende 
1883  bis  auf  794,000.000  Lire  herabgemindert  hatte,  bereits  1880  wieder 
eine  Milliarde  überschritt  und  sich  dauernd  auf  diesem  Niveau  hielt. 

Förmlich  ausgesprochen  wurde  die  Suspension  der  Barzah- 
lungen erst  durch  das  königliche  Decret  vom  31.  Februar  1894.  Gleich- 
zeitig wurde  die  Ausgabe  der  Staatsnoten  auf  COO  Mill.  Lire  ausgedehnt, 
wovon  200  Mill.  den  Zettelbanken  gegen  Bereitstellung  eines  gleichen 
Betrages  in  Gold  zu  Gunsten  des  Staatsschatzes  überlassen  wurden.  Die 
Verwechslung  der  Banknoten  kann  im  Sinne  des  citierten  Decretes  gegen 
Staatsnoten  oder  Metallgeld,  im  letzteren  Falle  aber  unter  Anrechnung 
des  börsenniässigen  .Agios  statttinden. 

Für  die  Beurtheilung  der  italienischen  Geld  Ver- 
hältnisse seit  der  Suspension  der  Barzahlungen  kommen  vor  allem  die 
geltenden  Bestimmungen  über  die  Staats-  und  Banknotenausgabe  in  Betracht. 
Dieselben  sind  in  Kürze  die  folgenden: 

Der  Staatsnotenumlaiif  wurde  unter  principieller  Beibehaltung  des 
oberwähnten  Uöchstlimits  von  600,000.000  Lire  hauptsächlich  durch  die 
Gesetze  vom  8.  August  1895,  17.  Jänner  1897,  3.  Mürz  1898  und 
16.  Februar  1899  auf  eine  neue  Basis  gestellt.  Hiernach  ist  zunächst  eine 
Emission  von  400,000.000  Lire  gegen  Bedeckung  durch  70,000.000  Lire 
Gold  und  10,000.000  Lire  Silber  gestattet.  Für  weitere  90  Mill.  waren 
beziehungsweise  sind  specielle  .Autorisationen  maassgebend,  und  zwar  konnten 
45.000.000  Lire  der  Bank  von  Neapel  gegen  in  den  Sta.atscassen  zu  immo- 
bilisierendes Gold  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Die  Amortisierung  dieser 
Noten  erfolgt  nach  Maassgabe  der  durch  die  Bank  von  Neapel  gemachten 
Goldrückerwerbungen.  Weitere  (5,000.000  Lire  konnten  ursprünglich  gegen 
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SOproc.  metallische  Dockung  emittiert  werden.  Durch  Artikel  11  des  Gesetzes 
vom  3.  März  1898  ist  aber  diese  Ermächtigung  auf  22*'j  Mill.  Lire  redueicrt, 
welche  volle  Deckung  in  Silber  (darunter  Vs  in  Theilmünzen)  haben  müssen. 
Die  verbleibenden  110,000.009  Lire  i nämlich  GOO  Mill.  — [400  Mill. 
4-  90  Mill.])  repräsentieren  jenen  Betrag  an  Cassenscheinen  (buoni  di  cassa) 
per  1 und  2 Lire,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  22.  Juli  1894  mit 
voller  gesetzlicher  Zahlkraft  als  SurrogUte  für  Silberscheidemflnzen  aus- 
gegeben werden  durften.  Da  aber  mittlerweile  durch  die  Nachtrags- 
conventionen zur  lateinischen  Münzunion  vom  20.  October  1897  und 
15.  März  1898  einerseits  das  Silbertheilmünzen-Contingent  erhöht,  ander- 
seits die  Emission  von  Theilmünzen  (infolge  Beseitigung  der  Gefahr  des 
Eiportes  derselben)  Oberhaupt  ermöglicht  wurde,  so  konnte  durch  das 
Gesetz  von  1 899  die  Einberufung  der  Cassenscheine  unter  successiver  Hin- 
ausgabe der  bis  dahin  immobilisierten  Silbertheilmflnzen  erfolgen.  Die 
gesetzliche  Zahlkraft  der  Ca.ssBnscheine  erlosch  bereits  mit  31.  Deceraber 
1901,  der  Termin  für  die  Einlösung  derselben  durch  die  Staatscassen  läuft 
noch  bis  31.  December  190G.  IVie  man  sieht,  erscheint  der  Betrag  der 
Staatsuotenemission,  welclier  innerhalb  der  oberwähnten  theoretischen  Maximal- 
grenze  thatsächlich  noch  möglich  ist,  bereits  wesentlich  rcduciert.  That- 
sächlich  waren  Ende  Juni  1902  im  Umlaufe  eigentliche  Staatsnoteii 
per  446,G70.19.'>  Lire  (darunter  35,420.195  Lire  ä conto  der  Operation  mit 
der  Bank  von  Neapel),  b)  Cassenscheine  per  2,523.284  Lire,  zusammen 
demnach  449,193.479  Lire. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  Ober  das  Banknotenwesen  erscheinen 
in  dem  königlichen  Decrete  vom  9.  October  1900  zu  einem  einheitlichen 
Teste  vereinigt.  Nach  Artikel  7 dieses  Decretes  erscheint  die  normale 
Höchstgrenze  (il  limito  massimo  normale)  der  Notenausgabe  seitens  der 
hierzu  berechtigten  drei  Banken  (Banca  d'Italia,  Banco  di  Napoli,  Banco  di 
Sicilia)  ab  1.  Jänner  1900  mit  1.010,000.000  Lire  festgestellt,  wovon  auf 
die  Bank  von  Italien  732,000.000.  auf  die  Bank  von  Neapel  220,400.000  und 
auf  die  Bank  von  .Sicilien  51.700.000  Lire  entfallen.  Dieser  Umlauf  ist  mit 
Ende  jedes  Jahres  hei  der  Bank  von  Italien  um  17,000.000,  bei  der  Bank 
von  Neapel  um  5,200.000  und  bei  der  Bank  von  Sicilien  um  1,100.000  Lire, 
und  zwar  solange  zu  restringieren,  bis  derselbe  bei  den  Minimalbeträgen  von 
030,000,000,  beziehungsweise  190,000.000,  beziehungsweise  44,000.000  Lire 
(entsprechend  einem  Gcsammtumlaufe  von  864,000.000  Lire)  angelangt  ist. 
Der  Notenumlauf  muss  durch  eine  Metallreserve  von  40  I’roc.  gedeckt  sein, 
welche  aber  bei  der  Bank  von  Italien  bis  zu  1 1 Proc.,  bei  der  Bank  von 
Neapel  mit  7 Proc.  und  bei  der  Bank  von  Sicilien  bis  zu  15  Proc.  aus 
erstclassigen  Devisen  und  Guthaben  bei  ausländischen  Banken  sowie  aus- 
ländischen staatlichen  Schatzscheinen  bestehen  darf.  Diese  Reserve,  deren 
metallischer  Theil  zu  * '4  aus  Gold  bestehen  muss,  darf  jedoch  zu  keinem 
Zeitpunkte  geringer  sein  als  300,000.000  bei  der  Bank  von  Italien,  90,500.000 
bei  der  Bank  von  Neapel  und  21,000.000  Lire  bei  der  Bank  von  Sicilien 
(.\rtikel  12,  IG  und  21 1.  Ueber  die  obige  Höchstgrenze  hinaus  ist  nach 
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Artikel  23  eine  Notenausgabe  gegen  volle  metallische  Deckung  oder 
bei  Beibehaltung  der  Zweifanfteldeckung  nur  gegen  Entrichtung  einer 
besonderen  Notensteuer  möglich.  (Dieselbe  beträgt  für  eine  Ueberschreitung 
von  45  Mill.  Lire  bei  der  Bank  von  Italien,  14  Mill.  Lire  bei  der  Bank  von 
Neapel  und  3-5  51ill.  Lire  bei  der  Bank  von  Sicilien  */,  des  Discontoprocentes 
[pro  Jahr]  vom  üeberschreitungsbetrage,  von  da  bis  zur  doppelten  Höhe 
der  obigen  Summen  das  volle  Discontoprocent,  darüber  hinaus  das  doppelte 
des  Discontoprocents.)  Die  metallische  Deckung  muss  aus  gesetzlichem 
Metallgelde  oder  Goldbarreu  bestehen.  Scheidemünzen  können  nur  bis  zur 
Höbe  von  2 Proc.  des  Scheidemünzenbesitzes  eingerechnet  werden  (Artikel  18 
und  21).  Der  Notencredit  des  Staatsschatzes  ist  mit  125,000.000  Lire 
limitiert,  wovon  115,000.000  auf  die  Bank  von  Italien  und  10,000.000  auf 
die  Bank  von  Sicilien  entfallen  (Artikel  27).  Die  Vorschüsse  dos  Staats- 
schatzes waren  jedoch  mit  Ende  April  1902  getilgt. 

Im  Rahmen  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  bezifferte  sich  der 
Notenumlauf  der  drei  Noteninstitute  zu  Ende  Juni  1902:  a)  gegen  40proc. 
Deckung  innerhalb  der  Höchstgrenze  mit  963,500.000  Lire,  bj  gegen  volle 
metallische  Deckung  mit  168,135  709  Lire  und  c)  unter  den  Modalitäten 
des  Artikel  23  mit  49,042.210  Lire,  ira  Ganzen  daher  mit  1.180,677.919  Lire. 
Die  gesammten  eflectiven  Edelmetallbestünde  der  drei  Notenbanken  betrugen 
zu  dieser  Zeit  490,094.187  Lire,  davon  423,674.852  Lire  in  Gold.  Die  durch 
das  Gesetz  vom  10.  .kugust  1893  für  unzulässig  erklärten  immobili.sierten 
Werte  der  Banken,  welche  hauptsächlich  aus  prolongierten  und  protestierten 
Wechseln,  ohne  Deckung  gewährten  Crediten,  hypothekarisch  sichergestelltcn 
Guthaben  und  (nicht  für  den  Amtsgebrauch  bestimmten)  unbeweglichen 
Gütern  bestehen  und  deren  Höhe  am  20.  Februar  1894  bei  der  Bank  von 
Italien  mit  440,421.440  Lire,  bei  der  Bank  von  Neapel  mit  167,771.790  Lire 
und  bei  der  Bank  von  Sicilien  mit  19,333.370  Lire  ermittelt  worden  war, 
sind  nach  Artikel  .50  des  Decretes  vom  9.  October  1900  innerhalb  15  Jahren 
vom  1.  Jänner  1894  an  gerechnet  in  der  Weise  zu  liquidieren,  dass  in  je 
3 Jahren  ein  Fünftel  abgestossen  wird.  Die  Bank  von  Italien  kann  zu  diesem 
Behufe  innerhalb  der  Grenzen  des  festgesetzten  Actiencapitals  Einzahlungen 
von  den  .ketionären  verlangen. 

Die  thatsäehlichen  Immobilisationen  bezifferten  sich  mit  Ende  Juni  1902 
bei  der  Bank  von  Italien  mit  232,720.154  Lire,  bei  der  Bank  von  Neapel 
mit  116,273.959  Lire,  bei  der  Bank  von  Sicilien  mit  8,128.849  Lire.  Die 
Abwickelung  derselben  macht  also  bei  der  erst-  und  letztgenannten  Bank 
ziemlich  befriedigende  Fortschritte,  wogegen  sie  bei  der  Bank  von  Neapel  — 
die  seit  Beginn  mit  den  grössten  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat  — nur 
mühsam  vor  sich  geht.') 

Während  so  die  italienische  Gesetzgebung  das  ernste  Streben  erkennen 
lässt,  das  arg  compromittierte  italienische  Papiergeld  auf  eine  solidere  Basis 

')  Vielfach  werjen  inücs»  Zweifel  laut,  ob  die  .tbatossung  diT  Imniübilisationen 
der  drei  Banken  bis  Ende  190S  gelingen  wird,  da  anzunehmen  ist,  dass  bisher  die 
leichter  gangbaren  Werte  verkauft  wurden. 
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zu  stellen,  sind  in  den  letzten  Jahren  auch  in  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung Momente  zu  verzeichnen,  die  eine  günstige  Beurtheilung  zulassen 
und  daher  für  die  künftige  Wiederherstellung  der  Valuta  von  Bedeutung 
sind.  Zunächst  ist  das  Ooldagio,  das  in  der  Periode  von  1888 — 1894  zeit- 
weise eine  bedenkliche  Höhe  erreichte  (bis  zu  Iti  Proc.)  und  dann  etwas 
sank,  um  bis  zum  Jahre  1898  neuerlich  auf  circa  9 Proc.  anzuschwellen, 
in  den  letzten  Jahren  in  constantem  Rückgänge  begriffen  und  erhob  sich 
speciell  im  laufenden  Jahre  nicht  über  2 Proc.  ln  jüngster  Zeit  ( September 
19U2)  ist  dasselbe  sogar  bis  auf '/» Proc.  zurückgewichen.  Nebst  dem  allmählich 
wiederkehrenden  Vertrauen  in  das  Geldwesen  des  Landes  ist  diese  günstige  Ent- 
wickelung wohl  der  Besserung  der  italienischen  Zahlungsbilanz  zu  danken. 
Letzterer  kommt  vor  allem  die  Verringerung  des  Passivsaldos  der  italieni- 
schen Handelsbilanz  sowie  in  der  jüngsten  Zeit  die  Abnahme  der  Verschuldung 
gegenüber  dem  Auslande  zustatten.  Die  auswärtige  Verschuldung  Italiens 
hat  offenbar  in  der  Periode  1880—1890  ihren  Höhepunkt  erreicht.  Hingegen 
weisen  die  Zahlungen  für  Rechnung  der  Staatsschuld  im  Auslande  seit 
1892  1893  eine  nahezu  constante  Degression  auf. 


Dieselben  betrugen  nämlich: 

pro  1892/1893  193-2  Mill.  Lire 

, 1893/1894  158-2  , 

. 1894/1895  99-2  . 

, 1895/1896 137-8  . 

, 1896/1897  134-4  , 

. 1897/1898  130-5  , 

, 1898/1899  123-8  . 

, 1899-1900  115 

, 1900/1901  107 


Der  gesammte  Schuldendieust  bezifferte  sich  für  das  letztgenannte 
Jahr  mit  490  Mill.  Lire. 

Die  sprunghafte  Abnahme  in  den  Auslandszahlungen  in  der  Periode 
1893 — 1895  hängt  hauptsächlich  mit  der  Wiedereinführung  des  Affidavit 
I Forderung  der  eidesstüttigen  Erklärung,  dass  die  zur  Zahlung  in  Gold  im.\uslande 
präsentierten  Coupons  keinem  italienischen  Unterthan  gehören;  seit  1.  October 
1893)  und  der  Erhöhung  des  Steuerabzuges  von  der  Rente  (Sommer  1894) 
zusammen:  die  durch  den  letzteren  Umstand  verursachte  Heimwanderung 
der  italienischen  Effecten  h.at  seitdem  eine  Fortsetzung  in  immer  steigendem 
Maasse  erfahren.  Die  Summe  der  nach  Italien  in  den  letzten  zehn  Jahren 
rückgeatrömten  Staatswerte  wird  auf  1000  Mill.  Lire,  gleich  etwa  einem 
Drittel  des  ursprünglich  im  Ausland  uutergebrachten  Betrages,  geschätzt 
( „Frankfurter  Zeitung“  vom  19.  Februar  1901),  scheint  aber  nach  den  obigen 
Ziffern  noch  höher  gewesen  zu  sein.  Dieser  merkwürdige  Process  hat  zunächst 
wohl  die  Agiosteigerung  wesentlich  befördert,  in  den  letzten  Jahren  sich  aber 
bei  sinkendem  Agio  und  steigenden  Rentencoursen  voli-zogen.  Hieraus  ist 
mit  Sicherheit  auf  eine  Erstarkung  der  Capitalskraft  des  Landes  zu  schliessen. 


Digitized  by  Google 


Die  Österreichisch-ungarische  Währungsreform.  521 

deren  eigentliche  Ursachen  jedoch  nicht  genOgend  geklSrt  sind.  Die  allge- 
meine Meinung  geht  dahin,  dass  die  guten  (Getreide-,  Wein-  und  Seiden- 1 
Ernten  der  abgelaufenen  Periode  sowie  der  wesentlich  gestiegene  Fremden- 
verkehr den  Uauptantheil  an  der  Besserung  der  — lange  Zeit  hindurch  geradezu 
trostlosen  — wirtschaftlichen  Verhältnisse  hätten.  Speciell  der  aus  dem 
Fremdenverkehr  fOr  Italien  resultierende  Capitalzufluss  wurde  in  einem  viel- 
bemerkten Artikel  L.  B odios  (im  .Qiomale  degli  economisti“,  Serie  seconda 
anno  X vol.  XIX  18UÜ)  auf  Grund  der  Eisenbahnausweise  und  unter  An- 
wendung von  allerdings  zum  Theile  recht  unsicheren  Suppositionen  auf 
jährlich  300,000.000  Lire  geschätzt  Kommt  diese  — vielleicht  etwas  san- 
guinische — Ziffer  der  Wahrheit  nahe,  dann  wäre  im  Zusammenhänge  mit 
den  Obrigen.  frOher  erörterten  Momenten  allerdings  eine  relativ  günstige 
Beurtheilung  der  internationalen  Zahlungslage  Italiens  gerechtfertigt.*) 

Dessenungeachtet  muss  der  Optimismus  Staunen  erregen,  mit  welchem 
vielfach  — ungeachtet  der  trüben  Erfahrungen  aus  der  italienischen  Ge- 
schichte — von  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  Italien  als  einer  relativ 
nahe  bevorstehenden  Eventualität  gesprochen  wird.  Unseres  Erachtens  kann 
von  dieser  Maassregel  vor  vollkommener  metallischer  Deckung  (eventuell 
Einlösung  oder  Keduction)  der  Staatsnoten,  weiterer  (gesetzlich  allerdings 
schon  vorgesehener)  Keduction  des  noch  immer  unnatürlich  angeschwollenen 
Banknotenumlaufes  und  vor  dauerndem,  gänzlichem  Verschwinden 
des  Agios  nicht  ernsthaft  gesprochen  werden.  (An  letzteres  ist  eben  vor 
Beseitigung  der  der  italienischen  Geldcircnlation  anhaftenden,  inflationistischen 
Merkmale  wohl  nicht  zu  denken.)  Dabei  wird  ausser  Betracht  gelassen, 
ob  die  Edelmetallvorräthe  Italiens,  welche  insgesammt  auf  höchstens 
900,000.000  Lire,  darunter  etwa  650,000.000  in  Gold,  zu  schätzen  sind, 
genügen,  um  die  Barzahlungen  diesmal  mit  besserem  Erfolge  aufrechtzu- 
erhalten. Nicht  unerörtert  kann  jedoch  gelassen  werden,  dass  die  Lage  des 
italienischen  Staatshaushaltes  noch  bei  weitem  keine  volle  Beruhigung  bietet. 
Abgesehen  von  dem  rapiden  Anwachsen  des  Ausgabenbudgets,  welches  bei 
der  ausserordentlichen  Kostspieligkeit  der  italienischen  .Administration 
besonders  bedenklich  ist,  kommt  vom  währungs-  und  geldpolitisclien  Stand- 
punkte namentlich  der  ungewöhnlich  hohe  Schatzsclieinumlauf  in  Betracht. 

Der  Umlauf  der  Schatzscheine  mit  langer  (mehijäliriger)  Sicht  (im 
gesetzlichen  Maiimalbetrage  von  200.000.000  Lire)  betrug  Ende  ,luni  1901 
80,667.000  Lire.  Kurzfristige  Schatzscheine,  die  gesetzlich  mit  300,000.000 
Lire  limitiert  sind,  waren  zur  selben  Zeit  für  295'48  Mill.  Lire  im  Umlaufe. 
Dabei  ist  der  relativ  geringere  Umlauf  der  langfristigen  Scheine  nur  darauf 
zurückzuführen,  dass  die  Kegierung  von  der  ihr  gesetzlich  zustohonden 
Ermächtigung,  die  Schatzscheine  mit  langer  Laufzeit  in  4‘/,proc.  Kente 

*)  In  der  That  wurde  im  „Ecenomiate  Europäen“  vom  17.  August  1900  ein  Äctiv- 
saldo  der  italienischen  Zahluiigsbilani  von  circa  100  Mill  Lire  jährlich  berechnet.  Von 
mancher  Seite  wird  fibrigene  auch  die  zunehmende  Auswanderungsbewegung  als  theil- 
weiser  Erklärungsgrund  für  die  auf^tige  Besserung  der  internationalen  Zahlungslage 
Italiens  herangezogen. 
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zu  convertieren,  reichlich  Gebrauch  gemacht,  das  heisst,  einyi  Weg  einge- 
schlagen bat,  der  die  wahre  Bedeutung  der  Schatzscheinausgabe  in  budge- 
tärer Hinsicht  ausser  Zweifel  stellt  (Auch  die  neu  creierte  3‘/,proc. 
Kento  ist  zur  Einlösung  von  fälligen,  langfristigen  Schatzscheinen  bestimmt.) 
Die  Wiederherstellung  der  Valuta  ist  aber  in  Italien,  wo  der  Staatsnoten- 
umlauf zur  ständigen  Institution  geworden  ist  und  der  Staatsschatz  noch 
heute  gesetzlichen  Anspruch  auf  Bevorschussung  durch  die  Notenbanken 
hat  mehr  als  irgendwo  von  einer  streng  soliden  Staatshaushaltsgebarung 
abhängig. 

Wir  haben  die  Ergebnisse  der  italienischen  Geldwesensreform  hier 
hauptsächlich  deshalb  erörtert,  weil  der  Misserfolg  derselben  und  speciell 
die  infolge  des  Goldabflusses  binnen  relativ  kurzer  Zeit  nothwendig  gewordene 
Suspension  der  Barzahlungen  von  jenen,  welche  sich  hinsichtlich  des  end- 
giltigen  Erfolges  unserer  Vatutareform  von  Kleingläubigkeit  nicht  frei 
machen  können,  als  wai-nendes  Beispiel  benutzt  zu  werden  pflegt.  Es  braucht 
nach  den  früheren  Erörterungen  wohl  kaum  besonders  hervorgehoben  zu  werden, 
dass  eine  solche  Ezemplification  Jeder  Grundlage  entbehrt  Den 
Fehler,  den  Italien  mit  der  vorzeitigen  Barzahlungsaufnabme  im  Jahre  1883 
begangen  hat,  können  wir  bei  dem  heutigen  Stande  unserer  Keform  in  gleicher 
Intensität  nicht  mehr  begehen.  Wir  hätten  ihn  begangen,  wenn  wir  die  Bar- 
zahlungen bereits  im  Jahre  1896  oder  1897  aufgenommon  hätten,  da  noch 
112,000.000  fl.  Staatsnoten,  die  allerdings  voll  metalliscb  fundiert  waren, 
circulierten,  wobei  noch  immer  unsere  gegenüber  Italien  ungleich  grössere 
Capitalskraft  — von  anderen  Verhältnissen  abgesehen  — zu  unseren  Gunsten 
ins  Gewicht  gefallen  wäre.  Die  Zeit,  in  welcher  wir  die  währungspolitischen 
Fehler  Italiens  machen  konnten,  liegt  also  mindestens  fUnf  Jahre  hinter  uns. 

Damit  soll  natörlich  nicht  geleugnet  werden,  dass  die  Gestaltung  der 
Wechselbeziehungen  zwischen  Volkswirtschaft  und  Währungsverbältnissen 
in  Italien  während  der  letzten  20  Jahre  auch  fär  uns  höchst  lehrreich  ist 
und  angesichts  der  von  uns  noch  zu  fassenden  Entscblflsse  auf  währungs- 
politischem Gebiete  vollste  Beachtung  erheischt. 

c)  Kumänien. 

ln  Rumänien  ist  die  Goldwährung  mit  Gesetz  vom  14.  April  1890 
eingefflhrt  worden,  nachdem  das  Land  früher  die  Doppelwährung  auf  Basis 
der  Relation  von  1 ; 15'5  besessen  hatte.  Veranlassung  zur  Reform  war  die 
Entstehung  eines  sehr  starken  Ooldagios  in  der  Periode  1880 — 1890.  welche 
eine  Folge  von  — aus  budgetären  Rücksichten  — forcierten  Silberprägungen 
und  der  Verschlechterung  der  Handelsbilanz  war.  Die  Reform  selbst  bestand 
hauptsächlich  in  der  Umwandlung  eines  Silberstockes  von  25,000.000  Lei 
(1  Lei  = 1 Franc)  in  Gold  und  in  der  Einlösung  der  sogenannten  Hypo- 
thekarscheine (Staatsnoten)  im  Betrage  von  26’2  Mill.  Lei.  Die  Noten  der 
rumänischen  Nationalbank  wurden  als  in  Gold  einlösbar  erklärt  und  die  gesetz- 
liche metallische  Bedeckung  derselben  von  33  auf  40  Proc.  erhöht.  (30  Proc.  der 
Bedeckung  können  in  Londoner  und  Berliner  Devisen  bestehen.)  Im  Zeitpunkte 
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der  Aufnahme  der  Baraahlungen  verfflgte  die  Bank  Ober  circa  60,000.000  Lei 
Gold;  der  Vorrath  fiel  zwar  bis  gegen  Ende  des  Jahres  auf  etwa  44  Mill., 
hob  sich  jedoch  rasch  wieder  und  hielt  sich  in  der  Periode  1892 — 189.5 
auf  einem  Niveau  zwischen  50  und  60  Mill.,  um  in  der  Periode  1896  — 1898 
die  höchsten  Ziffern  70 — 30  Mill.  Lei  (einschliesslich  der  Qoldtratten)  zu 
erreichen.  Die  Metalldeckung  der  Notencirculation  hielt  sich  in  diesem 
ganzen  Zeiträume  zumeist  ganz  erhehlich  über  den  vorgescbriebenen  40  Proc. 
und  fiel  nie  unter  50  Proc.  Die  Goldwährung  erschien  somit  scheinbar 
nicht  gefährdet  und  dies  trotz  einer  unaufhörlich  passiven  Handelsbilanz.  Ja 
in  den  Jahren  1897  und  1898,  in  welchen  das  Passivum  das  Maximum 
(über  100  Mill.  Lei)  erreichte,  fällt  sogar  die  stärkste  Erhöhung  des  Metall- 
bestandes  der  Notenbank.  Erklärbar  wird  dies  nur  durch  das  unaufhörliche 
Anwachsen  der  rumänischen  Staatsschuld,  welche  grösstentbeils  im  Auslande 
placiert  ist  und  die  sich  in  der  Periode  von  1890 — 1901  trotz  Vornahme 
der  vorgeschriebenen  Tilgungen  von  900,000.000  Lei  auf  1.400.000.000  Lei 
erhöhte.*)  Speciell  in  den  Jahren  1896  und  1898  wurden  zusammen 

270.000. (H)0  Lei  4 proc.  Rente  im  Anslande  emittiert,  ein  deutlicher 
Beweis,  dass  das  Passivum  der  Zahlungsbilanz  nur  durch  forcierten  Effecten- 
eiport  beglichen  werden  konnte. 

Das  Jahr  1899  brachte  Rumänien  eine  schwere  Erschütterung  der 
Geld-  und  Creditverhältnisse,  hervorgerufen  durch  eine  völlige  Missernte  und 
das  Bcheitem  des  Projectes  der  Regierung,  4 proc.  Rente  im  Auslande 
zu  placieren.  Der  Ausfall,  welchen  das  rumänische  Nationalvermögen  infolge 
der  Missernte  zu  tragen  hatte,  wurde  auf  mehr  als  150,000.000  Francs 
geschätzt.*'  Die  Handelsbilanz,  auf  deren  Activseite  der  Getreideeiport  den 
Hauptposten  bildet,  zeigte  im  Jahre  1899  einen  Importüberschuss  von 

184.000. 000  Francs.  Die  heftige  Störung,  welche  die  rumänische  Währung 
unter  der  Einwirkung  dieser  Erscheinungen  zeigte,  kam  wohl  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  unerwartet;  indes  wird  sie  durchaus  verständlich,  wenn  man 
sich  vor  Augen  hält,  dass  die  beiden  Hauptquellen  für  die  Versorgung  des 
Landes  mit  dem  Währnngsmetall.  der  Getreideeiport  und  der  Oapitalszufiuss 
vom  Auslande,  eben  zeitweilig  vollkommen  versiegten.  Verschärft  wurde  die 
Krise  durch  die  Creditverhältnisse  Rumäniens,  welche  auch  in  normalen 
Zeiten  (namentlich  im  Hinblick  auf  die  unnatürliche  Concurrenz  auf  dem 
Escomptemarkte  i nur  geringes  Vertrauen  zu  erwecken  geeignet  sind,  und 
das  keineswegs  einwandfreie  Verhalten  der  rumänischen  Nationalbank. 
Letztere  legte  sofort  bei  Beginn  der  Goldabflüsse  aus  der  Bank  grosse 
Nervosität  an  den  Tag,  beschränkte  die  Goldabgabe  in  einer  Weise,  welche 
der  Suspension  der  Barzahlungen  sehr  nahe  kam,  und  machte  in  der  kriti- 
schen Zeit  kaum  einen  ernstlichen  Versuch,  die  ihr  am  Devisenmärkte 

*)  Vgl.  darüber  „Tabellen  mr  WährongaBtatUtik^.  Zweite  Ansgabe,  I.  Tbeil,  Wien 
1896-1H99. 

*1  Vgl  „VolkHwirtflchaftlichc  Wochenschrift“,  Wien  1900,  XXIII,  Bd..  S.  312:  Btick- 
wirknng  der  nunäDiscben  Missemte  auf  den  dortigen  Handel.  (Vortrag  von  C.  Schoham 
im  Eiportverein.) 

35* 


Digifized  by  Google 


524 


SpitzmOUer. 


gehörende  Position  zu  behaupten.  Sie  beschränkte  sieh  auf  eine  ziemlich 
mechanische  Handhabung  der  Zinsfusschraube  (Zinssatz  bis  10  Proc.),  die 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  die  erhoffte  Wirkung  — das  Zuströmen 
ausländischen  Capitals  — nicht  bringen  konnte.  Das  Agio  stieg  im  Herbste 
1899  rasch  auf  3 und  weiterhin  auf  fi  Proc.  Der  Goldstock  der  Bank  fiel 
von  rund  81  Mill.  Lei  zu  Beginn  des  Jahres  bis  unter  50  Mill.  im  December, 
und  zwar  hauptsächlich  durch  Entnahmen  der  Goldarbitrageure.  Hingegen 
sank  allerdings  die  Notencirculation  in  dei-selben  Zeit  von  lö7  Mill.  Lei 
auf  circa  110  Mill..  da  die  Bank  in  der  Absperrung  vom  Markte  ihr  ein- 
ziges Heil  suchte,  so  dass  sogar  das  Wecliselportefeuillo  in  der  kritischen 
Zeit  verhältnismässig  niedrige  Zitfem  auswies.  Die  ans  dem  Goldexport  ein- 
fliessenden  Devisen  brachten  nur  eine  ganz  vorObergehende  Besserung.  Letztere 
wurde  zuerst  dadurch  angebahnt,  dass  es  der  Regierung  im  December  1899 
endlich  gelang,  eine  Anleihe  in  5proc.  Schatzbons  in)  Nominalbeträge  von 
175,000.000  Lei  an  eine  durch  die  Berliner  Discontogesellschaft  vertretene 
Gruppe  zu  begeben  — freilich  unter  sehr  drückenden  Bedingungen.  (Netto- 
cours  89  5 Proc.,  Verpflichtung  zur  Rückzahlung  der  Anleihe  bis  Ende 
December  1904  al  pari  und  bindender  Verzicht  auf  Emission  irgendeiner 
weiteren  Anleihe  bis  1.  December  1902.)  Der  Capitalszufluss  aus  dem  Aus- 
lande im  Vereine  mit  der  Besserung  der  Handelsbilanz  im  Jahre  1900 
welche  in  diesem  Jahre  zum  erstenmale  seit  mehr  als  zwanzig  Jahren,  und 
zwar  mit  über  60  Mill.  Lei  activ  war)  übte  naturgen>äss  einen  starken 
Druck  auf  die  Wechselcourse,  welche  bereits  in  der  zweiten  Hälfte  1900 
eine  normalere  Gestaltung  zeigten  und  dieselbe  bisher  beibehielten.  Vollends 
die  Jahre  1901  und  1902  mit  ihrer  glänzenden  Ernte  brachten  insbesondere 
zur  Zeit  der  Exportcampagne  sogar  wieder  die  in  früheren  Jahren  zu  dieser 
Zeit  beobachtete  ünterschreitiing  der  Parität  der  AVechselcourse;  im  letzteren 
Jahre  ist  überdies  eine  sehr  intensive  Goldeinströmung  zu  verzeichnen. 

Anderseits  ist  ein  neues  Gefahrraoment  in  der  Rückwirkung  zu  vei- 
zeichnen,  welche  die  fast  constant  unbefriedigende  Lage  der  Staatsfinanzen 
auf  die  rumänische  Nationalbank  übte.  Zunächst  verkaufte  die  Regierung 
behufs  Abwehr  der  Finanznoth  ihren  Antheil  am  Capital  der  Nationalbank 
gegen  einen  Betrag  von  14,800.000  Lei  und  bewilligte  der  Bank  die  Ver- 
längerung des  Privilegiums  bis  31.  December  1920,  wogegen  der  Antheil  des 
Staates  am  Bankgewinn  ab  1.  Jänner  1913  von  20  auf  30  Proc.  erhöht  wurde. 
Bei  diesem  Anlasse  wurde  auch  bestimmt,  dass  30  Proc.  des  Goldstockes  in 
Tratten  auf  englische,  deutsche,  belgische  und  französische  Plätze  bestehen 
können.  Weit  wichtiger  war  eine  im  weiteren  Verlaufe  des  Jahres  1901 
parlamentarisch  genehmigte  Convention  zwischen  Staat  und  Bank,  wornach 
die  letztere  dem  Staate  — bei  gleichzeitiger  unentgeltlicher  Uebemahme 
des  Cassendienstes  desselben  — einen  unverzinslichen  Vorschuss  von 
15  Mill.  Lei,  rückzahlbar  längstens  bis  zum  Ablauf  des  Bankprivilegiums, 
welches  mit  dieser  Convention  bis  Ende  December  1930  verlange)!  wurde, 
bewilligte.  Ferner  wurde  der  Bank  gestattet,  unter  ausserordentlichen  Ver- 
hältnissen die  Golddeckung  des  Notenumlaufes  vorübergehend  mit  Zustimmung 
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der  Rejiiening  von  40  auf  33  Proc.  zu  ermässigen  und  endlich  die  Hohe 
des  Umlaufes  an  Zwanzigletnoten  (des  kleinsten  zulässigen  Appointsi  von 
20  auf  30  Proc.  der  gesammten  Notencirculation  zu  erhöhen.  Zur  Begründung 
der  letzteren  Aenderungen  wies  die  Regierung  in  ihrem  Motiv  enherichte  auf 
die  Nothwendigkeit  hin,  den  Operationen  der  Bank  eine  grössere  Elasticität 
zu  sichern.  Infolge  Herabsetzung  des  Bedeckungsprocentes  werde  die  Bank 
in  der  Lage  sein,  dem  Publicum  mehr  Gold  zur  Verfügung  zu  stellen, 
den  Notenumlauf  zu  vermindern  und  einer  zu  starken  Erhöhung  der 
Wechselcourse  vorzubengen.  Die  fragliche  Maassregel,  welche  nach  den 
gemachten  Erfahrungen  immerhin  begreiflich  war,  begegnete  im  In-  und 
Auslande  heftiger  Anfechtung.  Vielfach  wurde  die  Anschauung  ausgesprochen, 
dass  die  thatsächliche  Herabdrückung  der  Bedeckung  nothwendigerweise 
wieder  das  Agio  bringen  müsse.  Wenngleich  dies  keineswegs  als  ausgemacht 
zu  betrachten  ist,  so  ist  doch  nicht  zu  leugnen,  dass  die  betreffende  Con- 
ventionsbestimmung geeignet  ist,  das  Vertrauen  in  die  Kraft  Rumäniens, 
die  Goldwährung  zu  erhalten,  zu  erschüttern  und  dass  die  thatsächliche 
Benützung  der  in  Frage  stehenden  Ermächtigung  gerade  in  kritischen  Zeiten 
zu  einer  sehr  zweischneidigen  Waffe  werden  kann.  Bisher  hat  die  Bank  von 
der  Herabdrückung  des  Bedeckungsprocentes  noch  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Der  Status  der  Bank  wies  folgende  Ziffern  auf: 


Qoldstock 

Goldtratten 

Zusammen 

Notenumlauf 

3.  Februar  190! 

38,655.718  Lei 

10»790.985  Lei 

49,446.703  Lei 

118,238.760  Lei 

(vor  Inkrafttreten 
der  Convention) 

1.  Februar  1902 

48.905.719  , 

20,634.316  , 

69,.540.035  . 

142.044.560  , 

30.  August  1902 

77,000.000  , 

? 

179,000.000  , 

Thatsächlich  wird  es  somit  der  Bank  zeitweilig  nur  durch  die  Gestattung 
der  Einrechnung  der  Goldtratten  ermöglicht,  das  vorgeschriebene  Bedeckungs- 
procent aufrechtzuerhalten. 

Rumänien  ist  ein  classischer  Beweis,  wie  schwierig  es  für  ein  Land 
mit  starker  auswärtiger  Verschuldung  und  schwankender  — nur  von  der  Ernte 
abhängiger  — Gestaltung  der  Handelsbilanz  ist,  die  Goldwährung  effectiv  zu 
gestalten.  Speciell  das  Jahr  1899  bietet  ein  typisches  Beispiel  für  die  Ein- 
wirkung heftiger  Zahlungsbilanzverschlechterungen  auf  die  Währung.  Es  ist 
kaum  anzunehmen,  dass  Rumänien  — ungeachtet  der  letzten  günstigen 
Wendung  — je  des  Besitzes  der  Goldwährung  froh  werden  wird.  Immerhin 
wird  es  vielleicht  gefährliche  Erschütterungen  der  Währung  vermeiden  können, 
wenn  das  Noteninstitut  seine  Goldpolitik  den  Verhältnissen  umsichtig 
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anpasst.')  der  Staatshaushalt  consolidiert  und  sohin  der  Credit  des  Landes 
gefestigt  wird. 

d)  .1  a p a n.') 

Die  Währungsgeschichte  weist  kaum  ein  Land  auf,  welches  Leid'  und 
Freud'  der  verschiedenen  monetären  Systeme  in  einer  relativ  kurzen  Periode 
so  gründlich  duichgekostet  hätte  wie  Japan.  In  dem  unaufhörlichen  Ringen 
dieses  Landes  um  die  seiner  ökonomischen  Entwickelung  am  meisten  ent- 
sprechende Währung  drilckt  sich  zugleich  die  ungeheure  Bedeutung,  welche 
die  Ordnung  des  Geldwesens  und  die  Gestaltung  des  Geldwertes  speciell 
im  modernen  wirtschaftlichen  Getriebe  besitzt,  am  prägnantesten  aus.  Japan 
besass  in  der  Zeit  von  1800 — 1860  nominell  die  Goldwährung,  trat  aber  in 
die  Periode,  in  welcher  das  Land  seine  wirtschaftliche  Abgeschlossenheit 
aufgab,  mit  vollständig  zerrütteten  Mönzverhältuissen  ein.  In  der  Zeit  von 
1860  — 1870  lernte  es  alle  Schrecken  der  Münzverschlechterung  und  Papier- 
inflation (Agio  bis  zu  100  Proc.)  kennen.  Da  das  Gold  auch  in  der  Zeit 
des  principiellen  Bestandes  der  Goldwährung  im  Handel  und  in  den  breiten 
Schichten  der  Bevölkerung  durch  das  Silber  (und  später  durch  Zettel) 
verdrängt  wurde,  stellte  man  im  Jahre  1860  eine  Wertrelation  zwi.sehen 
beiden  Edelmetallen,  und  zwar  von  1:15  fest.  D.imals  schien  der  ökonomi- 
schen Position  des  Landes  thatsächlich  nur  die  Silberwährung  zu  entsprechen 
und  dieselbe  wurde  auch  im  Jahre  1869  decretiert,  wobei  den  Goldmünzen 
der  Courantgeldcharakter  entzogen  wurde.  Schon  1871  wurde  jedoch  die 
Silberwährung  in  oft'enbar  überstürzter  und  unmotivierter  Weise  zu  Gunsten 
der  Goldwäbrung  aufgegeben,  welch  letztere  innerhalb  kfli-zester  Zeit  zur 
Entblössung  des  Landes  von  Metallgeld  und  zur  facfischen  Papierwährung 
führte.  Die  Mflnzgosetzgebung  der  folgenden  Periode  wies  ein  haltloses 
Schwanken  zwischen  verschiedenen  Währungssystemen  auf,  langte  aber 
schliesslich  im  Jahie  1886  hei  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  Silber 
an,  nachdem  die  im  Jahre  1882  gegründete  Bank  von  .Tapan  im  Jahre 
1884  zur  Au.sgahe  einlösbarer  Noten  ermächtigt  und  der  Umlauf  des  uuein- 
löslichen  Staatspapiergeldes  successive  eingeschränkt  worden  war. 

Durch  die  starke  Silberenlwertung  wurde  der  Wert  des  Silberyens 
(Parität  5'391  Francs)  heftig  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Nach  dem  Stande 
der  Wechselcourse  auf  Paris  sank  der  Wert  des  Yens  in  der  Periode  von 
1886 — 1893  von  4 Francs  25  Centimes  auf  2 Francs  90  Centimes.  Die 

')  Neat-stens  (August  lUt>2)  hat  die  Haltung  der  Bank,  welche  die  Kinweclieiung 
der  bei  den  niedrigen  Devieencuraen  inaasenhaft  einatrOtnenden,  ausländischen  (jold- 
miinzeu  gegen  Noten  verweigerte,  wieder  lebhafte  .Anfechtung  erfahren.  IHe  puhlicistischa 
Vertheidignng  der  Bank  machte  on  wohl  ersichtlich,  dass  eine  speculative  Bcniitzung  des 
relativ  hohen  Goldmiinzentarifes  seitens  der  Privatbanken  stattgefunden  halte.  Hess  aber 
nicht  erkennen,  dass  die  Bank  sich  ihrer  Verantwortlichkeit,  für  eventnelle  neuerliche 
Kückschläge  vorznsorgen.  bewusst  sei. 

*)  Vgl.  namentlich  , Tabellen  zur  WahrungsstaBstiks,  Wien  1896 — 1899.  zweite 
Ausgabe,  I.  Theil.  Ferner  die  officiellcn  Berichte  (.Financial  Annual  of  Ja|<an,  issned  by 
the  Department  of  Finance“  und  .Annunal  Report  of  tho  Bank  of  Japans). 
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Steigerung  der  Preise  der  Waren  in  dieser  Periode  war  eine  ziemlich  bedeutende, 
wogegen  die  Löhne  stagnierten.  Der  Eiport  nach  Grossbritannien  und  den  Ver 
einigten  Staaten  von  Nordamerika  wies  keine  eonstante  Entwickelung  auf. 
Unter  dem  Drucke  dieser  Verhältnisse  und  der  Schliessung  der  indischen 
Mflnzstätten  fOr  das  Silber  veranstaltete  die  Regierung  im  Herbste  18U3 
eine  Währungsenquete,  deren  Ergebnisse  jedoch  hinsichtlich  der  Frage,  ob 
eine  Reform  der  Währung  geboten  sei  und  ob  die  Silberwährung  die  wirt- 
schaftliche Entwickelung  des  Landes  geschädigt  habe,  ziemlich  zwiespältige 
waren.  Die  neuerliche  intensive  Preissteigerung  in  der  Zeit  von  1894 — 1897 
sowie  die  siegreiche  Beendigung  des  Krieges  mit  China,  welche  die  Aspi- 
rationen Japans  nach  Erlangung  einer  Weltstellung  steigerte  und  dem  Lande 
zugleich  reichliche  Geldmittel  zufährte,  veranlassten  die  Regierung  gleich- 
wohl, im  Jahre  1897  mit  einer  neuerlichen  Aenderung  der  Münzgesetzgebung 
vorzugehen.  Das  am  8.  März  1897  sanctionierte  und  mit  dem  1.  October 
1897  in  Kraft  getretene  Gesetz  Ober  die  Einführung  der  Goldwährung  stellt 
sich  als  eine  der  radicalsten  Reformen  dar,  welche  die  Geschichte  des  Geld- 
wesens kennt.  Der  Goldgehalt  des  neuen  Yens  (Parität  2'58  Francs  = 
2 K 46  A)  entsprach  einer  YVertrelation  zwischen  Silber  und  Gold  wie 

I : 32'34  (gegenüber  der  früheren  japanischen  Wertrelation  von  1617  : 1) 
und  repräsentierte  eine  i wenn  auch  nicht  bedeutend)  stärkere  Devalvation 
des  Silbers,  als  dem  damaligen  Silberpreise  entsprach.  Gold  stand  reichlich 
zur  Verfügung,  da  die  chinesische  Kriegsentschädigung  von  200  Mill.  Taels 
am  Londoner  Markte  im  Goldwerte  per  32.900.980  Pf.  Sterl.  convertiert 
wurde.  Hiervon  flössen  von  Jänner  1896  bis  Jänner  1899  bei  der  Bank  von 
Japan  30,476.642  Pf.  Sterl.  ein,  darunter  15'8  Mill.  in  Goldtratten,  11'57  Mill. 
in  Gold  und  der  Rest  in  Silber.  Goldmünzen  wurden  zu  20,  10  und  h Y’ens 
geprägt,  Silberscheidemünzen  (mit  Zahlkraft  big  10  Y'en)  zu  50.  20  und 
10  Sen  (1  Sen  = Y'en).  Die  in  Umlauf  gesetzten  Silbervens  von  zusammen 
165,133.710  Y’en  wurden  ihrer  Zahlkraft  beraubt  und  konnten  in  der  Zeit 
vom  1.  October  1897  bis  31.  Juni  1898  in  Gold  verwechselt  werden.  Y'on 
der  erwähnten  Summe  waren  (nach  den  im  .Economiste  Europeen“  vom 
8.  Juni  1900  mitgetheilteu  Daten)  99‘5  Mill.  im  Auslande  verblieben, 

II  Ylill.  im  chinesischen  Kriege  verausgabt,  5'7  Mill.  nach  der  (von 
Japan  in  Besitz  genommenen,  aber  nicht  unter  das  Goldwäbrungsregime 
fallenden)  Insel  Formosa  exportiert,  45'6  Mill.  eingelOst  und  der  Rest  theils 
nicht  zur  Einlüsung  gebracht,  theils  aus  den  Beständen  der  Münze  einge- 
schmolzen worden.  Nebst  den  erwähnten  45’6  Mill.  Y'en  musste  jedoch  die 
Regierung  noch  weitere  29’5  Mill.  Y'en  in  Gold  einlösen,  welcher  Betrug 
den  noch  vor  Publication  des  Münzgesetzes  bei  der  Münze  eingelicferten 
lind  von  dieser  mit  in  Silbeiwens  einlöslichen  Bons  honorierten  Silberbarren 
entsprach.  Auf  diese  — man  kann  namentlich  im  Hinblick  auf  die  Kürze  der 
Einlösungstermiue  nicht  anders  sagen  als  rücksichtslose  — Weise  entledigte 
sich  Japan  innerhalb  eines  Jahres  seines  relativ  sehr  bedeutenden  Silher- 
courants,  beziehungsweise  Silberstockes,  d.  h.,  es  löste  ein  Problem,  bei 
dessen  Behandlung  europäische  Staaten  in  älinlicher  monetärer  Situation 
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aus  triftigen  Gründen  die  grösste  Behutsamkeit  entwickeln,  in  kürzester 
Zeit.  Das  (seit  1886  einlösliche)  Staatspapiergeld  wurde  auf  Grund  eines 
Gesetzes  aus  dem  Jahre  1898  aus  dem  Umlauf  gezogen  (Ende  1900  waren 
noch  1’7  Mill.  Yen  im  Umlaufe),  ebenso  die  alten  Nationalbanknoten  auf 
Grund  eines  bereits  1896  in  Kraft  getretenen  Gesetzes  (von  letzteren  waren 
Ende  1900  noch  484.000  Y'en  im  Umlaufes 

Die  Entwickelung  der  Geldverhältnisse  des  Landes  wird  am  besten 
durch  folgende  Tabelle  illustriert: 


In  1000  Yen  (nach  oben  abgerundet) 


Zq 

Ende 

Münzen  iin  Umlaufe 

C 

'S 

a 

Si 

, B 

’S  -2 
.11 
'S  g 

^ g ' Gcsammtum]auf 

1;  <b 

des 

Jahres 

2 

"o 

Silber-Ven 

s;  B 

0 

«ä  i 

■«0  ‘v  c 

C 0 

3 « e 
• CO  = 

-S  ä ! »'»■ 

J®  ^ •ehllMillcb 

*o«- 

>ehlle*«llch 

Ed  S [ 4p«  MflDBbMtaBdM  der 
[ Dftok  TOB  jBpBO 

1891 

17.208 

85.383 

13.193 

14.692 

27.887 

24.870 

1 

115.735  248.967 

210.873 

1892 

12.310 

46.922 

14  302 

14  835 

20828 

23.891 

125,843’  258.930 

216.786 

1893 

12.237 

52.124 

16.189 

1.5.021 , 

16.407 

22.756 

148.663  283397 

288.498 

1894 

11.957 

46.292 

18.171 

15..507 ' 

13.405 

21.782 

149.814  276.927 

247.711 

1895 

12.255 

47.192 

20752 

15.490 

11.129 

20.797 

180.337  307.952 

282.001 

1896 

12.811 

50.978 

28.229 

15.521 

9.376 

16.498 

198.314'  326.727 

1 

300.374 

1897 

79.900 

31,049 

29.396 

16.094 

7.451 

5.025 

226.229  395.144 

330.470 

1898 

83.649 

- 

45.814 

16.992 

5.412 

1.867 

197.400  351.183 

285.620 

1899 

93.361 

- 

54.610 

17..504 

4.126 

982 

250.562'!  421.145 

1' 

387.809 

1900 

52.930 

57.1  IS 

17.446 

1 

' 

1.768 

484 

228..570,  358.317 

320.282 

Die  Angaben  über  den  Goldmünzenumlauf  sind  eine  Combination  aus 
den  Ausprägungsziffern  und  den  Edelmetall-Listen  der  Handelsstatistik. 

Es  betrug  der  Ueberschuss  (-)-)  des  Goldimportes  (Münzen  und 
Barren)  über  den  Export,  beziehungsweise  die  Mehrausfuhr  ( — ) an  Gold  in 
Y'en:  1897  + 55  4 Mill..  1898:  —9-3  Mill..  1899  + 11-3  MUL,  1900: 
— 42-8  Mill.,  1901  (Schätzung)  — 3 Mill. 

Das  Verhältnis  zwischen  Metallbestand  und  Notendeckung  bei  der 
Bank  von  Japan  ergibt  sich  aus  folgender  Tabelle: 
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In  1000  Yen 


Zu  Knde 
des  Jahres 

Notenumlauf 

Besitz  an 
Goldmünzen  und 
•Barren 

Besitz  an 
SUbenndnzen  und 
-Barren 

Summe 

1891 

115.735 

27.289 

8,5.889 

63.178 

1892 

125.843 

21.806 

59.a52 

81.153 

1893 

148.663 

21.806 

64.122 

85.928 

1894 

149.814 

32.345 

49.373 

81.718 

189.5 

180  387 

31..511 

28.860 

60.371 

1896 

198.314 

90.935 

41.795 

132.730 

1897 

226.229 

96.913 

1.348 

98.261 

1898 

197.400 

89.570 

— 

89.570 

1899 

2.50.562 

. 103.142 

7.000 

110.142 

1900 

228.570 

65.349 

2.000 

67.349 

214.097 

68.858 

2.500 

71.358 

1902 

(30.  Aug.) 

195.r>00 

? 

V 

85.600 

Der  Rest  der  Bedeckung  (sogenannte  Seeurityreserve)  besteht  zu 
mehr  als  */a  Staatseffecten.'  i Was  die  Handelsbilanz  betrifft,  so  betrug  der 
üeberschuss  (+)  beziehungsweise  das  Deficit  ( — ) derselben  (eiclnsive  Edel- 
metallverkehr) in  Mill.  Ten:  1891  + 16'6.  1892  + 19-7,  1893  + 1-4, 
1894  —4-2,  1895  + 68.  189G  — 53-8,  1897  — 56T,  1898  — 1117, 
1899  — 5-4,  1900  — 82'8,  1901  — 3 5.  üeberblickt  man  diese  Ziffern,  so 
durfte  man  kaum  den  Muth  finden,  die  Frage,  ob  Japan  imstande  sein 
werde,  die  Goldwährung  aufrechtzuerhalten,  ohneweiters  zu  bejahen.  Die 
metallische  Deckung  der  Noten  der  Bank  von  Japan  ist  zweifellos  eine 
nicht  genügende  und  das  Maass  des  Ansteigens  des  Notenumlaufes  in  der 
Periode  1894 — 1899  hat  einen  nahezu  inflationistischen  Charakter.  Die 
Hoffnungen,  die  an  die  Goldwährung  geknüpft  wurden,  nämlich  Erleichterung 
des  Capitalszuflusses  aus  dem  Westen,  Stärkung  des  Japanesischen  Staats- 
credits,  Ermässigung  der  Preise  der  Lebensmittel,  sind  theils  gar  nicht, 
theils  nicht  im  gewünschten  Maasse  in  Erfüllung  gegangen.  Speciell  zeigten 
die  Preise  von  Reis,  Weizen,  Fleisch  sogar  eine  weitere  Steigerung.  Allein 
bei  objectiver  Beurtbeilung  wird  man  der  Goldwährung  an  sich  keine 
Schuld  an  der  Entwickelung  der  Dinge  beimessen  können.  Zuzugeben  ist 
allerdings,  dass  der  Radicalismus  der  1897  er  Währungsreform  (namentlich 
die  gänzliche  Preisgabe  des  Silbers)  die  Consolidierung  derselben  verhindert 
hat  und  dass  dieselbe  zu  einem  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  wenig 
günstigen  Zeitpunkte  ins  Werk  gesetzt  wurde.  Vor  allem  stimmen  aber 
alle  Berichte  darin  Überein,  dass  der  gewaltige  Capitalszufluss  aus  der 

')  Kode  1901  bestand  die  Gecnntyreaenre  aus  35'20  Uill.  Public  Bonds,  6'5  Mill. 
Treunry  Bills,  63  Mill.  Govenunent  Securities,  3'9  Mill.  Other  Securities  und  3.5  Mill. 
Commercial  Bills. 
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chinesischen  Kriegsentschädigung  keine  organische  Aufwartsbewegung  der 
Volkswirtschaft,  sondern  eine  Qherstfirzte  Conjuuctur  mit  den  Erscheinungen 
der  Ueberspeculation  im  Gefolge  hatte.  Die  Zahl  der  ökonomischen  Unter- 
nehmungen aller  Art  auf  gesellschaftlicher  Basis  hob  sich  seit  Ende  1894  von 
2792  mit  einem  eingezalilten  Capital  von  231,130.369  Yen  bis  Ende  1900 
auf  12.179  mit  einem  eingezahlten  Capital  von  745.499.669  Yen.  Dazu  kam 
ein  geradezu  rapides  Anwachsen  der  Staatsausgaben  (namentlich  fflr  Heer, 
Flotte  und  Communicationswesen).  Dieselben  erhöhten  sich  von  85'3  Mill.  Y'en 
im  Etat  1895/96  auf  275'9  Mill.  Yen  im  Etat  1901/1902.  Die  öffentliche 
Schuld  stieg  von  266-2  Mill.  Yen  im  Jahre  1894  auf  5187  Mill.  im  Jahre  1901. 
,Die  Vertheuerung  der  Bedarfsartikel*,  heisst  es  im  Berichte  der  Bank  von 
Japan  pro  1901.  »die  Störung  des  Gleichgewichtes  im  ausländischen  Handel, 
die  Knappheit  an  verfOgbarem  Capital  und  das  Entstehen  luxuriöser  Ge- 
wohnheiten waren  die  unglOcklichen  Erscheinungen,  die  in  nicht  geringem 
Grade  mit  der  Entwickelung  von  Handel  und  Industrie  einhergiengen.  Es 
bestand  eine  allgemeine  Uebereinstimmung  darOber,  dass  die  Nation  eine 
Periode  ökonomischer  Depression  durchschreiten  müsse,  bevor  sie  wieder 
ihren  normalen  Zustand  zurückerlange.“  Die  Störung  der  Zahlungsbilanz, 
welche  eine  Folge  der  hier  beklagten  Erscheinungen  war.  verursachte  in 
den  Jahren  1898  und  1900  bedeutende  Goldabflttsse  nach  dem  Aus- 
lande; die  Ueberspeculation  führte  unter  stets  wachsender  Beunruhigung 
des  Marktes  im  Frühjahre  1901  zu  einem  Kun,  welchem  mehrere  Banken 
zum  Opfer  fielen.  Die  schlimmsten  Folgen  scheinen  unter  thätiger  Mitwirkung 
der  Bank  von  Japan  (welche  im  .Jahre  1901  ihren  gesetzlichen  Notenumlauf  um 
22  7 Mill.  Y’en  überschritt)  abgewendet  worden  zu  sein:  seit  der  zweiten  Hüllte 
des  vorigen  Jahres  darf  eine  bis  in  die  jüngste  Zeit  anhaltende  Besserung  der 
Situation  constatiert  werden.  — Auffallend  erscheint  es,  dass  die  Goldesporte 
der  .T.ahre  1898  und  1900  vor  sich  giengen,  ohne  dass  die  Wechselcourse  die 
Parität  nennenswert  überschritten.  Der  Conrs  des  Yens,  dem  eine  Parität 
von  24-582  Pence  entspricht,  bewegte  sich  vom  October  1897  bis  1900 
zwischen  2416  und  24-8  Pence.  Auch  im  Jahre  1901  und  in  der  ersten 
Hälfte  1902  waren  die  Wechselcourse  normal.  Die  Erklärung  hierfür  kann 
— abgesehen  von  der  ersten  Periode  (bis  30.  Juni  1898),  in  welcher  wohl 
auch  die  Einlösung  von  ausserhalb  Japans  befindlichen  Silberyens  gegen 
Gold  eine  Rolle  spielte  — nur  darin  gefunden  werden,  dass  die  Bank  von 
Japan  mit  aller  Macht  bestrebt  war.  durch  rechtzeitige  Abgabe  von  Gold 
eine  Versteifung  der  Wechselcourse  hintanzuhalten.  — Die  bisherige  Ent- 
wickelung in  Japan  liefert  den  Beweis,  dass  eine  forcierte  Anspannung  der 
staats-  und  volkswirtschaftlichen  Kräfte  eines  Landes  auch  der  Währung 
desselben  gefährlich  werden  kann.  Ein  Schluss  dahin  gehend,  dass  Japan 
die  Goldwährung  im  Interesse  seiner  wirtschaftlichen  Entwickelung  wieder 
aufgeben  solle,  kann  aus  der  bisherigen  Ei-fahning  umsoweniger  geschöpft 
werden,  als  der  von  der  Einführung  der  Goldwährung  vielfach  befürchtete 
Rückgang  des  Handels  mit  den  Silherwährungsländern  keineswegs  eingetreten 
ist.  i Der  Export  nach  China  stieg  von  13  8 Mill.  Y'en  im  Jahre  1896  auf 
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40'2  Mill.  Yen  im  Jahre  1899;  der  KQckgang  auf  31'8  Mill.  Yen  im  Jahre 
1900  hängt  offenbar  mit  den  kriegerischen  Ereignissen  in  China  zusammen.) 
Die  SMrung  der  Handelsbilanz  ist  hauptsächlich  auf  das  erhöhte  Import- 
bedflrfnis  zurflckzufohren  und  dieses  findet  wieder  in  den  oberwähnten  Momenten 
seine  Erklärung.  Zu  leugnen  ist  aber  nicht,  dass  Japan  die  im  Interesse 
seiner  wirtschaftlichen  Entwickelung  wflnsehenswerte  Erhaltung  der  Gold- 
währung nur  dann  beschieden  sein  wird,  wenn  es  seine  Wirtschaftspolitik, 
namentlich  aber  auch  seine  Finanzwirtschaft,  mit  den  Erfordernissen  einer 
geordneten  Währung  in  Einklang  bringt  und  seine  Goldbestände  wesentlich 
zu  stärken  trachtet. 


VL  Schlussbetrachtung. 

Als  nächstes  Ziel  der  Währungsreform  wurde,  wie  wir  im  Abschnitt  I 
gesehen  haben,  vom  österreichischen  Finanzminister  bei  Einbringung  der 
Währungsreformvorlagen  die  Stabilisierung  des  Wertes  unserer 
Währung  unter  Bestimmung  des  Goldes  als  Währuugsgrundlage  und  die 
Ausschaltung  des  aleatorischen  Elementes  aus  unserem  Geldwesen  bezeichnet. 
Dieses  Ziel  kann  unter  dem  Bestände  normaler  wirtschaftlicher  Verhältnisse 
als  vorläufig  erreicht  betrachtet  werden.  Die  Wahl  des  Goldtypus  für  die 
Währung  der  Monarchie  erscheint  heute,  da  der  Silberpreis  auf  einem  Tief- 
punkte angelangt  ist.  welcher  einer Belation  von  1 :40  zwischen  Silberund  Gold 
entspricht,')  mehr  als  je  durch  die  Macht  der  Thatsachen  dictiert;  desgleichen 
ist  das  durch  die  Währungsgesetze  vom  Jahre  1892  geschaffene  Goldpai'i 
der  Währung  durch  die  bisherige  Entwickelung  im  wesentlichen 
ratificiert  worden,  oder  mit  anderen  Worten,  der  im  Jahre  1892  festgestellte 
Währungswert  scheint  tftit  unserer  durchschnittlichen  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  im  Einklänge  zu  stehen.  Die  Bewegung  der  Valuten- 
und  Devisencourse.  welche  gegenüber  der  Kelationsparitüt  nur  geringfügige 
Schwankungen  aufweist,  darf  als  eine  normale  gelten.  Der  Capitalsaustausch 
mit  dem  Auslande  vollzieht  sich  unter  möglichst  geringer  Belastung  der 
Volkswirtschaft,  das  heisst  ohne  Aufwendung  jener  Opfer,  welche  Länder 
mit  ungeordneter  Valuta  bringen  müssen. 

In  der  Beschaffenheit  der  Geldcirculation  kommt  der  Währungs- 
wechsel  prägnant  zum  Ausdrucks,  wie  nachstehende  Vergleichung  zeigt: 

Zu  Anfang  August  1892,  das  heisst  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  der 
Währungsgesetze,  setzte  sich  der  Geldumlauf  der  Monarchie  zusammen  aus: 
693,095.204  K in  Staatsnoten  (Gesammtumlauf  einschliesslich  des  Besitzes 

der  Staatscassen  und  der  Bank  nach  dem 
Ausweise  vom  31.  Juli) 

832,210.440  K in  Banknoten  (Gesammtumlauf  einscbliesslicb  des  Besitzes 

der  Staatscassen  nach  dem  Ausweise  vom 
7.  August) 

')  Der  innere  Wert  de#  üeterreichiechen  Silberguldeus  beträgt  bei  dieser  Preis- 
gestaltung des  Silbers  circa  OÜ  h. 
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rund  80,000.000  K in  Silbercourant.  (Der  gesammte  Vorrath  an  Silber- 
courant betrug  zu  dieser  Zeit  circa 
440,000.000  K\  circa  20.000.000  K 
hiervon  waren  in  den  österreichischen 
Staatscassen  und  336,940.000  K hei 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank. 
Der  Vorrath  der  ungarischen  Staats- 
cassen ist  in  obiger  Ziffer  enthalten.) 
Hingegen  wies  die  Circulation  am  30.  September  1902  folgende 
Zusammensetzung  auf: 

circa  140,000.000  K in  Landesgoldmflnzen. 

1.576,389.4.50  K in  Banknoten, 

circa  80,000.000  K in  Landessilliermflnzen  zu  1 fl.  (Oherdies  im  Metall- 
schatze der  Bank  262,601.1.36  K), 

64,000.000  K in  Fflnfkronenstöcken  1 „ ,, 

circa  120,000.000  K in  EinkronenstOcken  / *'  ™ ) 

{überdies  an  EinkronenstOcken  bei  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  circa  28.000.000  K 
Hinzuzufügen  wären  noch  die  Ziflem  über  die  Zusammensetzung  des 
Metallschatzes  der  Bank. 


aus 

Derselbe  bestand  am  15.  August  1892: 
Gold 

per 

141,331.889  ^r  — /i 

* 

(in  den  Barschatz  einrechenharen)  Geld- 
wechseln auf  auswärtige  Plätze 

20,808.274  K 82  h 

Silbercourantmflnzen 

337,037.542  K — h 

zusammen  . , . 

per 

499,177.705  K 82  A; 

aus 

am  30.  September  1902; 

Gold 

per 

1.092,961.312  K —h 

(in  den  Barschatz  einrechenbaren)  Geld- 
wechseln und  ausländischen  Noten  . . . 

59,839.794  K — h 

Silbercourant  und  Theilmflnzen 

295,803.965  K — li 

zusammen  . 

1. -148,605.071  K — h. 

Die  Einlösung  der  Staatsnoten  kann  heute  als  durchgefohrt  betrachtet 

werden,  indem  der  (nach  dem  Bankausweise)  noch  ausständige  Betrag  per 
5,913.000  K nnr  um  Weniges  jenen  überschreitet,  von  welchem  nach  früher 
gemachten  Erfahningen  angenommen  werden  darf,  dass  er  Oberhaupt  nicht 
zur  Einlösung  präsentiert  wird.  Endlich  ist  noch  hervorzuheben,  dass  der 
Zeitpunkt,  in  welchem  ausser  den  Silbergulden  ausschliesslich  auf  Kronen- 
währung lautende  Zahlmittel  circulieren  werden,  nicht  mehr  ferne  ist.’) 

0 Die  Kin-  iiml  Fünfkronenstilcke  werde«  obwohl  Scheideinflnien,  hier  berOck- 
eichtigt,  weil  eie  an  Stelle  von  Courant^eld  (Kingnlden-  und  Fünf^ulden-Staatenoten  und 
Landeeailbermiinzen)  getreten  sind.  Allerdinga  ist  ein  Theil  der  KinkronenetOcke  an  die 
.'Itelle  der  alten  Scheideraünre  getreten. 

*)  An  auf  OeterreichiBche  Währung  lautenden  Banknoten  gelangen  nämlich  gegen- 
wärtig nur  mehr  solche  io  höheren  Appoints  (üher  .50  K)  rur  Ausgabe;  auch  diese 
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Unter  diesen  Umständen  wirft  sich  von  selbst  die  Frage  auf:  1.  ob 
die  Voraussetzungen  fär  die  Aufnahme  der  Uanablungen  — welche  nach  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  vom  1.  März  1903  an  erfolgen  konnte  — als 
gegeben  betrachtet  werden  können  und  ob  somit  die  vollen  materiellen  und 
formalen  Consequenzen  der  Valutareforra  bereits  in  nächster  Zukunft  zu 
ziehen  sein  werden,  und  2.  ob  und  welche  weitere  Schritte  auf  monetärem 
Gebiete,  abgesehen  von  der  Aufnahme  der  Barzahlungen,  im  Interesse  der 
exacten  Durchführung  der  Währungsreformgesetze  etwa  noch  zurOck- 
zuiegen  sind. 

Wenn  wir  uns  zunächst  der  zweiten,  ungleich  einfacheren  Frage  zu- 
wenden, so  ergeben  sich  für  die  Erörterung  im  wesentlichen  zwei  Punkte, 
und  zwar  die  künftige  Behandlung  des  Silbercourants  und  die  definitive 
Entscheidung  Ober  die  Höhe  der  der  Circulation  zur  Verfügung  zu  stellenden 
Banknotenappoints.  Was  zunächst  die  Frage  des  Silbercourants  betrifft, 
so  dürfte  heute  wohl  der  unbedingteste  Monometallist  in  den  vorhandenen 
Landessilbermünzen  kaum  eine  ins  Gewicht  fallende  Beeinträchtigung  des 
Charakters  unserer  Währung  als  Goldwährung  erblicken  und  noch  viel 
weniger  dürfte  jemand  geneigt  sein,  wegen  des  Umstandes,  dass  die  Ein- 
guldenstflcke  Courantmflnzen  sind,  unserer  Währung  den  Charakter  des 
etalon  boiteux  zu  vindicieren.  Unzweifelhaft  hat  die  Silbercourantfrage  seit 
Erlassung  der  V'alutagesetze  viel  an  Bedeutung  eingebüsst.  Denn  während 
damals  ein  Misstrauen  in  der  Kichtung,  ob  es  Oberhaupt  möglich  sein  werde, 
an  den  Landessilbermünzen  zu  rühren,  nicht  ganz  ungerechtfertigt  erschien, 
liegt  jetzt  nicht  nur  vor,  dass  die  Zwei-  und  EinviertelguldenstOcke  eingezogen 
und  die  Vereinsthaler  eingeschmolzen  wurden,  sondern  es  ist  auch  die  That- 
sache  zu  verzeichnen,  dass  ein  Theil  der  Landessilbermünzen  zu  1 11. 
demonetisiert,  das  heisst  eingeschmolzen  und  in  Theilmünzen  der  Kronen- 
währung verwandelt  wurde.  Es  steht  also  fest,  dass  sich  eine  weitere,  ja  die 
völlige  Demonetisierung  des  Silbercourants,  sofeme  dafür  ein  Bedürfnis 
vorhanden  ist,  als  möglich  und  durchführbar  darstellt.  Dagegen  ist  allerding.s 
nicht  zu  erwarten,  dass  nur  aus  Principienstrenge  hinsichtlich  der  Ab- 
Btossung  des  Silbercourants  ein  Schritt  unternommen  werden  wird,  welcher 
— wie  ungünstig  man  auch  dem  Silber  als  Währungsmetall  das  Horoskop 
stellen  mag  — doch  als  ein  gewaltsamer  erscheinen  könnte.  Gefordert  muss 
selbstverständlich  werden,  dass  jede  weitere  Vermehrung  der  Contingente 
an  Silberscheidemflnzen  (beziehungsweise  die  eventuelle  Schaflüng  neuer 
Kategorien  von  solchen  Münzen)  nur  durch  gleichzeitige  Verringerung  des 
Silbercourantbestandes  erfolge.  In  verhältnismässig  näherer  Zukunft  dürfte 
wohl  eine  Erweiterung  des  Fünfkronencontingents  von  64,000.000  K.  welches 
vom  Verkehre  überraschend  schnell  absorbiert  wurde,  zur  Erwägung  gestellt 
werden,  in  welchem  Falle  dann  eine  weitere  Einschmelzung  von  Silber- 
gulden in  Aussicht  stünde.  Weitere  Maassnahmen  in  dieser  Hinsicht  könnten 

wenlen  aber  noch  vor  Äblanf  des  Jahres  190*2  durch  auf  KronenwUhrnng  lautende  xu 
ersetzen  «ein.  (Vgl.  Ahschn.  II  c dieser  Abhandlung  auf  S.  874  de«  Hefte«  IV,  diese« 
Jahrgangs.) 
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dagegen  in  jedem  Falle  erst  in  dem  Zeitpunkte  in  Frage  kommen, 
in  welchem  der  Verkehr  das  gesammte  Einkronencontingent  absorbiert 
haben  wird.') 

Die  Frage  nach  dem  niedrigsten  Banknotenappoint  ist  wohl 
voilSufig  durch  die  an  anderer  Stelle  citierten  Bestimmungen  der  Artikel  82  und 
1 1 1 der  Bankstatuten.  wornach  die  Banknoten  auf  keinen  niedrigeren  Betrag 
als  50  K lauten  dörfen  und  nur  in  dem  Zeiträume  bis  sur  Aufnahme  der 
Barzahlungen  Banknoten  zu  20  K ausgegeben  werden  kSnnen,  als  gelöst  zu 
betrachten.  .Indes  ist  zu  beachten,  dass  nach  den  Ausfflhrungen  im  Abschnitte 
II  c dieser  Abhandlung  (S.  374  im  Hefte  IV  dieses  Jahrganges)  (Iber  die 
Ausgabe  der  an  die  Stelle  von  Staatsnoten  getretenen  Zehnkronen-Banknoten 
letztere  auch  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  (unter  vorläufiger  Beibehaltung 
der  Oontingentziffer  von  160,000.000  K)  werden  im  Umlauf  bleiben  können. 
Aber  auch  abgesehen  davon  erscheint  es  zweifelhaft,  ob  die  Ausschliessung  der 
Appoints  unter  50  K aufrechtzuerhalten  sein  wird,  beziehungsweise  ob  nicht 
eine  Abänderung  der  bezäglichen  Bestimmung  des  Bankstatuts  etwa  gleich- 
zeitig mit  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  ins  Auge  zu  fassen  wäre.  Heute  darf 
schon  constatiert  werden,  dass  die  Anschauung  Aber  die  prinzipielle  Incom- 
patibilität  von  Banknoten  in  Ooldmflnzenappoints  mit  einer  reinen  Metall- 
währnng  nicht  mehr  unangefochten  ist.  Ueber  die  Möglichkeit,  eine  Goldwährung 
auch  mit  gut  fundierten  (d.  h.  mit  Gold  fundierten)  Banknoten  niedriger 
Appoints  und  geringer  oder  selbst  minimer  metallischer  Circulation  in 
voller  Reinheit  und  Wirkungsfähigkeit  zu  erhalten,  besteht  heute  in  der 
Praxis  kaum  mehr  ein  Zweifel.  Selbst  in  England,  dem  classischen  Lande 
der  Goldwährung,  neigt  man  neuerdings  — hauptsächlich  mit  Rflcksicht 
auf  die  Erfahrungen  in  Indien  — der  Anschauung  zu,  dass  eine  Sättigung 
des  Verkehres  mit  Gold  kein  Essentiale  der  Goldwährung  sei.  Diese 
Anschauung  hat  aber  eine  tolerante  Haltung  gegenAber  den  kleineren 
Notenappoints  zur  fast  nothwendigen  Consequenz,  und  thatsächlich  stand  in 
England  die  Frage  der  Zulassung  von  Einpfundsterling-Noten  schon  ernstlich 
zur  Discussion.  Speciell  in  Oesterreich-Ungarn,  wo  die  metallische  Circulation 
nie  eingelebt  war  und,  wie  die  Inverkehrsetzung  von  GoldmAnzen  durch  die 
Bank  in  den  letzten  Monaten  zeigte,  mit  entgegenstehenden  Neigungen  des 
Publicums  zu  rechnen  hat.  liegen  alle  Momente  vor.  welche  es  gerathen 
erscheinen  lassen,  sich  mit  der  Goldparität  der  Wähning  und  der  Noten, 
die  Ja  das  Wesentliche  ist.  zu  begnAgen  und  auf  eine  förmliche  Züchtung  einer 
metallischen  Circulation,  die,  falls  sie  überhaupt  gelänge,  möglicherweise 
unerwünschte  Wirkungen  zeitigen  könnte.  Ja  vielleicht  speculativen  Bedürf- 

*)  Bekanntlich  drohten  in  licr  Periode  1879 — 1883  dem  Goldbestände  der  dent- 
schen  Keichshank  aus  der  ITeherfüllnna  des  Verkehres  mit  Einthalerstücken  grosse 
Gefahren.  Der  Thalervurrath  in  der  Cirenlation  (einschliesslich  der  Landescassen)  wurde 
damals  \Mai  1879)  aqf  476  Mill.  Mark  geschätzt  und  ein  grosser  Theil  desaelben  hei 
der  Keichshank  zur  Einlösung  in  Gold  präsentiert.  Aehnliche  Complieationen  sind  hei 
unseren  Circnlationsrerhältnissen  und  da  von  den  circ  ■ 340,000.000  K Silbergulden  circa 
263,000.000  K in  den  Keltern  der  Bank  sind,  keinesfalls  zu  besorgen. 
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nissen  dienen  würde,  zu  verzichten.')  Die  angoschlossene  Tabelle  VII  Ober  den 
Banknotenumlauf  nach  Kategorien  zeigt,  wie  intensiv  das  Bedürfnis  nach 
kleineren  Notenappoints  in  Oesterreich-Ungarn  ist.  Auch  die  neue  Fflnfzigkronen- 
Not«  (die  sogenannte  Standardnote)  mit  deren  Ausgabe  am  26.  Mai  1902  begonnen 
wurde,  dürfte  eine  einschneidende  Aenderung  in  dem  ümlaufsver- 
haltnisse  der  höheren  nnd  niederen  Notenappoints  ohne  gewaltsame  Einwirkung 
kaum  herbeifOhren.  Bei  Beachtung  aller  dieser  Momente  wird  die  Belassung  der 
Zwanzigkronen-Banknoten  jedenfalls  ernstlich  ins  Auge  zu  fassen  und  zu  Gunsten 
derselben  die  Entscheidung  namentlich  dann  zu  treffen  sein,  wenn  von  der 
Ausgabe  von  Cassenscheinen  in  niedrigeren  Appoints  — nach  dem  Muster  der 
Casaenscheine  des  deutschen  Reichs  — abgesehen  wird.  Thatsächlich  stellen 
staatliche  Cassenscheine.  auch  insofern  bei  denselben  eine  Einlösungspflicht 
besteht,  vom  Standpunkte  der  modernen  Geldpolitik  eine  minder  empfehlens- 
werte Spielart  des  Papiergeldes  dar;  insbesondere  bieten  die  Cassenscheine, 
da  eine  tiie  Contingentierung  derselben  im  Interesse  der  Beherrschung  des 
Geldmarktes  durch  die  Notenbank  wohl  unvermeidlich  ist,  fOr  die  Befriedigung 
des  wechselnden  VerkehrsbedOrfnisses  nach  kleinen  Appoints  ein  nur  unzu- 
reichendes Mittel.  Allerdings  wOrde  es  sich,  um  jeder  Missdeutung  vorzubeugen, 
empfehlen,  auch  den  Umlauf  der  Zwanzigkronen-Banknoten  in  gewisser 
Richtung  zu  begrenzen;  doch  müsste  die  Grenze  eine  elastische  und  variable, 
deren  Normierung  aber  davon  abbüngig  sein,  welche  Aufnahmsllthigkeit  der 
Verkehr  für  Goldmünzen  unter  normalen  Umständen  (d.  h.  ohne  dass  die- 
selben in  den  Verkehr  gepumpt  werden)  zeigt*! 

Dass  die  Erhaltung  der  Goldparität  der  neuen  Währung  das  für  die  Volks- 
wirtschaft Wesentliche  an  der  Reform  der  Währung  sei,  kann  im  ganzen  wohl 
als  unangefochten  gelten.  Die  Bedeutung  dieses  Gedankens  würde  aber  nicht  im 
richtigen  Lichte  erscheinen,  wenn  sein  Zusammenhang  mit  der  Frage  der 
Aufnahme  der  Barzahlungen,  nicht  gewürdigt  würde.  Zunächst 
pflegt  diese  Frage  in  folgender  Form  gestellt  zu  werden:  Sind  die  Voraus- 
setzungen für  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  zu  dem  früher  erwähnten  Termine 
— 1.  März  1903  — für  welchen  die  Einholung  der  Schlussfassung  der  Gesetz- 
gebung Ober  dieselbe  gesetzlich  vorgesehen  ist,  als  vorhanden  zu  betrachten? 

*)  Hiermit  »oU  die  grosse  Bedeutung,  welche  eine  mit  Gold  sUrk  gesättigte 
Cireulation  für  die  Landeswährung  und  speciell  als  Schutxwall  für  den  Goldbestand  der 
Notenbank  hat.  nicht  verkannt  werden.  Es  wäre  jedoch  ein  gani  falscher  und  aussichts- 
loser Ehrgeiz,  wenn  wir  Ländern  mit  solcher  Goldcirculation  und  speciell  Deutschland 
(mit  seinem  auf  3 Milliarden  Mark  geschätzten  Gold-Circulationsquantum)  nachstreben 
wollten.  Jede  Halbheit  auf  diesem  Gebiete  wird  aber  namentlich  in  einem  der  metallischen 
Cireulation  entwöhnten  Lande  mehr  Schaden  als  Nutzen  stiften.  Vollends  wenn  man  die 
Toraussicbtliche  Entwicklung  der  Nutenappointfragc  in  der  Zukunft  und  die  dem  Oold- 
Terkehre  unlengbar  anhaftenden  münztechnUchen  Mängel  in  Betracht  zieht,  wird  man 
ein  Experimentieren  in  der  bezeichneten  Richtung  als  nutzlos  erkenneu. 

^ Uebrigens  könnte  eine  Lösung  der  Frage  eventuell  aneb  nach  der  Richtung 
gesucht  werden,  dass  man  auf  eine  Contingentierung  der  niedri^ren  Notenappoints  zwar 
verzichtet,  dafür  aber  hinsichtlich  der  metallisebon  Bedeckung  derselben  rigorosere 
Forderungen  stellt  als  bei  den  höheren  .\ppoints. . 
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Die  Frage  kann  aber  und  wird  vielfach  (nicht  ohne  eine  gewisse 
Berechtigung!  auch  so  formuliert:  Besitzt  die  Aufnahme  der  Barzahluiigeu 
für  die  Erhaltung  der  Relations-(Gold)-Parität  eine  erhebliche  Bedeutung, 
und  eventuell  ist  die  Wahl  des  Termines  fflr  diese  Maassnahme  durch  die  liQck- 
sicht  auf  die  Erhaltung  der  Parität  bedingt?  In  dieser  letzteren  Formulierung 
wird  die  Frage  recht  eigentlich  zu  einer  solchen  nach  Inhalt  und  Ziel  der 
Währungsreform  und  die  Untersuchung  des  Problems  wird  daher,  uamentlich 
wenn  sie  an  diese  Fragestellung  anknßpft,  nicht  Qbersehen  dürfen,  welche 
Rolle  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  seit  Beginn  der  Währungsreform 
zugedacht  war.  Es  steht  fest,  dass  der  Zweck  der  Valutareform  die  Loslösung 
unserer  Währung  vom  Silber  und  die  Herstellung  einer  innigen  V'erbindung 
derselben  mit  dem  Golde,  beziehungsweise  eines  dauernden,  möglichst  stabilen 
Verhältnisses  zu  diesem  Metalle  war.  Die  gesetzliche  Iiiariicnlierung  eines  solchen 
Planes  musste  aus  wäbrungs-  und  gesetzestechnischen  Gründen  die  Form  der 
gesetzlichen  Feststellung  der  Goldwährung  und  der  Abgabe  eines  Versprechens 
des  Gesetzgebers  zur  Aufnahme  der  Baizahlungen  im  Währungsgelde  annehmen 
Letztere  war  sowohl  österreichischer-  als  ungarischerseits  als  Schlusstein  der 
Währungsreform  gedacht,  als  terroinus  certus  an  incertus  quando.  Thatsächlich 
vermied  es  die  1892er  Gesetzgebung  hinsichtlich  des  Zeitpunktes  der  Maass- 
nalime  irgendeine,  auch  nur  einigermaassen  bestimmte  Disposition  zn  treffeu. 

Dabei  besass  im  Stadium  der  Ausarbeitung  der  Ileformgesetze  in 
maassgebenden  Kreisen  die  Meinung  zweifellos  grosses  Gewicht,  dass  an  die 
Aufnahme  der  Barzahlungen  innerhalb  näherer  Zeit  nicht  zu  denken  sei.  und 
dass  die  Stabilisierung  des  Geldwertes  auf  Basis  der  neuen  Relation  das  zunächst 
anzustrebende,  erreichbare,  aber  auch  genügend  weit  gesteckte  Ziel  daretelle. 

Der  Skepticismus  dieser  Kreise  hinsichtlich  der  Mög- 
lichkeit der  Aufnahme  der  Barzahlungen  beruhte  hauptsäch- 
lich auf  der  sorgfältigen  Prüfung  jener  Voraussetzungen,  deren  Vorhandensein 
für  die  Erhaltung  des  Goldes  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  als  maass- 
gebend betrachtet  werden  musste.  Diese  Voraussetzungen  waren  ein  genügender 
Weltgoldvorrath  für  monetäre  Zwecke  und  ein  Zustand  der  Volkswirtschaft, 
welcher  eine  Entwickelung  der  Zahlungsbilanz  der  Monarchie  gegenüber  dem 
Auslande  in  günstiger  Richtung  erwarten  liess.  Obwohl  die  ürtheile  in  der 
österreichischen  Valutaeiiquete  über  diese  Fragen  ziemlich  optimistisch  ans- 
fielen, so  konnte  doch  bei  streng  objectiver  Prüfung  das  Vorhandensein  dieser 
Voraussetzungen  bei  Beginn  derValntareform  nicht  mit  Sicherheit  bejaht  werden. 

Bezüglich  des  Goldvorrathes  haben  nun  allerdings  die  Verhältnisse 
einen  unerwartet  günstigen  Umschlag  erfahren.  Dies  zeigen  die  nach- 
stehenden Ziffern  über  den  Wert  der  gesammten  Goldproduction  in 
der  Zeit  von  1891 — 1901: 


1891  644,802.080  K 

1892  724,584.800  K 

189.H 777,274.720  K 

1894  894,150.960  K 

1895  980,956.160  K 
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Im  Durchschnitte  der  Jahre  1891 — 1895  804.353.741  K 

1896  998,159.760  K 

1897  1.165,095.360  K 

1898  1.415.831.680  K 

1899  1.515.963  .530  K 

1900  1.261,622.480  K 

Im  Durchschnitte  der  Jahre  1896—1900  1.271,334.560  K 

1901  (Schätzung) 1.310,000.000  K 


Es  darf  nicht  mit  Unrecht  erwartet  werden,  dass  die  jährliche  Welt- 
goldproduction  nach  Wiedererschliessung  der  afrikanischen  Goldfelder  in  naher 
Zukunft  den  Wert  von  2.000,000.000  K erreichen  werde.  Der  monetäre 
Goldvorrath,  welcher  vom  amerikanischen  Mflnzdirector  für  1893  mit 
3931‘1  Mill.  Dollars  = 19.399  9 Mill.  Kronen  geschützt  wurde,  beträgt  heute 
circa  25.000  Mill.  Kronen.  Der  Kampf  der  Goldwührungsländer  um  ihr 
Mänzmetall  hat  zwar  auch  heute  noch  niclit  aufgehOrt,  aber  seinen  acuten, 
krisenhafte  Entwickelungen  begOnstigenden  Charakter  eingebOsst.  Das  Wort 
von  der  zu  kurzen  Golddecke  hat  heute  nahezu  nur  mehr  historische 
lledeutung;  Ja  wenn  man  die  obigen  Ziflern  Ober  die  Qoldproduction  in  den 
letzten  Jahren  betrachtet,  so  niSchte  man  eher  der  Meinung  zuneigen,  dass  eine 
Aera  der  Goldabundanz  im  Anzuge  sei,  womit  unter  Umständen  fftr  eine 
fernere  Zukunft  das  Entstehen  neuer  monetärer  Probleme  verbunden  sein  könnte. 

ln  jedem  Falle  liegt  für  uns  vor,  dass  die  fflr  die  Fundierung  unserer 
Staatsnoten  nothwendige  GoldbeschalTung  ohne  Störung  der  europäischen 
Geldmärkte  diirchgefohrt  werden  konnte  und  dass  der  Bank  in  der  zehn- 
jährigen Periode  seit  Beginn  der  Valutareform  auch  aus  dem  freien  Verkehre 
reichlich  Gold  zugeflossen  ist. 

Diese  Entwickelung  im  Zusammenhänge  mit  den  Daten  über  die  Gold- 
production  zeigt,  dass  die  Frage  nach  der  Höhe  der  fflr  monetäre  Zwecke 
verfflgbaren  Goldmengen  für  sich  allein  keine  Sorge  mehr  für  uns  bedeutet 
Dies  gilt  unzweifelhaft  auch  dann,  wenn  der  Process  des  Ueberganges  von 
Ländern  ohne  metallische  Währung  oder  mit  Silberwährung  zur  Gold- 
währung — im  Einklänge  mit  dem  weltwirtschaftlichen  Zuge  der  Zeit  — 
seine  Fortsetzung  finden  sollte. 

Was  aber  speciell  den  gegenwärtigen  Goldbestand  der 
Oesterreich isch-ungarischen  Bank  betrilft.  so  kann  derselbe,  wie 
bereits  frflher  angedeutet,  fflr  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  mindestens 
unter  der  Voraussetzung  als  genügend  betrachtet  werden,  dass  ein  den 
Bedürfnissen  des  Verkehres  entsprechendes  Quantum  von  Zehn-  und  Zwanzig- 
kronennoten auch  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  im  Umlaufe  bleibe. 
Selbstverständlich  ist  hierdurch  keine  irgendwie  veränderte  Haltung  der  Bank 
gegenüber  weiteren  Goldimporten  indiciert;  vielmehr  ist  auch  weiterhin  jede 
.Stärkung  des  Goldbesitzes  der  Bank  zu  Gunsten  der  Förderung  der  Valuta- 
reform und  der  Consolidiening  der  Währung  zu  buchen  und  zwar  umso- 
mehr, als  die  Bank  beim  Mangel  einer  erheblichen  Goldcirculatioii  das 
einzige  üoldreservoir  bilden  wird.  Die  Beurtheilung  einer  solchen  Stärkung 
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vom  Standpunkte  einer  die  Aufnalime  der  Barr.alilungen  anstrebenden  Noten- 
bank ist  hiernach  von  selbst  gegeben.  Speciell  für  die  östeneichischen 
Verhältnisse  wäre  es  von  grösster  Bedeutung,  wenn  der  Goldschatz  der 
Bank  eine  solche  Auffüllung  erfahren  könnte,  dass  die  Bankleitung  auch  in 
kritischen  Zeiten  ein  Sinken  der  Goldhestände  auf  ein  Angstminimum  nicht 
zu  fürchten  brauchte.  Der  hieraus  für  die  Volkswirtschaft  zweifellos  ent- 
springende Vortheil  dürfte  dieser,  die  vielleicht  noch  unter  schwierigen 
Verhältnissen  zu  Gunsten  der  Wähning  Opfer  zu  bringen  berufen  ist, 
keinesfalls  rorenthalten  werden,  falls  die  Verhältnisse  die  Erreichung  desselben 
gestatten.  Ebensowenig  läge  es  im  Geiste  der  Valutareform,  wenn  wir  vor 
der  unter  dem  Einflüsse  der  Goidimporte  vielleicht  in  etwas  verstärktem 
Haasse  sich  vollziehenden  Annäherung  des  Leihpreises  des  Geldes  an  jenen 
in  den  übrigen  Goldwährungsländern  eine  Scheu  empfinden  würden,  zumal 
die  Erreichung  eines  niedrigeren  Zinsfussniveaus  bei  Beginn  der  Valuta- 
reform mit  als  Ziel  vorgeschwebt  hat. 

Die  Actualität  dieser  Erwägungen  beruht  auf  der  Thatsache,  dass  in 
allerjOngster  Zeit  Stimmen  laut  wurden,  welche  der  Bank  in  ihrem  privat- 
wirtschaftlichen  Interesse  Maassnahmen  zur  künstlichen  Hemmung  des 
Goldzuflusses  nahelegen.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  die  Bank,  zumal 
in  der  jetzigen  währungspolitisch  als  Uebergangsstadium  zu  betrachtenden 
Periode,  diesen  Stimmen  Gehör  schenken  und  die  Gelegenheit,  unter  ruhigen 
Verhältnissen  ihre  Zurüstung  für  ernstere  Zeiten  zu  treffen,  versäumen 
werde.  Eine  Untersuchung  über  die  wahre  Natur  und  den  Wert  der  wirt- 
schaftlichen Impulse,  welche  uns  die  reichlichen  Goldimporte  und  die 
Herabdrückung  des  Zinsfusses  brachten,  ist  ja  gewiss  von  grösstem  Nutzen 
und  wird  uns  namentlich  vor  der  Ueberschätznng  der  eiTeichten  Hesultate 
behüten.  Sie  darf  uns  aber  nicht  den  Blick  für  die  Aufgaben  einer  bar- 
zahlenden, beziehungsweise  die  Barzahlungen  anstrebenden  Notenbank  trüben. 

I Vgl.  übrigens  die  Anm.  auf  S.  497.) 

Minder  günstig  als  hinsichtlich  der  Goldbestände  liegen  die  Ver- 
hältnisse beztlglich  der  Zahlungsbilanz.  Ein  Hauptfactor  dieser 
letzteren  und  zugleich  das  einer  zuverlässigen  Erfassung  am  meisten 
zugängliche  Element  derselben,  die  Handelsbilanz,  zeigte  in  der  Periode 
von  1892 — I9ul  nicht  ganz  jene  Entivickelung,  welche  im  Hinblick  auf 
die  Ordnung  der  Valutaverhältnisse  und  den  Abschluss  von  Tarifverträgen 
mit  den  Nachbarstaaten  erwartet  werden  durfte.  Zwar  der  steig'ende  Consum 
von  Nahrungs-  und  Genussmitteln  sowie  von  Rohstoffen,  welchen  die  Ein- 
fuhrlisten in  der  bezeichneten  Periode  erkennen  lassen,  ist  im  allgemeinen 
eine  erfreuliche  Erscheinung,  welche  mit  der  Stabilisierung  des  Geldwertes 
wohl  in  einem  gewissen  Zusammenhänge  steht.  Und  noch  wichtiger  dünkt 
uns  die  Constaticruug  der  Thatsache.  dass  der  Wert  der  gesammten  Ausfuhr 
des  Zollgebietes  seit  1895  — das  heisst  also  beiläufig  seit  jener  Zeit,  in 
welcher  eine  stabilere  Gestaltung  der  Devisencourse  ihren  .Anfang  nahm  und 
die  Verbindung  des  Warengeschäftes  gegenüber  dom  Auslande  mit  Devisen- 
speculationen  entbehrlich  wurde  — eine  steigende  Tendenz  in  einer  Stetig- 
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keit  aufweist,  wie  sie  kaum  jo  in  einer  früheren  Periode  beobachtet 
werden  konnte.  ■)  Diese  Momente  können  jedoch  nicht  über  die  Erkenntnis 
hinwegtünschen,  dass  die  Entwickelung  unseres  Aussonhandels  gpeciell  im 
Vergleiche  zu  der  anderer  Wirtschaftsgebiete  und  namentlich  des  benach- 
barten Deutschen  Keiohes  empfindlich  zurückgeblieben  ist. 

Auch  das  Wachsthum  der  Ausfuhr  in  den  letzten  Jahren  war  nicht 
imstande,  unsere  KfleksUndigkeit  im  internationalen  wirtschaftlichen  Ver- 
kehre wettzumachen,  ja  es  genügte  nicht  einmal,  um  die  gesteigerte  Einfuhr 
regelmässig  voll  zu  paralysieren  und  den  einstigen  Activsaldo  unserer 
Handelsbilanz  ungeschmälert  zu  erhalten. 

Es  bezift'erte  sich  nämlich  der  Activsaldo  des  Gesammthandels 
(Specialhandel  und  Verodlungsverkehr,  jedoch  mit  Ausschluss  des  Edelmetall- 
verkehres): 

Hill.  Kronen 


im  Jahre 

1891 

. mit 

3724 

» » 

1892  

• ff 

237-2 

9 » 

1893  

• ff 

326-8 

9 

1894  

11 

234-0 

• W 

1893  

• 

81-2 

1896  

• ff 

178-4 

1897  

• ff 

53-4 

ff 

1898  

, , 

4-8») 

ff 

1899  

• 

294-0 

• 

1900  

• 

312-7 

ff 

1901 

• 

286-9 

Angesichts  dieses  schwankenden  Charakters 

eines 

der  Haiiptfactoren 

unserer  Zahlungsbilanz  erscheint  es  für  unsere  Untersuchung  umso  wichliger, 
über  die  übrigen  normalen  und  constanten  (das  heisst  nicht  zufälligen) 
Elemente  der  Zahlungsbilanz  nach  Möglichkeit  Klarheit  zu  gewinnen;  aller- 
dings begegnet  eine  auch  nur  einigerinaassen  zuverlässige  Schätzung  derselben 
den  grössten  Schwierigkeiten.  Nach  der  von  Professor  Sax  in  der  öster- 
reichischen Valutaenquete  vom  Jahre  1892,  ferner  in  einer  Artikelserie  in 
der  .Neuen  Freien  Presse*  (am  26.,  27.,  31.  Jänner  und  am  1.  Februar  1894) 
angewendeten  Methode  wird  man  zu  diesen  Elementen  (auf  der  Activ-  und 

')  Der  Wert  der  Ausfuhr  des  Zollgebietes  im  Specialhandel  (ohne  Veredlungs- 
Tcrkehr)  gestaltete  sich  seit  1895,  in  welchem  Jahre  ein  Tiefpunkt  desselben  zu  constatieren 
war,  wie  folgt: 

in  Tausenden  Kronen  (eiclosire  Edelmetalle  und  äfüuzen) 


1895  1,483.020 

1890  1,548  007 

1897  1.532.488 

1898  1,61.5.244 

1899  1,801  591 

1900  1,942.002 

1901  1,885.4.57 


’)  Ohne  Veredlungsrerkehr  war  die  Handelsbilanz  in  diesem  Jahre  mit  24  4 Mill. 
Kronen  passiv. 

36* 
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Passivseite),  vor  allem  rechnen  mfissen  den  (Passiv-)Saldo,  der  sich  aus  den 
Zinszahlungen  ergibt,  die  wir  einerseits  an  das  .\usland  fdr  ira  Besitze 
desselben  befindliche  Capitalforderungen  an  das  Inland  zu  leisten  haben  und 
die  anderseits  das  Ausland  uns  fOr  in  unserem  Besitze  befindliche  Capital- 
forderungen an  dasselbe  zu  leisten  hat,  ferner  die  Einnahmen  der  Verkehrs- 
anstalten aus  dem  Transitverkehre  und  den  (Activ-)Saldo  aus  der  Geld- 
bewegung im  Reiseverkehre  (im  weitesten  Sinne).  Die  bisher  angefohrten 
Posten  spielen  die  Hauptrolle.  Hinzuzufügen  wären  der  Vollständigkeit  halber 
noch  die  aus  dem  internationalen  Postverkelire  (hauptsächlich  Postanweisungs- 
und Geldsenduiigsverkehre)  erwachsenden  (in  den  Handelsbilaiizzilfern  wohl 
nur  zum  geringen  Theile  enthaltenen)  Forderungen  und  Schuldigkeiten, 
aus  welchen  zumeist  ein  (nicht  erheblicher)  üeberschuss  zu  unseren 
Gunsten  zu  resultieren  pflegt,  Remittieningen  der  Auswanderer,  welche 
im  Wege  banktechnischer  Einrichtungen  erfolgen,  ferner  die  Einnahmen  aus 
dem  überseeischen  Frachtgeschäfte,  welche  die  Zahlungsbilanz  Gress- 
britanniens  und  Deutschlands  bekanntlich  in  entscheidend  günstiger  Weise 
beeinflussen,  denen  aber  bei  uns  ein  nur  bescheidener  Platz  auf  der  Acüv- 
seite  einzuräiimen  sein  dürfte,  endlich  Provisionen  ans  Anlass  der  V'ermittlnng 
von  Zahlungsausgleichuiigen  im  internationalen  Handel,  mit  welchen  unsere 
Zahlungsbilanz,  hauptsächlich  zu  Gunsten  Grossbritanniens  und  Deutschlands, 
übrigens  mit  zift'crmässig  nicht  sehr  ins  Gewicht  fallenden  Beträgen  belastet 
ist.  Die  liier  aufgeffllirten  Elemente  der  Zahlungsbilanz  der  Monarchie  ergeben 
in  ihrer  Gesammtheit  durchschnittlich  ein  bedeutendes  jährliches  Passivum.  Die 
Höhe  desselben  wurde  von  Professor  Sax  im  .lahre  1894  mit  250,000.000  bis 
260.000.000  K geschätzt.  Die  entscheidende  Passivpost,  die  Zinszahlungen 
für  im  Auslande  befindliche  österreichische  und  ungarische  Effecten,  war 
in  der  W'älirungsenquete  mit  800,000.000  K.  von  Profes.sor  Sax  mit 
310  000.000  bis  320,000.000  K veranschlagt  worden. 

Es  ist  äusserst  wahrscheinlich,  dass  speciell  diese  Schätzung  schon 
damals  eine  zu  niedrige  war;  heute  kann  dieselbe  namentlich  im  Hinblick 
auf  unsere  seit  1894  gegenüber  dem  Auslande  per  Saldo  noch  gesteigerte 
Verschuldung')  keinen  Anspruch  auf  Richtigkeit  mehr  erheben.  Wenigstens 
hat  eine  von  der  österreichischen  Finanzverwaltuiig  veranstaltete  Erhebung, 
die  sich  zunächst  nur  auf  den  Besitz  des  Auslandes  an  österreichischen 
(nicht  auch  an  ungarischen* l Eft'ecteii  beziehen  konnte,  bereits  einen  der 

')  LIies  tat  allerdings  nicht  unbestritten,  lin  allgemeinen  wird  angenenitnen,  dass 
hinsichtlich  der  Etfectenhewegung  seit  Beginn  ,1er  Valutareform  drei  Perioden  zn  nnter- 
scheiden  seien:  1.  von  1SU2— 1S9.>,  in  welcher  (nngeachtet  der  im  Jahre  1893  statt- 
gehnbten  Biickstrüinmig)  der  Kffccteneiporl  ein  wenig  üherwog,  2.  von  1896—1899,  in 
welcher  der  Eirecteniniport  und  3.  von  1900  bis  in  die  jüngste  Zeit,  in  welcher  der  Export 
wc.entlicli  uberwog.  Wir  haben  jedoch  Grund  zur  Annalime,  dass  speciell  die  Kffecten- 
eiiiströmung  der  Periode  2.  wesentlich  iihcrschütit  wird.  Den  Ziffern  im  Text  liegt  die 
Annalime  zugrunde,  dass  sieh  die  Verschuldung  der  Monarchie  gegenüber  dem  Auslände  aus 
Kffeetenhesits  in  dem  ahgelaufeiieii  lleceiiniuni  um  ctw.a  t .Milliarde  Kronen  gesteigert  hat. 

Schon  die  ilaterr.  Tabellen  zur  Währungsstatistik  ,'X  893  weisen  einen  Besitz  des 
Auslandes  an  nngarisehen  .Staatstitres  von  circa  1700  Mill.  K nach. 
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obigen  Ziffer  ziemlich  nahekomnienden  Passivsaldo  ergeben.  Aber  selbst 
hinsichtlich  der  österreichischen  Kffecten  war  die  Erhebung  keine  erschöpfende 
und  überdies  ist  cs  wahrscheinlich,  dass  die  bezüglich  des  Besitzes  des  Aus- 
landes an  inländischen  Effecten  ermittelten  Ziffern  hinter  dem  thatsächlicheu 
Besitzstände  des  Auslandes  noch  Zurückbleiben. 

Man  wird  kaum  zu  hoch  greifen,  wenn  man  den  aus  der  Capit,alsver- 
schuldung  an  das  Ausland  jährlich  erwachsenden  und  zu  begleichenden 
Passivsaldo  mit  mindestens  400,000.000  bis  450,000.000  K und  das  aus  den 
normalen  Factoren  der  Zahlungsbilanz  (abgesehen  von  der  Handelsbilanz) 
resultierende  ,Tahrespassivum  mit  350,000  000  bis  400.000.000  K 
beziffert.  Stellt  man  nunmehr  die  oben  erwähnten  Beträge  über  den  Saldo 
unseres  Gesammthandels  in  Rechnung,  so  gelangt  man  zu  dem  Resultate, 
dass  die  Zahlungsbilanz  der  Monarchie,  insofern  sie  sich  auf  ihre  normalen 
Elemente,  das  heisst  die  in  unserer  ökonomischen  Leistungsfähigkeit  und  in 
unserer  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  Situation  dauernd  Ihätigon  Kräfte  stützt, 
einen  ,\bgang  gegenüber  dem  Auslände  übrig  lässt,  der  in  manchen  .Tahren 
der  Periode  1891  — 1901  eine  ganz  beträchtliche  Höhe  erreicht  haben  dürfte. 

Es  fragt  sieh  nun,  wie  die  Begleichung  dieses  Passivsaldos 
stattlindet.  ln  Betracht  kommen  hierfür  die  Barausgleichung,  das  temporäre 
Ausleihen  ausländischer  (flottierender)  Capitalien  und  die  dauernde  Ver- 
schuldung, hauptsächlich  durch  Effectenesport. 

Die  Barausgleichung  in  Gold  konnte  in  den  ersten  .fahren  nach  Inkraft- 
treten der  Valutagesetze  keine  erhebliche  Rolle  spielen,  da  die  Bank  zunächst 
kein  Gold  abgab  und  für  den  Export  daher  im  wesentlichen  nur  die  geringen 
Mengen  der  im  Inlande  vorhandenen  ausländischen  Goldmünzen  zur  Dis- 
position standen.  Da  in  dieser  Periode  zeitweilig  eine  starke  Rückströmung 
unserer  Effecten  stattfand,  so  war  nichts  natürlicher,  als  dass  die  Passi\itüt 
unserer  Zahlungsbilanz  im  Vereine  mit  einigen  anderen,  bereits  früher 
erörterten  Momenten  vorübergehend  eine  wesentliche  Steigerung  der  Course 
der  fremden  Wechsel  herbeifflhrte.  (Vgl.  S.  498  u.  ff.) 

Die  Tendenz  zur  Impatriierung  von  Effecten  setzte  im  .Jahre  1896  neuer- 
lich ein  und  nahm  den  Charakter  einer  dauernden  Erscheinung  an;  speciell  im 
Jalire  1898  traf  diese  Tendenz  sogar  mit  der  intensiven  Verschlechterung 
der  Handelsbilanz  zusammen.  Damals  war  indes  die  Bank  bereits  am  Valuten- 
und  Devisenmärkte  thätig  und  imstande,  schädliche  Rückwirkungen  der 
Zahlungsbilanzverhälinisse  abzuwehren.  Bezeichnenderwei.se  zeigen  jedoch 
die  Edelmetall-Listen  im  .Talire  1898  den  grössten  Goldexport,  welchen  die 
Monarchie  je  zu  verzeichnen  hatte  (Brutto  11 7 3 Mill.  Kronen). 

Etwa  mit  Ende  des  Jahres  1899  machte  sich  ein  Umschlag  bemerkbar:  das 
Ausland  stellt  uns  seitdem  im  grösseren  Maasse  seine  Capit.alskraft  zur  gänz- 
lichen oder  theilweisen  Ausgleichung  unseres  Zahlungsbilanzpassivums  zur 
Verfügung:  zunächst  war  es  die  Differenz  in  den  Zinsfussverhältnissen,  welche 
das  ausländische  Capital  veranlasste,  hier  grössere  Guthaben  zu  halten  oder 
■Vnlage  im  inländischen  Wechsel-  und  Reportgeschäfte  zu  suchen.  Speciell  die 
jüngste  Zeit  brachte  aber  hauptsächlich  mit  dem  Zusammenbruche  der  indu- 
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striellen  Cnnjunctiir  im  Deutschen  Reiche  eine  eo  wesentlich  erhöhte  Auf- 
nah ms  t'äbigkcit  der  ausländisclien  Märkte  fQr  unsere 
Aulageeffocten,  dass  wir  den  — bei  gebesserten  Handelsbilanrziffem 
ohnedies  geminderten  — Passirsaldo  durch  (hauptsächlich  von  Neuemissionen 
herrnhrende)  EITeeteneiporte  ganz  auszngleichen  vermochten.  Letzteren  ver- 
danken wir  auch  vornehmlich  die  Oberaus  gOnstige  Gestaltung  der  Devisen- 
curse  in  den  Jahren  1001  und  1902. 

Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  die  hier  skizzierte  Dar- 
stellung unserer  Zahlungsbilanz  seit  dem  Inkrafttreten  der  Währungsgesetze 
durch  die  Ausweise  Ober  den  Edelmetaliverkehr  ira  wesentlichen  ihre 
Bestätigung  findet.  Es  betrug  nämlich  die  Mehreinfubr  (-1-)  beziehungsweise 
Mehrausfuhr  ( — ) von  Gold  (in  Bairen  und  Münzen); 

in  Tansenden  Kronen 


1892  + 122.592 

1893  H 256.694 

1894  + 17.616 

1895  + 57.339 

1896  + 54.636 

1897  + 97.956 

1898  — 72.244 

1899  — 22.852 

1900  — 16.752*) 

1901  -f-  134.377 


Die  hoben  Goldimportziffern  der  Jahre  1893  und  1895  ^brutto  287  und 
102  Mill.  Kronen)  mflssen  bei  Beurtheilnng  unserer  internationalen  Zahlungslage 
selbstverständlich  ausser  Betracht  bleiben,  da  siefast  ausscblicsslichauf  die  Geld- 
beschaffung und  GoldbevorräthigiingzurOckzufOhren  waren  und  das  Gold  in  diesen 
Jahren  (auf  Grund  sogenannter  „OrdrebezOge“)  ohne  Rücksicht  auf  die  Gestal- 
tung der  Wechselcourse,  ja  gegen  dieselbe  gleichsam  als  Ware  bezogen  wurde. 

Schwieriger  ist  die  Frage,  ob  solche  OrdrebezOge’)  auch  in  den  übrigen 
Jahren  eine  Rolle  spielen,  ln  der  Zeit  der  Herrschaft  des  Goldagios 
beziehungsweise  vor  Beginn  der  Valutarefonn  nahmen  die  Ordrebezügo 
sicherlich  einen  sehr  breiten  Kaum  in  den  Goldiraportlisten  ein.  Beim  Mangel 
eines  ausreichenden  Goldvorrathes  im  Inlande  musste  in  dieser  Periode  der 
grösste  Theil  des  Erfordernisses  für  die  Zinszahlungen  der  Goldtitres,  ferner 
der  Bedarf  der  Goldwarenindustrie  durch  Kauf  des  Goldes  im  .\uslande 
gedeckt  werden.  Ferner  erfolgten  solche  Ordrebezüge  in  den  letzten  Jahren 

*)  In  diesen  drei  Jnhren  der  .Mehrausfuhr  von  Oold  aus  Oesterreich-Ungam  im 
betrage  von  111  84B  Mill  Kronen  hatte  Deutschland  eine  Mehreinfubr  >on  367'3ä2  Mill. 
Mark  zu  verzeichnen. 

*)  Vergleiche  über  Ordrebezüge,  das  heisst  Goldbezüge  auf  Grund  directer  Aufträge, 
welche  mit  Itücksicht  auf  ein  thatsächliches  Bedürfnis  bei  jedem  Stande  der  Wechselcourse 
ausgeführt  werden  müssen,  den  Aufsatz  „Beiträge  zur  Lehre  von  den  auswärtigen 
M'eehseleoursen“  von  Karl  Heiligenstadt  in  den  „Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  nnd 
Statistik*,  3.  Folge,  IV.  Bd.,  Seite  8‘J3  o.  tf. 
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vor  Inangrilfoahme  der  Valutaregulierung  auch  zu  valutapolitischen  Zwecken, 
nämlich  behufs  Ansammlung  von  Goldvorräthen.  In  allen  diesen  Fällen 
war  wohl  die  Gestaltung  der  Valuten-  und  Devisencourse  fflr  die  Wahl  des 
Zeitpunktes  der  betreffenden  Goldtransactiunen  sowie  insbesondere  fflr  die 
Möglichkeit  einer  gewinnbringenden  Verwertung  des  importierten  Goldes  von 
Bedeutung.  Aber  fflr  die  Thatsache  des  Goldimportes  war  die  Gestaltung 
der  Wechsclcourse  ohne  Bedeutung;  die  Ooldimporte  mussten  in  den  meisten 
Fällen  ohne  ItQcksicht  auf  diese  Gestaltung  erfolgen  und  stellten  eben  im 
wesentlichen  nur  Warenimporte  dar.  Eine  organische  Goldeinströmung, 
beziehungsweise  die  Verwendung  von  Gold  als  Zahlmittel  zur  Begleichung 
inländischer  Forderungen  war  bei  dem  Umstande,  als  die  Bank  zur  Einlösung 
von  Gold  nicht  verpflichtet  war  und  eine  Umwandlung  des  Goldes  in  Landes- 
geld nicht  bewerkstelligt  werden  konnte,  ausgeschlossen.  Ganz  analog 
lag  die  Sache  seit  der  Einstellung  der  Silherprägung  fflr  Private  hezflglich 
des  Silbers.  Angesichts  dieses  Charakters  der  Edelmetallbewegungen  in  der 
Periode  vor  Inangriffnahme  der  Valutaregulierung  erscheint  es  durchaus 
nicht  zutreffend,  wenn  vielfach  die  active  Gold-(Edelmetall-)Bilanz  der  Periode 
1880—1891  als  Beweis  fflr  die  Activität  unserer  Zahlungsbilanz  in  diesem 
Zeiträume  betrachtet  wird.  Ja  es  ist  kaum  begründet,  dem  Edelmetallver- 
kehre der  fraglichen  Periode  eine  von  dem  sonstigen  Warenverkehre  getrennte 
Stellung  einzuräumen.  Vielmehr  ist  es  viel  richtiger,  die  Edelmetallimporte 
als  Warenimporte,  die  Exporte  als  Warenexport«  zu  buchen. 

Mit  dem  Inkrafttreten  der  Valutagesetze  mussten  die  Goldbewegungen, 
welche  von  der  Gestaltung  der  Wechselcourse  nicht  abhängig  waren,  natur- 
gemäss  an  Bedeutung  verlieren;  der  Umfang  der  Goldordrebezflge  verringert 
sich  umsomehr,  je  mehr  wir  uns  dem  völligen  Abschlüsse  der  Valuta- 
reform nähern.  So  wird  der  Qoldwarenindustrielle  jetzt  seinen  Bedarf  am 
inländischen  Markte  (z.  B.  durch  Kauf  von  Goldsorten  bei  der  Bank!  oder 
durch  Einschmelzen  von  in  der  Circulation  befindlichen  Goldmflnzen  decken 
können;  auf  den  Bezug  des  Goldes  aus  dem  Auslande  wird  er  nur  dann 
reflectieren.  wenn  der  Preis  der  ausländischen  Wechsel,  fflr  welche  er  das  Gold 
als  Gegenwert  empfängt,  eine  solche  Operation  als  rentabel  erscheinen  lässt. 

Desgleichen  wird  die  Deckung  des  Bedarfes  fflr  die  von  inländischen 
Schuldtitres  stammenden  Goldcoupons  in  immer  steigendem  Maasse  aus  dem 
inländischen  Goldvorrathe  möglich.  Eine  weitere  Verringerung  der  zu  diesem 
Zwecke  noch  nöthigen  Ordrebezflge  in  Zwanzigfrancsstocken  aus  dem  Auslande 
wird  eintreten,  sobald  die  Ilegierungen  von  dem  ihnen  im  Gesetze  vom 
2.  August  1892,  R.-G.-B1.  Nr.  128.  eingeräumten  Hechte  Gebrauch  machen, 
auf  Goldgulden  lautende  Schuldverhindlichkeiten  — wie  die  Zinszahlungen 
der  Goldrente  — in  Landesgoldmflnzen  der  Kronenwährung  zu  erffillen.  Auch 
bei  anderen  im  Inlande  zu  leistenden  Goldzahlungen,  welche  bisher  in  aus- 
ländischen Goldmflnzen  effcctuiert  werden  (cs  kommen  hier  hauptsächlich  gewisse 
Kategorien  ständiger  Bezöge,  aber  auch  bei  öfleutlichen  Lieferungen  stipulierte 
Goldzahlungen  in  Betracht)  wird  allmählich  der  Ersatz  der  ausländischen 
Goldmünzen  durch  jene  der  Kronenwährung  sich  Bahn  brechen  können. 
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Dessenungeachtet  werden  die  Goldoidrebezflge  — auch  abgesehen  vou 
ausserordentlichen  Verhältnissen  — noch  geraume  Zeit  in  unserer  Zahlungs- 
bilanz eine  wenn  auch  nicht  bedeutende  Rolle  spielen.') 

Eine  weitere  Correctur  der  oben  mitgetheilten  Goldbilanzziffem  re.sultiert 
ans  der  Thatsache,  dass  die  Goldausfuhr  durch  die  Statistik  erfahrungs- 
gemäss  nicht  in  vollem  Äusmaasse  erfasst  wird. 

Man  wird  daher  im  allgemeinen  sagen  dfirfen,  dass  in  jenen  Jahren, 
in  welchen  ein  .\ctivsaldo  der  GoIdbUanz  ausgewiesen  wurde,  dieser  in 
Wirklichkeit  etwas  kleiner  war,  während  in  Jahren,  in  welchen  ein  Passiv 
saldo  iu  den  Ausweisen  erscheint,  das  wirkliche  Passivum  nicht  unerheblich 
grösser  gewesen  sein  dürfte.  In  den  ersteren  Jahren  nach  Inkrafttreten  der 
Valutaregulierung  dürfte  die  hier  angedeutete  Discrepanz  immerhin  eine 
ziemlich  erhebliche  gewesen  sein, 

Von  den  Pactoren  der  Zahlungsbilanz,  welche,  wie  oben  erwähnt,  in 
den  letzten  Jahren  zu  Gunsten  der  Stabilität  unserer  Währung  und  der 
Erhaltung  unseres  Goldbestandes  wirksam  waren,  spielt  die  temporäre  Ver- 
anlagung ausländischen  Capitals,  wie  ein  flüchtiger  Blick  auf  tägliche  Vor- 
kommnisse auf  den  grossen  Geldmärkten  des  Westens  zeigt,  eine  in  dem 
grossen  Processe  der  Zahlungsausgleichung  überaus  wichtige  und  im  grossen 
und  ganzen  auch  volkswirtschaftlich  nützliche  Rolle.  Gleichwohl  gienge  es 
nicht  au.  diesen  Factor  als  ein  auf  der  Äctivseite  unserer  Zahlungsbilanz 
constant  wirksames  und  helfendes  Element  zu  betrachten,  da  es  Ja  unzweifel- 
haft Perioden  von  längerer  Dauer  gibt,  in  welchen  der  inländische  Leihpreis 
des  Geldes  nicht  imstande  ist,  das  vorübergehende  Anlage  suchende  aus- 
ländische Capital  anzulockon.  Gerade  in  der  letzten  Zeit  differierte  der 
Privatdiscontsatz  im  Inlande  nur  wenig  von  dem  in  Berlin  und  London,  ja 
stand  zeitweilig  selbst  tiefer  als  letzterer  und  es  ist  vorauszuseheu.  dass 
diese  Erscheinung  sich  in  Hinkunft  wiederholen  wird. 

Vollends  der  Effectenexport  kann  aber  zum  mindesten  in  jener  sprung- 
haften Entwickelung,  die  er  in  der  letzten  Zeit  zeigte  — er  wurde  in  der  Zeit 
vom  1.  M.ai  1901  bis  etwa  1.  Mai  1902  auf  circa  250,000.000  bis 
300,000.000  K veranschlagt  — weder  als  ein  constanter  noch  als  ein 
normaler  Factor  der  Zahlungsbilanz  betrachtet  werden.  Er  ist  nicht  constant. 
da  sein  .\uftreten  — soferne  nicht  geradezu  volkswirtschaftlich  verderbliche 
Triebkräfte  im  Spiele  sind  — von  einer  entsprechenden  Aufnahmsfähigkeit 
der  ausländischen  Märkte  für  EITecten  abhängig  ist.  nicht  normal,  weil  er  die 
.Ausgleichung  des  gegenwärtigen  Bilanzpassivums  unter  Belastung  der  Zahlungs- 
bilanz der  Zukunft  bewirkt  und  weil  sich  — selbst  hiervon  abgesehen  — 
die  Deckung  bedeutender  Quoten  der  laufenden  internationalen  Verbindlich- 
keiten eines  Landes  im  Wege  steigender  Capitalsverschuldung  für  die  Dauer 
im  Rahmen  einer  gesunden  wirtschaftlichen  Entwickelung  nicht  vollziehen  kann. 

')  Fraglich  eracbeint  cs.  ob  es  möglich  sein  wird,  jene  GolJ-Ordrebejüge  in 
Zukunft  zu  entbehren,  welclie  behufs  Beschslfung  der  im  Handelsverkehre  mit  dem  Oriente 
benötigten  Goldmünzen  der  Franeawährnng  effeetniert  werden,  d.  h.  letztere  dureb  unsere 
GoldmQnzeu  zu  ersetzen. 
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Wenngleich  im  Kähmen  dieser  Darstellung  nur  die  fflr  die  Zahlungs- 
bilanz wichtigsten  Momente  erörtert  werden  konnten,  so  darf  doch  behauptet 
werden,  dass  auch  eine  genauere,  alle  in  Betracht  kommenden  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  zwischen  Inland  und  Ausland  möglichst  vollständig 
berQcksichtigende  Untersuchung  keine  belangreiche  Modification  des  hier 
gewonnenen  Ergebnisses  bringen  wird. 

Letzteres  ist  nun  gleichbedeutend  mit  der  Erkenntnis,  dass  wir  in 
den  nächsten  Jahren  mit  der  Eventualität  einer  passiven  Qestaltung  der 
Zahlungsbilanz  und  den  Conseqiienzen  einer  solchen  rechnen  raOssen.  Es 
liegen  uns  aber  auch  trotz  der  relativ  kurzen  Spanne  Zeit,  welche  seit 
Inangriffnahme  der  Währungsreform  verflossen  ist,  Erfahrungen  darüber  vor, 
welche  Consequenzen  sich  aus  einer  empfindlicheren  Störung  der  Zahlungs- 
bilanz ergeben  können.  Denn  im  Jahre  1893  hat  dieselbe  bei  Bildung  des 
Agios  erheblich  mitgewirkt,  im  Jahre  1898  einen  starken  Goldabfluss  zur 
Folge  gehabt.  Höchstwahrscheinlich  hat  letzterer  im  Jahre  1898  das  neuer- 
liche Auftauchen  eines  erheblichen  .Agios  verhindeit,  indem  die  Notenbank 
mit  der  .Abgabe  ausländischer  Goldvaluten  nicht  bis  zu  dem  Zeitpunkte 
wartete,  in  welchem  die  W'cchselcourse  den  Ausfuhrgoldpuukt  erreichen  oder 
überschreiten  würden,  und  hierdurch  einer  stärkeren  Vertheuerung  der  Wechsel- 
course  eutgegenwirkte. 

Eine  richtige  W'ürdigung  dieser  Thatsachen  sowie  jener  Erscheinungen, 
welche  im  Zuge  der  Einführung  der  Goldwährung  in  anderen  Ländern  mit  passiver 
Zahlungsbilanz  zu  beobachten  waren  (vgl.  Abschnitt  V),  führt  mit  zwingender 
Nothwendigkeit  zu  dem  Schlüsse,  dass  zwischen  der  Zahlungsbilanz 
eines  Landes  und  dem  Werte  des  Landesgeldes  bestimmte  Wechsel- 
beziehungen bestehen,  ln  der  That  erscheint  die  einseitige  Anwendung  der 
Quantitätstheorie,  nach  welcher  lediglich  eine  inflationistische  Vermehrung 
des  Papiergeldes  eine  Gefährdung  der  Währungsverhältnisse  eines  Landes 
herbeiführeu  könnte,  fflr  die  Wirtschaftszustäude  der  Gegenwart,  in  welcher 
die  enormen  Fortschritte  in  der  Technik  der  Werterzeugnng  und  der  Wert- 
Übertragung  auch  eine  erhöhte  Empfindlichkeit  der  Gestaltung  des  Geldwertes 
gegenüber  den  ökonomischen  Vorgängen  bedingen,  kaum  mehr  einwandfrei. 

Nur  so  viel  wird  einzuräumen  sein,  dass  eine  streng  correcte,  nur  mit 
den  concreten  und  legitimen  Bedürfnissen  des  Wirtschaftslebens  rechnende  — 
also  gleichsam  ideale  — Geldpolitik  Maass  und  Dauer  einer  durch  die 
Verschlechterung  der  Zahlungsbilanz  verursachten  Störung  des  Währungs- 
wesens wesentlich  einzuschränken,  ja  vielleicht  zu  hindern  veimag,  dass 
eine  solche  Störung  eine  mehr  als  vorübergehende  Bedeutung  erlange. 

W'enn  wir  uns  daher  des  Segens  einer  stabilen  Währung  für  die  Dauer 
erfreuen  und  sei  es  dauernde,  sei  es  vorübergehende  Störungen  derselben 
hintanhalten  wollen,  so  müssen  wir  versuchen,  unsere  Zahlungsbilanz  mit 
dem  durch  die  Gesetze  vom  Jahre  1892  festgesetzten  (eigentlich  postulierten) 
Geldwerte  in  bleibende  Harmonie  zu  bringen.  Diese  Forderung  mag  manchem 
idealistisch  erscheinen;  sie  ist  gleichwohl  unabweislich,  da  die  durch  die 
Währungsgesetze  geschaffene  Relation  einen  gewissen  Standard  unserer 
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Skonomigchen  Kraft  und  unserer  ökonomischen  I/oistungsfahigkeit  im  Welt- 
verkehre voraussetzte.  Ohne  Erhaltung  dieses  Standards  — und  demselben 
entspricht  auch  ein  bestimmter  Status  der  Zahlungsbilanz  — werden  wir 
unsere  Währung  nicht  wahrhaft,  refomieren,  zum  mindesten  nicht  dauernd 
consolidieren  und  wehrhaft  machen  gegen  alle  Zufälligkeiten. 

Die  Forderungen,  die  der  Volkswirtschaftspolitiker  im  Hinblick  auf 
die  Noth Wendigkeit  einer  bleibenden  Besserung  unserer 
Zahlungsbilanz  aufstellen  muss,  können  hier  nur  kurz  beröhrt  werden. 
Sie  lauten; 

1.  Hebung  des  Activsaldus  unserer  Handelsbilanz  als  des  wichtigsten 
Elementes  unserer  Wechselbeziehungen  zu  dem  Auslande.  Hauptsächlich  wird 
hier  natörlicli  der  industrielle  Export  in  Betracht  kommen,  da  der  sattsam 
bekannte  Process,  welcher  hinsichtlich  der  Preisentwickelung  der  Producte 
der  Landwirtschaft  auf  den  Weltmärkten  Geltung  erlangt  hat,  und  die 
Käcksichten  auf  unsere  eigene  Bedarfsdeckung  eine  dauernd  gänstige  und 
vor  Uückschlägen  möglichst  gesicherte  Gestaltung  der  Handelsbilanz  durch 
Hebung  des  Exportes  von  Nahrungsmitteln,  beziehungsweise  von  landwirt- 
schaftlichen Producten  fOr  absehbare  Zeit  ausschliesst. 

2.  Die  consequente  Festhaltung  einer  Discontopolitik  seitens  der 
Notenbank,  welche  den  Zufluss  ausländischen,  temporäre  Verwendung 
suchenden  Capitals  mit  allen  Kräften  unter  Hintanhaltung  privatwirtschaftlicher 
Nebenräcksichten  fördert. 

3.  Die  thunlichste  Fernhaltung  aller  Störungen,  welche  auf  die  Zahlungs- 
bilanz eine  ungflnstige  Rückwirkung  Oben  können.  Als  ein  störender  Einfluss 
in  diesem  Sinne  müsste  nach  den  Erfahrungen  froherer  .fahre  insbesondere 
das  vorzeitige  Herabgehen  auf  einen  niedrigeren  Zinsfuss  bei  dem 
Gros  unserer  Anlagetitres  betrachtet  werden. 

Bei  conseqnenter  Festhaltung  einer  solchen  Volkswirtschaftspolitik  und 
einer  auf  Weckung  aller  productiven  Kräfte  gerichteten  Thätigkeit  dürfen 
wir  hoffen,  allmählich  so  weit  zu  gelangen,  dass  wir  aus  den  Ceberschflssen 
unserer  Wirtschaft  einen  Theil  unserer  im  Auslande  befindlichen  Effecten 
impatriieren  und  so  unsere  auswärtige  Verschuldung  gradatim  herabmindem 
können. 

Wenn  wir  die  Herbeifflhrung  eines  solchen  Status  der  Zahlungsbilanz 
im  vitalsten  Interesse  unserer  Währung  und  unserer  Volkswirtschaft  als  ein 
gleichsam  ideales  Ziel  uns  stets  vor  Augen  halten  müssen,  so  wäre  es  doch 
durchaus  verfehlt,  wenn  man  die  Erreichung  dieses  Zieles  als  eine  absolute 
Voraussetzung  für  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  bezeichnen  oder  über- 
haupt die  letztere  von  einem  bestimmten  Status  der  Zahlungsbilanz  abhängig 
machen  wollte.  So  sicher  cs  nämlich  einerseits  ist,  dass  uns  vollständig  con- 
solidierte  Währuugsverhältnisso  — etwa  nach  deutschem  Muster  — erat 
dann  beschieden  sein  werden,  wenn  wir  die  zu  obigem  Ziele  führende  Bahn 
entweder  zurOckgelegt  haben  oder  doch  durch  standhaftes  Beharren  auf 
derselben  so  weit  erstarkt  sind,  dass  auch  vorübergehende  Trübungen  oder 
Erschütterungen  der  wirtschaftlichen  Lage  die  erzielten  Resultate  nicht  mehr 
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zu  gefährden  vermSgen.  so  wenig  kann  anderseits  verkannt  werden,  dass 
die  Aufnahme  der  Barzahlungen  unter  gewissen  Dmständen  selbst  ein  wichtiges 
Mittel  zur  Consolidierung  der  Währung  darstellen  und  ein  bedeutsames 
Element  unserer  Ökonomischen  Kräftigung  bilden  kann.  Ja  selbst  in  Zeiten 
von  wirtschaftlichen  Krisen  wird  die  — durch  einen  entsprechenden  Gold- 
stock garantierte  — unbedingte  (factische  und  rechtliche)  EinlOsharkeit  der 
Banknoten  heilend  zu  wirken  imstande  sein,  wogegen  andererseits  der  Mangel 
genOgender  oder  das  Fehlen  von  Garantien  in  dieser  Hinsicht  die  kritischen 
Erscheinungen  erfahrungsgemäss  erheblich  zu  steigern  pflegt. 

Gefordert  wird  daher  nur  werden  mössen,  dass  die  Aufnahme  der 
Barzahlungen  erst  zu  einem  Zeitpunkte  erfolge,  in  welchem  sie  nicht  allein 
als  formeller  Abschluss  der  durch  die  Währungsgesetze  vorgezeichneten 
Action  erscheint,  sondern  auch  Zweck  und  Ziel  dieser  Action  zu  fordern 
oder  mindestens  nicht  zu  compromittieren  verspricht  Um  einige  Anhalts- 
punkte zur  Beurtheilung  der  Frage  zu  gewinnen,  wann  dieser  Zeitpunkt 
als  gekommen  zu  betrachten  ist,  wird  vor  allem  der  Unterschied 
genauer  ins  Auge  gefasst  werden  mflssen,  welcher  zwischen  dem 
Zustande  nach  der  Aufnahme  der  obligatorischen  Bar- 
zahlungen und  dem  gegenwärtigen  Zustande  besteht. 

Heute  stellt  die  Bank  fflr  die  Abwickelung  des  legitimen  Zahlungs- 
verkehres mit  dem  Auslande  Devisen  und  Goldvaluten  zur  Verfügung  und 
gibt  fOr  den  Inlandsverkehr  Landesgoldmänzen  nach  ihrem  Ermessen  ab. 
Das  Maass  von  Autorität  und  Einfluss,  welches  die  Bank  am  Gold-  und 
Devisenmärkte  besitzt,  und  die  Geschicklichkeit,  mit  welcher  sie  den  Markt 
beherrscht,  bildet  eine  Garantie  dafOr,  dass  ihr  nur  so  viel  Gold  fOr  den 
Eiport  abgenommen  werden  kann,  als  zur  Begleichung  des  allfälligen 
Zahlungsbilanz- Fassivums  und  im  Interesse  der  Aiifrechterhaltung  der 
Kelationsparität  nOthig  ist.  Bei  nicht  bedeutender  Erhöhung  der  Wechsel- 
course  Ober  das  Paritätsniveau  hinaus  wird  sie  durch  Abgabe  relativ  massiger 
Geldmengen  imstande  sein,  das  Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage  am  Devisenmärkte  wieder  herzustellen. 

Selbst  bei  schwereren  (jedoch  noch  nicht  katastrophalen)  Storungen 
der  Zahlungsbilanz  wird  das  Vertrauen  in  die  monetäre  Position  der  Bank, 
von  welchem  der  Markt  erfdllt  ist  und  das  fOr  sich  allein  schon  ein 
wichtiges  Element  im  Dienste  der  Stabilität  der  Wecbselcourse  bildet,  die- 
selbe in  die  Lage  versetzen,  durch  sorgsame  Disposition  ihrer  Mittel 
wenigstens  eine  die  W'ährungsreform  compromittierende  Vertheuerung  der 
fremden  Wechsel  hintanzuhalten. 

Die  Schwächung  des  Goldbe-standes  der  Bank,  die  dann  cintreten  wird, 
mag  vom  Standpunkte  der  Lage  der  Bank  nicht  mehr  gleichgiltig  sein; 
aber  sie  wird  in  der  Hauptsache  zu  Gunsten  der  Stabilität  des  Geldwertes 
und  im  Interesse  der  Volkswirtschaft  stattgefunden  haben. 

Anders  wenn  die  Bank  die  obligatorischen  Barz.ahlungen  bereits  auf- 
genommen hat  und  somit  jede  am  Schalter  präsentierte  Note  gegen  Gold 
einlOsen  muss. 
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Sobald  die  Devisencouise  den  Goldpunkt  für  die  Ausfuhr  überschreiten, 
wird  die  Speculation  von  dem  Rechte,  die  Noten  zur  Einlösung  zu 
präsentieren,  Gebrauch  machen  und  der  Rank  Gold,  welches  diese  zur 
Heistellung  des  normalen  Niveaus  der  Devisencourse  verwendet  hätte, 
entziehen,  um  es  mit  Gewinn  für  den  Export  zu  verwerten. 

Oer  Goldabfluss  hat  dann  wenigstens  theilweise  zur  Befriedigung 
eines  vom  Standpunkte  der  Währungsreform  illegitimen  Bedürfnisses  statt- 
gefunden und  es  wird  von  Dauer  und  Intensität  der  Störung  ahhängen, 
oh  das  abfliessende  Goldquantum  eine  Höhe  erreicht,  bei  welcher  das  Ver- 
trauen in  die  Währung  erschüttert  oder  gar  die  Erhaltung  der  Relations- 
parität dauernd  in  Frage  gestellt  wird. 

Die  Grenze,  bei  welcher  der  Goldabfluss  aufhört,  eine  volkswirtschaftlich 
nützliche  Function  zu  erfüllen,  vielmehr  anfilngt,  die  ökonomischen,  im  Dienste 
der  Währung  thätigen  Kräfte  zu  schmälern,  ist  bekanntlich  eine  fliesaende  und 
für  unsere  noch  nicht  consolidierten  Verhältnisse  eine  besonders  unsichere. 

Man  sage  nicht,  dass  der  Gegenwert  der  Forderungen,  welche  die 
Speculation  für  das  exportierte  Gold  erwirbt.  Ersatz  für  den  unproductiven 
Goldabfluss  biete;  möglich,  dass  diese  Forderungen  in  einem  späteren  Zeit- 
punkte unter  günstigeren  Verhältnissen  theilweise  ausgleichend  wirken:  zum 
grössten  Theile  werden  sie  ihrer  Natur  nach  kaum  eiue  wohlthätige  Function 
im  Dienste  der  Zahlungsbilanz  üben  können.*)  Tritt  überdies  die  durch  die 
ungünstige  Gestaltung  der  Wechselcourse  bedingte  Goldiiachfrage  in  ver- 
stärktem Maasse  auf,  daun  vermag  der  Speculant  das  der  Bank  entzogene 
Gold  mit  Nutzen  an  den,  der  au  das  Ausland  Zahlungen  zu  leisten  hat, 
abzugohen.  ln  vielen  Fällen  werden  sonach  neue  Forderungen,  die  zu 
Gunsten  der  internationalen  Zahlungsausgleichung  verwertbar  werden,  als 
Gegenwerte  für  das  exportierte  Gold  nicht  entstehen. 

Es  kann  ohneweiters  zugegeben  werden,  dass  die  hier  geschilderte 
gefahrvolle  Situation  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  nur  im  Falle  einer 
ganz  ausserordentlichen  Verschlechterung  der  Zahlungsbilanz  eintreten 
könnte.  Nicht  minder  darf  eingeräumt  werden,  dass  die  Barzahlungen,  falls 
der  Gang  der  Valutareform  die  Aufnahme  derselben  schon  früher  ermöglicht 
hätte,  in  dem  Quinquennium  1897—1901,  in  welchem  das  latent  vorhandene 
Zahlungsbilanz-Passivum  von  1.50 — 400  Mill.  Kronen  durch  mehr  oder 
weniger  exceptionello  wirtschaftliche  Vorgänge  (Zufluss  ausländischen  t'apitals, 
Elfectenexport)  ganz  oder  zum  Theile  paralysiert  wurde,  vielleicht  ohne  erheb- 
liche Gefährdung  des  ganzen  Werkes  hätten  aufrechterhalten  werden  können. 

Eine  Förderung  der  Valutaaction  hätte  freilich  die  Aufnahme  der 
Barzahlungen  unter  diesen  Verhältnissen  kaum  bedeutet:  denn  sofeme  man 
unter  einer  solchen  Förderung  das  wachsende  V’ertrauen  in  unsere  Währungs- 
Verhältnisse  und  die  Höherbewertung  unseres  Credits  begreift,  würde  uns 

‘)  BcispiclBWiUe  kann  der  Eiporlcur  das  Gold  bei  einer  ausländischen  Notenbank 
zur  Einlösung  bringen,  mit  der  Valuta  Wechsel  aufs  Inland  erwerben  (die  unter  den 
gegebenen  Verbältniasen  an  dem  betrelTenden  ausländischen  Platze  sehr  niedrig  notieren 
werden)  und  die  Wechsel  sodann  eincasaieren. 
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dieselbe  in  entsprechendem  Maasse  gewiss  mir  dann  zutheil  werden,  wenn 
die  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  einen  aufsteigenden  Ast  unserer  wirt- 
schaftlichen Entwickelung  föllt.  Erfolgt  sie  in  einer  Zeit  der  Stagnation 
oder  der  ökonomischen  Unsicherheit  — und  eine  solche  musste  das  frag- 
liche Quinquennium  namentlich  wegen  des  schwankenden  Charakters  der 
wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  beiden  Reichshälften  und  der  hieraus 
resultierenden  Consequenzen  genannt  werden  — so  wird  man  nur  allzuleicht 
geneigt  sein,  sie  als  Experiment  statt  als  einleuchtenden  Abschluss  eines 
fOr  Staats-  und  Volkswirtschaft  wichtigen  Reformwerkes  zu  betrachten. 

Und  hiermit  sind  wir  in  den  Bereich  einer  anderen  Argumentation 
gekommen,  welche  von  jenen  gerne  angewendet  wird,  die  es  Oberhaupt  per- 
horrescieren,  dass  der  formelle  Abschluss  der  Währungsreform  in  irgend 
einen  Connex  mit  dem  Stande  der  Zahlungsbilanz  gebracht  werde. 

Diese  Argumentation  geht  dahin,  dass,  den  .schädlichen  Eintluss  einer 
schlechten  Zahlungsbilanz  auf  die  Währungsverhültnisse  vorausgesetzt, 
dieser  Einfluss  auch  dann  wirksam  werden  mtlsse,  wenn  wir  die  Barzahlungen 
zwar  unter  günstigen  Verhältnissen  aufnehmen,  die  Verschlechterung  der 
Zahlungsbilanz  aber  in  einem  späteren  Zeitpunkte  eintritt. 

Dies  ist  gewiss  richtig;  nicht  minder  ist  es  aber  klar,  dass  die  aus 
einem  solchen  Zustande  für  die  Währung  resultierenden  Störungen  viel 
weniger  ins  Gewicht  fallen,  wenn  sie  nach  Ablauf  einer  längeren  Periode 
eintreten,  in  welcher  wir  die  Barzahlungen  ohne  erhebliche  Schwierigkeit 
aufrechterhalten,  die  Früchte  einer  solchen  Entwickelung  geerntet  und 
unseren  Goldvorrath  möglicherweise  noch  erheblich  gestärkt  haben.  Die 
Störung  wird  dann  als  Zußlligkeit  zu  betrachten  sein,  welcher  auch  andere 
Staaten  mit  Goldwährung  unterworfen  waren. 

Hingegen  würde  eine  unmittelbar  oder  bald  nach  Aufnahme  der  Bar- 
zahlungen eintretende  Gefährdung  der  Währung  berechtigte  Zweifel  in  der 
Richtung  wachrufen,  ob  wir  zu  der  fraglichen  Maassnahme  in  dem  kritischen 
Zeitpunkte  oder  gar  überhaupt  die  Kraft  besassen,  und  dass  solche  Zweifel 
sich  am  Devisenmärkte  als  eine  materielle  Vergrösserung  der  Gefahr  fühlbar 
machen  würden,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 

Es  empfiehlt  sich  daher  unter  allen  Umständen,  in  die  Aufnahme 
der  Barzahlungen  unter  möglichst  günstigen,  eine  ange- 
messene Stetigkeit  versprechenden  Bedingungen  einzu- 
treten,  um  die  Widerstandsfähigkeit  unserer  Währung  nicht  gleich 
unmittelbar  nacli  Aufnabme  der  Barzabiungen  einer  allzu  starken  Probe 
zu  unterwerfen.  Dies  muss  wohl  umsomehr  behauptet  werden,  als  wir 
von  einer  längeren,  wenn  auch  nicht  ruhigen,  so  doch  krisenfreien  Periode 
nach  Aufnabme  der  Barzahlungen  vielleicht  die  Erzieliung  der  finanziellen 
Kreise  zu  jener  Disciplin  erholfen  dürfen,  welche  sich  hinsichtlich  der  Aus- 
f'ülirung  von  Goldarbitragen  mit  dem  Auslande  in  Deutschland  auch  in 
kritischen  Zeitläuften  manifestiert  und  für  die  Erhaltung  des  deutschen 
Goldbestandes  so  wertvoll  erwiesen  hat.  die  aber  bei  uns  nicht  ohnoweiters 
vorausgesetzt  werden  kann. 
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Zusammenfasaond  darf  also  gesagt  werden,  dass  die  Passivität  der 
Zahlungsbilanz  innerhalb  mässiger  Grenzen  kein  Hindernis  bilden  muss 
fdr  die  Anfrechterhaltung  der  bereits  aufgenommenen  Barzahlungen,  dass 
aber  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  einer  Zeit  nicht  gQnstiger  Zahlungs- 
bilanz-Verhältnisse unbedingt  zu  widerrathen  wäre. 

Hiernach  ist  die  Forderung  aufzustellen,  dass  wir  an  die  Aufnahme 
der  Barzahlungen  in  einem  Zeitpunkte  herantreten,  in  welchem  die  Gestaltung 
der  Zahlungsbilanz  zum  mindesten  keine  erheblichen  Störungen  sowie  keine 
Verschlechterung  gegenüber  dem  verflossenen  Quinquennium  befürchten  lässt, 
wobei  auf  das  nach  der  obigen  Darstellung  als  wünschenswert  zu  bezeich- 
nende .Mehr“  im  Hinblick  auf  die  in  letzter  Zeit  eingetretene  wesentliche 
Stärkung  der  Position  der  Bank  und  die  glänzenden  Aussichten  der  Gold- 
production  verzichtet  werden  könnte. 

Ob  dieses  Existenzminimum  für  die  Barzahlungen  im 
Laufe  des  Jahres  1903  als  vorhanden  zu  betrachten  sein  wird,  ist  ohne  eine 
nähere,  den  Rahmen  dieser  Darstellung  weit  überschreitende  Untersuchung 
der  gegenwärtigen  Marktlage,  unserer  ökonomischen  Position  und  unserer 
Stellung  im  internationalen  Wirtschaftsmechanismus  mit  Sicherheit  kaum 
zu  beantworten.  Nur  folgenden  Erwägungen  mag  hier  Raum  gegeben  werden. 
Es  ist  vor  allem  zweifellos,  dass  die  gegenwärtige  Periode  eines 
abnorm  niedrigen  Zinsfusses  eine  günstige  Constellation 
für  den  Abschluss  der  Währungsreform  bedeutet  und  dies 
umsomehr  als  manche  Zeichen  für  eine  längere  Dauer  dieser  Constellation 
zu  sprechen  scheinen.  Erfolgt  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  einer 
solchen  Periode,  so  käme  ihr  vor  allem  die  geringe  Anspannung  der  Bank- 
mittel zu  statten;  die  Bank  wäre  voraussichtlich  in  der  Lage,  die  Erhaltung 
eines  genügenden  Goldvorrathes  zu  sichern,  ohne  der  Volkswirtschaft  zu 
diesem  Zwecke  durch  ernste  Maassnahmen  auf  dem  Gebiete  der  Disconto- 
politik  Opfer  auferlegen  zu  müssen,  üeberdies  würde  uns  die  Herrschaft 
eines  so  niedrigen  Zinsfusses  eine  ziemlich  sichere  Bürgschaft  gegen  einen 
stärkeren  Goidabfliiss  nach  dem  Auslande  bieten,  indem  die  zunächst  durch 
den  Rückschlag  der  industriellen  Conjunctur  gesteigerte  Aufnahrasfähigkeit 
der  ausländischen  Märkte  für  unsere  Anlagepapiere  längere  Zeit  Vorhalten 
und  die  Ausgleichung  des  Passivsaldos  unserer  Zahlungsbilanz  auf  einem  Wege 
ermöglichen  würde,  der  bei  unserer  gegenwärtigen  wirtschaft- 
lichen Lage  in  dem  ernsten  Momente  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  als 
der  relativ  zweckmässigste  erschiene.  Diesen  Momenten  gegenüber  könnte  selbst 
der  Umstand,  dass  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  dann  eventuell  in  einer  Zeit 
unleugbarer  wirtschaftlicher  Depression  erfolgen  müsste,  wesentlich  an  Gewicht 
verlieren,  vorausgesetzt,  dass  keine  Anzeichen  für  eine  längere  Dauer  dieser 
Depression  oder  gar  für  ein  Ausreifen  derselben  zu  einer  Krise  vorliegen: 
freilich  würde  der  Entschluss  zur  Aufnahme  der  Barzahlungen  — auch 
bei  Fortdauer  der  befriedigenden  Gestaltung  der  Devisenconrse  — in  der 
gfin.stigen  Zinsfussconstellalion  für  sich  allein  keine  genügende  Begründung 
linden. 
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Von  grösster  Wichtigkeit  wird  vielmehr  bei  Entscheidung  der  Frage  das 
ürlheil  Ober  die  zukünftige  Gestaltung  unserer  Handelsbilanz  im  Zusammen- 
hänge mit  der  Neuordnung  unserer  handelspolitischen  Beziehungen  zu  den  aus- 
wärtigen Staaten  sein.  Im  besonderen  wird  es  auch  nothwendig  sein.  Klarheit 
darflher  zu  gewinnen,  wie  sich  unsere  wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  jenen 
Staaten  gestalten  dflrften,  auf  deren  Goldvorräthe  wir  im  Bedarfsfälle  ange- 
wiesen sein  werden  (Deutschland,  Frankreich,  England),  zumal  sirdi  unter 
denselben  auch  solche  befinden,  an  welche  wir  stark  verschuldet  sind.  Auch 
die  Frage  nach  der  künftigen  Entwicklung  unseres  Zuckerezportes  wird 
angesichts  der  Bedeutung,  welche  die  aus  dem  Znckergeschäfte  stammenden 
Devisen  fOr  die  Gestaltung  des  Devisenmarktes  besitzen,  nicht  unbeachtet 
bleiben  können.  Ohne  die  zuversichtliche  Hoffnung,  dass  unser 
Aussenhandel  von  ernsten  Störungen  verschont  bleiben  werde,  dürfen  wir 
an  den  Abschluss  der  Währungsreform  nicht  heran  treten. 

Wenn  der  Zusammenhang  zwischen  der  Aufnahme  der  Banahlungen 
und  der  Gestaltung  der  nationalen  Wirtschaft  hier  ausführlicher  behandelt 
wurde,  so  findet  dies  seine  Begründung  hauptsächlich  darin,  dass  vielfach  — 
namentlich  in  Organen  der  ungarischen  Publicistik  — die  Neigung  erkennbar 
ist,  deu  in  Frage  stehenden  letzten  Schritt  der  Valutareforra  als  ein  rein 
gesetzestechnisches  Problem  zu  behandeln  und  denselben  aller  Beziehungen 
zu  den  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  zu  entkleiden.  Einen  äusseren  Anhalts- 
punkt findet  diese  Behandlung  der  Sache  wenigstens  scheinbar  in  der  Bestimmung 
der  Gesetze  vom  Jahre  1899,  in  welcher  das  Aufhören  des  Zwangscourses 
der  Staatsnoten  mit  der  Entscheidung  Ober  die  Aufnahme  der  Barzahlungen 
in  Zusammenhang  gebracht  wird.  (Vgl.  Abschnitt  11,  S.  367  und  373.) 

Die  fragliche  Bestimmung  wird  nämlich  häufig  so  gedeutet,  als  ob 
sich  im  Sinne  derselben  an  das  Aufhören  des  Zwangscourses  der  Staats- 
noteu  (28.  Februar  19Ü3)  die  Einbringung  einer  Gesetzesvorlage,  durch 
welche  die  Aufnahme  der  obligatorischen  Barzahlungen  verfügt  wird,')  unmittel- 
bar anschliessen  müsste  — ohne  KOcksicht  auf  die  Gestaltung  der  wirtschaft- 
lichen Constellation  im  allgemeinen  und  jener  Factoren  im  besonderen, 
welche  für  die  Beurtheilung  der  Währungsreform  von  Wichtigkeit  sind. 

Demgegenüber  ist  es  für  den  Fall  des  Eintrittes  unerwarteter  öko- 
nomischer Ereignisse  dringend  nothwendig.  daran  festzuhalten,  dass  die 
Aufnahme  der  Barzahlungen  vor  allem  eine  wirtschaftliche  und  geldpolitische 
Frage  erster  Ordnung  ist,  welche  nicht  mit  dem  einfachen  Hinweis  auf  die 
Erfüllung  der  vom  Gesetze  aufgestellten  — eigentlich  rein  juristischen  — 
Voraussetzungen  gelöst  werden  kann. 

Es  ist  auch  gewiss  nicht  abzusehen,  warum  gerade  bei  der  Lösung 
dieser  Frage  beziehungsweise  bei  dem  letzten  noch  ziirfickzulegenden  Schritte 
jenes  Maass  von  Vorsicht  und  Geduld,  welches  bisher  die  ganze  Valuta- 
reform, und  zwar  in  einem  hemerkenswerten  Gegensätze  zu  dem  Vorgehen 
in  anderen  Staaten  begleitet  hat,  ausgeschaltet  werden  soll,  zumal  doch  nach 

*)  Der  /eitpankt  des  Inkrafttretens  eines  solchen  Gesetzes  wird  übrigens  dein 
Verordnungswege  zn  überlsssen  tein. 
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Aeusseningen,  die  gelegentlich  der  ungarischen  Conversinnsoperation  im  letzten 
Frühjahre  von  corapetentester  Stelle  gemacht  wurden,  die  Valutareform  ihrem 
inneren  Wesen  nach  als  vollendet  zu  betrachten  wäre  und  die  noch  ausstehende 
Aufnahme  der  Barzahlungen  lediglich  einen  formellen  Act  bedeuten  würde.  Nichts 
wäre  unbegreiflicher,  als  wenn  dieser  formelle  Schritt  unter  Verhältnissen 
erfolgte,  welche  eine  materielle  Gefährdung  des  ganzen  Werkes  bedeuten  könnten. 

Eine  Frage,  deren  glückliche  Lösung  wir  als  eine  selbstverständliche 
Voraussetzung  für  die  .\ufnahme  der  Barzahlungen  betrachten  müssen,  die 
aber  der  Vollständigkeit  halber  doch  auch  Erwähnung  finden  soll,  bildet  die 
Ordnung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  beiden 
Reichs  hälften  nach  dem  Jahre  1907,  dem  jetzigen  vorläufigen  End- 
termine für  den  Bestand  des  einheitlichen  Zollgebietes.  Thatsächlich  könnte 
wohl  niemand  an  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  denken,  solange  der  Fort 
bestand  der  Zolleinheit  nicht  Ober  das  bezeichnete  Jahr  hinaus  für  längere 
Zeit  gesichert  ist.  Denn  die  Trennung  des  Zollgebietes,  welche  zugleich 
den  Ersatz  der  gemeinsamen  Notenbank  durch  zwei  völlig  getrennte  Noten- 
institute bedeutet,  kann  dem  Währungsreformwerke  unter  allen  Umständen 
gefährlich  werden.  Vor  allem  ist  es  keineswegs  unwahrscheinlich,  dass  die 
Zolltrennung  in  einem  oder  in  beiden  Staaten  krisenhafte  Verhältnisse  der 
gesummten  Production  oder  der  wichtigsten  Zweige  derselben  herbeiführt 
und  dass  die  consequente  Entwickelung  dieser  V’erhältnisse  eine  .Noten- 
inflation — als  das  gegenüber  dem  Zusammenbruche  ganzer  Productions- 
zweige  immerhin  noch  kleiner  scheinende  Uebel  — im  Gefolge  hat.  üeher 
die  Bedeutung  einer  solchen  Noteninflation  für  die  Währung  ist  ein  Zweifel 
ausgeschlossen.  Angesichts  des  Ernstes  der  Sache  darf  aber  auch  nicht  ver- 
schwiegen werden,  dass  speciell  die  ungarische  Zahlungsbilanz  nach  Trennung 
des  Zollgebietes  zunächst  eine  der  Aufrechterhaltung  der  Barzahlungen 
recht  ungünstige  Gestalt  annehmen  müsste.  Wenn  der  hier  erörterte 
Zusammenhang  zwischen  Ausgleich  und  .Abschlusss  der  Währungsreform 
bisher  noch  relativ  wenig  zur  Diseussion  stand,  so  ist  das  wohl  als  ein 
erfreuliches  Zeichen  dafür  zu  betrachten,  dass  die  Fortdauer  der  Zollgemein- 
sebaft  über  das  Jahr  1907  hinaus  mit  unveränderter  Zuversicht  erhollt  wird. 

Zu  den  merkwürdigsten  Erscheinungen,  welche  im  Laufe  der  Valuta- 
reform zu  beobachten  waren,  ist  die  Thatsache  zu  zählen,  dass  in  der  Frage 
der  Barzahlungen  neben  den  Stürmern  und  Drängern  auch  Stimmen  vernehmbar 
sind,  die  dem  entgegengesetzten  Extrem  huldigen.  Sie  treiben  die  Behutsam- 
keit so  weit,  die  Noth  Wendigkeit  oder  Nützlichkeit  der  Auf- 
nahme iler  Barzahlungen  in  Frage  zu  stellen.  Die  Bekämpfung 
dieser  Anschauung  gestaltet  sich  zunächst  in  formaler  Beziehung  sehr  einfach. 
Man  kann  nämlich  darauf  verweisen,  dass  die  Aufnahme  der  obligatorischen 
Barzahlungen  in  den  Valutagesetzen  peremtorisch  voi^eschriehen  und  als 
Krönung  des  Werkes  gedacht  ist.  Man  darf  weiter  sagen,  dass  es  ganz 
unmotiviert  wäre,  den  Abschluss  einer  Reform  deshalb  zu  unterlassen,  weil 
sich  schon  im  Zuge  derselben  ein  .grosser  Theil  der  von  ihr  erwarteten 
Vorlhcile  eingestellt  hat.  Man  sollte  im  Gegentheilo  meinen,  dass  eine 
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staatswirtschaflliche  Action,  welche  sich  in  so  vielversprechender  Weise 
entwickelt,  auch  zu  vollenden  sei.  Diese  formalen  Einwände  werden  aber 
bei  jenen  wenig  Gehör  finden,  welche  die  Arbeit  zum  mindesten  der  Haupt- 
sache nach  för  gethan  erachten  und  den  Abschluss  entweder  als  unnöthige 
Decoration  oder  gar  als  Gefahrmoment  betrachten.  Es  ist  nun  durchaus 
richtig,  dass  wir  gegenwärtig  unsere  Währungszustände  als  vorläufig 
geordnete  bezeichnen  können.  Aber  hierbei  hat  die  Gunst  der  Verhältnisse 
eine  entscheidende  Rolle  gespielt;  die  Währungsreform  deshalb  schon  als 
beendet,  ja  gleichsam  der  Geschichte  angehörig  zu  behandeln,  erschiene 
dem  Wesen  und  der  Tendenz  wie  auch  dem  Entwickelungsgang  derselben 
durchaus  widersprechend.  Zunächst  ist  zu  bezweifeln,  ob  das  Gold  die 
ihm  durch  die  Währungsreform  zugewiesene  wirtschaftliche  Function  der 
Aufrechterhaltung  der  Stabilität  der  Wechselcourse  wirklich  voll  und 
för  jede  Periode  unserer  wirtschaftlichen  Entwickelung  zu  erfüllen  ver- 
möchte, wenn  eine  gesetzliche  Garantie,  es  werde  dem  Verkehre  nach  Bedarf 
zur  Verfügung  stehen,  nicht  erlangt  würde.  Allein  selbst  angenommen,  das 
principiell  unter  allen  Umständen  zur  Lagerung  in  der  Bank  verurtheilte 
und  nur  nach  dem  Ermessen  der  Bankleitung  dem  Verkehr  zur  Verfügung 
stehende  Gold  wäre  wirklich  für  diese  Function  auf  die  Dauer  geeignet,  so 
müsste  man  doch  den  Schluss  ziehen,  dass  der  Goldvorrath.  sobald  er  ein 
bestimmtes  Ausmaass  (als  welches  auch  schon  das  jetzige  gedacht  werden 
könnte)  erreicht  hat,  für  die  fragliche  Function  genüge,  eine  fernere  An- 
häufung daher  zwecklos  sei.  Letzteres  müsste  umsomehr  gelten,  als  der- 
jenige, der  die  obligatorischen  Barzahlungen  perhonesciert,  hoffen  muss, 
den  Goldabfiuss  ins  Ausland  gegebenenfalls  auf  ein  Minimum  herabdrücken 
zu  können,  da  ja  sonst  die  Opposition  gegen  die  fragliche  Maassnahme 
überhaupt  keine  Berechtigung  hätte.  Ein  passives  Verhalten  gegen  Gold- 
einströmung oder  gar  — und  das  würde  gewiss  nicht  ausbleibeii  — positive 
Hindening  der  letzteren  bedeutet  aber  einen  Zustand,  der  mit  dem  Bestände 
der  Goldwährung  unverträglich  ist.  Es  wäre  ganz  verfehlt,  anzunelimen,  dass 
dieser  Zustand  nur  eine  theoretische  Construction  sei.  Im  Gegentheile  hätte 
die  Bank,  sobald  sie  einmal  weiss,  d.as3  sie  zu  den  Barzahlungen  nie  oder 
erst  in  einer  nicht  absehbaren  Zukunft  gelange,  allen  Grund,  dem  Gold- 
einfluss von  einer  gewissen  Grenze  au  hemmend  entgegenzutreten,  da  er 
ihr  — wie  die  jüngste  Zeit  lehrte  — privatwirtschafllich  nicht  zum  Vor- 
theile gereicht. 

Es  geht  aber  auch  zu  weit,  anzunehmen,  dass  das  Vorhandensein  des 
Goldes  in  der  Bank  an  sich  für  die  Erhaltung  der  Stabilität  der  Wechsel- 
course genüge.  Es  genügt  heute,  weil  das  Ausland  das  Vertrauen  in  uns 
setzt,  dass  wir  die  Reform  zu  Ende  bringen  wollen.  Der  factische  Zustand, 
wie  er  sich  jetzt  darstellt,  d.  h.  die  faeuhative  .\bgabe  von  Valuten  und 
Devisen  durch  die  Bank,  würde  für  sich  allein  auf  die  Dauer  nicht  genügen, 
um  das  für  die  Stabilität  der  Währutig  so  wichtige  Vertrauen,  die  Bank 
sei  für  die  internationalen  Verpflichtungen  genügend  gerüstet,  zu  erhalten. 
Dieser  Zustand  könnte  nämlich  jederzeit  modificiert  werden  und  eine  solche 
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Modification  wäre  mit  Recht  für  jede  halbwegs  kritische  Zeitperiode  zu 
befürchten,  falls  wir  Oberhaupt  darauf  verzichten  würden,  den  erwähnten 
factischen  Zustand  je  in  einen  verpflichtenden  zu  verwandeln.  Ist  doch  die 
Barzahlung  in  Gold  gegenüber  dem  Anslande  das  einzige  Mittel,  um  bei 
ernsterer  Gestaltung  der  internationalen  Marktlage  grossere  Schwankungen 
der  Wechselcourse  zu  verhindern.  An  dem  vollsten  Ernste  diese  jetzt  factisch 
bestehende  Barzahlung  aufrecht  erhalten  zu  wollen,  dürfen  wir  somit  nie- 
mand zweifeln  lassen  und  es  muss  klipp  und  klar  gesagt  werden,  dass 
solche  Zweifel  schon  berechtigt  wären,  wenn  wir  bei  Vorhandensein 
der  frtt  hererörterten  Voraussetzungen  milder  Aufnahme 
der  Barzahlungen  nicht  Vorgehen  würden. 

Wir  haben  oben  die  Meinung  vertreten,  dass  kleinere  Notenappoints 
auch  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die 
bei  uns  bestehenden  besonderen  Verhältnisse,  für  welche  die  metallische 
Circulation  eine  völlige  Neuerung  bedeutet,  beizubehalten  wären. 

Wir  haben  auch  gewiss  das  Recht,  bei  Einführung  der  Goldwährung 
im  Einklänge  mit  den  Bedürfnissen  unseres  Zahlungsverkehres  vorzugehen. 
Aber  wir  können  nicht  beanspruchen,  dass  uns  das  Ausland  den  dauernden 
Verzicht  auf  das  Essentiale  der  Goldwährung,  die  Barzahlung  in  Gold,  aus 
billiger  Bedachtnahme  auf  un.sere  Verhältnisse  gestatte.  Es  darf  keinesfalls 
die  Meinung  entstehen,  als  ob  wir  nur  eine  .Papierwährung  mit  Goldreserve 
im  Auslandsverkehr“  und  keine  eigentliche  Goldwährang  angestrebt  hätten. 

Die  hier  erörterten  Gesichtspunkte  erfordern  sonach  unbedingt,  die 
Aufnahme  der  Barzahlungen  als  Abschluss  der  Valutareform  mit  vollstem 
Ernste  im  Auge  zu  behalten  beziehungsweise  vorher  die  Refurm  nicht  als 
vollendet  zu  betrachten;  Vorsicht  im  Vollendungsstadium  wird  uns  dann 
ebensowenig  schaden,  als  sie  uns  in  den  früheren  Stadien  geschadet  hat. 

Ausserdem  wird  uns  die  A u f n a h m e d e r B a r z a h 1 u n g e n gewiss 
auch  specielle  wirtschaftliche  Vortheile  bringen;  vor  allem 
schaftl  sie  aus  unseren  Schuldverschreibungen  Goldtitres  und  wird  dadurch 
für  die  Bewertung  derselben  zu  einem  entscheidenden  Factor;  insbesondere 
stempelt  sie  aber  unsere  Wechsel  im  Auslande  zu  Golddevisen  und  wirkt 
hierdurch  ini  Sinne  einer  erhöhten  Absatzfähigkeit  dieses  im  internationalen 
Handels-  und  Zahlungsverkehre  so  überaus  wichtigen  Instrumentes. 

Die  Aufnahme  der  Barzahlungen  wird  hiernach  — bei  Wahl  des 
richtigen  Zeitpunktes  für  dieselbe  — eine  Hebung  unseres  Credites  und 
unseres  ökonomischen  Ansehens  ira  Weltverkehre  herbeifOhren  und  daher 
auch  auf  un.sere  Handelsbeziehungen  mit  dem  .\uslande  befruchtend  wirken. 

Sie  zählt  bei  unserer  heutigen  Wirtschailslage  zu  jenen  Maassnahmen, 
für  welche  Vorsicht  in  der  Conception  und  Ausführung,  wie  der  Muth  des 
Entschlusses  in  gleichem  Maasse  nothwendig  sind. 

Es  ist  nach  dem  bisherigen  Verlaufe  der  Valutareform  kein  unbe- 
rechtigter üptimismus.  wenn  wir  überzeugt  sind,  dass  der  Abschluss  des 
■Werkes  in  dem  hier  erörtejten  Sinne  sich  würdig  an  Beginn  und  Durch- 
führung angliedern  werde. 
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Tabelle  111. 


Bewegung  des  Goldes  im  Metallschatze  der  Oestenneichisch-ungarischen 
Bank,  1892—1901. 
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«le«  Im  BmitzA  dpr  Bank  bcOBdJkli«B  «fTvrtiTen  GbMm  uacb  der  Il«latJon  der  (>t>ldwlhraoc. 

*)  Vom  Jahre  IHUS-'llR'l  «eurden  auf  Groud  flreaeltlielier  »mlcbtlfang  eoe  des  beiden 
FinanirmvaltuDfeo  aum  Behufe  der  SUaUROteneinintaB«  InsneMmmt  &42.SS4.UIU  JT  in  I.<anil«t«nlil> 
mdozeo  der  Kranen «'  IbniOKcriect.  Unter  den  aii  in  HeaeMfieii  eiufegaiifen  auageerieaenea  1 .441,61 1.UXüT 
beflndeu  »ieb  6U,U M.UtU  A,  «eiche  auf  Grnnd  dea  Artikel*  I des  'i.  Caidtei*  de«  IV.  Tbeile«  der  kaU. 
Verordnung  vom  21.  8e]>tetnber  IHifJ,  K.'0.«HI.  Nr.  176,  lur  ibeitweiann  RückzabiuBit  der  SchoM  des 
äUales  an  die  OeaterroiebUch-ntigarlsehe  Hank  in  ursprOngtieheo  Itetrat«  roa  flnjKU.llOü  Golden  Osler* 
reichlschcr  Wahruag  erlegt  wurden,  und  einen  Tbeil  des  frei  verlBgbaren  Goldbesunde*  der  Oeatrr- 
reicbiscb'ungarischeo  Hank  bilde«;  uussarJem  «onstige  seitena  der  kOniflich  iiDrarischan  Finanz* 
rerwahung  aarierbalb  der  Yalutaaetion  vorgenoiuaene  (tolderlige. 
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Die  Umsätze  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  in  Gold  und  Devisen. 


Tabelle  VI. 

lieber  die  durchschnittlichen  Abweichungen  der  Geldcourse  der  Devisen 
in  den  einxelnen  Monaten  seit  Inkrafttreten  der  Valotagesetze  (11.  An^st  1892)  nach  den  amtlichen  Wiener  Geldconrsen  der  Dcrisen  auf  die 
deutschen  BankplSlxe,  anf  London  und  auf  Paris  in  Procenten  gegenüber  der  Relationsparität.’) 
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VERHANDLUNGEN  DER  GESELLSCHAFT 
ÖSTERREICHISCHER  VOLKSWIRTE. 


CXVII.  Plenarversammlung.*) 

Am  29.  April  1902  hielt  Herr  Professor  Dr.  Friedrich  Freiherr 
T.  W i e s e r einen  Vortrag  Sber  Probleme  der  directen  Besteuerung 
in  Österreich. 

AU  eine  der  Grundfragen,  deren  Beaiita’ortnng  eine  VorausseUnng  für  die 
Lösung  aller  Probleme  der  directen  Besteuerung  in  Österreich  bildet,  bezeichnet 
der  Kedner  die  Frage,  ob  wir  nicht  bei  einer  zutreffenden  Veranlagung  aus  der 
Personaleinkommensteuer  erheblich  mehr  zu  erwarten  haben.  Er  verweist  dies- 
bezüglich auf  die  Untersuchungen  des  Sectionschefs  Dr.  Meyer  und  auf  seine 
eigenen,  welche  darin  Übereinkommen,  dass  etwa  ein  Drittel  des  wirklichen  Ein- 
kommens der  Besteuerung  entgangen  sei.  Die  Ansicht  des  Iledners,  dass  speciell 
hinsichtlich  des  landwirUchaftiichon  Einkommens  die  Veranlagung  überhaupt  miss- 
lungen sei,  und  zwar  bei  allen  Stufen  des  Einkommens,  bei  den  kleinen,  mittleren 
und  grossen,  sei  manchem  IViderspmche  begegnet.  Doch  müsse  man  bedenken, 
dass  wir  in  ganz  Österreich  nur  58.000  landwirtschaftliche  Censiten  haben, 
wührend  im  Grossherzogthnm  Baden  an  landwirtschaftlichen  Censiten,  die  ein 
Einkommen  von  mehr  als  1000  Mark  versteuern,  80.000  gezahlt  wurden.  Baden 
aber  hat  kaum  die  Grösse  eines  unserer  mittleren  Kronländer  und  eine  ländliche 
Bevölkerung  von  etwa  1 Mill.,  wir  eine  solche  von  20  Mill.I  Die  4 Mill. 
Kronen,  welche  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  an  Personaleinkommensteuer 
trägt,  sind  etwa  ein  Zwölftel  der  Personaleinkomraensteuer  überhaupt;  die  Grund- 
steuer hingegen  macht  beiläufig  drei  Zwölftel  der  Healsteueni  aus.  Solange 
solche  Verhältnisse  herrschen,  müsse  Jeder  Gedanke  auf  eine  Ausdehnung  unserer 
Personaleinkommensteuer,  die  sie  zur  directen  Uauptsteuer  machen  sollte,  auf- 
gegeben  werden.  Für  die  Lücke,  welche  die  Personaleinkommensteuer  läs.st,  müsse 
eine  Oompensation  in  der  Grundsteuer  gefunden  werden,  die  die  Landwirtschaft 
besonders  trifft.  Unsere  landwirtschaftlichen  Kreise  haben  also  die  Wahl,  ob  sie 
es  verziehen,  dass  ihre  schwächeren  Steuerelemente  in  vielen  Hinsichten  ganz 
ebenso  besteuert  werden  wie  die  kräftig'eu,  wie  dies  die  Grundsteuer  thut,  oder 

*)  Wegen  Raummangele  verspätet. 
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daäs  durch  eine  richtig  veranlagt«  Personsloinkomnienstener  die  kräftigeren  aus- 
gelesen und  die  schwächeren  geschont  werden. 

Damit  wir  aber  zu  einer  zutrefTendeii  Veranlagung  der  Personaleinkommen- 
steoer kommen,  musst«  man  den  Verwaltungsorganen  dieselbe  Competenz  geben, 
die  sie  in  Preussen  besitzen,  wie  das  R4‘cht,  die  Einsicht  in  die  kaufmännischen 
Pficher  zu  verlangen,  n.  a.  w.  Von  grässter  >Vichtigkeit  wäre  die  Einrichtung 
von  Voreinschätzungscommissionen,  wie  sie  io  Prenssen  bestehen,  da  sich  die 
nVertraueiismänner'^  nicht  bewährt  haben.  Auch  müsste  den  Gemeinden  von 
dem  Krträgniase  der  Personaleinkommeiistenor  ein  Tbeil  znkommen  als  Entgelt 
für  den  Dienst  der  Yoreinschätzungscommissionen,  zugleich  aber  als  ein  wirksamer 
Ansporn,  um  ihr  Interesse  an  einer  verbesserten  Veranlagung  zu  wecken.  Endlich 
müsste  der  Staat  auf  den  Gewimianthoil  verzichten,  der  ihm  nach  dem  Finaiizplan 
der  Steuerreform  Vorbehalten  ist,  nämlich  aof  den  Anihetl  an  den  Überschüssen  der 
directen  Personalsteuern  über  den  2VsP^oc.  Zuwachs  hinaus.  Das  wurde  einen 
starken  moralischen  Einfluss  auf  die  BovMkerung  ausüben,  und  ein  solcher  sei 
nothwendig,  um  aus  den  Ansätzen  zu  einer  Gewohnheit  ungenauer  Fatierung,  wie 
sie  sich  seit  dem  Jahre  1898  schon  zeigen,  wieder  herauszukommen.  Erst  wenn 
wir  za  einer  richtigen  Veranlagung  der  Personaleinkoramensteuer  gelangt  sein 
werden,  könne  man  fragen,  ob  wir  nicht  den  Steuersatz  zn  erhöhen  vermöchten, 
um  die  Krtragsteuorn  einzuziehen,  ob  wir  nicht  sogar  schon  eine  ergänzende 
Vermögenssteuer  einrichten  und  antiquierte  Stenern  gegen  moderne  eintauschen 
könnten. 

Man  fordere  aber  mit  Recht  die  unmittelbare  Reform  auch  unserer  Ertrag- 
Steuern.  Unser«  Realstenem  sind  von  ihrem  Ursprünge  an  Kriegssteuern  und 
ausserordentliche  Steuern  gewesen.  Die  Antwort  der  Steuerzahler  auf  die  Höhe 
der  Steuerfüsse  war,  dass  man  alle  Hilfsmittel  der  Steuerhinterziehung  aufgesncht 
hat.  Kur  diejenigen  Stenerquellen  wurden  ganz  getroffen,  die  im  vollen  Licht« 
der  Öffentlichkeit  standen:  die  zur  öffentlichen  Rochnnngslegung  verpflichteten 
Unternehmungen,  die  Zinsen  der  öffentlichen  Wertpapiere  oder  die  Peaintengchalte; 
alles,  was  im  Däinmerlicbto  der  Privatwirtschaft  gelegen  ist,  wurde  nur  sehr 
unvollkommen  versteuert.  Auch  hat  man  versucht,  die  Steuern  zu  überwälzen, 
insbesondere  die  auf  da.s  Capital  zielenden. 

So  wird  die  Uanszinssteuer  zum  grösseren  Tlieil  auf  den  Mieter  überwälzt. 
Soweit  es  sich  dabei  um  Wohnungen  handelt,  wird  daher  der  Mieter  nach  jener 
Quote  seines  Einkommens  besteuert,  die  zur  Deckung  des  Wohimngsanfwandes 
bestimmt  ist;  wir  haben  also  hier  eine  nnechte,  rohe  Einkommensteuer,  die  den 
kleinen  Mieter,  weil  er  einen  verhältnismässig  grösseren  Theil  seines  Einkommens 
für  die  Wohnungsraiete  verwendet,  schärfer  trifft  als  den  mittleren  und  diesen 
wieder  schärfer  als  den  grossen,  die  umgekehrt  progressiv  ist;  sie  trifft  ferner 
auch  den  kleinsten  Mieter,  auch  die  Einkommen  unter  600  fl.,  sie  trifft  auch  die 
.^ftermieter,  und  sie  wird  von  den  Zuschlägen  getioffen.  Bei  Geschäftslocalitäten 
wird  die  überwälzte  Hanszinssteuer  zu  einer  indircct  veranlagten  Erwerbsteuer, 
die  diejenigen  stark  trifft,  welche  darauf  angewiesen  sind,  grössere  Auslagen 
gerade  für  die  Miete  der  Geschäftslocalitäten  zu  machen.  Die  besondere  Steuer 
der  Unternehmungen  mit  öffentlicher  Rechnungslegung  wirkt  nicht  als  Verniin- 
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deiung  des  Kinkommens  der  Capitalisten,  sie  erschwert  vielmehr  die  weitere  An- 
sammlung des  Capitals  und  damit  den  ganzen  Pruductionsprocess.  Eine  Ueber- 
wälzung  auf  den  Consumenten  kann  hier  nicht  immer  statthnden,  und  so  wird  die 
Arbeitszooe  des  Capitals  wesentlich  eingeschränkt. 

Die  Rentensteuer  bringt  ausserordentlich  wenig;  eine  wirksame  Kentensiener 
werden  wir  erst  dann  haben,  wenn  wir  die  Personaleinkommenstener  so  weit  ent- 
wickelt haben,  dass  sie  zutreffend  veranlagt  ist  und  die  Belastungsprobe  der 
Steueninebrlichkeit  aushäJt,  die  gerade  mit  der  Besteuerung  der  Capitalsrenta 
unter  allen  Umständen  verbunden  ist.  Auch  die  16-  und  20proc.  Steuer  des 
Jahres  1868  auf  die  gemeinsame  Staatsschuld  ist  als  BestcMierung  der  Capitals- 
rento  auf  die  Daaer  nicht  gelungen. 

Diese  Ertragsteuern  nun  sollen  nach  der  Meinung  Vieler  den  autonomen 
Körperschaften  zugewiesen  werden.  Allein  wir  haben  nichte,  wodurch  sio  der 
Staat  ersetzen  könnte.  Sie  mussten  ferner  erst  reformiert,  und  damit  sie 
reformiert  werden  können,  ermässigt  werden.  Auch  haben  die  Steuerträger  An- 
spruch auf  Ermässigung  dieser  Steuern.  Demi  ein  Vergleich  der  Finanzlage 
Oesterreichs  um  die  Mitte  und  am  Schlüsse  des  19.  Jahrhunderts  zeige,  dass  eine 
gewisse  Ermässigung  der  Healsteueni  heute  finanzwirtschaftlich  möglich  seL  Falls 
heute  die  Aufgabe  gestellt  würde,  den  Steuerfuss  unserer  Ertragsteuern  zu  bemessen, 
ohne  dass  mau  wüsste,  was  vorausgegangen  ist,  würde  niemand  es  wagen,  Steuer- 
füsse  von  10,  16,  20  Proc.  und  darüber  hinaus  vorzuschlageii.  Wir  könnten 
gegenwärtig  daran  geben,  unsere  Steuern,  die  wir  früher  staatsÜnaiiziell  mit 
Rücksicht  auf  die  äussersten  Nothwendigkeiten  der  SUatsiinanzen  abgewogen  haben, 
nun  auch  einmal  volk.swirtHcbaftlich  abziiwägeii  und  jene  Stenern  zu  ermä.ssigen, 
die  den  volkswirtschaftlkhen  Process  allzu  schädlich  beeinflussen,  die  die  Zone 
der  volkswirtscbaftlicben  Arbeit  allzusehr  einschränkeii.  Es  sei  insbesondere  der 
Zuwachs  unserer  volkswirtschaftlich  schädigenden  Steuern  für  die  Zukunft  etwas 
zu  mässigen.  Während  die  Grundsteuer  sogar  absolut  herabgesetzt  wurde,  sind 
die  directen  Personalsteuoru  zwar  für  den  Staatsschatz  auf  einen  Zuwachs  von 
2V<  Proc.  contingentiert,  indessen  kommt  diese  Begrenzung  nicht  den  Steuer- 
trägern zugute,  ln  wirksamer  Weise  ist  der  Zuwachs  bei  der  allgemeinen  Erwerb- 
Steuer  mit  1*2  Proc.  contingentiert  Die  Pei-sonaleinkommensteuer  hat  bisher 
kaum  den  2‘/jproc.  Zuwachs  erreicht;  nur  die  „besondere“  Krwerbstouer  trägt 
den  Zuwachs  der  directen  Personalsteuem  überhaupt.  Die  HauszinssUmer  zeigt 
einen  jährlichen  Zuwachs  von  nicht  ganz  4 Proc.  Es  wäre  möglich,  bei  der 
„besonderen“  Erwerbstoner  und  bet  der  Hanszinssteuer  Einiges  an  diesem  Zuwachs 
nachznlosseji  und  sieh  mit  einem  geringeren,  z.  B.  mit  einem  Iproc.  Zuwaclis 
per  Jahr  zu  begnügen.  Der  Staat  würde  dabei  jährlich  etwa  4 Mill.  Kronen 
weniger  Zuwachs  erhalten.  Es  müsste  alleidings  so  eingerichtet  werden,  dass 
der  VortheU  aus  diesen  Steuerermässigungen  der  VolkswirUchaft,  den  Kunden, 
den  Consumenten,  dem  Publicum,  den  Mietern  zugute  käme. 
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IVein  anderer  enrupäisther  Staat  ist  auf  die  Handelsbeziehungen  mit  dem 
Orient  in  gleichem  Maasse  angewiesen  als  Oesterreich.  Umschlossen  von  Staaten, 
mit  denen  entweder  unsere  Industrie  nicht  concnrrieren  kann,  oder  welche  sich 
sorgfältig  gegen  unsere  Erzeugnisse  abschliessen,  bleibt  Oesterreich  nur  der  Weg 
nach  dem  Orient  offen,  zu  welchem  es  schon  infolge  seiner  geographischen 
Lage  in  so  engen  Beziehungen  steht  wie  kein  anderer  Staat. 

Eine  genaue  Kenntnis  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  ein  thatkräftiges 
Eingreifen  der  Regierung,  welches  sich  aber  nicht  bloss  immer  im  Stadium  der 
Vorstudien  bewegen  soll,  ist  für  die  Industrie,  und  man  darf  wohl  auch  sagen 
für  die  ganze  wirtschaftliche  Zukunft  Oesterreichs  von  eminenter  Bedeutung. 

Der  Schreiber  dieser  Zeilen,  welcher  einige  Monate  für  eine  der  grössten 
französischen  Banken  in  Constantinopel  tlnätig  war  und  auch  die  Provinzen 
bereiste,  will  es  versuchen,  seine  Beobachtungen  und  Erfahrungen  in  gedrängter 
Kürze  wiederzugeben.  Hierbei  werden  in  erster  Linie  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  der  Türkei  überhaupt,  dann  der  wirtschaftliche  und 
geistige  Kampf  der  einzelnen  Nationen  um  den  Orient  und 
endlich  die  Aussichten  zu  besprechen  sein,  welche  man  den  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  Oesterreichs  zum  Orient  beimessen  darf, 

1.  Wirtschaftliche  Verhältnisse  der  Türkei. 

Wer  die  Grenzen  der  Türkei,  sei  es  als  Käufer  oder  Verkäufer,  überschreitet, 
dom  fallen  in  erster  Linie  die  desolaten  Wähmngsverhältnisse  auf.  Seitdem  die 
Pforte  die  Circulation  des  fremden  Silbergeldos  verboten  hat,  ist  man  aus- 
schliesslich auf  die  türktschen  Scheidemünzen  angewiesen. 

Als  Einheit  gilt  der  Piaster  (circa  20  Heller),  welcher  wieder  in  40  Pata 
zerfällt.  Die  kleinste,  wirklich  im  Verkehr  befindliche  Scheidemünze  ist  das  Zehn- 
)>arastäck. 

Wirkt  schon  der  Umstand  nachtheilig,  dass  keine  genauere  Regoliemng 
der  Zahlungen  im  täglichen  Leben  möglich  ist,  als  jene  mit  Hilfe  des  Zehnpara- 
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Stückes,  so  hat  das  Verbot  der  fremden  Scheidemünzen,  welche  früher  in  grosser 
Anzahl  circnlierten,  naturgemäss  einen  im  wirtschaftlichen  Leben  geradezu  beispiel- 
losen Mangel  an  Scheidemünzen  herbeigeführt.  Die  Folge  davon  ist,  dass  — 
wenigstens  in  Constantinopel  — alles,  was  irgendwie  einer  Münze  ähnlich  sieht, 
angenommen  und  gegeben  wird.  Ich  habe  znm  Beispiel  fifter  als  einmal  Hundert- 
parastücke in  die  Hände  bekommen,  welche  zu  wirklichen  Cassetischälchen  aus- 
gehämmert  waren,  wozu  sie  sich  allerdings  infolge  ihrer  Grosse  nnd  Dünne 
besonders  eignen. 

Dieser  schlechte  Zustand  der  Scheidemünzen  wäre  vielleicht  noch  zu  ertragen, 
da  cs  der  hohen  Pforte  vielleicht  doch  einmal  gefallen  wird,  diese  Münzen  einzu- 
Iflsen  nnd  durch  neue  zu  ersetzen.  Das  Missliche  an  der  Sache  ist  aber  der 
Umstand,  dass  man  in  der  Provinz  sich  weigert,  andere  Stücke  zu  nehmen,  als 
solche  mit  vollkommen  tadelloser  Prägung.  Gar  mancher  Beisende,  der  von  Con- 
stantinopel ans  die  Provinz  bereiste,  konnte  drei  Viertheile  seines  Kleingeldes,  weil  er 
cs  nicht  anbringen  konnte,  als  Andenken  nach  Europa  mitnehmen.  Es  scheint  dem- 
nach, dass  das  Volk  in  der  Provinz  keineswegs  die  sichere  Ueherzeugnng  hat,  dass  der 
Staat  dereinst  die  verdorbenen  Stücke  einlüsen  wird!  Dieses  Misstrauen  gegen 
den  Staat  ist  aber  auch  einigermaa.ssen  berechtigt,  wenn  man  die  Erfahrungen 
beräcfcsichtigt,  welche  die  Provinzen  mit  dem  Staate  machten.  Hier  nur  ein  ein- 
ziges Beispiel  dafür. 

Der  Keisende,  welcher  von  Constantinopel  kommend  Kleinasien,  Syrien 
und  Arabien  bereist,  wird  sich  vor  allem  sehr  darüber  wundem,  dass  der  Wert 
eines  Medschidjo  (circa  4 K i umso  grosser  zu  werden  scheint,  je  mehr  man  nach 
Süden  kommt.  Während  in  Constantinopel  ein  Medschidje  nur  20  Piaster  gilt, 
wird  er  in  Kleinasien  nnd  Syrien  mit  30  und  in  Gaza  sogar  mit  45  Piaster 
berechnet.  Der  Keisende  freut  sich  schon  über  den  Gewinn,  macht  aber  bald  die 
Entdeckung,  dass  die  Piaster  umso  schlechter  werden,  je  mehr  man  sich  vom 
Herzen  der  Türkei  entfernt  Diese  auffällige  Thatsache  kann  man  nicht  anders 
erklären,  als  dass  die  Regierung  das  Kleingeid  für  die  Provinzen  absichtlich 
minderwertig  herstellen  Hess,  um  bei  der  Ausgabe  derselben  zu  profitieren. 

Das  Misstrauen  gegen  den  Staat  documentiert  sich  auch  durch  die  Tbat- 
sache,  dass  man  in  Syrien  und  Arabien  nur  mit  Widerwillen  die  neuen  Zehn- 
parastneke  nimmt,  welche  die  Pforte  vor  kurzer  Zeit  ansgegeben  hat  ln  der 
That  sind  diese  Münzen  noch  schlechter,  als  die  alten  selbst  im  heutigen 
Zustande  sind,  wo  die  Prägung  fast  durchgehend  nicht  mehr  zu  erkennen  ist 

Warum  der  Staat  nicht  für  die  Ausprägung  einer  genügenden  Menge 
Scheidemünzen  sorgt,  ist  ein  Käthsel.  Zumal  wenn  man  bedenkt,  dass  bei  dem 
wahren  Werte  dieser  Münzen  die  Ausgabe  neuer  Stücke  nur  als  ein  sehr  gutes 
Geschäft  bezeichnet  werden  kann. 

In  der  Türkei,  we  man  sich  angewOhnt,  alles,  was  von  Staatswegen 
ge.schieht  und  was  nicht  geschieht,  auf  den  „Bakschisch“  zurückznführen,  nimmt 
man  an,  dass  die  Gilde  der  Wechsler  — hier  eine  bedeutende,  capitalskräftige 
Zunft  — in  dieser  Sache  ein  klingendes  Wort  gesprochen  hat 

Dass  ein  solcher  Dienst  seinen  Lohn  wert  ist,  beweist  der  enorme  Gewinn, 
welchen  die  Wechsler  ans  diesen  Verhältnissen  ziehen.  Beim  Wechseln  eines 
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Medschidje  zahlt  tnan  einen  Piaster,  d.  i.  f&nf  Procont!  Pabei  muss 
bemerkt  werden,  dass  man  in  vielen  Fällen  den  Wechsler  thatsächlich  nicht 
umgehen  kann.  Auf  der  Tramway,  im  Peratnnnel  (Aufzug  nach  Pera),  auf  der 
Post,  bei  dQr  Maut  und  auf  der  Kisenbahii  wechselt  man  nur  dann,  wenn  der 
zu  zahlende  Preis  nahezu  den  Wert  des  Goldstückes  erreicht.  Der  Kaufmann 
lässt  oft  lieber  den  Kunden  fortgehen,  als  zu  wechseln,  und  wenn  er  wechselt, 
hat  er  die  Kosten  des  Umwcchsclns  gewiss  auf  andere  Weise  hereingebracht. 

Man  kann  sagen,  dass  ein  grosser  Tbeil  des  Verkehres  mit  einer  Steuer 
von  5 Proc.  zugunsten  der  Geldwechsler  belegt  erscheint.  Wie  gross  muss  also 
die  gesammie  Abgabe  des  Volkes  an  die  Gilde  der  Geldwechsler  sein,  wahre 
Drohnen  des  wirtschaftlichen  Lebens,  von  welchen  die  Gesellschaft  gar  nichts 
hat,  nota  bene:  die  Ge.sellschaft  mit  Ausnahme  derjenigen  glücklichen  staatlichen 
Functionäre,  für  welche  etwas  bei  dieser  Gelegenheit  abgefallen  ist. 

Wenn  sich  auch  der  Einzelne  durch  weise  Haushaltung  im  Ansgeben  des 
kleinen  Oeldes  vor  der  Abgabe  an  den  Wechsler  schützen  konnte,  so  ist  dies 
beim  Handwerker  und  Fabrikanten,  welcher  die  Luhne  im  gewechselten  Gelde 
anszahlen  muss,  eine  ünnif^glichkeit.  Ich  kenne  1‘ntemehmer  dieser  Art,  welche 
2 bis  3 Proc.  der  gesammten  Löhne  ausgeben  müssen,  um  das  zur  Auszahlung 
erforderliche  Kleingeld  zu  erhalten.  Boi  einer  solchen  Unternehmung  sieht  man 
erst,  welche  wirtschaftliche  Bedeutung  diesem  Misstande  beigemessen  werden 
muss,  wenn  auch  der  Einzelne  nicht  allzusehr  darunter  zu  leiden  vermeint. 

Es  besteht  kein  Zweifel,  es  liegt  auch  in  der  Corruption  — System, 
d.  h.  es  gibt  eine  gewisse  Ordnung  in  der  Unordnung,  welche  es  ausschliesst, 
dass  ein  letzter  Rest  von  Ordnung  das  einheitliche  Bild  der  Unordnung  zerstört. 
So  ist  es  auch  in  der  Türkei.  Ein  Stück  Corruption  setzt  ein  anderes  vorans 
und  sie  alle  greifen  wie  die  Räder  des  Uhrwerkes  ineinander. 

Der  Mangel  an  kleiner  Münze  ist  am  flachen  Lande  so  allgemein,  dass 
man,  besonders  tiefer  in  der  Provinz,  nur  selten  einen  Bauern  findet,  welcher 
über  einen  auch  nur  halbwegs  ansehnlichen  Geldbetrag  verfügt  Dass  hier  von 
Medschidjes  oder  gar  von  Goldstücken  überhaupt  nicht  gesprochen  werden  kann, 
versteht  sich  von  selbst.  E«  ist  nichts  natürlicher,  als  da.*«  sich  auch  der 
Staat  beim  Einhebon  seiner  Steuern  diesen  allgemeinen  Verhältnissen  anbequemen 
muss.  Der  Bauer  zahlt  daher  fast  überall  seine  übrigens  enorme  Steuer 
(11  Vi  von  Hundert)  in  natura. 

Dieser  Umstand  ist  ein  glückliches  Instrument,  die  Beamtenschaft  zu 
corrumpieren.  Da  das  Viiajet  die  Steuern  nach  Constantinopel,  natürlich  grossten- 
theils  in  Gold,  abznführen  hat,  so  obliegt  den  Provinzialbehürden  der  V erkauf 
der  eingesammelten  Naturalien.  Welche  Corruption  bei  einem  solchen  an  und  für 
sich  fast  nncontroliorbaren  Geschäfte  sich  einschleichen  muss,  liegt  auf  der  Hand. 
Wieviel  von  den  Steuern  aus  der  Provinz  in  den  Händen  der  Beamtenschaft  bleibt, 
die  sich  auf  diese  Weise  reichlich  dafür  entschädigt,  dass  man  ihnen  keine  GehalU 
zahlt,  weis«  ich  natürlich  ebensowenig  wie  irgendein  anderer  Mensch.  Dass  der 
Procentsatz  aber  enorm  sein  muss,  lässt  sich  aus  dem  ennes.sen,  was  in  dieser 
Richtung  in  Constantinopel  selbst  — also  unmittelbar  vor  den  Augen  der 
Regierung  — geschieht. 


Digilized  by  Google 


566 


Scböppcl 


Der  Maiigol  an  Geld  ist  selbst  in  den  Städten  so  gross,  dass  sich  auch 
hier  im  Zollwesen  eine  in  ihrer  Art  einzig  dastehende  Naturalabgabe  eingebürgert 
hat.  In  den  meisten  Fallen  zieht  es  nämlich  der  Empfänger  eines  theilbaren 
Zollgütes  vor,  die  Zollabgabe  (^8*/*  von  Hondert)  nicht  nach  dem  Werte  des 
Gutes  in  G e l d,  sondern  in  natura  zu  leisten.  Wer  also  100  Meter  Stoff  bekommt, 
schneidet  einfach  8V*  Meter  für  die  Zollbehörde  ab  und  die  Sache  ist  erledigt.  Für 
den  Empfänger  bietet  dieses  Verfahren  ausserdem  die  Annehmlichkeit,  dass  er 
den  Wert  seines  Gutes  nicht  überschätzen  zu  lassen  braucht,  während  die 
Regierung  anderseits  mit  diesem  Vorgänge  zufrieden  ist,  weil  sich  dieses  Ver- 
fahren leichter  controüeren  lässt,  als  wenn  sie  sich  auf  die  Schätzungen  ihrer 
Beamten  verlassen  muss,  bei  denen  der  „ßakachisch*  eine  so  unwiderstehliche 
Gewalt  besitzt.  Den  grössten  Vortheil  an  dieser  Einrichtung  haben  aber  entschieden 
jene,  welche  mit  der  Veräusserung  solcher  Naturalien  beauftragt  sind.  In 
der  That  betrachtet  man  diese  Posten  als  Kinnabmsquellen,  so  wie  bei  uns  etwa 
eine  Maut,  für  deren  Verleihung  natürlich  eine  entsprechende  Gegenleistung 
gefordert  wird. 

Diese  Einrichtung  zieht  nun  aber  eine  Oonsequenz  nach  sich,  welche  auch 
für  unsere  eigenen  Handelsbeziehungen  von  allergrösster  Bedeutung  ist.  Wie 
gesagt,  lässt  der  Beamte,  der  den  Verkauf  der  Naturalabgaben  besorgt,  mit  sich 
reden,  d.  h,  zu  deutsch:  diese  Waren  worden  um  lächerlich  billige  Preise 
an  gewisse  Händler  abgesetzt.  Diese  wieder  sind  in  der  Lage,  solche  Waren 
derart  billig  abzugeben,  dass  sie  dadurch  jede  Concurrenz  unterbieten.  Die  Folge 
davon  ist,  dass  ein  Kaufmann  nach  dem  andern  falliert  — und  es  gibt  that' 
sächlich  nirgends  in  der  Welt  so  viele  Falliments  als  hier  — , und  dass  das 
ganze  Warenlager  wieder  einem  jener  Zwischenhändler  in  die  Hände  kommt, 
welcher  mit  Rocht  als  ein  Parasit  des  wirtschaftlichen  Lebens  bezeichnet 
werden  kann. 

Nur  um  ein  Beispiel  anznführen,  mit  welchen  Concurrenzpreisen  der 
anständige  Kaufmann  in  Constantinopel  zu  rechnen  hat,  will  ich  mittbeilen,  was 
mir  die  vollständige  Tropen  au  Brüstung  anläs.slieh  meiner  Abreise  von  Con.stantmopel 
gekostet  hat:  ein  vollständiger  feiner  Tropenanzug  nach  unserer  Währung  14*80, 
feine  Tropenschiihe  aus  Tuch  mit  geflochtenen  Sohlen  A' 2. — , ein  feiner  Tropen- 
hut K 1*80  u.  s.  f.  Natürlich  darf  man,  um  so  billig  auszukonimen,  nicht  in 
den  feinen  Geschäften  in  Peru  einkaufen,  sondern  dort,  wo  der  geschäfUkundige 
Constantinopolitaner  seine  Einkäufe  besorgt. 

Es  ist  sehr  zu  bedauern  und  wohl  auf  das  in  Constantinopel  unter  den 
europäischen  KauflenU'n  grassiereude  Bestreben,  sich  mit  der  Regierung  auf  goteu 
Fass  zu  stellen,  zurückziiführen,  dass  diesen  unsere  Uandelsbe*ziehmigen  geradezu 
erstickenden  Verhältnissen  keine  Beachtung  geschenkt  wird.  Leider  steht  auch  die 
gesammte  europäische  Presse  in  Constantinopel  — die  deutsche  nicht  au.«ige- 
iiommeii  — mit  der  Regierung  in  gewissen  guten  Beziehungen,  welche  es 
mimriglich  machen,  die  auswärtigen  Haiidcdsluute  zu  warnen,  wo  cs  nothwendig  ist. 

Dass  der  europäische  Kaufmann  seine  guten  Gründe  hat,  mit  der  Behörde 
auf  gutem  Fusse  zu  stehen,  wird  jedermann  begreifen,  der  die  Art  der  Einhebung 
der  Krwerbstener  kennt.  Die  sogenannte  „Schätzung“,  welche  für  die  Beme.ssung 
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maass^ebend  ist.  bodoatet  für  die  damit  beauftragten  Beamten  den  denkbar 
besten  Krwerb.  Man  zahlt  je  nach  der  Grosse  des  Geschäftes  dem  Schätznngs- 
beamten  1—5  Medschidje  und  wird  dann  so  lächerlich  nieder  eingeschätzt,  dass 
man  selbst  für  ein  Geschäft  mit  bedeutendem  Umsatz  oft  nicht  mehr  als  einen 
Medschidje  (4it ) zahlt!  Diese  corrupte  Art  der  Bemessung  findet  jedermann  so 
selbstTeisiändlich.  dass  es  niemandem  einfiele,  in  moralischerer  Weise  vorzugehen. 
Und  auch  jene  höheren  Functionäre,  denen  die  Verleihung  solcher  Beamton]>fründen 
zusteht,  setzen  diesen  Kmerb  als  selbstTerständlicb  voraus  und  lassen  sich  für 
die  Verleihung  nach  Gebfir  bezahlen,  und  der  glückliche  Ausemäblte  bezahlt  auch 
gerne,  obwohl  er  weiss,  dass  er  keinen  Gehalt  bekommt. 

Welches  Unrecht  nun  darin  liegt,  wenn  man  dem  Bauern  jedes  elfte  Stück 
Vieh  wegnimiiit,  während  sich  der  Städter  mit  ein  paar  Kreuzern  abfinden  kann, 
und  wie  sehr  das  wirtschaftliche  Gleichgewicht  darunter  zum  enormen  Nachtheil 
des  Bauern  leidet,  brauche  ich  wohl  nicht  erst  darznlegen. 

TbatsHchlich  ist  fast  der  gesammte  türkische  Bauernstand  ohne  Geld. 
Abgesehen  davon,  dass  die  Zahlungsmittel  — wie  oben  ausgeführt  wurde  — 
überhaupt  in  vollkommen  unzulänglichem  Muasse  vorhanden  sind,  nimmt  die 
Kegierung  d»*m  Bauern  auch  die  Möglichkeit,  seine  Producte  zu  verwerten. 
Genau  der  nämliche  verderbliche  Einfluss,  den  die  Veräusserung  der  Zollgüter 
für  die  Handelswelt  bedeutet,  äussert  sich  beim  Verkaufe  der  bäuerlichen  NatnraD 
abgaben  durch  die  Kegierung.  Ein  grosser  Theil  des  Bedarfes  der  städtischen 
Bevrdkerung  an  bäuerlichen  Producten  wird  durch  Verschleuderung  der  Stener- 
naturalien  gedeckt.  Was  an  Bedarf  noch  übrig  bleibt,  muss  sich  nach  den 
Preisen  richten,  zu  welchen  man  die  nothwendigen  Producte  auf  dem  eben 
erwähnten  Wege  erhalten  kann. 

Die  Folge  dieser  Zustände  ist  — wie  schon  erwähnt  wurde  — ein  geradezu 
unglaublicher  Mangel  an  Geld  am  flachen  Lande. 

Wenn  es  wahr  ist,  dass  die  Steuern  und  Abgaben  für  den  Staat  das  gleiche 
bedeuten,  wie  für  den  Körper  das  Blut,  so  muss  mau  sagen,  das  türkische  Staats* 
wesen  leidet  an  hochgradiger  Anämie.  Das  Verfahren  der  Steuereinbebung  am 
flachen  Lande,  der  Kinschätzmig  bei  der  städtischen  Bevölkening  und  endlich 
die  Kinhebung  der  Zölle  — alles  ist  darauf  angelegt,  den  Staat  nach  Möglichkeit 
zu  schädigen.  Man  wird  tdier  zu  tief  greifen  als  zu  hoch,  wenn  man  sagt,  dass 
drei  Viertheile  aller  Staatseinnahmen  auf  diese  Weise  verloren  sind. 

Die  erste  Folge  davon  ist,  dass  der  Staat  seine  Beamten  und  Soldaten 
nicht  zahlen  kann.  Thatsächlich  bekommen  dieselben  höchstens  für  zwei  oder 
drei  Monate  iin  Jahre  ihren  Gehalt,  und  das  ist  gewöhnlich  vor  dein  Beiramfest. 
Dadurch  zwingt  der  Staat  dieselben,  sich  auf  corrupte  Weise  das  Geld  zu  ver- 
schaff**!!,  er  zwingt  sie  — es  ist  dies  ein  Schulbeispiel  für  den  circulus  vitiosus  — , 
den  Staat  zu  betrügen  und  seine  Einnahmen  für  sich  zu  behalten,  wo  es  nur 
möglich  ist. 

Es  ist  im  Interesse  der  Menschlichkeit  zu  bedauern,  dass  eigentlich  nur 
wenige  Beamte  in  der  Lage  sind,  sich  ein  Nebeneinkommen  zu  > erschaffen.  Der 
GrosetheU  der  Beamtenschaft  und  vor  allem  die  armen  Soldaten  befinden  sich  in 
einer  Mitleiden  erregenden  Noth.  Die  Soldaten  müssen  ihren  Tabak  zusamiiienbetteln. 
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die  Beamten  leben  schlechter,  als  es  sich  bei  ans  der  mindcrste  Tagluhner  trAnmen 
lässt.  Diese  Verhältnisse  bringen  es  natürlich  mit  sich,  dass  auch  ein  grosser  Theil 
der  städtischen  BeTölkemng  als  Abnehmer  für  die  ausländischen  Industrioerzeugnisse 
gar  nicht  gezählt  werden  kann. 

Aber  nicht  allein  diese  Armen,  sondern  auch  die  wirtschaftlichen  Beziehungen 
zum  Auslande  leiden  anter  der  corrupten  Vinanzwirtschaft. 

Wie  viele  Millionen  ausländischer  Ersparnis.se  giengen  durch  die  Entwertung 
der  Türkenlose  verloren,  und  wie  viele  werden  noch  verloren  geben,  da  die  an  und 
für  sich  bedeutenden  Hilfsmittel  des  Staates  die  Staatscassa  nicht  erreichen!  Es 
ist  daher  wohl  die  Warnung  an  das  abendlAndischo  Publicum  am  Platze,  keiner 
wie  immer  gearteten  türkischen  Anleihe  zu  trauen,  wenn  die  Türkei  nicht  gleich- 
zeitig gewisse  StaaUeinnahmen  verpfändet  und  auch  die  Einhebnng  derselben  in 
verlässlichere  Ufiiide  legt  als  bisher. 

Das  Ergebnis,  zu  welchem  wir  nach  ernster  Erwägung  aller  Umstände 
kommen,  ist  folgendes: 

Die  Türkei  ist  heute,  und  solange  die  jetzige  Wirtschaft  besteht, 
absolut  kein  geeignetes  Absatzgebiet  für  die  ausländische 
Industrie,  Die  Kaufkraft  des  grössten  Theiles  der  Bevölkerung  ist  gleich 
Null.  Die  Bauern  könneu  ihre  Producte  nicht  zu  Geld  machen  und  sind  daher 
auch  nicht  in  der  Lage,  europäische  Erzeugnisse  zu  consumieren;  auch  die 
städtische  Bevölkerung,  die  Beamten  und  Soldaten  haben  zum  grössten  Tbeile  kein 
Geld;  die  Handelsleute  leiden  — soweit  sie  anständig  sind  — unter  einer 
Schwindelconcnrrenz  ohnegleichen,  und  die  unsoliden  Geschäftsleute  kommen  zu 
ihren  Waren  auf  anderem  Wege.  Diese  Umstände  muss  jeder  Kaufmann  und  jeder 
Fabrikant  berücksichtigen,  der  sich  auf  Handelsbeziehungen  mit  dem  Orient  ein- 
lassen  will.  Man  möge  sich  nicht  durch  bezahlte  Zeitungsberichte  bethören  lai^eii, 
durch  nnvorständige  Aufmunterungen  von  einer  Seite,  die  damit  dem  vaterländischen 
Handel  zu  nützen  glaubt.  Man  möge  berücksichtigen,  dass  diese  Zeilen  von  einer 
vollkommen  nnabhängigen  Person  geschrieben  sind,  welche  nur  das  eine  Interesse 
hat,  ihren  Landsleuten  durch  ihre  eigenen  Wahrnehmungen  zu  nützen.  Damit 
dieser  Abschnitt  übrigens  nicht  mit  solch  trostlosem  Pessimismus  schliesse,  kündige 
ich  jetzt  schon  an,  da.ss  ich  im  dritten  Theilo  dieser  Ausführungen  die  Wege  an- 
deuteii  werde,  auf  welchen  sich  der  österreichische  Unternehmungsgeist  mit  Erfolg 
bethätigen  kann. 


2.  Den  Kampf  um  den  Orient. 

Wer  die  Naturgesetze  der  Geschichte  mir  einigermaassen  kennt,  wird  zu- 
geben  müssen,  dass  das  türkische  Staatswesen  in  Auflösung  begriffen  ist.  Solche 
maasslose  Corruption,  solche  finanzielle  Erscheinungen  beweisen,  dass  der  Magen 
des  Staates  den  Organismus  nicht  mehr  ernähren  kann.  Vor  diesem  Verfall  kann 
auch  das  durch  religiösen  Fatalismus  widerstandsfähig  gemachte  Heer  nicht 
schützen;  denn  was  hilft  der  grösste  Math  und  der  stärkste  Arm,  wenn  der 
Magen  nicht  mehr  die  nöthigen  Säfte  produciert. 

Diese  Thatsache  hat  allen  grossen  Nationen  nahegelegt,  sich  beizeiten 
einer  ausgiebigen  Erbschaft  zu  versichern.  Da  es  für  das  wirtschaftliche  Loben 
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Oesterreichs  aber  geradeza  eine  Lebensfrage  ist,  in  welcher  Weise  sich  die 
Verhältnisse  im  Orient  gestalten,  so  wollen  wir  die  verschiedenen  Mittel 
betrachten,  mit  deren  Hilfe  die  einzelnen  Nationen  den  Orient  erobern  wollen, 
nnd  dabei  die  Aussichten  erwägen,  welche  die  eine  und  die  andere  Nation  in 
diesem  Wettkampfe  hat. 

Interessant  ist  die  Tbatsacho,  dass  Griechen  und  Italiener  sich  heute  an 
diesem  Wettkampfe  gar  nicht  mehr  betheiligen,  obwohl  fast  die  ganze  nicht- 
türkische Bevölkerung  in  den  Städten  der  Nationalität  nach  Griechen  oder 
Italiener  sind.  Noch  vor  30  Jahren  war  das  Italienische  in  Constantinopel 
tonangebend.  Heute  hört  man  hier,  wie  in  den  anderen  Städten,  kanm  ein 
italienisches  Wort.  Dieser  rasche  Wechsel  mag  wohl  dadurch  begünstigt  worden 
sein,  dass  das  Französische,  welches  das  Erbe  antrat,  für  jeden  Italiener  sehr 
leicht  zu  erlernen  ist.  Dafür  blieben  anderseits  die  Griechen  von  der  Französisierung 
•zwar  verschont,  ihr  Einfluss  aber  ist  seit  dem  unglücklichen  Au-sgange  des  griechisch- 
türkischen  Krieges  vollständig  geschwunden.  In  Betracht  kommen  heute  im  Kampfe 
um  den  Orient  nur  mehr  Frankreich,  Russland,  Deutschland,  England  und  — leider 
an  letzter  Stelle  — Oesterreich. 

Die  grösste  Aussicht,  den  Orient  zu  gewinnen,  hat  heute  zweifellos  die 
französische  Nation.  Ihr  tonangebender  Einfluss  bei  der  Pforte  steht  unbedingt 
fest.  Es  ist  diese  Thatsacbe  umsomehr  zu  verwundern,  als  Frankreich  weder  die 
Gewaltmittel  Englands,  noch  die  religiösen  Machtmittel  Russlands,  noch  die 
Capitalkräfte  Deutschlands  angewendet  hat.  Der  Französisierungsprocoss  im  Orient 
vollzieht  sich  in  aller  Stille  durch  das  wirksamste  aller  Machtmittel  — die 
Civilisation. 

Die  französische  Regierung  geht  dabei  ungemein  schlau  zoworke.  Sie 
greift  nirgends  direct  ein,  sondern  lässt  die  französischen  Mönche,  für  welche 
sie  in  Frankreich  selbst  bekanntlich  keine  besondere  Wertschätzung  hat,  in  aller 
Stille  arbeiten.  Unterstützt  wird  sie  dabei  durch  den  Vatican,  der  trotz  des  fran- 
zösischen Culturkampfes  den  Schutz  der  orientalischen  Katholiken  der  französischen 
Regierung  nicht  genommen  hat.  Die  letztere  geniesst  daher  auch  den  Vortheil, 
dass  sie  nur  einen  kleinen  Theil  zn  den  Kosten  dieser  Culturarbeit  beizusteuem 
braucht;  den  grössten  Theil  bestreitet  die  päpstliche  Propaganda  selbst. 

Die  Zahl  der  französischen  Mönche  im  Orient  ist  enorm.  Fast  jeder  grössere 
Ort  an  der  Küste  und  im  Innern  besitzt  seine  von  französischen  Geistlichen 
geleitete  Scholen,  wo  Arm  und  Reich  unterrichtet  wird.  In  Beirut  besteht  eine 
von  Jesuiten  geleitete  ausgezeichnete  Universität,  welche  die  von  den  Anglikanern 
ebenfalls  in  Beirut  errichtete  Hochschule  bei  weitem  übertrifft.  "Wir  finden  in  der 
ersteren  eine  Reihe  gelehrter  Patres,  deren  wissenschaftlicher  Ruf  auch  nach  Europa 
gedrungen  ist.  Die  Sammlungen  sind  wertvoll  und  auserlesen;  die  medicinische 
Facultät  besitzt  eine  Klinik,  welche  jeder  europäischen  Universität  zur  Ehre 
gereichen  würde.  Die  vorzüglichen  Leistungen  der  medicinischen  Facultät  lassen 
sich  aus  der  Thatsache  ermessen,  dass  .sowohl  die  Türkei  als  auch  Frankreich 
die  von  ihr  verliehenen  Diplome  anerkennt. 

Was  diese  Hochschule  für  die  Vergrösserung  des  französischen  Einflusses 
leistet,  lässt  sich  ermessen,  wenn  man  bedenkt,  dass  alljäJirlicb  ein  halbes  Hundert 
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arabischer  Aerzte,  welche  fmnzfisischc  Bildung  genossen  haben,  diese  Anstalt  ver- 
lassen, um  sich  über  das  ganze  Ottumaoische  Beich  zn  vertheilen.  Diese  Aerzte 
sind  die  geanchtesten  und  beliebtesten,  selbst  bei  der  türkischen  Bevölkerung. 

Auch  die  philosophische  Facultät  steht  bei  Türken  und  Arabern  in  hohen 
Khren.  Die  Lehrkanzeln  der  arabischen  und  türkischen  Sprache  sind  mit  Korvphäen 
auf  diesem  Gebiete  besetzt.  Nirgends  wird  dieser  Zweig  der  Sprachwissenschaft  so 
ausgezeichnet  gepflegt  als  hier. 

Die  Kosten  der  Universitit  trügt  zum  grössten  Theilo  die  Propaganda,  die 
dadurch  dem  französischen  Staate  einen  wenig  verdienten  Dienst  erweist.  Frankreich 
trägt  nur  zur  Erhaltung  der  medicinischen  Facultät  etwas  bei.  Auch  sonst  strengt 
sich  Frankreich  durchaus  nicht  an,  den  französischen  Schulen  materiell  beizu- 
springen. Dafür  lässt  es  Frankreich  allerdings  an  der  wirksamsten  diplomatischen 
Vertretung  zwar  nicht  der  katholischen  Interessen  überhaupt,  wohl  aber  der 
Interessen  der  katholischen  Franzosen  durchaus  nicht  fehlen,  und  es  hat  dadurch 
erzielt,  dass  die  französischen  Schulen  allenthalben  eine  ganze  Reihe  wertvoller 
Vorrechte  geniessen. 

Schon  heute  spricht  fast  jeder  gebildete  Türke  oder  Araber  franz'wisch,  und 
nachdem  sich  die  französischen  Mönche  mit  der  den  geistlichen  Lehrern  eigenen 
Liebe  und  Opferwilligkeil  die  Liebe  und  Anhänglichkeit  ihrer  Schüler  zu  sichern 
wissen,  so  wird  dom  Volke  gar  nicht  bewusst,  dass  cs  sich  seiner  eigenen  Nationalität 
entäussert,  während  es  die  französische  Civilisation  übernimmt. 

Frankreich  hat  sich  im  Orient  weder  mit  jenem  grossen  Capitale  engagiert 
wie  Dentschland,  noch  hat  es  die  Machtmittel  sprechen  lassen,  denen  England 
seinen  Einfluss  im  Mittelmeer  verdankt,  es  überlässt  die  Arbeit  einfach  den 
katholischen  Orden  — ohne  sich  fibrigen.s  denselben  in  Frankreich  selbst  in 
irgendeiner  Weise  verpflichtet  zn  halten. 

Einen  wesentlich  anderen  Weg  geht  dasDcntscbe  Reich.  Die  deutsche  Regierung 
sucht  das  deutsche  Capital  — wo  cs  nur  möglich  ist  — zu  engagieren.  Bei  den 
grössten  Bahnen  des  Reiches  ist  im  hervorragendsten  Maasse  dentsebes  Capital 
engagiert,  nnd  anch  die  Bagdadbahn  kommt  in  dcntsche  Hände. 

Das  deutsche  Capital  hat  sich  durch  Verpfändung  gewisser  Einnahmsqnellen 
vor  Verlusten  geschützt,  es  ist  dalicr  nicht  zu  befürchten,  dass  Deutschland  die 
geringen  Erfolge,  die  es  auf  diesem  Wege  erreichen  wird,  anch  noch  mit  nam- 
haften Verlusten  bezahlt. 

Selbst  bei  der  Anafolischen  Bahn,  welche  die  frnchtbarsteii  Gebiete  des 
Reiches  nnmittelbar  mit  Constantinopei  verbindet,  musste  man  erfahren,  dass  es 
eine  Arbeit  von  vielen  Jahren  kostet,  um  eine  Bahn  rentabel  zn  machen,  die 
durch  ein  noch  so  ertragnisreiches  Land  führt,  dem  es  aber  au  Geldmitteln 
mangelt.  Die  Verwaltung  der  Anatolischen  Balm  lässt  es  sich  Millionen  kosten,  den 
Verkehr  durch  Instmctoren,  durch  Vertheilung  von  Saatgütern  und  Sicherung  von 
Absatzqnellen  zn  beleben.  Die  Knphratbahn  bietet  noch  viel  grössere  Schwierigkeiten. 
Erstens  fehlt  der  Anschlnss  an  Constantinopei,  welchen  die  Bassen  zn  verhindern 
wussten,  zweitens  ist  da.s  Land,  durch  welches  die  Bahn  führen  soll,  grösstentheils 
derart  vernachlässigt,  dass  es  eine  l'nsnmme  von  Geld  nnd  Arbeitskräften  kosten 
würde,  dasselbe  zn  heben.  Nur  wenn  es  DenUschland  dnrchznsetien  vermag. 
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deutschen  Ansiedlern  in  die  gewiss  sehr  cultnrfähigon  Kuphratländer  Kingang  tu 
verschaffen,  verspreche  ich  mir  — wenn  auch  erst  nach  Jahren  — einen 
Erfolg. 

Sehen  wir  vom  w i rts c h a ft  1 ich  e n Erfolg  oder  Misserfolg  der  dentschon 
Investitionen  ganz  ab;  der  politische  Erfolg  derselben  ist  jedenfalls  gleich 
Noll.  Um  nnr  ein  Beispiel  ans  der  nächsten  Nilhe  anznfähren  : Haben  die  Eng- 
länder deshalb  an  Einfluss  in  Wien  gewonnen,  weil  sie  viel  Capital  bei  der  Gas- 
gesellschaft etc.  investiert  haben?  oder  hat  Oesterreichs  Einfluss  durch  die  Engagements 
seines  Capitals  in  Serbien  irgendwelche  Fortschritte  gemacht?  Eher  ist  das  Gegen- 
theil  wahr.  Wird  .sich  ein  Tolk  nnr  erst  seiner  wirtschaftlichen  Kraft  bewusst, 
so  sieht  es  die  ansldndischen  Capitalisten  immer  als  seine  Ausbeuter  an.  So  wird 
auch  Deutschland  an  den  Früchten  seiner  Orientpolitik  keine  Freude  erleben  — 
es  wird  einige  hundert  Deutsche  als  Bahnbeamte  nach  dem  Orient  schicken,  während 
Frankreich  allgemach  Tausende  von  Türken  und  Arabern  franzüsisiert.  Wenn 
Deutschland  einen  Erfolg  darontragen  will,  wird  es  sich  bequemen  müssen,  das 
Beispiel  E'rankrcichs  wenigstens  in  den  Ländern,  die  seine  Bahnen  durchziehen, 
nachzuahmen,  es  wird  sich  dazu  bequemen  müssen,  den  deutschen  Orden  die 
gleiche  mächtige  Fürsorge  im  Orient  zu  sichern,  welche  Frankreich  gewährt  Es 
wird  aber  auch  daran  denken  müssen,  der  franz'isischen  Universität  in  Beirut 
etwa  in  Bagdad  eine  Schwesteranstalt  an  die  Seite  zu  stellen,  wobei  es  die  Arbeit 
allerdings  nicht  leicht  jemandem  anderen  übertragen  k'inntc,  als  den  deutschen 
Jesuiten;  denn  es  wird  sich  kaum  ein  anderer  Orden  finden,  der  den  hohen 
wissenschaftlichen  .Anforderungen  einer  solchen  Aufgabe  nachzukommen  vermag. 

Ganz  seinen  eigenen  Weg  geht  Russland.  Die  russische  Regierung  nützt 
mit  viel  Geschick  die  confessionellen  Bande  aus,  die  sie  mit  einem  grossen  Theile 
der  türkischen  Staatsbürger  verbinden.  Dieses  Zusammengehörigkeitsgefühl  wird 
durch  freigebige  Dotierung  der  orthodoien  Kircbengemeinden,  durch  Entsendung 
von  Seelsorgern,  durch  Agitation  in  Wort  und  ScliriA  rege  gemacht  und  gestärkt. 
In  allen  grösseren  Orten  findet  man  orthodoxe  Kirchen,  welche  mit  russischem 
Oelde  gebaut  worden  sind.  Dabei  betreibt  Russland  besonders  in  Palästina  die 
Einführung  russischer  Ansiedler  en  gros. 

Die  Hauptstütze  findet  Russland  in  den  Griechen  und  in  den  orthodoxen 
Armeniern.  Keine  von  beiden  Nationen  mnthet  sich  die  Fähigkeit  zu,  sich  als 
Nation  am  Wettkampfe  um  die  Vorherrschaft  zu  betheiligen.  Es  ist  daher  nichts 
natürlicher,  als  dass  sie  sich  willig  in  die  Führung  derer  schicken,  mit  denen 
sie  wenigstens  ihre  Religion  verbindet. 

Die  russische  Gefahr  im  Orient  wird  vielfach  unterschätzt.  Besonders  dann, 
wenn  sich  Frankreich  und  Russland  bezüglich  der  Grenzen  ihres  Wirkungskreises 
anseinandersetzen,  dürfte  das  Schicksal  des  Orients  entschieden  sein. 

Was  England  anbelangt,  so  versuchte  dieser  Staat  schon  alle  Wege. 
England  erhält  thenere  Schulen,  so  in  Beirut  eine  Universität;  es  entsendet 
anglikanische  Missionäre  in  schwerer  Zahl,  und  es  sucht  sich  allenthalben  mit 
Capital  zu  bethoiligen.  Es  hat  auch  schon  das  beliebte  Recept  der  Gewalt  ver- 
sucht. mit  welchem  es  die  Schutzherrschaft  über  Egjpten  erworben  hat.  Allein 
der  Aufstand  der  Armenier,  der  zweifellos  von  den  Engländern  angezettelt  war, 
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endete  so  kläglich,  dass  er  Englands  Ansehen  im  Orient  nicht  weniger  geschadet 
hat  als  eine  verlorene  Schlacht. 

Leider  an  letzter  Stelle  der  Mächte,  die  im  Orient  festen  Fuss  fassen  wollen, 
steht  das  allezeit  bescheidene  Oesterreich.  Es  kommt  über  die  Stadien  der 
Xationalokonomen,  die  es  nach  dem  Orient  entsendet,  nicht  hinaus.  Die  einzige 
wirkliche  Leistung  ist  die  Schaffung  zahlreicher  Postanstalten,  deren  Verlässlich- 
keit besonders  den  Franzosen  und  Deutschen  ausgezeichnet  zustatten  kommt. 

Und  doch  sind  die  Voraussetzungen  für  Oesterreich  sehr  günstig.  Die 
österreichische  Colonie  in  Constantinopel  ist  die  stärkste,  und  auch  sonst  nehmen 
die  Oesterreicher  allenthalben  eine  hervorragende  Stelle  ein.  Die  Oesterroicher 
gelten  als  arbeitsam  und  tüchtig  und  sind  beliebter  als  alle  anderen,  weil 
sie  sich  nicht  in  den  Vordergrund  drängen. 

Dass  Oesterreich  das  System  Frankreichs  nicht  einschlagen  kann,  obwi»bl 
gerade  seine  gnteii  Beziehungen  zu  Kom  die  Anwendung  desselben  begünstigen 
würden,  ist  in  den  traurigen  nationalen  Verhältnissen  Oesterreichs  begründet.  Die 
Schule  in  Constantinopel  ist  ein  sprechendes  Beispiel  dafür.  Jede  Nation  verlangt 
in  der  Schule  vertreten  zu  sein,  so  dass  an  einen  einheitlichen  Uoterricht.  der 
jenem  der  französischen  Schulen  gleichkommen  könnte,  gar  nicht  zu  denken  ist. 
Sich  aber  für  rein  deatsebe  Schulen  zu  erklären,  dazu  fehlt  uns  leider  die  Energie. 

Auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung  könnte  Oesterreich  in  hervorragender  Weise 
im  Orient  betheiligt  sein.  Dazu  fehlt  indessen  einerseits  eine  gewisse  patriotische 
Gesinnung  unserer  Grosscapitalisten,  welche  sich  sowohl  bei  den  deutc<chen  als 
auch  bei  den  französischen  Capitalisten  zu  betbätigen  pflegt;  anderseits  muss  aber 
auch  der  Regienmg  der  Vorwurf  gemacht  werden,  dass  sie  nicht  den  ganzen  ihr 
möglichen  £influ8.s  beim  Grosscapital  anfbietet,  um  diejenigen  Betheiliguiigen, 
welche  ihr  politisch  vortbeilbaft  wären,  zustande  zu  bringen.  Freilich  muss  ander- 
seits znr  Rechtfertigung  der  Regierung  angeführt  worden,  dass  die  Vertretung 
unserer  wirtschaftlichen  Interessen  im  Anslande  eine  gemeinsame  Angelegenheit 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ist,  während  die  Stelle,  welche  mit  dom 
heimischen  Capitale  in  Fühlung  tritt,  eine  österreichische  beziehungsweise  ungarische 
Behörde  ist  Dadurch  ist  jenes  enge  Zusammenarbeiten  zwischen  den  Consulaten 
und  den  einzelnen  Ministerien,  welches  bei  anderen  Staaten  so  vortbeilbaft  wirkt, 
von  allem  Anfänge  an  illusorisch. 

Es  wäre  daher  dringend  nötbig,  dass  Oesterreich  im  Orient  möglichst  viele 
wirtschaftliche  Vertretungen  errichtet,  oder  die  schon  bestehenden  mit  einem 
bedeutend  erweitertem  Wirkungskreis  ausstattet,  so  dass  sie  auch  in  Fragen  grosser 
Capitaiiuvestitionen  eine  führende  Rolle  einiiehmen  können. 

Eine  au-sgezeichnete  Gelegenheit  für  Oesterreich,  im  Orient  Einfluss  zu  ge- 
winnen. böte  die  katholische  Religion.  Oesterreich  ist  doch  ein  katholischer  Staat, 
während  Frankreich  die  Rechte  der  katholischen  Orden  mit  Füssen  tritt.  Dieses 
Vorhalten  der  französischen  Regierung  gegen  den  Katholicismus  konnte  auf  die 
französischen  Priester  und  Katholiken  im  Orient  seine  Wirkung  nicht  verfehlen. 
Ich  hatte  selbst  schon  oft  zu  erfahren  Gelegenheit  gehabt,  mit  welch  wohl- 
begründetem Groll  die  katholischen  Orden  im  Orient  diese  kirchenfeindliche 
Haltung  der  französischen  Regierung  verfolgen.  Wenn  Oesterreich  da  anknüpfen 


Digitized  by  Google 


Oesterreich  und  der  Orient. 


573 


«ürde  mid  onter  Scbonnng  der  nationalen  Einplindlichkeit  der  franzrjsiacben 
Priester  dem  Katholicismas,  insbesondere  den  kathuliscben  Schulen  im  Orient  jene 
Unterstützung  zntheil  werden  Hesse,  welche  Frankreich  nur  widerwillig  und  im 
geringen  Maasse  gibt,  so  würde  sein  Einfluss  selbst  unter  den  fraiizüsischen 
Katholiken  in  jenem  Maasse  wachsen,  als  man  der  französischen  Begierung  Miss- 
trauen eiitgegenbringt.  Oesterreich  könnte  dies  nmso  leichter  thnn,  als  es  ein 
Staat  ohne  nationales  Gepräge  ist  und  infolgedessen  nicht  befürchten  lässt,  die 
nationalen  Bestrebungen  der  französischen  Katholiken  zu  beeinträchtigen. 

3.  Aussichten  der  wirtschaftlichen  Beziehungen  Oesterreichs 
zum  Orient. 

Ich  habe  im  ersten  Capitel  dieser  .\usfnhrungen  die  allgemeine  wirtschaft- 
liche Lage  in  der  Türkei  besprochen  und  meine  Landsleute  davor  gewarnt,  ohne 
gründliche  Erwägung  mit  dem  Orient  Handelsbeziehungen  einzugehen.  Damit  soll 
aber  noch  keineswegs  gesagt  werden,  dass  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  Oester- 
reichs mit  dem  Orient,  welche  zweifellos  eine  Lebensfrage  für  unsere  Industrie 
bedeuten,  nicht  auf  irgendeinem  anderen  Weg  aufrecht  zu  erhalten  and  zn 
fördern  sind. 

Es  ist  dies  zweifellos  der  Fall.  Wir  müssen  nur  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  der  Türkei  nehmen,  wie  sie  sind,  und  nicht  in  den  verhängnisvollen 
Fehler  verfaUen,  dort  anf  die  gleiche  Weise  verfahren  zn  wollen,  wie  in  einem 
anderen,  wirtschaftlich  geordneten  Staate. 

In  erster  Linie  muss  man  die  traurigen  wirtschaftlichen  und  geschäftlichen 
Verhältnisse  berücksichtigen,  welche  in  den  Städten  herrschen.  Solange  darin 
nicht  Wandel  geschaffen  wird,  soll  man  sich  abgewöhnen,  das  Hauptaugenmerk 
anf  die  Städte  zu  richten. 

Mau  soll  vielmehr  trachten,  direct  mit  dem  flachen  Lande  wirtschaftliche 
Beziehungen  oinzugcheii.  Dabei  muss  allerdings  wieder  dem  Umstande  Bechnnng 
getragen  werden,  dass  daselbst  nur  wenig  Geld  vorhanden  ist  und  das  vorhandene 
einen  ausserordentlich  hohen  Wert  besitzt- 

Dagegen  soll  man  umso  grössere  Beachtung  dem  Umstande  schenken,  dass 
dort  der  Wert  der  landwirtschaftlichen  Product«  ein  ausserordentlich  geringer  ist- 

Wenn  man  hier  Factoroien  errichten  würde,  so  wie  in  den  übrigen 
uncultivierten  Ländern,  wo  ebenfalls  auf  den  Mangel  jedes  Zahlungsmittels  Rück- 
sicht genommen  werden  muss,  und  wenn  man  die  Erzeugnisse  der  Industrie 
gegen  die  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft  eintanschen  würde,  so  wäre  der  Gewinn 
sicherlich  enorm. 

Es  braucht  sich  dabei  der  Tausch  natürlich  nicht  in  der  rohesten  Form  des 
Tauschhandels  vollziehen  — man  könnte  sich  vielmehr  einer  Art  von  Zahlungs- 
marken bedienen,  für  welche  man  im  Kaufladen  die  gewünschten  Waren  bekommt. 

Die  Verwertung  der  landwirtschaftlichen  Prodnete  ist  nicht  schwer,  da  die 
Küste  selbst  vom  Innern  aus  leicht  zu  erreichen  ist  und  von  hier  aus  der  Weg 
nach  den  kaufkräftigsten  Ländern  Europas  offen  steht. 

Die  ausserordentlich  billigen  Arbeitskräfte,  welche  mau  überall  findet,  würden 
es  übrigens  gestatten,  gleich  an  Ort  und  Steile  die  Verarbeitung  vorznnehmen,  so 
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dass  dadurch  das  Gewicht  niid  mit  ihm  die  Transpirrtkosten  der  ausruführenden 
Waren  in  erheblicher  Weise  verringert  wird. 

So  liesse  sich  beispielsweise  die  änsserst  billige  Wolle  ta  Tnch  verarbeiten, 
das  Schlachtvieh  in  Fleischextract,  Margarin  nnd  Leder;  der  nnglaublich  wohl- 
feile starke  Wein  gäbe  einen  ausgeaeichneten  Cognac;  die  Milch,  welche  reichlich 
vorhanden  ist,  lässt  sich  condensieren  nnd  conservieren.  In  Constantinopel  wird 
solche  Milch  ans  Schweizer  Fabriken  bezogen  nnd  mit  3*/,  Piaster  '70  h)  die 
Dose  bezahlt.  Selbst  da.s  Obst  lässt  sich  theils  in  frischem,  thcils  in  gedörrtem 
Zustande  nutzbringend  verwerten.  Würden  die  Landbewohner  nun  erat  angeleitet 
werden,  jene  Colturen  zu  pflegen,  für  deren  Erträgnisse  die  Factorci  die  beste 
Verwendung  hat,  znm  Beispiel  Oelpflanznngen,  so  wäre  der  Erfolg  ein  umso 
grösserer. 

Wenn  die  österreichische  Kegierung  das  Interesse  der  betheiligten  Kreise 
für  die  Gründung  solcher  Factoreien  erwecken  nnd  denselben  bei  der  Gründung 
selbst  an  die  Hand  gehen  würde;  wenn  sie  weiter  dafür  sorgen  würde,  dass  die 
geeigneten  Dampfervorbindungen  ge.schaffen  und  damit  auch  die  Wege,  auf 
welchen  die  Indnstrieerzeugnisse  bezogen  werden  müssen,  horgestellt  würden,  so 
wäre  dadurch  nicht  allein  ein  vortreffliches  Absatzgebiet  unserer  Industrie  eröffnet; 
vielmehr  hätte  ein  solches  Selz  von  österreichischen  Ansiedlungen  eine  so  grosse 
politische  Bedeutung,  wie  keiner  der  von  den  anderen  Mächten  unternommenen 
Versuche,  den  Orient  zu  gewinnen,  sie  jemals  erreichen  kann.  Ich  habe  in  Smyrna 
und  Beirut  einige  Europäer  kennen  gelernt,  welche  auf  diese  Weise  reich  geworden 
sind,  üniso  leichter  müsste  es  für  die  .Ansiedler  sein,  wenn  ihnen  die  Begierung 
hilft,  die  ersten  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  und  wenn  für  einen  regelmässigen 
und  billigen  Verkehr  der  Ansiedlungen  mit  Oesterreich  nnd  den  Ländern,  welche 
zur  Verwertung  der  landwirLschaftlichen  Producto  ins  Auge  zu  fassen  sind. 
Vorsorge  getroffen  wird. 

Ich  schllesse  mit  dem  aufrichtigen  Wunsche,  dass  diese  Zeilen  nicht  ungelesen 
und  ungeachtet  an  denjenigen  Persönlichkeiten  vorübergehen  mögen,  welche  zur 
Fürsorge  für  das  wirtsehafllicho  Gedeihen  unseres  Vaterlandes  berufen  sind. 
Mögen  die.se  den  ganzen  Emst  der  Situation  erfassen,  die  entsteht  wenn  Oester- 
reich der  Orient  entwunden  wird;  mögen  sie  auch  einsehen,  dass  im  Orient  derart 
eigenartige  A'erhältnisse  herrschen,  dass  mit  den  gewöhnlichen  Mitteln  zur 
Anknüpfung  von  Handelsbeziehungen,  wie  man  sie  in  der  Schule  lernt,  nicht  nur 
kein  Erfolg  erzielt,  sondern  thatsächlich  nur  Unheil  angerichtet  werden  kann. 
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DAS  GESETZ’) 


BETREFFEXU  UIE 

ABSCHREIBI  XG  DER  GRUNDSTEUER  WEGEN  BESCHÄDIGUNG 

DES 

NATURALERTRAGES  DURCH  ELEMENTAREREKiNISSE. 


bchoM  mit  dem  Gesetze  vom  Jahre  1886  wurde  der  Yersorh  gemacht,  für 
die  alljährlich  an  die  Finanzverwaltung  herantretenden  Ansprache  um  Nachlässe 
an  der  Grundsteuer  aus  Anlass  von  schädigenden  Klementarereignissen  eine  feste, 
gesetzliche  Grundlage  zu  schaffen,  um  solchen  Ansprüchen  einen  rechtlichen  Titel 
zu  gewähren,  Willkür  vonseiten  der  Kxecutivorgane  zu  beseitigen  und  missbräuch- 
liche Inanspruchnahme  derartiger  Nachlässe  za  verhindern.  Es  war  aber  in 
diesem  Gesetze  den  Behörden  doch  noch  ein  sehr  weiter  Spielraum  freien  Er- 
messens zugostanden  und  die  aufgestellten  Voraussetzungen  und  Formalitäten 
machten  doch  vielfach  das  Gesetz  unwirksam. 

Mit  Rücksicht  auf  die  zunehmenden  Klagen  der  Interessentenkreise  kam 
dann  im  Jahre  1896  ein  zweites  analoges  Gesetz  zustande,  welches  schon  prä- 
ciser  die  Voraussetzungen  für  die  Geltendmachung  des  Recbtsanspmclies  auf  Grund- 
stcuemachlass  formulierte;  zwei  Kategorien  von  Schäden  wurden  unterschieden, 
und  zwar  solche,  bei  deren  Eintreten  überhaupt  die  Grundsteuer  zur  Abschreibung 
gelangte,  und  solche,  die  nnr  dann  berücksichtigt  wurden,  wenn  der  vierte  Theil 
des  gesammten  Reinertrages  der  dem  Grundbesitzer  in  einer  Katastralgemeinde 
gehörigen  Grundstücke  beschädigt  ist. 

Aber  auch  dieses  Gesetz  entsprach  nicht  den  Wünschen  und  Interessen  der 
Grundbesitzer;  die  verschiedenartige  Behandlnng  der  einzelnen  Arten  von  Elementar- 
schäden erwies  sich  gegenüber  dem  dadurch  entstandenen  effecUven  Schaden  als 
nicht  zutreffend,  die  Begünstigungen  des  Gesetzes  wirkten  ungleich  auf  die  ver- 
schiedenen Kategorien  der  Besitzer,  und  die  schleppende  Art  der  Liquidierung 
der  Schäden  machten  überdies  das  Gesetz  in  vielen  Fällen  fast  unwirksam.  Die 
gewährten  Nachlässe  stiegen  zwar  von  13*8  Mill.  Kronen  in  der  Periode  1891 
bis  1895  auf  17  6 Mill.  Kronen  in  der  Periode  1896 — 1900,  aber  sie  blieben 
doch,  einzelne  Jahre  abgerechnet,  hinter  den  berechtigten  Ansprüchen  der  Grund- 
besitzer zurück. 

I 

*)  Nach  den  Beschlüssen  der  beiden  Häuser  des  Reiebsrathes. 
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So  wurden  denn  im  Jahre  1901  gleichzeitig  von  drei  Seiten  Initiativanträge 
im  Abgeordnetenhause  eingebracht,  welche  .sehr  bedeutende  Erweiterungen  des 
Anwendungsgebietes  für  derartige  Stenernachlässe  bezweckten,  im  Steuerausschnsse 
des  Abgeordnetenhauses  zum  lieschinsse  erhoben,  aber  infolge  eines  motivierten 
Einspruches  des  Finanzministers  doch  nur  in  sehr  wesentlich  modificietier  Form 
vom  Abgeordnetenhauae  in  der  Sitzung  vom  13.  Juni  1902  angenommen  wurden. 

Das  Herrenhan.s  trat  diesem  Be.schlusso  in  seiner  Sitzung  vom  20.  Juni 
1902  bei. 

Es  wurde  hier  zwar  nachdrücklich  geltend  gemacht,  dass  durch  die  neuer- 
liche Erweiterung  des  Kähmens,  innerhalb  dessen  gegenüber  dem  bestehenden 
Gesetze  vom  12.  Juli  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  118,  Abschreibungen  der  Grundsteuer 
wegen  Beschädig-ung  des  Katnralertrages  durch  Elementarereignisse  beansprucht 
werden  künnen,  die  Gnindsteuerhauptsnmme  eine  weitere  Verminderung  ihres  that- 
bächlichen  Einganges  erfahren  werde,  welche  mit  Rücksicht  auf  den  finanziellen 
Charakter  der  Grundsteuer  als  eine  contingentierto  Steuer  für  das  Gleichgewicht 
im  Staatshaushalte  nicht  ohne  Bedenken  sei. 

Es  musste  aber  anderseits  doch  anerkannt  werden,  dass  die  Grundsteuer 
auch  nach  den  infolge  der  neueren  Steuergesetze  eingetretenen  Ennässigungeu 
noch  immer  eine  die  Landwirtschaft  schwer  belastende  Steuer  sei;  infolge  der 
durchschnittlichen  Verminderung  des  effectiven  Reinertrages  im  Vergleiche  zu  der 
für  die  seinerzeitige  Berechnung  des  Catastralreinertrages  angewendeten  Grund- 
lage macht  sie  sich  jetzt  noch  empfindlicher  als  früher  fühlbar,  und  durch  das 
Anwachsen  der  Zuschläge  für  die  autonome  Verwaltung  wird  sie  noch  besonders 
schwer  empfunden. 

Es  entspricht  daher  der  derzeitigen  prekären  Lage  der  Landwirtschaft,  wenn 
ihr  durch  dieses  Gesetz  wenigstens  in  den  Fällen  besonderen  Missgeschickes  eine 
ausreichende  Erleichterung  dieser  Last  gewährt  wird. 

Gegenüber  dem  geltenden  Gesetze  vom  12.  Juli  1896,  R.-G.-B1.  Nr.  118, 
soll  nun  ausser  den  bisher  schon  berücksichtigten  Fällen  eines  Schadens  durch 
Hagel.  Wasser,  Feuer,  Reblaus  und  Mäusefrass  eine  parcellenweise  zu  berechnende 
Abschreibung  der  Grundsteuer  nach  § 2,  Alinea  1,  auch  noch  bei  den  durch 
Getreidelagerung,  aussergewöbnlicho  Dürre  oder  Nässe  eintretenden 
.Schäden  gewährt  werden,  und  zwar  hei  Grundparcellen  bis  zn  zwei  Hektar  Aus- 
maass  (frilher  vier  Hektar),  wenn  mindestens  der  vierte  Theil  des  Nalnral- 
erträgnisses,  bei  Parccllen  von  über  zwei  Hektar  (früher  über  vier  Hektar)  das 
Natnralerlrägni.s  derParcelle  von  mindestens  einem  halben  Hektar  (früher  ein  Hektar) 
vernichtet  worden  ist;  nach  § 2,  Alinea  2,  sollen  in  allen  übrigen  Fällen  von 
Elementarereignissen  übereinstimmend  mit  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
12.  Jnli  1896  solche  Abschreibungen  der  Grnndstener  stattfinden,  wenn  hierdnreb 
jener  auf  die  beschädigten  Parcellen  entfallende  t’atastralreincrtrag,  welcher  nach 
Maassgabo  der  Beschädigung  als  venüchtet  auznsehen  ist,  mehr  als  ein  Viertel 
des  Gesammtreinertrages  der  bebauten  landwirtschaftlichen  Colturen  des  in  einer 
Stenergemeinde  gelegenen  Besitzes  des  Grundstenerträgers  beträgt 

Die  Abschreibung  der  Grundsteuer  aus  Anlass  von  Elementarereignisscn 
wird  sich  daher,  was  die  Fälle  des  § 2,  Alinea  2,  betrifil.  innerhalb  der  gleichen 
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Grenzen  bewegen,  welclie  eich  bereit«  durch  die  Anwendung  des  Gesetzes  Tom 
Jahre  1896  ergeben  haben,  nach  Abrechnung  derjenigen  F&lle,  deren  Berück- 
sichtigung nunmehr  nach  § 2,  Alinea  1,  auch  einer  parcellenweisen  Berechnung 
des  eingetretenen  Schadens  unterliegen  sollen.  Gerade  diese  (Getreidelagerung, 
Dürre  nnd  Nässe)  werden  aber  nunmehr  neben  den  bereits  im  Gesetze  von  1896 
dieser  Berechnung  unterliegenden  Schäden  durch  Hagel,  Wasser,  Feuer,  Reblaus 
nnd  Mänsefrass  einen  durchschnittlich  erhühten  Ausfall  an  der  Grundsteuer  ergeben; 
denn  es  werden  jedenfalls  die  Besitzer  von  Parcellen  weit  häufiger  einen  An- 
spruch auf  Grund-stenemachlässe  zu  erheben  in  der  Lage  sein,  wenn  es  nur  auf 
die  Schädigung  des  Ertrages  einzelner  Parcellen  ankomrat,  als  wenn  der  Schaden 
nur  im  Verhältnisse  znin  gesammten  Reinertrag  eines  ganzen  Landwirtschafts- 
betriebes oder  eines  grösseren  Besitzcomplezes  den  Anspruch  auf  Abschreibnng 
der  Grundsteuer  rechtfertigt. 

Da  nun  nach  dem  vorliegenden  Gesetze  acht  taxativ  aufgezählte  Arten  von 
Elementarereignissen  die  begünstigte  Behandlung  nach  § 2,  Alinea  1,  erfahren 
sollen,  während  das  geltende  Gesetz  vom  Jahre  1896  nnr  fünf  solcher  Arten 
anerkannt  bat,  ist  eine  Steigerung  der  unter  diese  Bestimmung  fallenden  Fälle 
nnd  daher  eine  vermehrte  Inansprucbnabme  von  Grnndstenerabschreibnngen  mit 
grosser  Wahrscheinlichkeit  zu  erwarten. 

Nach  den  von  der  k.  k.  Regierung  zur  Verfügung  gestellten  statistischen 
Materialien  (vgl.  auch  stenographisches  Protokoll  des  Abgeordnetenhauses  149.  Sitzung 
vom  4.  Juni  1902,  Seite  13.807  nnd  1105  der  Beilagen  zu  den  stenographischen 
Protokollen  des  Abgeordnetenhauses.  XVll.  Session  1902,  Seite  17)  wird  man 
sich  auf  dnrchscbnittlich  l'/z  bis  2 Mill.  Kronen  Mehrabschreibungen  an  Grund- 
steuer gefasst  machen  müssen;  nachdem  in  den  letzten  fünf  Jahren  in  Anwendung 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1896  durchschnittlich  eine  solche  Abschreibung  von 
circa  3 Mill.  Kronen  jährlich  erfolgt  ist,  wird  der  gesammte  finanzielle  Effect 
des  neuen  Gesetzes  immerhin  4'/,  bis  5 Mill.  Kronen  Ausfall  ergeben,  wenn  uns 
nicht  der  Himmel  in  anssergewrihnlichem  Maasse  mit  Elementarschäden  verschont. 
Für  die  Landwirtschaft  bedeutet  das  immerhin  eine  nicht  geringe  Erleichterung 
ihrer  gesammten  Grnndstenerlast;  vom  Standpunkte  der  Finanzen  ist  der  Ausfall 
von  weiteren  l'/j  bis  2 Mill.  Kronen  an  Grundsteuer  immerhin  ein  bedeutendes 
Opfer,  welches  die  Gesammtheit  der  Steuerträger  neuerdings  der  bedrängten  Land- 
wirtschaft bringt. 

Gesetz  betreffend  die  Abschreibung  der  Grundsteuer 
wegen  Beschädigung  des  Naturalertrages  durch  Elementarereignisse. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anznordnen, 
wie  folgt: 

§ 1.  Der  § 2,  Alinea  1 und  2 des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1896,  R.-G.-Bl. 
Nr.  118,  in  der  bisherigen  Fa.s8tttig  wird  aufgehoben  und  wird  künftighin  lauten; 

§ 2.  Bei  landwirtschaftlichen  Cnituren  tritt  der  Anspruch  auf  Steuer- 
abschreibnng  ein: 

1.  Wenn  durch  Hagel,  Wa.sscr,  Feuer,  Getreidelagerung,  durch  ausser- 
gewöhnliche  Dürre  oder  Nässe,  durch  den  Mänsefra.ss  oder  die  Reblaus  bei  Grund- 
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parcellen  bis  zu  zwei  Hektar  Ausmaass  mindestens  der  vierte  Theil  des  Katnral- 
ertrignisses  der  Parcelle.  bei  Parcellen  von  über  zwei  Hektar  Ansmaass  aber 
das  Natnralerträgnis  von  mindestens  einem  halben  Hektar  vernichtet  worden  ist. 

2.  Wenn  durch  andere  aussergewöhnliche  nnd  unabwendbare  Ereignisse 
(Auswinterung,  Frost,  Insectenfrass,  Parasitenkrankheiten,  Peronospora  nnd  Oidinm, 
Getreidebrand  jeder  Art  [Spitzbrand,  Kngelbrand,  Srhmierbrand,  Stinkbrand], 
ferner  Mutterkorn  etc.)  ohne  Verschulden  des  Besitzers  Gnindparcellen  in  dem 
sub  1 bezeichneten  Mindestausmaasse  beschSdigt  nnd  hierdurch  das  Natural- 
erträgnis  des  betreffenden  Wirtschaftskörpers  in  solcher  Ausdehnung  vernichtet 
worden  ist,  dass  jener  auf  die  beschädigten  Parcellen  nach  dem  Grundsteuer- 
operate  entfallende  Reinertrag,  welcher  nach  Maassgabe  des  Grades  der  Beschä- 
digung als  vemiebtet  anzusehen  ist,  mehr  als  ein  Viertel  des  Gesammtreinertrages 
der  bebauten  landwirtschaftlichen  Cultnren  des  in  einer  Stenergemeinde  gelegenen 
Besitzes  des  Grundsteuertrügers  beträgt. 

§ 3.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

§ 4.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Finanzminister  beauftragt. 
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DAS  GESETZ  VOM  8.  JULI  1902, 

BETRF.FFKND  DIE 

BEr.ÜXSTIfiUNTJEX  FÜR  GEBÄUDE  MIT  GESUNDEN  UND 
BILLIGEN  ARBEITERWOIINUNGEN. 


r är  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  and  Lftnder  ist  eine  wenigstens 
theilweise  L^snng  der  Wohnongsfrage  durch  die  Gesetzgchung  bereits  mit  dem 
Arbeiterwobnangsgesetze  vom  9.  Februar  1892,  R.-G.-Bl.  Nr.  37,  angestrebt  worden. 
Da  die  Giltigkeit  dieses  Gesetzes  aber  von  vornherein  nur  auf  zehn  Jahre  erstreckt 
war,  und  überdies  dasselbe  der  ihm  innewohnenden  principiellen  Mängel  wegen 
überhaupt  niemals  eine  tiefergebende  praktische  Bedeutung  zu  erlangen  ver- 
mochte — bis  Endo  1901  waren  nur  319  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  begünstigte  Häuser  erbaut,  ~ so  legte  die  Regierung  im  Jahre  1901 
dem  Abgeordnetenhause  den  Entwurf  eines  neuen,  inhaltlich  viel  reicheren  und 
technisch  wie  socialpolitiseh  wesentlich  verbesserten  Wohnungsgesetzes  vor,  der 
auch,  mit  nicht  unwesentlichen  Abänderungen,  von  beiden  Häusern  des  Heiebs- 
rathes  angenommen  und  alsbald  sanctioniert  wurde. 

Das  Gesetz  ist  wie  sein  Vorgänger  nur  ein  Arb  eite  rwohnungsgesetz, 
nicht  ein  allgemeines  V o 1 k swobnungsgesetz,  das  heisst,  es  sollen  die  Be- 
günstigungen dieses  Gesetzes  nur  jenen  Classen  der  Bevölkerung  zugute  kommen, 
welche  bei  geringem  Einkommen  mit  ihrer  Hände  Arbeit  productiv  thätig  sind. 
Das  Gesetz  ist  auch,  wie  das  bisher  geltende,  im  wesentlichen  ein  Steoergesetz, 
das  heisst  die  Begünstigungen  für  Arbeiterwohnnngen  sollen  durch  Steuer-  und 
Qebürenbegünstignng  derjenigen  Häuser,  welche  nach  den  Anforderungen  des  Ge- 
setzes für  Arbeiter  gebaut  werden,  sich  ei^eben. 

Das  Gesetz  ist  ferner  auch,  wie  das  Gesetz  von  1892,  ein  befristetes, 
das  heisst  es  findet  nur  auf  jene  Bauten  Anwendung,  welche  hinnen  20  Jahren  (früher 
10  Jahre)  von  dem  Beginne  seiner  Wirksamkeit  an  gerechnet,  baulich  vollendet  sein 
werden  Die  Begünstigungen  dieses  Gesetzes  treten  endlich,  auch  wieder  inUeberein- 
stimmung  mit  dem  älteren  Gesetze,  nur  in  jenen  Königreichen  und  Ländern  in  Kraft,  wo 
den  betreffenden  Neubauten  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  auch  die  Befreiung 
von  allen  Landes-  und  Bezirkszuschlägen  sowie  eine  Ermässigung  der  Gemeinde- 
zuschläge zu  der  staatlichen  Hausclassenstener,  Hanszinssteuer  und  der  fünf- 
procentigen  Steuer  vom  Ertrage  zeitlich  steuerfreier  Gebäude  gewährt  wird. 
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Trotz  dieser  vielfachen  Uebereinstimroung  des  vorliegenden  Gesetzes  mit 
den  Besthnninngen  des  Gesetzes  vom  Jahre  1892  sind  doch  ganz  wesentliche 
Fortschritte  in  der  legislativen  Ausbildung  des  Gedankens  einer  Wohiiungspflege 
zu  verzeichnen.  Das  Gesetz  von  1892  hatte  nicht  die  arbeitende  Bevölkerung» 
die  Mieter,  sondern  vielmehr  die  Krbaiier  des  Hauses,  die  Vermieter,  als  die 
Träger  der  gesetzlichen  Begünstigung  aufgefasst  Das  neue  Gesetz  will  dagegen 
die  Mieter  selbst  als  die  efTectivon  Träger  der  Begünstigungen  betrachtet  wissen. 
Demnach  werden  die  Steuer*  und  Gebürenbegünstigungon  nicht  bloss  solchen 
Uausern  zuerkaimt,  welche  von  Gemeinden,  gemeinnützigen  Vereinen,  Arbeit- 
gebern etc.  für  Arbeiterwohnungen  erbaut  werden,  sondern  überhaupt  allen  Höusern, 
welche  nach  den  Wohlfalirtsbestimmongen  dieses  Gesetzes  mit  der  Widmung  für 
Arbeiterwohnnngen  erbaut  werden,  wodurch  insbesondere  auch  das  Privatcapital 
einen  Anreiz  erhalten  soll,  sich  auf  dieses  Gebiet  der  Wohlfahrtspflege  zu  be- 
geben. Das  neue  Gesetz  findet  ferner  auch  Anwendung  auf  alle  der  Hausclasseii- 
steuer  unterworfenen  Häuser,  während  das  filtere  Gesetz  sich  auf  die  der  Haus- 
zinssteuer  und  der  füiifprocentigen  Steuer  von  steuerfreien  Hausern  unterliegenden 
Gebfiude  beschränkt  Das  bedeutet  aber  eine  Ausdehnung  des  Änwendund^gebietes 
dos  Gesetzes  insbesondere  in  den  Fällen,  wo  Wohnungen  nicht  vermietet,  sondern 
unentgeltlich  oder  gtigeii  zifTermässig  nicht  festgesetzte  Anrechnung  auf  den  Lohn 
an  Arbeiter  überlas.sen  werden.  Auch  die  in  Aussicht  gestellte  Erroässignng  des 
Gebürcnäquivalents  für  Arbeiterhfiuser  der  Stiflungen.  Gemeinden,  Vereine  etc. 
sichert  dom  Gesetze  eine  erheblich  grossere  Wirksamkeit. 

Ein  weiterer  wesentlicher  Fortschritt  des  neuen  Gesetzes  besteht  darin, 
dass  die  Vernachlässigung  der  durch  das  Gesetz  den  Eigenthümem  begünstigten 
Arbeiterhäuser  auferlcgten  Verpflichtungen  nicht,  wie  bisher,  den  Verlust  der 
Begünstigung  nach  sich  zieht,  der  Ja  effectiv  vielmehr  den  Arbeitern  als  den 
HauseigeiitliöDiem  zum  Schaden  gereichte,  sondern  dass  nnninehr  die  Einhaltung  der 
übernummenen  Verpflichtungen  durch  Strafen  erzwungen  beziehungsweise  der  gesetz- 
mässige  Zustand  bei  unveränderter  Fortdauer  der  Begünstigung  und  der  IVidmuug 
wieder  hergestellt  wird. 

Die  Verpflichtungen,  welche  das  neue  Gesetz  den  begünstigten  Gebäuden 
anferlegt.  sind  zunächst  Anforderungen  der  Ujgiene.  Gegenüber  dem  Gesetze 
vom  Jahre  1892,  welches  in  dieser  Hinsicht  sich  nur  auf  das  Verbot  von  Keller- 
wohnungen beschränkte,  enthält  das  neue  Gesetz  eine  Reihe  von  Bestimmungen, 
welche  in  verschiedener  Weise  für  Familienhänser,  Ledigenheime,  Schlaf-  und 
Logierhäuser  sowie  für  eigentliche  Wohlfahrtsgebäud«  die  von  der  modernen 
Wohnungshygiene  entwickelten  Gesichtspunkte  zur  Geltung  bringt,  um  zu  er- 
reichen, dass  die  Arbeiterwobnnngen  gesund,  das  heisst  so  veranlagt  seien,  dass  sie 
ihre  Bew'ohner  gegen  die  Gefahren  schützen,  welche  sich  für  deren  körperliches 
und  .seelisches  Gedeihen  aus  dem  Aufenthalte  in  überfüllten,  licht-  und  luftlosen 
Raumen  und  aus  der  Fromiseuität  der  Geschlechter  und  Altersstufen  ergeben. 

Die  Billigkeit  der  Arbeiterwohnungen  suchte  das  Gesetz  von  1892  nur 
dadurch  zu  erreichen,  das.s  es  Maximalmietzinse  festsetzte,  welche  noch  dazu 
so  niedrig  bemessen  waren,  dass  mit  den  diesen  Mietzinsen  entsprechenden 
Capitalien  Gebäude,  deren  Anlage  in  baulicher  und  hygienischer  Beziehung  den 
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za  stellenden  Anforderungen  dos  Gesetzes  oinigermaassen  entsprach,  nicht  her* 
gestellt  werden  konnten.  Nach  dem  neuen  Gesetz  wird  für  die  Billigkeit  der 
Wohnangcn  der  Gesichtspunkt  inaassgebcnd,  dass  ihr  Preis  mit  der  Ökonomischen 
Lage  der  dabei  in  Betracht  kommenden  BevOlkerungsschichten  im  Einklang  stehen 
soll.  Dieser  Gedanke  findet  seinen  Ausdruck  darin,  dass  einerseits  das  GesaminU 
zinserträgnis  des  steuerbegünstigten  Gebäudes  einer  procentuellen  Beschränkung 
unterworfen,  dagegen  aber  dom  Vermieter  überlassen  wird,  innerhalb  des  znlässigen 
GesammtertrSgnisses  den  Zins  für  einzelne  Wohnungen  festznsetzen,  anderseits 
aber  die  Fixiernng  dieses  Procentsatzes  nicht  durch  das  Gesetz  selbst  erfolgt, 
sondern  der  Verordnungsgewalt  Vorbehalten  bleibt,  wobei  dieselbe  auf  den  in 
einzelnen  Ländern  und  Landestheilen  jeweilig  ortsüblichen  Zinsfnss,  insbesondero 
der  Sparcassen  nnd  sonst  maassgebenden  Creditinstitute  Rücksicht  zu  nehmen 
hat.  Die  Obergrenze  ist  darnach  im  allgemeinen  in  der  Weise  zu  bestimmen, 
dass  das  in  Arbeiterbänsem  angelegte  Capital  eine  um  0‘20 — 0*50  Proc.  über  den 
ortsüblichen  Durchschnitt  der  GebftudeTerzinsung  hinausgebenden  Ertrag  abzn- 
werfen  vermag,  wodurch  bei  möglichster  Wahrung  des  Grundsatzes  der  Billigkeit 
der  Wohnungen  dem  Vermieter  doch  ein  angemessener  Antheil  an  dem  Wert 
der  Steuerbegünstigung  gesichert  werden  kann. 

Ausser  diesen  wesentlichsten  Gedanken  des  neuen  Gesetzes  ist  in  dem- 
selben  aber  auch  noch  eine  Reihe  von  DetaUbestimmnngen  enthalten,  welche 
erft’euliches  Zeugnis  ablegen  von  der  Einsicht,  welche  die  Regierung  und  das 
Parlament  gegenüber  dem  beschränkten  Standpunkte  des  Gesetzes  vom  Jahre  1892 
in  dem  letzten  Decennium  sich  erworben  haben;  freilich  hat  sich  in  dieser  Zeit 
auch  die  Wissenschaft  und  die  Publicistik  wie  auch  die  parlamentarische  Arbeit 
und  die  praktische  Bethätigung  humanitären  Sinnes  in  ungewöhnlich  hohem  Grade 
der  Frage  der  Volkswohnnngen  zugewendet  und  eine  Reihe  der  wertvollsten  Er- 
rungenschaften zu  verzeichnen,  die  es  dem  Gesetzgeber  wesentlich  erleichtern, 
dem  complicierten  und  vielseitigen  Probleme  auch  mit  den  starren  Formeln  eines 
Gesetzes  einigermaasson  gerecht  zu  werden.  Freilich  müssen  nun  erst  noch  die 
17  Landtage  ihre  Aufgabe  erfüllen,  durch  Verzicht  auf  Landes'  und  Communal' 
Zuschläge  dem  Reichsgesetze  Leben  zu  verleihen;  nach  den  Anfilngen,  welche 
einzelne  Landtage  in  Erfüllung  dieser  socialen  Pflicht  bereits  gemacht  haben, 
steht  zu  hoffen,  dass  die  günstigen  Wirkungen  des  neuen  Gesetzes  nicht  allzu- 
lange auf  sich  werden  warten  lassen. 

Gesetz  vom  8.  Juli  1902,  betreffend  Begünstigungen  för  Gebäude 
mit  gesunden  und  billigen  Arbeiterwohnungen, 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reiebsrathos  finde  Ich  anznordnen, 
wie  folgt: 

§ 1.  Eine  24jäbrige  Befreiung  von  der  Uansclassenstoner  sowie  von  der 
Hauszinssteuer  und  von  der  fünfprocentigen  Steuer  vom  Ertrage  zeitlich  steuer- 
freier Gebäude  gemessen  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  jene 
Wohngebäude,  welche  auf  bisher  unverbauter  Fläche  oder  auf  der  Bauarea  eines 
bis  zur  Erdoberfläche  vollständig  niedergerUsenen  Hauses  zu  dem  Zwecke  erbaut 
werden,  um  Arbeiteni  gesunde  und  billige  Wohnungen  zu  bieten,  soferne  die 
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Wohnungen  de.s  Hauses  sn  Arbeiter  vermietet  oder  unentgeltlich  oder  gegen  eine 
im  Arbeitsvertrage  ziffemifissig  nicht  festgesetzte  Anrechnung  auf  den  Lohn  über- 
lassen werden. 

Der  gleichen  Begünstigung  werden  auch  jene  auf  die  eben  bezeichnete  Art 
und  zu  dem  angegebenen  Zwecke  erbauten  Wohngebändo  (Familienwohnhauser) 
theilhaftig,  welche  von  den  im  § 7 angeführten  juristischen  oder  phjsischeii 
Personen  an  Arbeiter  in  der  Weise  verkauft  werden,  dass  der  ganze  KaufsebilUng 
oder  mindestens  die  Hälfte  desselhen  in  wenigstens  15  Annuitäten  abznzahlen  ist. 
und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  nach  den  getroffenen  Vereinbamngen  das 
Kigenthnm  an  dem  Gebäude  sogleich  oder  erst  in  einem  späteren  Zeitpunkte  an 
die  Arbeiter  übergeht. 

Insofern  in  dem  einen  oder  dem  anderen  Falle  solche  Gebäude  dem  Gebüren- 
äquivalente  unterliegen,  beträgt  dasselbe  für  die  Dauer  der  Widmung  (§  14)  nur 
eineinhalb  Procent  sammt  Zuschlag  von  dem  Werte. 

•Alle  anlässlich  der  Errichtung  von  Arbeiterbänsem  ausznfertigenden  Ein- 
gaben, Urkunden  und  Intabulationen  der  Widmung  sind  gebürenfrei. 

§ 2.  Als  - Arbeiter“  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  jene  bei  landwirtschaft- 
lichen, gewerblichen  oder  sonst  auf  Erwerb  gerichteten  üntemehmnngen  oder  in 
Öffentlichen  oder  privaten  Anstalten  gegen  festen  oder  veränderlichen  Lohn  in  Ver- 
wendung stehenden  Personen  anzusehen,  deren  Jahreseinkommen  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  25.  October  1896,  K.-G.-Bl.  Nr.  220,  die  im  Nachstehenden 
bezeichneten  Beträge  nicht  übersteigt; 

a)  bei  alleinstehenden  Personen  1200  Kronen; 

b)  bei  Familien  von  zwei  bis  vier  Köpfen  1800  Kronen; 

c)  bei  Familien  von  fünf  und  mehr  Köpfen  2400  Kronen. 

In  Wien  haben  um  ein  Viertel  höhere  Beträge,  in  Orten  mit  mehr  als 
50.000  Einwohnern  und  ihren  Vororten,  sowie  in  unmittelbar  miteinander  zu- 
sammenhängenden Indnstrieorten.  deren  Bevölkerung  zusammen  mehr  als  50.000  Ein- 
wohner beträgt,  um  ein  Achtel  höhere  Beträge  die  Grenze  zu  bilden.  Die  letzt- 
genannten Compleie  von  Indnstrieorten  werden  im  Verordnungswege  bestimmt. 

Lehrlinge  sind  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Bezüge  den  Arbeitern  gleich  zu  achten. 

Durch  eine  vorübergehende  Unterbrechung  in  der  regolmä-ssigcn  Verwendung 
wird  die  Eigenschaft  als  -Arbeiter“  nicht  berührt.  Bei  dauernder  Berufsunfähig- 
keit  des  Haushaltungsvorstandes  sowie  in  dem  Falle  eines  Wechsels  in  der  Person 
desselben,  endlich  bei  später  sich  ergebenden  Veränderungen  in  der  Höhe  des 
Gesaromteinkonimens  oder  in  der  Zahl  der  Familienmitglieder  kann  die  weitere 
Bewohnung  durch  die  bisherigen  Wohnungsinhaber  beziehungsweise  deren  Familien 
von  der  Behörde  gestattet  werden. 

Unternehmer  als  Besitzer  von  nach  § 1 begünstigten  Gebäuden  sind  hin- 
sichtlich der  in  ihrem  eigenen  Unternehmen  in  Verwendung  stehenden  .Arbeiter 
an  das  oben  festgesetzte  Höchstansmaass  des  Gesammteinkommens  nicht  gebunden. 

§ 3.  Die  im  § 1 vorgesehenen  Begünstigungen  sind  auch  dann  anznerkennen : 

1.  Wenn  ein  Theil,  aber  nicht  mehr  als  ein  Viertheil  des  bewohnbaren 
Raumes  in  dem  betreffenden  Han.se  oder  in  einem  unter  einheitlicher  Verwaltung 
stehenden  Compleze-von  Arbeiterhänsorn.  nicht  an  active  (§  2,  .Absatz  1),  sondern 
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an  berufsanUkbig  gewordene  Arbeiter  oder  an  andere  in  einem  Gehalts-  oder 
Versorgnngsbezügo  stehende  Personen  vermietet  oder  unentgeltlich  uberlassen  wird, 
deren  Jahreseinkommen  das  im  § 2 festgesetzte  Ausmaass  nicht  übersteigt; 

2.  wenn  einzelne  Ränmo  des  Hauses  den  Bewohnern  zur  gemeinschaftlichen 
Benützung  nberlassen  werden,  wie  zum  Beispiel  Waschräume,  SpeisesAle,  Lese- 
sAle.  Bihliothekszimmer  n.  dgl.; 

3.  wenn  einzelne  Wohnungen  oder  Wohnräume  den  mit  der  Verwaltung 
oder  Beaufsichtigung  des  Oebaudes  betrauten  Organen  uberlassen  werden; 

4.  wenn  einzelne  Theile  des  Gebftudes  an  Inhaber,  Pächter  oder  Stellver- 
treter in  der  Ausübung  solcher  Gewerbe  vermietet  werden,  deren  Betrieb  in  diesem 
Gebäude  von  der  politischen  Behörde  zur  Approvisionierung  der  dort  Wohnenden 
für  nothwendig  erklärt  wird. 

Der  Ausschank  und  KIoinverschloiRS  von  gebrannten  geistigen  Getränken 
ist  in  nach  diesem  Gesetze  begünstigten  Gebäuden  unbedingt  verboten. 

§ 4.  Die  Gebäude,  in  Bezug  auf  welche  die  im  § 1 vorgesehenen  Begün- 
stigungen zuerkannt  werden,  können  sein: 
a)  Familienwohnbäuser, 
h)  Ledigenheime, 
c)  Schlaf-  und  Logierhänser. 

Inwieferue  diese  Begünstigungen  auf  Wohlfahrtsgebäudo  ausgedehnt  werden 
können,  bestimmt  § 8. 

§ 5.  Familienbäuser  können  zur  Bewohnung  durch  eine  oder  mehrere 
Familien  bestimmt  sein.  Sie  sollen  in  der  Kegel  zur  Aufnahme  von  nicht  mehr 
als  sechs  Familien  eingerichtet  sein  oder,  sofeme  sie  sich  über  die  Hähe  des 
Erdgeschosses  erheben,  nicht  mehr  als  drei  Stockwerke  und  in  jedem  der  letzteren 
nicht  mehr  als  vier  auf  je  eine  Stiege  entfallende  Wohnungen  enthalten. 

Familien  Wohnhäuser  der  im  § 1,  Absatz  2,  bozeichiieton  Art  dürfen  nur 
zur  Aufnahme  von  nicht  mehr  als  zwei  Familien  eingerichtet  sein. 

Bei  solchen  in  Städten  oder  in  geschlossenen  Ortschaften  gelegenen  Gebäuden, 
welche  zur  Aufnahme  einer  grosseren  Anzahl  von  Familien  bestimmt  sind,  ist 
durch  geeignete  Anlagen  (genügende  Anzahl  von  Stiegen,  gesonderte  Nebenräurae, 
wie  Waschküchen,  Aborte.  Keller,  Cnterdachräume  etc.)  einerseits  den  Anforde- 
rungen der  persönlichen  Sicherheit  und  der  Gesundhoitspflege  Kechnung  zu  tragen, 
anderseits  die  Xothwendigkeit  der  gegenseitigen  Berührung  zwischen  den  einzelnen 
Familien  möglichst  zu  vorringem.  ln  solchen  Gebäuden  sollen  gleichfalls  nicht 
mehr  als  vier,  dürfen  aber  keinesfalls  mehr  als  sechs  Wohnungen  auf  jede  Stiege 
und  jedes  Stockwerk  entfallen. 

Die  Aftervermietung  und  die  Aufnahme  von  Bettgehem  ist  in  FanüHen- 
wohnhäusern  untersagt 

Eine  allfällige  Vermietung  von  Wohnungen  in  nach  § 1,  Absatz  2,  begün- 
stigten Häusern  darf  nur  an  Arbeiter  erfolgen  und  gelten  hinsichtlich  derselben 
die  einschlägigen  Restiminungen  der  §§11  und  12. 

In  grösseren,  zur  Aufnahme  von  Familien  bestimmten  Gebäuden  können 
Vollkommen  abgesonderte  Abtheilungen  an  einzelstehendo  Personen  vermietet  werden. 
Auf  diese  Abtheilungeii  finden  die  Bestimmungen  des  § 6 analoge  Anwendung, 
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Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  kOnnen  nur  in  Bezug  auf  solche  Farailien- 
wohnhäuser  zuerkannt  werden; 

1.  in  welchen  die  Bodenfläche  der  bewohnbaren  Bäume  (Wohnzimmer, 
Kammern  und  Kuchen)  in  den  einzelnen  Wohnungen: 

а)  bei  einränmigen  Wohnungen  minde.stens  16,  höchstens  25  Quadratmeter, 

б)  bei  zwoir&nmigen  Wohnungen  mindestens  20,  höchstens  85  Quadratmeter, 

c)  bei  drei-  und  mehrrämnigen  Wohnungen  mindestens  30,  höchstens  80  Quadrat- 
meter beträgt,  und 

2.  welche  den  gemäss  § 0 von  den  Ministern  des  Innern  und  der  Finanzen 
im  Verordnungswege  zu  erlassenden  Vorschriften  entsprechen. 

§ 6.  Ledigenheime  sind  zur  Aufnahme  von  einzelnen  Personen  desselben 
Geschlechtes  in  abgesonderten  Wohnränmen  bestimmt 

Solche  Gebäude  sollen  so  eingerichtet  sein,  dass  jeder  Wohnraum  in  der 
Regel  nur  von  einer,  höchstens  aber  von  drei  Personen  bewohnt  wird. 

Einzelstehende  Personen  verschiedenen  Geschlechtes  dürfen  in  einem  und 
demselben  Gebäude,  gleichviel,  ob  dasselbe  zum  Theile  auch  von  Familien  benützt 
wird  oder  nicht,  nur  in  voneinander  vollkommen  gesonderten  Abtheilungen  unter- 
gebracht  werden. 

Die  Begünstigungen  dieses  Gesetzes  können  nur  in  Bezug  auf  solche  Ledigen- 
heime znerkannt  werden: 

1.  in  welchen  die  Bodenfläche  der  Wohnräume  zur  Aufnahme 

a)  einer  Person  mindestens  8 Quadratmeter, 

b)  zweier  Personen  mindestens  12  Quadratmeter, 

cj  dreier  Personen  mindestens  20  Quadratmeter  beträgt,  und 

2.  welche  den  gemäss  § 0 von  den  Ministern  des  Innern  und  der  Finanzen 
im  Verordnungswego  zu  erlassenden  Vorschriften  entsprechen. 

§ 7.  In  Bezug  auf  Schlaf-  und  Logierhfiaser  zur  gemeinsamen  Beherbergung 
einzelstehcndcr  Personen  desselben  Geschlechtes  können  die  im  § I vorgesehenen 
Begünstigungen  nur  dann  znerkannt  werden,  wenn  dieselben 

1.  von  Bezirksverbänden,  Gemeinden,  gemeinnützigen  Vereinen,  Stiftungen, 
Genossenschaften,  Arbeitervereinigungen,  Anstalten  oder  von  den  im  § 24  dieses 
Gesetzes  bezeichneten  Unternehmungen  oder  aber  von  Arbeitgebern  für  die  im 
eigenen  Betriebe  beschäftigten  Arbeiter  errichtet  werden,  und 

2.  den  gemäss  § 9 von  den  Ministern  des  Innern  und  der  Finanzen  im 
Verordnungswege  zu  erlassenden  Vorschriften  entsprechen. 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  im  Falle 
einer  Debertragung  des  Eigenthnmerechtes  an  andere  als  die  unter  Punkt  1 
bezeichneten  Personen  die  Begünstigungen  aufrecht  erhalten  werden,  bleibt  dem 
Finanzininister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  Vorbehalten. 

Mit  den  Begflnstigungen  erlischt  in  solchen  Fällen  auch  die  Widmung  des 
Gebäudes  (§  14). 

§ 8.  Bezüglich  der  der  gemeinsamen  Benützung  gewidmeten  Wohlfahrts- 
gebände  (Kindergärten,  Lesehallen,  Badebäuser,  Waschanstalten  n.  dgl.)  können 
die  im  § 1 vorgesehenen  Begünstigungen  anerkannt  werden,  wenn  dieselben  zu 
einem  Compleie  von  Arbeiterwohnhäusem  gehören  und  den  besonderen  Anord- 
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uuiigen  entsprechen,  welche  gemüss  § 9 in  Ansehung  der  Anlage,  der  Einrichtung 
und  des  Betriebes  solcher  Anstalten  im  Verordnungswege  la  erlassen  sind. 

§ 9.  Die  Minister  des  Inneni  und  der  Finanzen  sind  ermächtigt,  in  näherer 
Ausführung  der  in  den  5 bis  8 enthaltenen  Grundsätze  die  aus  Itücksichten 
der  persönlichen  Sicherheit,  der  Gesundheitspflege  und  Sittlichkeit  erforderlichen 
Anordnungen  im  Eineeniehmen  mit  den  Ministern  des  Handels,  der  Eisenbahnen 
und  des  Ackerbaues  im  Verordnungswege  zu  trefl'en. 

In.sbesondere  obliegt  denselben  die  Erlassung  von  Vorschriften 

1.  über  die  Lage  der  FussbOden  der  im  Erdgeschosse  befindlichen  Wohn- 
räutne  mit  Rücksicht  auf  die  Stras,senül)erfläche,  über  die  Höhe  und  innere  Ein- 
theilung  der  bewohnbaren  Räume,  über  die  Versorgung  mit  Licht,  Luft  und  Wasser, 
über  die  Beseitigung  der  Abfallstoffe  n.  s.  w. ; 

2.  über  die  zur  Vermeidung  einer  Deberfüllung  oder  einer  aus  Gesundbeita- 
und  Sittlichkeitsrückaichten  überhaupt  nnzulässigen  Benützung  zu  beobachtenden 
Grundsätze,  endlich 

3.  über  die  Anlage,  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  in  den  §§  7 und  8 
erwähnten  Gebäude. 

Spätere  Verordnungen  können  auf  Gebäude,  rücksichtlich  welcher  die  im 
§ 1 vorgesehenen  Begünstigungen  bereits  znerkannt  wurden,  nur  insofern  An- 
wendung finden,  als  sie  für  die  Erbauer  beziehungsweise  Besitzer  solcher  Gebäude 
keine  erschwerenden  Bestimmungen  enthalten. 

§ 10.  Von  einzelnen  Bedingungen  der  §§  5 bis  8 sowie  der  auf  Grund 
des  g 9 erlassenen  Vorschriften  kann  der  Erbauer  beziehungsweise  der  Besitzer 
des  Hauses,  wenn  der  zweckentsprechende  und  gemeinnützige  Charakter  des  letz- 
teren und  die  Wahrung  des  öffentlichen  Interesses  in  anderer  Weise  sichergestellt 
ist,  vorn  .Minister  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister  entbunden 
werden.  Die  genannten  Ministerien  können  derartige  Gestattungen  für  Fälle 
geringfügiger  Abweichungen  den  politischen  Landessteilen  im  Einvernehmen  mit 
den  Fiuauz-Landesbehördeu  überlassen. 

§ II.  I.  Das  jährliche  Gesainmtzinserträgnis  eines  nach  § 1,  Absatz  1, 
begünstigten  Gebäudes  darf  jenen  Betrag  nicht  übersteigen,  welcher  zufolge  fach- 
männischer Ueberprüfnng  der  beiznbringonden  Belege  erforderlich  ist,  damit  sich 
das  für  die  Erwerbung  des  Baugrundes  und  für  die  Baukosten  anfgewendete 
Capital  bei  Annahme  eines  sechzigjäbrigen  Bestandes  des  Gebäudes  nach  Abzug 
der  Amortisationsraten,  sämmtlicher  Realsteuern,  Zuschläge  und  Umlagen,  des 
Gebärenäquivalents  sowie  der  Gebäudeorhaltungs-  nnd  Administrationskosten, 
endlich  eines  Panschalbetrage.s  für  Loerstehungen  und  uneinbringliche  Zinse  mit 
jenem  Procentsatze  verzinse,  welcher  von  den  Ministem  des  Innern  und  der 
Finanzen  für  einzelne  Länder  oder  Landestheile  im  Verordnungswege  festgesetzt 
worden  ist. 

Bei  Festsetzung  des  Procentsatzes  ist  auf  den  in  den  betreffenden  Ländern 
oder  Landestheilen  jeweilig  üblichen  Uvpothekarzinsfuss  der  Sparcassen  und  der 
sonst  maassgebenden  Creditinstitnte  in  der  Weise  Rücksicht  zu  nehmen,  dass 
sich  die  Verzinsung  des  in  .Arbeiterwohnhänsern  angelegten  Capitals  um  0'2U  bis 
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0'50  Procent  höher  stellt  als  jene  in  der  eben  bezeichneten  Weise  investierten 
Capitalien. 

Hinsichtlich  solcher  öffentlichen  Anstalten,  welche  statntengeinäss  zor  För- 
derung von  Zwecken  des  allgemeinen  Wohles  berufen  sind,  kann  von  den  Ministem 
des  Innern  und  der  Finanzen  fallweise  eine  höhere  Verzinsung  des  in  Arbeiter- 
wohnhAnsern  angelegten  Capitals  bewilligt  werden. 

lieber  Ansuchen  des  Hansbesitzers  ist  in  Zeiträumen  von  10  zu  10  .lahren 
der  nach  Absatz  1 der  zulässigen  Maiiinalverzinsung  zugrunde  zu  legende  Capitals- 
wert  unter  Berücksichtigung  der  in  der  Grundrente  eingetretenen  Veränderungen 
neu  zu  erbeben.  Eine  solche  Erhebung  kann  in  denselben  Zeitabschnitten  auch 
von  amtswegen  verfügt  werden,  üeber  die  Höhe  des  Capitalswertes  entscheidet 
in  erster  Instanz  die  Finanz-Landesbehörde  iin  Einvernehmen  mit  der  politischen 
Landesbehörde. 

Wenn  in  einem  für  die  Begünstigungen  nach  diesem  Gesetze  in  Betracht 
kommenden  Gebäude  einzelne  Wohnungen  den  Arbeitern  nicht  vermietet,  sondern 
unentgeltlich  oder  gegen  ziffertn.ässig  nicht  festgesetzt«  Anrechnung  auf  den  Arbeits- 
lohn überlassen  worden  sind,  ist  der  Ziliswert  derselben  im  Parificatioiiswege 
(durch  Vergleichung  mit  den  in  demselben  Hau.se  vermieteten  Wohnungen)  zu 
ermitteln  nnd  in  das  Gesammtzinserträgnis  des  Gebäudes  einzurechnen. 

Als  jährliche  Gebäudeerhaltungs-  und  .Administrationskosten  nnd  als  Pauschal- 
betrag für  Leerstehungen  nnd  uneinbringliche  Zinse  können  höchstens  18  Procent 
vom  Bauaufwando  (ausschliesslich  der  Kosten  der  Grunderwerbung)  des  Hauses  in 
Abzug  gebracht  werden. 

II.  In  Fällen  des  § 1,  Absatz  2,  darf  der  Gesammtschilling  eines  solchen 
Hauses  die  Selbstkosten  des  Grunderwerbcs  nnd  der  baulichen  Herstellungen 
sowie  der  sonstigen  nothwendigen  Aufwendungen  nicht  übersteigen.  Bei  der 
Berechnung  der  Annuitäten  darf  der  Zinsfu.ss  für  den  zur  .Abstattung  übemoin- 
menen  Betrag  sich  nicht  höher  belaufen  als  der  llypothekarzinsfuss  der  Spar- 
cassen  und  der  sonst  maassgebenden  Creditinstitute.  Die  jährliche  Amortisations- 
rate muss  mindestens  ein  Proceiit  der  zur  Abstattung  in  Annuitäten  übernoinniencii 
Kanfschillingsforderung  betragen. 

III.  Dom  Mieter  oder  Käufer  dürfen  keinerlei  Leistungen  anferlegt  werden, 
die  mit  der  Benützung  oder  BewirLschaftung  des  überlassenen  Objectes  nicht  im 
nothwendigen  Zusammenhänge  stehen. 

§ 12.  I.  Innerhalb  des  nsch  § II,  I,  ermilUdlon  Gesammtzinserträgiiisses 
eines  Gebäudes  bleibt  die  Festsetzung  des  Zinses  für  die  einzelnen  Wohnungen 
nach  deren  Lage  nnd  Beschaffenheit  dem  Besitzer  des  Hauses  überlsssen. 

Derselbe  ist  jedoch  verpflichtet,  einen  Mietzinstarif  über  sämmlliche  im 
Hause  befindliche  Wohiinngeii  sowie  eine  Hausordnung,  welche  anch  die  vom 
Mieter  eventuell  zu  entrichtenden  Nehengchüron  zu  bestininien  hat,  am  Eingänge 
des  Hauses  an  einer  für  jedermann  ersicbüichen  Stelle  anzubringen. 

Dur  von  der  politischen  und  der  Steuerbehörde  erster  Instanz  zu  vidierend« 
Hietziiislarif  muss  auch  die  Angabe  des  nach  g II,  I,  Absatz  5,  emiittelten  Zins- 
wertes  jener  Wohuungeii  enthalten,  welche  den  betreffenden  Personen  mientgelt- 
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Uch  oder  xiffermiisBig  nicht  festgesetzte  Anrechnung  auf  den  Arbeitslübn 

überlassen  werden. 

In  allen,  auch  in  den  letztgenannten  Fällen  muss  bei  Familienwobnmigen 
die  Kündigungsfrist  mindestens  acht  Tage  betragen  und  in  der  Hausordnung 
ersichtlich  sein. 

Die  Hausordnung  bedarf  der  Genehmigung  durch  die  competejito  politische 
und  die  Steuerbehörde  erster  Instanz. 

II.  In  den  Füllen  des  § 1,  Absatz  2,  ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  einen 
Vertragsentwurf  in  Ansehung  des  zu  veräusseniden  Gebäudes  der  politischen 
Bezirksbehörde  zur  Gonehmigmig  vorzulegen. 

Der  Vertragsentwurf  muss  nebst  den  allgemeinen  gesetzlichen  Erfordernissen 
eines  Kaufvertrages  alle  sonstigen,  das  Verhältnis  zu  dem  Käufer  regelnden  Be- 
stimmungen enthalten. 

Insbesondere  muss  derselbe  folgenden  Bedingungen  entsprechen: 

A.  Es  muss  in  demselben  festgesetzt  sein: 

1.  Wann  die  Begitzöbergab«  des  Gebäudes  an  den  Käufer  zu  geschehen  hat. 

2.  Ob  die  grundbücberliche  Eigentbumsübertragimg  sogleich  oder  erst  in 
einem  späteren,  genau  zu  bestimmenden  Zeitpunkte  zu  bewirken  ist;  in  keinem 
Falle  darf  die  Eigtoithumsübertragiing  länger  als  drei  Jahre  nach  Abschluss  des 
Vertrages  hinausgeschoben  werden. 

H.  Ob  — im  Falle  der  Hinausschiebung  der  Eigunthumsöbertragnng  — ein 
Bestandverbältnis  zwischen  dem  Verkäufer  und  dem  Kfiufer  begründet  wird;  im 
bejahenden  Falle  sind  die  Bedingungen  dieses  Verhältnisses  anzuführen. 

4.  Falls  die  grundbücherlicho  Kigentbumsübertragung  aufgeschoben  wird,^ 
ist  dem  Käufer  das  Recht  auf  ein  Veräusscrungs*  und  Belastungsverbot  auf  das 
Gebäude  einzuräumen,  welches  bei  Kintragung  des  Kigenthumsrechtes  für  den 
Käufer  aus.ser  Kraft  tritt. 

B.  Der  Verkäufer  kann  sich  für  den  Fall,  als  der  Käufer  mindestens  zwei 
Vierteljahre  mit  den  Zahlungen  der  Kanfschillingsannuitätcn  oder  mit  der  Zahlung 
der  von  dem  Gebäude  zu  entrichtenden  Steuern  oder  anderen  Abgaben  iui  Rück- 
stände bleibt  oder  die  Brandschadenversicherung  des  Gebäudes  trotz  erfolgter 
Mahnung  unterlässt,  das  Hecht  Vorbehalten,  je  nach  Maai>Kgabe,  ob  die  Eigcn- 
thumsübertragnng  an  den  Käufer  im  Zeitpunkte  des  Eintrittes  der  angeführten 
Bedingungen  bereits  bewirkt  sein  wird  oder  nicht,  entweder  den  als  Darlehen 
belassenen  Kaufschillingsrest  halbjährig  aufzukündigen  oder  von  dem  Vertrage 
gegen  vierzehntägige  Kündigung  zurnckziitreten  und  das  etwa  bestehende  Bestand- 
verhältnis dem  Käufer  vienehntägig  zu  kündigen. 

Für  jeno  Fälle,  in  welchen  der  Verkäufer  zur  Kündigung  des  Kaufscbillings- 
restes  hereehtigt  ist,  darf  derselbe  sich  ausserdem  auch  ein  Wiederkaufsrecht 
vorbehalt^'ii. 

Bei  Vorbehalt  des  Kncktrittsrechtes  sind  zugleich  Bestimmungen  zur  Siche- 
rung des  Anspruches  des  Käufers  auf  Rückgewähr  geleisteter  Kaufsrhillings- 
zahluiigeii  und  etwaiger  sonstiger  Aufwendungen  zu  treffen. 

In  anderen  Fällen  ist  der  Vorbehalt  des  Rücktritts-,  Kündigungs-  und 
Wiederverkaufsrechles  tmzuhWig. 

ao* 
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C.  Der  Vcrkaofer  muss  sich  ferner  auf  die  Dauer  der  Widmung  das  Vor- 
kaufsrecht Vorbehalten,  dem  im  Falle  einer  gerichtlichen  Feilbietung  die  Wirkung 
des  § 1076  a.  b.  G.-B.  zukommt. 

Bei  Ausübung  des  Vorkanfs-  und  Wiederkaufsrechtes  ist  der  ursprüngliche 
Kaufschilling  zngrundo  zu  logen  und  sind  dom  Käufer  oder  dessen  Rechtsnach- 
folgern die  bereits  entrichteten  KaufschillingsbotrÄge  zu  erstatten.  In  den  Vertrag 
sind  besondere  Bestimmungen  über  den  Ersatz  der  zur  Verbesserung  des  Gebäudes 
gemachten  Aufwendungen  und  über  die  Abrechnung  etwaiger  Wertvermiiiderungen 
des  Gebäudes  anfznnehmeii. 

D.  Es  muss  im  Vertrage  darauf  hingewieson  werden,  dass  im  Falle  einer 
Vermietung  des  Gebäudes  oder  einzelner  Wohnungen  seitens  des  Käufers  der 
Mietzins  das  nach  § 11,  I,  zulässige  Ansmaass  nicht  übersteigen  darf. 

K.  Es  muss  bestimmt  werden,  dass  der  Verkäufer  für  die  dem  Gebäude 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  zukommende  Steuerbcgfiiistigung  Gewähr  leistet. 

Die  Genehmigung  des  Vertrages  steht  der  politischen  BezirkslehOrde  im 
Einvernehmen  mit  der  Steuerbehörde  erster  Instanz  zu. 

Hl.  Die  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  sind  ermächtigt,  im  Vor- 
ordnuiig.swege  nähere  Vorschriften  über  den  zulässigen  Inhalt  der  Hausordnungen 
nnd.  in  dem  Falle  eines  unter  einheitlicher  Verwaltung  stehenden  Complexes  von 
Arbeiterhäusem,  über  die  zulässigen,  durch  die  gemeinsame  Verwaltung  bedingten 
Beschränkungen  der  Benützung  der  Häuser  zu  erlassen.  Verträgen,  welche  darüber 
hinausgehende  Beschränkungen  oder  Leistungen  der  K«änf<T  beziehungsweise  Mieter 
enthalten,  ist  die  Genehmigung  zu  versagen. 

§ 13.  Gesuche  um  Zuerkennung  der  im  § 1 vorgesehenen  Begünstigungen 
sind  bei  der  Steuerbehörde  erster  Instanz  zu  überreichen,  weiche  hierüber  das 
Einvernehmen  mit  der  politischen  BozirksbehOrde  zu  pflegen  hat.  Im  Falle  des 
§ 1.  Absatz  2,  sind  diese  Gesuche  vom  Verkäufer  einzubringen. 

Ueber  diese  Gesuche  entscheidet  die  Finanz-Landesbebärde  im  Einvernehn.en 
mit  der  politischen  Landesstelle,  über  Kecurse  gegen  diese  Entscheidungen  sowie 
in  dem  Falle,  dass  zwischen  den  genannten  Landesbehorden  ein  Einvernebmeii 
nicht  erzinlt  wird,  in  oberster  Instanz  das  Finanzministerimn  im  F.invernohinen 
mit  dem  Ministerium  des  Innern.  Bezüglich  gewisser  Kategorien  der  im  § 8 
angeführten  (tebände  kännen  sich  die  genannten  Ministerien  die  Entscheidung 
Vorbehalten. 

Ilinsiclitlich  der  bautechnischon,  gesniidheits-  und  .siUlicbkeitspolizeiiichen 
Fragon  ist  der  Aus.wpruch  der  politischen  Behördoii  maassgebend. 

§ 14.  Die  Zuorkonnung  der  im  fl  1 vorgesebenen  Begünstigungen  bat  die 
Widmung  des  betreffenden  Gebäudes  zu  Arbeitorwohiimigs-  und  Wohlfahrtszwecken 
auf  die  Dauer  von  50  Jahren  zur  Folge  und  verjiftichtet  den  Erbauer  sowie 
innerhalb  des  obigen  Zeitraumes  jeden  späteren  Besitzer  des  Hauses  zur  Er- 
baliung  des  lelztereii  in  einem  den  Zwecken  dieses  Gesetzes  entsprechenden  Zu- 
stande und  zur  Beobachtung  der  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  und  auf  Grund 
desselben  erlassenen  Vorschrifleii  (fl  0 . 

Während  der  Dauer  der  Widmung  unterliegen  alle  die  Voraussetzungen 
für  die  Erlangung  der  Begünstigungen  (fl  1)  berührenden  baulichen  Veränderungen 
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an  dem  betreffenden  Gebäude  der  Beuilligung  der  im  Verordiiungewege  tu  be- 
zeichnenden Finanz-  und  politischen  Behörden. 

Die  Widmung  ist  unter  kslendennässiger  Festsetzung  des  Endtermines  ihrer 
Dauer  zu  Gunsten  des  Staates  als  Reallast  im  Gnindbuche  einznverleiben.  Gehen 
der  Reallastt  des  Staates  Hypnthekarlasten  in  der  bffcherlirhen  Rangordnung 
voran.«,  so  kann  die  Zuerkennung  der  Begünstigungen  des  8 1 a"  ‘'■9  Bedingung 
geknüpft  werden,  da,ss  von  den  betreffenden  Hypotliekargläubigern  oder  von  den- 
jenigen derselben,  bezüglich  welcher  es  die  Behörde  (g  13,  .\bsatz  2i  für  er- 
forderlich hält,  Nachstehungserklämngen  zu  Gunsten  der  Reallast  ertheilt  und 
diese  Erklärungen  zur  grnndbücherlichen  Einverleibung  gebracht  werden. 

Die  Minister  der  Finanzen  und  des  Innern  sind  ermächtigt,  über  Ansuchen 
des  Hauseigenthüiners  die  Aufhebung  der  Widmung  ganz  öder  theilweise  zu  be- 
willigen. Diese  Bewilligung  kann  — soferne  nicht  besonders  rflcksichtswürdige  üni- 
stände  obwalten  — von  der  vollen  oder  theilweisen  Rückerstattung  des  unter 
entsprechender  Berücksichtigung  der  bisherigen  widniungsgemässen  Verwendung 
des  Gebäudes  ermittelten  Wertes  der  genossenen  Steuer-  und  Gobürenbegünsligung 
abhängig  gemacht  werden,  und  hat  stets  das  gleichzeitige  Erlöschen  der  im  g 1 
vorgesehenen  Begünstigungen  zur  Folge. 

8 15.  Wenn  das  Gebäude  ohne  die  im  g 14,  Absatz  4,  vorgesehene  Be- 
willigung ganz  oder  theilweise  zu  Zwecken  benützt  wird,  welche  der  gesetzlichen 
Widmung  nicht  entsprechen,  ist  der  Besitzer  zur  Beobachtung  seiner  Ver- 
pHichtungen  durch  die  politische  Behörde  im  Kiiivcinehmen  mit  der  Steuerbehörde 
erster  Instanz,  nöthigenfalls  im  Zwangswege  zu  verhalten. 

Dem  Besitzer  kann  in  solchen  Fällen,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des 
§ 18,  Absatz  2,  von  der  Steuerbehörde  eine  im  Einvernehmen  mit  der  politischen 
Behörde  erster  Instanz  zu  be.slimmeiule  Geldstrafe  auferlegt  werden,  welche  ini 
ersten  Falle  die  Hälfte  des  während  der  Dauer  der  ungesetzlichen  Benützung 
von  den  nicht  widmungsmässig  verwendeten  Gebändetheilen  vereinbarten  Miet- 
zinses beziehungsweise  des  entfallenden  Zinswertes  betragen,  in  Wiederholungs- 
fällen aber  bis  zum  Doppelten  dieses  Betrages  erhöht  werden  kann. 

Ausserdem  ist.  wenn  die  ungesetzliche  Benützung  w.ährend  der  Daner  der 
Hteuerbefreinng  stattgofuiiden  hat.  die  für  die  Zeit  der  ungesetzlichen  Benützung 
von  den  nicht  widmungsmässig  verwendeten  Gebändetheilen  nach  den  allgemeinen 
Normen  entfallende  Gebändesteuer  sainrat  Zuschlägen  zu  entrichten. 

Die  nngesetzliche  Benützung  während  der  Daner  des  Genusses  der  Be- 
günstigung des  § 1,  Absatz  3,  ist  im  Falle  einer  auf  die  l'ebertretung  ge- 
richteten Absicht  als  schwere  Gefallsübertretung  nach  § 83  des  Gesetzes  vom 
ö.  Februar  1850,  R.-G.-Bl.  Nr.  50,  zu  bestrafen. 

§ 16.  Wird  für  ein  nach  § 1 begünstigtes  Haus  ein  höherer  als  der  zu- 
lässige Mietzins  oder  ein  höherer  Kanfschilling  als  nach  den  Bestimmungen 
des  g 11,  II,  zulässig  ist,  oingelioben,  so  ist  der  Mehrbetrag  vom  Vermieter 
an  die  Mietpartoi  beziehungsweise  vom  Verkäufer  an  den  Käufer  ziirflck- 
zuerstatteii.  Die  V'erpflichtnng  zur  Rückerstattung  des  über  da.s  zulässige  älaas.s 
eingehobenen  Mietzinses  besteht  auch  für  den  Fall  der  Vermietnng  von 
Wohnungen  in  einem  nach  8 1.  .Absatz  2,  begünstigten  Hanse. 
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Hierüber  entscheidet  die  politische  Behörde  im  Einreruehnien  mit  der 
Stenerbeliörde  erster  Instanz. 

Ueberdies  ist  der  Vermieter  oder  Verkänfer  in  solchen  Fällen  von  der 
Steuerbehörde  im  EiiiTernehmen  mit  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  za 
einer  Geldstrafe  zu  vernrtheilen,  welche  im  ersten  Falle  das  Doppelte  des  über 
das  znlä.ssige  Ansmaass  hinaus  eingehobenen  Mietzinses  beziehungsweise  Kauf- 
schillings betr.ägt,  in  Wiederholungsfällen  aber  bis  zum  Sechsfachen  dieses  Mehr- 
betrages erhöbt  werden  kann. 

§ 17.  Die  Anfrechtcrhaltiing  des  den  Bestimmungen  der  5i§  2.  3,  5 bis  8, 
11,  12  und  11,  Absatz  1,  entsprechenden  Zustandes  sowie  die  Befolgung  der  im 
§ 9 vorgesehenen  Vorschriften  ist  durch  die  politischen  Behörden  erster  Instanz 
zu  überwachen. 

Denselben  steht  insbesondere  auch  die  Ertheilnng  der  im  § 2,  Absatz  1, 
vorgesehenen  Bewilligung  zu. 

Zur  Durchführung  dieser  l'eberwachung  können  die  politischen  Behörden 
auch  die  Gewerbeinspectoren  heranziehen.  Eventuell  können  hierfür  im  Ver- 
ordnungswege nach  Maassgabe  des  Bedarfes  besondere  Organe  bestellt  werden. 

Die  reberwachnngsbehörden  sind  berechtigt,  die  betreffenden  Gebäude  in 
allen  Theilen  durch  ihre  Organe  inspicieron  zu  lassen.  Dieselben  haben  in  den 
einzelnen  Fällen  die  nach  den  geltenden  Vorschriften  erforderlichen  Anordnungen 
zu  treffen,  welche  nach  wiederholter  fruchtloser  Bestrafung  (§  18)  im  Zwangswege 
vollzogen  werden  können. 

§ 18.  Andere  als  die  in  den  SS  15  und  16  bezeichneten  Uebertretmigon 
dieses  Gesetzes  oder  der  auf  Grund  desselben  getrollonen  Anordnungen  werden 
von  der  Ueberwachnngsbohördc  an  dem  Besitzer  beziehungsweise  an  dem  Mieter 
(§  17)  mit  Geldstrafen  bis  zu  200  Kronen  geahndet. 

Hierher  gehören  insbesondere  auch  die  Fälle,  in  welchen  Besitzer  begünstigter 
Gebäude  dieselben  ans  Fahrlässigkeit  tbeilweise  an  andere  als  die  in  den  S$  ^ 
und  3.  Punkt  1,  bezeichneten  Personen  vermieten  oder  unentgeltlich  oder  gegen 
ziffcrniässig  nicht  festgesetzte  .änrechnnng  auf  den  Lohn  überlassen,  oder  in 
Bezug  auf  die  theilweise  entgeltliche  oder  unentgeltliche  Ueberlassung  an  die  im 
S 3,  Punkt  1,  bezeichneten  Personen  das  dort  festgesetzte  Verhältnis  über- 
schreiten. 

Die  Be.stimmung  des  § 15,  Absatz  3,  hat  auch  in  diesen  Fällen  — so- 
feme  nicht  rücksichtswürdige  Umstände  obwalten  — Anwendung  zu  finden. 

§ 19,  Heber  Recurse  gegen  Verfügungen  und  Entscheidungen  nach  g 15, 
Absatz  1.  und  § 16,  Absatz  2,  entscheidet  die  politische  Landesbehörds  im 
Einvernehmen  mit  der  Finanz-Eandesbehörde,  beziehungsweise  das  Ministerium 
des  Innern  ini  Einvernehmen  mit  dem  Finanzministerium,  über  Recurse  gegen 
die  nach  S 15’  Absatz  2,  und  § 16,  Absatz  3,  gefällten  Straferkenntnisse  die 
Finanz-bandesbehörde  im  Einveniehmon  mit  der  politischen  Landesbehörde,  be- 
ziehnngsweiso  das  Finanzministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium 
des  Innern. 

Die  von  der  Ueberwachungsbehörde  auf  Grund  des  § 17  getroffenen  Ver- 
fügungen und  gemäss  S 18  gefällten  Straferkenntnisse  können  bei  der  politischen 


Digitized  by  Google 


Das  Gesetz  vom  8.  Jali  1902,  bctrcITeml  die  Begünstigungen  für  Gebäude  etc.  591 


Landesbehürde  angefochten  werden,  deren  Entscheidangen  in  Bezug  auf  Slraf- 
erkenntnisse  endgiltigo  sind. 

Die  Keenrsfrist  beträgt  rflcksicbtlich  aller  anf  Grund  dieses  Gc.setzes  ge- 
fällten Entscheidungen  und  Erkenntnisse  30  Tage  von  dem  auf  die  Zustellung 
folgenden  Tage  an  gerechnet.  Diese  Entscheidungen  und  Erkenntnisse  sind  im 
tVege  der  politischen  Eiecntion  zu  vollziehen. 

Die  Oeld.strafcn  fallen  dem  Armenfonde  jener  Gemeinde  zu,  in  welcher 
sich  das  betreffende  Gebäude  befindet. 

20.  In  .knsehung  der  von  den  Einanzbehörden  nach  diesem  Gesetze  zu 
treffenden  Entscheidungen  hat  auch  dann,  wenn  die  Entscheidung  im  Einver- 
nehmen mit  der  politischen  Behörde  erfolgt,  das  Gesetz  vom  19.  März  1876,  li.-G,-BI. 
Nr.  28,  .tnwendung  zu  finden. 

21.  Soweit  dieses  Gesetz  nicht  anders  bestimmt,  finden  die  Vorschriften 
des  Gesetzes  vom  25.  Mürz  1880,  ß.-G.-Bl.  Nr.  39,  betreffend  die  Steuerfreiheit 
fär  Neu-,  Zu-  und  Umbauten,  auch  auf  die  im  § 1 vorgesehene  Befreiung  von 
der  Gebäudesteuer  Anwendung. 

Desgleichen  bleiben  auch  hinsichtlich  der  in  diesem  Gesetze  bezeichneten 
Gebäude  die  bestehenden  Vorschriften  über  die  Behandlung  derZinsrerheimlichungen 
in  IVirksanikeit. 

Das  Verfahren  bei  Gesuchen  um  die  im  § 1,  Absatz  3,  vorgesehene  Be- 
günstigung in  Bezug  auf  da-s  Gebürenäquivalent  wird  im  Verordnungswego 
geregelt. 

Durch  dieses  Gesetz  begünstigte,  von  Arbeitgebeni  für  ihre  .Arbeiter  erbaute 
Gebäude  kommen  für  die  Dauer  ihrer  gesetzlichen  Widmung  bei  der  Einbeziehung 
eine.s  Ortes  zur  Hanszinsstener  (1  a und  2 des  Gesetzes  vom  9,  E'ebruar  1882, 
R.-G.-Bl.  Nr.  22)  ausser  Betracht. 

§ 22.  Dieses  Gesetz  findet  anf  jene  Bauten  Anwendung,  welche  binnen 
zwanzig  Jahren,  von  dem  im  § 25,  Absatz  1,  festgesetzten  Zeitpunkte  des  Be- 
ginnes seiner  Wirksamkeit  an  gerechnet,  baulich  vollendet  werden,  gleichviel  ob 
der  Ban  vor  oder  nach  dem  bezeichneten  Zeitpunkte  in  .Angriff  genommen 
wurde. 

Die  Minister  der  Finanzen  und  des  Innern  sind  jedoch  ermächtigt,  in  be- 
rücksiebtignngswürdigen  Fällen  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  unter  den  durch 
dasselbe  vorgeschriebeneu  Bedingungen  auch  anf  sulche  Häuser  zu  gestatten, 
welche  seit  dein  Inslebentreten  des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1892,  K.-G.-BI. 
Nr.  37.  vollendet  wurden. 

§ 23.  Die  Begünstigungen  dieses  Gesetzes  treten  nur  in  jenen  Königreichen 
und  Ländern  in  Kraft,  wo  den  betreffenden  Neubauten  im  Wege  der  Landes- 
ge.setzgebung  auch  die  Befreiung  von  allen  Landes-  und  Bezirkszuschlägen  sowie 
eine  Ermässigung  der  Gemcindczuschläge  zu  den  ira  g 1 bezeichneten  Staats- 
steuem  bis  mindestens  50  Proc.  für  die  ganze  Dauer  der  Befreiung  von  den 
staatlichen  Stenern  gewährt  wird. 

§ 21.  Der  öffentlichen  Kechnungslegnng  unterworfene  Unternehmungen, 
welche  statutengemäss  dio  Erbauung  und  Vermietung  von  Gebäuden  der  in 
diesem  Gesetze  bezeichneten  Art  bezwecken  und  aus  den  in  solchen  Gebäuden 
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investierten  Capitalien  keine  höhere  als  die  nach  § 11,  I,  Absatz  1 nnd  2,  fest- 
gesetzt« Verzinsong  erzielen,  sind  rücksichtlich  der  Erwerbstener  von  diesem  Ge- 
schfiftszweige  den  gemSss  § 85  des  Gesetzes  vom  25.  October  1896,  R.-Q.-Bl. 
Nr.  220,  begünstigten  Erwerbs-  und  Wirtschaflsgenossenschaflen  gleich  zu 
halten. 

§ 25.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachnng  in  Wirk- 
samkeit. 

Das  Gesetz  vom  9.  Fcbmar  1892,  It.-O.-Bl.  Nr.  37,  bleibt  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes,  vorbehaltlich  der  Bestimninngen  des  § 22,  Ab- 
satz 2,  nnr  rücksichtlich  jener  Gebände  in  Kraft,  für  welche  auf  Grand  des- 
selben die  .Stenerbefreinng  bewilligt  worden  ist. 

§ 26.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  sind  die  Minister  der  Finanzen 
nnd  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  betheiligten  Ministem 
beanflragt. 
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Neuere  Literatur  zur  Wohnungsfrage. 

BeaprochtD  voa 

Prof.  Dr.  Heinrich  Rauchberg  in  Prag. 

(3.  Reihe.) 

1.  Dr.  Paul  Yolgt.  Grundrente  and  Wobnungafrage  in  Berlin  und 
feinen  Vororten.  Erster  Theil.  Jena  1901.  276  8. 

2.  Adolf  Wagner.  Wobnungsnotb  und  städtische  Bodenfrage.  Heft  XI  der 
, Socialen  Streitfragen**,  berausgegi'ben  von  Adolf  Damaschke. 

3.  Die  Stuttgarter  Stadterweiternng  mit  volkswirtschaftlichem,  hvgie- 
nischem  und  künstlerischen  Gutachten.  Herausgegeben  vom  Stadtschultheissen- 
amt  Stuttgart.  Stuttgart  1901.  4“  240  S. 

4.  a)  E.  T.  Phlllppovlch.  WobnungsverhftUnisse  in  Österreichischen 
Städten. 

b)  P»  Schwarz.  Grundwerte  der  eintelnen  Bezirke  Wiens  in  den  Jahren 
lSGO— 1899.  7.  Heft  von  ,.8ocia!e  Verwaltung  in  Oesterreich  am  Ende  des  XI.X.  Jahr- 
hunderts.** Wien  und  Leipzig  1900. 

5.  Xeuo  l'ntersuchangen  Uber  die  Wohnungsfk'age  ln  Deutschland  nnd  im 
Ausland.  Herausgegeben  vom  Verein  für  Sodalpoiitik.  Schriften  des  Vereines  für  Social- 
politik  XCIV.— XCVIl,  Band.  Dazu  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  von 
1901,  im  XCVIII.  Band. 

6.  Die  Wolinungr^frage  und  doa  Reich.  Eine  Sammlung  von  Abhandlungen, 
herausgegeben  vom  Verein  „Rt  irhs-Wohnungsgesetz“. 

I.  V.  d.  Goltz.  Die  Wohnungsinspection  und  ihre  Ausgestaltung  durch  das  Reich. 

II.  Liehrccht  Reichshilfo  fQr  Errichtung  kleiner  Wohnungen. 

III.  Kampffineyer.  Baugenossenschaften  im  Rahmen  eines  nationalen  Wobnungs- 
reforraplanes. 

IV.  Stier-Somlo.  l'nser  Mietrechtsverhältnis  und  seine  Reform. 

V.  Stubben.  Die  Bedeutung  der  Bauordnungen  und  Bubauungspl^e  für  das 
Wobnwesen. 

VI.  Seutemann.  Die  deutsche  Wohnungsstatistik,  ihr  gegenwärtiger  Stand  und 
ihre  Bedeutung  für  die  Wohnnngsreform. 

7.  a)  Alhert  HrbftlTle  und  Paul  Lecbler.  Die  staatliche  Wohnonge- 
fOrsorge  aus  Anlass  des  Reichs tagsbeschlnsses  vom  14.  November  1899. 
Berlin  1900.  52  S. 

6}  Paul  Lochler.  Die  Wohnungsfrage  und  die  preussisehen  Ministerial- 
erlasse vom  19.  März  1901.  Berlin  1001.  27  8. 

6.  Schriften  der  rentralatelle  fflr  Arbeiter-Wohirahrtsolnrlchtnngi'n.  Heft  17. 
Berlin  19. 

9.  Compte  rendu  et  doenmonts  du  congri*^  international  den  habltatlous 
tenu  a Paris  Juin  1900.  Paris  1900.  4M  S. 

10.  a)  Berichte  des  KbeiulHcheii  Vereines  zur  Förderung  des  Arbeiter- 
Wohnungswesens. 
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ib)  FfstHchrift  des  Rheinischen  Vereines  zur  Ftirdernng  des  Arbeiter- 
irohnun^swesens  aus  Anlass  des  VI.  internationalen  Wohnungscongresses  und  der 
Industrie«,  Gewerbe«  und  KunsiaussteUung  in  Düsseldorf  1902. 

11.  llergHrbelterwohniinffcn  im  RnhrreTier.  Herausgegeben  vom  Verein  für 
die  bergbaulichen  Interessen  im  OberbergamUbezirke  Dortmund,  lleriin  1902.  84  S.  und 
zahlreiche  Plitne. 

12  Beiträge  zur  Boden-  und  Wohunugsfrage.  Heraui<gegeben  in  Verbindung 
mit  Mitgliedern  deutscher  Arbeiter«  und  MieterkOrpersebaften  und  des  Vereines  «Hetebs« 
WohnungHgeseU*.  Frankfurt  a.  M.  1900. 

I.  Dr.  Hans  Kurella.  Wohnungsnoth  und  Wohnungsjamnier.  68  $. 

II.  Karl  Schirmer.  Das  Wohnuugselend  der  Minderbemittelten  in  München.  68  S. 

LS.  l)r.  Uecker.  Die  Wohnungsfrage  und  ihre  Losung  auf  baugeoossen« 

schaftlichem  Wege.  Dresden  1901.  44  S. 

14.  Landrichter  Dr.  Bölimert.  Eine  Losung  der  Wohnungsfrage.  Dresden 
1900.  r.o  S. 

lf>.  Arthur  DIx  Die  W'ohnungsfrage.  6.  Heft  des  I.  Bandes  der  ,Burschen- 
schafüichen  Bücherei'*.  Berlin  1900.  f>0  8. 

16.  Louis  Cohu.  Die  Wohnungsfrage  und  die  Socialdemokratie.  Mün- 
chen 1900.  76  S. 

17.  l)r.  Ludwig  Slnzheinier.  Die  Arbeiterwohnungsfrage.  Band  II  und  III 
der  «Volksbücher  der  Rechts«  und  Staatskunde*.  Stuttgart  1902.  190  S. 

Hiermit  setze  ich  die  Uebersichten  über  die  neuere  Literatur  zur  Wohnungsfrage 
fort,  welche  ich  in  den  Jahrgängen  1896  (S.  194  ff.  und  486  ff.)  und  1899  (S.  431  ff.) 
dieser  Zeitschrift  begonnen  habe.  Diesmal  sollen  hauptsächlich  die  wichtigeren  selbst- 
ständigen VerOffentUchungen  der  Jahre  1900  und  1901  besprochen  werden.  Auf  Voll- 
ständigkeit macht  diese  Uebersiebt  keinen  Anspruch;  ich  fasse  hier  zusammen,  was  in 
den  letzten  beiden  Jalircn  bei  der  RedaeUon  dieser  Zeitschrift  und  bei  mir  eingelaufen  ist, 
oder  was  mir  sonst  aus  dem  einen  oder  anderen  Grunde  besonders  bemerkenswert  scheint.  In 
erster  Linie  rerfulge  ich  damit  den  Zweck,  den  österreichischen  Verwaltungspraktikero  Mit- 
theilung  von  den  regen  wiasenschaftlicben  und  praktischen  Bestrebungen  des  .4usland<«s. 
insbesondere  des  Deutschen  Reiches,  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  zu  machen.  Auf 
diesem  Gebiete  herrscht  im  Gegensätze  zu  dem  regen  Leben  des  Auslandes  in  Oesterreich  noch 
immer  Todteustille.  Abgesehen  vuu  der  Gewährung  von  Bteuerbegünstigungen  für  Gebäude 
mit  Arbeiterwohnuiigen')  und  der  Thätigkeit  der  Kaiser  Franz  Josefstiftung  idr  Volks- 
wohoungen  und  Wohlfabrtseinrichtungen  ist  hier  praktisch  nichts  geschehen.  Von  literarischen 
Leistungen  sind  nur  zu  erwähnen  das  in  dieser  Zeitschrift  bereits  besprochene  Buch  von 
V.  Oppenheimer  über  die  Wohmingsnuth  und  Wohnungsreform  in  England.*;  sowie  die 
oben  unter  Nr.  4 angeführten  Beiträge  von  v.  Philippovich  und  Schwarz  in  dem 
Sammelwerk  «Sociale  V'erwaltung  in  Oesterreich  am  Eude  des  XIX.  Jahrhunderts*.  AUen- 
falls  käme  hier  auch  noch  die  vom  k.  k.  Ärbeitsanite  veranstaltete  Erhebung  Ober  die 
WoliDungs«  und  Gesundheitsverhältnisse  der  Heimarbeiter  in  der  Kleider-  und  Wäsche- 
confection  (Wien  1901)  in  Betracht.  Mit  welchem  Eifer,  mit  widchem  Ernst  und  — wie 
ich  gleich  hinzusetzen  darf  — mit  welchem  Erfolge  wird  dagegen  im  Deutschen  Reich 
an  der  Wohnungsfrage  gearbeitet! 

Einen  Beweis  dafür  bietet  gleich  das  oben  unter  Nr.  1 augeführte  Buch  von 
Paul  Voigt  über  Grundwerte  und  Wohnungsfrage  in  Berlin  und  seinen  Vororten.  Es 
ist  im  Aufträge  des  Instituts  für  Gemeinwohl  in  Frankfurt  a.  M.  verfasst  worden. 
In  dem  Arbeitsprogramme  dieses  Institutes  nimmt  die  Wohnungsfrage  eine  hervorragende 
Stellung  ein.  Sowohl  theoretisch  aU  auch  praktisch  will  es  an  ihrer  Losung  mitarleiten. 
Praktisch  durch  Gründung  emer  eigenen  Agitationsstelle  hierfür,  de»  Vereines  «Keichs- 

Nr.  U)IÜ  (l«r  B«'llAS«a  tu  den  ttcgo^rtpaitehAii  )*roU>kallao  d««  .\bfeorda-|«Bbta*«i.  XVH.  SettiPS. 
in.ll.  Vrntl.  dtsu  V.  Schwtrtento  «Zar  Kffirin  dtir  ^•l«rr.  ArSt‘itrrwwhnaor>-t)4«eUc*t>ung'‘  im 
X.  Jthrfaoa  di*»er  Z«lMcbr>ft,  S 1 ff. 

Vrrgl.  d«B  X.  lUud  dieicr  ZeiUebrift,  3IP  f. 


Digiiized  by  Google 


Literaturbericbt. 


595 


Wohnuiig^sgeseta“,  dessen  literarische  l.'ntemebnmngen  unter  Nr.  6 angezoigt  werden. 
Theoretisch,  indem  es  durch  seine»  früheren  Referenten  für  die  Wohnungsfrage,  Dr.  Karl 
V.  Maugoldt,  dem  gegenwärtigen  Vorsitzenden  des  Vereines  »Reichs-Wohnungsgesetz'*, 
ein  Ihrogramm  für  die  wissenschaftliche  Uniersuchung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
von  Grund  und  Boden  in  deutschen  St&dten  und  in  ihrer  Umgebung  aufstelien  Hess 
und  sehr  beträchtliche  Geldmittel  für  diesen  Zweck  anssetxte.  Das  Programm  findet  sich 
in  dem  Anhang  zu  dem  vorliegenden  Werk  abgedruckt.  Es  will,  wie  schon  die  Ueber- 
•ebrift  besagt,  die  Wohnungsfragu  in  erster  Linie  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Boden- 
frage untersuchen.  Das  ist  gewiss  nicht  der  einzige  Ge.sichtspunkt,  der  hierbei  in  Betraclit 
kommt,  aber  der  grundlegende.  So  hat  man  wenigstens  bis  vor  kurzem  angenommen. 
In  den  unter  3 und  4 angefthrten  Schriften,  zum  Thoil  auch  von  den  Arbeitsleuten  dca 
Vereines  für  Socialpoliiik,  wird  freilich  eine  andere  Ansicht  vertreten,  der  ich  mich  jedoch 
nicht  anschliessen  müchte.  Wie  wir  alsbald  hüren  werden,  wären  wir  darnach  auf  falscher 
Fährte,  wenn  wir  die  Wohnnugsfroge  in  erster  Linie  als  eine  Bodenfrage  betrachten, 
und  wir  handelten  unklug,  wenn  wir  durch  die  Bauordnungen  in  erster  Linie  auf  eine 
weiträumige  Bebauung  des  Stadtgebietes  hinwirkteii.  Doch  davon  soll  später  noch  die  Rede 
sein.  Jedenfalls  ist  die  Wohnungsfrage  so  verwickelt,  dass  es  methodisch  vollkommen 
richtig  erscheint,  ihre  einzelnen  Bestandtheile  gesondert  zu  untersuchen.  Selbst  in  der 
Beschränkung  auf  die  Bildnng  des  Hodenwertes  und  der  städtischen  Grundrente  bleibt 
das  Problem  compliciert  genug  für  eine  auf  historischer  und  stotistisch-exacter  Grundlage 
beruhende  Behandlung,  wie  sie  dem  Mangoldt'schcn  Programm  entspricht.  Ursprünglich 
bestand  die  .Absicht,  die  Untersuchung  auf  mehrere  Städte  von  möglichst  verschiedenen 
geographischen,  wirtschaftlichen  und  socialen  V>rhältuissen  auszudelinen.  Der  Anfang 
sollte  mit  Berlin  gemacht  werden,  für  dessen  Bearbcitnng  Dr.  Paul  Voigt  gewonnen 
worden  war.  Die  Vorarbeiten  für  Berlin  erwuchsen  aber  allmählich  zu  solcher  Aus- 
dehnung, dass  von  der  Untersueliung  anderer  Städte  Umgang  genommen  werden  musste. 
Aber  auch  die  Bearbeitung  des  Berliner  Materials  ist  nicht  vollständig  durchgefflhrt. 
Absturz  iu  den  Alpen  bat  dem  Verfasser  frühen  Tod  gebracht  und  den  Abschluss  des 
Werkes  unterbrochen.  Was  davon  vorliegt,  lässt  uns  von  neuem  erkennen,  wie  schOne 
Hoffnungen  durch  Paul  Voigts  Tudesstun  vernichtet  worden  sind. 

P.  Voigt  ist  bestrebt  gewesen,  für  seine  Untersuchungen  breite  statistische 
Unterlagen  herbeizuschafft-n.  Kr  hat  sich  nicht  auf  die  bereits  vorhandenen  literarischen 
Behelfe  und  amtlichen  Veröffentlichungen  beschränkt,  sondern  er  hat  in  weitem  Umfange 
persönliche  Erkundungen  vorgenommen  und  bisher  wissenschaftlich  unbenüUte  amtliche 
Materialien  zu  erschliessen  verstanden.  Bei  den  preussischen  Ministem  der  Finanzen  und 
der  Justiz  hat  er  erwiikt,  die  Materialien  der  Steuer-  und  Grnndbuchverwaltung  für 
seine  Zwecke  benützen  zu  dürfen.  Für  etwa  3000  Berliner  Grundstücke  wurden  darnach 
Zählkarten  aufgestcllt.  worin  die  Ergebnisse  der  drei  Gebäudesteuerrevisionen  vuu  lh65, 
1 und  1 895,  die  für  die  Ergänzungssteuer  angenommenen  gemeinen  W erte  und  die  Belastung 

eingetragen  worden  sind.  Der  gesanninte  Gang  der  Beiabtung  konnte  allerdings  nur  für  eine 
Minderzahl  von  Grundstücken  festgestellt  werden.  Aus  der  Vergleichung  dvr  gemeinen 
Werte  mit  den  von  Voigt  überpiUften  und  im  Falle  der  Ucberversicherung  entsprechend 
herabgesetzten  Werten  der  Feuertaxe,  welche  den  Gebäudewert  darstellen,  soll  sich  der 
Bodenwert  ergeben. 

Gegen  diese  Art  der  Berechnung  hat  der  Herausgeber  der  vorliegenden  Arbeit, 
Dr.  Andreas  Voigt,  in  seinem  unter  Nr.  5 zu  besprechenden  Referate  für  den  Verein 
für  Socialpolitik  sehr  beachtenswerte  Einwendungen  erhoben.^)  Abgesehen  von  den 
Schäizungsfehlcrn  bei  der  Feststelluug  des  gemeinen  Wertes  und  der  Feuertaie,  wird 
principiell  eingewendet,  dass  als  der  Bodenwert  nur  derjenige  Wert  eines  Grundstückes 
gelten  künne,  welcher  der  günstigsten,  eben  noch  zulässigen  Bebauung  dieses  Grund- 
stückes entspricht.  Je  weiter  die  thatsächlicho  Rente  hinter  der  durch  eine  zweck- 
inässigere  Bebauung  erzielbaren  zurfickblcibt,  desto  unzuverlässiger  sei  die  Berechnung 

*)  Vercl.  Sabrifira  He»  Verrioes  tflr  i^aelelpelitik.  ZCIV.  B*cd.  S.  ‘iOl^  fl. 
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des  Bodenwertes  auf  Grund  des  Wertes  des  rorhandenen  Gebäudes.  Soweit  es  sich  um 
wirkliche  Kaufpreise  handelt,  treffen  diese  Einwendungen  kaum  r.u,  da  ja  K&ufer  und 
Verkäufer  die  durch  eineo  Umbau  erreichbare  Steigerung  der  Bentabilität  bei  der  Pest* 
Stellung  des  Kaufpreises,  und  zwar  speciell  für  die  Grundfiä<'fae,  in  Anschlag  bringen. 
Aber  eine  derartige  Bewertung  nach  der  hCch»tinr<glirhen  und  nicht  nach  der  tbat- 
sächlichen  Ausnützung  der  Grundfläche  wird  doch  nur  dann  stattfinden,  wenn  die 
Spannung  zwischen  der  thatsftclilichen  und  der  durch  Umbau  zu  erzielenden  Rentabilität 
über  die  todieii  Kosten  und  das  Risico  des  Umbaues  und  über  das  Trägheitsmoment, 
das  sich  auch  hier,  wie  häufige  Erfahrung  lehrt,  geltend  macht,  entschieden  überwiegt. 
Solange  das  nicht  der  Fall  ist.  halte  ich  Schätzungen  des  Bodenwertes  auf  Grund  der 
Rentabilität  der  gegenwärtigen  Bebauung  für  durchaus  zulässig.  Und  da  in  der  Mehrzahl 
der  Ton  Dr.  Paul  Voigt  bearbeiteten  Fälle  derartige  Spannungsferhällnisse  wohl  kaum 
bestehen,  so  müebten  seine  Wertangaben  und  die  daraus  abgeleiteten  Folgerungen 
schwerlich  zu  rerwerfen  sein. 

Für  die  Beilioer  Vororte  hat  Voigt  derartige  Berechnungen  Übrigens  nur  in 
geringerem  Umfange  Torgenominen.  Hier  wurde  der  gegenwärtige  Wert  des  unbebauten 
Bodens  durch  Veizeichuung  uud  Verarbeitung  von  etwa  30.000  Einzelkaufpreiseii  aus 
verschiedenen  Jahren,  zumeist  aus  den  letztverflossenen,  dsrgesteilt.  Ausserdem  sind  für 
etwa  500  bebaute  Grundstücke  die  Zählkarten  mit  den  gleichen  Angaben  wie  für  Berlin 
angefertigt  worden.  Die  Gewinnung  und  tabellarische  Verarbeitung  dieser  Materialien  hat 
einige  Hilfskrärte  unter  Dr.  Voigts  Leitung  mehrere  Jahre  laug  beschäftigt.  Sehr 
erhebliche  Geldmittel  sind  hierauf  verwendet  worden.  Die  textliche  Bearbeitung  und 
wissenscbaftliche  Ausbeutung  der  Hatcrialieu  wurde  durch  Dr.  V'oigts  plötzlichen  Tod 
unterbrochen.  .Aber  di«  von  ihm  fertiggesteUt«n  Theile  sind  bedeutnam  genug,  um  die 
vorUuflgu  Verüffcntlichung  vollauf  zu  rechtfertigen.  Allerdings  ist  das  Material  noch 
lange  nicht  enchüpft.  die  dom  Bearbeiter  gestellte  Aufgabe  noch  nicht  in  jeder  Richtung 
gelöst.  Nach  dein  Berichte  des  Herausgebers  ist  die  Fortfiihrung  der  Arbeiten  beab- 
sichtigt. Sie  wird  insofern  unter  erschwerenden  Umständen  stattfliiden,  als  der 
Herausgeber  in  der  Wohnungsfrage  nunmehr  einen  weientlicb  anderen  Standpunkt  ein- 
nimmt  wie  Voigt,  und  wie  er  der  Anlage  der  gesommten  bisherigen  Untersuchung 
ZQgruude  liegt.  Auf  die  Ansichten  .Andreas  Voigts  Ober  die  Wohnungsfrage  werde  ich 
später,  anlässlich  der  Besprechung  der  unter  Nr.  5 angeführten  VerüfTentlidiungen  des 
Vereines  für  Sucialpolitik  noch  zurückkotnmen. 

Paul  Voigt  hat  die  gesammelten  historischen  und  statutischen  Materialien  dazu 
benützt,  um  eine  Uebersicht  über  das  Wachstbum  und  die  bauliche  Entfaltung  von 
Berlin  und  seinen  Vororten  zu  geben:  Zunächst  ein  kurzes  einleitendes  Capttel  zur  älteren 
Baugeschichte  Berlins,  dann  eine  sehr  anziehende  Darstellung  der  Bau-  und  Wohunngs- 
politik  des  Mercantilismua.  Die  glückliche  Verbindung  von  historischem  Sinn,  ]>oiitischer 
Einsicht  und  eiacter  Methode,  die  Paul  Voigt  auszeichnct,  kommt  hier  besonders  zur 
Geltung.  Weitere  Abschnitte  schildern  den  früheren  Zustand  und  die  modeme  Entwickelung 
der  Berliner  Vororte,  wobei  speciell  CharloUenburg.  der  Kurfürsteiidainm  und  die  Villen- 
colonie  Gruuowald  mit  monographischer  Ausfuhilichkeit  behandelt  werden.  Innerhalb 
dieser  territorialen  EintheÜung  werden  sodann  die  einzelnen  ökonomischen,  technischen 
und  rechtlichen  Momente  untersucht,  welche  fiir  die  Bodenpreise  und  Wohnungsfrage  in 
Betracht  kommen:  Organisation,  Gang  und  Fonucn  der  Bauspeculation,  des  Hypotheken- 
geschäftes,  der  Einfluss  der  Fcuerveraichcrungswerte  hierauf,  die  Realisation  der  Gewinne, 
die  Bedeutung  der  Bauordnungen  und  des  Baurechtes  u.  s.  w.  Geschieht  dies  auch  mit 
hervorragendem  schriftstellerizchen  Geschick,  so  leidet  die  Darstellung  doch  darunter, 
dass  die  cinzeluen  zusammengehörigen  Momente  je  nach  ihrem  örtlichen  Henrortreten  in 
verschiedenen  Abschnitten  behandelt  werden.  Mit  Ausnahme  des  Capitels  über  die  Ent- 
wickelung der  Verkehrsmittel,  namentlich  der  Vorortbahnen,  feMt  die  eiobeitlicho 
Zusammenfassung  der  Ergebnisse  und  ihre  Würdigung  unter  theoretischen  Gesichts- 
punkten. Ich  nehme  an,  dass  eine  solche  beabsichtigt  war,  der  V'crfasser  aber  durch  den 
Tod  gebindert  worden  bt,  sie  zu  liefern.  Es  ist  also  nicht  seine  .Schuld,  wenn  da-%  was 
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vorliegt,  keineswegi  als  eine  erschöpfende  AoBbeutuiig  und  wissenschaftliche  Verwertung 
der  onifangreicbeD  Materialien  angesehen  werden  kann,  und  der  wisaenscbaftlicbe  Krfulg 
dem  grossen  statistischen  Aufwand  nicht  ganz  entspricht.  Auch  ist  zu  bedauern,  dass  das 
statistische  Tabellcnmaterial  nicht  niitgetbeilt  wird,  worauf  die  AusfUhiuugen  Voigts 
bernbeu.  Wir  siud  infolgedessen  nicht  in  der  Lage,  seine  Berechnungen  iiacbzupröfen. 
von  denen  manche  geradezu  sensationell  wirkende  Beispiele  för  das  spniughafte  Anwachsen 
des  Bodenwertes  bringen  und  den  Anhängern  der  Bodenreform  wirksaiuea  Agitations- 
niateria)  geboten  haben. 

Es  besteht  kein  Zweifel  darüber,  dass  Paul  Voigt  die  Wohnungsfrage,  wenn 
auch  nicht  ausschliesslich,  so  doch  baupts&chlich  auf  die  Bodenfrage  bin  zugespitzt  hätte, 
wenn  es  ihm  selbst  gegönnt  gewesen  wäre,  aus  seinen  Untersuchungen  die  praktischen 
Folgennigeii  zu  ziehen,  auf  welche  sie  von  voroeherein  angelegt  waren.  Von  den 
hierher  gehörigen  Ergebnissen  hebe  ich  einige  heraus,  die  mir  besonders  bemerkenswert 
scheinen:  Zunächst  ans  den  beiden  historischen  Cspiteln  den  Kaebweis,  dass  hohe  Grund» 
rento  und  Wobnungsnoth  ketneswogs  immanente  Kategorien  der  grossUdtischen  Ent- 
wickelung sind.  Das  zeigt  die  ältere  Geschichte  Berlins.  Vom  grossen  Kurfürsten  bis  zum 
Tode  Friedrichs  des  Grossen  hat  sich  Berlui  aus  einer  kleinen  Landstadt  mit  9—10.000 
Köpfen  zu  einer  — mit  dem  Maasstab  jener  Zeit  getuesseu  — ansehnlichen  Grosstadt 
mit  150  OOO  Einwuhnern  entwickelt  Und  doch  ist  es  dem  preussischeii  Mercantilismus 
jener  Zeit  gelungen.  Wobuungsnotli,  buhe  Mietpreise  und  die  Entstehung  einer  nennens- 
werten städtischen  Grundrente  hintanzuhalten.  Denn  eine  umrichtige  und  energisch 
tugreifende  Boden-  und  Baupolitik  entsprach  jenem  Wirtschaftssystem:  Bauland  wuriie 
von  Staatawegen  erstellt  un>i  nach  Bedarf,  sogar  unentgeltlich  abgelassen,  die  Bauthätig- 
keit  durch  Prämien,  gelegentlich  wohl  auch  durch  Zwang  ermuntert,  der  Bauaufwand 
durch  Reglementierung  der  Materialpreise  ermässigt  und  jeder  Versuch  einer  Bau- 
speculation  durch  staatlichen  Häuserbau  im  Keime  erstickt.  Ergebnis:  ^^'orn  Mittelalter 
bis  zum  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  hat  die  Anlage  und  Erweiterung  einer  Stadt, 
die  SehaiTung  der  Existenzgrundlage  fßr  die  städtische  Bevölkerung  als  eine  im  eminen- 
testen Sinne  OfTeiitlicb-rerbtliche  Angelegenheit  gegolten:  erst  dem  19.  Jahrhundert  blieb 
es  Vorbehalten,  die  Schaffung  der  Existenzgrundlage  der  ganzen  Bevölkerung  der  privaten 
Specnlation  zu  überantworten“.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  der  Verfasser  eine  ziel- 
bewusste Wobnnngspolitik  als  eine  der  dringendsten  Aufgaben  des  20-  Jabrliundcits 
binstellen  wollte. 

Dem  Princip  des  laisscz  faire,  welches  im  19.  Jahrhundert  in  die.ver  Hinsicht  galt 
und  das  iusbesundere  in  der  Connivenz  der  Bauordnungen  zum  Ausdrucke  gelangte,  schreibt 
der  Verfasser  die  sprunghafte  Wertsteigerung  von  Grund  und  Boden  in  erster  Linie 
zu.  Fiir  die  Berliner  Vororte  wird  sie  für  1887—1898  auf  rund  eine  Milliarde  Mark 
berechnet.  Für  Charlottenburg  stellt  Paul  Voigt  folgende  Berechnung  über  die  Wert- 
steigerung der  GruiidstQike  in  den  Jahren  1897  auf: 
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Für  das  Jahrzehnt  18HT — 1897  ergibt  sich  daraus  eine  lediglich  durch  den  BevOlkerungs- 
znwaebs  und  die  wirtKchaftliche  Entwickelung  bedingte  Bteigerung  des  Bodenwertes  um 
mehr  als  Milliarde.  Da  die  Bevölkerung  gleichzeitig  um  etwa  100.000  Personen 
gewachsen  ist,  so  hat  jede  neu  hinziikommeiide  Person  die  Charlottenburger  Grund- 
besitzer um  durchschnittlich  250ü  .Mark  bereichert.  Paul  Voigt  zeigt  weiterhin,  wie  die 
erzielten  Gewinne  sofoH  fast  vollt^tändig  realisiert  werden,  sei  es  durch  Verkauf  oder 
durch  hypothek.irisclie  Belastung. 
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Andere  Beispiele  bilden  der  Kurfuratendamrn  mul  die  Colonie  Gruuewald. 
Am  Kurfurstendamin  ist  hinnen  40  Jahren  der  Bodenwert  am  ungefähr  das  ÜOOfaebo  des  reinen 
Ackerweites  gestiegen,  der  bis  in  die  Sechaigeijahre  hinein  allein  maassgebend  gewesen 
war.  Prirate  Vermögen  von  rund  GO  Millionen  Mark  sind  dadurch  »rein  aus  dem  Nichts* 
entstanden  und  in  die  Tasche  der  Terraiogesellschaften  und  Speculanten  geflossen,  die 
beide  durchaus  den  wohlhabendsten  Kreisen  angeboren.  Die  Colonie  Grunewald  ist  zur  Zeit 
noch  in  voller  Entwickelung  begrilfen.  Die  Kuriörstendamingesellachaft,  die  diese  Colonie 
begründet  hat,  mochte  bis  1889  darauf  etwa  3‘/)  Millionen  fOr  das  rohe  Tenain  und 
ebensoviel  für  Meliorationen,  im  ganzen  also  7 Millionen  verwendet  haben.  Zehn  Jahre 
späti'^r  stellte  sich  der  Qcsammtwert  nach  den  thatsäcblich  erzielten  Kaufpreisen  auf  mehr  als 
SO  Millionen.  Davon  entfallen  nur  etwa  10— 12  Millionen  auf  die  Bauwerte  von  etwa 250  Villen, 
die  mittlerweile  errichtet  worden  waren.  Etwa  35  Millionen  sind  Bodenwerteteigerungen. 
Zu  Beginn  der  Entwickelung  konnte  man  in  einem  eigenen  Hause  nebst  1 Morgen 
Grund  noch  viel  schöner  und  billiger  wohnen  als  in  einer  der  eleganten  Strassen  von 
Berlin  W.  Jetzt  beträgt  der  Aufwand  fflr  dieselbe  Wohnung  infolge  des  Anscbwellens 
der  Grundrente  jo  nach  der  Lage  bereits  das  zwei-  bis  dreifache. 

Mit  dem  Ansätze  zu  einer  L'ntersuehung  über  den  Einfluss  der  Bauordnung  auf 
den  Bodenwert  bricht  das  Werk  Voigts  ab.  Drei  Bauordnungen  gelten  fUr  die  anein- 
ander angrenzenden  Theile  von  Grunewald  und  Ualensee.  Es  sind  daran  betheiligt  da.s 
Gebiet  des  Berliner  Hochbaues,  des  Vorortbochbaues  und  der  Landhau^bezitk.  Eut- 
sprecliend  der  dadurch  bedingten  Ausnfltzungsmöglichkeit  und  der  durchschnittlichen 
Bewohnung  eines  Hauses  verhalten  sich  die  Bodenpreise  dieser  drei  Zonen  nach  Voigts 
Aufstellungen  beiläufig  wie  1:2:3  (Minimalpreise  in  den  Nebeiistrassen).  Zu  theoreti- 
schen Folgerungen  ist  P.  Voigt,  wie  bereits  bemerkt,  nicht  gelangt.  Allein  es  besteht  kein 
Zweifel,  dass  er  die  durch  die  Bauordnung  gestattete  Ausnützungsm&glichkeit  des  Bodens 
für  eine  der  wichtigsten  Componenteii  des  Bodenwertes  und  damit  auch  des  Mietpreises  der 
Wohnungen  hält,  und  dass  seine  Reformvorschläge  auf  eine  Verschärfung  der  Bauordnung  in 
der  Riebtung  weiträumiger  Bebauung  hinausgelaufcn  wären.  Die  vorherrschende  Richtung 
der  Wohnungspolitik,  welche  Grundwert  und  W'ohnuugspreise  in  erster  Linie  durch  den 
städtischen  Bebauungsplan  und  die  Bauordnung  bedingt  ansieht,')  hat  durch  Paul 
Voigts  Arbeit  eine  neue  Stütze  erhalten. 

Zu  diesem  Standpunkte  bekennt  sich  auch  Prof.  Ad.  Wagner  in  dem  unter 
Kr.  2 angeführten  Vorträge  über  Wohnungsnuth  und  städtische  Bodenfrage,  den  er  in 
der  elften  Hauptversammlung  des  »Bandes  der  deutschen  Bodenreformer*  gehalten  hat. 
In  der  ihm  eigenen  temperamentvoUei)  Weise  verwertet  Prof.  Wagner  die  Zahlen- 
ergebnisse  der  Voigt'schcn  Untersuchungen,  um  darzuthun.  wie  durch  die  Speculation 
»im  Grunde  zunächst  fietive  Werte*  emporgetriehen  und  capitalisiert  und  wie  dadmeh  die 
Bodeiipreise,  die  Gestehungskosten  der  Häuser  und  die  Mietzinse  erhöht  werden.  Con* 
clu!>ion:  ßefflrwortung  einer  der  Versammlung  vorgelegten  Resolution,  welche  eine  Er« 
Weiterung  des  Eoteignungsrechtos  und  eine  kräftige  Bodenpolitik  der  Gemeinde  empfiehlt 

In  den  letzten  Jahren  hat  sich  aber  eine  lebhafte  Reaction  gegen  die  Richtung 
geltend  gemacht,  welche  die  Wohnungsfrage  in  erster  Linie  als  eine  Bodenfrage  behandelt, 
weiträumige  Bebauung  fordert,  durch  die  Bestimmungen  der  Bauordnung  eine  allzu 
intensive  Ausnützung  der  Baufläclie  und  die  darauf  heruheude  Steigerung  des  ßuden- 
wertes  zu  verhindern  und  überhaupt  die  Bewegungsfreiheit  der  Bodenspeculatiou  einzu- 
schränkcii  bestrebt  ist. 

Diese  (iegenbewegung  wird  cingcleitet  durch  die  kleine  Schrift  von  Dr.  Abele, 
Weiträumiger  Städtebau  und  Wohnungsfrage.  Stuttgart  1900,  welche  bereits  im  vorigen 
Jahrgänge  die.ser  Zeitschrift  von  Dr.  v.  O ppcnh eimer  im  grossen  und  ganzen  zustimmend 
besprochen  wurden  ist.  Abele  ist  Gegner  der  weiträumigen  Bi-hauungsweise,  weil  sie  die 
Nachfrage  nach  Bauland  und  lei  — oaturgemäss  beschränktem  Angebot  — die  Boden- 

*>  Au«rahrliclt»  li^arSnännf  la  dro  Abbandluozea  R.  Kb«ra|«dt,  Htldtiacbe  ßo'1eBfra(«D, 
B«rlia  voa  mir  im  VIII.  M«a>l  dieat'r  S^iUehrift,  tS.  43'i  {.,  braproebca. 
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preise  und  damit  auch  die  Mietpreise  erhöhe.  Seine  Schrift  ist  wohl  aus  Stuttgarter 
Verhältnissen  und  Gesichtspunkten  heraus  entstanden.  Dr.  .Abele  ist  einer  der  ersten 
Rufer  in  dem  Streite,  welcher  um  die  Stuttgarter  Stadterweiterung  entbrannt  ist.  Es 
bandelt  sich  dabei  in  erster  Linie  um  die  Frage  der  Weitränmigkeit  und  der  oflenen  Rau- 
weise.  Der  von  dein  Vorstände  des  städtischen  Tiefbauamtes,  ^tadtbaurath  KOlle^  aus- 
gearbeitete Stsdterwtiiterungsplan  hält  daran  fest,  Dr.  Abele  und  Dr.  Rettich  bekämpfen 
sie,  zunächst  aus  wirtschaftlichen  Gründen.  In  einer  ganzen  Reihe  von  Gutachten  und 
Gegengutachten,  Referaten  und  Conreferaten  wurde  die  Frage  vom  technischen  und 
ökonomischen,  hygienischen  und  künstlerischen  Standpunkte  aus  hin  und  her  erörtert. 
Die  gesainmten  Materialien  sind,  mit  einer  Einleitung  aus  der  Feder  des  Oberbürger- 
meisters Dr.  Gauss  und  einem  Schlussworte  Ober  die  Hauptgesichtspunkte  der  Stutt- 
garter StoiiterwciterQDg  von  Dr.  Rettich  versehen,  vom  Stadtsebuhhdasenamt  Stuttgart 
in  einem  splendid  ausgestatteten  Band  berausgegeben  worden.  Das  ist  das  oben  unter 
Nr.  8 angeführte  Werk.  Wir  sind  dem  Stadtachuitheissenamt  Stuttgart  zu  grossem  Danke 
dafür  Terjiflichtet.  Handelt  es  sich  in  dem  Bande  auch  nur  um  Stuttgart,  so  ist  die  hier 
erörterte  Frage  doch  von  ganz  allgemeiner  Bedeutung.  Die  betheiligten  Referenten  ver- 
treten ihre  gegensätzlichen  Standpunkte  mit  wUsenschafiltcher  Gründlichkeit  und  einem 
in  amtlichen  Denkschriften  ungewobnlicheii  temperBmeiitvolleu  Eifer.  Kr  zeigt,  wie 
sehr  sie  mit  dem  Herzen  bei  der  Sache  sind,  und  verleibt  den  Äuslilbrungeo  einen 
gewissen  Localtoo,  der  die  LectQre,  insbesondere  für  den,  der  das  schöne  Stuttgart  und 
seine  Leute  aus  eigener  Anschauung  kennt,  anziehend  und  kurzweilig  macht.  Alles  in 
allem  genommen,  liegt  hier  die  vollständigste  Erörterung  des  För  und  Wider  weiträumiger 
Stadtanlsge  vor.  Wissenschaft  und  Praxis  werden  in  gleicher  Weise  Nutzen  daraus 
ziehen. 

Uns  interessiert  hier  insbesondere  die  in  diesem  Bande  abgedruckte  Denkschrift  von 
Dr.  Rettich  aber  die  Stadterweitenxng  unter  volkswirtschaftlichem  Gesiclitspankte. 
Rettich  steht  in  dieser  Hinsicht  ganz  auf  dem  Standpunkte  Abeles.  Dem  Grund- 
gedanken beider  wird  man  ohneweiters  zustinimeii  können:  dass  nändich  die  öko- 
nomischen Gesichtspunkte  in  erster  Linie  stehen  müssen.  Werden  die  im  Namen  der 
Hygiene  an  die  Bauweise  gestellten  Aurorderuogen  überspannt,  ao  dass  sich  die 
Wohnungen  zutheuer  stellen,  als  dass  die  Miete  von  den  breitesten  Schichten  bei  nonnaler 
Wohnweise  bestritten  werden  könnte,  so  tritt  gerade  das  Qegenthcii  von  dem  ein,  was 
damit  bezweckt  war:  keine  Verbesserung,  sondern  eine  Verschlimmerung  der  hygienischen 
Verhältnisse.  Um  den  Mietzins  erschwingen  zu  können,  muss  dann  die  Wohudichtigkeit 
erhöbt  werden;  Folgen:  Ueberseliung  der  Wohnuug,  Aufnahme  von  Aftcniiietein  oder 
Schlafgängern  mit  all  den  bekannten  sittlichen  und  gesundheitlichen  Misständm.  Kbtiiao 
ist  zuzugeben.  dass  dort,  wo  die  Bodenpreise  einmal  eine  solche  Höhe  erreicht  haben, 
dass  bei  weiträumiger  Bauweise  die  Herstellung  wohlfeiler  Wohnungen  unmöglich  ist, 
eine  intensivere  Bodenausnützung  gegenüber  der  Uebersetzung  und  mltsbräuchlirhen 
Benützung  der  Wohnräume  noch  immer  aU  das  kleinere  Uebel  erscheint.  Ueber  den 
Nutzen  der  geforderten  baupolizeilichen  Erleichterungen  für  den  Bau  von  Häusern  mit  kleinen 
und  kleinsten  Wohnungen,  sowie  über  die  Nothwendigkeit  einer  WohnungsiiispecUon, 
um  deren  anfaygienUohe  Benützung  zu  verhindern,  ist  ebenfalls  kein  Wort  zu  verlieren. 

Hingegen  kann  ich  Dr  Rettich  darin  nicht  zustimtnen,  dass  der  Bel>auuDg^plan 
von  vomehereiii  darauf  einzurichteii  sei,  dass  auf  absehbare  Zeit  hmau’»  der  Bevölkerungs- 
zuwachs auf  dem  gegebenen  tStadtgebiete  untergebiacht  werden  könne.  Inwieweit  die 
Bedenken,  die  er  gegen  die  Eingemeindung  der  Nuebbargemeinden  geltend  macht,  für 
Stuttgart  zutreffen,  entzieht  sich  der  Beurtheilung  des  Fremden.  Aber  ganz  allgemein 
genommen,  werden  die  wenigsten  Grosstädte  in  der  Lage  sein,  ihre  zukünftige  Ausge- 
staltung und  WohnungMjiolitik  auf  den  gegenwärtigen  Upoieindebezirk  zuiuschneidcn. 
Allenthalben  greift  die  wirtschaftliche  Entfaltung  des  Stadtlebens  darüber  mehr  oder 
weniger  hinaus.  Die  Nothwendi><keit  einheitlicher  Verwaltung  der  gedämmten  socialen 
und  wirtschaftlichen  Agloineration  führt  dann  zur  Eingemeindung  der  Aussenzone  und 
damit  in  der  Regel  auch  zur  Enchliessung  von  neuem  Bauland,  dessen  Benützung  and 
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Bew<^rtung  bis  dahin  eine  landwirtsehaftliche  gewesen  ist.  Dass  mit  der  StadtÖäche  auch 
die  Eiitfemangen  wachsen,  ist  unbestreitbar.  Aber  darin  liegt  keine  unabwendbare 
Schidigung  der  Bewohner,  Qans  davon  abgesehen,  dass  durch  eine  xwcckmässige  Aus* 
gestaltung  der  Verkehwmittel  und  ihrer  Tarife  die  Entfernungen  zu  Qberwinden  sind, 
wird  cs  auch  einer  zweckmiissigen,  räutniicheo  Anordnung  der  Arbeiterwohnriertel  in  der 
Nshe  der  IndustrieaUtten  gelingen,  den  Weg  zwischen  Wuhn-  und  Arbeitsstätte  abzukQrzen. 
Ks  sind  ja  auch  gar  nicht  alle  Bewohner  der  Aussenznne  Fabriksarbeiter  oder  durch  ihren 
Berul’  zur  täglichen  Wanderung  nach  entfernten  Stadttheiieii  genothigt.  Die  weiten  Eiit- 
femungen  bilden  also  kein  Argument  gegen  weiträumige  Bebauung. 

Der  Kem^mnkt  der  Frage  liegt  aber  in  dem  Zusammenhänge  zwischen  der  Bauweise 
und  dem  Grundwerte.  Wäre  es.  was  Rettich  anzunehmen  scheint,  richtig,  dass  die 
Intensität  der  Bebauung  und  Bewohnung  nicht  fär  den  Grundwert  entscheidend,  sondern 
dieser  letztere  vielmehr  ßx  gegeben  sei,  so  dass  man  sich  darauf  eiuzurichten  habe,  so 
wäre  daa  allerdings  ein  durchschlagendes  Argument  zu  Gunsten  einer  möglichst  iutensiven 
Ausnützung  der  Bodenfiäche.  Weiträumige  Bauweise  wäre  ein  Luxus  für  Wohlhabende, 
ln  Stuttgart  scheinen  in  dieser  Richtung  allerdings  abnorme  Verhältnisse  zu  bestehen, 
indem  den  rebeiibopflanzten  ßerghängen,  zwischen  denen  Stuttgart  eingebettet  liegt,  von 
ihren  wohlhabenden  Kigentfanmem  ein  den  Ertragswert  weit  überragender  Liebhaberwert 
beigvlegt  wird.  Allein  schon  für  Stuttgart  würde  das  nach  erfolgter  Eingemeindung  der 
Aussentooe  nicht  mehr  maassgebend  sein;  in  anderen  Städten  veimügen  derartige  Yer> 
hältuisse  doch  nur  ganz  ausnahmsweise  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Bildung  des 
Bodenpreises  zu  gewinnen.  Im  grossen  und  ganzen  wird  derselbe  von  dem  Ertrage  abhängen, 
den  die  betrcfl'enden  Grundstücke  thatsäcblich  abwerfen,  oder  der  doch  in  absehbarer  Zeit 
erhuflt  wird.  Dies  klarzustellen.  war  ja  eben  dio  Aufgabe  der  Voigt'schen  Unter« 
Buchungen.  Ist  es  auch  Voigt  nicht  vergönnt  gewesen,  ihre  Ergebnisse  theoretisch 
zu  formulieren,  so  hat  er  doch  schlagende  Belege  dafür  beigebracht.  dass  die  durch  die 
Bauordnung  gewährte  Ausnützungsmöglichkeit  von  grösstem  Einflüsse  auf  den  Büdenwert 
sei.  Ich  halte  es  für  nmnCglicb,  das  noch  fürderhin  zu  übersehen  oder  in  Abrede  zu  stellen. 
Dann  müssen  aber  die  Veitheidiger  weiträumiger  Stadtanlage  als  Sieger  aus  dem  Streite 
hervorgehen,  selbst  bei  voller  Berücksichtigung  der  ökonomischen  Gesichtspunkte. 

Allein  sowohl  in  der  Arbeit  P.  Voigts  als  auch  in  dem  Vortrage  Adolf  Wagners 
wird  der  Speculation  Schuld  gegeben  an  den  hohen  Bodenpreisen.  Die  bereits 
erörterten  oxacten  Untersuchungen  schienen  die  Riclitigkcit  populärer  Schlagworte  zu 
bestutigeo,  welche  ja  nicht  nur  die  hoben  Grund-  und  Mietpreise,  sondern  auch  noch 
andere  unliebsame  Erscheinungen  der  Speculation  in  die  Schuhe  schieben  möchten. 
Die  Frage  von  diesem  Standpunkte  ans  aufgerollt  zu  haben,  ist  das  Verdienst  des  Prof. 
V.  Philippovich.  Ueber  den  von  Philippovich  eingenommenen  Standpunkt  hinaus  geht 
Dr.  .Xndreas  Voigt  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik,  indem  er  nicht  nur 
den  Einflus-»  der  Speculation  auf  die  B^denpreise.  semdom  auch  den  Einfluss  der  Boden- 
preise auf  die  Wohnungspreise  überprüft  und  das  Ergebnis  seiner  Untersuchungen  in 
dem  Scldagwortc  zusammenfasit,  die  Wohnungsfrage  sei  in  rrster  Linie  nicht  eine  Boden- 
frage.  sonlem  eine  Baakostenfrage.  Diese  Controverse  ist  in  den  Schriften  und  in  den 
Verhandlungen  der  Vereins  für  Socialpolitik  von  1901  erörtert  worden.  Bevor  wir  uns 
diesen  Materialien  zuwenden,  sind  aber  die  oben  unter  Nr.  4 angeführten  Veröffentlichungen 
kurz  zu  erwähnen. 

Es  sind  dies  die  Untersnehungen  von  Philippovich  über  dio  Wohnungsverhält- 
nisse  in  österreichUchen  Städten,  insbesondere  in  Wien,  und  von  I)r.  P.  Schwarz  über 
die  Grundwerte  der  einzelnen  Bezirke  Wiens  in  den  Jahren  ISCO  bis  1899.  Diese  beiden 
Sebrifteu  bilden  zusammen  daf  VII.  lieft  des  Sammelwerks  „Sociale  Verwaltung  in  Oester- 
reich am  Ende  des  19.  Jahrhunderts*,  welches  aus  Anlass  der  Weltausstelluog  in  Paris  1900 
von  dem  österreichischen  Specialconritö  für  .Socialökonoinie,  Hygiene  und  öffcDtlichea  Hilfs- 
wesen herausgegeben  worden  ist.  Ich  erwähne  hier  diese  Schriften  insbesondere  deswegen, 
weil  die  durch  Philippovich  veranlassten  Taboileii,  die  Schwan  über  die  Bewegung 
der  Bodeiipreise  in  Wien  aufgestellt  hat,  auch  iiuassgebend  geworden  sind  für  den 
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SUTitlpunki.  d^n  Phllippovich  im  Verein  für  Socialpolitik  vertreten  bat.  Diese  Tabellen 
beruhen  auf  den  Schätzungen,  welche  von  der  Ersten  Österreichischen  Sparcasse  aus 
Anlass  von  Creditgesuchen  vorgenommen  worden  sind.  Eine  nusiQhrliche  Bearbeitung 
dieser  Materialien  bat  sudauti  Dr.  I*.  Schwarz  selbst  in  den  unter  Nr.  5 angezeigten 
Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik  unter  dem  Titel  ..Entwickelung  der  städtisebeo 
Grundwerte  in  Wien“  geliefert. 

In  dem  hier  zn  besprechenden  Sammelwerke  für  die  Pariser  Weltausstellung  werden 
zunächst  die  Misstände  im  Wohnungswesen  auf  Grund  der  Wiener  Statistik  der  Wohn- 
verhältnisse von  1890  besprochen.  Erwähnung  verdient  hätte  hier  auch  die  schöne  Dar- 
stellung der  Prager  Wohnverhältnisse,  welche  von  der  statistischen  Commission  für  Prag 
und  seine  Vororte  anlässlich  ihres  25jährigen  Bestandes  unter  der  Direction  von  Prof. 
.Tosef  Erben  heraasg>fgeben  worden  ist.  Sodann  wird  die  Bewegung  der  Wiener  ßoden- 
werte  auf  Grand  der  Schwarz'schen  Materialien  erörtert.  Die  Grundtendenz  ist;  stetiges 
Wachsthum,  von  vorübergehenden  KQckschlägen  unterbrochen,  wenn  nämlich  die  Specolation 
der  thatsächlichen  Entwickelung  allzusehr  vorangeeilt  war.  Dabei  örtliche  Concentration 
des  Bodenwertes  in  der  Weise,  dass  er  gegen  den  Mittelpunkt  der  Stadt  zu  am  hoebsten, 
an  der  Peripherie  am  niedrigsten  steht.  Für  den  Wertzuwachs  infolge  der  durch  die 
Baaordnnng  gestatteten  intensiven  Ausnutzung  der  BodenSäche  bringen  Pbilippo vi'ch- 
Schwarz  für  Wien  kaum  minder  drastische  Belege  bei,  wie  es  Paul  Voigt  für  Berlin 
gethan  hat.  Ich  fasse  das  Ergebnis  ihrer  Berechnungen  in  den  folgenden  höchst 
bezeichnenden  Zahb'n  zusammen: 


8 1 a d t b e 1 1 r k e 

In  dan  Jnbraa  1->X  XI-XIX 

Bodenwart  In  MilUonan  Gnlden  0.  W. 

1860/66  SOO  17 

1890  688  55 

1899  1006  0 106-7 

KrbilbuD.  in  Prownten  4..  ar.prnn.llcheB  Wart4. 

1860/66—1899  235  523 

1890.166—1890  127  223 

1890-1899  40  92 


Man  sieht,  in  den  alten,  inneren  Stadttheilen  steht  den  Bodenwert  fast  zehnmal  so  hoch 
wie  in  den  äusseren,  die  ihren  ländlichen  Charakter  theiiweise  noch  bewahrt  liabiu;  aber 
in  den  äusseren  Stadttheilen  ist  er  doppelt  so  rasch  gewachsen.  Dass  dieses  Wachsthum 
von  dem  Grade  der  Ausnützung  des  Bodens  abhängt,  welchen  die  Bauordnung  gestattet, 
erhellt  daraus,  dass  die  Baugründe  in  dem  sogenannten  Cottageviertel,  woselbst  offene 
Bauwei»^e  vorgesebrieben  ist,  um  dO — oO  Proc.  niedriger  gehalten  werden  wie  in  den 
unmittelbar  anstosseuden  Strassen.  Philippovich  bringt  auch  Belege  dafür  bei,  dass 
Steuerbegünstigungen,  welche  die  Gesetzgebung  gewährt,  um  die  Bauthätigkeit  zu  beleben, 
nicht  die  Mletpreiüe  ermässigen,  sondern  den  Bodenwert  erhöhen,  indem  sie  es  dem 
Bodenbesitzer  ermöglichen,  den  Preis  für  das  betreffende  Grundbtück  um  den 
capitalisicrten  Betrag  der  erlassenen  Steuer  zu  erhoben.  Daraus  folgt,  dass  Steuer- 
begünstigungen nur  dann  die  erwünsciite  socialpolitische  Wirkung  haben,  wenn  ander- 
seits, etwa  durch  besondere  Auflagen  hinsichtlich  der  Uerstellungsweise  der  Gebäude  und 
durch  Zinstaxen,  welche  die  KentabiliUt  beschränken,  dafür  gesorgt  wird,  dass  der 
Stcucmachlass  dem  Mieter  und  nicht  dem  Grundbesitzer  zustatten  komme.  Dieser  Stand- 
punkt ist  auch,  wie  wir  sehen,  mit  vollem  Rechte  von  der  österreichischen  Gesetzgebung 
in  dem  Gesetze  eingenummen  worden,  wodurch  besondere  Steuerbegünstigungen  für 
Arbeiterwohuungen  eingeräumt  weiden. 

In  einem  letzten  Abschnitte  gibt  Philippovich  eine  Ueborsicht  über  die  Keform- 
bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungspolitik.  Mau  ersieht  daraus,  wie  wenig  auf 
diesem  Gebiete  in  Oesterreich  bisher  geleistet,  ja  auch  nur  angestrebt  worden  ist.  Im 
Vergleiche  zur  eifrigen  Wohnuiigspolitik  der  westlichen  Culturstaaten  und  zu  den  mannig- 
X<*U«cbrlft  fOr  Volkiwirtufbnn.  Horl«l|>olitik  aod  Terwaltuig.  XI.  40 
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/acben  Bestrebungen  im  Deutttchen  Reiche  fällt  der  Bilanz  die  österreichischen  Wohnungs- 
Politik  doppelt  unbefriedigend,  um  nicht  zu  sagen  beschämend  aus. 

Die  wichtigste  Publication  aber  die  Wohnungsfrage,  die  in  den  letzten  Jahren 
erschienen  ist,  sind  aber  zweifelsohne  die  unter  Nr.  5 angeführten  rier  Bände  der  Schriften 
des  Vereines  für  SocialpoHtik,  wozu  noch  der  Bericht  Ober  die  Verhandlungen  der 
Münchener  Versammlung  1901  kommt. 

Per  Verein  für  Socialpolitik  hat  sieb  schon  vor  Jahren  mit  der  Wohnungsfrage 
beschäftigt.  Band  XXX  und  XXXI  seiner  Schriften  sind  ihr  gewidmet.  Damals  galt  es 
noch,  das  Vorhandensein  und  die  Bedeutung  der  Wohnungsfrage  zu  erweisen  und  sie  in 
das  System  der  positiTen  Socialpolitik  einzufugen  Seither  ist  auf  diesem  Gebiete  ein 
L'mschwuog  der  öffentlichen  Meinung  eingetreten.  Die  Wuhnungsnoth  nochmals  durch 
monographische  Elendscbildemngen  darzutliun,  konnte  nnn  als  überflüssig  gelten.  Die 
Programmpunkte  für  die  neuen  Untersuchungen  waren:  Fortführung  der  Wohtmugs- 
atatistik.  Uebersicbt  über  die  in  Deutschland  sowie  im  Auslande  gemachten  Versuche 
zur  Lösung  der  Wohnungsfrage,  Kritik  derselben  und  Formulierung  des  erweiterten 
Programms  der  künftigen  Wohnungspolitik.  Dieses  Programm  ist  in  den  einschlägigen 
Bänden  der  VereinsscUiiften  in  sehr  befriedigender  Weise  ausgefiihrt,  durch  den  Gang 
der  Münchener  V'crhandlungen  aber  kaum  darüber  hinaus  gefördert  worden.  Das  Schwer- 
gewicht liegt  also  in  den  Kinzelnreferaten. 

Die  Wohnungsstatistik  hat  Dr.  H.  Lindemaun  bearbeitet  Durch  die  unter  dem 
Pseudonym  C.  Hugo  vcröflentlichten  Werke  über  Städtererwaltung  und  Municipal- 
aocialismus  in  England  sowie  über  die  deutsche  Städteverwaltung  hat  sich  Dr. 
Lindeinann  als  einer  der  beeten  Kenner  stidtiseber  Verwaltungsprobleme  legitimiert. 
Seine  Wohnungsstatistlk  ist  eine  ebenso  inülisame  als  verdienstliche  Zusammenstellung 
BUS  den  amtlichen  Quellen,  welche  sich  Ton  den  Uebersichten  Hasses  im  statistischen 
Jahrbuch  deutscher  Städte  nicht  nur  durch  reicheren  Inhalt  unii  feine  Gliederung,  sondern 
auch  durch  die  Beifügung  der  Ergebnisse  älterer  Aufnahmen  und  insbesundere  durch  eine 
sorgfältige  textliche  Bearbeitnng  unteraclieidet.  In  einem  späteren  Bande  hat  Dr 
Liiideiuann  die  Wuhnungsstatistik  für  Wien  und  Budapest  nachgetragen. 

Im  übrigen  ist  der  erste  Baud  der  Neuen  Untersuchungen  übet  die  Wohnungsfrage 
dem  Studium  des  städtischen  Bodenwertes  und  der  Grundrente  gewidmet.  Hier  findet 
steh  die  bereits  erwähnte  umfangreiche  Studie  von  Dr.  Paul  Schwarz  über  die  Ent- 
wickelung der  städtischoii  Grundrente  in  Wien,  eine  äbnlich  angelegte  Untersuchung  von 
Dr.  E.  Horä^ek  über  die  Budenbewertuug  in  Prag  und  seinen  Vororten,  endlich  ein 
wichtiger  Beitrag  von  Dr.  Andreas  Voigt:  die  Bodenbesitzverhältnisse,  das  Bau*  und 
Wohnungsweiten  in  Berlin  und  seinen  Vororten.  Zur  gleichen  Frage  hat  Dr.  A.  Voigt 
im  nächsten  Bande  einen  Nachtrag  geliefert:  der  Einfluss  der  Baukosten  auf  die  Miet- 
preise, gleichfalls  auf  Grund  von  Berliner  Materialien. 

Die  Ausführungen  Dr.  A.  Voigts,  mit  denen  das  Referat  v.  Philippovichs  in  den 
Münchener  Verhandlungeu  des  Vereines  für  Socialpolitik  sich  vielfach  berührt,  bilden 
iu  theoretisclier  Hinsicht  den  intert^^santesten  Theil  der  vorliegenden  Schriften.  .\nch 
praktisch  sind  sie  ausserordentlich  wichtig.  Denn  wenn  A.  V^oigt  Recht  hätte,  wären 
wir  mit  der  Behandlung  der  Wohnungsfrage  als  einer  Bodenfrage  auf  dem  Holzwege  und 
hätten  anderswo  den  Hebel  einzusetzen.  Nicht  immer  ist  A.  Voigt  dieser  Ansicht 
gewesen,  .äls  gläubiger  Paulus  der  Bndenwerttheorie  ist  er  an  die  Wohnungsfrage  her- 
augetreten.  Als  solcher  hat  er  das  hinterla^isene  Werk  Paul  Voigts  heraosgegeben  und 
bat  an  Paul  Voigts  Stelle  für  den  Verein  für  SocialpoUtlk  das  Referat  über  Budenwert 
und  Wohnungsfrage,  zunächst  in  Berlin,  übernommen.  .\ber  als  ungläubiger  Saulus  ist 
er  aus  dieser  Arbeit  hervorg**gangen.  Den  .Ausgangspunkt  der  bisherigen  Bemühungen 
bezeichnet  er  jetzt  als  unrichtig.  Die  neu  gewonnene  Ueberzeuguug  formuliert  er  schlagwort- 
artig  dahin,  die  Wohnungsfrage  sei  nicht  sosehr  eine  Bodenfrage  als  vielmehr  eine 
Bauk  osten  frag  e. 

A.  Voigt  geht  dabei  von  der  au  sich  unbestreitbaren  Thatsacbe  aus.  dass  die 
Herstellungskoatcn  für  eine  Einheit  des  Wohnraumes  sich  dcüto  niedriger  stellen,  je 
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zuchr  Stockwerke  da«  flaue  zahlt.  Daraus  folgt  eine  Abnahme  der  speciflschen  Bau-  und 
Grundkosten  mit  Zunahme  der  Stockwerke.  Der  EinÜu««  höherer  Bodenpreise  auf  die 
Gestehungskosten  der  Häuser  und  somit  such  auf  die  Wohnungsroieten  wird  daher  durch 
die  Vermehrung  der  Stockwerke  anfgewugen.  Der  letztere  Punkt  sei  der  entscheidende. 
A.  Voigt  gibt  eine  schematische  Darstellung  über  die  Progression  der  BodenpreUo« 
welche  durch  die  Vermehrung  der  Stockwerke  wett  gemacht  wird,  und  gelangt  dabei 
unter  anderem  zu  dem  auf  den  ersten  Blick  rerblüffenden  Ergebnis,  dass  selbst  bei 
einem  so  buben  Bodenpreis  wie  235—330  Mark  für  den  die  Einheit  der  Wohnfläche 
in  einem  fünf^schossigen  Hause  nicht  theurer  zu  itehen  komme,  als  wie  in  einem  ein- 
geschossigen Hause,  das  auf  geschenktem  Roden  errichtet  wird.  Jede  weitere  Steigerung 
der  Baukosten  erhöhe  nur  die  ökonomische  Ueberlegenheit  der  grossen  Mietkaseroe, 
indem  sie  den  Einfluss  der  Baukosten  gegenüber  den  Bodeuprei?«en  verstärke.  Die  Er- 
höhung der  Baukosten  sei  daher  mit  Ursache  des  gesteigerten  Bodenpreises.  Ks  sei  falsch, 
diesen  als  das  primäre,  maassgebende  Moment  zu  betrachten.  Der  Bodenpreia  sei  vielmehr 
bedingt  durch  die  technische  und  wirtscbaftUchc  Ausnutzharkeit  des  Bodens.  Philippovich 
hat  diesen  an  sich  richtigen  Gedanken  später  dahin  formuliert,  der  Bodenpreis  sei  eine 
Function  des  Mietpreises,  nicht  umgekehrt-  Nicht  der  iJUsigkeit  der  Bauordnungen, 
meint  A.  Voigt,  soudem  seiner  ökonomischen  Ueberlegenheit  danke  das  .Massenmiethaus 
den  Sieg.  Nur  die  grosscapitalistiscbe  H .userproduction  könne  dem  rasch  gesteigerten 
Wohnungsbedarf  der  Grosstadt  entsprechen.  Das  spcciflsche  Object  dieses  Grossbetriebes 
sei  aber  das  Massenmiethaus.  Hier  liegt,  nebenbei  bemerkt,  eine  Verwechslung  der 
Betriebsfornien  mit  den  hergestellten  Objecten  vor.  Man  kann  ebensowohl  kleine  Häuser 
im  Grossbetrieb  als  grosse  Häuser  in  überwiegend  handwerksmäsaigem  Kleinbetrieb 
herstellen.  Und  es  ist  bekannt,  dass  gerade  wenig  capitalkrüftige  Elemente  durch  den 
Misbrauch  des  Hypothekan-redits  in  die  Lage  versetet  werden,  grosse  Häuser  in  den 
Formen  des  Kleinbetriebes  zu  producieren,  wobei  dos  Bisico  schliesslich  auf  die  Bau- 
haudwerker  zarückfällt.  Drastische  Belege  liiefQr  werden  in  der  später  zu  besprechenden 
Echrift  Böhmerts  erzählt,  die  oben  unter  Nr.  14  angeführt  worden  ist.  Dieses  Argument 
A.  Voigts  kann  Ich  also  nicht  gelten  lassen. 

Aber  auch  die  ökonomische  Ueberlegenheit  des  Mas«enmiethauses  scheint  mir  A.  Voigt 
sehr  zu  überschätzen.  Die  durch  die  Häufung  der  t^lockwcrkc  erreichbare  Veraiindernng  der 
Baukosten  für  eine  Einheit  der  Wohnfläche  ist  in  Wirklichkeit  lange  nicht  so  beträchtlich  wie 
nach  dem  Voigt'schen  Schema.  Zunächst  geht  es  nicht  an,  die  Berechnung,  wie  Voigt  will, 
lediglich  auf  di«  Wohnräume  zu  beschränken  und  Keller-  und  Dachraum  dabei  auszuseheiden. 
Und  dann  scheint  mir  nicht  genügend  berücksichtigt  zu  sein,  dass  Kleinhäuser  viel  einfacher 
und  leichter  gebaut  sein  können,  wie  grosse  Massenmiethänser.  Nicht  nur  an  Fundament  und 
Bedachung,  sondern  auch  hinsicbtlich  der  ganzen  Bauweise  kann  bei  Kleiubauten  durch 
Vereinfachungt'n  sosehr  gespurt  werden,  dass  die  Ökonomische  Ueberlegenheit  des  viel- 
stöckigen  Hauses  erheblich  herabgemindert,  wenn  nicht  aufgehohen  erscheint,  wofern  man 
nur  von  der  auf  den  Budenpreis  entfallenden  Quote  der  Gestehungskosten  absieht.  Einen 
Beleg  für  diese  Behauptung  entiialteD  die  im  3.  Rande  der  V.  }^cb.  von  Prof.  Albrecht 
mitgetheiltcn  Ergebnisse  einer  von  der  Centralstell«  für  Arbeiter-Wolilfabrtseinrichtungen 
veranstalteten  Erhebung  über  die  Ausdehnung  der  gomeinnfitzigen  Bautliätigkeit  in 
Deutschland.  Die  darauf  beruhende  Statistik  umfasst  S473  Häuser  mit  24.075  Wohnungen, 
auf  deren  Herstellung  $5  5 Millionen  Mark  verwendet  worden  sind.  Nach  dieser  Statistik 
kommen  die  Wohnungen  in  grösseren  Häusern  (mit  4 und  mehr  Wchuungen)  sogar 
erheblich  thenerer  zu  stehen  als  in  kleineren  Häusern  (mit  1—3  Wohnungem.  ..Während 
die  ersteren  durchschnittlich  4008  Mark  kosten,  ergibt  sich  für  die  letzteren  ein  Durch- 
schnittspreis von  nur  8090  Mark,  ein  Durchschnitt,  der  für  die  Wohnungen  in  den  zum 
Kigenthumserwerb  erbauten  Häusern  sogar  auf  2927  Mark  herabsinkt“.')  Mögen  hier 
auch  die  Grundpreise  mitspielen  und  die  Häuser  vielleicht  auch  nicht  gleichwertig  aus- 
gestattet  sein,  so  ist  doch  durch  ein«  Erfahrung  weitesten  Umfangps  der  Nachweis 
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«erbracht,  das:«  mau  Arbeiterwohnaniren  in  Kleinbauten  sogar  wohlfeiler  herstellen  kann 
als  in  Grossbatiten.  trotx  der  Terbilligenden  Wirkung  gehäufter  Stockwerke.  Es  ist 
allerdings  richtig,  dass  die  Bauordnungen  nicht  überall  weit  genug  gehende 
Erleichtcrangen  für  Kleinlauten  zulassen.  Allein  das  ist  kein  Argument  gegen  offene 
Bauweise  und  kleinere  Häuser,  sondern  nur  ein  Argument  mehr  gegen  jene  Bauordnungen 
und  zu  Gunsten  ahgestnfter  Zonen,  gegen  welche  man  in  letzter  Zeit  Stimmung  machen 
mochte.  Sehr  beachtenswerte  Vorschläge  für  die  Abstufung  der  Baoordnangsn.rscbnften 
behufs  Erleichterung  des  Bauens  von  kleinen  Häusern  hat  SUdtbauinspector  Schilling- 
Coln  in  der  1901  abgehaltenen  ausserordentlichen  Hauptversammlung  des  Hheinischen 
Vereines  zur  Forderung  des  Arbeiterwohnungswesens  gemacht,  über  des.son  Thätigkeit 
unter  Nr.  10  berichtet  wird.  Vergl.  dazu  auch  das  Gutachten  von  B Schilling  und 
J.  StObben  über  Bauordnungen  im  XCV.  Bande  der  Schriften  des  Vereines  für  Social* 
poUtik,  S.  198  ff. 

Die  schematische  Construction  A.  Voigts  ist  n\w  unhaltbar  und  damit  werden 
auch  die  daran  geknüpften  Fuigerungen  hinfällig.  Es  bleibt  aber  P.  Voigts  unbestrittenes 
Verdienst,  als  erster  darauf  hing^iriesen  zu  haben,  wie  sehr  die  Mietpreise  durch  die 
gesteigerten  Baukosten  erhobt  worden  sind,  und  gemeinschaftlich  mit  PhUippovich 
die  Legende  ron  der  wertschaffenden  Zauberkraft  der  Specnlarion  zerstört  zu  habeu. 
Aber  die  von  A.  Voigt  Tersuchte  Formulierung  der  Wohnungsfrage  al«  Baukostciifrage 
möchte  ich  noch  weniger  gelten  lassen  wie  «Ue  von  ihm  bekämpfte  Auffassung  als  Buden* 
frage.  Denn  die  Gestehungskosten  der  Häuser  und  Wohnungen  setzen  sich  aus  zwei 
Elementen  zusammen:  aus  dem  Bodenpreis  und  den  Baukosten.  Die  leteteren  können 
mit  den  Mitteln  der  öffentlichen  Verwaltung  kaum  beeinflusst  worden.  Der  Bodenpreis 
hingegen  kann  es.  Er  ist  das  elastUche  Element.  Ich  gebe  Philippovich  gerne  zu.  dass 
der  Bodenpreis  eine  Function  der  auf  der  Bodenfläcbe  zu  erzielenden  Mietpreise  sei. 
Allein  die  öffentliche  Verwaltung  hat  eben  auch  Einflu><s  auf  die  Zinshöhe;  sie  hat  es 
in  der  Hand,  zu  bei>timmen,  welcher  Theil  der  Grundfläche  überhaupt  verbaut  und  in 
zinstragende  Fläche  umgewandelt  werden  darf,  und  wie  viele  Schichten  von  Mietern  dafür 
zinsen  sollen.  Durch  baupolizeiliche  Beschränkungen  der  horizontalen  und  verticalen  Aus> 
nützuiig  der  Bodenfläcbe  kann  also  der  Zinsbetrag  begrenzt,  mithin  auch  die  Ent- 
wickelung der  Bodenpreise  unterbanden  werden.  Ich  gebe  ferner  zu.  dass  das  io  erster 
Linie  nicht  zur  Verbilligung,  sondern  zur  V erbesserung  des  Wohnens  führen  wird.  Denn  es  ist 
unbestreitbar,  dass  die  Wohnungen  billiger  sein  können,  wenn  fünf  Schichten  von  Mietern 
sich  in  die  Veninsung  des  im  Boden  investierten  Capitali  tbeilen,  als  wie  wenn  die 
Bewnlimr  von  nur  zwei  Geschossen  sie  anfbringen  müssen.  Allein  wenn  die  Bauordnung 
fünf  Geschosse  zolässt,  ermöglicht  sie  es  dem  Grundbesitzer,  den  Bodenprets  so  hoch  zu  stellen, 
dass  er  nur  durch  eine  fünffache  Schicht  von  Mietern  aufgebracht,  beziehungsweise  verzinst 
werden  kann:  sic  erzwingt  also  das  Massenniiethaus  bis  znm  .Mszimum  der  zulässigen  Boden- 
ausniUzung.  Ich  komme  daher  zu  folgendem  Ergebnis:  Nur  durch  die  Baubeschränkungen 
einer  nach  Zonen  algestuften  Bauordnung  können  in  deu  AuHsenbezirken  die  Bndenpreise 
BO  niedrig  gehalten  werden,  dass,  unter  möglichst  weitgehenden  Hauerleichterungen,  auch 
kleinere  Wohnhäuser  ökonomisch  möglich  sind.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  gleichwohl 
die  allerbilligstcn  Wohnungen  für  die  unterste,  wenigst  leistungafähige  Volkaiehicht  nur 
in  Hassrnmiethänsem  hergestellt  werden  können.  In  l’ebereinsHmmang  mit  Rettich 
und  Abele  halte  leb  dafür,  da&s  eine  strenge  und  wirksame  Wohnungsinspection  voraus- 
gesetzt, die  hygienischen  und  sittlichen  Zustände  dann  noch  immer  besser  sein  werden  als  bei 
missbräuchlicher  Ausnützung  von  weiträumig  erbauten  Klcinhäuscrn.  Die  Oekonomie  ist 
nnd  bleibt  die  mächtigste  Bandesgenossin  der  Hygiene.  Aber  die  verbilligende  Wirkung 
der  gesteigerten  8tockwerkznbl  wird  sich  nur  daun  äussem.  wenn  die  Gesetzgebung  den 
Bodenbesitzer  hindert,  den  dadurch  zu  erzielenden  Nutzen  an  sich  zu  reitseo.  Das  kann 
nur  durch  Festsetzung  einer  Rentabilitätsgrenze  für  solche  Häuser  geschehen,  für 
welche  eine  intensivere  horizontale  oder  verticale  Bodenausnützung  zngesUnden  winl, 
aD  wie  sie  in  den  angrenzenden  Zonen  zugelassen  ist.  Es  ist  das  der  gleiche  Gedanke, 
von  welchem  die  neueste  Österreicbisclie  Gesetzgebung  bei  der  Gewährung  staatlicher 
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St«uerrreilieit  für  Arbdterhiluser  ausf^t-ht:  Mer  «oll  der  Gewinn  der  Steuerfreiheit,  dort 
die  relative  Erspamiü  an  rrodnetiongkosten  infolge  der  Vermehrung  der  Stockwerke  nicht 
dem  Grnndbesitzer,  sondern  dem  Mieter  zugewendet  werden.  Das  eine  wie  das  andere 
ist  nur  möglich  durch  Xinstazen,  welche  die  Kentabilität  auf  dem  nomialen  Niveau  jener 
Hauser  fcstbaltcn,  die  sich  keiner  derartigen  Begünstigur»g  erfreuen.  Nur  so  können  diese 
letzteren  vor  unbilliger  Concurrenz  geschützt  werden. 

Ich  denke  also  über  den  Erfolg  der  Bodenpolitik  weniger  pessimutisch  als 
A.  Voigt  und  v.  P hi lip  p o vich.  Wenn  v.  Pbilippoviefa  in  München  gesagt  hat: 
•Wir  haben  den  Bodenpreis  nicht  zu  bilden,  sondern  den  Bildungsgang  zn  verfolgen,“ 
80  hat  er  damit  gewiss  recht,  soweit  es  sich  um  wiHsenschaftlicbe  Untersuchungen  handelt. 
Nicht  in  Bezug  auf  die  durch  Bebauungsplan  und  Bauordnung  zu  realisierende  Bodenpolitik. 
Durch  diese  können  und  sollen  wir  thatsachlicb  die  Bildung  des  Bodenpreises  beeintlusseo 
nnd  auf  die  Verbilligung  oder  — was  gleichbedeutend  ist  — auf  die  Verbesserung  des 
Wohnens  hinwirken.  Selbstverständlich  kann  nicht  das  ganze  Stadtgebiet  der  Schauplatz 
solcher  Bodenpolitik  sein.  Cs  handelt  sich  dabei  hauptsächlich  um  das  Ausscngelände, 
das  bisher  überwiegend  landwirtschaftlich  benützt  worden  ist,  nicht  um  die  Vernichtung 
des  bestehenden,  sondern  um  die  Unterbindung  des  zukünftigen  Bodenwertes.  Freilich 
tTacbten  die  Verkäufer  die  künftige  Entwickelung  durch  die  geforderten  Preise  zu 
escoroptieren.  Daran  sollen  sie  eben  durch  die  Baubeschränkungen  gehindert  werden« 
Niemand  hat  der  Gesetzgebung  gegenüber  einen  Anspruch  auf  Speculationsgewinn;  der 
(irundbesitzer,  an  dessen  Acker  die  Grosstadt  heran  wäclist,  ebensowenig  wie  der 
Actionär.  der  in  der  Erwartung  weiterer  Preisstdgcning  zu  Hochcoursen  gekauft  hat.  Ist  die 
Wertbildung  aber  bereits  vollendet,  d.  h.  der  neue  Bodenwert  bei  der  Mehrzahl  der 
Grundstücke  realisiert,  durch  Verkauf,  hypothekarische  Belastung  oder  intensive  Ueber* 
bauung,  dann  ist  der  Zeitpunkt  zu  solchem  Eingreifen  versäumt.  Politik  heisst  eben 
Vorschauen,  auch  auf  unserem  Gebiete.  Daraus  ergibt  sich  fßr  unsere  Städte  die 
Mahnung,  ilire  Maas&iiahmen  rechtzeitig  zu  treffen  und  sobald  als  mir  möglich  die 
Grundlinien  ihrer  Entwickelung  für  eine  möglichst  ferne  Zukunft  und  ein  möglichst 
weites  Gebiet  abzustecken. 

Ich  habe  mich  bei  dem  ersten  Bonde  der  „Neaen  Untersuchungen  zur  Wuhnungs« 
frage“,  der  ihren  Zu!>ammcuhaDg  mit  der  Bodenwertbewegung  untersucht,  vielleicht 
allzulange  aufgehalten  und  muss  nun  den  Inhalt  der  anderen  Bände  umso  kürzer  abthun. 
In  den  Bänden  XCV  und  XCVl  der  Vereinsschriften  werden  die  Specialfragen  der  deutschen 
WohuDiigspolitik  in  einer  Ueihe  vuu  Monographien  behandelt.  Es  ist  gelungen,  hierfür 
zumeist  Jene  Fachmänner  zu  gewinnen,  welche  auf  den  eiiizeltieri  Gebieten  führend  auf* 
getreten  sind.  Ueber  die  Beseitigung  ungesunder  Quartiere  und  die  Beaufsichtigung 
der  vorhandenen  Wohnungen  referieren  Medicinalrath  Beincke*Hamburg  und  Ober- 
biirgcniieister  Zweigert-Essen.  Der  erstere  entwickelt  die  aUgemcinen  Gesichtspunkte 
und  berichtet  ober  die  Hamburger  Erfahrungen,  der  letztere  stellt  den  geltenden  Kcchts- 
zustand  dar  und  macht  auf  Grund  der  Essener  Erfahrungen  — Essen  ist  die  erste 
preussUche  Stadt,  die  einen  technisch  gebildeten  Wohnunginspector  aufgestellt  hat  — 
Vorschläge  de  lege  ferenda.  In  socialpolitischcr  Hinsicht  bringt  das  Referat  und  das 
Auftreten  Zweigerts  in  der  Münchener  V'ersammluag  insofern  eine  neue  Nuance,  als 
er,  ein  Vertreter  des  einseitigen  Uiitcrnehmerstandpunktcs,  von  dem  Zusammenwirken 
mit  der  organisierten  Arbeiterschaft  auf  diesem  Gebiete  sich  keinen  Vortheil  verspricht, 
im  Gegensatz  so  ziemlich  zu  allen  anderen  Angehörigen  der  bürgerlichen  Parteien,  die 
sieb  zu  diesem  Punkt  geäussert  haben. 

Die  Bedeutung  des  Stadterweiterungsplanes  und  seiner  Durclifülirnng  für  die 
Wohnungsfrage  legt  Stübben-Köln  dar,  gegenwärtig  vielleicht  die  erste  Autorität 
und  der  grösste  Künstler  der  Richtung,  welche  die  moderne  Grosstadt  gleichsam  als  ein 
Qesammtkunstwerk  auffasst.  Für  die  Darlegung  der  speciellen  Anforderungen,  welche  von 
diesem  Staiilpnnkte  an  die  Bauordnungen  zu  stellen  sind,  hat  sich  Stubben  den  Stadt* 
bauinspector  Schilling  als  Mitarbeiter  beigestellt.  Für  Oesterreich  behandelt  diese 
Frage  in  sehr  sachkundiger  Weise  Architekt  Leopold  Siinoiiy.  Seine  Ausführungen 
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schlieaucn  eine  aoharfe  Kritik  unserer  geltenilen,  in  dieser  Hinsicht  arg  reralteten  Bau- 
ordnungen in  sich.  Trotzdem  sind  noch  alle  Reformverauche  an  dem  latenten  Widerstand 
der  Hausbesitier  und  Rauspeculanten  gescheitert.  Es  ist  das  rielleicbl  nicht  einmal  so 
sehr  tu  beklagen,  weil  die  vorliegenden  Entwürfe  neuer  Bauordnungen  für  Wien  und 
]*rag  den  sucialpolitischen  und  Ökonomischen  Gesichtspunkten  moderner  Städteanlage  und 
Baupolitik  nicht  vollkommen  entsprechen  und  an  juristischer  Durcharbeitung  viel  zu 
wünschen  übrig  lassen.  In  der  That,  solange  man  die  Verfassung  und  Handhabung  der 
Bauordnungen  ausschliesslich  den  Technikern  iiberliUst.  wird  es  nicht  gelingen,  die  — 
auch  von  Stühlen  geforderte  — h&here.  wissenschaftliche  Stufe  zu  erreichen.  Die 
Stadtanluge  als  Gesammtkanstwerk  kann  fortab  der  Mitwirkung  des  Nationalükonomen 
und  Socialpolitikers  nicht  entbehren.  Sie  müssen  von  allem  .Anfang  an  gebürt  werden  uud 
schon  bei  der  .Aufstellung  des  Bebauungsplanes  und  der  Bauordnung  ein  entscheidendes 
Votum  haben.  Sonst  kfimen  sie  zu  spilt.  Und  nur  der  Jurist  versteht  es  ihre  Anforde- 
rungen 80  zu  formulieren,  dass  deren  Verwirklichung  von  dem  Verwaltung&rechte  in 
sichere  Hut  geuommen  werde. 

Ich  kann  mich  hier  auf  die  von  Stubben,  Schilling  und  Simony  geltend 
genmebten  technischen  Gesichtspunkte  nicht  des  Näheren  einlassco.  Nur  das  Eine  will 
ich  mit  Bezug  auf  die  oben  erörterte  Controverse  hervorfaeben,  dass  diese  drei  auch 
praktisch  ausserordentliclt  erfahrenen  Männer  ganz  im  Sinne  meiner  eigenen  Ausführungen 
die  BüdenpreUe  für  einen  der  wichtigsten  Facturen  bei  der  Uerstellung  von  Wohnungen 
erklären,  und  zwar  gerade  für  jenen  Factor,  welcher  durch  Maassnabmen  der  Öffentlichen 
Verwaltung  zu  beeinfiussen  ist.  Aehnüch  hat  sich  auch  Professor  Nussbaum-Hannuver 
in  seinem  Gutachten  über  den  Stuttgarter  Stadterweiterungsplan  geäussert:  Kr  sagt 
daselbst  a.  a.  0.  S.  163:  «...  dagegen  bedürfen  WerterhOhungen  der  Einschränkung, 
welche  zwar  dem  Einzelnen  hohen  Gewinn  bringen  und  dann  als  «hoher  Wert*  zu  Buche 
etehen,  der  Gesammtheit  aber  Lasten  auferlegcn,  ohue  ihr  dafür  unmittelbare  Vortheile 
zu  schaffen.  Ein  solches  «Lastenauferlegen*  ist  sowohl  zu  erblicken  in  der  Mictsteigerong 
wie  im  Herabsetzen  der  Wobnform  (im  Sinne  des  Wuhlhehndeus  und  Wohlbehagens), 
das  überall  dort  hat  beobachtet  werden  können,  wo  die  Grundbesitzer  «über  Nacht* 
aus  .Ackerbauern  Besitzer  von  Grundstücken  geworden  waren,  die  «zu  Zinskaserneii  aus- 
geschlachtet*  werden  durften.*  Die  Praktiker  legen  also  ganz  im  Gegensatz  zu  A.  Voigt 
der  Bodenfrage  die  grüFstc  Bedeutung  für  die  Wohnungsfrage  bei.  Von  meinem  Stand- 
punkte aus  muss  ich  es  mit  besonderer  Genuglhuung  begrüssen,  dass  sie  überein»timinend 
empfehlen,  dem  Emporschuellen  der  Bodenpreise  durch  einschränkende  Beatiuimungen 
der  Bauordnung  überall  dort  entgegenzuwirken,  wo  nicht  der  städtische  Verkehr  selbst 
schon  den  Wert  geschaffen  hat,  wie  dies  insbesondere  in  allen  (leschäftsvierteln  der  Kall  ist. 

Den  Schloss  des  XCV.  Bandes  bilden  Uefrate  über  die  Bedeutung  des  Miet- 
rechts für  die  Wohnungsfrage,  für  Deutschland  von  Dr.  Flesch  und  Dr.  Zirndorfer, 
für  OcKterreich  von  Prof.  Pfersche.  Beide  enthalten  weitgehende  Anregungen  für  die 
zukünftige  Gesetzgebung.  Insbesondere  steht  das  Gutachten  von  Flesch  und  Zirn- 
dorfer auf  dem  Standpunkte,  das  Verhältnis  zwischen  Mieter  und  Vermieter  sei  in 
gewisser  Hinsicht  ähnlich  geartet,  wie  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer. Die  gleichen  Erwägungen  wie  hier  sprächen  auch  dort  für  besondere  Bestim- 
mungen zum  Schutze  des  wirtschaftlich  Schwächeren,  In  diesem  Falle  des  Mieters. 

Der  XCVI.  Baud  der  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik  enthält  vier  au«- 
gezeichnete  Referate  über  die  Maasenahinen  zur  Erstellung  und  zur  Fftrderung  des 
Baues  gesunder  und  billigor  kleiner  Wohnungen,  gelangen  die  unbestritten  ersten 
Autoritäten  Deutschlands  auf  diesem  Gebiete  zum  Worte.  Erfreulich  für  den  Leser  ist 
et  auch,  dass  die  Referenten  mit  vollkommener  Sachkunde  auch  ungcwübnlicbes  Dar- 
stellungstalent verbinden,  so  dass  das  Studium  dieses  Bandes,  obwohl  es  sich  ja  hier 
zumeist  urn  Detailfragen  bandelt,  nicht  nur  belehrend,  sondern  aoeh  io  formeller  Hinsicht 
ein  Genuss  ist. 

Prüf.  Dr.  H.  Albrecht  gibt  eine  Uebersiclit  über  den  Bau  von  kleinen  Wohnungen 
durch  Arbeitgeber,  Stiftungen,  gemeinnützige  Baugesellschaften  und  in  eigener  Regie 
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der  Gemeintlett.  Die  wichtigsten  Krgeboisse  der  diesbczQglichen  Statistik  habe  ich  schon 
weiter  oben  initgetheilt.  So  beträchtlich  auch  die  Leistungen  und  der  investierte  Betrag 
von  85'5  MUlioneu  >lark  encbeiiieDf  so  mnfasst  diese  Statistik  doch  nicht  die  gesanunte 
gemeinnützige  bauthätigkeit.  indem  etwa  für  ein  Fünftel  der  der  CentraUtelle  bekannt 
gewordenen  Organisationen  die  Daten  nicht  geliefert  worden  sind.  Ausserdem  kommt 
die  sehr  betr&chtiiebe  Bautliätigkeit  darin  nicht  zutu  Ausdruck,  die  Staat  und  Gemeinde 
als  Arbeitgeber  entfalten.  Ich  erwähne  nur  nach  den  Mittheilungen  Albreehts» 
dass  im  Bereiche  der  vereinigten  prouaaiscben  und  hessischen  Staatsbuhnverwaltungen 
bis  1.  April  1899  rund  30.840  Wohnungen  aus  Mitteln  des  laufenden  Etats  als  Dienst- 
wohnungen für  Beamte  uod  Mietwohnungen  fhr  Eisenbahnbedienstete  waren  errichtet 
worden,  und  dass  die  preuasische  Staataregieruiig  sich  die  gesetzliche  KmiHchtignng  zur 
Aufnahme  von  Anleihen  im  Betrage  von  20  Millionen  .Mark  hat  ertheilen  lassen,  um 
damit  Wohnhäuser  zum  Venuieten  an  in  Staatsbetrieben  beschäftigte  Arbeiter  uud  gering 
besoldete  Beamte  zu  erstellen  Sehr  stattlich  sind  auch  die  Leistungen  privater  Arbeit- 
geber in  dieser  Richtung,*)  aber  nur  auf  dem  Gebiete  der  Industrie;  die  FOrsnrge  der 
landwirtschaftlichen  Arbeitgeber  für  ihr  Personal  scheint  sich  noch  nicht  auf  die 
Wohngclegenheit  zu  erstrecken,  obwohl  die  Vuraussetzungeu  hierRlr  in  der  Land- 
wirtschaft sogar  in  noch  höherem  Maasse  zotrefien  wie  in  der  Industrie.  VioHeicht 
noch  verheissmi^volier  hat  sich  die  genossenHchaftliche  Bautliätigkeit  im  Deutschen 
Reiche  entfaltet,  weist  doch  die  Statistik  122  ArbeUer-ßaugenossenschafteii  aus,  welche 
bis  Ende  1899  22,126.814  Millionen  Mark  in  Häusern  angelegt  hatten.  Wie  beschämend 
dürftig  nehmen  sich  daneben  die  .Angnben  über  die  Anfänge  gemeinnütziger  Bautliätigkeit 
in  Oesterreich  aus,  welche  Philippovich  in  dem  unter  Nr.  4 besprochenen  Werke 
machen  konnte,  und  die  von  Albrecht  für  den  Verein  für  8ocialpoUtik  eiierpiert 
worden  sind!  Was  die  Darstellung  besonders  wertvoll  maclit.  Ist.  dass  Albrecht  sich 
nicht  auf  die  Vorführung  des  Geleisteten  uud  die  Beschreibung  der  Unteriiehmungs- 
tjpen  beschränkt,  sondern  sie  auch,  von  reichster  Erfahrung  geleitet,  kritisiert. 
Die  richtigen  Wege  Rir  die  weitere  Entwickelung  liegen  hell  erleuchtet  vor  uns.  Wir 
sehen,  wie  entschlossen  das  Deutsche  Reich  darauf  vorschreitet.  Darf  Oesterreich  noch 
länger  säumen,  sie  zu  betreten? 

Dio  gleiche  Frage  gilt  auch  fflr  den  Gegenstand  des  zweiten  Referates  in  dem 
vorliegenden  Bande,  fflr  die  Beschaffung  der  Geldmittel  fflr  die  gemeinnützige  Bauthätig- 
keit.  Diese  Frage  wird  von  Laiidesrath  Brandts-Düsseldorf  erörtert.  Äl$  Geld<|aellen 
kommen  hauptsächlich  die  Landesverstcherungsanstalten  (für  die  Alters-  und  Iiivalidltäts- 
versicherung),  die  Unfallversicberungsanstalten,  die  Sparcasien,  die  preussisclie  General- 
comtnission  für  gewisse  agrarische  Operationen,  darunter  auch  für  die  Bildung  von 
Rentengütem  (Ausdehnung  des  Reiitengutsbegriffes  auf  Eigenbäuscr  mit  besclicidener 
Lanüausstattungf;,  verschiedene  Organisationen  zur  Gewährung  von  Zwischeneredit, 
endlich  Ceutralvereine  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  in  Betracht,  wie  sie 
auch  durch  den  Ministerialerlass  vom  19.  März  1001  einpfobien  werden,  womit  die 
preussische  Regierung  zur  Wohnungsfrage  Stellung  genommen  hat.  .\IIes  in  allem 
genommen,  sehr  ergiebige  Quellen,  batten  doch  die  deutschen  Landesversicherungs- 
anstalten  allein  bis  Ende  1900  bereits  69  Millionen  Mark  in  HäUMTn  mit  Kleinwohnungen 
angelegt.  Würden  die  socialen  Veniichorongsanstalten  und  Cabseneinrichtungeii  auch  nur 
2ü  Proc.  ihre»  Vertnögeos  der  gemeinnützigen  Bautliätigkeit  zur  Verfflgung  stellen,  so 
würden  Emle  1900  eiwa  170  Millionen  .Mark  hierfür  zur  Verfügung  gestanden  haben 
und  Jahr  für  Jahr  rund  2o  Miilioiien  Mark  neu  veifflgbar  werden.  Brandts  erörtert 
ausführlich  die  Organisation  der  Creditheschaffung,  .«owohl  die  Wirtschaft. ichen  Grund- 
lagen als  auch  die  Rechtsfurineii,  und  theilt  in  einer  Anlage  clio  hierfür  In  Betracht 
kommenden  Normativhestimmungen,  Vertragsformularien  etc.  mit. 

Nicht  minder  sorgfältig  und  lehrreich  sind  die  Gutachten  von  (Oberbürgermeister 
Beck-Mannheim  über  die  Förderung  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  durch  die  Gemeinden 

')  ''»"es*.  *-  B.  die  unlrf  JJf.  It  »ngrfBhrt**  Hubllrsiinn  Arl«>iten''obQaa(ra  im  Rahrrerler 
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uu<l  ron  Oberbürgermeister  I>r.  A di  ck  es-Frankfnrt  a.  M.  ober  die  Förderung  des  Baue«  kleiner 
Wuhnangen  daroh  private  ThStigkeit  auf  streng  wirtachaftlicher  Grundlage.  Beck  berichtet 
annächet  im  ersten  Theile  «eine«  Referates  über  den  Erfolg  einer  im  Frühjahre  19o0  bei 
294  dentschen  und  Österreichischen  Gemeinden  Teranstalteteii  Umfrage  darüber,  was  sie 
zur  FOideratig  der  gemeinnütiigen  Bauthütigkeit  vorgekehrt  butten.  Hierdurch  ist  zum 
Theil  sehr  wertvolles  Material  für  den  zweiten  Theil  erlangt  worden,  welcher  ein  wohl 
erwogenes  systematisches  I'rogramm  für  die  einschlägige  Politik  der  Gonietnden  enthält. 
Interessant  ist.  was  die  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  Rühintiohes  Über  ihre 
Tbätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Baufördemng  and  Wohnungspolitik  zu  berichten  weiss: 

, Billige  Tarife  auf  den  Strassenbahnen  ermöglichen  der  ärmeren  Bevölkerung  das 
Bewohnen  der  Vororte.“ 

A dickes  erörtert  die  Mittel,  um  die  private  Bnuthätigkeit  zur  Herstellung  von 
Häusern  mit  Kleinwohnnngen  anzueifern.  Auch  in  diesem  Referate  werden  nicht  luftige 
ProgramiiiQ  eutworfen.  deren  Durchführbarkeit  angezweifelt  werden  könnte,  sondern  die 
einzelnen  Progranmipnnkte  sind  bereits  durch  die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  verwirklicht 
oder  doch  in  AusfQhrung  begriffen.  Ueber  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  geben  die 
als  Beilagen  abgedruckten  Actenstückc  Auskunft. 

Man  verzeihe,  wenn  ich  hier  eine  Bemerkung  einschalte,  welche  fürs  erste  nicht 
zum  Thema  zu  geboren  scheint.  Hh  werde  durch  die  Referate  von  Deck  und  Adickes 
zu  dieser  Bemerkung  gedrängt:  es  ist  der  ansserordentliche  Wert  des  Berufsbürger- 
nteisterthiims  gegenüber  der  Berufung  von  Führern  conimonaler  Parteien  zum  Bürger- 
meister. Ganz  davon  abgesehen,  dass  Parteimänner  ihre  ^^ahl  in  der  Regel  ganz  anderen 
Eigenschaften  als  der  Sachkenntnis  und  dem  VerwaUungstaleiite  zu  danken  buben,  sind 
sie  nur  allzusehr  geneigt,  das  Stadtinteresse  mit  dem  Parteiinteiesse  zu  identificieren. 
Wo  es,  wie  z.  B.  in  Oesterreich  und  in  Preussen,  das  Classenwabbystem  mit  sieh  bringt, 
dass  die  ärmere,  aber  zahlreichere  Volksscbichte  im  Rathhans  nicht  oder  nur  unzulänglich 
vertreten  ist,  kommen  leiehtlich  auch  ihre  Interessen  in  der  t?tadtvenraitung  dabei  zu  kurz. 
Ks  fehlt  an  einem  Manne,  welcher  den  stets  stark  vertretenen  Anliegen  der  Haus-  und  Gnind- 
beaitzer  gegenüber  die  Interessen  der  Gesainnitheit  geltend  machte.  Das  aber  ist  es,  wozu  der 
tüchtige  Berufsbürgeimeister  in  erster  Linie  sich  berufen  fühlt.  So  erklärt  es  sich,  warum  im 
Deutschen  Reiche,  wo  die  Bürgermeister  berufsmässig  vorgebildete  Verwaltungsbeamte 
sind,  zahlreiche  Ijtädte  mit  Ernst  und  Erfolg  an  der  LOaung  der  Wohnungsfrage  arbeiten, 
wogegen  die  Österreichischen  Städte  in  beschämender  Unthätigkeit  verharren.  Als 
glänzende  Belege  sowohl  für  die  wissenschaftliche  Bildung  und  praktische  Geschick- 
lichkeit als  auch  für  das  socialpolitische  Pflichtbewusstsein  deutscher  BerufsbQrgeniieistcr 
kounen  die  hier  besprochenen  Referate  von  Beck  und  Adickes  gelten. 

Der  letzte  Band  der  Nenen  Untersuchungen  zur  Wohnungsfrage  ist  dem  Ausland 
gewidmet.  Ks  liegen  Berichte  vor  über  die  Schweiz,  England,  Frankreich,  Belgien,  die 
Vereinigten  Staaten.  Russland,  Schweden,  Norwegen  und  Dänemark.  Mit  Recht  durfte 
der  Herausgeber  Prof.  Job.  Fuchs  in  seinem  Vorwort  zu  diesem  Band  constaiieren, 
dass  er  ein  ziemlich  lückenloses  Bild  der  Culturarbeit  biete,  welche  das  Ausland  auf  dem 
wichtigen  Gebiete  der  Wohnungsfrage  in  den  letzten  Jahrzehnten  geleistet  hat.  Steht 
selbst  das  Deutsche  Reich  trotz  der  Bemühungen  der  letzten  Jahre  hierin  hinter  den 
westlichen  Oulturstaaten  zurück,  so  muss  sich  vollends  Oesterreich  mit  der  Rolle  des 
bescheidenen  Schülers  und  ICuschauers  begnügen.  Ohne  auf  eigene  erhebliche  Leistungen 
hinweisen  zu  können,  kann  es  vom  Aaslande  nur  lenien.  Ein  ganz  unvergleichlicher 
Behelf  hierfür  sind  die  hier  besprochenen  Bände  des  Vereines  für  Sodalpolitik:  ein 
mit  grossem  Geschick  zusammengestelltes,  von  den  competentesten  Fachleuten  bearbeitetes 
Handbuch  der  Wohnungsfrage.  Beurkvmdnng  errungener  Erfolge  und  Wegweiser  in  eine 
bessere  Zukunft! 

In  den  Referaten  des  Vereines  für  Socialpolitik  fanden  wir  alle  Bestrebungen  zur 
Lösung  der  Wohnungsfrage  nach  einheitlichem  Plane  zusamroengefasst.  Aber  auch 
aus  eigener  Kraft  laufen  und  wirken  diese  Bestrebungen  fort,  und  sie  zeitigen  zahl- 
reiche literarische  Erscheinungen,  ln  crjler  Linie  ist  hier  des  unter  Nr.  6 angeführten 
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ifanmielwerkes  zit  gedenken,  welches  der  Verein  ^ReicUs-Wohnnngsgesets“  unter 
dem  Titel  «Uie  Wohnungsfrage  und  das  Reich*  berausgitt.  Dieser  Verein  bat  den 
Zweck,  zuni  Behufe  der  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  eine  durchgreifende 
Gesetzgebung,  in  erster  Linie  ron  Seite  des  Reiches,  aozuregen  und  rorzubereiten. 
Er  ist  also  sowohl  ein  Agitations-  als  auch  ein  Studienverein.  Beiden  Zwecken  dient  die 
unter  dem  oben  genannten  Titel  erscheinende  Sammlung  von  Abhandlungen,  von  welchen 
bisher  sechs  erschienen  sind:  von  ?.  d.  Goltz  über  die  Wuhnungsinspeetion,  von  Lieb- 
recht  über  Reicbsbilfe  für  Errichtung  kleiner  Wuhnungen,  von  Eampffmej’er  über 
Baugenossenschaften,  von  Stier-Somlo  über  das  MietarechUverhältnis  und  seine  Reform 
von  Stubben  über  die  Bedeutung  der  Bauordnungen  und  Bebauungspläne  für  das 
Wohnungswesen  und  von  Seutemanu  über  den  Stand  der  deuUeben  WohnungsetatUtik 
und  ihre  Bedeulnng  für  die  Wohnungsreform.  Alle  sechs  Schriften  haben  das  gemein, 
dass  die  Agitation  hinter  den  Studien-  und  AufkUrungszwvck  zurücktritt.  Allerdings  nur 
scheiubar.  Denn  die  beste  Agitation  ist  doch  die.  welche  durch  innere  Ueberzeugung, 
nicht  durch  tonende  Sehlagwurte  zu  wirken  sucht.  In  diesem  höheren  Sinne  sind  die 
genannten  Studien  allerdings  auch  ausgezeichnete  Agitationsschriften.  Da  die  sachlichen 
Bestrebungen  des  Vereines  „Reichs-Wohnuiigsgesctz*  mit  jenen  des  Vereines  für  Social- 
poUtik  auf  dem  Gebiete  der  ^Vühnungsf^age  vielfach  Zusammentreffen,  kann  es  nicht  wunder- 
nebmen,  wenn  die  Schriften  beider  Stellen  sowohl  in  der  Ponnullemng  als  auch  in  der 
Behandlung  der  Themata,  sowie  in  den  praktischen  Vorschlägen  vielfach  Qbereinstlmmen. 
Insofern  stellen  sich  die  vorliegendeu  Abhandlungen  gewissermaassen  als  Erweiterungen 
und  Ergänzungen  der  vom  Verein  für  SocialpoHtik  verOffentUcbt«-n  Referate  dar. 

In  den  unter  Nr.  7 a und  b genannten  Schriften  führen  A.  Schäfflo  und 
P.  Lechler  ihre  Pläne  zur  Lösung  der  Wohnun^frage  weiter  aus.  l'cber  die  Reforni- 
projecte  dieser  Herren  habe  ich  bereits  im  V.  Jahrgang  dieser  Zeitschrift,  S.  19t>,  und 
im  8.  Jahrgang,  S.  4H4.  berichtet.  Der  Beschluss  des  Deutsclien  Reichstages,  es  sei  der 
Reichskan/Jer  zu  ersoebeu,  eine  CmnmiseioD  zu  berufen,  um  festzustellen,  ob  und  iu 
welcher  Weise  ein  Eingreifen  des  Reiche«  zur  Beseitigung  der  Wuhnungsnuth  angezeigt 
ist,  hat  A.  ächäffle  und  P.  Lechler  veranlasst,  ihre  Reformprojecte  nochmals  in  der 
Form  von  Leitsätzen  zu  formulieren  und  ihnen  eine  ausfübriiclie  Begründung  beitu- 
fügen,  worin  auch  zu  den  von  anderer  Seite  gemachten  Vorschlägen  Stellung  genommen 
wird.  Wenn  noch  ein  Zweifel  darüber  bestünde,  dass  die  Wohnungsfrage,  wie  dies 
.Miquel  schon  1886  ausgesprochen  hat,  reif  ist  zu  einem  Schritte  der  Gesetzgebung,  so 
müsste  er  angesichts  der  klaren,  vollständig  durchdachten  ITorschläge  der  vorliegenden 
Schrift  schwinden.  Nach  der  neuesten  Entwickelung  der  Dinge  scheint  es  aber,  dass  die 
Wohnungsreform  nicht  an  das  Reich,  aondern  an  die  einzelnen  Bundesstaaten  snknQpfen 
werde.*)  Die  vielerörterten  preussischen  Hinisterialerlasse  vom  19.  März  1901  bedeuten 
eine  wichtige  Etappe  auf  diesem  Wege.  Hierzu  nimuit  P.  Lechler  in  der  unter  7 b 
angeführten  kleinen  Schrift  Stellung.  Sie  ist  der  Abdruck  eines  Vortrages,  den 
P.  Lechler  1901  in  der  Delegiertenversammlung  des  Gesammtverbandes  der  evan- 
gelischen Arbeitervereine  Deutschlands  gehalten  hat.  Die  durch  deu  erwähnten  Erlass 
in  Aussicht  genommene  F>richtung  von  Centralstclien  der  WohnungsfÖraorge  wird  darin 
freudig  begrusst:  zugleich  wird  die  Sebaflung  einer  Reicbsceiitralstelle  und  di«  Beschaffung 
ausreichender  Baucapitalien  durch  Vermittelung  des  Reiches,  der  Staaten  oder  der 
Commuualverbände  gefordert,  sei  es  in  der  Form  directer  Gewährung  von  Voischüssen. 
sei  es  durch  Ausgabe  staatlich  garantierter  Inhaberpapiere  (Baupfandbriefe). 

Auch  die  CeotraUtelle  für  Arbeiter-Wohlfahriseinrlchtungen  bat  ihre 
Bemühungen  um  die  Wohnungsfrage  nicht  eingestellt.  Galt  schon  das  erste  Heft  ihrer 
Schriften  der  Verbesserung  der  Wohnungen,  so  beschäftigt  sich  das  vorliegende  17.  Heft 
mit  den  wünsclienswerteii  und  erreichbaren  Erleichterungen  in  der  Beschaffung  der 
Geldmittel  für  die  gemeinnützige  Bautliätigkeit.  Diese  Frage  stand  auf  der  Tagesordnung 
der  VIII.  Conferenz  der  Centralstclle,  die  im  Mai  1899  zu  Stuttgart  abgehalten 

*)  Vrnrl.  «taiu  die  Protokolle  dn  deuUebrn  ReiehsUfr«  Ober  die  Verheodluofen  von  IfS.  and 
»O.  JlBovr  IMU. 
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worden  ist.  AU  Referenten  waren  Oberbärgermeister  Beck  und  I.andesrath  Brandts 
gewonnen  worden,  welche  späterhin  dem  Vereine  für  Socialpolitik  ihre  Kräfte  in  den 
gleichen  Specialfrsgen  gewidmet  haben.  Nachdem  nunmehr  die  umfassendere  Pnblication 
des  Vereines  für  Socialpolitik  vorliegt,  erscheint  die  Stuttgarter  Conferenz  mit  ihren 
Vorberichten  als  eine  Vorarbeit  auf  dem  wichtigen  Specialgebiete  der  GeldbescbafTung 
fbr  die  gemeinnätzig«  BauthAtigkeit. 

Auch  auf  der  XI.  Conferenz  der  Centralstelle,  welche  im  Mai  1902  zu  Hamburg 
stattgefundeu  hat,  wurde  ein  Teilproblem  der  Wohnungsfrage  erörtert,  nämlich  die  Frage, 
inwiefern  das  durch  dus  neue  bQrgerlicbe  Gesetzbuch  fQr  das  Deutsche  Iteicb  geschafTene 
Kecht&institut  des  Erbbaurechtes  dazu  verwendet  werden  könne,  um  die  Errichtung 
von  Arbeiterwohnnngen  za  fördern. 0 Als  Referenten  traten  Prof.  Andr^'Marburg, 
Dr.  Stein-Frankfurt  a.  M.  und  Stadtrat  Pätter*Halle  a.  S.  auf.  um  die  juristische 
und  socialpolitische  Seite  des  Problems  sowie  die  hier&ber  bereits  vorliegenden  prak- 
tischen Erfahrungen  zu  erörtern.  Die  Referate  sowie  die  daran  sich  anschliessende  DU- 
cussion  zeigen,  dass  die  Erwartungen,  welche  man  vielfach  in  das  Erbbaurecht  gesetzt  hat 
fürs  erste  wenigstens  nicht  in  Krtllilung  gehen  zu  wollen  scheinen,  und  dass  man  der 
weiteren  Entwickelung  ntit  einiger  Skepsis  entgegensieht  Freilich  nicht  von  allen  Seiten. 
So  hat  die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  eine  städtische  Bau-  und  Creditcasse  errichtet,  um 
denjenigen,  die  in  Bezug  auf  städtischen  Grund  und  Boden  ein  Erbbaurecht  erwerben,  die 
BeschatTung  von  liangeldem  zu  erleichtern,  und  nach  den  Mitthenungen  des  Ministerial- 
directois  Thiel  scheint  die  prcussische  Regierungauch  dieses  Hilfsmittel  für  die  Kr.<itellung 
von  Beaintenwohnungen  benutzen  und  Staatsmittel  für  die  Beleihung  des  Erbbaurechtes 
zur  Verfügung  stellen  zu  wollen. 

Auch  die  unter  Nr.  9 angeführte  Schrift  ist  eigentlich  ein  Fortsetzungsband,  ln 
doppeltem  Sinne:  FortsetzuugältererWohlfahrtshestrcbungen  auf  dem  Gebiete  derWuhnungs- 
frage  und  Fortsetzung  einer  Reihe  von  Publicationen  darüber.  Es  ist  der  Bericht  des  V.  inter- 
nationalen Congresses  für  Volk swohn  urigen  (Congres  international  des  habltations 
ä boD  marche;',  welcher  zur  Zeit  der  WeltauEstelluDg  im  Juni  19(K)  zu  Paris  abgchaltun  worden 
i.«t.  Ueber  den  IV.  dieser  Congresae,  der  in  Brüssel  stattgefunden  hat,  habe  ich  im 
VIII.  Jahrgang  dieser  Zeitschrift.  S.  440  ff.,  berichtet.  Auch  die  Congresse  haben  ihre  Tra- 
dition. Die  charakteristischen  Merkmale  des  IV.  Congresses,  die  ich  damals  hervorgehoben 
habe,  kennzeichnen  auch  den  V.  Es  Ist  das  — wohl  auch  durch  den  Versammlungsort 
bedingte  Festhalten  an  dem  bclgisch-franzöaischen  Tjpus  der  Wohnuogspolitik:  Be- 
günstigung von  Kleinbauten  zum  Eigenerwerb.  Misstraueu  gegenüber  der  Leistungsfähigkeit 
der  öffentlichen  Verwaltung  auf  diesem  Gebiete,  Ablehnung  der  Staatsintervention  und 
jeglichen  Eingriffes  in  das  Spiel  der  freien  Concurrenz.  Doch  ist  gerade  in  diesem  Punkte 
die  Annahme  einer  doctrinär-liberalen  Resolution  durch  belgische  und  deutsche  Social- 
politiker verhindert  worden.  Es  bedeutet  der  V.  Congress  auch  insofern  einen  Fortschritt, 
als  er  sich  eingehend  mit  der  Frage  der  grossen  Miet-  und  Logirhäuser  beschäftigte  und 
wertvolle  Mittheilungen  hierüber,  z.  B.  über  die  Rowton  llouses  in  London,  brachte. 
Wie  denn  überhaupt  sowohl  die  Vorberichte  als  auch  die  dem  Congresse  vorgelegten 
Arbeiten,  von  denen  einige  ah  Anlagen  zu  dem  Congressberichte  erschienen  sind,  mancherlei 
willkommene  Informationen  über  die  Wolinungsbestrebungen,  insbesondere  westlicher 
Culturstaaten  enthalten,  über  weiche  man  sonst  nur  schwer  Auskunft  erhält. 

Auch  einen  wichtigen  Fortschritt  in  der  internationalen  Organisation  der  Wobnungs- 
reformbcstrebungeii  hat  der  Pariser  Congress  mit  sich  gebracht.  Es  wurde  nämlich  ein 
Permanenzcomitü  des  Wohnungscongreases  eingesetzt,  welches  seine  Organisation  der 
reichen  Erfahrung  und  dem  gluckliciien  Takte  Emile  Cheyssons  verdankt.  Dieses 
Comitd  soll  eine  ständige  Verbindung  zwischen  den  Trägern  der  Wohnungspolitik  in 
den  einzelnen  Staaten  licrstellen,  die  folgenden  Congresse  vorbereiten  und  ihre  Continuität 
durch  fortlaufende  Pflege  der  inteniationalen  Beziehungen  auf  diesem  Gebiet«  fördern. 
Der  nächste  Congress  hat  im  laufenden  Jahre  zu  Düsseldorf  staltgefuuden,  also  zum 

')  V«rfl.  d»*Abet  C'onro'diA,  XI.  Nr.  II, 
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erst«mnale  auf  deutschem  Boden.  Das  bedeutet  nicht  nur  eine  ßekrftftigunj?  seines 
internationalen  Charakters  sondern  auch  eine  Eiweitemng  seines  Gesichtskreises  durch 
die  leitenden  Prtneipien  der  deutschen  WuhnnngspoUtik,  die  gerade  im  Rheinlsnde  auf 
ansehnliche  Erfolge  hinweisen  kann. 

Nicht  zum  geringsten  Theile  ist  dies  das  Verdienst  des  „Rheinischen  Vereines 
zur  Forderung  des  Arbeiterwoiinungswesens“.  Die  im  voranstehenden  Schriften' 
verzeichnisae  unter  Nr.  10  angeführten  Geschäftsberichte  dieses  Vereines  g»*hören  ja 
nicht  eben  zur  „Literatur“  im  engeren  Sinne.  Ich  habe  sie  aber  in  dieses  Verzeichnis  auf* 
genommen,  weil  ich  hier  mit  wenigen  Worten  des  Vereines  selbst  gedenken  mOebtey 
dessen  Wirken  auch  von  der  preussischen  Regierung  in  ihren  Wohnungserlasscn  als  vor> 
bildlich  anerkannt  worden  ist.  Der  Verein  ist  nicht  selbst  ein  Bauverein.  sondern  eine 
Centralstetle  für  die  gemeinnützigen  Bauvereine  der  Rheinprovinz.  Fr  hat  die  Auf- 
gabe, die  vielfachen  gemeinsamen  Interessen  dieser  Bauvereine  zu  vertreten,  bei  Nen- 
gTÜndungen  von  derartigen  Vereinen  mit  Rath  und  That  beizustehen,  in  Wort  und 
Schrift  Aufklärung  Quer  die  Arbeiterwobniingsfrage  zu  geben,  zum  tbatkräftigen  Ein* 
greifen  anzuregen  und  mit  seinem  Erfahrungsschatz  über  die  Schwierigkeiten  des 
Anfanges  hinweg  zu  helfen.  Mitglieder  des  Vereines  sind  staatliche  und  Cominunal* 
behorden.  Bauvereine  un<)  sonstige  gemeinnützige  Vereine,  auch  Privatpersonen.  Der 
preussUche  Staat  fordert  die  Bestrebniig'-n  des  Vereines  durch  ansehnliche  Subventionen. 
Die  vorliegenden  Geschäftsberichte  sowie  die  Protokolle  der  Generalversammlungen  geben 
Aufschluss  darüber,  eine  wie  umfassende,  vielseitige  und  erfolgreiche  Thätigkeit  der 
Verein  unter  der  zielbewussten  Leitung  seines  ausgezeichneten  Vorsitzenden.  Landes* 
r.'ith  Dr.  Brandts  entwickelt  hat. 

Anlässlich  des  oben  erwähnten  Düsseldorfer  Wohnungscongresses  und  der  dortigen 
Industrieausstellung  hat  der  Verein  eine  Festschrift  heraosgegeben,  die  in  zwei  Theile 
zerfällt.  Der  eine  enthält  eine  Ucbersicht  sowohl  über  die  bisherige  Wirksamkeit  des 
Vereines  als  auch  über  die  Organisation  und  die  Erfolge  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit 
in  der  Rbeinprovinz  überhaupt.  Der  zweite  Tbeil  bringt  etwa  150  Tafeln  ausgelübrte 
Projecte  von  .\rbeiterwohnungen  nebst  einer  orientierenden  Besprechung  von  dem  Geheimen 
Baurath  Stftbben  in  Coln.  Dieser  betrifft  mehr  die  technische,  jener  die  socialpolitische. 
Ökonomische  und  organisatorische  Seite  der  Wohnungsfrage.  Um  einen  Begriff  von  dtii 
Leistungen  des  Vereines  während  der  verhältnismässig  kunen  Zeit  seines  Bestehens  zu  geben, 
deute  ich  hier  die  Hauptetappen  seiner  Thätigkeit  mit  kurzen  Schlagworten  an:  Aufstellung 
einer  rebereicht  Qher  die  Organisation  und  Leistungen  der  vorhandenen  Bauvereine,  Entwurf 
eines  ^lusterstatuts  für  Baugenossenschaften,  Sammlung  von  Musterprojerten  und  Bauplänen 
— nunmehr  im  II.  Thei]  der  Festschrift  veröffentlicht  — Ertheilung  von  Rath  und  Auskunft 
an  alle  Interessentenkreise,  klitwirknng  bei  der  Gründung  neuer  Bauvereine,*)  RecinHussung 
der  Presse  und  der  Öffentlichen  Meinung  zu  Gunsten  der  Bau-  und  Wohnungt^politik.  Denk- 
schrift über  die  Reform  der  Grund*  a»d  Gebäudeatener.  Entwurf  eines  Musters  zu  Miet- 
verträgen mit  Kaufanwartschuft,  Denkschrift  Ober  die  Retheiligung  der  Sparcassen  an  der 
Forderung  des  Arbeiterwohnungsweseni,  Abhaltung  von  V'orträgen  Ober  wichtige  Theil- 
probleme  der  W^ohnungsfrage  in  den  Hauptversammlungen  des  Vereines  sowie  in  den 
von  ihm  veranstalteten  Vereammlungen  der  rheinischen  Bauvereine,  Vermittlung  des 
gemeinachaftlicben  Bezuges  von  Baumaterialien,  endlich  Wettbewerb  zur  Krlaiigutig  von 
Zeichnungen  zu  inusterglltigcn  Wohnungseinrichtungen  für  Arbeiter. 

Der  zweite  Theü  der  KesUchrift  bringt  n'cht  etwa  Musterprojecte,  sondern  er 
beabsichtigt  ein  möglichst  genaues  Bild  von  der  thatsäclilicheii  technischen  Entwickelung 
d?r  rheinischen  Arbeiterwobnuogsbauten  zu  bieten.  Zu  dies«  m Zwecke  sind  die  Mateiialieii 
von  nicht  weniger  als  77  verschiedenen  Bauuntemehmungen  verarbeitet  worden.  Es 
werden  die  I.agepläne.  Grund-  und  Aufriase  ihrer  Hauten  mitgetheilt.  Den  darin  nieder- 
geiegten  ErfahrungastofI  hat  geh.  Baurath  StQbben  aowohl  nach  technischen  als  auch 

*1  Ende  IteMuntlan  in  <1er  Itbe  nprovioz  35  Keinetaaflislge  nuurereloe,  Ro<1a  liK>|  aber  drr.o 

107.  Ende  IKf?  houea  du»«lb«t  erd  Con»muDiilTerw«ltuBs>*o,  Eod«  l'.S’l  betaii«  !5  KreUc,  t)<‘ti«hun(KwrU« 
drnuiodea  Arb*i(<'rwobDunfCQ  anf  semrlDaati<(r  Welse  bFrfeit4*llt. 
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nach  dkonumUchdii  Gesichtspunkten  übersichtlich  verarbeitet.  Da  alle  möglichen  ilaatvpen 
Anwendung  gefunden  hüben,  gelangen  wir  so  zu  einer  kritischen  Ueberschau  über  die 
Erfahrungen  und  Erfolge  der  geineinnützigen  Ilauthätigkeit  jener  Provinz,  welche  die 
grusfiten  Leistungen  auf  diesem  Gebiete  aufzuweisen  hat.  Der  praktische  Nutzen  für 
alle,  welche  die  eingeschlagene  Hahn  weiter  verfolgen  wollen,  liegt  auf  der  Hand. 

Eine  so  verbreitete  und  erfolgreiche  Thätigkeit  setzt  alierdiuRs  eineu  hierfür  vor* 
bereiteten  und  empfUnglicfaen  Boden  voraus.  Allein  es  scheint  mir  eine  «Centralstelle*' 
nach  Art  des  Rheinischen  Vereines  zur  Forderung  des  Arbeiterwohnungswesens  das 
richtige  Mittel  zu  sein,  um  auch  in  einem  Lande,  das  in  der  Wohnungsfrage  noch 
nicht  über  die  ersten  Anfänge  hinaus  ist,  wie  Oesterreich,  die  Bewegung  Überhaupt 
einzuleiteii.  Einen  Anknüpfungspunkt  hierfür  besitzen  wir  bereits  in  der  Kaiser  Franz 
Josef-JuLiläumsflUftung  für  Volkswohnungen  und  Wohifalirtseinriebtungen  Sie  hat  ihre 
Aufmerksamkeit  bisher  mehr  der  eigenen  Bau-  und  Verwaltungsth&tigkeit  als  der  An- 
regung  und  Propaganda  nach  aussen  bin  zugeweiidet.  Und  doch  eröffnet  sich  ihr  auch 
in  dieser  Richtung  ein  weites  Arbeitsfeld.  Möge  das  Beispiel  des  Rheinischen  Vereines 
sie  veranlassen,  dasselbe  bald  zu  betreten. 

Unter  Nr.  11  habe  ich  in  mein  Schriftenverzeichnis  eine  Publicatlon  über  die  Berg- 
arbeiterwohnungen  im  Ruhrrevier  aufgenommen,  welche  anlässlich  der  Dütwel- 
dorfer  Gewcrbeauastellmig  vom  köoigl.  Berginspector  Hubert  Hundt  im  Aufträge  des 
Vereines  für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamtsbezirke  Dortinnnd  bearbeitet 
worden  ist.  Sie  soll  uns  darüber  beLhren,  in  wie  grosaartiger  Weise  — ganz  im  Gegensatz  zu 
den  österreichischen  Unternehmern  — von  den  Gewerken  des  Kuhrrevieres  für  die  Unter- 
bringung der  Arbeiter  gesorgt  worden  ist  Eine  gewaltige  Aulgabe  war  daselbst  za  lösen. 
Ist  doch  die  BevOikerung  dieses  DLtrictes  io  den  letzten  30  Jahren  um  203Proc.  gewachsen. 
Die  Kahl  der  Bergleute  ist  daselbst  1870 — 1900  von  51.391  auf  226.902  gestiegen.  Dar 
Zuzug  aus  den  östlichen  Provinzen  allein  wird  auf  mehr  als  70  000  Mann  beziffert  Die 
schwerwiegendsten  hygienischen  und  socialen  UebeUtände  hätten  daraus  erwachsen 
müssen,  ja  es  wäre  Oberhaupt  der  glänzende  Aufschwung  des  letzten  Jahrzehntes  infolge 
Mangels  an  Arbeitskräften  unmöglich  gewesen,  hätten  nicht  die  Unternehmer  selbst  unter 
Aufwendung  sehr  erhebltclier  Capitalien  für  die  Behausung  und  Uiiterbriugung  der  rasch 
wachsenden  Arbeitermassen  Sorge  getragen.  Eine  im  Jahre  1900  veranstaltete  Umfrage 
ergibt,  dass  Im  Uuhrbecken  bisher  die  runde  Summe  von  100  Millionen  Mark  für  die 
Wulinungfibcilürfiiisse  der  Bergleute  ansgegeben  worden  ist.  Die  beiden  Formen  hierfür 
sind:  Beförderung  des  Baues  eigener  Wohnhäuser  durch  die  Arbeiter  seitens  der  Werks- 
besitzer und  Errichtung  von  Arbeiterwuhnungen  durch  die  Zechen  selbst.  Den  enteren 
Weg  wünschen  die  Bergwerkshesitzer  selbst  zu  betreten  als  ein  kräftig  wirkendes  Mittel, 
um  die  Arbeiter  sesshaft  zu  machen  utid  festzuhalten.  Allein  eben  deswegen  zögern  die 
Arbeiter,  ihn  zu  betreten,  und  wie  die  mitgetheiltcn  V'ertragsbcdingnngeu  erkennen 
lassen,  mit  Recht,  denn  sie  würden  dadurch  vom  Arbeitgeber  abhängig  werden,  von  dem 
sie  Baudarlehen  eiitgegennehiiicn.  Deshalb  musste  die  ganz  überwiegende  Mehrzahl  der 
Häuser  von  den  Zechen  selbst  errichtet  und  im  eigenen  Besitze  behalten  werden.  Die 
aufgestellte  Statistik  lehrt,  dass  der  Belegschaftswechsel  unter  den  Bewohnern  der  von 
den  Zechen  angelegten  Arbettercolonicn  ein  ganz  geringfügiger  ist,  während  er  im 
übrigen  jährlich  in  der  Regel  50  Proc.,  oft  aber  auch  zwei  Drittel  der  Belegschaft  übersteigt. 
Der  vorliegende  Bericht  kann  daher  mit  Recht  fesUteilen:  «Die  Anlage  guter  Arbeiter- 
wohnuDgen  ist  für  deu  Ruhrkohlenbezirk  das  btste  und  einzige  Mittel,  den  Arbeitet 
sesshaft  zu  machen,  den  äusserst  starken  Delegschaftswcchsel  mit  seinen  wirUchaftliehcn 
und  socialen  Schäden  einzuschränken.  Die  niedrige  \>rziusung  des  Änlagecapitals  ist  nur 
ein«  scheinbare;  ia  Wirklichkeit  wird  die  höhere  Arbeitsleistung  einer  sesshaften,  mit 
den  Flötzverhältni^sen  vertrauten  Belegschaft  den  Ausfall  an  CapitaJziufien  bald  ntebr 
als  aufwiegen,  der  Bau  von  guten  Arbeiterwobnungen  daher  den  Arbeitgebern  nicht  minder 
wie  den  Arbeitern  zum  wirtschafllichen  VortheUe  gereichen.“  Mögen  diese  Worte  auch  seitens 
der  österreichischen  Unternehmer  die  gebärende  Beachtung  linden.  Der  grösste  Tbeil 
des  Werkes  ist  der  Beschreibung  der  einzelnen  Arbeitercolonien  gewidmet.  Durch  die 
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Beigabe  zahlrciclier  Laji^pläne,  Grandrisfle  und  AbbiHungen  sowie  durch  die  Mittheilung 
der  wirtschaftlichen  Grundlagen  und  der  Mietcontracte  ist  eingehendes  Studium  der 
Wohnung^anUgen  ermöglicht.  Mögen  die  hier  niedergelegten  Arbeiten  und  Erfahrungen 
auch  in  Oesterreich  deissig  ausgenütxt  werden. 

Unter  Xr.  12—17  führe  ich  schliessUch  einige  kleinere  Schriften  und  Broschüren 
Über  die  Wohnungsfrage  an,  die  bei  der  Rcdaction  dieser  Zeitschrift  tur  Besprechung 
eingegangen  sind.  Einzeln  genommen,  wären  sie,  die  Schrift  von  Sinzheimer  etwa  aus- 
genommen,  kaum  der  Erwähnung  wert  gewesen.  Zusammen  zeigen  sie  doch,  wie  weit« 
Kretf^c  die  Wohnungsfrage  in  Deutschland  gezogen  hat.  und  wie  rege  das  Interesse  der 
versebiedeuen  socialpolitischm  Parteien  an  ihr  ist. 

Die  unter  Xr.  12  angeführten  »Beiträge  zur  Boden-  und  Wohnungsfrage“  verfolgen 
agitatorische  Zwecke.  Dr.  Kurelia  erörtert  insbesondere  die  sittliche  Seite  der  Wohnungs- 
notb.  In  Bezug  auf  die  Besüerungsbestrebungon  erklärt  er  sich  als  extremer  Bodenreformer. 
Als  Träger  der  Keform  denkt  er  sich  die  städtischen  Gemeinden  selbst.  Voraussetzung 
wäre  die  Demokratisierung  dea  Genieindewahlrechtes.  Ueber  die  Gangbarkeit  dieses  Weges 
hegt  der  Verfasser  keine  Bedenken.  In  dem  zweiten  „Beitrage“  theilt  der  Arbeitereecretär 
Schirmer  die  Ergebnisse  einer  Wuhnungsenquöte  mit,  die  von  den  katholischen  Arbeiter* 
vereinen  Münchens  veranstaltet  worden  ist.  Sowohl  die  Erhebung  aU  auch  die  statistische 
\’erarbeitung  der  Materialien  scheinen  gewissenhaft  durebgeföhrt  zu  sein.  Die  Darstellung 
Ist  angemessen,  und  so  mag  denn  die  Schrift  in  der  That  für  die  Beurtheilung  der 
Münchener  Wohnungsrerhältnisae  nicht  wertlos  sein. 

Für  die  Lösung  der  Wohnungsfrage  durch  Baugenossenschaften  tritt  l^andgerichts* 
direotor  Dr.  Becker  ein.  Ich  suche  in  der  Schrift  vergeblich  einen  neuen  Gedanken,  der 
ihre  Veröffontliohung  rechtfertigte.  Es  wäre  denn  der  Vorschlag,  die  Genossensebaften 
mögen  sich  nach  dem  Beispiel  des  Dresdener  Spar«  und  Bauvereines  die  hnanzielle  Unter* 
Stützung  der  Arbeitgeber  dadurch  versebafien,  dass  sie  ihnen  ein  dauerndes  Patronata- 
recht  an  den  Wohnungen  zuttchem,  «las  heisst  ihnen  dos  Verfügungsrecht  über  genossen* 
scbaflliche  Wohnungen  hinsichtlich  der  Beamten  und  Arbeiter  der  Firma  einzuräuinen. 
Damit  wären  die  gleichen  unerwünschten  Nebenwirkungen,  welche  sonst  die  Erstellung 
von  Arbeiterwohnungen  durch  die  Untemebriier  selbst  hat,  auf  das  Genossenschaftswesen 
übertragen.  Schon  im  Namen  des  genossenschaftlichen  Princips  muss  dagegen  Kinspraclio 
erh«)ben  werden.  Unangenehm  berührt  in  der  Schrift  auch  der  Anspiucb  auf  die  Fübrer- 
stellung  der  »staatserbalteoden  Elemente“.  Der  Verfasser  meint  damit  wohl  seine  engeren 
politischen  Gesinnungsgenossen.  In  Wirklichkeit  sind  .nlle  Staatsbürger  und  alle  grossen 
politischen  Parteien  staatserbaltend.  ln  der  Berufung  auf  die  eigene  staatserhaltende 
Gesinnung  liegt  eine  unzulässige  Verdächtigung  der  Anderen.  Glücklicherweise  hat  die 
politische  Bildung  allmählich  doch  einen  solchen  Stand  erreicht,  dass  derartige  Mittel 
nicht  mehr  verfangen. 

Auch  die  »Lösung“  der  Wohnungsfrage,  die  Landrichter  Dr.  Böhmert  vorschUgt 
(Nr.  14  der  angelöhrten  Schriften),  ist  keine  Lösung.  Der  Verfasser  gehört  zu  denjenigen, 
welche  d'e  Sp«*culation  in  Orundstückei;  und  Häusern  für  die  Wohnunpinot  verantwort- 
lich machen  wollen.  Seine  Lösung  besteht,  wenn  ich  Um  recht  verstamlen  habe,  in  der 
berufsgenoBsenschaftlichen  Organisation  der  Baumeister,  Bauhaodwerker  und  Bauarbeiter, 
um  dem  Speculantenthura  im  Bauwesen  entschlossen  entgegentreten  zu  können.  Ein 
Blick  über  die  österre'cbische  Grenze  hätte  den  Verfasser  darüber  belehren  ii'Ossen,  wi«; 
wenig  bei  einer  derartigen  Organisation  für  ■lie  Wohnungsfrage  heraiiskomint. 

Die  Darstellung  der  Wohnungsfrage  von  Arthur  Dli  ist  für  die  «burschenschaft- 
liche  Bücherei“  bestimmt  Es  ist  eine  knappe,  gut  geschriebene  Einführung.  Das  Pro- 
gramm der  hqrschenschtftlicben  Bücherei:  das  Interesse  der  Studentenschsfl  für  Politik 
und  allgemeine  Culturaofgaben  zu  vertiefen,  ist  mir  sehr  sympathisch.  Diesem  Programm 
entspricht  daB  vorliegende  Schnftchen  in  der  That-  Möge  es  im  Verein  mit  den  anderen 
Heften  der  Bücherei  d'*r  Studentenschaft  den  inneren  Zusammenhang  zwischen  nationaler 
und  socialer  Politik  erschliessen,  in  beiden  Hinsichten  aber  die  Einsicht  wecken,  dass 
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die  erste  VorausMetEuag  für  späteres  selbständiges  Auftreten  gefrisseuhafte  Belehrung 
während  der  Studienzeit  ist. 

Das  „Capitel  sndaldeniokratischer  GememdepoLitik*,  das  Louis  Cohn  unter  dem 
Titel  „Die  Wohnungsfrage  und  die  Socialderookratie"  auftischt,  ist  ein  uncrfrealiches 
Capitel.  Der  Verfasser  gibt  seine  LesefrQchte  in  rüdem  und  anmaasaendem  Tone  wieder. 
Er  erklärt  die  capitalistische  Gesellschaft  für  völlig  unfähig  zur  Lösung  der  Wohnnngs- 
frage  und  weiss  nicht,  oder  will  es  doch  den  Leser  nicht  wissen  lassen,  dass  das  von 
ihm  entwickelte,  vorgeblich  socialdemokratische  Wolmungsprogramm  auch  nicht  einen 
Zug  enthält,  der  nicht  der  Praxis  oder  den  Anforderungen  der  bürgerlichen  Parteien 
entlehnt  wäre.  Ueber  den  relativen  Wert  und  die  Gangbarkeit  der  verschiedenen  Wege 
hat  der  Verfasser  kein  Urtheil.  Kr  gehört  mit  zu  jenen  Scbädliugen,  welche  das  Zusammen- 
wirken arbeiterfreundlicher  bürgerlicher  Politiker  mit  den  eigentlichen  Vertretern  der 
Arbeiterpartei  durch  haltlose  Verdächtigungen  erschweren  und  die  daher  von  beiden  Seiten 
gemieden  werden  sollten. 

Die  an  letzter  Stelle  erwähnte  Schrift  von  Dr.  Sinzheimer  über  die  Arbeiter- 
Wohnungsfrage  ist  die  Zusammenfassung  einer  Reihe  von  Vortrugen,  die  der  Verfasser  im 
^diinchener  Volkshochschulverein  gehalten  hat.  Sie  bildet  den  Band  2 und  3 einer  neuen 
Sammlung:  «Volksbüclier  der  Rechts-  und  Staatskunde*  und  entspricht  in  der  Tliat  dem 
Motto  der  Sammlnng,  das  gemeinversiändliehe  Darstellung  auf  wissenschaftlicher  Grund- 
lage verheisst.  Die  Darstellung  hätte  an  Durchsichtigkeit  noch  gewonnen,  wenn  der  Verfasser 
den  StoiT  mehr  nach  srstematischen  als  nach  historischen  Gesichtspunkten  gegliedert  und 
die  Gliederung  auch  äasserlicb,  durch  Untertbeilung  der  Capitel,  ersichtlich  gemacht 
hätte.  Anerkennend  hervorheben  möchte  ich  insbesondere  das  Capitel  über  die  Geschichte 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Wohnungswesens  in  England.  Hier  zeigt  sich  der 
Verfasser,  dem  wir  ja  auch  ein  grosseres  Werk  über  den  Londoner  Grafsehaftsratb  ver- 
danken, als  ein  griindlicber  Kenner  der  Verhältniase.  Insbesondere  ist  es  ihm  gelungen, 
den  Zusammenhang  zwischen  der  Entwickelung  der  Communalverfassung  und  der  Stellung 
der  Gemeinden  zur  Wohnungsfrage  deutlich  zu  machen.  In  dem  Schlusscapitel  werden 
die  zukünftigen  Aufgaben  der  Wohnungspolitik  in  Deutschland  skizziert.  Man  wird  den 
besonnenen  Forderungen  des  Verfi^sesa  im  grossen  und  ganzen  znstinimen  können  und 
seinem  Büchlein  recht  weite  Verbreitung  wünschen.  Möge  es  selbst  zu  einem  Förderer 
der  Wobnungsreform  werden,  indem  es  möglichst  weiten  Kreisen  Belehrung  und  Einsicht 
bringt  und  so  die  Stimmung  für  das  Reformwerk  vorbereiten  hilft. 

Statistische  Jahibllrher  der  Selbstverwaltung, 

1.  Oesterreleliisehes  StUdtebneli.  Statistische  Berichte  von  grösseren 
österreichischen  Städten,  heraasgegeben  durch  die  k.  k.  statistische  Central- 
commission.  VIII.  Jahrgang.  Wien  1900. 

2.  StatlsUselies  Jahrhurh  Deutscher  Städte.  Herausgegeben  von  Dr  M.  Neefe 
MIL  und  IX.  Jahrgang.  Breslau  und  1901. 

3.  Statistisches  Jahrbuch  der  autonomen  Landesverwaltiing  in  den  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern.  Herausgegeben  durch 
die  k.  k.  statistische  Centralcominission.  1.  und  II.  Jahrgang.  Wien  11K)0  und  1902. 

Das  Oesterreichische  Städtebueb  und  das  statistische  Jahrbuch  Deutscher  Städte 
sind  keine  neuen  Ersclicinungen.  Schon  seit  geraumer  Zeit  haben  sie  ihre  feste  Stellung 
in  der  periodischen  statistischen  Liteiatur.  Auch  au  dieser  Stelle  sind  sie  schon  wieder- 
holt angezeigt  worden.  Ich  kann  mich  daher  darauf  beschränken,  festzustellen,  dass  sie 
aucli  in  den  vorliegenden  neuen  Ausgaben  ihren  alten  Charakter  bewahrt  haben. 

Der  VIII.  Band  des  Oesterreichischen  Städtebuches  umfasst  die  Jahre  1897 
und  1S9S.  Er  enthält  statistische  Berichte  von  22  Städten,  nicht  nach  sacblichert 
Gesichtspunkten,  sondern  nach  Städten  angeordnet.  Die  Einleitung  bringt  jedoch  eine 
synoptische  reberslcht  über  die  Finanzen  grösserer  Städte,  auch  solcher,  die  im  übrigen 
nicht  am  Städtebueb  betheiligt  sind,  für  die  Jahre  188S  bis  IS97.  Hiervon  abgesehen, 
liegt  die  Bedeutung  des  Oesterreichischen  Städtebnehes  nach  wie  vor  hauptsächlich 
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darin,  da»s  ea  die  statistischen  Materialien  jener  Städte,  welche  über  keinen  geordneten 
statistischeu  Dienst  und  über  keine  eigenen  Publicationen  TerfOgen.  nach  einem  einheit- 
liehen  Schema  TcrOffentlieht.  Den  Städten  gcgeiiQber  volltieht  das  SUdtebuch  also  eine 
erziehliche  Mission:  indem  ca  den  Rahmen  für  die  seitens  der  Städte  zu  liefernden 
Nachweisungell  aufstvllt.  schafft  es  einen  Antrieb,  das  zur  Ausfüllung  dieses  Rabmeiis 
£rforderIiche  Torzukehren,  also  die  städtische  Statistik  zu  organisieren.  Leider  erweist 
sich  dieser  Antrieb  nicht  Oberall  und  nicht  durchaus  itn  gleichen  Maasse  wirksam.  Die 
Detheiligung  der  kleineren  Städte  schwankt  ?on  Jahr  zu  Jalir,  und  durchaus  nicht  alle 
Städte  vermögen  die  Kaehweisnngen  in  der  geforderten  Vollständigkeit  zu  liefern.  Die 
RQcksländigkeit  zahlreicher  Österreichischer  Städtererwaltnngen  äussert  sich  eben  auch 
auf  statistischem  Gebiete.  Während  die  Deutschen  Städte,  in  zielhewnister  Ausbüdung 
ihrer  Verwaltungsteclinik  begriffen,  bereits  über  eine  stattliche  Reihe  von  erstclassigeii 
statistischen  Aemtern  verfügen,  hat  die  Österreichische  städtische  Statistik  in  dem 
letzten  Jahrzehnt  keine  Fortschritte  gemacht.  Die  alten  grossen  Aemter  haben  ihr 
Niveau  allerdings  behauptet;  aber  noch  entbehrt  eine  Reihe  lon  Städten  des  statistischen 
Amtes,  ja  sogar  eines  geordneten  statistischen  Dienstes,  darnnter  auch  manche  Städte, 
welche  nach  Vnlkszahl  und  Grosse  der  Verwaltungsaufgaben  schon  längst  an  der  Orga- 
nisation eines  solchen  hätten  schreiten  müssen.  So  vermisse  ich  in  dem  vorliegenden 
Bande  des  Oesterreichischen  Städtebaches:  Linz,  Graz,  Villach.  Klagenfurt,  Innabruck, 
Lemberg,  Csrrnowitz  u.  a.  m.  Berücksichtigt  man  diese  Lücken,  ferner  die  L’ngleich- 
mässigkeit  der  gelieferten  Ausweise  nach  Umfang  und  Inhalt,  so  kann  man  der  statt« 
stischen  Centralcommission  unmöglich  einen  Vorwurf  daraus  machen,  dass  sie  noch  nicht 
zur  sjstemati8ch«s>nopti8chen  BearbeituDg  and  Publication  der  Städtestatistik  Ober- 
gegaiigen  ist,  sondern  ebenso  wie  im  ersten  Jalirgange  des  Städtebucues  eine  Stadt  nach 
der  andern  mit  ihrem  Nnchricbtenmaterial  aufmarschieren  lässt. 

Zu  ganz  anderen  Betrachtungen  regt  das  Statistische  Jahrbuch  Deutscher 
Städte  an.  Sein  letzter  Jahrgang  umfasst  55  Städte,  ln  den  30  Jahren  seit  der 
Begründung  des  Deutschen  Reiches  ist  ihre  Bevölkerung  von  4*5  auf  10  7 Millionen 
gewaclii**n.  W*  lrhe  CuUurarbeit  bedeutet  nicht  eine  derartige  Verbreiternng  and  Steigerung 
des  städtischen  Lebens!  Die  Deutschen  Städte  haben  die  dadnreit  gestellten  Probleme 
zu  erfassen  und  zu  lOsen  verstanden.  Weder  das  eine  noch  das  andere  wäre  in  solchem 
Maasse  mOglich  gewesen,  hätten  sie  nicht  durch  sorgfältige  Pflege  der  Communalstatistik 
einen  untrüglichen  Maasstab  sowohl  für  die  Ausdehnung  der  zu  bewältigenden  Aufgaben 
als  auch  für  die  Leistungen  ihrer  Verwaltung  sich  geschaffen.  Die  statistischen  Aemter 
Deutschen  Städte  stehen  nicht  nur  in  der  ersten  Reihe  der  Communslstatistik  aller 
Länder,  sondern  sie  sind  auch  in  dem  Wettstreite  mit  der  staatlichen  und  der  Reichs« 
Statistik  in  mehr  als  einer  Hinsicht  die  Träger  des  Fortschrittes  gewesen.  Zum  Thcil 
von  hervorragenden  Autoritäten,  von  Trägem  erster  wisHcnschaftlicher  Namen,  durchaus 
aber  von  wirklichen  Fachmännern  geleitet,  welche  dem  ,\mte  ilir  Gepräge  verleihen, 
haben  sie  einen  hohen  Grad  von  Disciplin  und  Gemcinsinn  bewiesen,  indem  sie  sich 
auf  das  Programm  eines  gemeinsamen  statistischen  Jahrbuchs  hin  geeinigt  und  den  Stoff 
unter  i-ine  Reihe  von  Referenten  zur  systeinatisch-synoptischcn  Bearbeitung  aufgetheilt 
haben,  wufiir  die  Materialien  von  simmtlichen  Städten  in  dem  vereinbarten  Tabellen« 
rahmen  geliefert  werden.  So  ist  dieses  Jahrbuch  begründet  und  fortgefübi  t wordt-n,  welches 
in  seiner  Art  einzig  in  der  statistischen  Literatur  dasteht.  Kein  anderes  Land  besitzt 
meines  Wissens  ein  jährlich  erscheinendes  und  stets  auf  den  neae>ten  Stand  gebrachtes 
Werk,  welches  die  vei^hdchend-^  B*-trachtung  der  grösseren  Städte  in  allen  statistischer 
Krfassung  zogänkrlichen  BeUngen  ermöglichte.  Und  auch  weiterliin  wird  unablässig  an  der 
Vervollstüiidigung  und  Vervullkomtnnung  der  Ausweise  gearbeitet.  So  sind  neu  aufgenommeu 
worden:  in  den  VIII.  Jahrgang  die  wichtigen  Abschnitte  über  die  Leistlingen  der  Städte  an 
Reichs-  und  Staat‘?tf*nem  sowie  über  die  Gemeindegebüren,  beide  von  Dr.  Bleicher- 
Frankfurt  a.  M.  bearbeitet,  dann  über  Quartier-  und  Naturalleistungen  für  die  bewaffnete 
Macht  im  Fiieden  vom  Herausgeber  Dr.  N eefe-  Breslau,  in  dt-n  IX.  Jahrgang  die  Abschnitte 
über  cheniisclie  Untersucliuiig«ainter,  Binnenhäfen,  Streiks  und  Aussperrungen. 
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Eine  ähnHche  Aufgabe  wie  das  OesterrcicbUcbe  6tidtebuch  bat  das  •Statistische 
Jahrbuch  der  autonomen  Landesverwaltung*  zu  erfüllen;  es  konnte  darriach 
auch  ,Oe8terretchisches  Linderbuch*  heissen.  Es  stellt  ein  einheitliches  Progrsmm  für  die 
SelbstverwaUnngsstatistik  der  höheren  Comraunalverb&nde  auf  und  bietet  ihnen  zugleich 
Unterkunft  zur  Veröffentlichung  ihrer  statistischen  Leistungen.  Trotz  der  grossen  und 
wichtigen  Aufgaben,  welche  in  Oesterreich  der  Selbstverwaltung  der  einzelnen  Linder 
gestellt  sind,  ist  hier  die  Statistik  der  autonomen  Verwaltung  doch  lang  nicht  so 
entwickelt,  wie  jene  der  Staatsverwaltung.  Ja  die  Mehrzahl  der  Linder  ist  noch  nicht 
einmal  auf  die  Organisation  eines  eigenen  statistischen  Dienstes  bedacht  gewesen.  Was 
die  Landesverwaltungen  an  statisiischem  Material  hervorhringen,  bleibt  — wenn  es 
überhaupt  gedruckt  wird  — vielfach  in  den  Landl agsmaterialien  verborgen.  Nnr  die 
Wenigsten,  die  es  angeht,  erlangen  oder  nehmen  überhaupt  Kenntnis  davon.  Dazu  noch 
die  Unbehilflichkeit  in  der  Gewinnung,  Verarbeitung  und  Darstellung  der  Ergebnisse! 

E«  ist  daher  ausserordentlich  erfreulich,  dass  die  k.  k.  statistische  OentraD 
Commission,  unterstützt  von  den  Vorstinden  der  statistischen  Aemter  der  weiter  vor- 
geschrittenen Liniler,  eine  Aeuderung  dieses  wenig  erfreulichen  Zustandes  angebahnt 
hat.  Das  Mittel  dazu  Ist  das  voriiegeode  statistische  Jahrbuch  der  autonomen  Landes- 
Verwaltung.  Bisher  buben  derartige  Jahrbücher  für  sich  alDin  veröffentlicht:  Galizien. 
Steiennark  und  Schlesien,  fernerhiu  geben  Nieder-  und  Oberösterreicb  und  Mähren 
alljährlich  Verwaltungsberichte  mit  nmfasaenden  statistischen  Nachweisungen  heraus. 
Nunmehr  sollen  die  verschiedenartigen  und  untereinander  kaum  vergleichbaren  Nacb- 
weisungen  einheitlich  gestattet  und  auch  auf  die  übrigen  Länder  ausgedehnt  werden. 
Zu  diesem  Zwecke  sind  von  der  k.  k>  statistischen  Oentralcoimnission  wiederholt  Vertreter 
der  einzelne»  Linder  zu  gomeinsarnen  Conferenzen  einberufen  wurden,  in  welchen  schliess- 
lich der  Plan  des  vorliegenden  Werkes  vereinbart  worden  ist.  Das  in  der  Vorrede  zum 
ersten  Jahrgang  entwickelte  Programm  verdient  volles  Lob:  Ein  statistisches  Jahrbuch 
der  Lsndesverwaltung,  nicht  der  Landesverh&lt nUse  soll  es  sein,  daher  Aus- 
scheidung derjenigen  Gegenstlnde,  welche  von  der  staatlichen  Statistik  in  genügender 
Vollständigkeit  dhrgestellt  werden.  Nnr  gewisse,  besonders  wichtige  Nachweisnngen  sollen 
jihrlich  bearbeitet,  die  anderen  nur  in  einem  fünfjährigen  Turnus  gebrai-ht  werden, 
wobei  für  die  einzelnen  Materien  verschiedene  Stichjahre  gewählt  werden.  Die  Linder 
liefern  die  Ausweise  nach  dem  vereinbarten  Rahmen,  die  statistische  Centralcommission 
redigiert  dieselben  einheitlich,  indem  sie  auf  die  Mittbeüung  der  von  den  Ländern  vor- 
gelegten  Tabellen  eine  synoptische  Ueborsicht  für  alle  Länder  folgen  lässt,  die  Berichte 
geliefert  haben.  Die  Anordnung  des  Stoffes  folgt  also  systematisciien  Gesichtspunkten, 
und  es  ist  auf  die  Herstellung  von  vergleichenden  Uebersichten  von  vomeherein  Bedacht 
genommen,  ein  bedeutender  Vorzug  vor  dem  •Städtebuch“.  Ausserdem  besteht  die  Absicht, 
Jahr  für  Jahr  einzelne  Capitel  auch  analytdscb  durchzuarbeiten  und  mit  einer  Textdar- 
stellung zu  versehen,  so  dass  diese  Bearbeitung  allmlhÜch  auf  alle  Zweige  der  Selbst- 
verwaltung sich  erstrecken  wird.  Von  der  statistischen  Centralstelle  und  den  Laudes- 
conferenzeo  ans  ist  also  alles  Nöthige  vorgekehrt  worden. 

Wenn  die  vorliegenden  beiden  Bände  gleichwohl  nicht  vollkommen  den  Erwar- 
tungen entsprechen,  so  Hegt  die  Schuld  an  der  sehr  ungleichen  Leistungsflhigkeit  und 
Betheiligung  der  einzelnen  Linder.  Nur  die  wenigsten  besitzen  statistische  Aeiuter  mit 
Farlimännem  an  der  Spitze,  einige  haben  doch  gewisse  An>ätze  zu  einem  ststistischen 
Dienst,  bei  manchen  fehlt  es,  wie  bereits  bemerkt,  auch  daran.  So  kommt  es.  dass  die 
Lust  und  die  Flhigkeit,  sich  an  den  vereinbarten  Arbeiten  zu  betliciligen.  in  den  einzelnen 
Ländern  sehr  verschieden  war.  und  dass  es  der  statistischen  CeiitralcommUsion  als  der 
Hedactions-  und  Publicationsstelle  unmöglich  gelingen  konnte,  alle  Lücken  auszufüllen. 
alle  L’nebenhi’itcD  au^zugleichen. 

Trotzdem  darf  der  Wert  des  bereits  Erreichten  nicht  zu  gering  veranschlagt 
werden.  Nur  derjenige,  der  jemals,  um  irgendeine  Angelegenheit  der  autonomen  Ver- 
waltung in  Oesterreich  zu  studieren,  sich  mit  den  Materialien  von  17  Landest  erwuitungen 
abgeplagt  hat,  kann  ganz  ermessen,  welcher  Fortschritt  darin  liegt,  nunmehr  alle  vor- 
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hanJenen  Informationen  in  handlichen  Jahrbüchern  zuflammengefasst  zu  finden.  Und 
dann  wird  den  Lündem,  welche  keine  oder  mangelhafte  Auaweiae  geliefert  haben,  durch 
das  Beispiel  der  anderen  ihre  Rückst&ndigkeit  in  so  augenfälliger  Weise  vorgeführt,  dass 
die  Erwartung  wohl  nicht  allzu  optimistisch  ist,  sie  würden  sich  dadurch  reraolasst 
sehen,  das  Versäumte  sehleuoigst  nachzuholen  und  ihre  Statistik  zu  organisieren  oder 
zu  rerbessern.  Bessere  Einsicht  in  den  eigenen  Vortheil  und  der  Ehrgeiz,  es  den  anderen 
gleich  zu  tbun,  müssen  sie  in  gleicher  Weise  dazu  bewegen.  Ja  selbst  fär  die  Länder, 
welche  bereits  statistische  Aemter  besitzen,  ist  nunmehr  eine  Veranlassung  gegeben. 
Einkehr  bei  sich  selbst  zu  halten  und  an  der  Hand  des  wohldurchdacbten  Programmes 
für  das  gemeinsame  Jahrbuch  za  prüfen,  ob  sie  nicht  über  der  Pflege  gewisser  Bpccia- 
litäten  die  erste  Aufgabe  der  Landesstatistik  vernachlässigt  haben:  das  statistische  Gewissen 
der  Verwaltung  zu  sein.  So  soll  uud  wird  das  Statistische  Jahrbuch  erwecklich  und  erzieh- 
lich auf  die  Landesverwaltungen  einwirken  und  damit  auch  die  Bedingungen  seiner 
eigenen  VerroUkoinmniing  in  immer  höherem  Orade  herstellen.  H.  ßsuchberg. 

Dr.  D«  Feitelberg,  Die  Einkommenhesteuerung  nichtphjsischer 
(juristischer)  Personen.  (Dr.  L.  Elster,  Staatswissenschaftliche  Stadien. 
VI.  Band.  7,  Heft.  Jena  1900.  191  8.) 

Die  vorliegende  Monographie  setzt  sich  zur  Aufgabe,  eine  Darstellung  und  kritische 
Beleuchtung  der  gegenwärtig  insbesondere  in  Deutschland  und  den  Nachbarstaaten 
herrschenden  Besteuerung  juristischer  Personen  zu  geben;  leider  behandelt  sie  dieses  sehr 
interesaaitte  Thema  nicht  in  durchwegs  glücklicher  Weise,  da  sie  trotz  stellenweiser 
Excurse  auf  ferner  liegende  Gegenstände  sowohl  in  der  Problemstellung  Lücken,  als  in 
der  Losung  derselben  Unsicherheit  erkennen  lässt:  Offenbar  von  dem  positiven  preussischen 
Steuerrechte  zu  stark  beeinflusst,  wirft  sie  wie  schon  der  Titel  rerräth  — von  vome- 
herein  nur  die  Frage  auf,  ob  juristische  Personen  der  Einkommensteuer  zu  unter- 
werfen sind  oder  nicht,  ohne  die  weitere  Frage  zu  untersuchen,  ob  nicht  etwa  durch 
eine  dritte  Alternative  eine  befriedigendere  Lösung  des  Problems  gefunden  werden  könnte 
Diese  Fehler  sind  wohl  hauptsächlich  darauf  zaröckzufübren,  dass  diu  Monographie  sich 
nicht  auf  festen  Fundamenten  aufbaut.  vielmehr  schon  den  Begrifif  des  Einkommens  nur 
sehr  wenig  präcise  umschreibt  und  ihn  infolgedessen  im  Verlaufe  der  Darstellung 
namentlich  vom  Begriffe  des  Ertrages  nicht  strenge  genug  unterscheidet.  Demgemäss 
wird  auch  die  grundlegende  Frage,  ob  eine  juristische  Person  überhaupt  ein  Einkommen 
haben  könne,  zu  keiner  abschliessenden  .Antwort  gebracht:  Trotz  des  eingangs  betonten 
engen  Zusammenhanges  des  Einkommens  mit  der  Cohsumption  wird  vielmehr  angenommen, 
dass  das  Reich,  die  Staaten  und  Communen  ein  Einkommen  haben  (weil  sie  sich  „genau 
derselben  Mittel  zur  SchafFung  eines  Einkuminetis,  wie  physische  Personen*  bedienen 
und  such  Einkommen  oonsumieren),  während  dies  für  Actiengesrllschaften  und  Genossen- 
schaften bestritten  wird,  da  erstere  nur  eine  rechtliche  Form  seien,  unter  welcher  eine 
Mehrheit  von  Personen  Erwerb  betreiben,  ohne  eine  selbständige  Einkommenverwendung 
zu  haben,  während  Consumvereine  etc.  überhaupt  „keine  neuen  Werte  in  der  Wirtschaft 
ihrer  Mitglieder  producieren*  und  lediglich  der  Ausgabunverrainderung  der  Betheiligten 
bei  Anschaffung  der  erforderlichen  Mittel  dienen. 

Gestützt  auf  diese  wohl  wenig  stichhältige  Unterscheidung  wird  für  die,  weitest- 
gehende Besteuerung  den  Reiches  — unter  Einbeziehung  z.  B.  auch  der  Post-  und 
Telegrophenaiisialten  — und  für  die  Steuerbefreiung  der  Consumvereino  piaidiert.  wählend 
es  aU  eine  Upportunitätserwägung  hingostellt  wird,  ob  man  das  Einkommen  der  Actien- 
gesellschaften  bei  diesen  oder  bei  den  einzelnen  Actionären  besteuern  wolle.  Im  Princip 
scheint  Feitelberg  sich  für  die  Besteuerung  des  GeaammtertragCB  bei  der  Gesellschaft 
und  für  die  Gestattung  des  Abzuges  der  bezuguiicn  Dividende  seitens  des  einzelnen 
Actionärs  bei  seiner  Eiokommensveranlagung  aussprechen,  sich  aber  auch  mit  dem  in 
Pr«*UM<en  eingenchlagenen  — theoretisch  haltlosen  — Mittelweg  der  Besteuerung  des 
Erträgniss«*s  der  Actiengesellschaft  nach  Abzug  der  Normalziiiäen  bei  dieser,  und  der 
voIluD  Dividt-ndenbesteuerung  beim  Actionär  befreunden  zu  wollen.  Wenn  hierbei  wieder- 
holt behauptet  wird,  da-s  „Identität  des  Vermögens  der  Gesellschaft  mit  der  Eigen- 
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tUmnsspbäre  der  Betheiligien*  beiteht  und  „der  Reinertrag  des  gea&mmten  Unleniehmcus 
Einkommen  der  QesAinmtbeit  der  Theilhaber'^  Ut.  eo  sind  diese  Thesen  wohl  sehr 
anfechtbar:  um  nur  Eines  xu  erwähnen,  muss  z.  B.  der  einer  Person  zufliesseitde 
Pividendenertrag  zweifellos  nicht  auch  „Rinkonimen*  derselben  darstellen  u.  a.  m. 

Als  Gründe  für  die  Besteuerung  des  Reiches  werden  unter  anderem  die  RQck- 
sichten  auf  eine  richtige  Brtn^cs-(.!)ErmitteIung,  auf  die  Concurrenz  and  auf  die  Conimumtl* 
besteuerung  angeführt  — Momente,  welciie  offenbar  in  gant  gleicher  Weise  auch  für  die 
Besteuerung  der  Genossenscbafien  sprechen  wurden;  zu  Gunsten  der  Besteuerung  der 
Actiengesellsehaftea  wird  auf  die  leichtere  Erfassbarkeit.  und  auf  die  Sicherung  der 
Besteuerung  im  lolande  und  am  Orte  des  Betriebes  verwiesen,  ohne  in  letzterer 
Richtung  zu  erörtern,  ob  und  inwieweit  eine  Kinkommenbesteuerung  mit  der  Anaser- 
arhtlassung  des  Woh n sitxes ‘des  Bezugsberechtigten  vereinbar  ist.  Hiervou  abgeselum. 
hatten  die  complicierten  Bestimmungen  des  Communalabgabengesetzes^  welches  ausser  einer 
sachlich  nicht  begründeten  Doppelbesteuerung  der  Normalzinsen  für  Coromunahwecke  auch 
sonst  noch  mehrfach  abweichende  Bestimmungen  für  die  Kmiitteiuiig  der  communalen 
Besteuerungsgmndlage  verfügt,  wohl  die  Frage  nabe  legen  können,  ob  die  Rücksicht«*n 
auf  die  Commniialbesteuerung  die  Einbeziehung  der  ActiengeselUchaften  gerade  in  die 
Einkommensteuer  geboten  oder  auch  nur  gerathen  erscheinen  lassen. 

Hiermit  wäre  der  Ausgangspunkt  zur  Untersuchung  der  leider  gar  nicht  berührten 
Frage  gegeben  gewesen,  ob  sich  nicht  etwa  uigesichts  der  unleugbaren  prineipielb-u 
Unterschiede,  welche  sich  zwischen  dem  Einkommen  einer  phrsiüchen  Person  und  dom 
Gewinne  aus  Unternehmungen  juristischer  Personen  ergeben,  die  Einführung  einer 
Specialstener  für  solche  Unternehmungen  empfehlen  würde.  Das  Bedenken,  dass 
Actiengesellschaften  wegen  ihrer  Rechtsform  allein  keiner  besonderen  Steuer  unterzogen 
wt'rden  sollten,  um  sie  nicht  „anderen  nicht  minder  grossen  und  ertragslähigen  Unter- 
nehmoiigen  gegenüber**  zu  prAgravioren.  dürfte  — zumal  die  Frage  einer  angemessenen 
Besteuerung  auch  jener  grossen  Privatbetriebe,  welche  einen  für  gewöhnlich  nur  von 
Actiengesellscbaften  erreichten  Umfang  aasweisen,  kaum  unüberwindlichen  ^»chwierig- 
keiten  begegnen  konnte  — hente  speciell  in  Deutschland,  wo  die  Idee  der  Wareubau»- 
Steuer  immer  weitere  Kreise  zieht,  wohl  nicht  als  ausschlaggebend  erachtet  werden 
können;  in  der  That  ist  auch  nicht  abzuaehcii,  warum  die  Actiengesellschaften  für  die 
ausserordentlichen  Vortbeile.  welche  ihnen  durch  die  Einräumung  dieser  Rechtsforen  von 
itaalswegen  ermöglicht  werden,  nur  „nach  dem  Gebührenprincipe**  und  nicht  in  der 
Form  einer  Specialstcuer  zu  den  allgemeinen  Lasten  herangezogen  werden  sollt4m:  In 
einer  Specialateuer  an  sich  liegt  ja  doch  noch  keine  Ungerechtigkeit,  wenn  diese  nur 
den  Yerfailtnissen  der  zu  Besteuernden  angemessen  umgelegt  wird!  Letzteres  Ziel  könnte 
aber  durch  Schaffung  eines  Specialgesetzes  über  die  Besteuerung  des  Gewinnes  juristischer 
Personen  weit  besser  erreicht  werden,  als  durch  Kinspannung  der  juristischen  Personen 
in  das  ProkrusU-sbett  der  Einkommensteuergesetze,  welche — wie  die  vielfach  auf  Abwegen 
umherirremle  ludicatur  der  deutschen  Gerichte  beweist  — den  besonderen  Verhältnissen 
der  Acticngcsell»chaften  nicht  Rechnung  zu  tragen  vermögen;  aU  solche  Besonderheiten 
fallen  in  die  Augen  die  Ermöglichung  der  Besteuerung  nach  urdnung:»mäs8ig  aufgestellte» 
Bilanzen,  die  Ansammlung  von  Reservefonden,  die  bilanzmäSKige  Durchführung  des 
Gewinnes  uti*l  Verlustes  aus  der  Realisierung  auch  von  Anlageobjecten,  sowie  die  Noth- 
wendigkeit  der  Aufstellung  einer  Liquidationsbilanz  im  Falk-  der  Auflösung  der  Unter- 
uehmnng.  Durch  diese  Umstände  wird  die  Besteuerung  juristiKcher  Personen,  wie  dies 
ihrer  Katar,  namentlich  soweit  es  sich  um  reine  Capitalsassodationen  handelt,  durchaus 
entspricht,  auf  die  fiesteuerung  des  V'ermögenszuwachses  verwiesen,  welche  — 
wenigstens  nach  der  herrschenden  Theorie  ~ mit  der  Besteuerung  des  Einkommens 
nicht  identisch  ist.  In  der  That  wird  erstere  die  Erfassung  auch  der  Vermögens-  und 
Conjunctaren,  sowie  der  nur  aus  der  Form  der  Actiengesellschaft  resultierenden 
Gewinne  (z.  B.  der  verfallenen  Diridendencoupons,  der  den  alten  Actionären  im  Falle 
der  Auflösung  der  Gesellachaft  etc.  zufaliemlcn  Profite  aus  dem  Agio  junger  Actien 
o a.  m.)  ermöglichen,  während  diese  Gewinne  bekanntlich  bei  den  Einzelpersonen  kaum 
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je  fassbar  lind.  Diese  Mi3gHcfakeit  wird  aber  gewiss  uur  ein  Argument  mehr  für  die 
Schaffung  einer  Spedalsteuer  für  juristische  Personen  leiii;  durch  diese  wäre  zugleich 
Gelegenheit  geboten,  die  fQr  joristische  Personen  unzutreffendeu  bcstiminung^'D  der 
Einkommensteuergesetze  Über  die  Berücksichtigung  der  rein  persönlichen  VerhäUnis»e 
der  Censiten  und  über  die  auf  letzterer  beruhenden  Progression  der  Steuer  duich 
rationellere  Normen  ersetzen  zu  können.  Dass  sich  endlich  die  Geset/gebung  hiermit 
auch  wieder  mit  der  Theorie  in  Einklang  brächte,  welche  ein  ..Einkommen**  bet 
juristischen  Personen  tiberbaupt  nicht,  oder  doch  nur  in  Übertragenem  Sinne  und 
beschränktem  Umfange  anerkennen  kann,  wäre  wohl  anch  nicht  allzu  gering  zu  ver> 
anschlagcD. 

Aus  all  diesen  Gesichtspunkten  wäre  es  der  Monographie  gut  angestamleu,  wenn 
sie  der  bei  uns  zu  Lande  bestehenden  , Erwerbsteuer  der  der  öffentlichen  Kechnungs- 
legung  unterworfenen  ünternehmnngen“  mehr  als  einige  recht  oberflächliche  Bemerkunge 
gewidmet  hätte;  denn  man  mag  über  die  Höhe  dieser  Steuer  und  mannigfache  UnToll» 
ständigkeiten  und  Unklarheiten  der  einschlägigen  Bestimmungen  wie  immer  denken,  das 
Eine  wird  nicht  bestritten  werden  können,  dass  sie  eines  der  ersten  und  jedenfalls  das  ein* 
gehendste  Beispiel  einer  Speclalstuuer  für  juristische  Personen  durstellt  und  die  für  solche 
Gebilde  allein  zutreffende  Besteuerungsgrandlage  festsetzt,  indem  sie  ah  solche  die  (bei 
richtiger  Auslegung  alle  woher  immer  röhrenden  VennOgenszuwächsc  umfassendeu) 
bilanzmässigen  Uoberscbiiiiae  statuiert:  gleichzeitig  ermöglicht  sie  auch  in  einfachster  Weise 
eine  der  Billigkeit  entsprechende  örtliche  Stouerrorschreibung.  Diese  Vorzüge  unserer 
«besonderen  Erwerbsteuer*  scheinen  mir  gerade  mit  wieder  RQcksiclit  auf  die  Besteuerung 
juristischer  Personen  das  Wort  A.  Wagner's  zu  erwahren,  dass  es  unmOgUch  sei  «durch 
«ine  einzige  Steuer  oder  ein  ganz  einfaches  Steuersystem  die  Allgemeinheit  der  Besteuerung 
richtig  durebzuftihren'* : denn  der  Rahmen  der  Einkommensteuergesetze  bietet  keinen 
genügenden  Raum  für  die  Entwickelung  der  Besteuerung  juristischer  Personen. 

Reisch. 

Rudolf  Springer,  Der  Kampf  der  österreichischen  Nationen  um  den 
Staat.  I.  Tbeil:  Das  nationale  Problem  als  Verfaasungs*  und  VerwaUung&frage.  Leipzig 
und  Wien.  Franz  Dentike.  1902. 

Nicht  eine  parteipolitische  Broschüre,  sondern  einen  Versuch  «die  wissenschaftliche 
Methode  auf  das  Nntionslitätenproblem  anzuwenden*  stellt  der  Autor  in  Aussicht.  Es 
sollen  die  Begriffe  Nation  und  Staat  juri-stisch  ergründet  die  Forderungen  des  Staates 
sowohl  als  der  Nationen  unabhängig  voneinander,  jedes  einseitig  entwickelt  und  hierauf 
deren  gegenseitiges  V'eriiältnis  auf  rein  wissenschaftlicher  Basis  erörtert  werden;  es  soll 
so  methodisch  verfahren  werden,  wie  es  der  Physiker  thut.  «der  die  Gesetze  des  Falles 
ini  luftleeren  Raum  feststellt,*  und  auf  diesem  Wege  »ollen  politisch  verwertbare  Resultate 
gewonnen  werden.  Die  schärfste  Kritik  dieses  Versnehes  liefert  der  Autor  selbst,  indem 
er  im  Schlusspsr^praph  gesteht,  dass  er  dahin  gelangt  sei,  «einen  StaaUroman  zu 
schreiben.*  — Die  Wissenscliaft  gibt  eben  Erkenntnisse,  aber  nur  selten  praktische 
Ratbschläge,  und  der  Sprung  von  Erkenntnis  zum  Handeln  bedeutet  Verlassen  des  Bodeus 
der  Wissenschaft.  Mag  also  auch  dei  kühne  V^ersuch.  auf  rein  wissenscbaftlicbe r 
Methode  eine  Lösung  des  Oesterreich  so  schwer  bedrückenden  Nationalitätcnproblems 
zu  Anden,  als  gescheitert  anzusehen  sein,  so  ist  damit  noch  durchaus  kein  Urtheil  über 
den  materiellen  Wert  des  Buches  gegeben;  denn  nach  einem  rein  methodischen  Anlaute 
macht  Springer  selbst  rechtzeitig  deu  Sprung  von  wissenschaftlicher  Deduction  zu 
praktisch-politischen  Erwägungen  so  hoch  bedeutsamer  Art,  dass  es  sich  verlohnt,  dem 
Autor  in  seinem  Gedankengange  zu  folgen,  seine  glänzende,  wenn  auch  nicht  überall 
originelle  Kritik  unserer  trostlosen  staatlichen  Verhältnisse  dankbar  hinzuuebmen  und 
luancbe.H  aus  der  UeborRlIle  seiner  Hefonnvorschläge  ernster  Würdigung  zu  empfehlen. 

Die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Stoffes  tritt  vornehmlich  im  ersten  Capitel 
hervor,  weiches  die  Aufstellung  des  Problems  behandelt,  dessen  Gedankeugang  im 
folgenden  wiedergegeben  wird. 

Man  kann  die  Stellung  der  Nation  zum  Staate  in  zweifacher  Art  auffassen; 
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Entwe«1cr:  Dio  Nation  ist  eine  einfache  Sarrnnierong  gleiehsprechender,  gleich- 
gearteter  Individuen,  die  ntomisUech,  iro  AggregattusUnde  dem  Staate  gegcnQberstehen. 

oder;  man  faeat  die  Nation  auf  als  ein  Collectivganzes.  das  befähigt  ist,  zu  einer 
juristischen  Person  organisiert  zu  werden. 

Die  Organisation  kann  dann  wieder  erfolgen:  Entweder:  nach  dem  territorialen 
Gesichtspunkte  der  Besiedelung  als  GebietakOrperAchaft, 

oder;  nach  dem  Qesiebtaponkte  einer  PersuneiiTereinigung  als  Genossenschaft. 

Springer  geht  nun  alle  diese  — nach  seiner  Meinung  überhaupt  denkbaren  — 
Können  durch,  wie  Nationen  zum  Staat«  sich  Terhalten  können. 

Jede  dieser  drei  Auffassungen,  die  atomistische,  die  territoriale  und  die  genossen- 
schaftliche hat  ihre  Freunde  bei  den  Österreichischen  Politikern  gehabt. 

Die  Deutschen  vertraten  zeitweise  die  aiomistiscbc  Kichtung  und  setzten  dieselbe 
im  Staatagrundgesetze  durch:  dort  werden  den  Individuen  allerdings  nationale  Orund- 
reebte  auf  Sprache  etc.  gewährt;  dagegen  ist  von  einer  Organisation  der  Nationen,  von 
einer  Repräsentation  derselben  mit  keinem  Worte  die  Rede  — natürlich,  denn  die 
Deutschen  hofften  1867  noch  auf  die  Herrschaft  im  Staate,  solange  die  Nationen  nicht 
anders  als  in  atomisierten  Individuen  zu  bekämpfen  waren.  Anders  die  slarischen 
Nationen;  die  suchten  ihr  Heil  in  nationaler  Organisation,  und  zwar  neigten  die 
grossen  slavischen  Nationen,  die  geschlossene  Sicdelungsgebiete  besitzen,  einem  Territorial- 
systein  zu  — so  Polen,  Tschechen  — hoffend,  dass  eie  dieses  Territorium  ganz  mit  ihrer 
Nation  ausfüllen  werden ; dagegen  waren  die  kleineren  slavisehen  Nationen  (Sluvenen. 
Ruthenen)  mehr  für  eine  Pemonengenussensrhaft  zu  haben.  In  dem  Augenblicke  als  die 
Deutschen  den  Herrschaftsgedanken  mehr  weniger  aufgaben  und  für  ihreu  Nationslitäten- 
bestand  fürchteten,  hatte  auch  der  atomistische  Gedanke  für  sie  den  Reiz  verloren  und 
heute  streben  Radicaldeutsche  bereits  gleich  den  grosseren  slavisehen  Nationen  dem 
Tcrritorialsjstem  zu. 

Nach  dieser  historischen  gibt  lüpringer  eine  kritische  Beleuchtung  aller  drei 
Systeme.  Die  atomistische  Auffassung,  die  unserem  Staatsgrundgesetze  entspricht, 
erscheint  ihm  durchaus  verwerflich.  Unser  Staatsgrundgesetz  glaubt  genug  zu  tbun, 
wenn  es  dem  Einzelnen  Sprache  und  Eigenart  garantiert,  aber  nationale  Interessen  kann 
d.n8  Individuum  weder  in  seiner  Vereinzelung,  noch  iin  Wege  freier  Vereinigung  fVereins- 
bildung)  wahren  — man  denke  nur  an  das  primäre  nationale  Interesse  der  Krriebtoog 
einer  Volksschule  in  der  Natiunalnprache.  Daher  ringt  jede  Nation  nach  staatlicher  An- 
erkennung und  keine  kann  dieses  ihr  Erstgeburtarecht  sich  um  das  Linsengericht  von 
Grundrechten  des  Individuums  abhandcln  lassen. 

Da  somit  der  Versuch,  die  Nationen  bloss  als  eine  Somme  isolierter  Individuen 
zu  behandeln,  fehl  geschlagen  ist,  verUcfat  Springer  die  „organische“  Auffassung;  die 
Nation  ist  ihm  ein  „Collectivganzes**,  sie  bedarf  nur  der  Organisation,  der  Anerkennung 
und  Eingliederung  ihrer  Functionäre  in  das  .Staatsganze.  Diese  Organisation  ist,  wie 
bereits  erwähnt,  auf  zwei  Wegen  möglich;  auf  territorialer  oder  auf  persönlicher  Grund- 
lage; die  Nation  kann  organisiert  werden  als  Territorialverband  oder  als  Personen- 
genOBsenschaft. 

Springer  verwirft  die  Territorialorganisation  für  Oesterreich;  denn  zunächst 
entbreuni  hier  der  Kampf  um  die  Herrschaftsgebiete  der  Nationen:  Sollen  historisibe 
Kronlandsgrenzen  respectiert  oder  neue  etbniache  Abgrenzungen  aufgeriefatet  werden? 
Der  Kampf  um  diese  Vorfrage  tobt  schon  seit  50  Jahren.  In  Kremsier  verlangten  die 
Tschechen  natürliche  Völkergrenzen,  die  Deut-chen  hingegen  traten  Bir  die  historischen 
Kronlilnder  ein;  heute  haben  die  Gegner  ihre  Forderungen  so  ziemlich  ausgetauarht  — 
wahrhaftig,  kein  glänzendes  Zeugnis  für  die  politische  Voraussicht  der  Parteiführer! 
Unsere  historischen  Kronlund'^gretizen  sind  die  denkbarat  ungeeignetsten;  sie  verbtndem 
geradezu  eine  nationale  Organisation  auf  territorialer  Qrundl>ge;  in  Böhmen.  Galizien. 
Steiermark  Tirol  etc.,  üb-rall  finden  wir  im  s<dben  Kronlande  feindliche  Nationen,  wie 
in  einem  Tbierkäfig  zusammengepfercht  — und  da  «»U  Friede  kommen ! 
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Aber  Springer  rerwirft  auch  Jie  zweite  noch  «l*'nkbare  Form  territorialer 
OrganiBation  der  Nationen,  nämUch  jene  nach  erst  aatzofindenden,  eibniBchen  Siedelnngs* 
grenzen;  denn  wir  haben  nicht,  gleich  der  Schweix,  halbwegs  geecblosaene.  abgerundet« 
Sprachgebiete.  Der  Krerasierer  VerfasBungaentwurf  enthielt  ein  Ton  Deutschen  und  Slaven 
gleichiiiässig  acceptierte«  Compromias  zwischen  beiden  Formen  territorialer  Abgienzung  der 
Nationen:  hietoriscbe  Provinzialabtlieilaiig  mit  üntertheilung  in  national-eiobeitliche 
Kreise.  Damals  hätte  diese«  CompiomiBs  genügt  und  uns  50  Kampfesjahre  erspart 
Wahnwitz  hat  den  Entwurf  zerstört.  Heute,  meint  Springer,  genügt  überhaupt  keine 
Territorialorganisatiun  mehr  — ■ dazu  ist  die  Zersetzung  und  Durchsetzung  desselben 
Landstriches  mit  Angehörigen  verschiedener  Nationen  zu  weit  vorgeschritten.  Uebrigens 
verwirft  Springer  die  ganze  Territorialorganisation  auch  ans  principiellen  Gründen; 
sie  bedeutet  Rechtlosigkeit  des  Nationsgenossen  ausserhalb  seines  Territoriums;  sie  ist 
der  Ausdruck  des  Beherrsebt'^eins  — nicht  der  Gleichberechtigung;  sie  mag  im  Interesse 
galizischer  und  böhmischer  Feudalen  liegen,  die  ihre  Connatioualen  „bei  elenden  Loimen 
als  billige  Äusbeutungsebjecte  zurückbebalten  wollen“,  im  Interesse  des  Volkerfriedens 
liegt  sie  nicht. 

Somit  erübrigt  nur  mehr  die  letzte  Form  nationaler  Organisation,  jene  einer 
Personalgenossenschaft,  und  Springer  wird  nicht  müde,  ihr  Lob  zu  singen,  ln 
rudimentärer  Form  war  diese  Organisationsfonn  schon  im  Verlangen  nach  nationalen 
Cnrien  enthalten.  Die  Tschechen  wünschten  sie;  die  Deutschen  bekämpften  diesen 
Wunsch!  l^päter  nahmen  die  Deutschen  diese  einstfitals  tschechische  Forderung  in  ihr 
Programm  auf  und  jene  wurden  harthörig  — das  alte  Spiel,  welches  den  Mangel  grosser 
Gesichtspunkte  iro  Kampfe  zeigt.  Aber  Corien  sind  eine  Organisation  der  Gewählten, 
nicht  der  W^ähler  — darum  genügen  sio  nicht.  An  Stelle  der  Curie,  dem  Collegium  der 
Gewählten,  soll  eine  juristische  Person  entstehen,  die  der  Organisation  der  Wähler,  der 
Nationsgenossen  entspricht.  Nicht  die  tschechische  Curie  des  böhmischen  Landtages  soll 
die  Erbauung  eines  tschechischen  Landestheaters,  eines  solchen  Museums,  einer  Ische* 
chischen  Universität  votieren,  die  dann  vom  ganzen  Lande.  Deutschen  und  Tschechen, 
bezahlt  und  erhalten  wird,  sondern  die  organisierte  tschechische  Nation  soll  berechtigt 
sein,  solche  Anstalten  zu  errichten,  wenn  nur  ihre  eigenen  Connationalen  sic  aus  eigener 
Tasche  zahlen  wollen,  und  ebenso  soll  jede  Nation  ihre  eigenen  Culturaufgnben  über* 
nehmen.  Dazu  aber  ist  VoraoMsetzung  die  Organisation  der  Nationen  als  Personal* 
verbände. 

Vor  allem  müssen  die  historischen  Krouländer  zerschlagen  und  an  ihre  Stelle 
nationale  Kreise  gesetzt  werden.  Im  Reichsrathe,  wo  acht  Nationen  einander  gegenüber* 
stehen,  erkennt  Jeder  die  Bedingtheit  seiner  Nation;  im  Landtage  fühlt  immer  eine 
Nation  sich  als  unbedingter  Herr,  daher  schaffen  die  Kronländer  die  verzweifelten 
Minoritäten  und  die  rücksichUlosen  Majoritäten;  sie  zerstören  immer  wieder  die  schwache 
Friedenshoffnung,  die  im  Reichsrathe  möglicherweise  angebahnt  wurde.  Insbesondere  die 
Deutschen  stossen  überall  im  Landtage  mit  nationalen  Gegnern  zusammen  und  verlieren 
dadurch  die  Bündnisfähigkeit  und  Herrschaft  im  Reichsrathe. 

Wir  haben  dieses  Capitel  so  ausführlich  behandelt,  weil  hier  in  nuce  der  Gedanken- 
gang  des  ganzen  Buches  bereits  enthalten  ist;  die  Organisation  der  Nationen,  deren 
Uinwandelung  in  Rechtssubjecte  ist  zwar  kein  neuer,  aber  hier  mit  Consequenz  durch- 
geführter  Gedanke;  die  vernichtende  Kritik  der  rein  territorialen  Organisation  darf  als 
besonders  gelungen  bezeichnet  werden;  die  Befürwortung  der  Personalgenossenschaft 
findet  ihr  historisches  Muster  in  der  Losung  des  confessionellen  Haders  und  ich  mOohte 
ernstlich  davor  warnen,  die  Vorschläge  Springers  mit  der  wegwerfenden  Bezeichnung: 
Politische  Spielware  abthun  zu  wollen,  wie  dies  eine  zum  Kriticismus  und  zur  Negation 
hinneigende  Wiener  Wochenschrift  („Die  Zeit“  Nr.  897)  versucht  hat. 

Heute  kämpfen  alle  acht  Österreichischen  Nationen  gegeueinander  den  Kampf  ums 
Dasein  mit  allen  gesetzlichen  und  gesetzwidrigen  Mitteln  und  sie  müssen  ihn  kämpfen, 
weil  an  allen  Punkten  ihre  Existenz  von  anderen  Nationen  tagtäglich  bedroht  bt.  Der 
Gedanke,  den  Nationen  gewisse  unentziehhare  Rechtspositionen  zu  geben  und  ihnen  ihre 
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Culturentwickelang  anstatt  auf  Regimentsankosten  auf  eigene  Kosten  za  ermOfflicheti, 
ist  80  remiinftig.  <1a^8  er  — einmal  ausgesprochen  — nicht  mehr  verschwinden  wird.  — 

Dass  hier  der  Hebel  zur  Verständigung  anzusetzen  ist,  nicht  in  Sprachenver»rdiiungen 
und  Hintertieppeneinduss,  hat  Springer  mit  unamsUisslichen  Beispielen  nachgewiesen 
und  hier  liegt  sein  uubcstreitbarea  Verdienst. 

Vielleicht  ist  der  Apparat,  den  er  zur  Durchfähriing  seines  Gedankens  fordert,  zu 
compliciert:  Nationale  Organisation  der  Gemeinden.  Bezirke  und  Kreise,  autunume  und 
staatliche  Kanzleien  in  schwer  abzogrenzender  Competenz  in  jedem  dieser  Gebiete 
nebeneinander  wirkend,  dazu  nationale  und  staatliche  Vertretungskfirper,  staatliche 
Minister  und  nationale  SecretSre,  endlich  CompetenzgerichtshGfe  und  Kronrath  — alles 
dies  muss  verwirrend  wirken.  Aber  trotz  alledem  — der  Grundgedanke,  daas  die  Nation 
als  Personenverband  organii«iert  werde,  dass  jeder  seine  nationale  Angehörigkeit  durch 
Kintragung  io  die  nationalen  Matriken  nach  freier  Wahl  selbst  bestimme,  den  nationalen 
Rechtrschutz  und  Culturförsorge  finde,  dafür  aber  auch  die  Culturbeiträge  für  diese 
Nation  zu  leisten  habe,  wird  kaum  mehr  unbeachtet  bleiben  können. 

Heute  ist  nationale  Agitation  in  Oesterreich  gleichbedeutend  mit  Maulheldcnthnm. 
verbanden  mit  Geschimpfe  gegen  nationale  Feinde;  dann  wird  sie  Culturarbeit  werden 
und  die  realen  Culturdarbietungen  werden  die  riclitige  nationale  Propaganda  leisten. 

Einen  sehr  breiten  Kaum  gewährt  Springer  der  Auseinanderaetzung  dessen, 
was  als  nationales  Interesse  gelten  und  daher  zum  nationalen  Rechte  erhoben  werden 
soll:  Das  Interesse  als  Einheit  zu  gelten,  das  Interesse  Ober  physische  Kraft  zu  ver- 
fügen, das  Interesse  auf  friedliches  Miteiiianderleben,  auf  Gefahrenabwendung,  auf  VVohl- 
fahrUförderung  und  auf  Bezug  materieller  Mittel  n.  o.  f.  — ich  habe  ihn  hier  iro  Verdachte, 
dass  er,  um  die  von  ihm  vorgescblagene  grossartig  angelegte  und  complieierte  nationale 
Organisation  zn  rechtfertigen,  einen  gleicbgrussen  Embarras  von  Interessenkreisen  mühsam 
construiert.  Denn  genau  besehen,  läuft  die  Sache  darauf  hinaus:  Die  Kation  ist  Cultur* 
gemeinsciiaft,  daher  soll  sie  ihre  Schulen,  Museen,  Theater,  Kunst-  und  Literaturanstalten 
selbst  aus  eigenen  Mitteln  schalfeu,  ohne  durch  die  rivalisieremlen  feindlichen  Nationen 
mit  Geld  versorgt,  aber  auch  ohne  von  diesen  in  ihrer  Entwickelung  gebindert  zu  werden: 
endUch  soll  den  Nationalangchörigcn  nationaler  Rechtsschutz  gewährt  werden.  Auf  diese 
einfache  Formel  reduciert,  würden  die  besten  Gedanken  des  Springer’scben  Programmes 
»4'hr  bald  realisiert  werden  können,  ohne  dass  dm  ganze  Staatsgebäude  auf  nationaler 
Basis  aufgebaut  werden  müsste  — Forderungen,  deren  Kühnheit  den  nüchternen  Politiker 
allerdings  beängstigen  müssen  und  deren  Realisierung  Springer  selbst  davon  abhängig 
macht,  dass  vorerst  als  Basis  der  politischen  Rechte  in  Oesterreich  das  allgemeine 
gleiche  Wahlrecht  eingeführt  werde. 

Aber  auch  wenn  man  diesem  radicalen  Programmpunkte  gegenüber  sich  zurück- 
Iialteod  verhält  — seine  Kritik  der  bestehenden  Yerfassungs-  und  Verwaltungsverhältoisse 
darf  nicht  unbeaclitet  bleiben. 

Vor  allem  unterzieht  er  die  territorial'i  Eintheilang  Oesterreichs  einer  beissenden 
Kritik.  Für  die  territorialen  Sprengel  gibt  es  keinen  anderen  Kechtfertigungsgrund  als 
deren  Zweckmässigkeit.  Historische  Rechtfertigung  gilt  nicht;  die  geographische  Kinheit 
ist  oft  weit  entfernt,  eine  adiiiinistratire  Einheit  zu  bilden,  die  Sprachgrenzen  sind  meist 
direct  ungeeignet.  Dagegen  sind  es  die  geschlossenen  ökonomischen  Gebiete,  welehc 
eine  geeignete  Grundlage  für  die  territoriale  Verwaltungseintheilung  bieten  würden:  die 
Siedelungseinbeit  ist  die  natürliche  Grundlage  der  Gemeinde;  Woebenmarkt  ^ Jahrmarkts- 
gebiet  sind  zweckmässig«,  höhere  administrative  Einheiten.  Von  Rückdichten  dieser  Art 
ist  leider  unsere  heute  geltende  politische  Eintheilang  gänzlich  frei.  Die  Gemeind''n 
0>‘sterreic]i8  '-ind  iin  Durchschnitte  actionsunfähige  Zwergwirtsebaften;  die  Bezirkshaupt- 
mannschaften  mit  einem  Wegradius  von  17  Kiloinetem,  oft  25  Kilometern  sind  zu  ausgedehnt, 
um  an  einem  Tage  den  Hin-  und  Rückweg  zum  Centrum  zu  ermöglichen:  100  000  Seelen 
in  2000  Quadratkilonietera  kann  kein  Bezirksbauptmann  verwalten  — darum  haben  sich 
auch  alle  modernen  Institutionen  von  der  politischen  Eintheilung  losgelöst. 


Digiiized  by  Google 


Liteniturbencht. 


623 


Aeri^er  noch  i>teht  es  mit  der  sitatlichen  Hittelatelle;  aic  Ut  an  die  historische 
Kronlandseinthcilung  geknüpft  und  diese  ist  für  die  staatliche  Verwaltung  ebenso  Unglück- 
seligf  wie  für  die  autonome.  — Ist  schon  die  Mitt-ebtelle  überhaopt  kein  notfawendiges 
staatliches  Organ,  so  leidet  Oesterreich  doppelt,  weil  es  ungenOgende  Localstellen  und 
Qberfldsiiig  fiele  Mittelstellen  besitit.  die  zum  Theil  zu  gross  (Galizien.  Böhmen;»  zum 
Theil  zu  winzig  sind  (Salzburg)  und  doch  die  gleiche  Coropetenz  haben  sollen! 

Im  Principe  verwerflich  aber  ist  es,  dass  das  Grönland  zugleich  autonomer  Selbst- 
verwaltungskOrper  und  staatliche  Mittelinstanz  sei;  denn  Selbstverwaltungskörper  sind 
geknüpft  an  die  innere  Interessenharmonie  derer,  die  sich  selbst  verwalten  sollen;  dagegen 
soll  die  staatliche  Mittelinstanz  eine  ganz  andere  Aufgabe  erfüllen:  sie  soll  das  wirt- 
schaftlich verschiedene  zusammenfasaen,  das  Anseinanderstrebende  zur  staatlichen  Ein- 
heit zusammenschnueden.  Unsere  Mitteistellen  können  bei  ihrer  riumlichen  Verschieden- 
heit den  Normaltjpus  der  Aufgaben  einer  solchen  Staatsbehörde  überhaupt  nicht  erfhlleu, 
welche  darin  besteht:  die  Anregungen,  die  von  den  LocalbchOrden  kommen,  zu  satnmelri 
und  zu  sichten  und  Anträge  nach  oben  zur  Centrale  zu  leiten,  anderseits  nach  unten 
Inspection  und  Ueherwachnng  zu  üben. 

Springer  knöpft  hier  an  eine  Anregung  au.  die  ich  »eiiierzeit  gegeben.’)  und 
und  widmet  einen  besonderen  .Abschnitt  der  Frage,  ob  Territorialinstanzen  in  der  Grösse 
der  alten  Gabernien  wieder  einzufubren  seien,  rund  zehn  Territorien  mit  ebensovielen 
Obergerichten.  Vcrkelirsbehördcn  (Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphendirectionen  etc.‘i, 
Corpscornmanden  und  Aichinspectoren  etc.;  hier  wären  Heer.  Uecbtapflege,  Verkehr 
vereint;  diese  Provinzen  würden  bei  einer  Mobilisierung  rascher  functionieren;  sie  würden 
in  je  2 — 3 Länderdistricte  zerfallen  von  der  Grösse  eines  Handelskammcrbezirkes,  einer 
Landwirtschafts-,  Arbeiter-,  Aerztekantmer  etc.  Die  staatliche  Locaherwaltnng  würde 
dann  nach  Springers  Ansicht  den  alten  Kreisen  Zufällen,  deren  die  hentigen  Bezirks- 
hauptmann^ebaften  allerdings  weit  überschreitender  Umfang  durch  exponierte  Bezirks- 
commissäre  wieder  ausgeglichen  würde. 

Wie  immer  man  sich  diesen  Vorschlägen  Springers  gegenüber  verhalten  mag. 
eines  wird  man  zageben,  dass  die  heutige  politische  VerwaUungseintheilung  längst  auf- 
gehört hat.  das  Knochengerüste  zu  bilden,  an  welches  sich  die  sonstige  Verwaltung  — 
«taatliche  wie  autonome  ■—  anlelmen  könnte,  und  dass  es  unbedingt  nöthig  ist,  diese 
Dissonanz  zu  beheben. 

Halten  sich  die  bisherigen  Erörterungen  mehr  weniger  auf  wUsenschaftlichem 
Boden,  so  kann  man  das  gleiche  von  einem  weiteren  Postulate  Springers  mehr 
behaupten.  — 

Es  ist  der  Vorschlag  einer  vollständigen  Demokratisierung  der  Verfassung  durch 
Einführung  des  allgemeinen  gleichen  Wahlrechtes  als  Mittel  die  Aussöhnung  von  Nation 
zu  Nation,  die  jetzt  durch  ein  gekünsteltes  Wahlsystem  gehindert  wird,  herbeizufübren. 
Ich  enthalte  mich  einer  Beurtbeilung  dieses  oft  gemachten,  hier  mit  viel  Geist  ver- 
tretenen .Argumentes  und  glaube  das  Ürtheil  hierüber  der  individuellen  Parteirichtung 
«tes  Leiers  überlassen  za  sollen.  Schwankende  Qeinüther  wird  Springers  impulsive 
Darstellung  gewiss  fortiureissen  imstande  sein.  Das  Gesammturtheil  über  sein  Werk 
wird  aber  auch  bei  denen,  welche  von  der  UeberfÜlle  seiner  Vorschläge  zurriekschrecken 
ein  günstiges  bleibt. 

Die  Nationalitätenfrage  mit  Emst  angefasst  zu  haben,  an  Stelle  allgemeiner 
Redensarten  concreto  Formeln  aufgestellt  zu  haben,  wird  niemand  dem  .Autor  absprechen 
können.  Seine  Kritik  der  bestehenden  Verhältnisse  ist  meinem  Gcschmaeke  nach  zu  derb 
aufgetragen,  aber  in  der  Sach»  nicht  unrichtig;  sein  Buch  ist  trotz  aller  wi>senschaft- 
lieber  Verbrämung  ein  .Agitationswerk  und  Agitatoren  dürfen  etwas  lauter  anftreten,  sie 
erleichtern  a anderen,  aus  der  Fanfare  eine  Chamade  zu  machen. 

Wien.  Dr.  Carl  Brockhaosen. 

’)  OrfanUation  aad  Io«taoe«D£Bg  d«r  OctemiebUeltvo  VrrwaUuec.  Wt«o  18W. 
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Dr.  Josef  Granzol.  Ueber  Kartelle.  Leipzig.  Duncker  und  Hmnblot,  1902, 
330  Seiten. 

Der  Verfaeser  rerepricht  in  der  Vorrede  neues  Material  und  neue  Gesichtspunkte 
zur  KarteUfrage.  In  seiner  amtlichen  Stellung,  als  Secretär  des  Centralverbandes  der 
Industriellen  Oesterreichs,  hatte  Gronzel  Gelegenheit  in  Statuten  and  Geschäftsfiihiung 
Ton  Kartellen  Einblick  tu  gewinnen,  der  anderen  Autoren  gewöhnlich  versagt  ist.  Der 
Wert  des  Buches  liegt  auch  in  der  Veröffentlichung  dieses  Materials;  die  Darstellung 
der  Geschichte  vieler  Kartelle  in  Oesterreich-Ungam,  die  einen  grossen  Thoil  de«  Bandes 
füllt,  bietet  mannigfaltige«  Interesse  und  sichert  dem  Buche  Verbreitung.  Die  theoretischen 
Ausführungen  Grunzels  fordern  gar  oft  rum  Widerspruch  heraus;  riele  Behauptungen 
lassen  eine  entsprechende  Begründung,  viele  Fonnuli«  rangen  Pr&cision  des  Ausdruckes 
vermissen;  doch  sind  diese  Fehler  vielleicht  nur  die  Kehrseite  des  Vorzuges,  der  Qberaos 
flüssigen  Darstellung. 

Das  Buch  zerfUllt  in  zwei  Haupttheile:  I.  Die  Kartelle  im  allgemeinen,  II.  Ceber- 
aicht  der  gegenwärtigen  Kartellbewegung.  Die  vier  Abschnitte  des  ersten  Uaupttheile« 
tragen  folgende  UebeiachrifCen,  aus  denen  der  Inhalt  freilich  nur  ganz  ungefähr  ent- 
nommen werden  kann.  1.  Die  wirtschaftliche  Function  der  Kartelle.  2.  Die  Arten  der 
Kartelle.  3.  Die  wirtschaftlichen  UUckwirkungen  der  Kartelle.  4.  Die  staatliche  Regelung 
des  Karteliwesens.  Der  zweite  Haupttbeil  stellt  die  Kartellbewegung  in  verschiedenen 
Ländern  im  Umriss  dar. 

Die  .\usfiihningen  Grunzels  sollen  in  drei  Gruppen,  eine  theoretische,  eine  dcscrip- 
tive,  eine  volkswirtscbaftspolitische  zerlegt,  kurz  besprochen  werden.  Um  eine  theoretische 
Basis  fQr  die  Behaudlutig  des  Kartellproblems  zu  gewinnen,  stellt  Grunzei  die  Alter- 
native: wirtschaftlicher  ludividualinmus  — gemeinwirtschaftlicbe  Organisation  auf.  Diese 
Begriffe  gelten  ihm  als  Axione,  er  verwirft  deshalb  den  «billigen  Opportunismus“  jener, 
die  in  meines  Erachtens  richtiger  Erkenntnis  dieser  zwei  Hilfsbegriffe  in  der  theilweisen 
Verwirklichung  beider  das  wünschenswerte  Ziel  sehen  und  deshalb  gute  und  schlechte 
Kartelle,  richtiger  gesagt,  gute  und  schlechte  Kartellpolitik  unterscheiden.  «Diese  Alter- 
native, sagt  Grunzcl,  ist  absichtlich  schief.  Entweder  ist  das  Princip  des  wirtschaftlichen 

Individualismus  richtig,  dann  sind  alle  Kartelle  von  Natur  aus  schlecht oder 

man  redet  einer  gemeinwirtscbaftÜcheu  Organisation  das  Wort,  dann  hat  jedes  Kartell 

durch  seine  blosse  Kntstehang  den  Beweis  seiner  Nothwendigkeit  erbracht * (S.  3) 

Schon  bei  der  Formulierung  des  zweiten  Gliedes  der  Alternative  muss  Grunzel  seine 
Purdetung  fallen  lassen  und  von  Nothwendigkeit  sprechen,  wo  die  Logik  «von  Natur 
BUS  gut“  erwarten  lässt.  Auch  im  Laufe  der  Darstellung  kann  Grunzel  seine  ideale 
Forderung  nicht  durchführen,  er  lobt  und  tadelt  das  Vorgehen  einzelner  Kartelle  und 
verfällt  so  selbst  in  den  «billigen  Opportunismus“. 

Grunzel  deßniert:  «Ein  Kartell  ist  eine  auf  dem  Wege  freien  Uebereinkommens 
geschaffene  Vereinigung  von  selbständigen  Unternehmungen  mit  gleicher  Interessen- 
geineiiischaft  (gleiche  Interessengemeinschaft!!)  zum  Zwecke  gemeinsamer  Regelung  der 
Production  und  des  Absatzes“  Wohl  mit  Recht  bekämpft  Grunzel  die  Definitionen,  in 
denen  die  monopolistische  Tendenz,  die  ja  jedem  ünternehmen  innewohnt  und  innewohnen 
muss,  zum  Charakteristikon  des  Kartellbegriffes  gemacht  wird.  Doch  im  Eifer  der  Polemik 
schiesst  Grunzel  weit  über  sein  Ziel  liinans.  «Und  selbst  wenn  ein  Kartell  so  glücklich 
ist,  alle  zugehörigen  Betri<'be  zu  umfassen,  dann  besitzt  es.  sagt  Grunzel,  noch  immer 
kein  Monopol,  weil  ja  die  Möglichkeit  einer  neuen  Concurrenz  fortbesteht.“  Damit  sind 
Begriffe  und  Thatsaeben  auf  den  Kopf  gestellt:  die  virtuelle  oder  latente  Concurrenz, 
mit  der  Grunzel  hier  rechnet,  bedeutet  nur,  dass  ein  Unternehmen  in  Monopolstellung 
sich  im  eigenen  Interesse  hüten  wird,  die  theoretisch  möglichen  höchsten  Monopolpreise 
zu  verlangen,  respective  niedrigsten  anzubieten,  aber  trotz  alle  dem  handelt  es  sich  hier 
doch  um  Monopolpreise.  Auch  gegen  die  Abgrenzung  Kartell-Trust  lässt  sich  vieles  ein- 
wenden.  Da  Grunzel  nur  die  Fusionen  als  Trusts  bezeichnet  und  zwar  nur  die  nord- 
amerikanischen,  nicht  auch  die  europäischen,  fallen  zahlreiche  kartellartige  Unternehmungs- 
verbände.  die  in  Amerika  auch  Trusts  heissen,  ausserhalb  des  Rahmens  seiner  Definition 
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Die  ausfiibrlicben  KrOrtertingcn  über  die  Ursachen  and  Vorausaetzungen  der  Karteilbildung 
sind  im  grossen  und  ganzen  zutreffend. 

Der  zweite  Abschnitt  des  ersten  Hanpttheiles  behandelt  die  Morphologie  der 
Kartelle.  Ks  ist  zweifelhaft,  ob  Qranzel  recht  bat,  dass  die  Wichtigkeit  der  Organisations^ 
furmen  der  Kartelle  .noch  stark  unterschätzt  wird.“  Im  Gegentheil!  Der  Wert  der 
Morphologie  der  Kartelle  ist  bisher  eher  überschätzt  worden;  gerade  wer  wie  Grunzei 
in  den  Organisationsfonnen  nur  eine  Grundlage  für  die  gesetzliche  Regelung  gewinnen 
will,  wird  die  Morphologie  ziemlich  gering  bewerten  müssen.  Unter  Organiaationsform 
versteht  Grunzei  den,  wirtschaftlich  relerantcn  Inhalt  der  Verträge,  nicht  aber  die 
juristisch  bedeutsame  äussere  Form  des  Vertrages.“  Damit  will  Grunzel  wohl  sagen, 
dass  der  Kintheilungsgrund  der  Organisationaformen  den  venobiedenen  wirtschaftlichen 
Functionen  der  Kartelle  entnommen  sei.  Grnnzel  unterscheidet  Angebots-  nnd  Nach- 
fragekartelle.  Die  AngebotskartoUe  zerfallen  wieder  in  Couditioneo-,  Preis-,  Kednetions«, 
Contingentierungs-,  Verkaufs«,  Ausfuhrkartetle.  die  Nachfragekartelh^  in  Arbeite-  und 
Bezogsksrtelle.  Gegen  diese  Gruppierung  lässt  sich  die  richtige  Bemerkung  Grunzels 
einwenden,  dass  alle  diese  Formen  nur  selten  rein,  meistens  als  Misch-  und  Ueber- 
gangsformen  auftreten.  £s  wird  auch  nur  selten  luOgUch  sein,  diese  wirtschaftlichen 
Begriffe  bei  der  Auslegung  einer  Legaldehnition  zu  verwerten. 

Ganz  besonderes  Interesse  verdienen  die  Arbeitskartelle,  „Kartelle  zur  Regelung 
der  Nachfrage  nach  Arbeitskräften'*,  die  gewAhnlich  unter  den  bescheidenen  Namen  der 
Fach-  oder  Untemehmervereme  auftreten.  Die  Behauptung  Grunzeis,  die  Hauptaufgabe 
der  Arbeitskartelle  sei  die  Abwehr  unberechtigter  Strikes,  wird  durch  seine  eigenen 
Angaben  widerlegt.  So  heisst  es  z.  B.  in  den  Statuten  des  Arbeitsnachweises  des  Dresdener 
Verbandes  der  Metanindustriellen:  „agitatorische.  liederliche  und  unehrliche  Elemente 
sind  von  den  Verbandswerken  müglicbst  fernzuhalten.*  Schon  die  Reihenfolge  der  Attribute 
erspart  einen  Coimnentar. 

Der  dritte  Abschnitt  des  ersten  Hsupttheiles  behandelt  die  wirtschaftlichen 
KQckwirkuugen  der  Kartelle  auf  die  Prodactien,  die  Oonsumtion  und  die  Lage  der 
Arbeiter.  Gegen  dieses  Capitel  mögen  nur  zwei  Kinwände  Platz  finden.  Der  Zusammenhang 
von  Krisen  und  Kartellen  ist  nicht  so  klar  wie  Grunzel  meint,  über  die  krisenmildemUe 
Wirkung  der  Kartelle  sind  die  Acten  noch  nicht  geschlossen.  Es  muss  deshalb  befremden, 
w<nn  sich  der  Beweis  Grunzels  auf  ein  Citat  aus  dem  Jahresberichte  der  Uandelskaminor 
in  Essen  beschränkt,  wo  es  doch  leicht  gewesen  wäre,  auch  Vertreter  der  gegentheiligen 
Ansicht  zu  VVorte  kommen  zu  la.ssen.  Die  Wirkung  der  Kartelle  auf  die  Arbeiterschaft 
beurtheilt  Grunzel  wohl  zu  optimistisch.  In  seinen  Ausführungen  über  die  Arbeits- 
kartelle  liefert  Grunzel  selbst  die  Argumente  für  die  Meinung,  dass  den  Arbeitern  von 
den  Kartellen  grosse  Gefahr  drohe.  Die  Resultate,  zu  denen  Grunzel  gelaugt,  sind 
denkbar,  theoretisch  möglich,  entsprechen  aber  nicht  den  Thatsacben. 

Nicht  nur  im  zweiten  Haupttbeile  des  Buches,  der  ausschliesslich  der  Beschreibung 
gewidmet  ist,  ßndet  sich  neues  Material  zur  Kartellfrage,  durch  das  ganze  Buch  sind 
zahlreiche  intoro.ssante  ThaUachen  verstreut.  .Aus  der  Fülle  des  (Stoffes  soll  nur  der 
Kartellvertrag  der  Stärkezuckerproducenten  hervorgehoben  werden,  den  Grunzel  im 
Wortlaute  abdnickt.  (263  ff,) 

Dieser  Kartellvertrag  ist  dadurch  charakterisiert,  dass  nicht  die  Kartelhnitglieder 
untereinander  den  Vertrag  schliessen,  sondern  dass  jedes  Kartellmitglied  mit  einer  Bank, 
die  all»  Coiumissionär  die  Geschäfte  des  Kartelles  besorgt,  einen  Sondervertrag  eingeht. 
Das  Kartell  kommt  nnr  <!ariu  zum  Ausdruck,  dass  sich  die  Bank  verpflichtet,  dem  Mit- 
coutrahenten  einen  bestimmten  Procentsatz  der  Gesammtverkäufe  zuzuweisen,  ln  Oester- 
reich, wo  der  Zusammenhang  von  Banken  und  Kartellen  besonders  ausgeprägt  ist.  gewinnt 
dieser  Typus  des  Kartellvertrages  immer  weit4sre  Verbreitung. 

Was  Grunzel  über  Kartelle  ausserhalb  Oesterreich-Ungam  berichtet.  Hesse  sich 
leicht  vermehren.  Besonder^  die  Daten  über  Amerika  — kaum  eine  Seite  — sind  wohl 
allzu  dürftig.  Es  ist  irrig  snzanehmeD,  dass  über  die  Kartelle  in  Amerika,  — niebt  über 
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die  Trusts  im  enteren  Sinne  — nur  wenig  in  Erfahrung  gebracht  werden  kann;  zahl- 
reiche Enqueten  geben  darüber  Auskunft. 

ln  seinen  Ausführungen  über  Kartellpolitik  gelangt  Orunzel  zu  dein  Resultate, 
dass  der  Eingriff  der  Staatsgewalt  sich  für  die  Gegenwart  bescheiden  luhsse,  Veröffent- 
lichung der  Kartellstatuten  sei  das  nächste  Ziel.  Jede  Experimentiergesetzgebung,  za 
der  gar  manche  rathen,  würde  unerwartete  und  ungewollte  Folgen  zeitigen. 

An  eine  Uebeniebt  über  die  Gesetzgebung  und  Rechtssprechung  schliesst  Grunzel 
einen  Abschnitt:  «Grundlinien  für  eine  gesetzliche  Regelung  des  Kartellwcsens.”  Er 
unterscheidet  rechtliche  und  wirtschaftspolitische  Maassnahmen.  Die  strafrechtliche  und 
cirilrechtliche  Intervention  erklärt  er  für  wirkungslos,  respective  nndurchfnhrbar.  Gegen 
die  dritte  Gruppe  rechtlicher  Maassnahmen,  die  von  Menzel  die  verwaltungsrechtliche 
genannt  wurde,  polemisiert  Grunzel,  er  will  sie  wirUchaftspolitische  nennen.  Im  Grunde 
genommen  ist  er  aber  ein  Anhänger  der  Meinung,  die  er  bekämpft.  «In  Fragen  der 
Wirtschaftspolitik  kann  (159)  niemals  ein  Gerichtshof,  wenn  auch  administrativer  Natur, 
cingreifen,  sondern  nur  eine  Verwaltungsbehörde."  Ganz  recht  .\ber  gehören  denn  nicht 
die  Normen,  die  den  Verwaltungsbehörden  Cnmpetenz  und  Mittel  tu  einer  «zielbewussten 
wirtscbaftspolitischen  Thätigkeit"  verschreiben,  dem  Verwaltungsrechte  an? 

Grunzels  Vorschläge  gehen  dahin,  ein  Kartellrcgister  zu  schaffen,  in  dem  alle 
Kartelle  einzutragen  sind.')  Nur  die  Kartellstatuten,  nicht  die  Kartellbeschlüsse  sind 
registerpflichtig.  Durch  die  Eintragung  in  das  Kartellrcgister  gewinnen  die  Kartelle 
auch  Rechtsfähigkeit,  beziehungsweise  das  Klagerecht.  Die  Verwaltung  hat  aber  auch 
ein  Controlrecht  gegenüber  den  Kartellen,  zu  dessen  Durchführung  eine  Auskunft-spllieht 
statuiert  wird.  Verletzt  ein  Kartell  die  öffentlichen  Interessen,  kann  es  untersagt 
werden.  Diese  Bestimmung  ist  nach  Grunzel  der  rntersagung  von  Kartell- 
beschlüssen  vorzuzichen,  weil  der  Gesammtchaiaktcr  der  Geschäfisgebahrung  eines 
Kartelles  steta  leichter  zu  beurtheilen  ist,  als  Charakter  und  Wirkung  eines  einzelnen 
Beschlusses. 

Nur  ungern  vermisst  man  ein  Capitel  über  die  Kartelle  und  ihre  Stellung  in  der 
äusseren  Handelspolitik.  Gelegentlich  macht  Grunzel  Bemerkungen  zu  diesem  Thema: 
hier  soll  hervorgehoben  werden,  was  Grunzel  über  den  Zusammenhang  von  Zoll 
nnd  Kartellen  und  über  die  Kartellklausel  in  Handelsrcrirägen  sagt.  Er  bekämpft 
die  vielfach  verbreitete  Meinung,  die  im  Zollscimtz  das  treibende  Agens  der  Kartell- 
bildung sieht.  Die  Preisbildung  sei  durch  den  Zoll  und  die  Kartellierung  beeinflusst. 
«Kartell  und  Zoll  streben  nach  dein  gerechten  Preisniveau  und  es  entsteht  nur  die 
Frage,  ob  sie  auf  diesem  Wege  nicht  das  entgegengesetzte  Cebel,  nämlich  ein  allzu- 
hohes,  den  Consum  schädigendes  Preisniveau  berboiführen  können.  Die  Antwort  lautet: 
Das  Kartell  allein  kann  ein  allzohohes  Preisniveau  auf  die  Dauer  nicht  stutzen,  es  kann 
dies  nur  mit  Hilfe  dos  .Schutzzolles  dann,  wenn  der  Zollsatz  den  Unterschied  zwiKhen 
den  Productinnsküsten  des  Inlandes  und  des  Auslandes  erheblich  übersteigt."  Eine  kar- 
tellierte Industrie  ist  also  nicht  in  dem  äfaasse  zollschatzbedürftig  wie  eine  niebtkar- 
tcllierte.  Ja  Grunzel  geht  noch  weiter:  «Im  allgemeinen  wird  schon  die  Kartellfähigkeit 
des  in  Frage  kommenden  Industriezweiges  einen  Fingerzeig  geben,  ob  ein  knapper  oder 
reichlicher  Znllschutz  geboten  werden  soll.“  (167). 

Jedes  Kartell  nützt  aber  den  gegebenen  Zollschutz  soweit  ans  als  möglich  und 
mit  den  eigenen  Interessen  vereinbar  ist.  Wird  der  Zollschutz  nicht  zur  Gänze  ausgenfitzt. 
ist  wohl  nicht  Bescheidenheit  der  Grund  dafür.  Wenn  Grunzel,  um  die  BeK'heidenheit 
mancher  Kartelle  zu  beweisen  sagt:  «die  Preisrergleichung  in  den  wichtigen  Artikeln 
zeigt  uns  sogar,  dass  die  Kartellpreise  im  Inlande  fast  nie  an  die  Parität  der  mit  Zoll 
calculierten  Preise  des  Auslandes  binanreichen."  beweist  er  damit  nicht  die  Bescheidenheit 
der  Kartelle,  er  widerlegt  damit  nur  die  mechanische  Auffassung,  die  den  Inlandspreis 

Hier,  suf  Ktfitf  160  rrklirt  aicb  Ürutiiel  z'ireB  einrn  V’ortehlaf  Meateli,  4«a  «liecer  g«r 
olctl  g«miiclit  bil.  Dia  «rsanUicrieo  Kariella  loilrD  «leb  nscb  Montai  «I«  VaraiB«  MOititBteren,  von 
Kanrllraciatcr  aiiricbt  Meosel  atu  eUlartoo  Orte  oiebt. 
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durch  einfache  Addition  von  AnBlandspreit  und  Zoll  und  Fracht  berechnen  will.  Auch 
die  Fra^e  der  billigen  Exportpreise,  der  privaten  Exportprämien,  da>j  ganze  Capitel  von 
der  aggressiven  privaten  Handelt^politik  der  Kartelle  wäre  hier  zu  behandeln.  Grunzei 
verwirft  die  sogenannte  Kartellclausel  in  Handelsverträgen,  wonach  die  Vertragsschliessenden 
Staaten  berechtigt  sind,  Zollzascbläge  auf  Waren  zu  legen,  die  infolge  von  Kartell* 
iimassnahmen  nach  dem  Auslände  billiger  verkault  werden  als  im  Inlande.  Ueberraachend 
filgt  er  aber  hinzu:  .Es  durfte  daher  die  Kartellclausel  höchstens  als  Abwchmiaassreg«'! 
gegen  die  amerikanischen  Trusts  Aufnahme  finden.*  Dieses  Zugeständnis  wurde  wohl 
mehr  von  der  Furcht  vor  der  amerikanischen  Ooncuirenz  dictiert,  als  von  der  besseren 
Anwendbarkeit  der  Clausel  im  Falle  Amerikas. 

Ks  konnten  nur  einige  Fragen,  di«  Grunzei  in  seinem  Buche  behandelt,  kurz 
berührt  werden.  Wenn  auch  nicht  Viele  Grunzei  auf  den  theoretischen  Wegen  folgen 
dürften,  die  er  zu  seinen  Zielen  einschiägt,  sein«  EndergebniMe  werden  Beifall  finden.  Sie 
lauten : Die  Kartelle  sind  eine  durchaus  berechtigte  und  nothwendige  Organisationsform  der 
Volkswirbchafi;  die  gesetzliche  Regelung  wird  in  nächster  Zukunft  nur  darin  bestehen 
können,  »die  rechtliche  Stellung  der  Kartelle  zu  prädsieren  und  die  Kartellbewegnng 
an  die  volle  Oelfentlichkeit  zu  ziehen.*  Dr.  Victor  Graetz. 

I>r.  Ernat  Kllen,  Minimallohn  und  A rbeiterbeamtenth um.  Jena  1902. 
Gustav  Fischer.  8^  232  S.  Zuglei' h erschienen  als  zweites  Heft  des  ersten  Bandes 
der  »Abhandlungen*  des  staatswisaenschaftlicben  Seminars  zu  Jena,  herausgegeben  von 
Prof.  Dr.  Pierstorff. 

Das  Interesse  für  eines  der  wichtigsten  Probleme  der  Lohnpolitik,  ihr  das  Lohn- 
minimnm,  gewinnt  immer  weitere  Kreise.  Die  Praxis  siebt  sich  immer  mehr  genOthigt. 
sich  mit  dem  Problem  zu  befassen,  nnd  die  Versuche  mit  Festsetzungen  von  Minimal' 
lohnen.  niOgen  sie  nun  einseitig  zugesicbert  oder  in  zweiseitigen  Verträgen  vereinbart 
weiden,  mehren  sich.  Umso  wichtiger  ist  es,  dass  sich  die  Fachliteratur  auch  diesen 
Erscheinungen  zuwendet,  die  Schritte,  die  auf  dem  neuen  Weg«  gethan  werden,  unab- 
lässig verfolgt  und  im  Zusammenhang  mit  dem  gedämmten  wirtschaftlichen  Getriebe 
und  den  aus  ihm  abzuleitcnden  Gesetzmässigkeiten  des  wirtschaftlichen  Handelns  kritisch 
beleuchtet 

Der  Verfasser  des  vorliegenden  Buches  unterzieht  sich  dieser  Aufgabe  in  dankens- 
werterweise und  es  dürfen  seine  Ausführungen  sowie  namentlich  seine  Zusammenstellung 
und  Beleuchtung  neuer  Minlmailohnthatsaclien  als  wertvolle  Beiträge  für  die  Theorie 
und  Politik  des  Arbeiulohnes  bezeichnet  werden. 

Klien  erörtert  zunäclist  die  Bestimniungsgründe  der  Lohnbildung  und  formuliert 
das  Endurtheil  in  dem  Sinne.  da.ss  bei  jeder  Lonnbildung  im  Rahmen  eine«  freien 
Conenrronzverkehres  zwei  mächtige  Pactoren  betheiligt  sind:  ein  historisch  Gewordenes, 
das  Herkommen,  und  ein  gegenwärtig  Wirkendes,  Angebot  und  Nachfrage.  Jenes  bilde 
die  Basis  und  sei  der  historisch  determiniert«  Bestandtheil  des  Lohnes,  dieses  seien  die 
auf  dieser  Basis  bauenden  variablen  Grössen.  Man  könne  weder  das  eine,  noch  du  andere 
»ungestraft  verleugnen“.  Diese  Sätxe  sollen  nun  auch  für  den  Minimallohn  gelten. 

Ini  Anschluss  an  den  zu  solchem  Ergebnisse  führenden  theoretischen  Theil  (8.4 — 34) 
w<rdcn  in  einem  zweiten  (praktischen)  Thcile  (8.  -34  — Ibl)  die  zahlreichen  Formen,  in 
w<-lehen  Mininiallohnfestsetzungen  bisher  in  die  Erscheinung  getreten  sind,  sj^stematisch 
gegliedert  zu  einem  einheitlichen  Bilde  xusaramengefaasi.  wobei  auf  die  Darstellung  der 
Minimallohnbewegung  im  Deutschen  Reiche  beaonderes  Gewicht  gelegt  ist.  Der  Verfasser 
unterscheidet  nach  den  Trägern  der  Minimallohnbestimmong,  das  ist  der  Personen,  die 
die  Lohob'-iktimmung  »'tOtzen  und  sichern:  l.  den  obrigkeitlichen  Minimallohn  und 
b<-greift  darunter  den  Minimallohn  als  Ausfiuss  obrigkeitlicher  Gewalten,  gleichviel  ob 
diese  in  ihrer  Eigenschaft  als  Obrigkeit,  als  Ge-‘etxgebcr  oder  nur  als  Unternehmer  und 
Auftraggeber  in  eigener  Angelegenheit  tbätig  sinü,  2.  uen  corporativen  und  3.  den 
siiiguUren  Miuimallohn.  Als  corporativ«  Minimallöht'C  werden  jene  Mindestlohnfest- 
setzungen bezeichnet,  die  das  Resultat  beruflicher  Organisationen,  als  singuläre  solche, 
die  di«  Schöpfung  einzelner  Unternehmer  sind.  Mit  dieser  Kiritheilung  will  der  Verfasser 
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ofT(‘nbar  gleichzeitig  den  Grarl  der  Sicherheit  der  Lohnfeetfietzungei)  zum  Eintheilangs* 
grnnd  inadteii. 

Das  schon  hehannte  und  literariacb  verwertete  Thatsachenniateriul  ist  von  Klien 
darch  eine  Keibe  neoer  F&lle  von  Mindestlohnfestsetzungen  erg&nzt  und  im  Sinne  der 
eben  angedeuteten  Oliedernng  systematisch  zQsatnmengefaast. 

In  einem  weiteren  Capitel  »Analytische  Darstellung  der  Lebenser:$cheinungeu  des 
Minimaliohnes“  erörtert  der  Verfasser  den  Umfang  der  Minimallohnbestiinmung  ihren 
Inhalt  und  eodlich  ihren  Kechtscbanihter.  Dem  Umfang  nach  unterscheidet  auch  Klien 
generelle  und  individaelle  Miuimallohnbestinimungen.  wobei  er,  wie  ich  glaube,  in  Ueber* 
einstimmung  mit  der  von  mir  vertretenen  Auffassung  als  generelle  Bestimmungen  die- 
jenigen  bezeichnet,  welche  sich  auf  eine  Vielheit  von  Auftraggebern  oder  auf  die 
G^-sammtheit  eines  Wirtschaftsgebietes  erstrecken.  Eine  vom  Verfas>er  behauptete  Ab- 
weichung von  meiner  Auffassung  ergibt  sich  allerdings  hinsichtlich  der  Beurtheilung  des 
Umfanges  seiner  »obrigkeitlictten“  und  »corporativen*  Miniina]10hne.  aber  nur  infolge 
der  Abweichung  bezüglich  dieser  beiden  Begriffe  obrigkeitlicher  und  corporativer 
Minimailohn,  insofeme  ich  nicht  die  treibenden  Elemente  der  Minimallohubeweguog 
^Parlamente,  VerwaitungsbehOrden,  Gewerkvereine  etc.),  soudem  den  Itechtscharakter  der 
Luhnbestimmung  der  Unterscheidung  von  obiigkeitiichen  und  von  durch  CuUectivvcrträge 
festgesetzten  Mindestlohn^atzungen  zu  Grunde  gelegt  habe. 

Der  collectiveo  VertragssebÜessung  mit  Minimallohnfestsetzung  wird  wohl  der 
generelle  Charakter  nicht  abzusprechen  sein.  Was  aber  die  Kategorie  obrigkeitlicher 
MiuimallOhtie  anlangt,  räume  ich  gern  ein,  dass  es  ein  zweifellos  berechtigter  Gedanke 
ist.  schon  die  blosse  Betheiligung  einer  Öffentlich-rechtlich  Übergeordneten,  also  obrig- 
keitlichen Macht  am  Minimailohnvertrag  als  ein  schwerwiegendes,  die  Mindestlohnfest- 
Setzung  ganz  besonders  sUltzemles  Moment  zu  beurtheilen  und  demzufolge  die  unter 
Iiitenentiun  solcher  Obrigkeiten  überhaupt  — wenn  auch  nur  als  Vertragspartei  — zu- 
stande kommenden  Mindestluhnfestsetzungen  als  eine  besondere  Kategorie  von  Minimal- 
lohnen den  anderen  gegeniiberzustellen.  Allein  ich  vermag  — um  concret  tu  sprechen  — . 

die  Tarifgemeinschaft  der  Buchdrucker  nicht  für  minder  sicher  zu  halten  als  die  Eiu- 

fiigung  der  Iffindestluhnclausel  in  irgend  einen  staatlichen  oder  cominunalen  Lieferungs- 
Vertrag  mit  irgend  einem  Unternehmer. 

Mag  mau  auch  immerhin  davon  abschen,  dass  die  Bezeichnung  »obrigkeitlicher 
Minimailohn  fiir  jene  Lobnfestsetzuogen,  bei  welchen  irgend  eine  Obrigkeit  nicht  aU 
solche,  sondern  nur  als  Vertragspartei  die  Mindestlohnbestimmung  veranlasst,  mindestens 
irreführend  sein  muss,  so  bleibt  metnea  Erachtens  die  rechtliche  Grundlage  der  Minimal- 
lohnfestsetzungen  weit  wichtiger  als  der  Umstand,  wer  die  treibende  Kraft  für  dieselben 
ist.  Der  Hecbtscharaktcr  der  Mindestlohnbestimmung  ist  es  daher  vor  allem,  der  im 
Auge  behalten  werden  muss,  wenn  die  Lohnpolitik  in  der  Verfolgung  des  neuen  Conrse't 

sicheres  Fahrwasser  behalten  soll.  Der  Verfasser  erkennt  dies  auch  selbst  und  widmet 

der  Erörterung  der  verschiedenen  Bechtsgmndlagen  der  Mindeatlohiibestimmung  (Gesetz, 
Verordnung,  Verfügung,  einseitige  VerpdiebtungserkUrung  und  Tarifvertrag^  einen  be- 
sonderen Abschnitt,  der  in  der  Hauptsache  doch  auch  folgerichtig  zu  dem  Scklmae  tührt, 
dass  der  nothwendigi^te  Act  staatlicher  Forderung  des  MiiiimallohngedankeuH  die  Regelung 
des  Collectivvertrages  sei. 

Der  wertvollste  Theil  de*  Buches  ist  wohl  der  dritte  und  letzte  Theil  (S.  151—224), 
welcher  zunächst  die  Darstellung  des  communalen  Minimallobnes  in  Deutscblaud  und  die 
durch  deutsche  Stadtverwaltungen  zur  Ausbildung  gelangte  Stabilisierung  des  Arbeits- 
Verhältnisses  der  in  commuualen  Diensten  stehenden  Arbeiter  zuin  Gegenstände  hat 

Ganz  richtig  erkennt  der  Verfasser,  dass  ganz  besonders  zwei  Elemente  materieller 
Natur  dem  coronmnalen  Arbeitsverhältnisse,  wie  es  in  einer  Reihe  deutscher  Städte  ge- 
regelt ist.  den  (diarakter  des  Beamtenthums  aufprägen ; diese  beiden  Elemente  sind  die 
Sicherung  des  Lohueinkommens  der  Arbeiter  für  die  Zeit  ihrer  Arbeitsfähigkeit  zu 
städtischen  Diensten  und  die  Fürsorge  für  die  Arbeiter  in  der  Zeit  der  Arbeitsunfähig- 
keit oder  wie  man  auch  kurz  sagen  kann:  Stabilisierung  mit  Pensionsberechtigung. 
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Ausgehend  von  einem  mit  groo^em  Fleieee  znsammengetragenen  Thateachf'n* 
materiale  stellt  der  Verfasser  noch  eine  Reihe  anderer  Eigenthümlichkeiten  dieser 
Dienstrerh&Itnisse  fest,  welche  die  Analogie  derselben  mit  dem  Beamtenthum  auch  nach 
anderen  Seiten  hin  erkennen  lassen,  so  das  Bestehen  eines  Gewaltverhältnisses.  nicht 
bloss  eines  obligatorischen  Verhältnisses  trot^  vertragsmässiger  Begründung  desselben, 
die  Abhängigkeit  der  Anstellung  von  gewiitaen  moralischen,  körperlichen,  eventuell  sogar 
geistigen  QualiUcatlonen  des  Anzustellenden.  die  Uebernahme  besonderer,  nicht  jedes 
Mitglied  des  Gemeinwesens  in  gleichem  Maasso  treffender  Verbindlichkeiten  durch  den 
Angestellten,  sowie  hinwledernm  die  Kinräuinung  gewisser  Rechte  an  dieselben.  Das 
wichtigste  aber  bleibt:  die  Anstellung  auf  Dauer,  die  bleibende  Versorgung  des  Arbeiter* 
beamten  auch  ausserhalb  seiner  berofliohen  Thätigkeit,  eventuell  unter  Zuhilfenahme 
der  reichsgesetzlicben  Versieherangseinriebtungen  mit  entsprechender  Ergänzung  und 
Fortbildung  derselben,  endlich  der  Minimallohn 

In  diesem  letzteren  Moment  erblickt  Klien  freilich  ancb  gerade  wieder  das 
unterscheidende  Kriterium  zwischen  dem  Arbeiterbeamten  und  dem  ein  Gehalt 
beziehenden  normalen  Beamten.  Beide  böten  zwar  gleichmässige  Fundierung  des 
Einkomtnena,  der  Minimallohn  unterscheide  sich  aber  vom  Gehalte  durch  die  grossere 
Abhängigkeit  von  der  wirUchaftlichen  Dago  und  damit  durch  die  beschränkte  Oeltungs* 
dauer  Klien  weist  auf  die  thatsächlich  in  Frankfurt  a.  M.  wie  in  Mannheim  nothwendig 
gewordene  Revision  der  städtischen  Lohntarife  fQr  die  „Arbeiterbeamten**  dieser  beiden 
Städte  bin  und  knßp^  daran  die  Forderung  einen  periodisch  — etwa  von  2 zu  2 oder 
S zu  3 Jahren  — erfolgenden  Revision  der  Lohntarife  überhaupt,  wobei  er  auch  an  eine 
Herabsetzung  der  Löhne  denkt. 

So  sehr  man  sich  auch  mit  den  vielfach  ganz  vortrefflichen  AasfQhrungcn  über 
Gleichartigkeit  und  Versrhiedenartigkeit  der  Interessen  und  der  Stellung  des  Arbeiter- 
beamten einerseits,  des  normalen  Beamten  anderseits  einverstanden  erklären  kann,  so 
scheint  mir  in  diesem  Punkte  doch  eine  petitio  principü  vorzuliegen.  Die  periodische 
Revision  solcher  Lohntarife  erscheint  gewiss  ganz  zweckmässig,  sie  ist  unbedingt 
zu  fordern.  Man  spreche  aber  doch  nicht  von  einem  Lohnminimum  dort,  wo  der  Lohn 
im  Falle  wirtschaftlicher  Depressionen  grundsätzlich  (vgl.  inabes.  S.  201)  auch  „in 
pejus“  revtdiert  werden  kann.  Ob  man  sich  beim  Arbeiterbeainten  prin<ipie)l  für  die 
Veränderlichkeit  des  Lohnes  auch  mit  der  Zulässigkeit  der  Herabsetzung  bereits 
geltender  Lohnsätee  entscheiden  solle,  ist  eine  Frage  für  sich.  Entscheid'*t  man  sich 
für  die  Bejahung  derselben,  dann  wird  man  mit  Klien  zwar  immer  noch  den  B^'amten* 
Charakter  als  vorhanden  anschen  dürfen,  aber  man  verzichtet  damit  doch  wohl  auf  den 
„Minimallohn“.  Und  insofern  erscheinen  mir  Minimallohn  und  Arbeiterbeamtenthum  zwei 
selbständig  nebeneinander  bestehende  gewiss  verknüpfbare,  aber  nicht  unbedingt  zu  ver- 
knüpfende Ziele  der  Arbeiterpolitik  in  politischen  VerwaLungskOrpem  zu  sein.  Allen, 
die  sich  über  den  Stand  der  beiden  Fragen  in  Deutschland  orientieren  wollen,  kann  das 
Buch  gleichwohl  aufs  beste  empfohlen  werden. 

Karlsruhe.  v.  Zwiedineck  Südenhurst. 

Lorenzoni  Dr.  Giovanni:  La  Cuoperazione  agraria  nella  Germania 
moderna,  Saggio  desenttivo  e teorico,  Trento,  Societa  tip.  ed.  Trentina. 
19m  e 1902.  U vol.  366  e 308  pag. 

Das  vorliegende  Werk,  die  Frucht  langjähriger  Studien,  denen  der  V'-rfasser  zum 
Theile  in  Deutschland  selbst  sich  gewidmet  hat,  soll  nicht  nur  einen  „kleinen  B<-itrag 
zum  giossen  Gebäude  der  Wiss>nschaft  liefern'*,  sondt-m  auch  die  Grändong  von  K'werbs* 
und  Wlrtschaftsgenossenschaftcn  aller  Art  fördern  in  erster  Linie  in  der  H'-itnat  des 
Verfassers,  im  italienischen  Theile  Tirols,  Ich  halte  den  Gedanken,  dass  g>-rad«‘  in  jenem 
Gebiete  vermöge  seiner  eigenartigen  Production«*  und  Besttzverhältnisse  die  Entfaltung 
des  agrarischen  Oeno8senschaft’>we>ens  überaus  nützlich,  ja  vielleicht  eines  der  Haupt- 
heilmittel  fiir  die  bestehenden  wirtHchaftlidien  UcbelstAnde  sein  würde,  für  einen  dnrcliAus 
gesunden  i.tas  gilt  vor  allem  für  jene  Land*  htlieile,  welche  die  typischen  Gebiete  des 
Parcellenbesitzes  und  gleichzeitig  der  intensivsten  Culturen  sind.  Dass  ein«  eingehende 
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Studie  über  den  StAnd  dea  Genosaenachaftawesen  in  dem  Trirtecbaftlich  so  Tielgestaltigen 
und  mächtig  entwickelten  Deutschen  Keiche  dieses  Ziel  wird  fördern  können,  dürfte 
umsomelir  anaser  Zweifel  stehen,  je  mehr  der  Inhalt  des  Werkes  durch  die  Tagesliteratur 
und  durch  populäre  Schriftchen  der  ja  vorwiegend  sehr  intelligenten,  wenn  auch  leider 
noch  wenig  unterrichteten  Bevölkerung  bekannt  gemacht  würde.  Leider  widmet  sich  aber 
die  Journalistik  vielfach  weniger  wirklich  fruchtbaren  Zielen,  als  politischem  Zank  und 
dürfte  sie  daher  kaum  sehr  als  Förderin  der  Bestrebungen  unseres  Autors  in  Betracht  kommen. 

Oie  rein  wissenschaftliche  Aufgabe,  welcher  sich  Lorenzooi  unterzogen  hat.  deckt 
sich  zwar  keineswegs  mit  derjenigen,  die  Krtl  und  Licht  in  ihrem  grossen  Werke: 
.1)88  landwirtschaftliche  Genu^seuschaftswesen  in  Oeutschland“  sich  gestellt  haben;  es 
liegt  aber  in  der  ^atur  der  Sache,  dass  sich  viele  Berührungspunkte  ergehen;  im  übrigen 
steht  das  Werk  den  ähnliche  Gegenstände  behandelnden  Schriften  des  veistorbenen 
Habheno  näher,  ja  es  ist  vielleicht  gestattet,  es  als  Fortsetzung  in  erweitertem  und 
Wühl  auch  in  maucher  Richtung  vertieftem  Sinne  zu  den  Arbeiten  dieses  überaus  verdienst- 
vollen  Gelehrten  zu  bezeichnen. 

Oer  erste  Band  bebildert  nach  einer  Einleitung,  welche  di«  historische  Entwickelung 
der  landwirtschaftlichen  Berufsorganisationen  io  Oeutschleud  darstellt,  die  verschiedenen 
Können  der  Cooperation.  Dabei  versteht  der  Verfasser  unter  landwirtschaftlicher 
Genossenschaft  jede  freiwillige  und  dauernde  Vereinigung  von  Grundbesitzern  und 
sonstigen  landwirtsciiaftlichen  Untemehmeni,  welche  eine  Förderung  aer  wirtschaftlichen 
Zwecke  des  laudwirtschaftlicheu  Betriebes  anstreben.  Oie  Kintheiluug  der  Genossenschaften 
erfolgt  dabei  auf  theoretischer  Grundlage  nach  ihren  unmittelbaren  Zielen,  je  nachdem 
durch  sie  die  Froductionskosten  verringert,  eine  bessere  Organisation  der  Herstellung 
und  des  Verkaufes  der  Producte.  eine  Monopolisierung  der  Preisbildung  oder  endlich 
eine  Verringerung  des  Unteruehnierrbicos  angestrvbt  wird.  Oas  erste  Capitel  bebandcU 
die  Creditgenossensebaften  bis  ins  Einzelne  und  illustriert  seine  Ausführungen  mit  einer 
Mt^nge  statistischen  Materiales.  Bein  Urthei]  über  den  jetzigen  Stand  dieser  Organisationen, 
je  nachdem  sie  Besitz-  und  Melioralionscredit  oder  Betriebscredit  zu  beschaffen  haben, 
fasst  der  Autor  auf  den  Seiten  88  ff.  in  höchst  günstigem  Sinne  zusammen,  indem  er  den 
Satz  ausapricht.  Oeotschland  besitz«  den  vollkommensten  Organismus  von  Personal-  und 
liealcreditgenossenschaften,  der  bisher  je  existiert  habe  und  der  übertUes  grosse  Lebens- 
kraft und  Entwickelungsfähigkeit  aufweise;  der  Wucher  aber  sei  in  Oeutscbland  vom 
tlacbeu  Lande  so  gut  wie  verschwanden.  Ich  will  hier  nicht  die  Frage  erörtern,  ob  dieses 
Urtiieil  in  seiner  Allgemeinheit  nicht  um  eine  Nuance  zu  optimistisch  ist,  denn  insoweit  bat 
der  Autor  gewiss  recht,  als  er  die  bewunderungswürdige  Entwickelung  des  deutschen 
Genossenschaftswesens  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  anerkennt  und  als  er  hofft,  die  in 
der  deutschen  Nation  lebende  Kraft  der  Entfaltung  lasse  für  die  V'ervollkommnung  des 
Sjstemes  alles  erhoffen,  liii  Kabinen  des  Problemes.  dessen  Lösung  ja  auch  in  Oesterreich 
auf  der  Tagesordnung  steht,  und  das  die  Art  der  Beschaffung  agrarischen  Gredites  in 
wirtschaftlich  vollkommener  Weise  und  in  genügendem  Maasse  betrifft,  vrird  den  Genossen- 
schaften unter  den  heutigen  Verhältnissen  und  wohl  für  lange  hinaus  gewiss  eine  weit- 
gehende Bedeutung  zuerkaimt  werden  müssen ; ob  und  in  wie  weit  sie  aber  — das  sei 
nebenbei  bemerkt  — allein  berufen  sind,  der  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  das  ist  eine 
Frage,  die  noch  nicht  ohneweiters  und  die  gewiss  nicht  ein  für  alle  Male  und  für  alle 
Btadieii  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  gleichmässig  beantwortet  werden  kann.  Die 
moinentane  Gestaltung  der  Verhältnisse  in  einigen  österreichiachen  Ländern  ergibt  hier 
wichtiges  und  lehrreicltes  V^ergleicbnngamatcrial.  Aus  den  späteren  Capiteln  d^  ersten 
Bandes  sei  noch  besonders  auf  die  actuelien  Ausführungen  über  das  Thema  der  Vermittlung 
landwirtschaftlicher  .Arbeit  verwiesen,  deren  Bedeutung  stets  zunimmt  und  die  sich  mit  der 
T^oliitbewegung  und  deren  Einflüsse  auf  den  Wirtscbaftsprocess  und  seine  ökonomischen 
Erfolge  verquickt  (s.  insbesondere  B.  149  ff.) 

Wenn  der  erste  Tfaeii  von  Lorenzonis  Werk  vorwiegend  historUch-niorphoIogUcb 
i»t.  tritt  im  zweiten  theoretische  Analyse  und  Kritik  in  den  Vordergrund  und  zwar  nicht 
uur  vom  socialen  und  wirtschaftlichen,  soodem  auch  vom  rein  juristischen  Standpunkt« 
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aas.  leb  mochte  hier  nicht  aiiterla^sen.  di<>  angehenere  Bedeutung  der  juriitisch  richtigen 
Oonstructioi]  wirtecha/tlichcr  Organisationen,  den  einscbiieidendCD  gegenseitigen  Einduss 
der  wirtschaftlichen,  socialen  und  nächtlichen  Ideen  und  Kntwickelungsatadien  besonders 
zu  betonen.  l>as  zweite  Capitel  ist  übrigens  für  uns  das  wichtigste,  weil  es  eben  die 
wirtschaftlichen  Gesichtspunkt«  in  den  Vordergrund  rückt  und  weil  es  den  Gedanken 
Pantaleonis  zum  Siege  zu  führen  sucht,  dass  die  Genossenschaft  an  sich  nichts 
durchaus  eigenartiges,  durch  irgend  ein  Moment  aufscblies&end  chamclerisiertes,  dass  sie 
vielmehr  dasselbe  sei.  wie  jede  andere  wirUchaftliche  Association,  von  anderen  unter- 
schieden nur  durch  ihr  Subject  und  durch  ihre  Ziele  (S.  90  f.)  Ich  musf«  hier  bemerken, 
dass  mir  diese  Auffassung  Pantaleonis  nicht  richtig  scheint;  theoretisch  Hesse  sich 
darüber  streiten;  historisch  und  practiscb  haben  nun  aber  in  den  meisten  Culturstaatcn 
eben  nur  gewisse  Associationen  die  Bezeichnung  Genossenschaft  erhalten  — ich  spreche 
hier  nicht  nur  von  den  agrarischen  im  Sinne  Lorertzonis  — und  sich  bis  zum  heutigen 
Tage  ausschliesslich  bewahrt,';  und  wenn  nun  diese  sich  heute  z.  B.  von  den  Actien- 
gesellscbaften  durch  die  sociale  .Stellung  ihrer  Mitglieder  — die  ja  überdiea  unter 
L'inst&nden  nur  Arbeit  und  gar  kein  Capital  beizusteuem  vermögen  — und  durch  ihre 
eigenartigen  Ziele  unterscheiden,  so  sind  diese  Momente  nicht  nebensächlich,  sondern  sie 
schaffen  für  den  momentanen  Stand  der  Entwickelung  nicht  nur  innerhalb  des  Uabmeus 
der  AssociaGonen  eine  eigene  Kategorie,  sondern  unter  Umständen  sogar  cta'as  den  anderen 
Associationen  Gegnerisches.  Dass  fortschreitende  Entwickelung  eine  Ausgleichung  hervor* 
rufen  und  die  Genossenschaften  ihres  besonderen  Wesens  entkleiden  kann,  daran  ist  nicht 
zu  zweifeln;  wir  müssen  aber  mit  den  gegebenen  Thatsachen  rechnen,  nmsoniebr  als  die 
Cooperation  nie  ein  rein  juristisches  oder  rein  ökonomisches,  sondern  stets  ein  Juristisch- 
Ökonomisches  Gebilde  ist.  Mir  scheint  übrigens,  dass  der  Verfasser,  streng  genommen,  nnch 
seinen  eigenen  Ausführungen  weniger  dem  absoluten  Standpunkte  Pantaleonis,  als 
meinem,  wenn  ich  so  sagen  darf,  relativen  nahe  steht.  Uehrigetis  darf  nicht  übersehe» 
werden,  dass  Lorenzoni  den  BegrilT  der  agrarischen  Geuossenschaft  in  einem  Sinne 
abgrenzt,  der  ihn  von  vornherein  für  die  Auffassung  Pantaleonis  prädisponieren  uiuaste. 

Das  dritte  Capitel  behandelt  das  sonst  leider  vielfach  zusehr  unterschätzte 
psychologische  und  moralische  Element  in  der  Genossenschaft,  das  sich,  wie  Lorenzoni 
beweist,  allerdings  auch  insoweit  Ziele  in  Betracht  kommen,  schwer  concreter  fest- 
stellen lässt,  als  dies  etwa  für  eine  nicht  allzuweit  abliegende  Organisation,  die 
österreichischen  Berufsgenosscnschaften  der  Landwirte,  im  bezüglichen  Reichsgesetze 
geschehen  ist.  — Dass  der  Verfasser  sein  Thema  vorurtbcUslos  angefa&st  hat,  beweist  die 
Thatsache,  dass  er  die  Genossenschaft  nicht  für  unbedingt  und  ihrem  Wesen  nach 
nützlich  erklärt,  sondern  auch  ihr  nur  eine  relative  Bedeutung  als  unter  Umständen 
wirksames  Mittel  zum  allgemeinen  Cultuncwecke  zuerkennt.  Dass  er  sein  Thema  muthig 
von  allen  «Seiten  anfasst  und  seinen  organischen  Zusammenhang  mit  alicti  anderen 
Wirtschafts*  und  sodalpolitischen  Fragen  festhält,  bildet  einen  weiteren  grrtssen  Vorzug 
seines  durchaus  tüchtigen  und  wertvollen  Buches.  * Schullern. 
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VEBU6  VON 

WILHELM  BBArMÜLLEft  in  WIEN  UND  LEIPZIG,' 

K.  Ü.  K.  HOF-  UND  üNlVEBSlTiTfi-BrCHHÄNDLiai. 


„Bin  OesteiToichisches  Compendium“ 

oenni  der  IterrorrAfttfiida  Kritiker  uod  Feuinetonifti  Kmll  Kak  in  einer  am  2S.  Octe- 
ber  r.  J.  jpt  ^b«adbl^  des  ^tntm  WJeat r Tti^Ull»»^  erNbienenca  sotfübr* 
Hcbeo  nenrspaltigeD  Mpreckan’^  da«  soeben  abgeachloitene  and' In  meinem  Verlag 
I erscblenrne  Wen: 

Geschichte  Oesterreichs 

mit  besonderer  BOckeicht  auf  das  Culturleben.  . 

Von  Professor  J>r«  Fnuu  Kaiila  Direcdor  der  Landesoberredidmle  in  Oras. 

Zweite,  veMeUUdlg  ■■gearbeitete  Aeltaff* 

S starke  Blade  broschiert  K 87*60  in  2 elep.  Heibfnnxbtnden  K S4*60. 

.tka*r  Z*Jt«htr  bt  *is  mMh«  MOsUbhar  «ed  »tmtiit  Ustar  Bathlllswai  waltabfe* 
SsMolMif  WlrkatBkaU  Uv  b«I  liM  USnaMrs'  d*«  KSaara«  and  dss  VflMea*  akkt  jnr  la  hiuSs, 
»ad  osr*  ■Siliii  botaiar rar»  Ala*  dST  »la  N«n«  abbt  Vrrtrurt  l«i,  der  aa  v«ri<1rat, 

la  Kbiaa  fvaaaat  «a  Wrrdaa,  la  CMO«  l«bi  aa  aU  Mabb,  aia  S«aaldliaBior,  ata  aiiUar  OaHbrUr, 
ala  UUtarlbar,  dar  aoabaa  aU  dar  awiStae  aad  vallatladit  aiatrarbalutaa  Aaftafa  »iaea  adUhtifra 
Warbaa  var  die  sfo|aa  Wall  dar  Labrroöea  aad  Untaadaa  irHt.  Oa  la«  dtaa  Dr.  rraa«  Martta 
PUaaSor  dar  Laadanbarraalaabala  la  Ormt,  S«aaaa  Daab  «Qaacbiaeta  Oaaiamlcba  aiH 
baeoadarar  RIrkaiabt  anf  Haa  CalcuHabaa'*  aaf  dla  Aarriwatraef  AaasFueb  aiachi,  aa  aal  darla  Haa 
lalii  fiTarflaffti  JriM  t*^'t***  Uafaa  nafrvbaboadrrt  Hattan  la  Orsaafomat 

aiafaaaaa  dla  baidaa  SSada  diaaaa  Wariaa  aad  aW  aiad  SbrraltUol  adl  tlaar  FStIa  vaa  Wtaara 
. aad  Arbalt,  4aa  TrSebtra  aadl'Maa  ri»l*aai^  d«m  Araaasraa(«a  alaar  rtlfira.  aW  aataabtadaaan 
aad  laaDaHafiM  Oaalaau«Y,  E«  lal  kala  Mtckira,  Uktarlliar  la  naaotrelib  ta  ttm,  a»  allrr* 
«ralfafaa  ISr  ataaa  Daamtaa  daa  SiaateM  aa  Baltaa.  dla  aakbr  «lad,  uaW  da«  Waliaa 

Toa  f>y«araiaa,  dla  daa  »naaucaa  aaitllrba  Varb^raebaa  rinar  baatlmaitaa  Odtaa»aafr5Biaaa  vac< 
»iMaa  laa*aa.  Mao  bat  fat  roa  dar  ObJaatlvitJi  dar  RUiorlKar  aa  radra,  ao«r  der  Uaarblcbla* 
acbralbar  (>l  J*  laslaleb  ata  Maas  daa  Tafa«,  ar  lai  ala  BSiyrr  dlaacr  Walt,  ar  vmaac  *lrb  das 
BladrSaada  aad  EhrifdMra  dar  Eratahnof,  dar  P»rtalansabOf%bali,  dar  SiaiMW  ■a"aoaiaaachaft 
alehi  am  aoUWbaa;  la  dm  Orada,  la  wrl^baot  ar  daa  aaigiairbasilaa  Wrg  aa  Sadea  «aaba  |o  dar 
naanbaRaas  aea  Rr«cbaloaar»a  dar  Vantaocaabati  «ad  Ibraa  RHUilnurraar««  »tt  dla  (Wf«a> 
wiaX,  aalst  alab  «alo  KSea«».  ^Kmr  JKarbn  JBrjwf  (harMcAIr  flarlirarAIr  6d  «ih  WWe,  tarfeHra  tilgt- 
tmttk  «ad  Adcdal«  4ta  Aalara  ^mkurt,  Mid  dac4  kämdti  «m  daraSwaai  dam  mm  dastoeSor 

mmd tmmmUtr  MamM  tk  kat.  8alb*«USU«va  >«&iabaa,  BOfain  aiU  cM|»Ua> 

tmriaetim  PMa«,  »snvbi  aai  daa  6«Uaa  dlraaa  Watbaa,  ba<  aller  UbJartivU&t  aWr  affosbart  alcb 
dla*«  UoaiaÜaUao,  aa  «bia  *«l«ba  alehtbar  wird,  alebt  aabOo«.  Owarrivlrb«  HUtoribar  ailar  Zaltaa 
llait  S*r  Yarimmrr  **m  Wm  JtoaiBva.  abar  rr  babSU  ikh  daa  JSa'iaribaO  rot,  aad  rpaM«  (ai.  aiaa 
boaa  Blebt  aadars  aor«,  «ia  — batarralrhUabaa.*  •«>  »i«f|iArpd<  Rayraed^J 

Dies,  tor  Probe  sos  dem  obenerw&hnten  Keferat,  welebos  Rsammangell- halber 
hier  nicht  abgodmekt  werden  kann. 

-Dlie  Bach  vea  Oeaterraleh  M efa  reapect- 
- haiackaadea  Preduct  daaUcher  ArbeitakraR  la  diaaaa 
Tagei,  eed  daram  haben  «If  aeloer  ta  diteer  Stelli 
to  avarBbrtIcb  gedacbL*  Eall  Kah. 

Ein  Werk,  welches  io  der  BQcherei  keines  Oesteneirhers  fehlen  sollte. 

lat  daich  Jede  bnaen  Bacbhtndinng  in  btiiehen.  — Wa  CTMthetl  »Icht  «rbsltlicb, 
bitte  lieh  an  die  VeHigsfaaadluag  la  wenden,  'welche  danelbn  gegebenenfaHi 
noch  inr  Analebt  roriegtn  lilitt. 
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Behrifteu  Toa  J>r..  Enut-BeauliBB,  k.  k.  Pcofetaar-m-^er 

UnTvenittt. in  Innsbruck;  > ' 

i •'il 

! Da«  PfaadrMht  an  beiregllc'hen  Sacliei‘'’' 
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jtit  bcMad.  Berdckriehtigang  d«t  klrgTrlidieB  GcMtiliaehM  für  du  Deoticbe  Beleb. 

' Erste  Abtbeilang:  Or.  8*  (XII.  366  8.),  ' IT  30  b » fl  H. 


Zur  Lehre  von  der  Reehtskraft 
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ud  qcm  £ctwiufe  rom  Jdwe  1881/ 
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(bis.  Ton  Dr.  Ilcmaan  Bladlgjon. 
pr.8*(XJV.400  9).  BJCflOA  — 8M. 
a — ; - 

'Handbuch  des  intemationaleo 
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'Ueber  die  socialen  Auf^ben 
der  Rechtsvfissenechaft 

bannratioDsrede,  gehalten  an  84. 
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a Z.  Rector  der  Wiener  TTalrernUt. 
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Die  geschichtlichen  Grundlagen 
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- ,e^ 

]Qa  Bettrcfr  nr  Bec^HUtaaf  -dcc^ 
hctcirelcbiieben  Stqatsrechtef, 

,Dr.  Frau  Haqke,  a.  (C  Firof^r 
dar  Keeba  a«  dar  Ürnrefattfl  ia* 
Cseroowltz. 
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Qr.  8*  (VI.  93  9);  2 K < 


iM.ee  Pf. 

Der  Uebergang  zur  GoldwShnin^ 

Vatonaehugen  Ober  dü  .Waitf>ra- 
bkme  der  Ofterreicbiscb^na^riadieo 
Vtlatanfbrni.  Ton  Dr.  Xaif  KdAmy 
Profoaiffc  an  dar  k.  ka  Utiireraitit  in . 
Wien. 

Of.  B*  (88  8.>a  1 X 20  b » I M. 


yf.i 


f . Die  Arbelts-StotlSftlk 

mH  besonderer  Berttcksirbtigung  des ' dsterreiebischf n OeeelMiibrarfea 
•'  nbi'd'  der  Reformantrtge.  '* 

■ Eins  krltisebe  Stndia.  Von  Siegfried  TtrkaL 
Gr.  8»  (78  9).  I E 80  A = 1 M.  Pf. , 


Durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen. 


I •’ 


Or*ck  T«a  M.  lUkrwr  ta  nrBaa. 

«-Ai  •-  — ' - 
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